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Bei  der  Ausgabe  des  ersten  Hefbes  des  Archivs  für 

öffentliches  Recht  halten  wir  es  für  geboten  mit  wenigen 
Worten  die  Aufgabe  zu  beKeichneDy  deren  ErfüUang  sich  das  neue 
Unternehmen  zum  Ziel  gesetzt  hat. 

Bas  Archiv  für  Öffentliches  Recht  ist  bestinunt,  dem 
gesaomiten  Kreis  der  Staats  rechts  Wissenschaften  als  selbständiges 
Organ  za  dienen,  um  dadurch  Staatsrecht,  Yerwaltungs- 
recht  und  Völkerrecht  in  Theorie^  Gesetzgebung  und  Kritik 
Ton  der  immer  enger  werdenden  Umklammerung  der  rein  oko- 
nonüschen  Studien  zu  befreien,  deren  kräftigem  Drucke  sie  in  der 
heutigen  periodischen  Literatur  Deutschlands  zu  erliegen  droben.  So 
sehr  der  einsichtsroUe  Jurist  die  hohe  Bedeutung,  die  Grösse  des 
KiiHuiiSes  zu  ermessen  weiss,  welche  Nationalökuiiomie  und  W  ii  tli- 
schaftspohtik,  Finanzwiasenschaft  und  Statistik  auf  die  Ausbildung 
der  Begriffe  und  Einrichtungen  des  öffentlichen  Rechts  zu  nelunen 
berufen  sind»  so  kann  derselbe  doch  auch  nicht  darauf  verzichten, 
dass  das  feste  Jüeclitsgebilde  einmal  aus  dem  Müsse  des  Werdens 
genommen  und  in  siemer  gesetzlich  gegebenen  Form  der  wissen- 
scbafthchen  Prüfung ,  der  Untersuchung  seiner  functiouellen 
Bedeutung  innerhalb  des  gesammten  Eechtssystems 
sngeföhrt  werde. 

Dies  wird  aber  zweifellos  erschwert  durch  die  unablässige 
Venaeugung  der  staatsrechtlichen  Probleme  mit  den  Aufgaben 
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und  Projekten  der  mitten  im  Gühruiig^prozesse  befindlichen  öko- 
nomischeik  DiscipHnen  und  ihrer  HiU&wisseiiBchaften  rein  tech- 
nischer Natur.  Das  allgemeine  Interesse  hat  sich  in  Deutschland 
der  juristischen  Erfassung  der  staatlichen  Einrichtungen  mit  er- 
neuter Kraft  zugewendet.  Die  wissenschaftHchen  Probleme,  welche 
das  positive  öffentliche  Becht  in  grosser  Zahl  darbietet,  sind  nach 
lanf^er  Veniachlüssigung  wieder  zum  Gegenstande  eifriger  geistiger 
Arbeit  geworden.  In  unablässiger  folge  erscheinen  zahlreiche 
Erörterungen  über  Fragen  des  üffentUchen  Rechts  und  von  allen 
Seiten  werden  Beiträge  zur  vollständigeren^  tieferen  und  besseren 
Erkenntniss  desselben  geliefert.  Aber  diese,  zum  Theil  sehr  werth- 
ToUen  Arbeiten  sind  entweder  in  einer  Menge  von  Zeitschriften 
zerstreut  oder  von  der  Gefahr  bedroht,  welcher  selbstständige 
Schriften  Über  spezielle  Fragen  unterliegen»  nach  verhältnissmäsug 
kurzer  Zeit  übei'sehen  und  vergessen  oder  schwer  erreichbar  zu 
werden.  Dieser  Zersplitterung  und  Verzettelung  kann  nur  Ab- 
hülfe geschaö'en  werden,  wenn  die  jetzt  bestehende  literarische 
Verbindung  des  öffentlichen  Rechts  einerseits  mit  der  Volkswirth- 
schaft,  ^Statistik,  Finanzwissenschaft  und  Pohtik  und  andererseits 
mit  den  Übrigen  Zweigen  der  Rechtswissenschaft  gelöst  und  dem 
üffenthchen  Recht  eine  eigene,  ihm  speziell  zugeiiurige  Heimstätte 
bereitet  wird. 

Die  wissenschaftliche  Arbeit  innerhalb  der  periodischen  Presse 
ist  in  allen  FfiUen  mit  dem  nothwendigen  Uebelstande  einer  ge- 
ringereu UebersichtUchkeit  des  Geschatlenen  verbunden.  Jeden- 
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fillls  sinkt  aber  dieser  üebelstand  in  demselben  Maasse  als  durch 
eine  coustante  Ausscheidung  iremdartiger  Materien  die  grösst- 
mögliche  Homogenität  des  behandelten  Stoffes  erreicht  wird. 

Die  Durchfuhrung  dieses  in  den  Gebieten  des  Privatrechts, 
des  Prozess*,  Stra&echts  n.  a.  mit  Erfolg  festgehaltenen  Principes 
bildet  die  erste  Aufgabe  unseres  Unternehmens,  welches  der  aus 
ihren  innegehabten  Positionen  TerdrSngten  Staatorechts Wissen- 
schaft eine  von  den  ökonomischen  Disciplinen  gesonderte  feste 
Statte  zu  bieten  sucht. 

Neben  dieser  speciahsirenden  Wirksamkeit,  die  wir  wohl  als 

denjenigen  {'unkt  in  der  Exibteiizfrage  unserer  Zeitschrift  be- 
trachten dürfen,  welcher  am  wenigsten  der  Vertheidigung  bedarf, 
ist  derselben  ein  weiteres  Feld  i)ü!5itiYen  Schaffens  gcöflnet. 

Frei  Yon  parteiischer  oder  methodischer  Einseitigkeit,«  der 
uidividücUen  wissenschaftlichen  Ueberzeiiguug  l)reitesten  Spielraum 
gewährend,  hoilt  das  Archiv  für  öffentliches  Recht  mit 
Hülle  bewährter  fachlicher  Mitarbeiter  des  In-  und  Auslandes 
durch  die  sorgflUtige  Pflege  der  Theorie  und  der  Wissenschaft- 
Hohen  Kritik,  durch  gewissenhafte  Berichte  über  die  Bewegung 
innerhalb  der  Gesetzgebung,  Aecbtsprechmig  und  Staatsverwal- 
tungspraxis ein  genaues  Spiegelbild  von  dem  jeweiligen  Stande 
und  den  Fortschritten  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
in  Deutschland  und  den  wichtigeren  ausserdeutscben 
Staaten  bieten  zu  können*  Der  den  parteipolitischen  Ton  ver- 
meidende rcchtswiiisenschafthche  Charakter  des  Aichivs  eröffnet 
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den  i^IiUrbciteru  die  Möglichkeit  die  uatioualen  Eiuriciituugcu  aller 
Coltiirstaateii  in  wissenschaftlicher  ObjectiTitat  einer  DarsteOting 
und  Prülimg  zu  unterzieben.  Dabei  soll  durch  eine  plaamäasig 
organisirte  Beaibeitong  bestinunter  Fingen  dnrch  die  Vertreter 
der  verschiedenen  Bechtsgebiete  dem  Gedanken  der  rechtsver- 
gleichenden DarsteDnng  innethalb  des  Sffentlichen  Bechts  Yer- 
wirkHchung  gegeben  werden. 

xiuiserdcni  wird  aber  das  Archiv  für  üff  entlieh  es  Recht 
—  Ton  der  Erwägung  geleitet,  dass  die  Erweitemng  des  deutschen 
Afaclitgcbietes  über  die  Grenzen  Europas  hinaus,  und  die  knUu- 
relle  Entwicklung  deutscher  Ansiedlungen  in  fremden  £rdtheilen 
ihre  wissenschaftliche  Er^'ünzung  in  der  schärferen  Ausprä^uug 
der  völkerrechtlichen  Institutionen  finden  müssen,  —  dem  inter- ' 
nationalen  Recht  und  dessen  reichen  Verzweigungen  inten- 
sivere Bearbeitung  im  Geiste  und  im  System  deutscher  wiisen* 
schaflHcher  Stoff behandku ig  zuzuwenden  bemüht  sein. 

In  der  Verlagsfinna  J.  C.  B.  Mom  (Paul  Sisbeck),  welche 
sich  seit  den  Tagen  Mohl's,  Mittermaieh's  und  Staul's  lun  die 
literarische  I«  ordemng  des  öffentlichen  Aechts  wohl  verdient  ge- 
macht hat,  ist  dem  Archiv  für  öffentliches  Becht  eine 
sachkundige  und  kräftige  Stfttse  gesichert. 

Möge  demselben  auch  die  werktliätige  Förderung  der  Fach- 
genossen  im  In-  und  Auslande  in  reichem  Maasse  zu  Theil  werden. 

Die  Herausgeber. 
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Das 

Internationale  äyatem  zur  Unterdrückung 

des 

Afrikanischen  Sklavenhandels 

in  seinem  heutig^en  Bestände. 
Von 

F.  TOH  Mautitz, 

oril.  Proferaor  da«  Affanlileben  Raclit«     dar  üiiSveralMl  TtkUnfan. 

I. 

Als  die  Regierung  des  deutschen  Kaisers  dorch  Circnlar- 

erlass  vom  6.  OctoluT  1884  ')  im  Kinverständniss  mit  derjenigen 
der  franztisischen  i{('j)iil)lik  -')  <lio  bei  dem  Handelsverkehr  mit 
Afrika  lutLiessirten  Miiciite:  also  Grosshritannien ,  die  Nieder- 
lande, Belgien,  Spanien,  Portugal  und  die  VcMcini^^ton  Staaten 
von  AmtTika,  zur  Besendung  einer  in  Berlin  abzuhaltenden  Con- 
fei'enz  einUden  und  darauf  eine  Aufforderung,  an  den  Berathun- 
gen  dieser  Conferenz  Theil  zu  nehmen  auch  an  die  anderen 
Grossmachte,  nächstdem  noch  an  Schweden-Norwegen  und  Däne- 
mark, endlich  au  die  Türkei  richten  liess     ging  sie  von  der  Vor- 

Aktenatadce  betr.  die  Kongo-Fkage,  dem  Bandesratli  uid  Beiehstag 
Torgel^rt  im  April  1885,  Nr.  38. 

*)  Notenwutaiueh  Tom  13.  29.  80.  September,  2.  Oktober  1884,  ibid. 

Nr.  84-37. 

')  An  der  Berliner  Confenmi  haben  demnach  14  Machte  Thcil  genommen; 
nftmlich  Vi  eoropruschc,  m.  a.  W.  ganz  Enropa  —  es  fehlten  lediglich  die 

europäischen  Kleinstaaten  und  die  Scliwei?:  n(  l)st  ilen  '5  orientalischen  TC<*>ni|L,'- 
reicbenQriecbeulAQd,  Rumänien,  Serbien  —  and  die  nordamerikanisebc  Union.  Dass 

1* 
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aussetzimg  ans,  dass  die  zu  ji^emeinsamcr  Verhandlun^j  berufenen 
Begieruiigen  alle  in  gleiclu  r  Weiso  von  dem  Wunsciic  erfüllt 
seien,  den  dunkeln  Welttlu  il  diu  Segnungen  europaisclior  CiTili- 
sation  zu  erschtiessen.  sei  ihr  gemeinsaines  Streben ,  auch 
den  afrikanischen  Oontinent  dem  allgemeinen  Handelsverkehr  zu 
öffnen,  für  seine  materielle  EntmcMung  Sorge  zu  tragen ;  seine 
Bewohner  auf  eine  höhere  Stufe  der  Gesittung  zu  fiihren,  die 
Misjiiuueu  und  andere  die  Hebung  des  m(  i  li^chen  und  intel- 
lektuellen Bildungsstandes  bezweckende  Aiisialteii  m  fördern, 
insbesondere  die  Beseitigung  der  Sklaverei,  vor  Allem  des  Sklavc  n- 
handels,  getreu  der  bereits  1815  im  Wiener  Congresse  feierlich 
übernommenen  Pflicht,  vorzubereiten.  Eine  solche  Au^be  könne 
nun  aber,  da  ein  alle  Nationen  interessirendes  Wirthschaftsgebiet 
in  Frage  stehe,  nur  in  gemeinsamem  Vorgehen  gelöst  werden. 
Es  sei  demnach  rathsam,  die  seit  Jahrzehnten  Ostasien  gegen* 
über  erprobte  Pohtik,  mit  welcher  man  die  Oellnung  der  dorti- 
gen grossen  Reiche  widerwilligen  Regierungen  ahgedrungen  und 
bedrohliche  Handelsrivalitäten  in  ein  auf  Gleichheit  der  Rechte 
und  Solidarität  der  Interessen  begründetes  System  allgemeiner, 
friedlicher  und  geordneter  Concurrenz  habe  auslaufen  lassen, 
nunmehr  in  geeigneter  Form  auch  auf  Afrika  in  Anwendung 
zu  bringen. 

Tn  fTeninssheit  dieser  von  dem  deutschen  Reichskanzler  als 
Voi-sitzendem  der  afrikanisclien  Konferenz  in  deren  Eröffnungs- 
sitzung vom  15.  November  1884  dargelegten,  von  den  Vertretern 
der  Conferenzmächte  beiiiillig  aufgenommenen  Gesichtspunkte 
brachte  die  deutsche  Begierung  alsbald  den  in  7  Absätze  zer- 
fallenden Entwurf  einer  Deklaration  zur  Vorlage,  auf  deren 
Basis  dann  die  Oonfercnz  zur  Erledigung  des  ersten  und  vor- 
nehmsten Punktes  der  ihr  gesetzten  Aufgabe*):     dva  Verkehr 

die  Türkei  /u^'leich  für  ihre  NebenÜnder  stipaliri  hat,  wird  nicht  zu  be- 
iwaifelii  sein.  Die  Theilnahm«  der  Terdnigten  Slaaten  macht  in  der  Con- 
greaspraxiB  Epoche. 

*)  Der  zweite  V\m\i  war  bekanntlich  die  Freiheit  der  Scbilffahrt  aaf 
Kongo  nnd  Ni^'cr,  in  Anwendung  der  Artikel  108-116  der  Wiener  Congress- 
akte.  Audi  in  dieser  Ang-elegenheit  lejjte  die  deutsche  Reperung  ein  Projet 
d'Ade  de  natujation  du  dongo  {Niger)  vor.  Protocole  nr.  5  Annexe  IV; 
zugleich  wurde  von  den»  britischen  Ooiilererubevolhnüchtigton  ein  Pmjet  de 
Dedaraiion  pour  asmrer  la  libvrU  lU  navigatwn  sur  le  A7//<  /%  l'rotorolö 
nr.  5  Annexe  V  nnd  XV,  eingebracht.    Auf  Grund  dieser  beiden  Entwürle 
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mit  Oentralafnka  für  aDe  handeltreibendeD  Nationea  frei  and 
{^idi  zugänglich  zu  machen^  geschritten  ist. 

Die  von  einer  Commission  sorgfältig  vorbereiteten  Berathnn- 
gen  hatten  nach  zweimaliger  Duicliarbeitung  des  Projekts  ein 
hochcrirt'uliclies,  in  dem  Acic  (jvncral  tlc  la  Conference  de  Jh'rlin 
Tom  2H.  Februar  1885^)  als  Kapitel  1  und  A.  1 — 8  unter  der 
üebersclirift: 

Deelaraiion  relative  ä  la  liberte  du  commerce  dans  h 
boism  du  Congo,  ees  emboudutres  et  pa^e  eireonvoisiM ,  et 
disposUiom  eonnexes^ 

niedergelegtes  Ergcbniss. 

hat  danD  die  Conferenzcommissioii  ein  Projet  d'Aete  de  navigation  du  Congo^ 
ih\^.  Annexe  VI,  und  ein  Projet  iVAcfr  de  nnrigation  du  Niger,  ibid.  Annexe  VII, 
insg.?arbeitet,  welche  beide  mit  eiuein  lichtvollen  Bdbericht,  von  dor  Hand  des 
Baron  Lambekmont,  des  belirischen  ronferenzbeirollnuuhtij,'ten,  versehen  bei- 
nahe unverändert  zur  Annahme  tjelangten  und  die  Kapitel  IV  und  V.  die 
ÄrtU[..'l  l;j  -23  der  GencralaVto  bil  leii  —  Der  dritte  Tunkt  bestand  dann  in 
der  Ver''inbaran£r  von  Grumi^at/.ta  über  die  formellen  und  sachlichen  Vurauü- 
^etzuugeu,  unter  Hclehen  insküuftige  (d.  h.  naeh  lietn  Datum  der  Conferenz- 
rinliflonj^en  erfolgende:  m  ansdrucklich  ein  deutseli  -  fianzösisches  au  Gross- 
britaunieu  uutgetheiltcs  Einverstiiuduiss,  Archives  diplomatiques  XIV  144) 
okkopatori^cher  Tcrritorialerwerb  oder  Protektionsübernahrae  an  Küstenstrichen 
im  afrikanischen  Coutineutü  (also  nicht  an  Madagaskar)  ak  eßeküw  tu  er- 
idiin  tein  wfiids.  Dk  CimfeMiii  mhm  aiidi  hier  für  ttira  fiöratfaQDgen  eioen 
foa  dir  dwiaelmi  Beicbsngiarang  im  EmTenttodiuBt  mit  Fimnkrdch  Mt- 
i^earbeiteten  DeUaratioiiteotwmf  rar  Yorlage,  welcher,  Ton  der  CommiwioB  mit 
Abändentugen  TeiMhen,  glelchiUls  die  Znstimmong  des  Pienoms  erhielt  and 
la  der  GenenUkte  das  Kapitel  VI.  die  Artikel  34.  35  formirt  Von  diesen 
MatttieD  lateressirt  hier  nor  die  KongoschiffTahrtaakte;  sodann  Kapitel  VI, 
iasmit  als  es  sieb  nm  Territorialerwerb  an  der  ostafrikanischen  Kttste  des 
coDieutionellen  Kongogebiets  handdi 

*)  Also  genan  dn  Jahr  nach  Vnteneiohniing  jenes  ominösen  brititich- 
pertsgieiischen  Vertrages  Tom  26.  Februar  1884,  der  die  afrikanischen  An- 
gd^sheiten  in  Floss  gebracht  hat.  Derselbe  — ^  nicht  ratificirt  —  hat  nur 
aoek  em  hktorisches  Interesse.  Er  findet  eich  in  den  englischen  Parlaraents- 
papitteo  von  1884  unter  C  3886;  in  franzifeischer  Uebersctzung  Archives 
üplom.  XII  299.  Immerhin  hat  Portugal  einen  sehr  erheblichen  Theil  seiner 
von  England  so  voreilig  anerkannten  TerritorialansprMfho  schürsslich  durch  die 
mit  dem  neuen  Kongostaat  aufgerichteten  Anerkeunttugsverträge,  s.  a.  N.  11, 
xsgebilligt  erhalten 

Die  Gdw  ial  ikte  wird  im  Folirenden  mit  der  Abkunrnng  A,  G.  citirt 
^cr.lon.  RdchcH  Material  für  ihre  Interpretation  bieten  die  Confercnzprotokolle 
mit  ihren  Heilagen,  welehc  ich  nach  den  mir  durch  das  hohe  Auswärtij,'e  Amt 
de«  deutschen  Bäches  geaeigtcst  mitgetheilten  amtlichen  Abdruckun  allegire; 
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Durch  I  no  Artikel  ist  das  äquatoriale  Afrika  vom  atlan- 
tischen bis  zuiii  indischou  Oceau  unter  dein  Namen:  Bassin 
conventionel  du  Congo  zum  Freihandelsgebiet  erklärt  worden. 
Dasselbe  tuafasst  einmal  und  vor  Allem  das  „geographische^ 
Bechen  des  Kongo  und  aller  seiner  Zuflüsse  und  Wasserreser- 
voirs innerhalb  der  durch  A.  1  nr.  1  der  Gkneralakte  mittelst 
Angabe  der  AVasserscheiden  fixirtcn  Grenzen.  Doch  beschränkt 
es  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  gewaltigen  P'lusses.  Viel- 
mehr schlicsst  es  auch  die  den  Zu|,Mn^  zu  dem  geeirrapbiM  ht  ii 
Kongobecken  vermittelnden  Landstriche  im  AVcsteu  und  im  Osten 
ein;  also  zunächst  die  ihm  am  atlantischen  Ocean  vorliegende 
Zone,  welche  zwischen  2®  30  S.  Br.  im  Norden  und  dem  Lodze- 

niebftdeni  dio  Sammlangen  diplomstiaeher  and  parlanentsrisdier  Aktenstück« 
Uber  die  Berliner  Confeceni:  für  Dentsehland  das  n.  1  dtirte  Weiseboch;  fUr 
Prnnkreicli  die  Depeschen  im  Gelbbach  von  1885,  mitgetheilt  in  den  Arohivea 
dipknn.  IL  Serie,  XIV 15—38. 139—146;  fUr  G  rossbr  ita  n  n  ion  die  Weissbücher: 
Afrika  nr.  7.  8  (1884);  nr.  2.  3  (1885);  f&rBel|pen  die  Kammerverhandlungen 
vom  10.  21.  März,  21.  28.  April  1885.  ausiugsweise  mitgetheilt  in  den  Aioliivcs 
diplom.  ibid.  222—230.  —  Die  nicht  amtliche  Literatur  über  die  afrikanische 
Conf.^reni  bietet  noch  wenig  wissenschaftHclie  Ansbeute.  Doch  mögen  hervor- 
gehoben werden:  aus  der  Vorgeschirbtc  der  Frage  die  dem  Institut  für  inter- 
nationales liecht  vorgelegten  Dcnkbthriften  von  G.  MOYNIER  nebst  dem  \  or- 
Bchli^  eines  Kongovcrtragos .  gesammelt  im  Annuaire  de  rinstitut  de  droit 
interuat.  VII  237—278.  Die  Umsicht,  Energie  und  diviuatorische  ^>icherheit 
dos  trefflichen  Mannes  ist  auch  dieser  Angelegenheit  zu  gute  gekommen« 
üeber  die  ErgebniHe  beriehten:  Ca.  Faübb»  La  oonfificeBea  sMonine  de  Berlin 
1885  (eine  Zneammenitellnnff  von  Artikeln  ans  der  HAfiriqve  etpler^  et 
dTiliate").  G.  A.  PAmo,  Die  afrikaniaebe  Gonfenna  nnd  der  Kengoetaat  188S. 
H.  WiOBMAim,  Der  Kengoetaat  nnd  die  enropfiischen  Kolonieen  in  Afrika 
(PxnBMamiV  IGtfheOnngen  XXXI,  186—144)  1885.  Tbatbbs  Twiss»  Le 
Congrte  de  Yienne  et  la  Conference  de  Berlin  1885  (Berne  de  droit  international 
XVII  201).  T.  M.  C.  AssKR,  De  Congo-Akte  (aus  ,De  Gids-  Mai  1885). 
£.  Baknino,  La  Conference  africaine  de  Dorliu  et  Ta^sociation  internationale 
du  Congo  (ans  der  , Revue  de  Belgiquc"  1885  p.  341—362).  J.  dü  Fikf,  La 
qnestion  du  Cougo  depuis  son  origine  jusqu'  anjonrd'hui  (ans  dem  „Bulletin 
de  la  Horiete  royalo  beige  de  geograi»hio  1)^85  nr.  8).  Hknrv  M.  Stanlby, 
Der  Kongo  und  die  Gründung  des  Kongostaates,  deutsche  Ausgabe  (1885)  II, 
Kapitel  38  und  Anhang.  Eine  eingehende  B*  .s}>rv\hung  hat  geliefert  J.  JoOBlä, 
Lacte  general  de  la  Conference  de  Berlin.  Bru-Yelles  1885. 

')  Zu  denen  die  Confcrenz  den  Tang.iniiia-iSee  und  seine  östlichen  Tribu- 
tare gerechnet  wissen  wollte,  A.  G.  a.  1  nr.  1 ;  Protoc.  nr.  3  p.  2.  Annexe 
p.  8.  Ein  groBser  Theil  dea  geographiscben  Kongobeckene  wild  doreli  daa 
Gebiet  dea  nenen  Eengeetaate  eingenommen  weiden. 
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fiuss  im  Süden  sich  erstreckt,  dort  die  üanzösischin,  hier  die 
portugir^i-rhen  Besitzungen  mitten  durschschncidend^  A.  1  nr.  2; 
endlich  aber  aadi  die  dem  f  iussgebiet  des  Kongo  im  Osten, 
bis  mm  indischen  Meer  voriiegenden,  imermesslichen  Land- 
strecken  *),  für  welche  eine  Zone  zwischen  6®  N.  Br.  nnd  dem  Sam- 
besistroni,  dt-mnacli  zwar  Mosambik,  aber  iiiflit  die  südlicli  tLivou 
belegenen  portugiesischen  Bcsitzimgeu  um£assend'*j,  festgesetzt 
worden  ist,  A.  1  nr.  3. 

Alle  in  diesem  migeheneren,  nur  znm  geringsten  Theil  er- 
forschten, demnach  in  seinen  Grenzen,  zmnal  nach  Norden  hin, 
noch  keineswegs  als  festgesteUt  zu  erachtendem  Gebiet  belegenen 
oder  inskünflige  zu  erwerbenden,  sei  es  in  Souveränität,  sei  es 
scliiitzhen'lich  regierten  oder  zu  rrjricrcnden  Besitzungen  oder 
Ttrritorialtheile  der  Signatar-  und  adiiäruenden  Mächte;  alle 
dort  neu  aufzurichtenden  politischen  Gemeinwesen,  deren  Ancr- 
kennmig  hienach  von  der  Adhäsion  an  die  Berliner  G^eralakte 
abhängig  zu  machen  ist"),  werden  dem  Freihandelsr^gime 

Auf  (Iruml  eines  Antra^'^o  iIcjj  iiincrikanisclieu  ConferoTubcvulliiiächtigten, 
der  auf  .Stanley's  Initiative  zurückführt.  Protoc.  nr.  3.  Annexe  p.  5  fF. 

•)  Man  \vir>l  iinnelmun  müssen,  dass  eine  Strecke  des  oberu  Nils  mit 
eingcschlossea  iit.  Wie  weit  sie  reiche,  i^t  darum  noch  zweifelhaft,  weil  die 
Nordgrenze  des  cuuTentionellcn  Kongobeckens  nicht  sicher  ist.  Die  deutsche 
oAciQie  Karte  fon  FasKomfmsEXt  iriU  noch  Gondokoro  hineingcrechaet  wissen: 
cksso,  wie  es  scheinen  möelitef  auch  H.  KnpiET.  Anden  und  wohl  richtiger 
dk  Ksrte  Ton  H.  Habbkiobt,  die  nnr  den  s.  g.  Yietoria-NU  einbeiicbt.  Da- 
will  die  Karte  des  Brttsseler  Institnt  national  de  g^ographie 
das  gesammte  Btfomgebiet  des  Kü  nebst  seinen  Seeen  aosgeschleseea  wissen, 
was  mir  nieht  begrftndet  erscheint.  —  Bis  sdetatt  hatte  der  tflrkische  Con- 
facnsbevollmachtigte  sich  gegen  die  Erstrecknng  des  conventioneillen  Kongo- 
beckeas  anf  Ostsliika  gewehrt:  Protoc.  nr.  4  p.  5,  nr.  5  p.  14  nnd  feierlich 
p.  26,  nr.  9  p.  20.  Doch  ist  die  Generalakte  schliesslich  anch  von  ihm  ge> 
leicbnet  worden. 

Unter  den  Kongoregierungen  nimmt  Grossbritannien  bis  jetzt  keine 
Stelle  ein:  die  Welt  soll  nicht  bloss  englisch  werden!  Vgl.  Kuscher, 
Kolooicen .  Kolouialpolitik,  (III  A.  1885J  p.  355.  Vielmehr  gehört  zu 
ihnen  lediglich:  Frankreich.  Portugal,  der  neue  Kongostaat,  vgl.  N.  11,  endlich 
D<njt«chland  verninirc  seiner  ostafrikanischen  Schutzgebiete.  —  Bestimmungen 
üWr  die  Adhäsioiisiormalitüten  enthfdt  A.  0.  a.  37.  Die  Adhäiian,  lu  deren 
Abgabe  und  Amiahme  es  einer  Ratiiikatiou  nicht  bedarf,  Protoc.  nr.  9  Anneie  III 
p.  8,  kann  nur  in  globo,  niclit  in  Beschränkung  auf  einzelne  Artikel  erfolgen. 

Der  erste  souvoriine  Aequatorialstaat  iiät  der  unter  Mitwirkung  der 
Borhiitr  Cuüfereiiz  zu  völkerrechtlicher  Constituirung  gebrachte,  im  Hintergrund 
liier  ihrer  Berathangen  stehende  .Etat  ind^pendant  da  Gongo/  Derselbe  ist 
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in  seiner  TertragBrnässig  nonnirten  Bedeutung  nnierwoifen.  Nur 
eine  einzige  Ausnalime  ist  für  den  ostafnkanischen  Tbeil  dee 
conventionellen  Kongobassins  zu  Gunsten  der  dort  bereits  in 

völkerrechtlicher  Anerkeimuug  bestehenden  „nnuliluiii^qgen  und 
souveränen  Staaten"  getroften.  Den  Herrschern  derselbt^i  ist 
uui'  die  ßefugniss,  sich  jenem  üegime  aDzuschlicsseU;  gowabrt. 
Bis  zu  ihrer  freiwilligen  Zustinunung  aber  sind  ihre  dort  belege- 
nen Territorien  von  demselben  eximirt  ^').  Nur  soU  zur  Herbei- 
ftbrung  jener  Zustinunung  und  jedenfaUs  zu  möf^chster  Beför- 
derung des  Transitverkehrs  durch  ihre  von  dem  indischen  Ocean 
bespülten  Küstengebiete,  die  gütUche  Verwendung  der  Mächte 
eintreten  Unter  diesen  Vorbehalt  fallt  zunächst  das  Sultiiuat 
Sansibar'^),  ob  auch  noch  andere  Territorien,  steht  dahin**). 

Der  öffentliche  Bechtszustand,  welcher  innerhalb  der  in  die 
conventioneile  Kongozone  &Uenden,  gebildeten  oder  zu  fonniren- 
den  Kolonial-  oder  Staatsterritorien  oder  Gkbietstbeile  Termoge 
des  dort  zur  Durchfüln-ung  gebrachten  rrinci2)s  völliger  und  all- 
gemeiner Handels-  und  Verkehrsfreiheit  überall  crleichniKssijr  ein- 
zurichten ist,  wird  durch  die  Greueralakte  im  Üoimiiueu  dakm  be- 
stimmt: 

honrorgegangeii  ans  der  Assoeiation  intornationale  du  Congo,  wdobe 
UiTeradts  sidi  ans  dm  Görnitz  d*^tiides  du  baut  Congo  (errichtet  25.  Jfo- 
veraber  1878)  entwickelt  hatte.  Seine  Grenzen  g^gen  die  fransdeiecfaen  und 
gOgen  die  portugiesischen  Beeitrongen  sind  durch  die  nach  mQhsamer  und 
sehliesslich  sehr  ernst  gewordener  Verhandlong  n  Stüde  gebrachten  Special- 
Tcrtrige  mit  Fkankreich  vom  5.  Febmar  1885,  Protoc.  nr.  9  Anneie  I  p.  27 ; 
and  mit  Portagni  unter  fraasdeiscber  tfedintion  Tom  14,  Febmar  1885,  ibid. 
p.  35,  flxirt;  seine  Anerkenntmg  ist  dareh  Abieden  mit  sämmtlichen  anf  der 
Conferenz  vertretenen  Machten  sichergestellt  worden.  Diese  ALre<len  finden 
sich  im  Protoc.  nr.  9  Annexe  T.  Seine  Adhition  an  die  Berliner  Generalakte 
wnrde  von  der  Conferenz  in  ihrer  10.  Sitzung  entgegengenommen,  Adhaaions- 
ikte  Tom  26.  Februar  1885,  Protoc.  nr.  10  p.  7. 

")  A.  G.  a.  1  letztes  Alinea.    '*)  A.  0.  n.  1  L  1  a.  15  si.  8. 

'*)  A.  G.  a.  1  i.  f. 

")  Protoc.  nr.  ^  ]).  fi.  nr.  C>  p.  8.  nr.  9  Annexe  III  i>  •>.  Die  Unab- 
hängigkeit des  Saltans  von  Sansibar  zu  respektiren  haben  Fniiikreidi  und 
England  nich  bereits  durch  Deklaration  vom  hK  März  18G2.  Dkclkhoq,  Kccaoil 
des  Trait^s  de  la  France  VIII  397,  gegenseitig  verpflichtet. 

Meinnnt,'8anstausch  darüber  Protoc.  nr.  6  p.  8 — 12.  Ausdrücklich 
ist  herrorziilitben .  dass  nach  der  Fassung  von  A.  1.  letztes  Alinea,  vgl.  A,  15 
al.  3,  der  Vorbehalt  auf  bereits  vorhandene  Besitzungen  der  Signatarniächto 
sich  nicht  erstreckt.   Und  dahin  ging  denn  auch  in  der  That  die  letzte,  kate- 
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In  dem  Convention  ollen  Kongobecken  sollen  alle  Flaggen 
ohne  Unterschied  der  Nationalität  nicht  allein  auf  den  Territorial- 
meeren  tmd  in  den  Seehafen,  sondern  auch  auf  sämmtHchen 
Strömen I  Flttssen,  Binnen- Seeon,  auf  den  etwa  anzulegenden 
Kanälen  y  zu  jeder  Art  von  Schiflfahrts-  und  Transporthetrieb 
nach  glt'iclu'iii  Fasse  zugelassen  werden  Eine  Belastun^^  die- 
ses Verkehrs  auf  den  Wassorsfritssen  wie  auch  auf  den  T^and- 
wegen'*)  darf  nur  in  der  I'orm  von  Gebühren  d.  h.  als  billiger 
Entgelt  fiir  den  Gebrauch  besonderer  Anstalten,  Einrichtungen, 
DiensÜetBtungen  erfolgen,  wobei  jede  Bevorzugung  der  Nationa- 
len Tor  Ausländem,  jedes  Differenziateystem  untersagt  ist.  Eine 
Belegung  der  zu  Lande  oder  zu  Wasser  eingehenden  Waaren 
mit  Einfuhrzöllen  wird  —  wenigstens  für  die  nSchsten  zwanzig 
Jahre  — :  Transitzölle  sind  für  immer,  ausgeschlossen-"). 
Differenziakülle  dürfen  niemals  erhoben  werden.  Handelsmono- 
pole *'),  Handels-  oder  Sclufffkhrtsprivilegien an  Einzelne, 
Compaguieen  oder  Ooi  porationen  von  irgend  welcher  Art  und  in 
irgend  einer  Form  dürfen  nicht  ertbeilt  werden.  In  näherer 
Ausführung  dieser  generellen  Nonnen  haben  dann  die  Artikel  13 
bis  85  der  Generalakte  die  Freiheit  der  Schüifahrt  für  die  Han- 
delsschiffe aller  Nationen,  im  Sinne  der  Wiener  Congressakte  und 
nach  dem  Vorbild  der  ciu'opäischeu  Donauschifffahrtsakten ,  nicht 

goziscbe,  an  widersprochen  gebliebene  Erklärung  des  deatscben  Conferenzbevoll- 
nSehtigten  Bosau,  Fxotoe.  tnr.  0  p.  11.  Hienach  hStte  aleo  Portugal  sofort 
auf  Mio6D  berBhuiten  Motamliik-Taiif  tn  Tendchten  und  bis  siim  Sambesi* 
Strom  hin  ZoUfifeiheit  dimfllhraD.  Indeoaen,  ob  diflses  wirUieh  in  den  loten- 
tionen  der  Conferei»  lag,  halte  ich  doch  nadi  den  vorher  wiederholt  gemachtoi 
und  gebilÜ^ten  Torbebalten  des  portagiesisebeD  Bevottmicbtigten,  Pfotoc  iir.  4 
p.  3;  nr.  5  p.  13,  Ar  hOchst  sweifelhalt  Aach  Jooais,  I.  1.  15,  ist  der 
Meinang,  dass  Portugal,  obwohl  es  Signatarmaeht  gewesen,  dennoch  in  Ost- 
afHka  autonom  geblieben  sei. 

Ä.  G.  a.  2.  15  al.  1.  2.     ")  A.  G.  a.  3. 

]\Ian  woll»'  bearliten,  dass  die  Auferlegung  von  Zollen  mrh  nach 
20  Jaliren  nnr  einstimmig^  beschlossen  werden  könnte.  Es  gilt  liberum  veto 
zam  Besten  auch  weiter  zu  conservircnder  Zollfreiheit. 

Austuiirzollc  sind  dagegen  stugolasson,  Protoc.  nr.  3  p.  11  —  13.  «r.  4 
p.  7.  Annexe  II  p.  6.  nr.  8  p.  S.  Vgl.  auch  Archive«  diplomat.  XIV  p.  20.  21. 
Es  werden  also,  entsprechend  dem  ^Yirthschaftlichcn  Zuschnitt  niedrig  cultivirter 
Ydlker,  Exportzölle  auf  die  Landesprodukte  die  hauptsächlichsten  Mittel  zur 
Beatreitling  des  R^enngsanfWands  Ar  jene  Staatsbüdungen  abingebon  haben. 
»)  A.  0.  a.  5.        A.  0.  a.  13. 
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allein  für  das  ganze  Stromsy^^tem  fhs  Kongo,  sondeni  aiuh  2"^) 
für  sämintliche  Wasserläufe,  8eeen,  Kiiiiüle  des  gesainmten  con- 
ventionellen  Kongobeckens  bis  in's  Detail  geordnet,  solche  Ver- 
kelirsfreiheit  auch  durch  Anwendung  der  aufgerichteten  Ordnung 
auf  die  zur  Umgehung  nicht  praktikabler  Wasserläufe  etwa  an- 
zulegenden Landwege  und  Eisenbahnen  erweitert  und  vervoll- 
ständigt**), übrigens  selbst  den  Einlauf  von  Kriegsschiffen  in 
jene  Wasserläufe  -''),  soweit  dem  nicht  etwa  tlie  Neutralität  oder 
die  Neutralisii'uug  der  Territorien,  in  denen  sie  fliessen,  entgegeu- 
stehen  würde'-'®),  für  zulässig  erklärt. 

Behufs  Sicherung  und  Vervollständigung  des  für  die  Kongo- 
territorien zu  gemeinsamer  grundgesetzUcher  Feststellung  ge- 
brachten Freihandelssystems  regelt  die  Generalakte  sodann  und 
an  zweiter  Stelle  das  innerhalb  des  conventionellen  Beckens  zur 
Greltung  zu  bringende  Fremdenrecht.  Für  die  rechtliche  Behand- 
lung der  Angehörigen  fremder  Staaten  ist  das  Priiicip  vnllii^c  r 
(■ileiehstellimg  mit  den  Nationalen  in  Bezug  auf  Ke(_litssehutz  für 
rerbuu  und  Veniiügen,  auf  die  Formen  des  privat reilitlicheii 
Verkehrs  mit  Mobilien  und  Grundbesitz,  auf  Handels-  und  Ge- 
werbebetrieb, auf  Aufenthidtsrecht  und  Besteuerung  zur  Pflicht 
gemacht'^)«  Gewissensfreiheit ,  Freiheit  des  Gottesdienstes  und 
der  Mission  zum  Besten  aller  Culte  wird  unter  die  Garantie  der 
SignatanuSchte  und  der  adhärirenden  Staaten  gestellt ,  nicht 
weniger  von  ihnen  Schutz  und  Förderung  religiöser  Institutionen, 
wissenschafthrluT  rntcrnehmungen  und  drr  W'oliltliätigkeitsinstitute 
nach  pei-sönlicher  und  sachlicher  Ilichtung  zugetjugt '-'*).  Auch 
haben  sie  die  Einrichtung  eines  Quarautänedienstes  an  der 
Kongomündung  verabredet  und  dessen  h)kale  Erweiterung  in 
Aussicht  genommen  '^);  nicht  minder  die  Verpflichtung  übernom- 
men, die  von  ihnen  besessenen  oder  zu  erwerbenden  Staats-  oder 
Schutzgebiete  dem  Weltpostverein  einzuverleiben'^).   Vor  Allem 


A.  a.  a.  15  al.  2.  25  al.  2.   Vgl.  aber  Frotoc.  nr.  9  p.  IQ, 
«*)  A.  G.  a.  \(k         A.  G.  a.  22. 

•*)  A.  ü.  a.  10  verb.  couapris  les  eaux  tcriitonale8*j  cf.  Protoc.  ur,  5. 
Anncxo  p.  Iß. 

")  A.  G.  a.  5.  Das  Aoswebungärecbt  bat  nach  Haassgabo  des  be- 
atebenden  Vdlkefrechts  and  innerhalb  der  Schranken  desselben  ab  vorbehalten 
SQ  gelten. 

»)A.  G.  a.6.     »)A.  G.  a.24.    »^A.  G.  a.7. 
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aber  ist  Sorge  dafür  getragen  worden,  dass  das  von  ihnen  ver- 
abredete wirthschailliche  Regime  nebst  den  dazu  gohiirigen  Ord- 
nungen")  einer  ständigen  und  wirksamen  Controle  unterworfen 
werde.  Dieser  Controle  dient  eine  der  1)(  «leutsamsten  Scliöpfun- 
gen  der  Genciahiktr,  die  Einrichtung  einer  internationalen 
Kon  f?o*irbifffahrtbcommission,  welche  ii.n  h  dem  Muster 
der  eui'opiiißchen  Donauscbilü^üirtscommission  gebildet  ist.  Sie 
setzt  sich  aus  Delegirten  zusammen,  von  denen  jede  der  Signatar- 
oder adhärirenden  Mächte  der  Generalakte  je  einen,  mit  höch- 
stens je  einem  Stinnnrecht,  zu  ernennen  berechtigt  ist,  sie  fiisst 
ihre  Beschlüsse  in  einer  näher  bezeichneten  Abhängigkeit  von  den 
conimittirenden  Regierungen  nach  Majorität  '*),  umgiht  sich  mit 
einem  Pei*sonal  von  Amanten  ,  Employes,  rnspcctoicn '*)  und  ist, 
wio  die  internationale  Doiiaucommission,  mit  juristischer  PersÖn- 
bchkeit^^)  und  Exterritoriahtät^'^)  ausgestattet.  Ihre  reiclie,  im 
Detail  genau  abgegrenzte  Competenz  beschränkt  sich  nicht  etwa 
allein  auf  die  Ausarbeitung,  Verwirklichung  und  oberste  Leitung 
der  Ton  der  KongoschifSahrtsakte  für  den  Kongo  und  sein 
Stroms)  btem,  wie  für  die  übrigen  Gewässer  des  Freihandels- 
gebiets (und  die  als  deren  Dependenzen  geltenden  Landkoiiinmui- 
kationcii)  getroffenen  Specialfcstseizungen  und  Einrichtungen, 
sondiTii  geht  weit  \\hvv  diese  Aufgaben  hinaus.  Denn  die  inter- 
nationale Commission  ist  zugleich  die  höchste  Behörde  des  ge- 
sammten  conventionellen  Kongobeckens  und  an  oberster  Stelle 
mit  der  pohzeilicben  Ueberwachung  des  dort  zur  Durchführung 

D.  h.  A.  G.  a.  1—8  und  13 — 25.  Materiell  ist  die  Competenz  der 
KongoQointiiissios  nach  dorn  Wortlaot  von  s.  8  bwchrfttikt  auf  die  Ueber- 
wschimg  der  appUeatkm  äeg  principe»  prwiamis  et  eonaaeria  par  etUe 
ätdaroikin,  abo  dee  Kapitebi  I  der  Generalaltte.  Danach  wQrde  allerdings 
die  Controle  des  den  SklaTenliandel  speoiell  betreffenden  a.  9  jener  Competenz 
entfallen,  wenn  nicht  dieser  Artikel  sich  als  AnsfOhrangebestimmang  der 
bereits  im  a.  6  im  Allgemeinen  sichergestellten  Fürsorge  darstellte,  cf.  Protoc 
nr.  7  p.  5.  Ideell  bildet  er  mit  a.  6  ein  Qanzea.  Daraus  wird  sn  folgern 
sein,  dass  auch  a.  9  und  die  gemäss  dieeem  darchinffthrende  Repression  des 
Sklavenhandels,  sowohl  im  Landesinnern  als  an  der  ostafrikanischcu  Küste, 
Zuständigkeit  unrl  Ikichtschnnr  rür  die  Kongocommission  normirt,  —  freilich 
nur  in  den  räumlichen  i>chraukcn,  in  welchen  dieselbe  nach  a.  b  dispoiiiren  darf. 

*')  A.  G.  a.  19  al.  2.  3;  Dazu  Protoc.  nr.  5  Annexe  p.  14.  Näcbstdem 
a.  19.  al.  4.  a.  23. 

A.  G.  a.  17—20.    «*)  A.  G.  a.  28. 

^)  A.  U.  u.  20  i.  f.  Zu  vergleichen  a.  18  und  dazu  Protoc.  ur.  o  Auuexe  p.  lo. 
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gebrachten  öffentlichen  Recht sziist«nndes  in  seinem  vfrtrM^jsmäs- 
sigen  Bestand  betraut^'').  Sie  darf  insbesondere  KriegssclMe 
zum  Einlaufen  in  das  ihr  unterstellte  Wassergebiet  ve r an- 
las Ben Aber  freilich  diese  so  lunfassenden  Zuständigkeiten 
der  Behörde  sind  räumlich  sehr  erheblich  eingegrenzt.  Denn  soweit 
es  sich  nicht  etwa  um  ihre  ursprüngliche  und  principale  Aufgabe, 
um  die  Schifffahrt  und  Pohzei  auf  dem  Kongo  selbst  und  seinen 
Tributären  handelt  ^®),  findet  ihre  ?kl;u  htbefugm'ss  ;in  den  liestehen- 
den  oder  m  begründenden  t»'rritorialen  Souveräuitäts-  oder  Pro- 
tektoratsrechten der  anerkannten  Mächte  und  der  ihnen  gleich- 
gestellten ostafrikanischen  Sultane  ein(>  f  ste  Grrenze.  Innerhalb 
der  Kolonial-  oder  Staatsgebiete  von  Oentralafrika  übt  nämlich 
die  internationale  Behörde  keine  Verfügungsgewalt")!  so  lange 
nicht  etwa  sdtens  deren  Regiennigcn  weitergehende  Befugnisse 
ihr  übertragen  werden  Nur  soweit  reicht  ihre  Macht ,  als 
dtr  lonventionelle  Tluil  des  dunkehi  AVeltthcils  noch  nicht  zu 
])ulitisch('r  Organisation  gebracht  worden  ist.  Preilicli  ist  dieser 
Bereich  des  ihr  zu  unmittelbun  in  Eingrciieu  unterstellten  Gebiets 
noch  immer  ein  gewaltiger,  iast  unübersehbarer.  Und  selbst  über 
die  ausserhalb  dieses  ihres  unmittelbaren  Machtbezirks  belegenen 
Staatsterritorien  der  conventionellen  Zone  ist  der  Kongocom- 
mission insofern  ein  politischer  Einfluss  eröffnet,  als  sie  etwaige 
Schwierigkeiten,  die  sich  in  Anwendung  des  Kongorechts  ergeben 
könnten,  anl"  Anrutl-n  der  betlu  iliuten  Regierunguii  zu  unter- 
suchen, zu  prüfen  und  cinznebnen  hat. 

Dieser  letzte  Punkt  iülu  t  nun  aber  auf  die  diitte  Eeihe  weit- 


**)  A.  Q.  s.  8.  Dieser  bereits  in  der  deatichen  Vorlage  zam  Ausdruck 
gebrachte  organisatorische  Gedanke,  cf.  Protoc.  nr.  3  p.  19.  hat  im  Laufe  der 
Verhaiullun^'t^n  sieb  frcilu  Ii .  Protoe.  nr.  5  p.  3,  die  im  Teite  erw&bnte  erheb* 
liebe  Herabminderung  gefallen  lassen  müssen. 

")  A.  G.  a.  21.  Ein  formliehes  Beqaisitioiisreebt  ist  ihr  nicht  Terlieben, 
Protuc.  nr.  ")  Anaexe  p.  16. 

Und  auch  innerhalb  dieser  Conii'otonz  i^t  den  souvt'r;in<»n  Uferstaaten 
in  Bezug  auf  Strombauten,  A.  G.  a.  20  nr.  1 ;  .luf  Gebühreaerhebung,  ibid. 
nr.  2;  auf  die  Ernennung  der  UntLTini>i>okt<'ren,  ibid.  nr.  5,  gegenüber  der 
intcmatioiialeM  ('omniission  Selbständigkeit  zugesicbert. 

A.  G.  u.  S  al.  1,  a.  15  al.  3;  letzterer  Absatz  ursprünglich  ein  Iran- 
lOsisehes  Amendement,  Protoc.  nr.  9  p.  15. 

^  A.  6.  a.  15  al.  8  moins  de  raesentiment  des  HUIm  soqs  1a  soa* 
verabet^  desquels  ils  sont  pUwfe  — *. 
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tragender  Abreden ,  welche  die  Mächte  der  Berliner  Gonferenz^ 
diesmal  freilich  nicht  ohne  grosse  Anstände  und  mühsame  Com* 
promissey  für  das  conventioneDe  Freihandelsgebiet  getroffen  haben. 
Bs  handelte  sich  darum,  die  grösstmögUche  Gkrantie  dafür  zu 

bestliaft'eü,  dass  jenen  neuen,  riesiengrossen,  in  die  G-emeinschaft 
des  internationalen  Rechts  aufeunehnienden  Theilen  des  afrika- 
nischen Festlandes,  die  Woliithat  des  Friedenszustaudes  gewährt 
und  gesichert  werde,  dass  ihnen  die  £?entualität  Schauplätze  Ton 
lokalen  Kriegen  der  dortigen  GouTemements  oder  gar  von  Kriegen 
der  grossen  eoropäischen  Mächte  zu  werden,  bleibend  ferngehalten 
werde.  Der  amerikanische  Bevollmächtigte,  dem  die  Initiative 
für  diesen  Theil  des  unter  den  Händen  der  Conferenz  sich  be- 
reichernden und  vertiefenden  Berathungsprogramms  zutiel  * \\'urde 
oicht  müde,  wälirend  der  Sitzungen  auf  die  Gefahren  aufinerksam 
zu  machen,  die  jeder  in  Innerafrika  ausbrechende,  unter  der  kaum 
TermeidÜchen  Betheiligung  von  Halbwilden  zu  führende  Krieg  dem 
begonnenen  gi  ossen  ciTihsatorischen  Unternehmen  bereiten  mQsste; 
und  in  beredten  Worten  führte  er  die  alten  Erüünungen  AniLiik.i  s 
ins  Feld.  Seinen  Ausführungen,  auf  das  Wärmste  durcli  die 
Repräsentanten  Deutscliland's,  ürossbritannien's  und  ItaUen's 
unterstützt**),  gelang  es  denn  zum  Schluss  auch  den  zähen  Wider- 
stand der  französischen  Regierung  zu  besiegen^*).  Die  Verab- 
redungen  in  A.  10 — 13  der  Generalakte  gaben  den  Schlussstein 
des  für  die  Kongozone  aufgerichteten  Werkes  ab,  eines  Werkes 
von  staunenswerthon  Dimensionen.  In  ilmen  liegt  völkerreehthch 
die  Zukunft  Afrika's  hesclüossen.  Nicht  allein  haben  die  Si^;- 
oatar-  und  adliärirenden  Mächte  des  Berliner  Vertrags  von  1HB5 

Antrag  Ton  H.  Kasson,  Protoc.  nr.  5  Annexe  p.  22  und  dazu  Anneie 
■r.  12.  14  Expos^  desselben  ibid.  nr.  18.  S«ine  Acossenmg«!  im  Protoc. 

ir.  2  p.  10.  nr.  5  Annexe  p.  25. 

"3  Protoc  nr.  5  Annexe  p,  23  ff,  nr.  6  p.  13  ff.  Vgl.  insbesondere  die 
Erklarong  der  kaiserlich  deutschen  Regiernn^.  ibid.  nr.  6  p.  13,  und  die  Scbitus- 
rede  des  deutschen  Reichskanzlers,  Protoc.  nr.  10  p.  2. 

*•)  Anfangs  meinte  etwas  spröde  der  französische  Conferenzbevollmachtig^te:  / 
«Qo&nd  un  etat  est  en  gn<»r!v.  il  la  fait  nvec  toutes  scs  r.'ss-Mir  •es" ,  Protoc. 
BT.  5  Annexe  p.  25.  Seine  endliche  und  delmitive  Znstiiimuuig'  erti»li,^t*^  kurz 
vor  dem  Auseinandergehn  der  Conferenz;  und  Uie  »chlicüslich  angeuoniiueaen 
Artikel,  die  freilich  eine  starke  Ahschwächung  der  ursprünglichen,  hachherzigen 
Entwürfe  und  Ideen  enthielten,  «ind  französischen  ürsprunj^s.  Siehe  die 
im  Namen  der  Iranzüübchen  licgienuig  in  der  Sitzung  vom  23.  Februar  1885 
abgegebene  Erklärung  nr.  9  p.  9  und  Annexe  III.  p.  3. 
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die  gegenseitige  Verpflichtung  übernonuneiiy  sobald  sich  Bfisshellig- 
keitcu  zwischen  ihnen  m  ilti  cr  Eigenschaft  als  Kongoregierungen 
erheben  würden,  niemals  in  Kriegsznstand  mit  cineinander  zu  treten, 
bevor  nicht  die  Mediation  befreundeter  Staaten  angerufen  wäre  *  *) 
—  unter  Vorbehalt  den  Rekurs  an  ein  internationales  Schieda- 
gericbt  zu  nehmen  — ;  vielmehr  haben  sie  alle  miteinander  die 
bedentsomere  Zusage  sich  gegeben,  im  Falle,  dass  eine  von  ihnen, 
im  Besitz  von  Souveränitats-  oder  Protektoratsrechten  über  Kongo- 
territorien befindlich,  überhaupt  mit  einer  Signatar-  oder  auch  einer 
fi'eniden  Maclit  in  KricjL^s/.ustand  gerathen  würde,  sofort  ihre  gütliche 
Vf^i'^'endung  Ix'i  l)t'i(]cii  kri»  ^liilirenden  Parteien  belnifsNentrnlisinuig 
den  in  Mitleidensi  liatt  ^'ezogüüeu  Kongtitcrritoriuins  lür  die  Dauer 
des  Krieges  eintreten  zu  lassen**),  tfeder  Kongoregierung  endlich 
wird  nicht  allein  die  Befugniss  ausdrücklich  zuerkannt,  auch  in 
Afrika  bei  ausbrechendem  Kriege  Neutralitat  unter  Uebemahme 
der  international  damit  verbundenen  Bechte  und  Pflichten  zu  be- 
wahren, vielmehr  allen  Territorien  des  Conventionellen  Gk^biets 
der  Aiisj>ruch  erthiilt,  in  die  Hechtsstellung  ewig  nentiiiler 
Machte  zu  treten^'):  nur  dass  freiUch  solche  NeutraUtät  nicht 

**)  Wie  man  steht,  eine  Reviviscirnng  des  bekannten  Pariser  Congress- 
Protokolls  nr.  23  vom  14.  April  1856,  Maetins.  N.  R.  G.  XV  767.  Cf.  Protoc 
nr.  6  p.  17. 

**)  A.  G.  a.  12.  Es  wurde  hieniit  einer  italienischen,  von  den  V.  Staaten 

anfgeiiomiiienen  Anregung  Folge  gegeben,  Protoc.  nr.  9  \t.  12. 

*•)  Also  dem  lielligcrenten  soll  eine  partielle  Neutralität  gesichert  und 
seiTi  Kongobesitz  als  Territorium  eines  nicht  kriegfahrenden  Staates  behandelt 
werden,  A,  G.  a.  11. 

A.  G.  a.  10,  vgl.  Protoc.  nr.  9  p.  0.  Annexe  nr.  III.  p.  1,  \vnl>ei  ins- 
besondere der  neue  unabliiiiii^i-^c  Kongostant  in's  Auge  feftisst  wm  1  V..r- 
läulige  Zusagen,  seine  N*  utr;iiihirung  bHit  fli  ud.  sind  seitens  der  hau['is;u  liii.  ii 
in teriösiiton  Mächte,  Fi  unkieichs  und  roi  tugals,  in  ihren  AnerkennungsvLi  tniiTon. 
s.  0.  N.  11,  bereits  abgegeben  worden.  Die  Neutralitätserklüiung  iöt  zwar  in 
Aussieht  genommen,  aber  bis  heute  noch  nicht  erfolgt.  Neben  dem  Kongo- 
staat kommt  jener  Anspmdi  auch  den  ostafrikanischen  Sultanaten  in  gute^ 
ibid.  p.  5.  Aneh  an  Gunsten  der  Eongobesitnmgen  europaischer  Hfiehte,  aber 
nur  in  Beschränkung  auf  dieselben  (gant  unrichtig  PatsioI.  Lp.  S2), 
hat  man  jene  Möglichkeit  statuirt,  ibid.  p.  4,  damit  also  die  ZuUssigkeit 
partieller  ewiger  Neutralität  sanetionirt.  Ein  Prficedens&U  fbr  dieses 
Vcrhfdtniss  liefert  die  ewige  Neutralität  der  beiden  zum  Königreich  Griechen- 
land gehörigen  Inseln  C<>  rf  n  und  Paxos  seit  dorn  Vortrage  vom  24.  MSn  1864» 
Martknh  N  11.  G.  XVJli.  t;:3  (nicht  der  lonisoJien  Inseln  Aberhaupt,  wie 
T.  Bin^MsiUNCQ  Völkerrecht,  p.  200  irrig  angiebtj. 
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als  garantirte  zu  gelten  hätte'*).  Schon  jetzt  sind  die  Werke, 
Niederlassungen,  BSnrichtungen  und  Büreans  der  Kongoschiffifahrts- 
conunission,  unter  Einschluss  des  gesammten  ihrem  Dienste  ge- 
widmeten  Personals,  mit  der  Rechtswohlthat  immerwährender 

Neuti;ilit.it  belegt  und  unter  den  Schutz  aller  VertragsmÜchte 
frestellt;  ja  schon  jetzt  steht  es  fest,  dass  nicht  allein  der  Konj?o^'*) 
sondern  sämnitliche  VViisserstrassen  de«  convontionelhui  (Tehiets 
und  die  als  deren  Dependenzen  geltenden  Landkomninnikat innen 
jedem  Kriegszustand  fast  völlig  entrückt  sind.  Allerdings  sind 
diese  Strassen  nicht,  wie  so  lebhaft  gewünscht  wurde,  unter  das 
B^gime  ewiger  Neutralität  gestellt^');  auch  kann  die  Befahnuig 
derselben  mit  Kanonenbooten  selbst  zu  Krfe^eiten  an  sich  nicht 
ausgeschlossen  gelten  ^^).  Alter  kric^ci  isclie  Hostilitiit  aul"  denselben 
gegen  Hmuh'lsscliiile,  Prisenreciit  gegen  liwiinmendps  Privateigen- 
thum,  soweit  letzteres  nicht  etwa  dem  Contrebaudtranspoit  zuzu- 
zählen, ist  verboten 

Niemand,  der  alle  diese  weitgreifenden,  reifUch  erwogenen, 
mannichfaltigen  und  disparaten,  und  doch  eui  wohlgeschlossenes 
Gknze  bildenden*  Festsetzungen  der  Generalakte  überblickt,  wird 

It'ugnen  wollen,  dass  sie  grussartig  gedacht,  kühn  entworfen  sind, 
dass  sie  trotz  ihrer  vorsichtigen,  sorgtiiltig  aui'  das  sicher  Krreich- 
bare  abgestellten  Fassung  überall  die  Punkte  erkenn<'n  lassen,  an 
wdche  die  Weiterführung  der  übernommenen  Aufgabe  anzuknüpfen 


Die  gt-gtiithoiligo  Angabe  von  H.  Wiohmann  in  PsTEiuifAMK*!  Hit- 
thenuitgen  XXXI.  137  vorkonnt  das  WeMO  garantirtcr  Neatratit&t,  die  mehr 
ist  all  eine  bloss  nspektirte.  Vgl.  Assi»  1.  1.  2i,  BAmmio  l.  1.  346. 
JooBU  l,  l.  87.  Auch  die  .fakaltative*  Garantie,  von  der  die  ProtocoUe 
spradicn,  Protoe.  nr.  9  p.  9,  Annexe  III.  p.  4,  ist  eben  keine  Garantie. 

^  Mit  dem  seiner  Httndong  vorliegenden  Tenitorialmeer,  A.  G.  a.  25  al.  1. 

A.  G.  a.  25  jU.  1.  2. 

Soweit  sie  nicht  etwa  in  einem  sich  ab  ewig  neutral  anfthnenden 

Kongolnnde  zu  liegen  kommen. 

S.  N.  37.  Auch  der  scheinbar  beschränkende  Satz  A.  Ti.  a.  25  al.  1: 
,La  na?igation  de  toutes  Ips  nations  ncutres  ou  bpllifrcrantes  sera  librc  on  tont 
temps  pour  Ics  usagcs  da  commerce"  kann  hieran  nicht  irre  machen. 
VgU  Jüoiiis  1.  1.  54. 

")  A.  G.  a.  25  al.  1—4.  Mit  Recht  sagte  liaron  Lambrrmomt  im  Be- 
richte Protoc.  nr.  5  Auneie  p.  26 :  ,La  dccision  que  la  Conference  est  appelee 
a  prendre  a  cet  egard  fera  saus  doute  epoque  dans  lo  droit  international. ** 
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haben  wird^^);  ja  dass  sie  Ideen  zum  Ausdruck  bringen,  deren 
heilsame  Rückwirkang  auf  andere  Erdtheüe,  auf  enropftiscbe  Fragen 
nicht  ausbleiben  kann. 

Offenbai'  sind  die  Berliner  Vereinbai-ungen  von  1885  als  ein 
Akt  vorsorglicher,  den  Mächten  Euiupa's  untl  Amerikas  durch 
die  Gefahr,  die  dem  westalrikanischeii  Handel  mit  den  Besitz- 
ergreifungen Portugals  drohte,  durch  den  Portfichritt  der  afrika* 
nischen  Landerforschungi  durch  die  daran  sich  knüpfenden 
HandekrivaliULten  und  politischen  Ambitionen  der  Kolonialmfichte, 
aufgedrungener  Realpolitik  au&ufassen.  Sehr  materielle  greifbare 
Interessen  und  Ziele  sind  es,  die  jene  Mächte  in  gemeinsamem 
Vorgehen  zu  verfolgen  sich  anschicken.  Es  handelt  sich,  damit 
icli  es  kurz  sage,  um  die  systematische  Oeffnung  des  afrikanischen 
Weittheils,  nicht  wie  einstmals  in  Ostasien,  durch  kriegerische 
Gewaltthat,  sondern  durch  friedliche  territoriale  Auftheilung  des- 
selben. Die  europäischen  Regierungen  im  Einyerstandniss  mit 
der  nordamerikanischen  Union  von  dem  Bewusstsein  getragen, 
dass  den  civiUsirten  Nationen  der  Principat  über  die  Welt  ge- 
hört und  diiüS  die  Leitung  moderner  Weltpolitik  sich  in  den 
Händen  einer  Völkeraristokratie  betindet,  haben  den  entscheiden 
den  Schritt  gethan,  auch  das  letzte  Stück  der  bewolmten  Erde, 
das  immer  noch  einen  blos  geographischen  Begriff  darstellte^  der- 
jenigen politischen  Organisation  theUhaftig  werden  zu  lassen^  unter 
deren  Schutz  die  menschliche  Gleschichte  sich  abspielt.  Sie  be- 
absichtigen, dem  euroi)äischen  Staakiisystem,  zu  welchem  erst  im 
Laufe  dieses  .laln-bunderts  ein  amerikanisches  und  ein  asiatisches 
getreten  ist,  numnchr  aucli  ein  a&ikanisches  hinzuzulügen.  Zu 
diesem  Zwecke  haben  sie  sich  der  ven  ollkommneten  Formen  und 
Mittel  bedienty  welche  das  moderne  Völkerrecht  für  die  Mediicbe 
Lösung  solcher  Aufgaben^  die  ausser  Macht  und  Kraft  des  Einzel- 
staates liegen,  an  die  Hand  gibt;  demnach  im  Wege  des  Staats- 
vertrags über  die  weiten  Landstriche  Oentralafrika's  verfügt;  dem 
Kechtsprincip^   dass  Reviere,  in  denen  Wilde  und  Halbwilde 

**)  Zunächst  in  räumliclier Exti'iiilining.  Wunsche  das  für  Khul;»»  uud 
Ni^er  adoptirtc  Flua.sregitiie  auch  aiuli  auf  tlio  anderen  grossen  alnkaiiischeu 
Ströme  übertragen  zu  sehen,  l'rotoe.  nr.  1  p.  6.  11.  12.  nr.  5  p.  24.  25.  nr.  9 
p.  17 — 19.  Auf  (JrenzHüsse  der  Kongozone,  also  Jen  Sambesi,  winde  es  sieh 
schon  jetzt  erstrecken?  Protoc.  nr.  1  Anaexe  II.  p.  2,  was  aber  Portugal  be- 
stritt, Protoc.  nr.  5  p.  13.  24.   Ueber  den  Nil  s.  o.  N.  9. 
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h;mspn,  nicht  als  SUiatstemtorien  anzusehen  und  zu  behandehi 
sind,  vielmehr  für  die  gegenseiiigen  Beziehungen  der  Civilisirten 
als  res  nullius  im  Sinn  des  internationalen  Bechts  in  Betracht 
kommen,  neue  BekrafStigung  zu  Theil  werden  lassen  ^*).  Für  die 
in  friedlichem  Ausgleich  ihrer  Sonderinteressen  projektirte  poK- 
tische  Coii.stitLjiruiig  der  Kon.i^ozoiu»  ist  nun  aber  von  ihnen  der 
bi.s  dahin  uiierhfirto  Versucli  gcwa^^'t  worden,  sofort  und  mit  einem 
Schhige  die  Erlahiuugen  und  i?'ortschi-itte  nutzbar  zu  maclien, 
die  innerhalb  der  alten  Welt  das  mühsame  Ergebniss  einer  alt- 
historischen  mehrhundertjahrigen  Entwicklung  sind.    Jene  aller- 

**)  Man  wüUe  wuhl  beachten,  dass,  wenn  »Stiiiimihauiitliiige  sich  bereit 
linden  luiscu,  gegen  ein  Stück  Soiden^cug,  eine  Uuifonti,  eine  l'crlcnjiclinur 
Land  abzutreten,  damit  zwar  ein  wertbvolles,  vielfach  unerlüsslicbeä  Mittel  au 
Hand  gegeben  wird,  nm  einen  oklcnpatorigchen  BeutMrwerb  for  fluieii  und 
ge^ea  Uitbeweiber  m  ai ehern.  Aber  der  Hohdtetitd  hldbt  troti  soldier 
Vertrage  ein  olLknpatoriaeher  and  tragt  nicht  die  Merkmale  derQebiets- 
cesaion  an  eidi.  Letstere  ist  ein  TölkerrechtUcher  Begriff;  Wilde  und  Halb- 
wilde aind  nicht  Hitglieder  des  ihnen  (völlig  anbekannten)  Tölkerreditlicfaen 
Bandes  and  können  nicht  beanaprnchen ,  als  souveräne  Machte  bdiandelt  und 
j^eschüt/t  zu  werden.  Ihnen  gegenfiber  wird  der  Satz  in  Anwendung  gebracht, 
den  das  französische  Ministerium  correkt  dahin  fumiulirt  hat  (Depesche  TCOU 
8.  Nov.  18«4.  Arcliives  diplom.  2  stric  XIV  144):  „Un  etit  peut  acquerir  par 
la  seule  pri^e  de  posamion  la  souverainete  de  tcrritoircs  soit  iiioccapes  soit 
appart«rnant  a  des  tribus  sauva«:es  ponrvu  que  ccttf  jirise  de  po.s.sos.sion 
soit  <'tT.-i  tive."  —  !>iL'  (jeneralakte  selbst  fiitliält  «lie  be^tc  Widerlegung  der 
ubtrüchwiiijglichi  ii  und  sentimentalen  Ilt  rulung  des  amerikanischen  Conferenz- 
bevollinächtigten,  l'rotoc.  nr.  2  p.  lU,  uul"  die  «souvcrains  indigfenes,  les  seulea 
aatorites  existant  dans  ces  regions  et  disposant  de  la  souverainete  (!)  sar  lea 
territoireä  (!)  et  i'eiiiik^";  aowie  seiner  höchst  fragw&rdigen ,  freilich,  wie  es 
scheint,  in  Washington  sogar  amtlich  Tertretenen  Behauptung :  .Le  droit  inter- 
national moderne  snit  farmement  nne  Toie  qni  mtoe  i  Ut  reooonaissaDoe  da 
droit  des  raoes  indigtoes  de  disposer  librement  d^elles-mtoies  et  de  hmr  sol 
h^r^taire."  Haben  die  V.  St  wohl  ihrer  Indtanerpolitik  diese  Theorie  m 
Groode  gelegt?  Ware  sie  richtig,  dana  hätte  die  gante  Berliner  Conferenz 
ruhig  zu  Hanse  bleiben  können;  wie  konnte  sie  Handelsfreiheit  dekretiren  ohne 
den  König  von  Kasongo,  von  Muata-Yaniwo  u.  s.  w.  um  £rlaubni8S  zu  bitten? 
Itst^  rossante  Debatt»'n  iilcr  die  heikle  Angelegenheit  finden  sich  in  Prot.  nr.  6  p, 
II.  12;  nr.  4  Annex*'  II  p.  8;  nr.  5  Annexe  p.  7.  Ausdrücklich  alt  r  ist  liervorzu- 
bebfü,  dass-  mit  ihr  eine  t^anz  andere,  neulich  lebhaft  contiovertirte  Frage 
niclit  zu  vtTwcch.seln  ist:  die  näudich,  ob  durch  Initiative  Privater,  die  sich 
tii>erdcin  auf  Verträ<,M'  mit  Eingeborenen  berufen,  ntue  Staatswesen  aufgerichtet 
Verden  können.  l)i»-.se  Frage  ist  mit  T.avet-eyk.  Thavkks  Twiss  n.  A.  (gegen 
die  Portugiesen)  lu  bejahen.  >iur  als  eä&cnticlle  Vuraussetzungen  können  der- 
glei»  ht  n  Wrträge  nicht  erachtet  werden. 

Arctkiv  lur  ufi«Dtlicti«;i«  kitxhi  I.  1.  2 
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neuesten  Gestaltungen  der  politischen  OiTilisation^  die  wir^  Völker 
der  fdten  Welt,  nach  langem  Jäingen  kaum  uns  zu  eigen  gemacht 
hahen:  Gkwissensfreiheit  und  Bechtsgl^chheit,  Freihandel  und 
Weltpostverein,  GehÜhrentarife  und  Qnarant&nezwang,  internatio- 
nale xUilfüien  und  ewige  Neutralität,  Gleichheit  der  Flaggen  und 
Niederlassungsfreiheit  sollen  gruiulgesetzlich  der  Rechtsordnung 
dieser  der  Civilisation  erst  zu  gewinnenden  Tropcnländer  oinverleibt 
werden^  ihnen,  den  jüngsten  Gliedern  der  völkerrechthcheu  Gemem- 
schaft,  soll  die  schwere  Lehrzeit  erspart  werden,  die  in  vier  Jahr- 
hunderten die  europäische  Oultur  hat  durchmachen  müssen.  Die 
Berliner  G^neralakte  ist  sonach  als  eine  Vereinbarung  zu  charakte- 
risiren,  die  nicht  allein  unser  positives  Völkerrecht  mit  inancherlei 
neuen  Rechtssätzen  ^*),  mit  gewichtigen  Präcedenzlallen  ")  be- 
reichert, sondern  das  völlig  neue  Problem  zu  lösen  unternimmt 
durch  ein  Fundamentalstatut  auf  Basis  der  europäischen  Gesittung 
die  Gründung  nicht  bloss  eines  einzigen  Staates,  sondern  sofort 
und  uno  actu  eines  ganzen,  souveräne  Gemeinwesen,  Schutzstaaten 
und  Kolonialregierungen  umfassenden  Staaten  Systems  in  An- 
grifl'  zu  nehmen.  Durch  die  erstaunliche  Grösse  des  Objekts 
unterscheidet  sie  sich  von  andern  internationalen  Abmachungen. 
In  der  Form  freiUch  bleibt  sie  ein  Vertrag,  der  sich  in  den  her- 
gebrachten Wegen  unseres  Völkerrechts  bewegt.  Sie  ist  ein 
Staatsvertrag''^)  im  eigentlichen  Sinne,  von  einer  Beihe  dvilisuier 
Staaten  unter  sich  geschlossen  und  macht  nur  jus  inter  partes**). 

AnadrftcUich  wird  von  der  Gcnertlakte  die  Frdbeit  der  Kongo-  und 
der  NigereehiSfahrt  definirt,  a,  I8w  26,  als  «faisant  dfrormaie  partie  da  droit 
|»iibHc  international'*;  imd  die  Deklaration  ttber  okknpatotischen  Besitaserwerb 

an  afrikanischen  Eüsitenstrichcn  als  „introdniaantdaiialos  rapports  internationaux 
des  regles  uniformes,"  A.  G.  Preambule;  vgl  daaa  die  Worte  des  deatechen 
Reichskanzlers,  Protoc.  nr.  10  p.  8. 

")  An  erster  Stelle  mag  genannt  werden,  was  gegen  den  binnenlandischen 
Sklavenhandel,  nächstdem  was  in  Bezug  auf  das  Eriegsrecht  besdilossen  wurde: 
desgleichen  die  Aosdehnuug  Ton  Principien  der  Schifffahrtsfreiheit  auf  Eiaeu' 
bahnen. 

Unter  solenner  Anrufung  Gottes  «f<^chloscn.  Selbstvc'rst;iii<llic]i  wird  an 
der  Vertragsnatur  durch  den  nach  doni  Must^jr  der  Wiener  Conj^resaakte.  auf 
Anregung  der  Amerikaner  gewalilteu  k  sclieidenen  Titel  Acte  g^n^ral,  vgl.  Protoc. 
nr.  8  p.  11.  nr.  9  Annexe  III  p.  12,  nichts  geändert.  Jede  Signatarmaclit  ist 
durch  den  Vortrag  gegenüber  jtxler  anderen  gebunden.  Kündigungsrecht  ist 
auHgeiclilo.sscn. 

A.G.  a.  30.  Die  adhäriroudenMüchtehabea  den  Signatarmächten 
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Und  xwar  reiht  der  ins  Leben  gienif ene  StaatenTerein  mit  seiiieii  inter- 
natiinialeii  Behörden,  Institiiten,  BeschlüBsen  und  Controbediteii, 
mit  dem  freigegebenen  Bettrittsrecbt  neuer  Grlieder,  mit  der  Ein- 

setzung  (iner  ^reschäftsvei-niittflndeii  ^facht  sich  denjenisren  grossen 
Ulli!  mitglieileiTeicheu  Umoueu  an,  deren  Zahl  wu^  von  Jahr  zu 
Jahr  sich  Termehren  sehen. 

Aber  allerdings  —  wer  möchte  dem  nenesten  Berliner  Ver- 
trag ¥on  1885  lediglich  die  Bedeutung  einer  geschäftlichen  Be- 
redang  Üher  ein  die  allgemeine  Politik  interessirendes  territoriales 
Objekt  beilegen,  wer  in  iki-  bloss  die  EiTiclitun^  einer  Art  Keclits- 
coiiiiiJunioTi  der  Oivilisirten  hinsichtlich  al'rik  nisrhcr  Stafitsgrün- 
dimgeu  sehen  wollen?  W'er  möchte  den  humanen  Hintergrund 
verkennen,  der  den  Berliner  Abmachungen  eine  höhere  als  eine 
bloss  wirthschaftüche  oder  diplomatische  Bedeatnng  beilegt,  der 
ihnen  Schwung  nnd  Idealitat  yerleiht?  Offenbar  und  erfreulicher 
Weise  handelt  stch's  bei  ihnen  nicht  um  eine  fiir  gemeinsame 
Rechimnsr  zu  bevirkMid«-  Aii>])eiitiniir  des  äquatoriiUen  Afrika's,  um 
eine  Erneuerung  verjährter  Kolunialpoutik;  viehnehr  ist  es  eine 
civil  isatorische  Aufgabe  ersten  Ranges,  die  den  politischen  (irund- 
ton  des  Aktenstücks  bildet,  die  seinen  Dispositionen  Halt  und  Zu- 
samnienhang  gewahrt,  ja  deren  Losung  von  den  yertragend^  Re- 
gierungen als  das  unentbehrliche  Mittel  erkannt  wird,  um  die  ge- 
troffenen Festsetzungen  auch  effektiv  und  lebendig  werden  zu  lassen. 
Denn  die  iu  ik-m  in  der  Weise  nKMlenier  Staaten  zu  regierenden 
Territorien,  deren  Schöjifung  die  Generalakte  in  Aussicht  nimmt, 
werden,  soweit  wir  es  al>  '  1'  V<<nnen,  Xegerstaaten  sein;  allerdings 
Negerstaaten,  die  abweichend  von  den  beiden  g^nwärtig  dem 
▼olkeTrechtliclien  Verbände  angehörigen  Negerstaaten  Liberia  und 
Harti  nicht  von  Schwarzen,  sondern  von  Weissen,  nicht  repubU- 
kanisch  sondern  in  monarchischer  Weise  regiert  sein  werden.  Immer 

giQgfoAber  kmB  Redit  aof  dai  Fortbestand  der  eiuehieD  Yertnignrtikel,  kdnen 
Amfgvdkt  bei  Refuion  deneilifB  ngaagm  m  weideo;  kein  Veto  gegen  Ab- 
äoderungen.  M.  a.  W.  ihr  Beitritt  ist  keine  Acce&sion.  Al>er  allerdings  mit  jeder 
Abänderung  eines  Artikels  müf^te  jedenfalls  ihre  Adhäsion  in  toto  cxspiriren. 
VgL  Protoc.  nr.  9  Annexe  III  8;  im  Uebrigen  Calvo,  Dr.  internat.  2.  ed.  I  710, 
MABmS'fiBBOiiOHli,  Völkerrecitt  I  (1883/  409;  v.  Bulmxrincq.  Völkerrecht 
305;  n.  a.  ni.  GsrrCKEN's  Bebaaytnng  in  Hefftib  105,  dass  der  Adbarent 
nicht  Contrahent  sei,  ist  anrichtig.  Tgl.  auch  oben  N.  10  und  unten  II  N.  4. 
Faktir-.  h  bcdeut'j-t  da«  ='>Ti':*I.  dass  znnärhrt  der  nene  K'^mg'o^taiit  onttf  Vof- 
mondschalt  der  Berliner  Conferenzmäcbte  sich  gestellt  sehen  wird. 
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aber  werden  wir  es  mit  Negervölkem^  zu  thtin  haben^  iind  die 

Konj^oterritürien  werden  ein  zwar  entwicklungsfähiges  aber  doch  erst 
auf  (kr  Jviiulheitcistufc  meuschliclu  r  Cultur  stehendes  Volksmaterial 
enthalten.  Welch  unermessliche,  last  utopisch  anmuthtiide Probleme! 
Und  doch  verkündet  Allen  vernehmbar  die  Generalakte  von  1885, 
durch  diese  gehobene  Tendenz  sich  merkbar  über  das  Niveau  der 
neulichen  Unionen  erhebend,  dass  nunmehr  der  Zeitpunkt  ge- 
kommen,  den  alten  Herzenswunsch  der  englischen  Philanthropen 
unter  der  opftryoUen  Gesanirnt arbeit  aller  Mächte Wirklichki  it 
ge\N'innen  zu  lassen.  Die  iiegierungt*n  der  Berliner  Oonferenz 
haben  beschlosseu,  die  in«  Werk  gesetzte  politische  Organisation 
der  Kongogebiete  nicht  Icdii^lii  Ii  dem  Interessenkreis  der  be- 
stehenden Staatengesesellschaft;  der  Erweiterung  und  Stärkung 
ihres  Systems,  dienen  zu  lassen;  vielmehr  soll  sie  ein  Mittel  sein, 
um  den  Millionen  und  IVfillionen  schwarzer  Brüder,  denen  nnn- 
nu'lir  dt'r  Kiutritt  in  jene  neue  OrcbuniL^  aulcr]«'«irt  wird,  Erlösunir 
aus  tiefer  Naclit  zu  bringen.  Uuien  soll  diu  Herrschaft  des  wei.süLii 
Mannes  nicht  Tutergang  und  Verderben,  sondern  religiöse,  mora- 
lische, intellektuelle  Erziehung  und  materielle  Hebung  bringen®^); 
die  politische  Unterjochung,  die  sie  allerdings  zu  gewärtigen  haben, 
ist  bestimmt  die  afrikanische  Bace  auch  dort,  wo  sie  ihren  Stamm- 
sitz hat,  in  diejenigen  grossen  Gemeinschaften  einzuführen,  in 
denen  die  Pllege  der  Mensclilichkeit  sich  vollzieht,  in  die  Ge- 


**)  Der  mit  dem  neaen  muibbüngigen  Kongostaat  gcschloeiciie  britische 
Freondeehafbrertrag  rem  16.  Deeetnber  1884,  Protoc.  nr.  9  Anaeie  I  p.  9, 
behfilt  vorliulig  für  britische  Unterthatien  die  englische  Consnlarjarisdiktion 
vor,  A.  5—9;  nach  diesem  Master  der  italieDische  ?om  19.  qosd.,  der 
niederländische  7om  27.  ejosd.,  der  spanische  von  7.  Januar  1885,  der 
schwedische  Ton  10.  Febniar  «gnsd.  Für  die  fibrigen  Machte  tritt  das 
Nämliche  kraft  der  Klausel  der  MeistbegOnstigang  ein. 

**)  A.  G.  a.  6  nud  9  verpflichten  in  Ihren  sofort  ansngebenden  hnma> 
nit&ren  Festsetinngen  nicht  allein  die  Machte  ,eier9ant  des  droits  de 
sonverainetA',  sondetn  auch  diejenigen,  welche  ,nne  inflnence  dans  tes  dita 
territoires"  aasüben. 

**)  A.  G.  a.  6:  «Tentes  les  jHiissanoes  —  s^engagent  ä  Tciller  a  la  con- 
senration  dos  populations  indigines  et  a  ram^ioriation  de  lenrs  conditioas 

morales  et  materiellem  d'existence  .   Elles  pr*  t  r  '»  ront  et  favoriseront  sans 

distiuction  de  nationalit^  ni  de  cultes,  toutes  les  institutions  et  entreprises 
r<l'ligieuse8,  scientifiques  oa  charitablcs.  cräees  et  organis^es  a  ces  fins  oa  tendant 
a  instraiie  les  indig^nes." 
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memsehaft  des  christlichen  Glaubens  des  allgemeinen  Menschen- 
rechts'*); TOT  Allem  der  arbeitenden  Gesellschaft*^).  Sie  sollen 
arbeiten  lernen!  Im  neonzehnten  Jahrhundert,  in  dem  Jahr- 
hundert der  Bacenkämpfe  und  nationaler  Todfeindschaft  liat  die 
B^jiliiicr  Conferenz  ein  Werk  des  Friedens  und  der  Menschen- 
liebe iu  Angi'iflf  geuunnnon. 

Und  wie  wunderbar!  Während  die  Ausgleichung,  welche  die 
materiellen  Interessen  der  europäischen  Mächte  zu  Berlin  erfahren 
haben,  die  handelspolitische  Organisation  der  Kongozone,  die 
Etablinmg  eines  neuen  Staatensystems  durch  constituirenden  Akt 
der  fuhrenden  Mächte,  einen  neuen  Gedanken  voll  überraschen- 
der Orijrinalität,  ein  cpocluinacliendes  Eroiguiss  der  grossen  Pü- 
litik  oline  Vorgang  und  Beispiel  in  der  Geschiclite  darstellt:  der 
ideale  Zug,  die  humane  im  Geist  christlicher  Verbrüderung  ge- 
dachte Seite  des  Unternehmens  ist  offensichtlich  eine  alte  Idee 
der  vertragenden  Theile;  nicht  etwa  bloss  die  officielle  Annahme 
jener  philanthropischen  Agitation,  die  in  unsem  Tagen  das  hundert- 
jährige Jubiläum  ihres  Bestehens  gefeiert  hat,  nicht  etwa  bloss 
rin  scliniückendes  (Jcwaiid  zu  heucliehider  Verhiillinig  eines  eng- 
herzigen und  grausamen  \  ölkeregoismus,  vielmehr  ein  altes  über- 
koniraenes  Stück  gesammteuropäischer  Politik  und  die  organi- 
satorische Weiterführung  derselben.  Gerade  in  Bezug  auf  die 
drilisatorische  Mission,  die  unsere  Regierungen  für  die  von  ihnen 
anzulegenden  politischen  Pflanzungen  übernehmen,  stehn  sie  seit 
lanfTor  Zeit  engverbunden  auf  einem  ihnen  vertrauten  Boden.  Wie 
allgemein  und  unbestimmt  auch  das  Programm  sein  miige,  das 
sie  iii  Bezug  auf  die  pohtische  Behandlung  *^'^)  und  wirthschaft- 

**)  A.  G.  a,  6:  «La  llbertj  de  consdenco  et  la  ioMnnoe  religieuBe  sont 
eipreMteeot  garantiee  auz  indiglnes.''  —  Die  Formalinnig  aehlieaat  jede 
chriftHebe  Confesnon,  freilich  auch  den  Islani  eis.  «Lee  niissiooaires  ehrlos 
—  aeront  ~  Tobjet  d*ane  protection  speciale."  — 

•*)  ^  G.  a.  6:  a  concoorir  a  la  suppression  de  Tesclavage  et  sartout 
de  la  traite  des  noira."  —  So  schon  der  deutsch©  Reichskanzler  bei  Eröffnung 
der  Conferenz,  Protoc.  nr.  1  p.  4.  Vgl.  auch  die  Aasf&hrangen  des  Com- 
miasionsberichts,  Protoc  nr.  4  Annexe  11  p.  8.  10. 

A.  G.  a.  6:  „ —  lenr  faire  comprendre  et  appr«cicr  Ics  avantages  de 
la  civilisation."  Aoliulich  vier  dentschc  KeichsVanzIer,  Trotoc.  nr.  1  p.  «i :  ,en 
♦  iiroTirageant  —  le«  «^iitroprisi  s  de  uature  a  pro]i;ii:«'r  les  connaissances  utiles."  — 
Für  all'!  diese  Sätze  ist  die  Fassung  dea  ersten  deutschen  Peklaraiions- 
enlwurfs  zu  vert^leichen. 

Pie  Conferenz  constatiite  «les  sentiments  —  relativement  aux  manage- 
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liehe  Erziehung  der  eiii geborenen  Bevölkerungen  gemeinBam  auf- 
gestellt haben,  welche  schwer  empfindlicheui  schon  gegenwärtig 
bemerkbaren  Lücken*^  es  enthalte:  welche  schwierige,  jeden&lb 
nur  gemeinschaftlich  zu  lösenden  Zuknnilsfragen  es  in  seinem 

Schoosse  bergen  inöfife:  iü  einem  wesentlichen  Punkt  desselben 
ist  unsere  Staatenwelt  schon  seit  langen  Jahrzehnten  einig.  Alle 
zu  Berlin  1885  vertretenen  Gliiuler  unseres  völken'echtlichen  Ver- 
bandes haben  ja  afrikanische  Politik  getrieben,  schon  lange  bevor 
sie  an  afrikanische  Kolonien  gedacht  haben.  Alle  sind  sie  schon 
▼orlfings,  wenn  auch  bloss  von  ferne,  bloss  indirekt  für  die  Humam- 
sirung  der  afrikanischen  Bace  eingetreten.  Indem  sie  gegen- 
wärtig in  Verein iLniiii?  das  Princip  proclamiren ,  dass  tlie  von 
ihnen  zu  gründenden,  oder  in  ilu'en  Verl)and  aufzunehmenden 
Negerreiche  jedenlklls  nicht  Sklavokratien  sein  werden,  setzen  sie 
die  Pohtik,  der  sie  in  den  zahlreichen  bis  in  die  jüngste  Gegen- 
wart reichenden  Vertrfigen  gegen  den  Negerhandel*^  be- 
redten Ausdruck  gegeben  haben,  fort;  weisen  ihr  freilich  zugleich 
die  durch  die  neueren  Verhältnisse  geforderten,  erweiterten  Bahnen 
an.   Denn  nur  zum  geringereu  Theile  handelt  es  sich  jetzt  noch 

nMnti  i  obMTver  Tii4*Tis  d«i  eheft  indigeneB"  gegen  d«n  Antrag  der  Anerikaiisr 
auf  Zmichanuig,  •.  o.  N.  55,  »de  rwpeeter  d*aiie  mani^rd  gto6rale  lee  droiti 
des  cfaefe  indigenes/  Protoe.  nr.  6  p.  11. 12. 

Die  groBBe  und  schwierige  Frage,  auf  welche  Weise  dem  verhing^ 
nissToUcB  Import  von  BeraoBchQngBniitteln  geateaert  werden  kdnnte,  bereita 
in  der  tweiten  GonferennitiiiBg  angeregt,  Protoe  nr.  2  p.  6.  U.  nr.  3  p.  2. 16, 
bat  eine  doch  nur  imbefriedigende  LQanng  empfimgen  in  der  Proklamation  des 
allgemein  gehaltenen  Wunsches  der  Conferenategiernngen,  Protoe  nr.  6  p*  8, 
IQ  vorgl.  Protoc.  nr.5  p.  19—24;  Annexe  p.  30.  31: 

Les  pumances  reprUmUe$  d  la  Conßftnßi,  di$irant  que  les  poputaHom 
indig^Ma  soient  primmiie$  eontre  les  maux  provenant  de  l'abm  dea  hoitsons 
fories,  imetUnt  U  vom  qu*uite  entenU  9'ä€Mis8e  entrc  e0ef»  pour  regier  les 
difficultea  qui  pourraient  naitre  ä  ce  sujet  d'une  manihre  qui  concilie  les 
droits  de  FhumaniU  avec  Üb  ittUreU  du  commerce,  e»  oc  que  cea  dermen 
pewmt  avoir  de  h'giiiyne 

Die  Initiative  wird  dcmuach  zunächst  von  den  Gouvernements  der  Kongo- 
territorien auszuf^eijen  haben.  Wohl  nicht  ohne  Veranlassung  machte  der 
deutsche  CouferenzbevoUmachtig'te  darauf  aufmerksam.  Protoc.  nr.  6  p.  3:  ,qne 
ce  voeu  (ne)  put  etre  iutcrprtte  i\  Tavonir  daus  un  »ens  contraire  aui  interets 
du  commerce  oa  qa'il  ne  püt  servir  de  pr^tezte  ä  des  mesures  vexa- 
toires  }>our  la  libert^  du  commerce." 

••)  Jüngst  nocli  durch  den  freilich  iii.^  Walser  g'efallenen  engUscb-iioriu- 
giesischen  Kougovertrag  vom  26.  Februar  1884,  s.  o.  N.  5.,  A.  12. 
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nm  den  Sklavciitransport  ans  Afrika**),  vielmehr  der  binnoii- 
ländischeo  Sklaverei  selbst  soll  in  den  ueuou  Besitztmgen  dermai- 
eiDBt  em  finde  bereitet  werden. 

Indem  die  durch  die  Akte  vom  26.  Februar  1885  verbrüderten 

Nationen  sich  gegenseitig»  die  Zusage  abgaben  aucli  den  afrika- 
nischen Welttheil  dem  HiTeiche  christlich-europilI^>cller  Gesittiinj? 
zn  unterwerfen^  haben  sie  zu  gleicher  Zeit  ihr  Bewusstseiii  zu 
tlmtkräftigem  Aiisdi*uck  gebracht,  dass  eine  Vorbedingung  unserer 
Gesittung  die  Fixirnng  und  Sicherung  des  obersten  menschlichen 
GnmdrechtSi  das  der  persönlichen  Freiheit  sein  mnss;  dass  den 
Adel  der  Menschenwürde  herzustellen  das  erste  Gebot  aller  Oivi- 
lisinmg  ist,  in  welchen  Forimii  diese  auch  auftreten  niÖj^e.  Nur 
ist  es  ihnen  seit  den  schmerzliehen  und  opfervollen  Erfalirnnj»en, 
die  die  ;üte  Kulomalpolitik  an  die  Hand  gibt,  bcwusst  ij;e\vorden, 
dass  der  Kampf  gegen  die  rechtliche  Entwürdigung  des  Menschen 
xnr  Sache  nur  unter  dem  zielbewussten  Vorgehen  aller  civilisirten 
Staatsgewalten  gefuhrt  werden  kann;  dass  jedes  isolirte  Streben 
hier  yergeblich  und  verderblich  ist.    Ja,  die  Lehren,  die  die 
Gegenwart  der  Geschichte  der  Abolition  entnimmt,  hat  auch 
unsere  Staatslenker  in  die  woldbekannten  Bahnen  lenken  müssen, 
welche  jener  Bewegimg  einstmals  durch  ihre  englischen  Väter  — 
deren  glorreiches  Andenken  die  Berliner  Conferenz  uns  wieder 
vor  die  Seele  gerufen  hat  —  bereits  vor  hundert  Jahren  vorge- 
seichnet  worden  sind.   Dem  Verbote,  dass  der  Mensch  Sache 
sei,  muss  —  nicht  locrisch  aber  praktisch  —  dass  Verbot,  dass 
er  Wanre  werde,  vorangehen.    Direkt,  allgemein  mit  Zwangs- 
mitiein  gegen  die  Sklaverei,  zumal  in  Geliieten  vorzugeini,  deren 
Bevölkerungsverhältnisse  wir  nicht  eimual  kennen;  Freiheit  der 
Personen  für  die  Territorien  des  conventioneilen  Kongobeckens 
ebenso  dekreturen  zu  wollen  wie  die  Freiheit  des  Handels  und 
der  Schifffahrt,  wäre  zwar  sehr  leicht,  wäre  aber  ein  lächerliches 
Unterfangen  gewesen.    Eine  Einrichtung,  die  mit  gewissen  nie- 
drigsten  Wirthschaftsstufen  und  Culturformen  untrennbar  ver- 
bunden ist,  in  ihrer  eigenthchen  Stammesheimath,  isohrt  heraus- 
greifen und  veniichten  zu  wollen,  würde,  ganz  abgesehn  davon, 
dass  den  dort  einzurichtenden  Regierungen  die  Kräfte  dazu  fehlen, 

^  Sdbstrenliiidlkh  wiid  auch  dieser,  sIm  fonubmlich  der  oatafrikanisclie, 
dmdi  die  Artikel  6  and  9  der  Geoezalakte  betroffen. 
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lediglich  eine  Thorheit  sein^^.  Der  SklaYeret  von  Barbaren 
an  Barbaren  aoch  nur  da  beizukommen,  wo  das  Regiment  der 
Weissen  sich  consolidiren  wird^'),  ist  eine  Anfgabe,  an  der  doch 

wohl  Jahrhunderte  zu  arbeiten  haben  werden,  deren  Lösiini^  Jiui 
in  dorn  sehr  alliiiäiiliclic'n  \'ürbclu'eiteu  der  christlichen  und  philan- 
thropischen Mission  zu  erhoffen  ist.  Was  jetzt  geschehen  kann, 
ist  nur  der  allererste,  vorbereitende  Schritt,  Gelänge  es  nnr  die 
nnheilrollen  Qaellen  zu  stopfen ,  ans  welchen  der  Würgengel 
Afrika's  stets  neue,  gransame  Kraft  saugt,  gelänge  es  die  7,slaTe- 
gangs",  die  Raubzüge  der  arabischen  Sklavenhändler,  die  Sklaven- 
jagden,  die  Kriege  der  Eingeborenen,  die  Sklavenmärkte  zu  unter 
drücken:  so  wäre  schon  unermesshch  viel  gewonnen.  Dann  möchte? 
es  auch  keine  Phantasie  mehr  sein  die  endliche  Beseiti^niiig  der  ein- 
gebürgerten Barbarei  näher  ins  Auge  zu  Aasen.  JedenMs  wird  aber 
jetzt  das  aktive  Vorgehen  gegen  den  Sklavenhandel  an  erster 
Stelle  die  civilisatorische  Politik  der  am  Kongo  zu  installirenden 
Gouvernements  bestimmen  müssen. 

So  hat  denn  die  Berliner  Conferenz  den  ^'ossen  Sclu'itt 
gewagt,  das  völkcrrochthche  Verbot  des  Sklavenhandels  von  der  See 
auch  auf  das  Festland  zu  übortr.igen.  Dass  die  tliatsächliche 
Unterdrückung  des  Sklavenhandels  schliesslich  auch  die  Sklaven- 
emanzipation im  Gefolge  haben  muss,  ist  eine  Erfahrung,  die 
der  amerikanische  Welttheil  mit  blutigen  Lettern  in  die  Annalen 
der  Gescliichte  eingetragen  hat,  und  ein  glückverheissendes  Omen 

Vgl.  den  Bericht  der  Conferaocommissioa  (Baron  LAXanaioirT), 
Protoc.  nr.  4  Anseie  II.  p.  9:  ,Dm  mAiagemeiits.  des  trandtions  seront  in- 
dispensables. C*est  aaaes  de  marqner  le  bat;  les  Goovernements  loeatix  eher* 
cheront  lee  moyena  et  les  adaptefoat  avx  eirconstaneee  de  tempe  et  de  milieox.* 
")  AnadrtleUidie  Zusagen  in  dieser  Biehtnng  hat  bereits  der  neos  nnab* 
hingige  Kongeetaat  in  einigen  seiner  Anerkennnngsvertrlge  gegeben;  so  in 
dem  italioiisehen,  dem  hoUindischen,  dem  spanischen,  dem  schwedisdiea, 
s.  o.  N.  11. 

'*)  Zamal  gc(;(m  dm  von  Arabern  betriebenen  Ausfall rliandd.  Uebrigens 
hebt  A.  0.  a.  9  ausdrücklich  hervor,  das^  es  keinen  Unterschied  macht,  welcher 
Race  die  zu  verhandelnden  lebendigen  Menschenleiber  angeb5ren. 

Etwas  zu  pessimistisch  nimmt  G.  WirnMANN  in  Petermann's  Mit- 
theilungen XXXI  flS^r.)  112  an,  dass  Chap.  Ii  der  Gcneralakto  .,zTira  grossen 
Tht^'l  ein  todter  Buchstabe  bleiben  wird."  Darin  aber  wird  er  ^idicrlich 
Kt'<  ht  haben,  dass  es  sich  bei  T.üsung  der  hohen  Aufgabe  vor  Allem  darum 
handelt,  der  weiteren  Ausbreitaug  des  Mahamedauismos  von  Osten  nach  Westen 
ein  Ziel  su  setzen. 
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Cur  die  dem  grossen  humanitären  Problem  ohne  Illusion  ins  Auge 
sehenden  Grossmächte.  Dieselben  haben  sich  nicht  damit  begnügt, 
ihrem  Kongor^gime  unter  der  Rubrik  Protectkm  des  mdighies 
eme  allgemeine  auf  ,,CiiterdrQckuDg  der  Sklaverei  und  vornehmlich 
des  Sklavenhandels^  gerichtete  Zusage  einzuverleiben  ^^);  vielmehr 
kommt  die  (Teneralakte  noch  an  einer  zweiten  Stelle  ihrer  Dis- 
pu-itioneii  •  ■'),  in  einer  eigenen,  das  Zweite  Kapitel  derselben 
biideuden  Declaration  coucernavt  la  traite  des  esclaves  auf  dun  zu- 
nächst praktischen  zweiten  Gregenstand  jener  Zusage  zurück,  um 
üm  einer  speciellen  Regelung  zu  unterwerfen.  Dass  dieses  ge* 
Beheben,  Ist  der  Initiative  des  britischen,  durch  seine  heimische 
Regierung  angespornten  Conferenzbevollmächtigten^*)  zu  verdanken. 
Von  seinen  btiden  amerikanischen  Oolle^cn  unterstützt^^  brachte 
er  in  der  fiinfttn  Sitzung,  am  18.  Deceniber  lbb4,  eine  an  die 
Beschlüsse  der  Congresse  von  Wien  und  Verona  angeknüpfte 
Froposition  ein^^),  welche  allerdings  um  ihrer  ganz  universelleni 

A.  G.  a.  6,  s.  0.  N.  64.  Zustimmende  Erklärungen  zu  dem  bereits 
im  dentMhen  Deklarationscntwurf  sieb  tindenden,  ohne  Abänderung  znr  An- 
tnhiiie  geUogten  Sats  dnrehdelui  die  Confeveiuverhaiidlungen  von  Anfang  an, 
Protoc  nr.  2  p.  4.  5.  7.  9.  11 ;  nr,  4  p.  12.  Die  Zusage  wird  seitens  aller 
Xichte  .eier^aat  des  dn>it6  de  sonverainetö  on  nne  in  f  Ine  nee  daiia  leedits 
icrritoirea*  gq^eben,  Tgl.  N.  61,  wird  abo  den  ostatdkanischen  Sultanaten 
gegenüber  sich  xn  bewihien  haben.  Ueber  die  beschrankte  Competeni  der 
KoagoeommiasuxD  s.  o,  N.  31. 

Man  betiess  die  ento  aUgemeinere  Zosage  als  A«  6  an  ihrer  Stelle  in 
Enriguig  .qa*ll  y  a  qnelqne  int^t,  ponr  rhistoire  de  la  Conförence,  a  con- 
iener  la  tnice  des  prioccnpationa  snocessiTes  qui  Tont  inspir^  et  qui  se  mani- 
fstent  par  l'ordrc  et  la  suite  de  ses  d^cisions",  Protoc.  nr.  7  p.  4;  nr.  8 
AoneKe  I  p.  10.  Dem  Wnnsche  des  portugiesischen  Bevollmächtigten,  Protoc, 
nr.  7  p.  4;  nr,  8  Anneie  1  p.  10,  auch  dem  Kapitel  VI  der  Gcneralakte,  also 
den  Bedingnogen  f&r  neuen  okkupatorischen  Qebietserwerb,  diejenige  der  Ein- 
wizong  einer  «Jurisdiction  süffisante  pour  —  rendre  effective  Tabolition  de 
rddavage'  einzufügen,  i^t  nicht  oiitsjiroclion  ironlen. 

^"1  Vg'l,  die  Depcsolie  (tRAN'viLLE  s  an  Sir  Edw.  .AIalet  vom  November 
1884  (enj:l.  Weissbufh:  Africa  nr.  |  lSS:i]  |).  2):  ,Thc  slave  trade  and  the 
importation  of  spirituoas  liquors,  on  botii  of  which  there  is  a  strong  iceliog 
in  Ulis  country  — **. 

Protoc.  nr.  4  \k  11,  12. 
•*)  Sie  lautete  folgendermaasen,  Protoc.  nr.  5  p.  2.i:  .,8elon  les  iiihuij.es 
ilii  droit  des  ^ens  tels  qu'ilß  sont  reconnus  j>ai  Ics  haut  es  jarties  contractautes 
!a  traite  dts  nogrcÄi  et  le  commerce  qui  fournit  desnegres  a  la  traite 
sont  interdit«,  et  c'est  du  devoir  de  toutes  les  nations  de  les  suppriraer  autant 
^ae  possible."   Ein  wenig  ubertreibend  erklärte  der  deatsche  BeroUmochtigte 
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den  Competenzkreis  der  Oonferene  weit  überschreitenden  Fassung 
willen  nicht  zor  Annahme  gelangte;  die  indessen  den  entscheiden- 
den Punkt,  dem  Verbot  des  berufenen  Frachtverkehrs  znr  See  nun 
auch  dasjenige  des  binnenliindischen  Handels  mit  Menschen  hinzu- 
zufügen, richtig  lifTvorliolj.  Nach  sorgniltigtr  Umarbeitung  durch 
die  Comiiussioii  dliidt  sie'-*)  folgeuden,  den  A.  9  der  Geueral- 
akte  bildenden  Wortlaut: 

Dcclaration  concernimt  la  trade  des  esclavcs. 

Conformenient^^)  aux  principes  du  droit  des  gens^  (eis  qu'ils 
$ont  reccmus  par  les  puissances  sigtiataires^^),  la  traite^*)  des 
eselavea  itant  üUerdite^  et  Us  opiraiums  qui^  sut  ierre  au  sur 
meTf  fowmisseni  des  eselaves  ä  la  traüe  devant  Ure  Sgaiement 

considcrccs  comme  interdites^^)^  les  j>M/Ä»»aMcef»'  qui  excrcent  ou 


dageg^^,  Frutac.  nr.  6  p.  4:  ^Lo  commerce  qui  fouruii  iles  uegres  ä  la  traite 
u'a  encoie  öto  Tobjct  d'nucuin'  stipulation." 

^)  Die  Beratliun{,'cii  linden  sich  im  Protoc.  nr,  Ü  p.  4—8;  nr.  7  p.  2 — (5. 
Nicht  „Selon  les  principes',  wie  es  ursprOnglicli  vorgeschlagen  war, 
Protoc.  nr.  7  p.  3.   Die  kleine  Aenderong  wollte  wohl  dem  Umstände  Kech- 
Dong  tragen,  dasB  das  Verbot  des  SUaTenhuidels  immerhin  bloos  jnri« 
pacticii  ist 

*')  NSmlicfa  der  14  Signatarmichte  der  Qeneralakte,  Protoe.  nr.  7  p.  8. 
Dieselben  nehmen  also  in  Being  nnd  beki&itigen  frQber  von  ihnen  nach  dierar 
Bicbtang  hin  abgegebene,  ansdrOcklicfae  oder  stillBchweigendle,  TertngsmiMige 
oder  eineeitige  Erklärungen. 

**)  Die  Behanptnng  des  amerikanischen  BeTollmächtigten,  Protoc  nr.  4 
p.  13,  «qu«  le  sens  habitaeUement  attribn^  an  teniie  de  <traite>  se  rapporte 
eeulement  au  trafic  des  esclaTes  par  mer",  ist  doch  nur  insofern  richtig,  ab 
allerdings  die  traite  sur  mer  vorwiegend  bisher  von  den  »Staatsverträgen  be- 
troffen und  verpönt  wurden  ist;  doch  Iwit  Grossbritannien  mit  orientalisdieB 
Reichen  Verträge  auch  gegen  den  biununländischen  Sklavenhnn'l  'l  i'  ^schlossen. 
Sprachliche  Gründe,  das  allerdings  merk  würdige  Wort  auf  die  Zufuhr  zur  See 
zu  bes.'hränken.  liegen  nidit  vor.  Vgl.  auch  die  Terminologie  in  den  Debatten. 
Protoc.  nr.  4  Anneie  11  p.  9;  nr.  ti  p.  4.  7;  nr.  7  p.  3.  Hienuch  ist  dasselbe 
in  der  obigen  Deklaration,  und  in  A.  6,  sowohl  auf  dca  contin^talea,  als 
auf  den  überseeischen  Sklavenhandel  zu  bezielien. 

••j  Mit  Kecht  sagte  der  italienisclie  Bevollmächtigte,  Protoc.  nr.  7  p.  3: 
»C'est  la  un  progrös  dans  le  droit  intern;itional  dont  prsonne  ne  saurait  con- 
tcster  la  valeur."  Der  Fortschritt  besteht  aber  nur  darin,  dass  allo  .,<)jtor.i- 
tionen",  welche,  sei  es  in  den»  conventionellen  Kongogebiet,  sei  es  auf  den  dazu 
gehörigen  MecrestheUen,  dem  Land-  oder  dem  überseeischen  Handel  Sklaven- 
waare  nilBhren,  Terboten  werden.  Mensebaikaaf  als  solcher,  insbesondere  Kaof 
TOD  Weibern  nnd  HanaaUaTen  wird  dnreh  die  obige  DeUaiatioii  nicht  tor- 
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qm  exerceront  des  droits  de  souveraineti  au  unc  iußuence  dan» 
U»  terrüoire$  farmant  h  basain  etmventiamid  du  Ccngo  (Udarmt 
que  ces  ierrUoires  ne  paurrani  servir  ni  de  marchi  ni  de  we  de 
transit  paur  Ut  traiie  des  esclaves      de  quelque  raee  que  ce  sott, 

Chacune  de  ces  j>nissances  s^OKfarjc  ä  (injfloyer  tous  les  nwyens  en 
$on  ponroir  pour  mtitre  (in  ä  ce  commerce  et  pour  punir  ceux 
qm  8-en  occupent''^'). 

Mit  diesem  „£nga^emoiit''  nun  hat  unsere  Generalakte  TOn 
1685  Stellung  inmitten  des  seit  Jahrzehnten  bereits  bestehenden 
?dlkerrechtlichen  Systems  zur  Unterdnickung  des  afrikanischen 
Menschenhandels  genommen.  Nach  seinem  bisherigen  Bestände 
jpnem  grausamen  AuBwucliS  des  Welthaiidt  ls  fast  ausschliesslich  von 
iler  Seeseite  begejmend,  seine  Prohibitionen  aul  die  den  afrikanischen 
Continent  umspülenden  Meere  beschränkend  erhält  das  System 
nonmehr  die  langersehnte  Ergänzung  durch  Erstreckung  auf  den 
festlandischen  Verkehr  des  centralen  Afrikas.  Nach  seinem  bis- 
herigen Bestände  in  zahlreiche,  isolirtei  Vereinbarungen  und  Ab- 
machungen zersphttert  erhält  es  nunmehr  den  nothwendigen 
Zusaiumeuschluss  durch  die  neugewonnene  Grundlage  einer  ^ross- 
artigen,  die  Staatemvelt  Europa's  und  Amerika's  umspannenden  Or- 
ganisation. Nach  seinorn  bisherigen  BesUmde  von  diplomatischen 
Zufälligkeiten^  von  der  Philanthropie,  der  OpferwiUigkeit  einzelner 
Regierungen  abhängig  trägt  es  nunmehr  die  Gewähr  der  Dauer 

gftfthB.  Betroffen  «iid  Ton  ihr  lediglich  der  Unuati,  also  di«  Anecbaffiing 
vom  HeBKhen  lur  Wetterrerftassemiig,  in  welcher  Fomi  auch  jene  Anschaffiing 
for  sieh  gdie.       8.  e.  N.  74. 

**)  Also  nur  diese  beiden  HaodelBoperatioDen  werden  direkt  getroffen  nnd 
soUoi  nnter  allen  Vmstinden  beseitigt  werden.  Ein  mehreres  sn  thnn  ist 
jeder  Kongom^^bt  anheimgegeboi. 

Die  verträumenden  Theile  ftbemehincn  die  Verantwortung  dafQr.  dass 
dnrdi  gesetigeberiache  StmfaDdrohungen  die  Erreichung  des  gesteckten  Zieles 
in  den  neuen  Territorien  sicbergesteUt  werde  oder  bleibe.  Ueber  Inhalt  and 
Maass  der  stipalirten  Criniinalisirung  entscheidet  ihr  sonveränes  Ermessen. 
Weitergehenden  Anregungen  auf  der  (.'onferenz,  so  dem  im  Quintupelvertrago  von 
lb4l  sich  tintlendcn  Prinzip,  den  Negerhandel,  Wfil  ^attentat  de  lesL-liunianito", 
als  Piraterie  zu  ponalisiren,  Protoc.  iir.  2  y.  7 ;  ur.  G  p.  4,  7,  oder  ilio  Sklaven- 
han<n*  r  überall  mit  Answeisnnfj  zu  hch'ircu,  ibid.  p.  5 — 7,  ist  kt  iiK'  IuA^q  ge- 
gebcü  worden.  Ob  \S  eibso  in  j«-ncn  Gebieten  ungestraft  ifausäklaveii  erwerben 
und  besitzen  dürfen,  liuji^t  von  dem  Zuschnitt  ihrer  heimathlichen  Strafgesetz- 
gebnnsr  ab.  Für  Dtutficho  trifft  Öt.-G.-B.  §  234,  freilich  aber  auch  der  so  un- 
genügende §  4  nr.  3  zu. 
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und  innerer  Kraft  au  sich;  und  nur  das  kaun  iraglich  sein,  ob 
und  mc  etwa  seine  überkommenen  Positionen  unter  dem  Anstoss 
der  Berliner  Conferenz  zu  revidiren  sein  werden.  Demgemäss 
aber  ist  e»,  um  die  Yereinbarung  von  1885  in  ihrer  vollen  Be- 
deutung für  Recht  und  Politik  unseres  völkerrechtlichen  Verbandes 
Avisscnschaftlich  zu  erfasstn,  iiuabweislich  oinon  Rückblick  auf  die 
(jcscliR'hio  (lor  grossen  Frage  zu  werfen.  Gegenwärtig  tritt  «;ie 
in  eine  neue  Epoche.  Um  so  mehr  rechtfertigt  es  sich  in  über- 
sichtlicher Darstellung  zu  zeigen,  auf  welchem  Wege,  in  welchem 
Um&nge  und  mit  welcher  Wirkung  das  von  der  Generalakte  des 
26.  Februar  1885  in  Bezug  genommene  Verbot  des  Sklavenhandels 
internationalen  Rechtens  geworden  ist? 

Es  ist  eine  an  merkwürdigen  Ereignissen  inid  Zwiäclieii lallen 
reiche  (Teschichte,  die  ich  dem  Leser  vorzuluhren  habe  ^').  Manche 

Die  Literator  über  dieselbe  ist  fast  unübersehbar.  In  den  folgeoden 
Untersuchungen  sind  die  amtlichen  Urkunden  und  Aktenstücke,  soweit  sie 
ohne  archivalische  Untersuchungen  zu  ermittejin  waren,  an  ihrer  Stelle  «llf* 
geführt;  nicht  minder  die  sehr  zerstreaten  nicht  amtlichen  Spedabciiriftea. 
Unter  den  DartteUnngen  allgemeineren  Charakter«  ragen  —  abgesehen 
▼on  der  alteren  Literatur,  vgl.  Bxgm,  Geschichte  dee  enropiischen  Staaten- 
ajratenis  II  (4.  Ausg.)  216  —  folgende  herror:  A.  HOmBt  Vollständige  historisch- 
philoaophisclie  DarsteUnng  aller  Yerinderangen  des  Negersklavenhandels  Ton 
dessen  Ursprang  bis  xa  seiner  gansliehen  Anfhebmig  I.  II.  Gdttingen  ld20. 
NsDBBHirm  VON  B0SK1ITH4L,  De  servornm  Afromm  commerdo  eoqne  reete 
snblato  necnon  de  Afromm  servitiite  penitns  tollenda»  Lngdnni  1816.  J.  Di 
UKUrviLU,  De  Iis,  qnae  ad  toUendnm  serromm  Afromm  commercium  inde  a 
Oongressn  Viennensi  inter  populos  gesta  sint,  Amstelodaroi  1840.  J.  BAHntHBl«} 
Der  afrikanische  Sklavenhandel  Ton  seinor  ersten  Einführung  in  das  neae 
Europa  hh  auf  die  jetzige  Zeit;  mit  besonderer  Kdcksicht  auf  die  Bemühungen 
der  britischen  Regierung  ihn  auszurotten;  ans  dem  Englischen  von  A.  Hechsel, 
Berlin  18  in.  Wueaton,  Enquiry  into  the  validity  of  thc  In  itish  claim  to  a  right 
of  Visitation  and  search  of  am  er  i  ran  vesscls.  London  181'2.  eine  amerikanische 
Tendenzsolirift,  die  abf,'cseiion  von  Kürzungen,  Miideruntron.  Niiehtragen  w?irtlirh 
übergegangen  ist  in  di's  n;iTnlicbcn  Verfassers :  Hi-^foirf  r^•s  proc^rt-s  du  droit 
des  ^ens  (4.  ed.)  11  (1865)  2<)1  -  J^48.  In  dem  nämlichen  (Ici-^t.-  ist  ^e- 
srlirit'ben:  W.B.  Lawkknvk  ,  Visitation  and  search.  or  an  historical  .skctch  of 
the  british  claim  to  ex»  reise  a  maritime  police  Over  the  ves?els  of  all  nations, 
Boston  1858.  Cn.  pe  Martens  et  F.  de  Cüssy.  Recucil  raauucl  -  de  traitcs 
u.  s  w.  V  (1840)  p.  43»")  — 444,  enthält  eine  Ueber^icht  über  das  Vertragsmatcrial. 
A.  CociiiN  ,  1/abolition  de  rcsclavage  I.  II.  1861,  passim.  besonders  p.  281  bis 
313.  L.  Deloeur,  La  traite  des  negres  (Kxtrait  du  bulletin  de  la  societe  de 
geographie  d^Anrers)  1877,  giebt  brauchbare  Notizen.  —  Die  Lehr-  und  Handr 
bttclier  bieten  wenig  SelbstSndiges.  Erwälint  mögen  werden:  Lawbsvoi^s 
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Erinnerungen  an  das,  was  der  vergancjenen  Generation  so  mächtig 
einst  Hera  und  Phantasie  erregte,  werden  in  ihm  lebendig  werden. 
Zwischen  den  Zeilen  werden  ihm  die  schmalgebauton  ^  schnell- 
segelnden  SklavenÜEÜirer,  von  denen  die  Romane  erzälüten,  vor 
die  Seele  tauchen;  vad  die  auf  dem  Anstand  liegenden,  zur 
schrecklichen  Jagd  gerüsteten,  von  verschlagenen  und  tollkiilmen 
Offizieren  geführten  britischen  Kreuzer.  Aber  der  Beiz  des  Boman- 
tischen  ist  es  nicht,  der  den  Blick  des  Völkerrechtskundigt  ii  nut 
besonderem  Interesse  aiii"  tlie  alten,  vergilbten  Dokumente  fallen 
lässt.  Er  hat  dessen  eingedenk  zu  sein,  dass  mit  den  zaldreichen 
Conventlonen  wider  den  Negerhandel,  welche  die  Friedensepoche 
Europa's  von  1815 — 1848  füllen  und  diplomatisch  charaktensiren, 
unser  Völkerrecht  sich  die  neuen  Bahnen  eröffiiet  hat,  die  seinem 
Fortgang  in  unserem  Jahrhundert  die  Signatur  aufdrücken.  Mit 
jenem  in  mühselig  sich  aneinanderknüpfenden  Maschen  zu  Stande 
gelirachteii  Vertragsnetz  beginnt  die  heute  Jaln*  für  Jalir  neue  Glieder 
ansetzende  Reihe  der  grossen  völkerverbindenden  Organisationen. 
Mit  jenen,  uns  Deutschen  so  entlegen  dünkenden  Uehereinkünften 
hat  das  Völkerrecht  gelernt,  seinen  alten  naturrechtlielien  Hülsen 
zu  entwachsen.  Uns  Modernen  ist  es  ja  nicht  mehr  ein  blosser,  durch 
Vemunftsschlüsse  zu  deducirender  Canon  von  gegenseitigen  Zu- 
geständnissen, mit  welchen  jeder  Einzelstaat  die  Freiheit,  seinen 
Sonderinteressen  unter  rechtlichem  Schutzeungehindert  nachzugehen, 
sich  erkauft.  A'ielmehr  hat  die  Ordnung  des  internationalen  Rechts, 
wie  jede  positive  Rechtsordnung,  Zwecke  einer  Gesaramtheit  zu 
lordern.  In  dem  souveränen  Einzelstaat  sieht  sie  um*  das  dienende 
GHed  eines  die  Welt  umspannenden  Verbandes  und  giebt  die  recht- 
hchen  Mittel  und  Formen  an  die  Hand,  durch  welche  die  an 
Umfang  und  Inhalt  in  unendlichem  Fortschritt  wachsenden  All- 
gemeininteressen menschlicher  Gemeinschaft  zur  Bealisirung  kommen. 
Bass  solcher  Interessendienst  dem  Einzelstaat  Opfer,  hohe  Opfer 
ohne  Entgelt  auferlegt;  dass  auch  in  dem  Staatenverbande  das 
Sonderinteresse  dem  allgemeinen  Interesse  zu  weichen  hat:  diesen 
tieferen  Sinn  und  diese  reichere  Entfahunf]^  luit  das  moderne 
Volkerrecht  unter  dem  Anstoss  der  Verträge  gegen  den  Sklaven- 
handel anzunehmen  begonnen.  — 

Whiatoh  (2  ed.  1864)  in  den  Noten  81—85,  PmLUKOBi,  ConuneDtories 
n^n  intematuknal  law  I  di.  17.  Nenerdiogs  auch  y.  MAaTJENS-BiBOBOHM, 
menwht  I  d89--m 
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Im  Jahre  1879  wurde  der  deutsche  Reichstag  durch  die 
kaiserliche  Regierung  mit  einem  kurzen  Uebereinkommen  befasst 
welches  dieselbe  am  29,  März  d.  J.  nach  mehijährigen ,  nicht 
mühelosen,  auch  mehrfoch  unterbrochenen  Verhandlungen  mit  der 
Krone  Grosslirit  innicu  in  deutscher  und  englischer  Sprache 
abgeschlossen  li;iUe.  Dieser  Vertrag  hatte  ein  merkwürdiges, 
wie  es  damals  6chieU|  reclit  aiitiquirtes  Thema;  er  betraf  die 
'  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  zur  See.  Es  soll 
nämlich;  so  war  vereinbart  worden,  unser  deutsches  Aeich  fortan 
diejenige  Stelle  einnehmen^  welche  seiner  Zeit  durch  den  grossen, 
der  nämUchen  Sache  gewidmeten  Traktat  der  fünf  Grossmachte 
Vüiii  20.  December  1841-^)  dem  preuhbischca  Staate  zuertheilt 
worden  war.  Alle  Rechte  demnach,  die  Preussen  bis  dahin  aus 
jenem  Vertrage  hatte  herleiten  dürfen,  sollten  fernerhin  vom 
deutschen  Reiche  ausgeübt  werden ;  dieses  sollte  dafür  aber  auch 
allen  jenen  Lasten  unterworfen  sein,  welche  bis  dahm  lediglich 
preussische  gewesen  waren;  Deutschland  also  in  Stelle  von 
Preussen  als  Hauptcontrahcnt  in  den  Fünf  mächte  vertrag  von 
1Ö41  eintreten. 

Vorlage  nebst  erlaatermier  Denkschrift  vom  6.  Mai  187P,  Stcnogr. 
Berichte  über  die  Verhandlangen  des  deutschen  Eöichstags  1879,  V  18.35; 
Druclvsachc  des  Biui<lesr»tha.  Session  1878/9  Nr.  117.  ProtokoUe  1878  §  496, 
1879  §§  103.  243.  303. 

*)  Dieser  Vertrag  mit  2  Beilagen ,  in  englischer  unti  in  franzosischer 
Spr.'irhf  (nicht  in  detitscher)  aufp^erirbtot  lindet  sich  in  nWo  <,'rossen  Sanimlungeu 
der  Staats  vertrage  aufgenommen:  ]\I  autexs,  N.  R.  G.  Jl  508.  392.  Hertslkt. 
Treatics  VT  2-^3«.  L.  Neümann.  Traites  par  l'Autriche  IV  473.  v.  Komi- 
SCHEIDT,  Frcussens  St;uitsvcrträi,'e  71)1 ;  die  Ratifikationsprotokolle  bei  Hektslkt 
1.  1.  3:^!t-  3]2;  ein  späteres  Conforenzprotokull  vom  Oktober  1845,  auf 
Milderung,'  des  Vortriij^sartikcls  9  nr.  5  abzielend,  ibid.  VII  79,  auch  bei  Neü- 
MANK,  Traites  par  rAutriclie  N.  XI  1848.  Der  Traktat  von  1841  wurde, 
wie  die  nachfolgende  Darstellung  tle.s  Näheren  ertrieht,  von  der  ki,'l.  Iranzi/sisthcii 
Regierung  nicht  ratifitirt,  daher  er  seinen  NaniLii  Quiutupclvcrtrag  nicht 
mit  Recht  führt.  Von  anderen  Seemüchtcu  ist  ihm,  in  Gemässheit  seines 
Artikels  17,  nur  das  Königreich  Belgien  darch  AeoessionsTertrag  vom  24.  Febrau 
1848  beigetreten;  die  AklenstQeke  dar&ber  in  Garela  de  U  V^ga  Beeactl 
des  TrattAs  de  Belgique  I  553—567,  aach  bei  Haetkv8  N.  R.  0.  XIV  52.  Die 
liiteratar  Aber  den  Vertrag  ist  eine  grosse:  Tgl.  die  ZosaminensteUnng  rniten 
IV  N.  32. 
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Anstaudios  passirte  das  neue  Uebereinkommen  den  durch 
die  zoUpolitischcii  Fragen  völlig  iu  Anspruch  genommenen  Reichs- 
tag'}. £8  wurde^  nachdem  inzwischen  die  Zustimmung  der  russi< 
sehen  und  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  zu  der  damit 
bewUten  Abänderung  des  Vertrages  von  1841  erklärt  worden 
war^  beiderseitig  ratifichrt  und  im  deutschen  Reichsgcsetzblatt  ?on 
iHbO  8.  100  publicil-t 

")  Die  knn.e  Pobatte,  am  14.  Mai,  macht  ämch  die  aüffisant«  Nach- 
lä.98igkeit.  mit  welcher  diskatirt  wurde,  einen  unerfreulichen  Eindrack.  Solclie 
Behauptungen,  wie  dass  der  deutsche  Bund  dorn  Vertrage  von  1811  bcij;t;treten, 
üüJ  dass  das  deutsclio  Ivcich  Rechtsnachfolger  des  deutschen  Bundes  sei;  dass 
die  Amerikaner  den  Engländern  das  Durdisuchungsrecht  nicht  zugesteho ;  dass 
der  80**  östlicher  Länge  von  Greenwich  nicht  einmal  Bombay  erreiche  (1),  hätten 
mit  Aufwand  geringer  I^lOhe  yermieden  werden  können  und  sollen. 

*)  El  bildet  demnacih  dfintich«s  Rftiehsrecht  mit  der  Wirkung,  dssa  die 
CeBTentioa,  welche  die  drei  Hanaeatidte  gemeinsam  unter  dem  9.  Jani  1837 
mit  Fnskfotcb  and  mit  <}nMsbrita&niea  sar  UnterdrQckimg  des  Negeihaadela 
getdüemea  habeBf  a  n.  III  N.  62,  darefa  den  ReicbsTertrag  eadgUtig  aofgehobea 
ist  IM»  aaderea  deattcbea  flcoBtastca  hatten  sich  in  der  Angelegenheit  aicht  auf 
Terlngifnsi  geiettl  —  Nicht  ohne  tbeoretiachee  InteiMse  ist  die  Fnge,  ob 
die  hawicstiidie  Coaventian  etwa  bereits  Tor  Abedilnss  des  Beicfasvertrags  als 
erloschen  la  geltea  hatte?  Dieselbe  war  nfinilich  —  wie  auch  die  Vertrage 
Dänemarks  Tom  26.  Juli  1834;  Sardinieas  vom  8.  August  1834;  Toskanas 
Tom  24.  November  1S37;  Neapels  vom  14.  Februar  1838;  Hayti's  vom 
23.  December  1839  —  lediglich  in  der  Form  eines  Acccssionsvertrages  zu  dem 
zwischen  England  und  Frankreicii  Qber  denselben  Gegenstand  aafgerichteten 
Bändnissc  von  1831  und  1833,  welches  unten  zur  Sprache  kommen  wird,  ge- 
Eclilossen  worden.  Nun  war  aber  dieses  Bündniss  184.')  durch  ein  anderes 
trsetzt  worden.  Darauf  stützte  England  bei  der  Verhan-Ilung  des  lÖTOer 
Ufcbereinkommens  die  auffällige  Behauptung,  dass  auch  der  Aecessionsvertrag 
der  Hansestudto  im  Jahre  181Ö  cxspirirt  sei.  Nichts  kann  ungegi  uudctcr  sein. 
Dtir  hanseatische  Acet-ssionsvertrag  war  wie  alle  anderen  auf  die  Formel  ^'c- 
ttellt:  ,Tou»  les  articles  (des  deux  Conventions  de  lö31  et  1833)  seront  censes 
avoir  ete  conclus  et  signcs  de  nitine  'pie  la  presente  Convention  directemeiit 
entre  —  Ic  roi  des  Frauyais  —  le  roi  de  la  (ir.  Bretagne  et  les  senats  des 
villes  librcs  —  (resp.  le  roi  de  Dancmaik,  le  roi  de  Sardaigne  u.  s.  w.), 
begründete  demnach  für  die  beitretenden  Theile  selbständige  obUgatorieche 
Becbte  and  Pfiicbten  gegen  jeden  der  beiden  Hanpteontrsheaten,  trag  demnach 
nicht  den  Charakter  blosser  Adhftsioa,  s*  o.  I  N.  59.  So  wohl  auch  die 
Hcinnng  voa  Oabus  in  der  gleich  sa  erwähnenden  Schrift,  S.  8,  Aach  steht 
England  mit  dieser  neaesten,  früher  Ton  ihm  keineswegs  vertretenen  Ansicht 
finslieh  aUeia.  Weder  wird  sie  Ton  Italien  getheilt,  dem  Beehtsnachfolger 
Sardiniens,  Tgl.  die  Berliner  Confereniprotokolle,  Protoc  nr.  2  7;  noch  von 
Fmakreieb,  dessea  Begiemng  sich  wohl  bewasst  gewesen  ist,  den  Hansestädten 
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Von  der  Ta^espresse  ward  der  diplomatische  Akt  der 
Beichsregierung  als  eine  Art  AnachroDismus  mit  einiger  Yer- 
wimderoDg  bemerkt ;  an  der  Öffentlichen  Meinung  ging  er  spurlos 
vorüber.    In  der  neuesten  völkerrechtlichen  Literatur  pflegt  er 

zwar  gebührende  Erwähnuiit^  zu  liiuh  ii.  Doch  hat  nur  ein  deut- 
scher Geh'lirter ,  Gakeis,  ihm  eine  ausführhchere  Be^clituni,^ 
geschenkt.  Die  kleine  Gelegenheitsschrilt .  die  er  unter  dem 
Titel:  „Das  heutige  Völkerrecht  und  der  Menscheuhundcl'^, 
an  das  Uebereinkommen  von  1879  geknüpft  hat^  ist  mit  wohl- 
thuender  Wärme  geschrieben,  und  bringt  interessante  Materialien; 
indessen  zielt  sie  weniger  auf  eine  juristische  oder  historische 
Erörterung  des  jetzt  für  Deutscldand  geltend  gewordenen  in- 
tenuitioualeu   Verhältnisses'^)!  als  viehuelu'  auf  die  Anregung 

f^eirenüber  auch  nacli  ilem  Jahre  184.j  durch  den  Vertrag'  von  1837  bortchti^t 
gewesen  zu  sein,  s.  u.  IV  N.  55.  Ein  ganz  anderer  Zwuilcl  ist  aber  der.  ob 
nicht  dif  (IriindunjLf  des  iiorddeiitsLhcn  Bundes,  welcher  an  8t«'ll»_'  der  Partikular- 
flaggtii  eine  dtjiitschi'  Haii  lclü- und  Krio«^smarine  treten  liess,  die  liaiiseatischc  Con- 
vention von  18^57.  alx  r  auch  freilich  den  i.reii.s.Hi.schen  Vertrag  vom  20.  Deceniber 
1841  wegen  Unmöglichkeit  der  ErtüUuug  habe  liiufallig  werden  lassen?  Diese  Frage 
war  m.  £.  allerdings  zu  bejahen.  Denn  seit  dem  Jahre  1867  gab  es  preussiscbe 
KriegBtcUflb  Dicht  mehr;  ebensowenig  gab  e«  aeitiier  preusatBche  und  haiueA- 
tische  KaoflUirer,  die  dem  Darchsttchongsregime  tmterworfei),  mecklenburgische 
und  oldenburguche^  die  frei  von  ihm  gewesen  wären.  Freilich  aber  ist  dieser 
rigorosen  Aaffassong  an  den  maassgebenden  Stellen  keine  Folge  gegeben  worden. 
Man  sabintelligirte  etwas  kühn  den  ehemaligen  Landeaflaggen  den  Begriif 
des  Heimathshafens  nnd  Hess  den  preossiacbcn  (and  hanseatischen)  als 
ttorddentschen,  aber  bloss  Schilfe  mit  preossischen  (hanseatischen)  Heimathsbifen 
betieifenden  Vertrag  fortbestehen.  Eine  Aenderung  biachte  dann  der  Bundes- 
rathsbeschlass  vom  29.  Juni  1868.  Er  gab  der  Präsidialrcgierung  die  Er- 
mächtigung, den  ISiler  Vertrag  wenigstens  in  Bezug  auf  das  Durch- 
suchungs-  und  Aufbringungsrecht  auf  alle  (nord)deutschen  Schiffe  im 
fiinverstindniss  mit  England  anwenden  zu  lassen.  un<l  die  nothwendigen  YoU- 
machtcn,  s.  u.  N.  40,  auszufertigen.  Zugleich  aber  stellte  er  anheini,  um  dem 
unklaren  und  zweiMhaften  Verhältniss  ein  Ende  zu  machen,  die  vollinhaltliche 
Ausdehnung  des  ^'«-nannten  Vertrages  im  Einvorsiandniss  mit  den  betlieiligten 
(irosgmiiehteii  auf  tloii  i^anzen  nnrddeutsf-hen  Bund  zu  erwiikon.  Unsf^r  Ueber- 
einkommen von  l!^7*»  ist  die  endliche  Ei lf(lii,''nn«,'  dieses  Besch Iussls.  Für  den 
Fall  seines  Zustandekommens  hatte  OMenburg  bereits  durch  Erla^ss  eines 
strafrechtlichen  Nebengesetzes  wider  den  Handel  mit  Negersklaven  vom 
18.  Januar  1870  Sorge  getragen. 

*)  Leider  entbehren  die  Aiii:.'ibcn,  welche  die  kleine  Schrift  über  das 
geltende  Recht  macht,  bisweilen  der  wüuschenswerthen  Correktheit.  Auffallend 
ist  namentlich  die  Aufstellung  eines  eigenen  .amerikanischen  Systems",  wonach 
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?on  Maassregeln  ab,  durch  welche  nunmehr  Anwerbung  und 
Transport  freier  chinesischer  und  malayischer  Arbeiter  nach 
Amerika  und  Polynesien  unter  strafrechtliche  Controlen  und 
völkerrechtlichen  Schutz  gestellt  werden  könnte ,  —  ein  mit  der 
Unterdrückung  des  afrikanischen  Negerhandek  nur  in  losem  Zu« 
sauinienhang  stellendes  Thema. 

Und  doch  ist  das  Interosso,  dnss  die  Urkunile  dem  Kenner 
en'egt,  ein  erhebliches;  weniger  lieilich,  um  dw  praktischen  Er- 
gebnisse willen,  die  davon  noch  zu  erwarten  wären;  weniger  au cli 
wegen  der  theoretischen  Bedeutung,  welche  dieselbe  für  sich 
allein  genommen^  im  Systeme  des  modernen  internationalen  Bechts 
zu  beanspruchen  hätte.  Aber  welche  Fülle  von  Erinnerungen 
knüpft  sich  an  den  Vertrag  von  1841 ,  den  berühmten  Quintupel- 
vertrag,  von  dem  seiner  Zeit  die  öftentlichen  Blätter  Jahre  lang 
voll  w.n  cn;  der  seiner  Zeit  eine  von  Hass  und  Spott  diesseits  und 
jenseits  des  Oceans  be^li  itt't(>  demiitlii^cnde  Niederlage  en^lisclior 
SeepoUtik  bedeutete;  und  der  hinterdrein  doch  den  Sieg  davon- 
getragen, und  nunmehr  seinen  Urhebern  zum  Ruhme,  unter  all- 
gemeinem Beifall  seine  civiüsatorische  Mission,  wenn  auch  in 
kleinerem  Kreise  als  ihm  ursprünglich  zugedacht  war,  aber  um 

die  H>intlels>chiff«'  eines  Staates  ausschlipHslich  durch  s»>ine  ei^'encn  Kreuzer  auf 
<Icn  öklavenhaii'lfl  liin  untersucht  wcrtlou;  Josgleidien  dk  B^ähauptung,  daBsNord- 
atuerika  noch  gegenwärtig  auf  diesem  Standpunkt  be  harre,  S.  8;  dentich er  Reichs- 
tag, stenogT.  Berichte  1879  IT  11^1 .  Leider  hat  Gaueis  übersehen,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  schon  vor  Jalm  n,  im  Vertrage  vom  7.  April  1862,  Mabtkns, 
N.  K.  G.  XVII,  2,  250,  den  Engländern  das  gegenseitige  DorellsnebiingBrecbt 
zugestanden  haben;  es  bildet  dieser  Vertrag  mit  seinen  Novellen  das  gegen- 
wärtige engliaeh-amerikaniscbe  ConTentionalreebt.  Und  dass  aacb  die  franzoeen 
ibr  eiblnriTee  0urchsncbQngsiecbt  schon  seit  Decennien  niebt  mehr  bandhaben, 
ihr  Yertrag  TOn  1845  längst  essinrirt  ist,  wird  vnten  geieigt  werden.  -  leb 
w&rde  Ton  dem  Inibam  kein  Aofheben  macben,  wenn  ich  nicht  mit  Bedauern 
sähe,  wie  derselbe  einen  verheerenden  Triumphzug  in  die  Lehrbücher  zu 
nehmen  droht;  vgl.  v.  Mahtfins-Berobohm,  Völkerrecht  I  331,  v.  Bulmewncq, 
V51benecbt  375,  Man  wolle  nicht  vergessen,  dass  die  amcriVanisch-franzosbche 
Hetzerei  gegen  England  von  1841  bis  l^i'  eine  Intri^'ue  war;  „ein  Flecken  in  der 
Geschichte  beider  Länder"  (v.  Mohl  (  J«\scliichte  und  Literatur  1  430);  „eine  hoch- 
gradige Stimdrei^tig-keit"  (v.  Holjjt.  Verfassungsgeschichte  der  V.  St.  1  427);  „ein 
Vfrsprechensbruch ,  den  (Frankr.  icli)  als  den  hcleidigcndsteii  Schimpf  empfunden 
b.ibeii  würde,  wenn  (es)  ihn  von  England  erfahren  hätte"  (K.  HlLLEBBAND, 
<;.'.^ch.  Frankreichs  1  590).  Solche  Erbärmlichkeit,  und  was  man  hinterher 
that,  um  ihr  ein  schönes  iläntelchen  umzuhängen,  za  einem  eigenen  Sjitem 
(cimnn  System  des  Nichtsthuenal)  aufznbanseben  —  gebt  nicht  wohl  an. 
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so  sicherer  und  nachhaltiger  erfiillt ;  der  nach  neraigjiihriger  un- 
unterbrochener Ausführung  auch  liir  uns  Deutsche  seine  Weihe 
mit  Namenszug  und  Siegel  unseres  Kaisera  erhalten,  ja,  der  die 
afrikanische  Politik  des  jungen  deutschen  Reichs  inaugurirt  hat^ 
eine  Politik,  deren  erstes  grossartiges  Ergehniss  wir  in  der  Ber- 
liner Generalakte  von  1885  Tor  Augen  haben. 

Der  Reichsvertrag  vom  20.  December  1841  ist  ein  secrecht- 
licher.    Man  stelle  sich  folgendes  vor: 

Auf  dem  Welliim  r.  ilas  w  vnn  auch  nicht  in  der  Geographie, 
80  doch  in  der  Politik  eine  rechtliche  Einheit  bildet  ^  ist  ein 
grosses  Re>ier  abgegrenzt.  Dasselbe  wird  gebildet  durch  eine 
gedachte  Linie,  welche  zwischen  Afrika  und  Amerika  auf  82^ 
N.  Br.,  also  etwa  vom  Oap  Mogador  aus,  sttdlich  bei  Madera 
Torbei,  bis  zu  dem  Hafen  Savannah,  denselben  ansschliessend, 
läuft.  Von  hier  geht  die  Grenze  der  Küste  der  anu  rikaiüschon 
kontinente  entlang  bis  45^  8.  Br.,  also  bis  weit  nach  Patago. 
nien  herunter.  Dann  läuft  sie  wirder  auf  der  atlantischen  See 
nach  Osten,  jenem  45*^  8.  Br.  immer  entlang,  geht  etwa  150 
geographische  Meilen  dem  (Vip  der  guten  Hotfiiung  vorbei  und 
endet  dort,  wo  der  80.  Meridian  östlicher  Lange  von  Green* 
wich  den  46.  Breitengrad  durchschneidet.  Sie  wendet  sich  dann 
diesem  80.^  entlang  nach  Norden,  streift  die  Westseite  von 
Ceylon  und  stösst  zuletzt  zwischen  Pondicherr\  und  Madras  auf 
die  östliche  Küste  von  Vunlerimlien.  Dii*  Xurdgi'enze  endlich 
bildet  der  Oontinent  von  Asien;  nächstdem  der  von  (^st-  und 
der  von  Westafrika  bis  zu  dem  Ausgangspunkt.  Geographisch 
gesprochen  umfasst  also  das  Revier  unseres  Vertrages  zwei 
Oceane,  einmal  nämhch  den  atlantischen  Ocean^  aber  nur  zwischen 
Afrika  und  Amerika,  und  das  mittelländische  Meer  bleibt  aus- 
geschlossen; und  dann  vor  Allem,  heutzutage  fast  allein  von 
Bedeutung,  die  westliche  Hälfte  des  indischen  Oceans,  nicht 
allein  die  i\Iiulagtiskai*  und  die  Ostküste  des  Conventionellen 
Kongogebiet«  bespülende  See,  sondern  auch  das  heutzutage  uns 
so  nahe  gerückte  rothe  Meer. 

Innerhalb  dieses  grossen  Seebezirks  soll  nun  aber  Nachstehen- 
des als  Recht  gelten: 

Jedes  nicht  zur  Kriegsmarine  eines  der  Yertragsstaaten  ge* 
hörige  Schift'®),  das  nicht  etwa  unter  Convoi  fahrt      also  z.  B. 

•}  Vertr.  v.  20.  Dec.  184 1 A.  2. 4  ai  2.  Annexe  B  nr.  8.   ')  A.  7.  Annexe  B  nr.  7. 
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jedes  deutsche  Dampf-  oder  Segelscliiff,  kann  auf  jedem  Punkte 
seiner  Fahrt  zu  jeder  Zeit  durch  ein  Kriegsschiff  eines  anderen 
Yertragsstaats  mm  Beilegen  gezwungen  und  durch  den  Gomman- 
danten  oder  einen  abgeordneten  Offizier  desselben  einer  Durch- 
suchung^) uutci*\\'orfen  werden,  sobald  es  verdächtig  ist,  im 
Xegerhandel  begriffen  zu  sein.  Nur  von  Negern  ist  die 
Rede,  nicht  von  Maluyeu  uiltr  Chinesen.  Und  nur  um  Neger- 
sklaven handelt  es  sieb,  nicht  von  dem  Transport  freier  Arbeiter 
gleichviel  welcher  Race,  den  der  Vertrag  implicite  in  allen  Fäl- 
len als  legal  erklärt').  Unter  den  Begriff  des  Negerhandels 
werden  drei  yerschiedene  Thatbesiände  suhsumirt:  einmal  der 
gewerbroässige  Betrieb  der  Negerirachtfahrt  ;  sodann  das  Aus- 
gerüstetsein zur  Uebernabme  eines  Negertrnnsports  endhch 
das  tbatsäebHcbe  Vorhandensein  oder  Vnrhaiidengewesensein 
eines  Negercargos  auf  der  unterbrochenen  Fahrt  Hält  nuu 
nacli  Torgenonmiener  Durchsicht  der  Papiere  und  etwaiger  Visi- 
tirung  fies  Schiffs  der  untersuchende  Marineoftizier  seinen  Ver- 
dacht fiir  hinreichend  begründet'^),  so  hat  er  das  Schiff 
mit  Papieren I  Equipage,  Ladung  und  etwaigem  SUaTenvorrath 
mit  Beschhig  zu  belegen  '  '^)  und  —  nachdem  Protokolle  und  In- 
ventarien  aufgenommen  sind  —  ohne  Verweilen,  sei  es  selbst, 
sei  es  dui'ch  einen  darauf  conunandirten  Offizier      nach  einem 


*)  Visitcr  (to  s<»arcli)  A.  2.  9.  1.'^,  Droit  mutuel  de  visite  (the  iniitual 
right  of  searcli)  A,  i\  4.  5.  La  visit«  du  navirc  suspcotc  A.  7.  Le  droit  ex« 
ceptionnol  de  visiter  itlie  riglit  to  Yi<?it  hy  ex'qition)  Annexe  Ü  nr.  1. 

•)  Arg.  A.  i*  nr.  2  und  in  tinc,    Annexe  B  nr.  1  al.  2. 

A.  2:  iivrcr  k  la  traite  des  nigres.  A.  7.  9  al.  1.  Annexo  B 
nr.  1.  2.  7. 

A.  2:  Avoir  ^uip^  a  cetie  fin.  A.  7.  A.  9  al.  1.  A.  12.  13.  Annexe 
B  nr.  1.  2.  7. 

")  Der  Leser  wolle  die  Scheasslichkeit,  auf  weiche  hier  mit  gedeutet 
wird,  rerstehn ;  v<:l.  v.  KATiTEKnonN.  Secrccht  II,  82. 

")  A.  2:  S  etrc  livrc  a  hi  truitc  pendant  la  traversee  oü  il  aura  ete  rcn- 
contre.    A.  H  i.  f.  12:  Etr.-  oniploye  a  la  traite.    Annexe  B  nr.  1.  2.  7. 

A.  2:  Pr^raptions  fond^.  Annexe  B  nr.  2;  Motils  sullisanta  de 
suppeser  et<\ 

Ariet.  r  (to  dctAin)  A.  2.  6.  9.  13  u.  s.  f.  Lc  droit  d'arrcstation  (right 
of  detention)  A,  r>.  11.  M  Annexe  Ii  nr.  G. 

Kr  MUiRs  weni^Rteiis  lii*  utenant  zur  Hee,  oder  doch  der  dritte  Offizier 
an  Bord  tles  Kreuzers  sein,  A.  o. 

3* 
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bostinunten  Hafen  des  Landes,  dessen  Flagge  es  fülu-t  ,  zu  ver- 
bringen, oder  verbringen  zu  lassen,  nachflcin  etwa  an  Bord  vor- 
handene Neger  in  Gemäsaheit  besonderer  Beetimmungen  vor- 
her in  Freiheit  gesetzt  sind.  Deutsche  Schiffe  werden  nach  Cux- 
hafen''),  oesterreichische  nach  Triest,  russische  nach  Kronstadt 
oder  lleval,  belgisehe  nach  Antwerpen  oder  Ostende,  britische 
nacli  Bntlmrst  in  Seneganibieii  uder  nach  dem  Cap  oder  nnrli 
Demerara  oder  nacli  Port  Royal  auigebiaeht  und  aiige- 
liefert  ^°).  Dann  wird  dem  genommenen  Fahrzeug  von  dem  zustän- 
digen Geiichte"),  in  Deutschland  also  von  dem  Grerichte  des 
Heimatshafens,  der  Prisenprozess  gemacht,  welcher,  wie  man 
sieht,  abweichend  von  der  Regel  der  Prisenjurisdiktion  den  €re- 
richtsstand  durch  die  Nationalität  des  genommenen  Guts  und 
nicht  des  nehmenden  Staats  bestimmt  sein  lässt.  In  diesem  Prozess 
ist  die  Frage  rechtskräftig  zu  entÄclicich  n ,  oh  das  incriniinirte 
Schiff  im  "N"e.i^*'rli;uidel  bep'itrcii  t^cwt'scn  sei  oder  nicht.  Für 
solche  EntscheiiUing  wird  nun  aber  Legal  beweis  zugelassen. 
Nicht  etwa  bloss  das  Vorhandensein  von  Negersklaven,  nicht 
etwa  erst  die  durch  gesetzliche  Beweismittel  zu  erhärtende  ver- 
tragswidrige Destination  des  mit  Beschlag  belegten  Eauffahrers, 
sondern  schon  die  blosse  Thatsache  dass  in  der  Einrichtung, 
der  Ausrttstung,  überhaupt  an  Bord  ge^vi88e  fostbestimmte  unter 
10  Nummeni  •*)  aulgtführte  Materialen,  V^oniithe,  Gegenstände 
sich  befinden  oder  auf  der  niinilichen  Ffdirt  sic  h  Ix'fiiiiden  haben, 
z.  B.  eine  ungewöhnliche  Anzahl  von  Wasserfäüseru,  von  £ss- 

Änneso  B  nr.  5.  Beeht  Maansehaften  oder  Sklaven  zu  venetieii, 
ibid.  sr.  4. 

^)  So  boitimmt  jetxt  das  deotselio  Ueberoinkommen  v.  29.  Min  1879  A.  II. 
^  Aoneie  B  nr.  5.  Belgischer  AcceBsionsvertrag  v.  24.  Fobniar  t848  A.  II. 
A.  6.  8.  Annexe  B  nr.  6. 

")  A.  2.  9  letztes  alinca.  10. 

*'*)  A.  0  „declar^  de  bonne  prise". 

Welche  durch  Augens chem  seitcn«»  der  Behörden  des  Ankunftshafens 
711  erheben  ist.  Auch  für  diese  Beweiserhebang  werden  die  Ausdrücke  viaite 
and  inspection  verwendet.  .V.  8. 

**)  A.  0:  Das  ^.  g.  AuMü;>tiinf;<^'«M'tz,  der  Eqnipmcnt  Article  dos 
Vortrages.  Eine  Milderung  vun  Jessen  nr.  5  zu  Gunst'm  des  Hohhand.  ls  Im'- 
schloss  bereits  Annex  B  nr.  9  des  Vertrags;  nach.stdem  der  (  '•iiforin/Lcsi liluss 
von  184*1,  8.  o.  N.  2.  Eine  weitere  zu  (Junsteii  der  Auswandcrungüüüliillc  diis 
in  Veranlassung  der  belgischen  Acccssion  aufgenommene  Protokoll  vom  23.  Juni 
1849,  Martens,  K.  K  0.  XIV  60.  Vgi  hiein  unten  III  N.  02. 
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geschirr,  von  Kocliktsselii,  von  Lebensmitteln,  von  vergitterten, 
nicht  massiven  Lukenklappen,  von  MatteOi  von  zugerichteten 
Planken  u.  s.  f.,  Hefert  eine  präsumtio  juris,  eine  „prima  facie 
evidence'^  dafür,  daas  das  Schiff  ein  Sklavenschiff  sei.  Dem  Capi- 
tain  oder  der  Bhederei  liegt  der  Beweis  ob,  dass  das  Schiff  eine 
legale  Destination  gehabt  habe  und  jene  Objekte  unverfänglich 
seien**;.  Wird  der  Gegenbeweis  von  ihnen  in  schlüssiger  Weise 
nicht  gcluhrt,  so  ist  da^i  ScliiÜ' zu  condenmiren,  seine  ganze  La- 
dung 7Ai  confisciren Das  Schift'sgefass  mit  Inventarium  ^nrd, 
wenn  eh  nicht  als  gute  Prise  für  die  Kriegsmarine  des  Hehme- 
staats  reklamirt  *'') ,  eventuell  von  seiner  eigenen  Regierung  zu 
dem  namhchen  Zwecke,  dann  aber  gegen  eine,  dem  Nehmestaat 
zufallende  Taxe,  angenommen  wird'"),  zerschlagen,  seine  Theile 
werden  an  den  Meistbietenden  verkauft;  der  Erlös  gebührt  dem 
Nehmestaat'*).  Gleichzeitig  aber  ist  gegen  Rheder,  Capitain  und 
Maijji>cliaft,  sofern  sit-  als  bei  dem  rcclitskräftig  festgestellten, 
schuldhaften  Fraclitli:iii<lel  wissentlich  lietheilipt  zu  ekelten  haben, 
ja  sogar  gegen  diejenif.'en ,  die  ihn  durch  Hmgabe  von  Capital 
oder  durch  blosse  Assekuranz  wissentlich  begünstigt  haben, 
strafrechtlich  vorzugehen.  Und  zwar  haben  die  Yertragsmächte 
sich  im  A.  1  gegenseitig  verpflichtet,  innerhalb  ihrer  strafrecht- 
lichen Zuständigkeit  überhaupt  den  Negerfrachthandel  zur  See 
als  (constitutive)  Piraterie  zu  criminalisuren,  eine  Verpflichtung, 
die  also  jetzt  aucl»  dem  deutschen  Reiche  obUegt,  von  diesem 
aber  bis  heute  noch  nicht  eingelöst  worden  ist '°).    Es  gelten 

**)  A.  9  i.  f.  Die  hlocne  und  nadcte  Thatsadie,  dus  jene  Artikel  vor- 
handen waren,  lechtfertigt  BeBchlagnahme  und  Aufbringung  jedenfalb.  Seibat 
im  Falle  der  Freigabe  wird  aoldieiifalls  tBat  Scfaiden,  Verlnate,  Koiten  kein 
Entttz  geleistet,  A.  11.  Uebaieuiatiininend  mit  allgemeiiieD  priaenrecktUcheii 
OrqndB&taen,  v.  EaIiTIHBOEII  Seerecht  II  481. 

**)  A.  9  i.  f.  Sa  cargaimn  de  marcbandiae;  nicht  Poatbeiitel,  Passagier- 
gut,  Privatpacotille. 

")  A.  12.  10  aL  2. 
A.  12. 

A.  12.  10  Ol.  2. 

Dass  die  §§  250  nr.  3.  234.  239.  144  iles  fc>t.-<  i.-l?  vlli^' unzureichend 
sind,  wirii  allgemein  zugestanden,  und  ist  iia  Keichstag  .siiiou  j^^  lcgentlich  der 
StTafg*«etznovclle  von  I^IC),  Stono^raydusche  Berichte  lb7i)*t>  III  162,  später 
\vi.  (U  rh<dt.  beklagt  wonloii.  Alü  \  orbiltl  ciupfiehlt  sich  die  musterhatte  Regelung 
der  Materie  durch  daa  neue  niederiändische  Strafgesetzbuch  vom  3.  Uan  1S81 
(V.  LiszT.  Zeitschrift  für  StrafnditnriaseiiMhaft  I.  Beilage)  A.  274—277. 
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zur  Zeit  sechs  sein-  divergieronde  norddeutsche  TinndesKtraf- 
gesetze :  nämlich  die  jiiciissisehe  Ausfühningsverorduuiig  zuiu  i^mn- 
tiipel vertrage  vom  8.  JuH  1844;  sodann  drei  hanseatische  in  den 
Strafandrohungen  anseinandergeheude,  sonst  ziemlich  conforme 
Gesetze  von  1837,  auf  deren  Grundlage  dann  auch  eine  Mecklen- 
burg-Schwerinische Verordnung  vom  16.  Mlüns  1846  ergangen; 
endlich  das  nach  Emanation  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  er- 
lassene Gesetz  des  O-rossherzogtliiinis  Oldenburg  vom  18.  .laniiar 
1876^').  Der  Reehtszustand  bedarf  nach  materieller  und  for- 
meller Seite  der  2^'euordnung. 

Erwägt  man  nun  alle  diese  Bestimmungen  rein  abstrakt,  so 
wird  man  das  üebereinkommen  von  1879  und  mit  ihm  den  gros- 
sen Traktat  vom  20.  December  1841  nicht  ganz  unbedenklich 
finden.  Man  stelle  sich  etwa  ein  deutsches,  von  Sansibar  ver- 
segeltes Schiff  in  der  Hand  eines  jungen,  eifrigen  Offiziers  der 
Koyal  Navy  von  liitzigem  Temperamente  vorl  Und  nun  dieses 
horrible  Beweisverfahren,  die  Verpflichtung  des  Richters,  eine 
Thatsache  fiir  wahr  zu  halten,  bis  ihm  das  Gegentheil  zur  Ge- 
wissheit erhoben  wird!  Das  ganz  freie  Ermessen  des  Gaptors, 
die  Präsumtionen  zu  Gunsten  rechtmässiger  Oaptur!  Man  sage 
nicht,  dass  Sklavenhandel  notorisch  nur  in  ostafrikanischen  Ge- 

•*)  S.  o.  N.  4.  Auszugsweise  sind  diese  Gesetze  von  Gareis  in  der  N.  5 
erw&bnten  Schrift  abgedruckt.  Seine  aufTälligc  Behauptung  auf  S.  53,  auch 
B«iicrdtngs  Ton  ihm  in  der  Flagachrift :  Der  Skkvenhaadel,  das  Vdlkenrecht 
aad  das  deoteche  Beoht  1885  8.  92  wiederholt,  dass  diese  sftinmtlicheB  Gesetie 
mit  Ausnahme  des  Oldenburgis^en  ungiltig  seien,  ist  sdiwerlich  gegr&ndet. 
Die  üebemahme  Ton  SklaTentransporten  lur  See  ist  keine  «Materie",  die 
« Gegenstand  des  StrafgeBetabnchs"  wäre.  Landesgesetsgebnng  ist  also  sa- 
stündig.  Zweifelhafter  ist  die  Frage,  ob  die  bisherigen  Partikniargesetze  wider 
den  Sklavenhandel  Tollinhaltlich  weiter  gelten?  Der  §6  des  Einführ.-Ges. 
sum  St.-6.-B.  sagt,  das»  auf  andere  Strafarten  als  die  des  8t.-G.-B.  nicht 
mehr  erkannt  werden  darf:  also  nicht  auf  Spinnstubo  (Hamburg),  Verlust 
des  Bürgerrechts  (LtibccV),  Vcrlnst  des  F1:itrL'enreohts  i  ^ffVl.ntLur«,').  Aber  auf 
Zuchthaus  und  Getün/^'niss  darf  innerhalb  iler  heiiti.^'on  Srraluiuxima  (fcst.-G.-B. 
§§  14.  16)  das  venirtheilende  Erkenntniäs  nach  wie  vor  lauten.  —  Warum  der 
§  b  sich  bloss  auf  die  durch  §  2  ansdr  ilc klich  aufrechterhaltenen  Liindes- 
strafgcsetze,  Hälsohner.  Das  g'eni.  deutsche  btrfr.  I  10>.  und  nicht  überhaupt 
auf  alle  bczichu  solle,  ist  nicht  abzusehn.  Soll  neben  ihm  §  5  noch  einen 
Sinn  behalten,  so  wird  das  hier  enthaltene  Verbot,  Zuchthausstrafe  auzu- 
droben,  sieb  nnr  auf  künftige  getsetzgeberiscbe  Akte  m  beziehen  haben.  8o 
die  Ansiebt  der  Bdehsfegienmg,  anch  der  Mehnabl  unserer  Criminalisten  ge^^n 
Hinni  qnd  HAuobire.  VgL  H.  Mnrii,  Strafirecbt  4  A.  146. 
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wässi'i  n  uoch  betrieben  wird ,  die  Sacbe  also  nicht  viel  auf  bicli 
hat.  Schon  die  blosse  Möglichkeit,  da.ss  iiicdliche  Dampfer  mit- 
tvn  auf  dem  Ocean  in  ihrer  Fahrt  uiiterbrocheu  werden  können, 
iBt  unerwünscht.  Der  Vertrag  wurde  bei  der  jetzt  zu  erwarten- 
den  Belebung  des  a&iluuuschen  Verkehrs für  uns  Deutsche 
geradezu  beunruhigend  wirken,  wenn  nicht  einige  Olausefai  des- 
selben doch  erhebliche  Garantieen  gegen  muthwillige,  missbräuch- 
liche  Störungen  des  Seehaiuk'ls  l)ieten  würden.  \ov  Allem  nicht 
jedes  beliebi.m'  auf  einer  Heise  oder  Uohnngsfuhrt  iM  Jmdliche 
Kanonenboot  darf  die  i'estnahme  verhängen,  sond^  r n  nur  das  tür 
den  Zweck  specieU  beorderte  und  einer  bestimm tm  Station'^), 
auf  der  es  zu  kreuzen  hat,  also  z.  B.  der  ostafrikanischen,  der 
westindischen,  der  brasilianischen  angewiesene  Kriegsschiff.  Auch 
soll  der  Conunandant  eines  solchen  mindestens  den  Bang  eines 
Oftpitains  oder  Lieutenants  zur  See  besitzen'*).  Die  Segelorder, 
die  er  von  seiner  Regicuing  eihalt.  ist  vertragsmässi^  durcli  die 
Signatarmächte  des  Traktates  feblgestellt,  die  Ordre  pour  (jui- 
der  //  >■  rroiseurs  de  chaqm  nation  bildet  eine  Beilage  desselben**). 
Die  Zahl  der  Kreuzer,  die  jeder  \'rrtragsstaat  entsenden  darf, 
ist  zwar  ganz  unbeschränkt'^),  aber  der  Name  jedes  designirten 
Kreuzers  wie  seines  Befehlshi^>ers  muss  allen  anderen  Vertrags* 
Staaten  mitgetheilt  werden,  und  sind  diese  nach  erhaltener  Mit* 
theilung  verpHiehtet,  die  einzelnen  fremden  Kriegsschiffe  mit  spe- 
cieller,  zur  Durchsuchung  der  eigenen  Handelsschiä'e  autorisireu- 

**)  Diesen  GMiehtspimkt  bat  gsoi  neuerdings  die  «psnieche  Regierung 

bei  Geltendmacliang  threa  aaf  Bevtrion  de»  Seer^gimes  gegen  den  Negerbandel 
gerichteten  Wanschcs  geltend  gemacht  und  die  Abschaffung  desselben,  wenigstens 
anf  dem  atlantischen  Ocean  und  für  den  westafrikanisclien  Vericebr  angeregt 
Vgl.  ihre  selir  beachtete  Erklärung  anf  der  Berhner  Conferenz  Ton  1885, 
Protoc.  nr.  H  Annexe  II;  auch  Archive»  diplomatiqo*»!?  XIII  Ö3.  Die  in 
die.-er  Itichhing  von  ilir  mit  England  direkt  eingeleiteten  Unterhandlungen 
auf  Modifikation  des  britisch -spanischen  StaatsvLrtrags  vom  28.  Juni  1835, 
8.  u.  HI  N.  ö7,  haben  bis  jetzt  ein  Resultat  nicht  erzielt.- —  Uobriirt'ns  hatte, 
als  Jon  Abschluss  unseres  Vertrajeres  iui  clout?ioheu  Bundesrathc  zur  \  fiiiandlaug 
stand.  Oldenburg  den  —  alkrding:?  abgelehnten  —  Antrag  gestellt,  dem 
deutschen  Kcichc  das  Kündigungsrecht  zu  wahren,  Protokolle  des  Buudesratbs, 
Session  1878/9,  IX.  Sitzung  §  103. 

**)  A.  3  al.  1:  les  stations  ov  les  dite  bätiments  feront  knr  mieiere. 
A.  2  aL  3.  Annexe  B  nr.  1 

**)  Nimlicfa  Annexe  A 11«*  Formule,  Vgl.A.2  aL  1:  ordre»  sp^cianx:  A.  18. 

«)  A.  a  aL  l. 
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den  Vollmacht  auszustatten^^),  welche  bei  Abberufung  wieder 
ziu  uc  kg(  gehen  wird.  Auch  diese  Vollmacht  ist  im  Wortlaute 
vertragsmiüssig  festgestellt^*)  worden.  Der  zur  Untersuchung 
schreitende  0£äcier  hat  eine  solche  bei  sich  zu  fuhren'**).  Noch 
heutigen  Tages  also  erhält  jedes  englische ,  mit  der  Ab£angi]iig 
von  SUaTenschiffen  betraute  Eriegsschiff  ein  von  dem  Kanzler 
des  deutschen  Reichs  oder  seinem  Vertreter  gezeichnetes  „Man- 
dat" ,  durch  welches  sein  Befehlshaber-  ermächtigt  wii*d ,  auch 
deutschen  Fahrzeugen  gegenüber  nach  ALissgabe  des  Vertrags 
zu  verfahren  *^).  Selbst  die  Instruktionen,  nach  welchen  der  vor- 
schriftmässig  beorderte  und  bevollmächtigte  Maiineoflicier  bei 
Durchsuchung^  Eestnahme  und  Aufbringung  eines  verdächtigen 
Bootes  vorzugehen  hat,  werden  nicht  einseitig  von  der  Regie- 
rung, in  deren  Diensten  er  steht ,  ertheilt,  sondern  sind  —  mit 
dem  A'orbühalt  gemeinsamer  Abänderung  —  vertragsmässig  bis 
ins  Speciellste  festgestellt*').  Ausdrücklich  ist  er  aimewiesen, 
die  ihm  anvertraute  Amtsgewalt  auf  die  mildeste  Weise  und  mit 
aller  schuldigen  Rücksicht  zu  üben  *-).  Ein  genau  normirtes  Re- 
klame- und  Regressverfahren  stellt  Kapitain,  Rhederei  und  La- 
dungsinterressenten  gegen  jede  vertragswidrige,  insbesondere  ohne 
hinreichende  Verdachtsgründe  vorgenommene  Durchsuchung  und 
Aufljrhigung,  gegen  jede  Eigenmacht  und  Gewaltthätigkeit  sicher. 


")  A.  3  al.  2;  A.  4. 

-'"')  A.  2  al.  1.  A.  18:  Mandat  d  autonsation.    Das  Formular  bildet  als 
nAnuexe  A  I«"  forraule"  eine  Beilage  des  Vertrages. 
••)  A.  2.  al.  2.   Auch  Annexe  B  nr.  1. 

*•)  Nach  g'utig'er  mir  gewordonor  Mitlheilung  werden  im  auswärtigen 
Amt  des  deutscheu  Jieichs  solche  Vollmachten  —  das  FürinuUr  in  seiner 
gegenwärtigen  Fassung  enthält  die  Drucksache  Nr.  117  des  deutschen  Bundes^ 
raths,  Sewioii  1878/9  —  Uufig  ausgefertigt,  zurfickkom tuende  Cttsirt  Za 
Anfriig  d«B  Jahres  1884  wuen  von  den  sar  Unterdrflekung  des  Sklarenbuidelt 
auf  See  bestinimten  SchUTen  nnd  Fahneugeu  der  englieeben  Esst  India 
Station  eine  gedeekte  CotTetie  als  Flaggschiff  and  drei  gnese  Kanonenboote 
im  rotheo  Meere;  eine  kleine  Cor?ette  In  Bombay;  ein  grosses  Kanonenboot 
in  Caleatta;  ein  Baddampfer  im  penisdhen  Crolf ;  eine  Gorvette  in  Madagaskar; 
swei  Uoine  Corretten  in  Sansibar  stationirt;  also  vermathlich  unsrerseits  be- 
vollmiehtlgt 

A  $  al  1.  A.  18.  Sie  bilden  als  Annexe  B  eine  Beilage  des  Yertiages. 
**)  Annexe  A  Formule  II:  —  ajant  soin  d*exercer  Tautoritj  dont  vom 
^8  inTesti  de  la  mani^re  la  plus  doace,  et  avee  toos  los  ^gards  qne  se  doivent 
des  nations  allitei  et  amies.  — 
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Für  jedes  i)nsengenchtlich  frcigcsprocheno  Schiff  ist  von  der  Re- 
gierung des  aun)riiigendeD  Kreuzers  Etitschädigung  zu  leisten 
lud  haften  der  Führer  des  Kreuzerschifis,  der  Tisitirende,  der 
aufbringende  Officier,  mag  nun  der  Kaufilolirer  priBengerichtUch 
freigesprochen,  oder  schon  vorher  losgelassen  worden  sem,  civil- 
recLtlich  für  jede  unter  ihrer  Auktorität  vorgefallene,  erweisbare 
Verschuldung  '*).  Die  \'erletzten  können  das  volle  Interesse 
liquidiren  Die  Auszalilung  der  festgestellten  Entschikhgungeu 
hat  binnen  bestimmter  Frist  der  Nehmestaat  zu  leisten  ^^).  — 

Das  nun  ist  der  Inhalt  des  StaatsvertragS;  unter  dessen  Herr- 
schaft das  deutsche  Reich  seit  1880  getreten  ist.  Man  möchte 
Tieüeicht  fragen,  was  die  merkwürdige  Abmachung  heutzutage 
eigenthch  zu  bedeuten  hat,  was  sie  insbesondere  fiir  uns  Deutsche 
besagen  willV  i)enn  dass  <leutsehe  Scliiffskapitänc  unter  die  arabi- 
schen Sklaveuliändler  gehen  sollten,  ist  doch  lucht  gerade  anzu- 
nehmen, wie  ja  auch  bis  jetzt  der  1841er  Vertrag  gei^oii  deutsche 
Schiffe  wohl  noch  niemals  in  Aktion  gesetzt  worden  iat^^).  Aber 
wer  möchte  die  Massregel  darum,  zumal  hei  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen Kolonisirung  Afrikas,  die  offenbar  an  die  vorfindlichen 
Skkvereizustände  sehr  schonend  und  sehr  alhnählich  Hand  an- 
zulegen lial)en  wird,  für  ,i:e^(iistaiidlos  halten?  Schon  die  blosse 
Cabotage  könnte  ohne  solche  V  ursor^'e  bald  recht  verfänglich 
werden!  Indessen  wichtiger  ist  die  Frage,  ob  Deutschland  mit 
dem  Uebereinkommen  yom  29.  Marz  1879  positive  Leistungen 

abgesehen  Ton  gesetzgeberischen  oder  jurisdiktionellen  Ver- 
bindhchkeiten  —  übemonunen  hat?  Offenbar  ist  das  nicht  der 
FiU.  Denn  die  Berechtigungen,  die  der  (^uintupelvertrag  ge- 
wahrt, sind  rein  fakultativ.  Jede  Signatarmacht  kann  von  der 
Befugniss,  Ki-euzer  behufs  vertragsmässigen  Einsclireiteus  gegen 
den  Negerhandel  auszurüsten,  Ckbrauch  machen  oder  nicht.  Die 

")  A.  13       !,  A.  14  al.  1. 

**)  „üomniag'es  et  inU-röts"  ibid. 

A.  1"  al.  2,  eventuell  also  als  Bürge. 

Im  (leutscliea  Reichstag  durch  «len  Cornmiaf^ar  iles  lUnulosiaUis  bei 
ViiTfaandiung  des  Uebereinkommens  von  IS71»  versichert,  Stcnoi^r.  Tk-richtc  1879 
H  1179.  Eines  Hamburger,  also  unter  den  hanseatisclicn  Vertrag  von  1837 
falltiideii  Priaenprozesses  wider  die  Hamburger  Hark  Louise  gedenkt  v.  Kal- 
TEKBOBN,  Seerecht  II  352.  501.  Er  endete  mit  der  Freisprechung  dca 
sAisirten  Schiffs»  '6.  September  1841).  0.  Bkbq,  Nurdamerikas  Stellung  zum 
Qoiutuptfltractat  (1842)  p.  IX. 
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fleiitscli»'  Regierung  bat  auf  den  beutieen  Tag*'^  Vollmacbten  zur 
Abfaiiiiuiig  von  Sklavenscbiri'en  sieb  nicbt  ertbeilen  lassen.  Wir  baben 
bis  jetzt  weder  eine  ostafrikauisebe  noch  eine  westafi'ikaniscbe 
StatioD^^)  gehabt.  Aber  wir  können  uns  trösten,  wir  stchn 
damit  nicht  alldn.  Auch  die  anderen  Vertragsstaaten  gestatten 
sich  solchen  militärischen  und  finanziellen  Lnxus  nicht  ^'),  —  mit 
einziger  Ausnaliine  von  Grossbritaunien.  England  allein  ist  es, 
welclies  seit  Jahr/elintt'n  der  bescbwerlicheii  und  iKu-li^it  kost- 
spieligen Auigabe  sich  unterzieht.  Das  englische  ^^>lk  erblickt 
in  der  Uebemabme  dieses  der  Humanität  zu  leistenden  Dienstes 
eine  seiner  thenersten  politischen  Traditionen.  Englische  Corretten 
und  Kanonenboote  sind  es,  die  noch  gegenwärtig  dem  afrikanischen 
Menschenschacher  vom  Meere  ans  nachdräcUicfa  zn  Leibe  gehen, 
wie  die  Vertilgung  desselben  im  liüuit ulaude  —  auch  trotz  des 
traurigen  (lOKDoN'sdien  Zwischenspieles  —  der  Leitstern  eng- 
liscber  Politik  iu  Afrika  bleiben  wird.  Mit  gutem  Grunde  durfte  der 
engliscbe  ollmäcbtigte  bei  der  Berliner  Confereuz  von  1885, 
in  dem  Schlussbericht  an  seinen  Minister^)  sich  auf  die  nunmelir 
Yon  allen  Regierungen  anerkannte  Thatsache  berufen,  dass  f^Eng- 
land  by  her  successful  effort«  to  stop  the  export  of  slaves  beyond 

tbe  scas,  has  been  the  chirf  hciirracticss  of  tlie  nalivcs.**  Der 
Zahl  enghftcher  Blau-  und  Weisshucher,  welche  Jahraus  Jahrein 
über  die  militäi'iscbeu  Operationen,  die  diplomatischen  Erfolge 
und  Misserfolge  im  Kampfe  gegen  den  widerlicheu  Unfug  berichten, 
ist  Legion;  die  Rubrik:  Siave-trade  bildet  eine  stehende  Serie  in 
den  parlamentarischen  Publicationen,  und  keine  Session  in  West- 
minster  vergebt,  wo  nicht  über  das  in  die  verschiedensten  Materien 
des  inttiiiatiuualen  und  municii>alcu  Kecbts  limcinreicbeiide 
Anliegen  eitrig  verhandelt  \siUde^').    Wer  über  einen  inter- 

Nach  gütiger  mir  gewordener  Mittlieilung. 
**)  Doch  sind  zur  Z«it  afrikanische  Oesch wader  forniirt  und  hi»st  der 
AdmiraHtüt8crlas8  vom  30.  Pci  teniber  1885  nunmehr  den  bisherigen  Flottenstatio- 
nen (ostasiatipclif'.  austrahsche.  westamerikaniache,  ostamerikanisdw  und  Mittel« 
ineerstation)  «mti''  o^it-  und  eine  westatVikanisch^  hiuzatreten. 
Belgien  hat  zur  Zeit  keine  Kriegsmarine. 
P.  P.  Africa  nr.  2  (1885)  p.  3. 
*')  Als  die  letzten  bedeutendsten  Vorgänge  mo^en  erwähnt  worden  die 
Discu86ion  über  die  Aufnahm ^  flüchtiger  Sklaven  auf  Kiiep^.-<s.;hifle .  Vi^l.  das 
interessante  lUaubucli  der  Koyal  coraraission  of  fugitive  slaves,  C  157ü  1  ^^IbTöjj 
sowie  die  beiden  bkve  trade  (East  Africa  courtä)  Acts  1873  und  1879. 
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nationalen  Vertrag  zur  Unterdrückung  a&ikanisclien  Sklavenexports 
zu  berichten  hat,  der  hat  zugleich  ein  ruhmvolles  Bild  aus  der 
modernen  Geschichte  der  grossen  civilisatorischen  Weltmacht  auf- 
zurollen, —  an  der  man  heutzutage  freilich  zuweilen  ganz  irre 
werden  möchte.  Und  einen  schwachen  Abglanz  lässt  die  einst- 
nuils  meorherrschende  Position  des  stolzen  Landes  auch  auf  unser 
UebcreinkuiiiHic'ii  von  1879  fallrn.  Praktisch  htMlcutet  dasselbe 
zur  Zeit  niclit  mehr  und  nicht  Nveiiigor  als:  Im  Namen  und  aus 
Auttrag  der  europäischen  Seemächte,  in  deren  Keihe  Deutsch- 
knd  getreten,  übt  Grossbritannien  die  Polizei  über  einen  Theil 
des  freien  Meeres  zu  dem  Zwecke  aus,  einen  bestammten  Zweig 
des  internationalen  Handels  davon  auszuschliessen.  Und  zwar  ist 
dieser  verpönte  Handelsverkehr  derjenige,  in  welchem  lebendige 
Menschenleiber  in  der  rechtlichen  Eigenschaft  der  Waare  einen 
Transportartikel  bilden.  Noch  immer  gilt  den  nKnU  iiien  Nationen 
wie  dem  Zeitalter  Homek's  das  Meer  als  die  grosse  völkerverbin- 
dende Heerstrasse.  Diese  Strasse  soll  aber  rein  gehalten  werden 
von  dem  schmutzigsten  Auswuchs,  den  der  Welthandel  hervor- 
gebracht hat^  von  dem  Handel  mit  Menschen. 

Wohl  gemerkt,  nur  von  dem  Sklaventransport  über  See  ist 
die  Rede.  Die  Sklaverei  selbst,  die  ja  logisch,  wie  bereits  oben 
bemerkt  wurde,  die  Voraussetzung  der  Verfrachtmig  von  Sklaven 
bild*  t,  wird  zniiiichst  und  unmittelbar  nicht  getroft'en.  AVio  könnte 
auch  über  innere  Einrichtungen  zahlreicher  auf  der  allerverschic- 
densten  Culturstufe stehender  Länder  durch  Verständigung  einzelner 
Regierungen  unter  sich  völkerrechthch  disponirt  werden !  Mensch- 
liche Grundrechte,  die  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechts  ständen, 
giebt  es  nicht«  Selbst  das  naturrechtliche  Völkerrecht  lehrte  einst- 
mals, wenn  auch  nicht  ohne  zögernde  Bedenken,  dass  die  Sklaverei, 
wenigstens  sofern  sie  auf  freiwilliger  Ergehung  beruhe,  rechtlich 
nicht  unzulässig  sei.  Ja  selbst  heute  können  wii-  immer  noch 
nicht  sagen,  dass  innerhalb  der  civilisiiien  AVeit  das  Keclitsver- 
hjüttijaft  der  Sklaverei  völlig  obsolet  geworden  sei'*^;.  Aber  JÜler- 
dings  indirekt  musste  mit  der  Austilgung  des  afrikanischen  Sklaven- 
exports aus  dem  Kreise  der  erlaubten  Handelszweige  auch  die 

Eioigo  Angaben,  die  iudesäjeu  in  liczichung  auf  südamerikanisclie  und 
westindische  Verhältnisso  der  Ergänzun)?  bedürften,  giebt  nenerdiii^?s  Gahkis 
in  der  n.  31  citirten  Flugschrift  8.  lö.  Die  wichtigsten  AbolitionsgesetfO 
neuesten  Datums  bringt  passim  dai>  Annuairt)  de  legislatlon  ^trangere. 
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Institution  der  Sklaverei  selbst  tödtlich  getroffen  werden.  Sobald 
es  nur  gelang,  die  ciTilisirten  Nationen  zu  einem  Kampfe  gegen 
den  Kegerhandel  tbatsficblich  und  ernstbaft  zu  vereinigen  ^  war 
auch  die  Negcrsklaverei ,  trotz  aller  Beschönigung  und  Recht- 
fortif^Tuij?,  im  Urtheil  der  Mitwelt  gerichtet.  Auf  dem  Meere  einen 
Krieg  auf  Tud  und  Leben  gegen  sie  zu  führen,  im  Landesinnem 
sie  zuzulassen  und  zu  schützen:  das  war  eine  Lüge,  die  kein  Volk 
auf  die  Dauer  ertragen  konnte,  eine  Lüge,  an  welcher  die  nord- 
amerikanische Union  ^Eist  zu  (htmde  gegangen  wäre.  Bas  grosse 
Prinzip  der  Abolition  mit  den  Mitteln  des  Völkerrechts  zu  glor- 
reichem Siege  gebracht,  seine  dereinstige  universelle  Dnrchföhrung 
vorbereitet;  das  uralte  von  den  hellenischen  Sopliisten  und  nach 
ihnen  von  Aristoteles  aufgeworfene,  durch  das  erlösende  Wort 
unseres  Heilandes  in  Wahrlieit  gelöste  Problem  in  thatkräftigen 
Angriff  genommen  zu  haben  —  das  ist  die  geschichtliche  Be- 
deutung der  zahlreichen  Staatenconventionen  wider  den  Neger- 
handel zur  See.  In  ihrer  Mitte  steht  der  Vertrag  der  Gross- 
mächte vom  20.  December  Ibll,  ilcssen  Werk  jetzt  durch  den 
Wcltvcrtrag  von  1885  furtgerülii  t  wird.  Alle  diese  Verträge  aber 
—  mit  einer  eiuzigeu  wenig  besagenden  Ausnahme  —  sind 
britische  Staatsverträge  gewesen. 

m. 

Die  grosse,  nunmehr  bereits  vier  Jalirhuuderte  andauernde 
Völkerwanderung  der  Neuzeit,  der  wir  die  kolonisatorische  Be- 
siedelung  Amerikas  zu  verdanken  liaben,  ist  nicht  allein  ein  euro- 
päischer Frozess  gewesen:  vielmehr  war  zu  einem  erheblichen 
Theil  die  afrikanische  Race  daran  betheiligt.  Von  den  etwas 
über  100  Milliuiun,  auf  welche  die  Bewohnerzahl  des  amerikani- 
schen Welttheils  IkuIc  zu  veranschlagen  ist,  sind  —  abgesehen 
von  den  Mischraceu  der  Mulatten,  Mestizen  und  /anil»os  —  allein 
gegen  11  Millionen  Schwarze  tu  rechnen;  erhebhch  mehr  als 
amerikanische  Urbewohner!  Die  Neger,  also  nach  der  vulgären 
Bezeichnung  die  den  afrikanischen  Continent  südlich  von  der  Sahara 
bis  zu  den  Grebieten  der  Hottentotten  einnehmenden  Völkerstämme, 


Xiiinlicli  in  diiii  schwodisch-franzfjsischüii  Vertrage  vom  21.  Miü  1836. 
s.  u.  III  N.  00.  ist  Kiigland  nicht  .Mitcontrahent  gewcsuu;  weil  Schweiieu 
bereita  6<dit  lb24  mit  ktztorer  Macht  auf  Vertragäl'uäs  stand. 
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leichoen  sich  vor  der  indianischen  Rasse,  der  sie  an  geistiger 
Begabimg  nicht  gleichkommen,  durch  ein  doppeltes  aus:  einmal 
aimlich  dnrch  ihre  physische  Kraft ^  sowie  ihre  Fähigkeit,  unter 
tropischem  Himmel  die  schwersten  körperlichen  Arheiten  zu  ver- 

richten;  sodami  aber  durch  ihre  Fähigkeit  und  ilire  Keigung, 
fri  Ml  Je  Gesittuugsl'oniien  und  rTpsittungsschiitzc  sicli  anzueignen. 
Beide  Momente  hahen  jene  grossartige  Verpflanzimg  von  Afrikanern 
nach  dem  tropischen  und  subtropischen  Amerika  veranlasst,  welche 
lüit  Einführung  des  Flantagenbaus  sich  zu  einem  wesentlichen 
Stück  des  europäischen  Kolonials}  stems  entirickelte.  Die  zwangs- 
weise Verpflanzung  der  schwarzen  Race  in  den  neuen  Continent 
hat  nun  aber  von  Anfang  bis  zu  Ende  die  (](Mikl)ar  rolii  ste  Form 
getragen.  Ausschhessiich  als  Objekt  des  Haiideisaustausches  sind 
Amerika  die  fehlenden  Arbeitskräfte  zugeführt  worden.  Mit  seinen 
eigenen  Kindam  gab  der  dunkle  Welttheil  die  traurige  Rimesse 
sb  für  den  Import  von  europäischem  Tand,  Feuerwaffen,  Be- 
ruischungsniitteln.  Die  Portagiesen  sind  es,  die  den  über- 
seeischen Xegertransport  in  Auliiahme  gebracht  haben.  Diesen 
folgten  ihre  grossen  ( 'oncnrronten ,  die  Niederländer.  Dann 
traten  die  i^^ranzosen  in  den  Handelsverkehr  ein;  uiiclistdem  die 
Dänen;  woi:*l'»'Ti  der  spanische  Sklavenhandel  vonviegend 
Passivhandel  geblieben  ist')  und  die  Schweden,  wie  die  Bran* 
denburger  es  bei  blossen  Versuchen,  an  dem  gewinnbringenden 
Geschäft  Antheil  zu  nehmen,  bewenden  Hessen.  Alle  aber  wurden 
sie  seit  (h  ni  Utrcchter  Frieden  von  den  Engländern  iibi  iilügelt, 
den  grüs>rii  Tvieferanten  für  die  eigenen,  Assientisten  flir  die 
spanischen  Kolonialländer.  Durch  die  Regierungen  aui  das  eifri^^ste, 
zunächst  in  der  Form  des  Monopolhandels  gepflegt  und  protegirt, 
wurde  der  Sklavenhandel  mit  dem  Kolonialhandel  eng  verflochten 
ond  erreichte  seinen  Höhepunkt  in  den  letzten  Jahren  vor  dem 
amerikanischen  Unabhängigkeitskriege. 

Während  dieser  Jahrhunderte  ist  der  Zweifel,  ol)  es  denn 
auch  mit  der  Gerechtigkeit  vereinbar,  und  ob  es  sittlich  zulässig 
Sf'i,  im  Wege  des  Kaufs  sich  in  das  Eigenthum  eines  von  der 
SchoUe  gelösten  Menschen  zu  setzen  und  darüber  wie  Über  andere 
bewegliche  Sachen  frei  zu  verfugen^  niemals  ganz  verstummt  ge- 
wesen.  Von  der  Literatur  der  Auildämngsepoche,  der  theologi- 

')  KosCHEB,  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  III  A.  (1885)  p.  132;  vgl. 
Hnsss,  Gttcbicbte  des  europaiacheD  Staatensjiienis  I  {4,  Aoxg.)  90. 
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sehen  wie  der  pliilosophischen,  der  juristischen  wie  der  ökonomi- 
schen und  politischen,  insbesondere  aber  von  der  schönen  Literatur 
aufgenommen,  bereitete  er  jene  Bewegung  der  Geister  vor,  welche 
in  den  beiden  Reichen  der  englischen  Gesittung,  in  Grossbritan- 
nien  me  schliesslich  auch  in  den  Vereinigten  Staaten,  die  abo- 
Htidnistische  Idee  zur  Reife  gebracht  hat  Diese  Bewegung  ist 
von  Hause  uns  eine  r('li<;iöse  jjcwesen:  die  wirtljsrhaftlichen 
imd  naturrechtlichen  Argumente  traten  erst  in  die  zweite  Jieilie. 
Es  ist  charakteristisch,  dass  wie  einstmals  eine  kirchliche  An- 
schaiHinf^  den  Anstoss  zum  Negerhandel  und  seine  Rechtfertigung 
gegeben  hatte,  nämlich  der  ethnologische  Irrthum,  dass  die  Neger 
Mauren  seien,  demnach  als  Ungläubige  und  Feinde  der  Christen- 
heit christlicher  Kriegsknechtschaft  unterworfen:  so  jetzt  die  be- 
reits Ton  den  Quäkern  gestellte  Präge:  Am  I  not  a  man  and  a 
hrothvr?  zur  Gewissensfrage  des  enghschen  Protestantismus  wurde. 
Vor  hundert  Jahren,  17s4  war  es,  dass  der  enirlische  Prediger 
Jamks  Ramhay,  ein  Augenzeuge,  seinen  „Bericlit  über  die  Be- 
handlung der  afrikanischen  Sklaven  in  den  britischen  Zucker- 
plantagen^  veröffentlichte.  Auf  das  tiefste  wurde  das  oltnehin 
rührselig  gestimmte,  durch  einige  sentationelle  Rechtsfalle  und  die 
daran  sichknapfendePamphletUteraturaufgeregtePublikum  ergriffen. 
Im  Jahre  1785  stellte  dann  die  Universität  Cambridge  die  von 
ihrem  Vieekanzler,  dem  Dr.  Fkckakd  fonnnlirte  rreistVa^;e :  Anne 
lic.cai  im-ifos  in  servitutcm  dore?  Ihr  Bearbeiter,  der  junge 
Thomas  (  ■i.AkKsoN,  wurde  der  Mittelimnkt  der  im  Juni  1787  zu 
London  constitnirten  Gesellschaft  zur  A  b Schaffung  des 
Sklavenhandels,  die  mit  beispiellosem  Erfolge  unter  unsäg- 
lichen Schwierigkeiten,  durch  Presse,  Vereine  und  Petitionen  eine 
grossartige  Agitation  in  Scene  setzte,  auch  sofort  durch  Wu^liam 
WiLBERFORCE,  den  Freund  "WnxiAM  pitt*s,  festen  Fuss  im  Par- 
lamente gewann,  zngleich  aber  mit  sicherem  praktischen  Takt  ihre 
Bestrebungen  einzugrenzen,  der  abstrakten  Vreilu  itslVage  ein  he- 
schi'änktes  aber  handgreifliches  und  crrcichbui'cs  Ziel  zu  geben 

'j  Die  GeRcliichte  der  englischen  Abolition  hat  fler  «rpistli^c  Vater  der- 
)?p]l>"n,  Ttiomas  Clarkson  in  ^cm  sohr  iinistuntIHtli  gosclii  iobfnon  I3uohe  „Tlie 
history  ol  tho  rise,  progress  an»l  ai-coinplishment  of  llie  aljolition  of  the  african 
»lave-trade  by  tlie  britij'h  parliamont".  T.  IT.  l?^Ci>^  authenti.Hch  Uargelegt. 

Von  ihnen  ist  der  Fall  des  Negers  JamK8  Somkrsbt,  1769—1772  za 
einem  weltberühmten  Iea<ling  casc  geworden. 
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wnsstd.  Denn  das  stand  den  Sklavenireimden  Ton  Torneherem 
fest,  dass  das  Verdikt^  velches  den  schmablichen^  von  den  Ab- 

schniiiD  der  Menschheit  l)etriebenen.  mir  unter  fin'ausamcn  Manipula- 
tionen flurchführbai'en  Sklavenlimukl  träte,  nucli  auf  die  Sklaverei 
zurücklallen  müsse;  ilass  es  indessen,  wie  nun  einmal  die  Dinge 
lagen,  für  England  eine  absolute  Unmöglichkeit  war,  ohne  Weiteres 
mit  der  Emancipation  seiner  Neger  in  den  Antillen  vorzogehen. 
Das  wäre  ja  geradezu  eine  unsinnige  Prämie  för  die  nicht  britischen 
Kolonien  gewesen.  Efi  kjkine  sich  nur  darum  handeln,  so  argn- 
mentirte  mun,  an  einem  ])estiuiiiiten,  müuliehst  nahe  zu  rückenden 
Termine  die  weitere  Zutnhr  unfreier  Arl)eiter  aus  Afrika  zu 
sehli essen,  —  eine  Massregel,  die  schon  die  Rücksicht  auf  die 
Sicherheit  der  weissen  Kolonisten  demnächst  erheischen  würde.  Wäre 
nur  erst  einmal  jener  Import  abgeschnitten,  dann  bliebe  eben  nichts 
Übrig,  als  den  Bedarf  an  frischen  Arbeitskräften  aus  dem  vorhan- 
denen Bestände,  d.  h.  durch  Aufzucht  zu  decken.  Das  würde  aber 
eine  solche  Aul l>esserung  in  dem  Loose  der  Unglücklichen,  zu- 
mal in  der  Behandlung  ihrer  Weiber  und  Kinder  nach  sicli  ziehn, 
dass  dann  schliesslich  die  Emancipation  wie  eine  reife  Frucht  vom 
Baome  fallen  müsste*  Und  der  vorhandene  Bestand  sei  bereits 
hinreichend,  um  jenen  Ersatz  fiir  alle  Folge  sicherzustellen,  — 
letzteres  ein  problematischer  Punkt  in  der  logischen  Kette,  aber 
«n  Gesichtspunkt,  der  um  die  nämliche  Zeit  auch  in  Nordamerika 
gellend  gemacht  wurde,  der  den  dort  nach  kurzem  Aufschwung 
ermattenden  und  entnnithigten  Abolitionisten  die  Entscheidung, 
die  zu  Philadelphia  über  die  Bundesverftissung  fiel,  nicht  ganz 
unerträglich  erscheinen  liess*).  XHese  Entscheidung  lautete  frei- 
iicfa  zunächst  und  unmittelbar  zu  Gunsten  der  Südstaaten  und 
des  SIdavenhalterinteresses.  Doch  hatte  die  0.  of  the  U.  St.  im 
Ä.  1  S.  9  wenigstens  dem  Oongresse  die  Befugniss  verlielm, 
Uticli  zwanzig  Jahren,  also  mit  dem  1 .  Janunr  1 808,  den  weitern 
Imiiort  der  Sklaven  von  Unionswegen  zu  proiubiren. 

In  dieser  Gestalt  kam  die  grosse  Frage  im  Jahre  1788  in 
das  britische  Parlament,  um  dann  20  Jahre  hmg  auf  der  Tages- 
ordnung desselben  zu  bleiben.  Am  12.  Mai  1789,  in  jenen  Tagen, 
da  König  Ludwig  XVI.  zu  Versailles  seine  Reidhsstande  ver- 
sammelte, hielt  W  jLLiAM  WiLBEßFOßCE  Seine  erste,  di*ei  uud  eine 


")  YgL  kierOber  T.  Holst,  Vorfanong  vnd  Demokratie  I  256. 
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halbe  Stunde  dauernde,  Alles  liinreissende  Rede  zur  ITnterfJtützung 
der  von  ihm  vorgelegten  Propcaiiians  for  ihe  abolitian  of  the  slave 
trade.  Auf  das  Wärmste  stimmten  ihm  William  Prrr,  der 
leitende  Minister,  nicht  minder  aber  auch  Fox,  Borke,  Lord 
Grbnville,  William  Smith  zu.  Niemals  sind  Tordem  m  West- 
minster  gleich  waniie,  gleich  lange  und  ^^loich  luftige  Debatten 
gefiilurt  worden^  als  diejenigen  waren,  welche  die  J:ihre  1791,  1792 
und  dann  wieder  die  Sessionen  1804,  1805  und  1806,  brachten, 
die  pliilanthropischen  Wünsche  alhiiülilich  zu  einer  Bill  ausreifen 
lassend.  Einen  plötzlichen  Anfall  philanthropischen  Wahnsinns 
hatte  der  im  Jahre  1806  abtretende  Lordkanaler  Thublow,  der 
erste  Jurist  Englands,  die  Gesetzvorlage  genannt.  Und  bittere 
Worte  schrieb  Nelson  am  10.  Juni  1805  von  Bord  seiner 
„Victory"  aus  über  sie  *).  Aber  nicht  allein  die  Seeleute,  ihnen 
voran  der  Herzog  von  C'hironce,  späterer  König  A\'illiaiii  IV.,  er- 
klärten sieh  gegen  den  revoluiionären  Bruch  mit  dem  alten  Kolonial- 
systera,  prophezeiten  den  Niedergang  „of  the  naval  superiority 
of  this  country^ :  der  Jakobinisnius  in  Paris,  die  blutige  Tragödie 
von  St*  Domingo  hatte  inzwischen  auch  die  &natischen  Philan- 
thropen stutzig  gemacht.  Erst  der  Hinisterwechsel  des  Jahres  1806 
verhalf  den  Sklavenfreunden  zum  Siege.  Der  entscheidende  Schlag 
lit'l  (  iKlliih  mit  der  Annalnne  einer  durch  Fox,  den  nunmehri^^cn 
Staatssfkretiir  des  Auswärtigen,  am  10.  Juni  l8Uü  eiii^cljracliton 
Besolutic»n ''j  durch  beide  Häuser  des  Parlamentes.  Fox  seiher 
hat  den  Triumph  der  Sache,  die  seine  eigene  geworden  war, 
nicht  mehr  erlebt.   Noch  in  seiner  Sterbestunde  kamen  beisse 

*)  ,1  hare  ever  lj«  cn  and  sliall  die  a  lir«n  fiieiid  to  our  coloaial  syöt<.u). 
I  was  brod  —  in  the  good  old  school,  and  taaght  to  appreciatc  the  valno  or 
our  Wcst-lndla  possessions .  and  neitber  in  the  field,  nor  in  the  seoate«  shall 
their  jaet  rights  Im  iofringed,  white  2  have  an  am  to  fight  in  their  defenee, 
or  a  tongoe  to  laanch  inj  votce.**  So  der  Abdruck  in  Niooi.as,  The 
Dispatehes  and  Lottere  of  NeUon,  VI  (1846)  450.  ImAnnnal  Begieter 
1807  p.  118  heiest  es  aber  weiter:  .against  tbe  damnable  and  corsed  doctrine 

of  and  bis  hypoeritical  allies.  And  I  bope  mj  birth  in  Heaven  will 

be  as  eialted,  as  bis  who  woold  certatnijr  cause  the  mnrder  of  all  our  friends 
in  tbe  colonies,"  u.  g.  w. 

*)  „That  this  housc,  conceiving  tlic  African  slave  trade  to  be  contrary  to 
tbe  prineiples  of  justice,  humanity  and  sound  i>olicy,  will  with  all  prarticable 
cxpcdition,  procoed  to  take  effectual  nicasurea  for  abolisliiTig-  the  siüd  trade  in 
such  manner  and  at  such  pcriod.  as  luay  be  de.  iiied  advisaMi'."  7  CoBBKTT 
585.  Angenommen  mit  114  gegen  15;  im  Okcrhausc  mit  21  gegen  20. 
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Wünsche  fiir  den  allgemeinen  Frietleii  und  für  die  Abschaffimg 
des  Sklavenhandels,  des  Handels  mit  Menschenfleisch,  wie  er  ihn 
einstmals  getauft  hatte,  über  seine  Lippen.  Am  25.  März  1807 
(47  Geo.  III.  Sess.  1.  c.  36)  erging  die  britische  Act  fw  ihe  abcUtum 

of  fhc  slove  trade,  mit  Wirkung  vom  1.  Mai  desselben  Jahres 
ah.  Und  in  dem  nainliclKii  .hilire  18ü7  gescliaii  es,  dass  auch 
die  nurdamerikanische  Union,  von  der  constitutionsmässigen  Voll- 
macht Gehrauch  machend,  das  totale  Verbot  aller  Sklaveneinfuhr 
durch  Statut  vom  2.  März  1807,  mit  Wirkung  ?on  Neujahr  1808 
ab,  perfekt  machte;  ohne  Anstand*),  aber  auch  ohne  Ahnung 
dessen,  was  einstmals  die  unheilschwangere  Frage  fiir  sie  bedeuten 
sollte,  wenn  sie  erst  selber  Kolonialpolitik  zu  treiben  hätte,  d.  h. 
wenn  die  Sklavenhalter  des  Südens  die  Ausdehnung  deb  Sklaverei- 
gehiets  herrisch,  uuge.slüin  und  (holieiid  fordern  würden. 

Denn  was  für  die  entlegene  Union,  eine  werdende  Macht, 
hh>ss  Iiäusliche  Angelegenheit  war,  das  bedeutete  ftir  das  britische 
Reich,  eine  Weltmacht,  die  einzige,  die  dem  Bezwinger  des  Con- 
tinents  auf  dem  Meere  einen  Halt  zurief,  eine  neue  Tendenz  aus- 
wärtiger Politik.  Gab  England  semem  Kolonialhandel  eine  ver- 
änderte Grundlage,  so  wnr  es  innere  Nothwendigkeit  auch  die 
übrigen  Koloniahnächte  in  seine  Bahnen  zu  ziehen,  —  wenn  nicht 
mit  Güte  so  mit  (Jewalt.  Auf  den  oiiicnen  Arheiteriraport  zu 
verxichten,  aber  die  andern  Regierungen  gewähren,  also  ihr  System 
sich  ausbreiten  zu  lassen,  ging  nicht  an.  Dass  die  Angelegenheit 
auch  praktisch  als  eine  internationale  gehandhabt  werden  müsse, 
das  stand  Wilbebfobce  und  seinen  Freunden  von  Anüang  an 
fest.  Ja  schon  lange  vor  ihrer  Zeit  hatte  Montesquieu^)  auf 
solche  Nothwendigkeit  hingewiesen;  emster  als  er  that  es  1764 
Nhcker  Als  dann  die  Fra^e  brennend  geworden  war,  hatte 
Pitt  im  Jahre  1788,  freihch  uline  allen  Erfol;^',  ])ei  dem  Hofe 
von  Versailles  ein  Zusammengehn  bei  Lösung  derselben  ange- 
regt Jetzt  brachte,  sowie  nur  die  Resolution  von  1806  durch- 
gegangen war,  WiLBEKFORCE  eine  Adresse  beider  Häuser  an  die 
Krone  zur  Annahme,  heseeching  H,  M,  to  iahe  such  measures  aa  — 
he  »haU  judgc  proper  for  eatahlishwg  hy  negotiaiion  m(h  foreign 

Interessante  Details  bei  v.  HOLST,  Verfasaniig  and  Demokratie  1 272-277, 

Esprit  des  Lois  XV  ch.  5. 
•)  De  Tadniinistration  des  flnancos  cn  France  Ch.  IH.  oeuvros  IV  374. 
^)  So  wenigstens  weins  Claskson,  Hist.  of  tbti  Abolition  II  d03  zu  berichten, 
f&r  6ffmUi«lMB  Keoht  I.  1.  4 
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powers  a  cottcert  and  agrcemcnt  for  aholishing  the  African  slave 
trade;  and  fur  affwding  amstanct  mvimüy  towards  carrying  into 
executum  amy  reguhtions  whieh  majf  he  adopted  Ity  any  or  aXt 
ef  the  eoniractntg  parties  for  acccmpUshing  iheir  eamnum  pur- 

pose^^).  In  der  That  wurden  solche  Verhandlungen  auch  mit 
einigen  ('al)inctcn,  vor  Allem  mit  den  VeitMui^tcn  Staaten,  ein- 
geleitet '  Besser  aber  wie  sie,  kam  den  universellen  Tendenzen 
der  britischen  Politik  während  des  Krieges  die  dominirende  Posi- 
tion GrosBbritannien8  auf  dem  atlantischen  Ocean  zu  Gute.  Frei- 
lich wollten  die  Klagen ,  dass  zalüreiche  SklaTenschiffe  unter 
spanischer  und  portugiesischer  Fhigge  den  AVeg  aus  dem  Busen 
von  Guinea  nach  Brasilien,  Spanisch- Amerika  and  AVesthidien  zu 
finden  wüssteiij  niclit  vcrstuniinou.  Immerhin  mussten  die  ficnnlen 
Marinen,  soweit  sie  nicht  i^^anz  von  der  See  weggefegt  waren,  der 
englischen  Knegsräson  sich  beugen,  vermöge  deren  selbst  die  unter 
befreundeter,  insbesondere  portugiesischer,  Flagge  betriebene  Neger- 
firftchtfahrt  als  Oontrebande  prisenrechtlicher  Aufbringung  unter- 
worfen wurde.  Wie  nun  aber,  wenn  der  Friede  kam?  wenn 
Scne^^amhien  und  dio  anderen  wejysjenoiiiiiu'iicii  Kolonien  zu  re«<ti- 
tuiren  wmen  V  wenn  ringsherum  alle  inzwischen  in  der  langen 
schweren  Zeit  verhaltenen  Kräfte  sich  reckend  und  dehnend  nach 
Bethätigung  rangen? 


Alle  Hotliiung  wurde  in  London  auf  den  Wiener  Oontrress 
fresetzt.  Er  niiisste,  so  forderte  di(*  diueli  ilu'  l^arlaiuent,  durch 
Wii.HKKFoucE  und  die  Agitation  der  African  insUiufion  fort- 
gesetzt in  Athem  gehaltene  Regieining,  ein  allgemeines  internatio- 
nales Gesetz  wider  den  Negerhandel,  sei  es  mit  sofortiger,  sei  es 
mit  kurz  beinsteter  Wirkimg  geben.  Und  in  der  That,  einen 
geeigneten  formellen  Anknüpfungspunkt  gewährten  nicht  allein 
der  Additi()nal:irtik<*l  F  des  ersten  Pariser  Friedens  zwischen 
Frankreich  und  Grossbritannien  vom  30.  Mai  1814^*),  in  welchem 
Seine  allerchristUcliste  Majestät  sich  verbindlich  gemacht  hatte 

7  CoRBKTT  603. 
»')  8  Co  B  BETT  432. 

Mautens  N.  R.  Jf  ir>.  Ueber  die  veitcrfn  \  trliaiiJluiii,'cn  zwischen 
beiden  Macht(pn  s.  u.  N.  29;  vgl.  auch  die  beiden  Noti-n  d.  d.  Wien  8.  Okt. 
und  'i.  November  1811,  welche  Comtc  d'AKOEBKiiG,  Lc  congros  de  Vicune  et 
les  traites  de  1875,  II  (1864)  p.  273.  403  mittkeilt. 
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ä  tmir  au  fiUur  ecngres  Uma  m  effarts  ä  eeux  de  8.  M*  BrUam^ 
niqu€  poitr  faire  prmmer  par  touks  lea  puiseaneee  de  la  ekrS- 
tietäe  Vahdlitim  de  la  traite  de»  nairs,  de  teile  mrte  que  la  dite 

traite  cesse  Kuivcrsclicment  — ;  sondern  uiicli  die  in  /.ulili eichen 
S''i>:ir,itverträgon  inzwischen  gegebenen  Zusagen  anderer  Kegie- 
iimgen,  über  weiche  England  nunmehr  disponirte  ^^),  Sofort  aber 
begannen,  als  Talleyrand  in  der  Coogresssitzung  vom  10.  Deeem- 
ber  1814'^)  die  grosse  Frage  zum  ersten  Male  in  Anregung 
btaehte  und  Bestellung  einer  Specialconunission  zur  Untersuchung 
derselben  TorscMug,  die  Hauptbetbeiligten,  die  Vertreter  Spaniens 
uii«l  Portuirals,  der  beiden  so  eben  erst  durch  England  restaiirirten 
Halb lUücLs taute u,  sich  zu  fülden.  Was  geht  denn  überhaupt,  so 
meinten  sich  getreu  secundürend,  Ritter  Laurador  und  Graf  von 
PalhellA;  qWss  geht  die  ganze  Sache  denn  die  Continental* 
Staaten  an^  Busslandi  Oesterreich  oder  gar  Preussen?  Das  sei  ja 
allerdings  nicht  schwer^  fremde  Kolonialsysteme  kurzerhand  ab- 
züdekretiren,  wenn  man  sell)er  keine  Kolonieen  besitze.  Die  drei 
0>tiii:ieht<'  dürften  über  diese  Angelegenlieit  nicht  mitberathen !" 
Lord  CASTLKKi:LA.GU  kam  eiiiigermasseu  im  Gedränge.  Es  handle 

Vertrüge  gegen  den  Sklaven hamlol  im  si»iiterfu  Siime  waren  fr<Mlifii 
diese  Zusagen  noch  nicht.  So  weit  sie  niclit  Itlosäe  Maximen  o<k'r  Prinuipicii 
nro  Ausdruck  hrachten,  Leschränktcn  sie  sich  auf  das  Versprechen  der 
bemdeu  Hegieruugen,  ihren  Nationalen  den  SkUvenhandel  verbieten,  oder  nur 
in  loUer  B^sdiriirirang  gestatten  fu  wolko.  Solche  Zasageo  waxen  gegeben 
Vörden:  fon  Portugal  im  Frauubchafte^  and  BandmasTertrage  t.  10.  Febroar 
1810.  HABiKira  N.  B.  I  245,  A.  10,  an  denen  Stelle  dann  an  Wien  der  Special- 
Ttftn^  fom  22.  Jannar  1815,  a.  <a.  N.  19,  gesetzt  wurde;  von  Schweden  im 
Arlide  ilpard  des  SnbeidienTertraga  Tom  8.  Man  1818,  Vbmaa  N.  B.  1 558; 
wo  Dänemark  im  Kieler  Frieden  vom  14.  Jannar  1814,  IfABTiHa  K,  R.  I 
(^78  (Dinemark-Korwegen  iet  der  erate  Staat  gewesen,  der  ttberhaapt  ein  Ter* 
bot  gegen  den  SklaTenbandel  vom  16.  Hin  1792,  Mabtihs  N.  R.  VI  635, 
erlassen  bat);  von  Frankreich,  s.  die  vorige  Note  (Frankreich  hatte  ira 
ersten  Pariser  Frieden  für  aich  die  allgemeine  Abolition  binnen  5  Jahren,  bia 
dahin  Lokalisimng  sogeaagt);  von  Spanien  im  Additionalartikel  II  voro 
^.  Aagnst  1811,  Martens  N.  E.  IV  128,  zum  Frenndschafts-  und  Bündnisa- 
vertrage  Tom  5.  Juli  1814;  von  den  Niederlanden  durch  den  Londoner 
Vertrag  vom  13.  August  1><14.  Mautens  N.  R.  II  57,  A.  8;  endlich  von  den 
\>r<Mni^ten  Staaten  von  Amerika  im  Flieden  von  Gent  vom  24.  Decem- 
l»cr  I8i4.  MAnxKXs  N.  R.  II  7«,  A.  X. 

'*)  Die  i'n.t<.kolle  der  Sitzungen  V.  VT.  Vfl  der  a.  lit  Miichte  vom  10.  M.  De- 
«mbcr  1814;  Januar  l.^I')  finden  sieli  bei  Klübek,  Verhandlungen  des  Wiener 
CVugresses  VIII  l>-9:  s.  auch  93  Ü.   Auch  bei  Amgkbkbu  1.  1.  503.  527.  612. 
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sich  doch,  so  wandte  er  ein;  am  eine  „qnestion  interessant  essen- 
tieUement  l'humanit^  enti^re!''  Aber,  so  hiess  es  wiederum^  ein 
Congress  sei  keine  Philanthropenversammluiig;  sonst  könnte  man 

ja  am  Ende  auch  über  Impfzwang,  Kriegschinirgie,  Rettuugs- 
anstültcii  u.  dorpl.  zn  bor.'ithen  haben  *^).  —  Indessen  der  spaiiisch- 
portugiesischeu  Kuiweiuluiigen  ungeachtet,  wurden  bei  dem  Comit4^ 
des  Oongresses^  welches  zur  Verhandhmg  über  die  Unterdrückung 
des  Negerhandels  am  20.  Januar  1816  zusammentrat  und  im 
Ganzen  vier  Sitzungen  hielt  ^%  BeYollmächtigte  aller  acht  Congress- 
staaten  zugelassen.  Die  Debatten  nahmen  bald  einen  animirten 
Charakter  an.  Nachdrücklich  machte  La«uadok  geltend,  dass 
die  Frage  specielles  Anliegen  eines  jeden  Einzelstaates  sei  und 
der  Beschlusstassung  eines  CongiTsses  sich  naturgemäss  entziehe. 
Ueberdem  sei  doch  zu  erwägen,  dass  die  Engländer  sich  20  Jahre 
hindurch  wohl  präparirt  hätten,  die  höchst  einschneidende  Mass- 
regel in's  Werk  zu  setzen,  welche  nun  mit  einem  Male  ganz  un- 
yermittelt  den  Anderen  auferlegt  werden  solle.  In  Jamaika  sei 
die  lange  Vorbereitungszeit  vortrelflicb  ansjronutzt  worden.  Man 
habe  sich  dort  in  den  beiden  Decennien  von  178H  bis  1807  so 
reichlich  mit  unfreien  Arbeitern  versorgt  —  40(>,OOÜ  ächwarze 
seien  im  Jahre  1807  gegen  40,000  Weisse  gezählt  worden  — , 
dass  man  allerdings  frischer  Zufuhr  nunmehr  füglich  entbehren 
könne.  Ouba  und  Portoriko  seien  wahrend  des  Yorflossenen  See- 
kriegs in  dieser  glücklichen  Lage  leider  nicht  gewesen.  Die  so- 
fortige Piohilniion  miisste  die  dortigen  in  Notli  geratbeneii  Ziuker- 
plan tagen,  in  weklie  unennesshche  Capitidieu  gesteckt  seieu, 
geradezu  ruiniren.  Jedenialls  könne  Spanien  vor  acht  Jahren 
an  eine  definitive  Abolition  nicht  denken.  Und  mit  seinem 
spanischen  Collegen  übereinstunmend,  wies  Palmella  darauf 
hin,  wie  Brasilien  ein  Land  von  unermesslichem  Umfiinge  und 
noch  weit  davon  entfernt  sei,  die  benötliigte  Zahl  von  Arbeits- 
kräften zu  besitzen.  Die  gelorderte  Abscbaiiung  des  Negeriniports 
iuvolvire  für  Portugal  eine  Umgestaltung  seines  Kolonialsystems, 

'm  iSo  berichtet  avhv  ergötzlich  aber  auch  sehr  charakteristisch  <lio  von 
einem  wohlunterrichteten  Nichttheilnehmer  getichriebeno  Notico  sar  los  ciuq 
Conferences  u.  s.  w.  bei  KLlnEU  1.  1.  IV  524. 

Nümlich  ain  20.  28.  Januar.  1.8  Fel)niar  Isi:..  Die  i'rutokoUo  dif.M-r 
Stances  pa  r  tic  ul  i  örcs  sind  ab^i.Iruckt  bei  Klüber  1,  i.  VIII  9—50;  und 
bei  ÄKQEBEBO  1.  1.  660.  684.  607.  724. 
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wofiir  übrigens  die  allgemeinen  Handelsbeziehungen  mit  England 
einen  Präjudidalpunkt  zu  bilden  hätten.  Auch  für  Portugal  sei 
eine  jedenfalls  achtjäluige  Uebergangszeit  nnerlässlich.  —  Mit 
Betrabniss  mossten  die  britischen  Bevolhnächtigten  alle  ihre  Ueber- 
i  t•duIlg^künste,  alle  ihre  Vorschläge  zu  fester  Verahredimg  wirksamer 
Massregeln  gegen  dem  im  Princip  freilich  lillbeiti«^  veriutli-  ill«  n 
Missbrauch  an  dem  wachsenden  Widerstand  der  durch  Talle v- 
RAKD  im  Stillen  gedeckten  spanischen  und  portugiesischen  Yer- 
treter  scheitern  sehn.  Selbst  an  leisem  Spott  sollte  es  nicht  ganz 
fehlen.  Denn  als  Castlereagh  sich  etwas  aolhllend  sogar  an 
den  päpstlichen  Legaten  Consalvi  mit  der  Bitte  wandte,  auch 
Jveitens  d<*s  heiHfron  Stuhls  möclite  eine  Verdammung  der  Neger- 
sklaverei erfolgen,  konnte  jener  sich  nicht  entbrechen  ^'),  dem 
hochherzigen  Volke  der  Engländer  vorzuhalten,  oh  es  denn  nicht 
zonächst  wünschenswerther  sei^  das  Mittelländische  Meer  von  den 
Corsaien  von  Algier,  Tunis^  Tripoli  zu  säubern,  in  deren  Ge- 
bieten zur  Zeit  viele  Tausende  von  Europäern  in  Sldavenketten 
schmachteten**)?  Das  einzige  Kesultat  der  Wiener  Bereduncr^^Ti, 
welches  der  schon  am  15.  Februar  nach  London  abreisende  Loid 
Castlekeagh  schien  Ijandslcuten  mitbiiiigeu  konnte  wai*  die  ^ 
bekannte  pomphafte  D^Unration  dca  Puissanees  mr  VahoUtion  de 
U  fraUe  des  neffres  vom  8.  Februar  1815'<*),  welche  bestunmt 

So  wenigatent  weiss  die  oben  N.  15  dtirte  Notiee  m  bericbten. 

"j  Heber  diese  Angelegenheit,  welche  im  Oongresse  unerledigt  blieb,  Tgl 
KLtUB,  XJebersicfat  der  diplom.  Terhandlnngen  n.  s.  w.  56.  58.  Die  weitere 
bedcataame  Geschichto  derselben,  vgl.  neuerdings  v.  Mastens-Bibobobk,  Völker- 
redit  I  328,  gehört  nicht  hieher. 

**)  Abgesehen  ireflich  von  dem  separaten  Zageständniss  Portngak,  das 
er  im  Vertrage  vom  22.  Januar  1815,  Mastins  N.  B.  II  97;  s.  N.  13,  ereidt 
batte:  Dieses  Zngeetftidaks,  wonach  die  portagienscbe  Begiemng  ihren 
Nitionalen  den  Betrieb  des  Skla?enbaudels  nördlich  vom  Aequator  sofort  vor* 
Uetcn  lu  wollen  erklärte,  war  von  England  theuer  erkauft  worden.  Eng- 
land crliess  ihr  flcn  rückständigen  Rest  des  Londoner  Anlehns  von  1809 
im  ursprünglichen  Betrage  von  600000  L,  ;  versprach  ihr  ausserdem  die 
Somme  von  300  ü'iO  L.  unter  dem  Titel  einer  Indemnität  für  die  vor  dem 
1.  Juni  1814  aufgebrachten  portugicsisclien  Sklavenfahier  zu  zahKn.  Letztenr 
Pünkt  wurde  in  einem  hcsond.^rcn  Vertrn?c  vom  21.  Januar  1815,  Mabtess 
N.  R.  II  9:3,  und  schlies-slich  im  Vertl•.l^'o  vomi  2^.  Juli  1817,  s.  n.  N.  33. 
geordnet.  Dagegen  war  Spanien  g'egenfiber  du-  eindringliche  Vorstellung  Cast- 
UEEAGH'«,  vom  27.  Dec.  1*?71,  Angehkro,  1.  1.  571,  \virkun,t,'slo.s  jjrebüeben. 

Martkn-s  N.  R.  n  4-)\l.  Sc-hJ-nt'  Wort.;  üb.-T  das  ininiorliin  dL-nkwürdige 
Aktenstack  spricht  neaerdings  Y.  TBEiTiSüHiufi,  Deutsche  Olescliichte  1  509. 


Digitized  by  Google 


—    64  — 


wurde  die  Beilage  XV  der  Congi-essakte  zu  bilden").  In  ge- 
hobenem Stile  proklamirte  darin  der  Wiener  Congress  im  Namen 
der  dort  vertretenen  SouTeräne,  le  vom  de  meUre  «it  terme,  ä  un 

fiktu  qui  a  8i  longtemps  disoU  VAfrique,  degraäi  VEurope  et 
iifflige  Vhumanite.  Und  die  Bevollmächtigten  gaben  demgemäiss 
ä  la  face  de  VEurope  gegen  den  commerce  ronnn  sons  le  nom  de 
traite  des  negres  d'Afriquc  die  nachstehende  declaration solcimelie sih\ 

Qvie  reßordant  Vabolüion  universeüe  de  la  traite  des  nhgre^ 
eoirnme  une  meaure  particulierement  digne  de  leur  attention,  con* 
ferme  a  Vesprit  du  nieiAe  et  aux  principcs  genereux  de  teure 
augustes  souvcrains,  ils  sont  animes  du  dSsir  sintere  de  concourir 
ä  Vexecution  la  plus  prompte  et  la  plus  cfficace  de  cettc  mestfre, 
par  töus  les  mogena  a  Iciir  disposition^  et  d^agir^  dam  Vernploi 
de  ces  moyena^  avee  tmU  k  ^rU  ei  toute  la  pereivirance  qu'Ue 
doiveni  d  une  auesi  grande  et  belle  cause. 

Sie  erkannten  aber  zu  gleicher  Zeit  allerdings  an,  dass  ceiie 
dielaration  ginirale  ne  saurait  prljmjcr  le  termc  (pte  chuque 
puissance  en  particulier  pourrait  cnvisager  vommv  le  plus  con- 
venahle  pour  Vnboiition  definitive  du  commerce  d(  S  jirtjrcs ;  ^yar 
cofisequent,  la  dßterminatum  de  Vepoque  oü  ce  commerce  doit  uni" 
verseUemmt  eesser  fera  un  objet  de  negociatian  entre  les  pms^ 
sanees  — . 

Die  Gelegenheit  zu  solcher  Negotiation  führte  dann  der  Tag 

▼on  Belle-Alliance  schneller  als  man  geglaubt  hatte,  herbei. 
K()iiig  Ludwig  XVIIL  erklärte  sich  miniiu  lir  unter  der  Pression 
der  vier  Pariser  Conterenzmäehte  entsclilossen,  den  Negerhandel 
unter  französischer  Flagge  sofort,  und  nicht  erst  in  fünf  Jaliren 
abzuschaffen'^.  Und  die  den  s.  g.  zweiten  Pariser  Frieden 
▼om  20.  November  1815  bildenden  Verträge  der  Grossmächte 
mit  Frankreich  enthielten  in  einem  identischen  Artikel-^)  die 
Stipulation   bofortiger   Gesaudtencunfercnzcn   in   London  und 


")  Auch  wurde  sie  nebst  den  Prot(^>liollen  durch  den  Congress  den  Höfen 
von  Kopenhagen  und  vom  Uaag  mitgetheiit,  Bescbiuss  vom  8.  Febraar  1815, 

KlOber.  Akten  VIU  47. 

Franzo.sische  Not*'  v.im  30.  .Tnli  1815.  Martens  N.  R.  II  Erst 
am  8.  Jannnr  1817  freilich  erging  die  Onlmuiatiz,  welche  den  auf  dem  Skhiven- 
iinport  bctrotTcnen  eigdDiai  aod  fremden  iSchiÜeu  die  C'oofiökatioa  tou  Schift* 
und  Ladung  au il  rollte. 

**)  Artide  additiouel  Mabxens,  N.  K.  II  690. 
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Pam,  berufen  um  zu  cmicertcr  les  mcsurcs  lea  plus  efficaces 
pwr  chimir  VaholUicn  entibre  et  definitive  d*m  covmerce  aussi 
odieux  et  aussi  hautement  riprouvi  par  les  his  de  la  retiffum 
et  de  la  naiure.     Solche  Conferenzen  fanden  auch  wirklich 

zu  lionddii  in  den  Jahren  1817  und  1818  statt**).  Doch 
^tlieilerleii  sie  alsbald  au  dem  AViderspiiich  Portugal's,  sich 
ober  die  anzuordneaden  Proliibitivmassregeln  ü-geiid  welciie  Vor- 
scbrüten  machen  zu  lassen.  Die  Verhandlungen  wurden  dann 
auf  dem  Aachener  Congresse  wieder  au%enommen'^)  und 
immer  deutlicher  traten  die  Umrisse  des  von  der  englischen  Be* 
gienmg  geplanten  secreclitlichcu  Systems,  welches  in  einem  gros- 
sen  imd  alli^eineiueu  Vertragi'  aller  Seemächte  gegen  den  8klaven- 
lumdel  gipfelte  hervor  i  allein  je  positiver  die  Vorsclilü^^e 
wurdeui  desto  schärfer  wurde  die  Opposition  dagegen,  zu  deren 
Wortführer  sich  nunmehr  das  französische,  durch  die  Cabinete 
Ton  Russland  y  Oesterreich  und  Pteussen  unterstützte  Gouverne- 
ment machte*').  Und  als  dann,  nachdem  die  wiederum  nach 
Loudou  vt'ilct^'ten  weiteren  llnterliaiKlluiigiii  hü  Sande  verlaufen 
waren,  diis  britische  Ministerium  die  Gelegenheit,  die  der  im 
üerbste  1822  zu  Verona  zusammentretende  Coiigrcss  darbot, 
benutzend  in  einem  am  24.  November  1822  duich  den  Herzog 
TOB  Wellington  uberreichten  Memoire  noch  einmal  seine  An- 
träfre  zu  gemeinsamer  und  effektiver  Unterdrückung  des  immer 
lebhafter  werdenden  Unfugs  zusammenfasste  und  Frankreich  wie- 


»•)  Die  PtotokoUe derselbeD,  vom  4.Ddoeml>er  1817;  5.  7.  11. 14.  Februar 
1818.  sind  nebst  B«Ugeu  abgedrackt  bei  Mabtsvs  N.  S.  UI  48—87.  Vgl. 
Wbiatov  Enqniiy  n.  8.  w.  p.  89. 

•»J  Die  beiflglichen  Protokolle  des  An  li,  !ier  Congresses  bringt  —  aus 
dnem  englischen  Blaubach  -  Mabtens  N.  b.  lU  87-  12G.  Die  Sitzungen 
fni-len  «n  24.  Oktober,  4.  11.  19.  November  1818  statt.  Vergl.  auch  v. 
TBEiwcnKE.  Deutliche  Geschichte  II  475,  der  das  Sclnvergewicht  auf  den 
n»i^ch.  ii  Widerspruch  legt.  Eine  Deklaration  ^'-'g-  n  die  .Traite  des  Noirs" 
ist  in  Aachen  nicht  beschlossen  worden,  unrielitig  daher  Whäaton,  Uistoire 
II  283;  Enqairy  u.  s.  w.  p.  oO;  und  viele  Andre. 

**}  ^A  Systeme  of  maritime  polico  against  tlie  contraband  sUivc-tradc"', 
nannte  CS  Castlekkaoii.  M  artens  N.  S.  III  93,  in  dem  von  ihm  ausgearbeiteten, 
dem  Congress  am  4,  Novomlxn   1>^18  vorgelegten  Memoraiuhim,  ibid.  90 -96. 

»')  Die  austuhrlicli.-n  Gegenerklärungen  gegen  das  britische  Memorandum 
seii^ns  Russlaud^,  Fraukieichs,  Ocsterreichä  und  Prcussens  finden  rieh  ebenda 
9ö— U2;  deBgleichen  die  Replik  Castlkbuaoe's,  ibid.  112— 1Ä3. 
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derholt  als  den  stillen  Begünstiger  desselben  vor  dem  eiu'op^ehen 
Areopag  deniincirte,  liess  ihm  Cli  a  t  e a  u  briand  ,  der  fran- 
zösische Bevollmäclitigtc  eine  külile  AbweisuDg  zu  Theil  werden-'^). 
Auch  zu  Verona  erzielte  England  nichts  als  eine  kahle  Deklara- 
tion. Durch  die  Resoltttiou  vom  28.  Navember  1822  wurde  der 
Welt  Terkündeti  ,,da88  die  Grossmächte  dabei  bebarrten,  in  dem 
Negerhandel  eine  Gessel  zu  sehen,  welche  allzulange  Afrika  ver- 
wüstet, Eui'opa  entelirt,  die  Mciisclilieit  geschändet  habe;  dass 
sie  bereit  seien,  Alles  zu  tbun  was  die  vollständij^e  und  endgiluge 
Beseitigung  desselben  herbeiführen  und  sichern  könne;  dass  sie 
die  Prüfimg  aller  dazu  dienlichen,  mit  den  Rechten  und  Interes- 
sen ihrer  ünterthanen  vereinbarlichen  iMaAsnahmen  sich  mit  Eifer 
angelegen  sein  lassen  werden.^  Es  war  das  letzte  Mal  vor  1885, 
dass  ein  europäischer  (  'ongress  sich  mit  der  inzwischen  „ijiteres- 
sant**  gewordenen  völkerrechtlichen  Frage  abgab. 

Mit  Unmuth  sahen  die  Engländer  durch  alle  ihre  Pläne, 
HoÜnungen,  Reclmungen  einen  Strich  gezogen.  Indessen,  zurück 
konnten  sie  nicht  mehr,  —  mochte  der  Sclirecken,  den  ilinen 
1816  der  in  Strömen  von  Menschenblut  erstickte  Negerauistand 
von  Barbados*^**)  erregt  hatte,  auch  noch  so  gross  gewesen  sein, 
l^nmer  entschiedener  war  die  Sache  zu  einem  heiligen  Anliegen 
der  Nation  geworden.  Tories  wie  Whigs  lag  sie  am  Herzen, 
den  Bibeivcrse  munnelndeii  „Heiligen^,  vdo  den  spekulativen 
Köpfen,  die  bei  aller  Frömmigkeit  doch  auch  zugleich  an  die 
Aufinachung  eines  afrikanischen  Marktes  iiir  die  engUsche  In- 
dustrie dachten^  nicht  minder  den  weltlicheren  Naturen,  welche  sie 
wie  einen  neuen  nationalen  Sport  behandelten.  War  durch  Beschlusa 
des  europäischen  Senats  nichts  zu  eiTcichen,  so  wurde  der  müh- 
samere Weg  der  Einzel  vertrüge  mit  den  Seemäeliten  unvermcid- 
Hch.    Es  kam  darauf  an^  durch  Separatabmachungen  mit  den 

Uebcr  die  Behandlung  der  Frag'O  nuf  dern  Congress  zu  Verona  ist  zu 
vergk'iclien  Chateaubriand,  Congres  de  Vor«uie  (1838)  I  52 — 61.  Scuaumann 
in  V.  RaüMXe's  liist.  Taschenb.  1B55.  85.  Das  Memoire  WKT.LrroTON's 
nebst  der  von  Chatuaubriand  verfassten  „K6poiij>e  des  MM.  les  ]>leiii[Kiti'n- 
tiaireß  de  France"  u.  s.  w.  findet  sich  bei  H.  Meiskl,  Cours  de  siylc  Ui^do- 
matique  II  (1824)  242—254;  bloss  diu  Aatwuit  bei  Martens  N.  S.  I  599. 
Vgl.  auch  WiiKATuN.  Histuire  II  283—286;  Enquiry  u.  s.w.  p.  51 — 59. 
»•*)  Martens  N.  Ii.  VI  loO. 

HOns,  Darstellung  dea  NegcrskJaTCiihandels  U  519. 
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hauptsächlich  iuteressirtcn  Regierungen  sich  dessen  zu  verbichern, 
das«  keine  Ton  ihnen  den  schmiililichen  Handel  unter  ihrer  Flagge 
treiben  liease.  Nur  freilich,  sobald  nuin  sich  auf  diesen  Ausweg 
zurückgewiesen  sah,  stand  es  den  britischen  Staatsmännern  Ton 
Tomherein  fest,  dass  es  mit  dem  blossen  Versprechen  der  zu  ge- 
Winnenden  SonverÄne,  ihren  Schiffen,  ünterthanen,  Häfen  das 
repr<>))iri*  I^i.k  hiifeschäft  umnöglich  zu  uiarlien,  nicht  gethan  sein 
könne.  Soklie  Zusa^'m  waren  hillig,  bolche  Ver})ote  waren,  mit 
einziger  Ausnahme  Portugal'»,  inzwischen  von  allen  Seehandel 
treibenden  Staaten  erlassen  worden.  Nur  halfen  sie  nichts.  So 
wie  auf  dem  Meere  der  allgemeine  Friede  wieder  hergestellt  worden 
war,  blühte  auch  der  HandelsTerkehr  der  afrikanischen  Küsten 
mit  Amerika  wieder  auf,  und  den  vornehmsten  Exportartikel  bildeten 
die  Negersklaven.  Jenen  landesgesetzliclien  Verhoten  wiisste  sich 
der  mit  ^n  talalicher  Dreistigkeit,  in  fernen  Meeren,  unter  jxirtu- 
gie«?i<^rh«T  uii<l  si)anischor,  hahl  auch  unter  französischer  und  nord- 
amerikauischer  hlagge,  ja,  wie  man  ^vi8S('n  wollte,  unter  Betheili- 
gong  englischen  Capitals  hetrichene  Coutrehandhandel  bald  zu 
entziehn.  Was  half  es,  dass  im  Busen  von  Guinea  fort  und  fort 
englische  Lmienschiffe  kreuzten,  den  bis  an  die  ZShne  bewaffiieten 
Sklavenfahrem  bisweflen  förmliche  Gefechte  liefernd!  Was  half 
es,  dass  Frankreicli  im  Jahre  1818,  um  seinen  gnten  Wilkn  zu 
bezeigen,  ein  Geschwader  an  die  westaiVikanisrlie  Küste  sandte; 
dass  aucli  die  Holländer,  sogar  die  Nordamerikaner  zeitweise 
kreuzen  liessen!  Der  Schrecken  war  ininier  bloss  vorübergehend  und 
nur  die  die  eigene  Flagge  führenden  Scliiffe  liessen  sich  einschüch- 
tern. Waren  doch  seit  der  englischen  und  nordamerikanischen 
Abolition  des  Sklavenhandels  die  Preise  für  Neger  auf  den  viel- 
be&brenen  Sklavenmarkten  Ton  Havannah  und  Bahia  kaum  in 
die  Hohe  gegangen!  Sollten  diese  Märkte,  sollten  die  Ijcrutenen 
Greuel  der  ^fittt  Ipassage  wirksam  unterdrückt  werden,  s<>  Idieb 
nichts  übrig,  als  den  partikulären  Verboten  die  allgemeine  Dui'ch- 
liihrung  zu  sichern,  d.  h.  den  Seeverkelir  thatsächlich,  gemeinsam 
und  dauernd  zu  überwachen.  Als  das  ein^hste  Mittel  um  solche 
„surveiUance^  auszuüben  erschien  den  leitenden  Kreisen  England's  '*) 

*®)  Znm  erstt'ii  Mal  hatte  die  englische  Ke^'i^-nint,'  bald  muh  dem  ersten 
Parii»er  Frieden  (2ö.  Anq-tist  ISI  I)  <\\p  Sache  hei  K^ni^  Liuhvi«,'  XATTT,  amt- 
lich in  Anregung  gelinulit,  war  ulcr  entscliiedener  Ablehming  begegnet; 
Hghs  L  1.  II  535.  Wheatom,  En^oirj  u.  s.  w.  36  N.   Lawbehos,  Visi- 
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die  üebertraguiii:  oiuer  Kriegsniassregol  auf  den  Fripflonsziistand, 
nämlich  das  Verfahren,  mit  welchem  im  Seekrieg  jede  Partei  sich 
gegen  Kriegszuiuhren  an  den  Feind  seitens  Neutraler  zu  sichern 
befiigi  ist,  indem  sie  von  jedem  begegnenden  Schiffe  Ausweis 
über  Flagge,  Ladung  und  Destinationshafen  verlangt  tmd  durch 
Visitation  nothigenfaUs  erzwin^jt.  Warum  sollte  nicht  in  gemein- 
samem Einvcrstäiidniss  aller  S<'('iji.'iclit(',  iniu'rliall)  eines  näher  zu 
bestimmenden  Kähmens,  die  (hinli  das  Krieijsrecht  legalisirte 
Procedur  vertragsmässig  neuen  allgemeinen  Interessen  edelster 
Art  dienstbar  gemacht  werden  ?  Ja  man  dachte  in  London  noch 
an  mehr.  Gelang  es  gar,  die  betheiligten  Nationen  zu  der  gegen- 
seitigen Concession  zu  bewegen,  dass  ein  seine  Flagge  zu  dem 
vernichten  Greschaft  missbrauchendes  Schiff  seine  Nationalität  ver- 
wirkt habe,  dann  war  es  ein  denationalisirtes  Schiff:  ein  Schiff 
ohne  Flagge,  denmacli  nach  Analogie  des  Piratenscliitis  zu  be- 
.   handeln,  und  vülkerrechthcher  Aechtuug  unterliegend. 

Es  fragte  sich,  ob  und  imvioweit  es  gelingen  werde,  diese 
ausgreifenden  Ideen,  die  England's  wohlbekannte,  im  letzten  Kriege 
gegen  portugiesische  und  spanische  Kauffahrer  als  Kriegsmassregel 
geübte  Praxis  zu  perenniren,  England's  Machtstellung  zur  See 

neu  zu  befestigen  schienen,  und  die  zugleich  ein  tiefes  Misstrauen 
in  mancherlei  Nebenzwecke  der  britischen  Handelspolitik  erreoren 
mussten,  zu  allgemeiner  Annalmie  zu  bringen?  Allerdings  hatte 
sie  der  Aacbeuer  Cougress,  auf  welchem  sie  zum  ersten  Male  im 
Zusammenhange  vorgetragen  und  ausfiihrlich  motivirt  worden  waren, 
einstimmig  abgelehnt'^).  Aber  nur  so  eben  war  es  glücklich  ge- 
lungen, durch  Specialabkommen  mit  einigen  nicht  zu  den  Gross- 
mächten  gerechneten  Staaten  des  westlichen  Europa*s  jene  Ent- 
würfe in  der  That  zu  veilragsmässiger,  wenn  auch  vorsichtig 
vcrclausulirter  Annahme  zu  bringen. 

Alsbald  nämlich  nach  Absciüuss  des  zweiten  Pariser  Frieden 

tatioB  and  March  19.    Dann  wurde  die  durch  die  African  Instiintion 

zu  London  auf  das  wäniist«?  gepflegte  und  eifrig  betriebene  Idee  im  F^'Lrnar 
1818  wiederum  dem  firansösisdien  Ministerium  vorgelegt,  auch  der  Abechlaas 
eines  Staatsvertrags  zu  gegen  sei  tiprt'r  Einräumung  des  Durclisuchungsreclits 
in  Anregung  gebracht;  abermals  ohne  alkMi  Frfolg.  J.  dk  Neükvtt  t k.  Diss. 
de  iis  qnnc  ad  tollenduni  sorvornni  coniiiifTciiini  u.  s.  w.  'Ii.  TV'ueatun  ibid. 

Ö.  o.  N.  27;  nachdem  die  Voi> M :i?c  bereits  auf  der  Lcmdoncr  dm- 
f  r«  IV/.  am  5.  Februar  181ä,  durch  CASTLi^KAau  den  Groistun ächten  mitgetheüt 
worden  war^. 
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hatte  das  Cubinet  von  St.  James,  durch  eine  von  Wilheufoecb 
beantragte  Adresse  des  Unterhauses  vom  9.  Juli  1817**)  ange- 
spornty  mit  Portugal  abermab  sich  ins  Benehmen  gesetzt;  mit 
Portugal,  Britannien's  altem  Schützling,  ihm  vermöge  der  letzten 
Waffenbrüderschaft  tief  yerachuldet,  aber  leider  durch  sein  brasi- 
hanisches  Reich  —  noch  immer  residirte  der  Hof  in  Rio  —  für 
die  Fortdauer  des  Imports  unfreier  Arbeiter  hücldichst  interessii't. 
Die  HaiidiKibe  bot  der  letzte  Vertrag  von  1815^*).  üie  Ver- 
haudlung  koimto  in  London  geführt  werden;  Unterhändler  waren 
wiederum  Oastlebeaqh  und  Graf  Palmella.  Von  neuem  er- 
klarte letzterer,  dass  Yon  totaler  Prohibition  zonächst  keine  Rede 
sein  könne*  Nördlich  des  Aequators  wolle  man  aufhören;  in 
nicht  portugiesischen  und  für  nicht  portugiesische  Häfen  wolle 
mau  Neger  nicht  mehr  verfrachten  lassen;  auch  wolle  man  in 
j)()rtiigieslsLlien  Häfen  Transporte  fBr  fremde  (nicht  portugiesische) 
iiecimung  nicht  dulden  —  wie  man  das  Alles  schon  1815  zugesagt 
habe;  im  IJebrigen  aber,  also  insbesondere  für  den  Verkehr  Brasi- 
üen^s  mit  der  Kongoküste  oder  Mosambik,  dürften  Handelsbeschräu- 
klingen  zunächst  nicht  eintreten,  weder  jetzt  noch  in  einem  be- 
stimmt in  Aussicht  zu  nelunenden  Termine!  —  Auf  dieser  Basis 
kam  dann  am  18.  Juli  1817  unter  dem  bescheidenen  Titel  einer 
blossen  Additionalconvention  zu  der  britisch-portugiesischen  Ueber- 
eiukunft  vom  22.  Januar  1815  der  erste  grosse  Staatsvertrag  der 
Neuzeit  wider  den  afrikanischen  Sklavenhandel  zu  Stande  ^^).  Durch 

")  Annual  Kegister  1817,  General  lüstory  p.  94—97. 
8.  o.  N.  19. 

")  Anfgorichtet  in  enplisclier  urnl  portugiesiiscli"  r  Sprache.  abg«'(1nu  kt 
bei  MABTKNä  N.  H.  IV  438  und  K.  Li  278.  Der  Vertrag  enthält  ein  llaupt- 
ili6trmii6Dt  and  drei  Annexe;  nämlich  l)  das  Passformokr  für  den  legalen 
NegorhandeS«  2)  die  Inatraktiffiiai  ftr  dia  bmuendcn  Kriegsadüffe,  3)  die 
Proceseordniuig  fftr  die  genusebten  Gericbtshdfe.  —  Auf  den  7ertaig  beadebt 
sieb  der  Separatartikel  vom  11.  September  1817,  ibid.  N.  B.  IV  479  nnd 
N«  S.  n  298;  deegleieben  die  einen  Scbreibfebler  Terbessemde  Deklaration  vom 
S.  April  1819,  N.  8.  n  298.  Eine  Novelle  xu  ibm  stelIeD  die  Asiidtt  Mi- 
tkmndi  vom  15.  Man  1828,  IfABTBirfl  N.  B.  VI,  1, 249.  N.  S.  I  618,  vor,  durch 
welche  der  v  i  I  tiu^  Satz,  wonach  echon  die  Thatsache,  dass  auf  der  Reite 
>klav(9i  an  Bord  des  Schiffes  gewesen  sind,  das  SchifT  zu  einem  Sklaven- 
ftciiiffe  mache,  vereinbart  wurde.  Am  2.  Oktober  1826  erklärte  die  porta- 
gicsische  Regicninf^r.  nachdem  in  difs-om  .Tr^hre  die  T rennung  von  Brasilien 
definitiv  geworden  war,  dem  englischen  Gesandten  ihr^n  Kiitschlnss.  den  ])ortn- 
giefischeu  SklaTenhaudel  allgemein,  also  auch  südlich  von  der  Linie  rcprobiren 
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die  bereits  1815  zugesapto  Zahlung  von  3<HiU00  />.,  dtirdi  dio 
weitere  Zusage,  seilest  für  die  seit  dem  1.  .Iiuii  1814  durch  britische 
Kreuzer  weggefangenen  portugiesischen  Sklavenschiffe  eine  Ent- 
scbädiguiiff  leiBten  zu  woUen  wurde  er  dem  Hofe  von  Hio  de 
Janeiro  förmlich  abgekauft.  Er  unterscliied  also  zwischen  illega- 
lem imd  dem  nur  sudlich  von  der  Linie  zu  botreibendem  lega- 
len aber  passpflichtig  gemachten  Handel  mit  Schwarzen.  Um 
letzteren  zu  retten  willigte  Portugal  »mllich  und  wiiklit  li  in  die 
bedeutsame  Stipulation,  durch  hciderscitif^  zu  heordemde,  mit 
speciellen  Instruktioaeu  von  bestimmtem  Inhalt  auszustattende 
Kriegsfahizeuge  ein  gegenseitiges  Durchsuchungsrecht  verdäch- 
tiger Kaufiahrer  einzuräumen.  Und  diese  erste  Concession  zog 
eine  zweite,  nicht  minder  bedeutsame  nach  sich.  Ein  th&tsächlich 
mit  —  für  illegalen  Handel  bestimmten  —  Sklaven  betroffenes 
Boot  eines  der  contrahirenden  Staaten  sollte  von  dem  Kreuzer 
des  anderen  zwar  aufgebracht,  aber  niclit  den  heimatbliclien  Be- 
hörden zufxefiilirt,  son<lt'ni  in  der  Nähe  durch  ein  von  hcidcu 
Theileu  eingesetztes  gemeinschaftliches  Gericlit,  eine  mixed  com- 
missiotty  prisengerichtlich  ahireurtheüt  werden.  Solcher  gemischten 
Gerichtshöfe  wfiren  zwei  in  Permanenz  zu  halten:  emer  in  Afrika 
auf  britischem  Boden,  einer  in  Brasilien.  Sie  sollten  aus  vier 
MitgUedem,  zwei  von  jedem  Staate  bestehen  und  in  einziger  In- 
stanz  entscheiden.  Ihr  Verfahren  erhielt  in  einem  gemeinsam  be- 
schlosseneu Reglement  —  di(»ses  Ijildctc  die  Beilage  C  des  Ver- 
trages —  seine  Richtschnur.  Im  Kalle  IVeigegeltener  Prise  war 
volle  Indemnisirung  durcli  die  Kegierung  des  Nehmestaats  zuge- 
sagt ^*).  Die  strafrechthche  Vcrurtheilung  von  des  illegalen 
Handels  schuldiger  Personen  war  landesrechthchem  Verfahren 
vorbehalten**). 

Es  wiw  ein  denkwürdiges  Abkommen,  \'orljiufer  und  Muster 
für  die  späteren,  ein  Novum  in  dem  vnlkerreclitlielien  \'erkehr; 
durch  die  angeordnete  Gemeinsamkeit  iu  Polizei  und  iiecht- 

za  wollen  (Staplkton.  Life  of  G.  ranning  IH  (l>^ol)  sG;  Ch.  de  Maktexs 
et  DK  CüäSY,  K<'i  n.'il  iiKiuuel  V  44ü.  442;  8.  auclj  den  Aulsatz:  Kiic  kb  1  i.-ke, 
AuaUuul  1842  j».  l.'>  {'■]).  Aber  am  neuer  Vertrag  wurde  damals  nicht  auf- 
gerichtet. Vgl.  unten  N.  79. 

**)  Vertrag  vom  28.  Juli  1817  A.  r>.   Instructionen  (Annexe  C)  A.  1.  6. 
Dieser  Pankt  wurde  snf  dem  Asdieoer  Congress  Aosdrttcklidi  oon- 
Btatirt,  HAsnirs  N.  &  HI  91. 
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sprecfaimg  das  Niveau  bislieriger  Carteis  weit  üben*agend.  Erst 
die  grossen  StromschifiOyutBakten  Europa*s  nnd  der  deutsche 
ZollTerein  haben  später  behufs  gegenseitiger  Oontrole  der  ver- 
tragenden Theile  ähnliche  Organisationen  entstehen  lassen. 

Noch  in  demselben  Jalire  wurde  dasjenige,  was  Portugal 
zugestiinden  hatte,  auch  dvm  Cabinet  von  Madrid  gegenüber  er- 
reiclit.  Mit  Spanien  kani  zu  Madrid  am  23.  September  1823 
der  grosse  auf  dem  Fusse  des  portugiesischen  gehaltene  britische 
Staatsvertrag  wider  den  Nogcrhandel  zum  Abschluss  ^'').  Auch 
Spanien  erhielt  eine  reichUch  bemessene  Entschädigung'^^)  — 
40(^000  L,  — ,  Terzichtete  dafür  auf  SUaTenfSahrten  nördlich  von 
der  Linie  und  bewilligte  anstandslos  das  R6gime  gegenseitiger 
Durchsuchung  nebst  zweier  gemischter,  in  Afrika  und  in  Spaiiisch- 
Auii'iika  zu  etablirender  (4enchtshöfe.  Ja,  mehr  als  Portuc^al, 
veiijflichtete  Spanien  sich,  auch  den  zunächst  noch  festgehaltt'uen 
legalen  Negerfrachthandel  nach  3  Jahren  gänzlich  fallen  zu  lassen. 
Ifit  dem  30.  Mai  1820  sollte  der  gesammte  unter  der  Flagge, 
oder  Ton  den  Unterthanen  beider  verteilenden  Theile  betriebene 
Sklavenhandel,  diesseits  oder  jenseits  des  Aequators  prisenrecht- 
Ucher  Aburtheflung  unterliegen;  der  Negerunport  in  allen  spa- 
nischen Kolonialhäfen  unterdrückt  werden^*).  —  Wie  mit  den 
iM'iden  Mächten  der  iberischen  Halbinsel,  so  kiuii  es  schon  im 
folgenden  Jahre,  am  4.  Mai  1818  zu  einem  Vertrage  gleichen 
Inhalts  mit  den  Niederlanden^*).    Hier  nun  war  von  einer 

Aufgerichtet  in  englischer  und  spanischer  Sprache,  abgedruckt  bei 
Martkns  N.  S.  II  301;  N.  R.  IV  102;  III  135.  Zu  dem  Hauptinstrument 
kommen  die  drei,  aus  der  rortugic^^ischeu  Vereinbarung  des  näinlicheti  Jahres 
Mmmten  Annexo.  Aach  wurde  wie  mit  Portugal  eine  Novelle  vom  10.  Dee. 
im  vflreinbMct»  Habtum  N.  8.  I  607— 4H)9. 

A.  IV  dei  TertngB:  »The  aaid  nm  of  Z  400  000  ia  to  be  considered 
i»  a  fnll  coiiipeiuati«m  for  aU  lossea  sustaaned  hj  tbe  snbjacta  of  H.  C.  M. 
«ngaged  in  thia  tralfie,  on  aeeoont  of  Tosieb  captoiod  prerionalj  to  the  ezohaago 
of  tho  latifleationa  of  the  preeont  treaty;  aa  alao  for  the  losaes  whioh  aie  a 
Meemiy  conseqneace  of  the  abolition  of  the  said  traffic." 

Demnach  erging  in  Spanien  am  19.  December  1817  das  Edikt  gegen 
den  Negerhandel,  abgedruckt  bei  HiRV8L£T.  Treafies  III  370—878. 

^)  Aufgerichtet  in  englicher  und  holländischer  bprache,  abgedruckt  bei 
Martkns.  N.  R.  IV  511;  Hauptinstraraent  mit  zwei  Annexen.  Eine  Novelle 
IQ  ilmi.  desselben  Inhalts  wie  die  portuc^iesUche  von  1823,  war  bereits  am 
31.  December  1822  verabredet  worden,  Martens  N.  8.  I  GIO.  Dazu  kam 
denn  aber  der  äusserst  merkwürdige  Article  adäitionnel  vom  25.  Januar  1823, 
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Uebergangszeit,  einem  zeitlichen  Vorbehalt,  Yon  Passpflichtigkeit 
überhaupt  nicht  mehr  die  Rede.  Der  conventionelle  Apparat  der 
Yisitirmig,  Aufbringung^  Judicatur  sollte  in  sofortige  Wirksamkeit 

treten.  Neu  war  nur,  dass  die  im  ilaiulischc  j^c^^ieninj?  das 
Seerevier,  auf  wekhem  die  fZ(*i;ouseitige  Polizei  geübt  ^ver(l('^ 
solltO|  geographisch  einzuschränken  wünschte.  NürdHch  von  der 
Strasse  von  Gihroltar,  d.  h.  nördhch  von  dem  37^  N.  Br.,  und 
auf  europäischen  Meeren,  d.  h.  östlich  von  dem  20^  W.  L.  tou 
Gk'eenvich,  sollte  sie  nicht  Platz  greifen.  Auch  sollten  nur  höch- 
stens je  zwölf,  dem  anderen  Theile  stets  vorher  zu  hezeichnende 
Kriegsschiffe  den  S('lt!>an)en,  den  Mvnheeren  doch  gar  zu  verlang- 
lich dünkenden  internationalen  Patrouillendienst  verst  Ini  dürlen. 

Mit  diesen  drei,  im  Laufe  eines  Jahres  zu  StamlL'  uM'l)rai  l»ten 
Specialverträgen  waren  dann  die  ersten  Maschen  eines  Netzes 
geflochten;  das  wo  möglich  über  alle  Seemächte  auszubreiten  die 
enL'lische  Diplomatie  mit  unablässigem  Eifer  bestrebt  war.  Auf 
(las  Wärmste  wuidt-  sie  dahoi  durch  das  luitisrhe  IVuliunmt  uuter- 
stützt,  wek'lieb  der  Verfassung  gt  uiühs  lür  die  \  ulizieiibarkeit  aller 
solcher  Oonventionen  zu  sorgen  hatte  ^^).    Aeusscre  Umstände 


Martkns  N.  8.  T  612.  «lurch  Avtlclieii  die  oben  S.  bcfprocheiie  L^'jjal- 
priL^uintion  des  »Sklavenliandcls  aus  dem  Vorliaiidensein  göwib&cr  ^^l•p?)l^tänd{' 
an  Bord  (1)  Rubriken;  übrif^eus  liier  nur  in  geographisch  bcschrünktein  lievirr) 
in  das  convenlionelle  IL  ht  eingefülirt  worden  iüt.  Dann  hat  der  Artide 
additionnd  vom  7.  K«  bruar  1837  (fehlt  bei  Martens;  liaUol  sich  in  Lagk- 
MANS  Kecueil  des  traitts  par  lo  roy.  des  Pays-Bas  II  3u7)  don  Verkauf  der 
condemnirten  Sklavenschiffe  rcprobirt  und  die  Zerschlagung  derselben  angeordnet. 
Endlich  wurden  durch  die  ArticleB  additimneU  vom  31.  August  1848,  MARTtüS 
N.  K.  G.  XIV  230,  XI  470,  abermals  gewine  Neaeiiing«D  fereiiiliart :  einmal 
die  olieB  AbacbiiUt  n  N,  24  erwSliDta  Müderong  tob  nr.  5  des  «Eqaii>nient 
Article*,  betreffend  die  WanerluMr  als  LegalprSsomtion;  sodann  die  Ans- 
dehnong  dea  Dorchsaehnngtrechtea  auf  die  ostorrikanischen  Meere;  endlich  die 
gegenseitige  Conoeesion,  aneh  mehr  als  12  Kriegsscliiire  kreaien  an  lassen. 
Mit  diesen  Modütkationen  steht  der  britiseh-bollandisdie  Vertrag  Tom  4.  Mai 
1818  noch  heute  in  Geltang.  —  Details  Aber  die  demgemäss  ergangenen 
holländischen  Getetse  und  Verordnungen  bringt  Laqimans  1.  L  I.  p.  XXXV. 

*^  Demgcmles  ergingen  als  Aasfthrangsgesetse  die  Pailame&tsakten  58 
Geo.  in  c.  86  (mr  Spanien);  c.  85  (fto  Portugal);  59  Geo.  III  e;  6  (f&r  die 
Niederhinde);  dann  1  und  2  Geo  IV  c.  09.  demnächst  die  neue  consolidirte 
Akte  \vidcr  drn  BklaTenhandcl  5  Geo.  IV  c.  113  (fOr  alle).  Spater  pflegte  die 
Aktion  der  Krone  durch  zeitlich  begrenzte  Ennüclitigongsgesctze  erleichtert  zn 
werden,  seit  6  und  7  Will.  IV  c.  81.   Anch  das  Ton  £.  Mnm,  Abacbloss 
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trugen  dazu  bei,  jene  Bestrebungea  erfolgreich  zu  gestalten.  Nicht 
allein,  dass  Schweden-Norwegen  ohne  sonderliche  Schwierige 
keiten  dazn  bestimmt  werden  konnte,  in  dem  Stockholmer  Ver- 
trage vom  6.  November  1824^')  alles  das  zu  bewilligen,  was  in- 
zwischen die  Holländer  zugestanden  hatten;  auch  das  selbständig 
gewordene  Kaiserthuui  Fh  asilieu  erhielt  die  Anerkennung  seiner 
l'nabhängigkcit  erst  dann  zugesichert,  als  es  sicli  in  der  Conven- 
tion vom  23.  November  lb2b*-)  dazu  herbeigcliibsen  hatte,  den 
Ghuiseln  der  britisch-portugiesischen  Uchereinkünfte  sich  mit  der 
Abrede  zu  unterwerfen,  dass  innerhalb  dreier  Jahre  aller  Heger- 
handel zur  See  überhaupt  au&uhören  hätte.  Zum  ersten  Male 
ist  damals  die  Glelchstellnng  desselben  mit  dem  völkerrechtlichen 
Verbrechen  der  Piraterie  anch  vertragsmässig  beschlossen  worden. 
Mittelst  dieser  Convention  von  1826  war  das  Miiiibtei  iuiu  Cannino 
aucii  Südamerika  i^egeniiher  auf  einen  .siciieren  Boden  gelangt*''). 
Wäre  es  ilmi  geglückt,  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zu  gewinnen,  so  hätte  es  sich  der  Misserfolge  auf  den 
europäischen  Congressen  einigermassen  getrosten  können. 

von  StaatsTecträgcn  (1874)  148  angeführt«  EmächtigongiigeBefaK  7  und  8  Vict. 

c.  26  war  nur  auf  beschränkte  Zeit  erlasaen. 

*')  Abgedruckt  mit  seinen,  na^^h  dem  Muster  der  hisherigon  Vertrage 
ausgearbeiteten  Annexen  bei  Martkn^  N.  K.  VI  618.  Auf  ihn  beziehen  »ich 
<Ue  beiden  Deklarationen  vom  26.  Febiaar  lb25,  ibid.  654.  655.  Der  Vertrag 
steht  noch  heule  in  Geltung. 

*')  Abgedruckt  Lei  Martens  N.  R.  VI  1087.  Die  Angabe  von  Martens 
et  CussY,  Kccueil  mauuel  V  437,  dass  am  17.  Juli  1837  Braailieii  zwei 
Additionalartikel  Tereinbart  habe,  konnte  ich  nicht  verificiren.  Hebtslet 
flkhit  lie  Dicht  auf. 

**)  Abgeseben  von  den  TeninMlteD  Zmagen  aUgemeineren  Cbarskten 
lo  cooptrate  wUh  Qr,  Britain  fcr  the  ioUA  ahoüHan  cf  (he  <2<iM4r«fe, 
Mlteai  der  ifldttnierikaniMhen  Bepnlilikeii,  zu  welchen  die  Anfrichtang  von 
PreundBcbafte-  und  HandelsfertrSgen  die  willkommene  VenmlainnnK  bot:  so 
mit  Argentina  Vertrag  Yom  2.  Februar  1825,  MaBTSm  N.  R.  VI  570  A.  14; 
mit  Columbia  Vertrag  vom  18.  April  1825,  ibid.  740,  A.  13;  mit  Mexico 
Vertrag  vom  26.  December  1826,  ibid.  VII  80,  A.  15;  mit  Peru-Bolivia,  vom 
5.  Juni  1837,  Mabtens  N.  R.  XV  181,  A.  14.  Und  noch  spater  im  Freund- 
»chaftsvertragc  mit  Guatemala  vom  20.  Februar  1810,  Martens  N.  R.  6. 
XTV  282,  A.  H;  mit  Costarica  am  27.  November  1x19,  ibid.  050,  A.  14; 
mit  Paraguay  am  4.  März  18f^3.  Herthlet,  Treaties  IX  tiol,  A.  15;  mit 
Peru  am  lu.  April  1850,  Mautens  N.  Jl.  0.  XV  110,  A.  15.  Aclmliclie  /u- 
fagen  wurden  hio  und  da  auch  andern  europäischen  Seemächten  von  jenen 
neuen  i>iaateD  abgegeben. 
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In  der  Thai  liessen  die  Jahrelang  mit  Eifer  und  Zähigkeit 
in  Washington  wie  in  London   gepflogenen  Unterhandlungen 

schliesslich  sich  günstig  an.  Aher  allerdings  die  Sklavenfrage  war 
alhnähhch  dor  Angelpunkt  geworden,  um  welchon  sich  die  Gre- 
schicke  der  Union  Decennien  liindurch  drehen  sollten^*);  und, 
dass  nicht  einmal  die  von  ihr  zu  wirksamer  Hinderung  eigenen 
und  fremden  SklaTenimports  bereits  erlassenen  Maasregeln  im 
Congress  wie  bei  der  Executive  ernst  genommen,  streng  gem^t 
wurden,  zeigte  auch  der  Ausgang  der  in  den  Jahren  1818 — 1824 
gc^führtoii,  (l;iiin  in  den  dreissiger  Jahren  wiederholten  britisch- 
anierikanisclicn  Verhandlungen.  Dt-n  im  Frieden  von  Gent*^j 
übernommeuen  Verpflichtungen  konnten  sich  die  amerikanischen 
Staatsmänner  zunächst  nicht  fuglich  entziehn.  Sie  wichen  zwar 
den  im  Jahre  1818  von  Grossbritannien  gestellten,  im  Jahre  1820 
wiederholten  Anträgen,  auch  ihrerseits  dem  Regime  der  Verträge 
mit  Portugal,  Spanien  und  Holhmd  sicli  aiizuschüessen,  mit  dem 
riiiiucis  (hirauf aus,  wie  das  dort  btipuhrto  Durchsuchungfirecht 
zu  i?'riedenszeiten  dem  amerikanischen  Volke  die  unliebsauisteu 
Erinnerungen  an  den  Krieg  von  1812^^)  erwecke,  und  demnach 
unannehmbar  sei;  erklärten  sich  aber  bereit  zu  einer  anderweitig 
zu  gestaltenden  maritimen  Cooperation  mit  England  die  Hand  zu 
bieten.  Als  dann,  während  der  Administration  Moiu'öe's,  ('an- 
NiN(i  in  Washington  neue  Negotiationen  einU;iten  liess  fand 
diese  Anri  izmig  sogar  im  amerikanisclien  Oongrrsse  einen  Wieder- 
hall ^'^),  England  Hess  um  positive  Crcgenvorsclüäge  bitten.  Und 
da  dieses  von  dem  ireihch  sehr  widerwiUigcn  J.  Q.  Adams  nicht 


**)  Nach  dem  Ausdrucke  v.  Holst's  Verfassung  und  Demokratie  I  280. 
«)  S.  0.  N.  18. 

**)  Jona  Q.  Adams  an  den  amerilcanischen  Oesandten  Büsb  in  London 
2.  Nov.  1818;  denelbe  an  den  englifleben  Gesandten  STRATFOBD-CAMHmo  in 
Washington  (Febrnar  ?)  1821:  beide  AktenstQcke  anszugsw^  in  Wniatoir, 
Hiit  n  279.  299;  anif&hrllcher  in:  Enquiry  o.  s.  w.  41-45.  90*94.  Vgl. 
anch  LAWBiiroi*B  Whkatok  (2.  ed.  1864)  p.  260.  261. 

*^)  Einige  Andentnngen  Uber  die  damals  dordigekSnipften  seereehflichen 
Fragen  habe  ieb  in  meinem  Anfsatie,  Hzbtb^s  Annalen  (1875)  818  ff.  gegeben. 

^)  Note  vom  29.  Jaanar  1828,  ausings  weise  bei  Whkatoh,  Histohe  n  801. 

^)  Besolntion  des  Beprasentantenhanses  vom  8.  Man  1828,  Whiatoit, 
Histoire  II  801;  T.  How,  TeTfassungsgesebichte  I  426.  Ueber  eine  ahntiebe 
Besolation  von  1818  vgl.  y.  Holst,  Verfassnng  nnd  Demobratie  I  288w  Aueb 
J.  in  NiurriLLK  1. 1.  46;  ond  Lawbikob,  Visitation  and  seorch  p.  26. 
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abg('l(>liiit  werden  konnte,  80  stellte  sich  trotz  der  Weiteningen 
und  Winkelzüge,  die  amerikanischerseits  mit  gewohnter  Rontine^ 
gemacht  wurden,  sehr  hald  heraus,  dass  als  wirklicher  Stein  des 
Anatosses  nur  die  „mixed  commissions^  tibrig  blieben,  denen  die 

Engländer  bis  dabin  die  A.burtheilun,Li  ,u(  ^'riftoncr  Skl;ivenschiffe 
batton  anvertrauen  wnlleii.  Hier  gab  nun  Cannino  sofort  nacb. 
Mit  Freuden  gonebmigte  er  dou  von  dem  amcrikjuiiscben  Gesandten 
Kl8H  vorgelegten  Veitragseutwurf,  der  denn  auch  am  13.  März 
1824  beidei-seits  vollzogen  wurde'').  Ks  war  der  erste  engbsch- 
amerikanische  Vertrag  wider  den  Negerhandel.  Aber  freilich  es 
war  ein  blosses  Blatt  Papier.  In  Washington  siegte  zuletzt  der 
tiefe  Widerwille  der  Sklavokraten  gegen  die  bedrohliche  Schädigung 
ihrer  Interessen.  Der  Senat,  an  welchen  die  Convention  zur 
Pt4itifik;iti<»n  ^^iiiii;,  wollte  sie  binterdrein  amendirt  wissen.  Seine 
Aniendeinontü  wusste  er  bestens  so  einzuricbten  —  eines  von 
ibnen  las  sieb  wie  beleidigender  Hobn  —  dass  sie  völlig  inaccep- 
tabel  waien.  Der  Vertrag  fiel  ins  Wasser.  Immerhin  eine  dauernde 
Spur  bat  er  zurückgelassen.  Der  Satz,  dass  die  von  den  vertragen- 
den Mächten  gegenseitig  wegen  des  Negerhandels  au&ubringen- 
den  Schiffe  in  die  heimathlichen  Häfen  zu  fuhren  und  den  heimath- 
liehen  Behörden  hehufs  prisenrechtlichcr  Verfolgung  zu  übergeben 
hind,  i.st  nordanierikiiniscben  Ursprungs;  er  ist  dann  unter  fran- 

^"j  Durch  Uebci trumpf ung  des  andern  Thcils  mittelst  Aufstellung  mög- 
lichst wohikÜDgendcr  und  mo^liclist  woitgehtnider  Fordpran<jon  in  Zuversicht, 
dass  dieselben  nicht  orfftllt  wei  l«  !).  I)i<snial  fivilioh  schluf,'  die  Rechnung  fehl. 
D«'nn  wenn  Adams  vorlan^'te  (Nut<;u  vom  31.  März  ond  vom  24.  Juni  1823, 
1),  j.c;>che  vom  24.  Juni  1823,  Wiikaton.  Ilistoirc  TT  303—306  und  Enquiry 
u.  ä.  w.  9(3  —  119),  diws  die  Engländer  erst,  wie  es  soeben  die  Amerikaner 
gethan  (Congressaktc  vom  5.  Mai  1820),  den  eigenen  Negerhandcl  als  Piraterie 
landesreebtlich  zn  erirainaliBiTeii,  d.  h.  mit  Todesstrafe  sn  belegen  hatten,  bevor 
iDternatioiuile  Terbandlungcn  geführt  werden  könnten,  ao  entsprach  das  nur 
den  engüaeben  Intentionen,  Und  am  84.  Joni  1824  wntde  in  der  That  die 
jenem  TerUngen  conforme  eonsolidirte  Parlamentsabte  wider  den  Sklavenhandel, 
5.  Oeo.  IV  c.  113,  Hanytartikel  ist  A.  9,  erlassen. 

*')  üeber  seinen  Inhalt  Whiaton,  Histoire  II  808.  v.  Holst,  Verfassnngs* 
gesebiebte  I  427  N.  2.    Lawrknoe,  Visitation  and  searcb,  p.  28. 

"*)  In  dem  Artikel,  dass  die  beiderseitigen  Kriegsschiffe  zu  kreuzen 
hätten  „an  den  Kulten  von  Afrika,  Amerika  nnd  Westindien",  sollte  das 
Wort  , Amerika"  gelöscht  werden!  Also  an  seinen  eigenen  Eilanden  sollt« 
Grogshritannicn  ruhi^,'  krcuzon  lassen;  aber  nicht  an  dernordamonkanischen Küste! 
Man  ja  doch  fiiu  li  lanj;??  drr  pntjlipphcn  Küste  zu  solelicn  Zwecken  nicht 

kreazen !  Whkaton,  Histoire  II  31ü,  lobt  die  «ßcmarquc  si  juste  de  M.  Adams." 
Arcliir  für  dffvotlichos  Eocbl  I.  1.  5 
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zösischer  At  L.nde  in  das  conventionelle  Recht,  mmiA  in  den  Quin- 
tupclvtrtnig  von  1841  iibergcganjyen.  Und  was  noch  wichtiger 
ist:  die  Amerikaner  hatten  ilir  principiclieü  Hedenken  gegen  die 
Etablirtmg  gegenseitiger  Schiffscontrolen  belmfs  gemeinsamer  ITiiter- 
drüdcung  des  illicU  traffk  o/*  alaves  thatsächlich  üalleii  lassen^'). 
ParteipoHtik  war  es,  die  den  Vertrag  nachträglich  scheitern  Hess. 
Aber  als  vienig  Jahre  darauf  die  Union  sich  anschickte  in  hlntigem 
Bürg(*rkri(\m'  die  8klav('i)iVa<?e  zu  endgiltiger  TiUbuiig  zu  hrinircn. 
kam  sie  —  in  »icr  hritiscli-anicrikanisclicn  ( '(»nvciitioii  vom  7.  April 
1862  —  anl"  che  bereits  im  Jahre  1824  als  unentbehrlich  aner- 
kannten internationalen  Controlen  bereitwillig  und  geräusclilos  zurück. 

Die  Enttäuschung,  die  der  allezeit  feindliche  Freund  jenseits 
des  Oceans  bereitet  hatte,  war  in  England  bald  vergessen^  als 
das  Unerwartete  gescliah:  als  es  endHch  gelang  den  hartnäckigen 
Widerstand  /n  l)r('chcii,  den  die  europäischen  (ir»>ssni;ichte  dem 
britischen  System  entgegengesetzt  hatten.  »Seinen  Mittelpunkt 
liafte  dieser  Widerstand  in  der  meistintcressnrten  Seema  lif,  in 
Frankreich  gefunden,  wo  bis  dahin  entschieden  und  mit  Wörde 
die  seerechtlichen  Zumuthungen  der  englischen  Abolitionistcn  ab- 
gewehrt worden  waren.  Und  gerade  die  firanzösischc  Regiemng 
war  es,  die  nun  pKitzlich  in  this  gegenseitige  1  )urchsuchnngsrcclit, 
in  das  droit  exreiüionnrl  de  visifcr  einwilligte ;  die  mit  dieser  gi'oss- 
artigen  Concession  den  Engländern  edelmüthig  die  Wege  ebnete 
und  dadurch  bald  den  vorläufigen  Abschluss  des  internationalen 
Bundes  gegen  die  überkommene  Barbarei  herheifiihren  half.  Dass 
Palmerston  auch  diesen  Erfolg  und  die  sich  weiter  daran  knüpfen- 
den erzielte,  das  war  der  djizwischen  liegenden  Jnlirevolution  zu 
verdanken.  Kiae  m  ue  (inippirung  der  Mächte  war  im  Entstehen. 
Damals  formirte  sich  jene  bis  in  die  (7  egenwart  hinein  fortwirkende 
^entente  cordiale*^  der  beiden  Westmäehte,  die  wir  Deutsche 
immer  vermeinten  als  eine  unnatürliche  poUtische  Combination 
betrachten  zu  müssen,  die  wir  aber  allmählich  haben  verstehen 

")  Dass  man  zur  Basis  solcher  (  «iiitrolreclite  nunmrhr  den  Begriff  (con- 
stitutiverj  Piraterie  7a  machen  geJaolito.  vrrandfrto  ni«  lit  dir  Sudiksfe.  Behafs 
Constatirang  den  aU  piratisch  quiiliti'-irt«'ii  Akts  war  eben  tiie  vonfan<^igc 
Untersuchung,  Pestnalimc,  Aut bringung  dos  vrrdiichtigen  ScViiff»  nicht  u  .nt- 
bchren.  welche  die  Aiiu  ukaner  jetzt  xu^'-cstanden.  Daraul  kam  es  an.  Vgl. 
den  entscheidenden  Artikel  bei  v.  Hülst,  Verfassungsgeschiclitö  J  127  n.  2. 
Was  Whraton,  Hiatoire  IT  306.  3u7  zur  Rechtfertigung  seiner  Landsloat« 
beibringt,  ist  eitel  Bsbtilistik.  HQchtenier  nrtheilte  »^ter  Lawbimcs.  1.  1.  27. 
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lernen.  In  der  Kette  der  berühmten  herzlichen  Beziehungen  bil- 
dete fortan  das  seerechtliche  Dnrchsuchungsrecbt  ein  wichtiges, 
aber  freilich  bald  sehr  locker  gewordenes  und  schliesslich  ganz 
ausgefidlenes  Glied.  Tndess  damals  konnte  das  günstige  Resultat 
der  mit  Skbastiani.  dem  Minister  LrnwiG  Piiilut  s  geftihrten 
Unterhandlungen,  zu  welclien  Frnnkreicli  «liirch  ^e'me  Lot  ponr  la 
repres.'iion  de  la  traitc  des  noirn  vom  4.  Miirz  1831  so  eben  sich 
stralr echtlicli  vorbereitet  hatte^  nicht  hoch  genug  Toranschlagt 
werden.  Die  kurze  englich-iranzösische  Convention  wurde  am 
30.  November  1831  zu  Paris  gezeichnet*^).  Das  Durchsuchungs- 
recbt  sollte  gegenseitig  nicht  auf  dem  weiten  Ocean,  sondern  nur 
auf  dem  innerhalb  des  Kayons  afrikanischer  und  amerikanischer 
Küsten  liegenden  Seegebiete  und  nur  durch  eine  jälirlich  zu 
vereinbarende  Zahl  von  KreuzrrschifiVn  welche  mit  vertrngs- 
müssig  festgestellter  instruklioii  und  reciproker  Volhnaclit  zu  ver- 
sehen wären,  geübt  werden.  Biese  8chiife  hätten  im  £inverständ- 
niss  mit  einander  zu  operiren.  Die  des  „inf&me  trafic"  verdäcii- 
tigen  Privatschifie  wären  heimathlicher  Jurisdiktion  zuzuführen 
—  also  wie  man  sieht  die  Annahme  der  von  den  Amerikanern 
im  Jahre  1824  aufgesteUten  These  — .  Zu  diesem  Hauptvertrage 
kam  dann  unter  dem  22.  März  1833  ein  Ausführungsvertrag,  eine 
( ouvndion  sujti)l{'ment(tue  '''^)\  in  Walirheit  freilich  die  Hauptsache. 

**)  Aufgerichtet  in  frarr/ösisKlier  'Sprache.  Abge«1ruclct  bei  Martens 
N.  R.  IX  547.  UobiM-  iliro  Kiitäteltung  finden  sich  intcressantu  Mittbeilungen 
bei  GüizoT,  M«'nir)ir.-H  VI  43?^  f. 

Niimli«  h  nur  in  den  Küstt  iiwasf^^ni  vmi  Madagaskar,  Cuba.  Portorico 
iiih!  Brasilien  -  <1i<'  Zutie  wurde  auf  20  (grosso)  Swmoilon  iMstieciit  ; 
nächstdem  aut  ik-iit  atlantischen  Oeean  in  dem  l^>viero  zwischen  15  N.  Br. 
und  10*  B.  Hr.,  zwischen  der  afrikanischen  Küste  nnd  dem  30.  Meridian 
TOD  Parii. 

**)  Jedenfalls  aber  sollte  keioe  Nation  mehr  als  das  Doppelte  an  Zahl 
der  Ton  dem  andern  Theilo  anfinstellenden  Schüfe  mit  Krenierordera  venehen 
dürfen. 

**)  A.  7:  ,Les  naviros  captorie     Mront  ainai  qae  lenra  ^nipaget  remis 

Sans  d^lai  d  la  jaridiction  de  la  nation  &  laiiuclie  Iis  appartiendront.  II  est 
d'Mllears  hittk  entenda  qaUls  seront  jngte  d'aprte  les  iois  en  vignenr  dans 

lenrs  pays  respcctifa." 

Aufgeriflitot  in  franzö?iisTber  iind  onglischer  Sprache,  gedruckt  (nur 
franzr>sisfb>  bei  Martkns  >i.  K.  IX  51!».  Kinor  /nstimmung  durch  die  Kammern 
bedurften  naeh  dajpriÜL'cm  französischen  Staatsrecht  jene  Conventionen  nicht. 
Die  Palilikation  erlulgte  erst  durch  Ordonnanz  vom  25.  Juli  18^. 

5» 
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Denn  erst  mit  ihr  konnte  das  neue  K^gime  ins  Leben  treten  *•). 

Sie  leprtt*  iu'))st  den  ilir  nh  Annex  in  7  Piinktcn  zuiiclugtL-n 
Insh  ucdons  itoiir  lef(  Cro)seurs  die  ho^telicndcn  Principien  dos 
britisch -couventionellen  Hechts,  soweit  sie  anwendbar  waren,  na- 
mentiich  auch  den  holländischen  „Equipxnent  article^  zu  Grunde; 
und  gosB  ihre  Clausehi  in  diejenige  Q^stalt^  die  dann^  mit  vieler- 
lei Einzeländerungen,  in  dem  späteren  Recht,  zumal  in  dem  Quin- 
tupelvertrage  von  1841  wiederkelnt  nnd  typisch  geblieben  ist. 

Sobald  erst  Frankreich  der  grossen  von  der  britischen  Politik 
bei  allem  Wechsel  der  Ministerien  mit  nie  ablassendem  Eifer  be- 
triebenen seerechtlichen  Union  einverleibt  war,  traten  in  wenigen 
Jahren  alle  kleineren  Seemächte  bei.  Sie  erkaimten  entweder, 
eingeladen  von  beiden  nunmehr  engverbündeten  Grossstaaten  des 
eurojiäischrMi  Westens,  durch  einfaclic  Accessionsvertrlige  die 
Olauseln  des  engHsch-lVanzusischen  Gart  eis  von  1831/1833  auch 
für  sich  als  gegenseitig  verbindlich  an,  übrigens  mit  dem  Vor- 
behalt, Zahl  und  Stationsort  der  zu  entsendenden  Kreuzer  selb- 
ständig festzusetzen:  so  Dänemark  im  Vertrage  vom  26,  Juli 
1834*^^),  Sardinien  in  demjenigen  vom  8.  August  1834**),  die 
drei  deutschen  Hansestädte  in  dem  Hand)urger  Collektiv- 
vei-trage  vom  9.  Juni  1837"*),  das  Grossherzogthum  Toskana 

i<  ranzosische  Aafbringuugsbäfen  sollten  sein:  Gorea»  Martinique« 
Bourbon,  Caycnne. 

*")  Martens  N.  R.  XII  713  Dänisdio  Scliift'.'  sollton  nach  Sto  Croii. 
Christiansborg,  Trankebar  nnrtr'braciit  werden.    Der  Vertrag  ^jilt  heute  nocb. 

Martens  N.  Ii.  AI  11  104;  Art.  additionn<>l  vom  8.  December  18vt4; 
ibid.  206;  ScbluasprotokoU  de  cod.,  ibid.  208.  Aufbiingungsbafen  ist  Genua. 
Nea  ist  hier  dor  dann  aucb  in  die  spateren  ConTentionen  Qbergegangene  Vor* 
behalt»  dass  ein  etwa  megdimästm  Sklavenctrgo  verlier  der  PreibeH  siirQek< 
gegeben  werden  bo%  bevor  daa  Schiff  nach  Hanse  gefDhrt  wird«  Der  Vertrag 
gilt  als  kgl.  italienieeher  Staata?ertrag  noch  heute,  s.  o.  II  N.  4. 

")  Martens  N.  E.  XV  m.  XIV  200.  Lübische  Scbiffc  waren  nacb 
Travemünde,  Dremiseho  nach  Bremerbafen,  Hamburgische  nach  Cushafen  ab« 
valiefeni.  Uebrigens  macbten  die  Hansestädte  den  sehr  chacakteristiscben  aber 
ancb  sdir  natürlichen  Vorbehalt»  eventoell  Kriegsschiffe  xum  Krenien  nicht 
aosrHsten  m  dfirfen,  —  dn  Vorbehalt,  der  dann  auch  in  die  Verträge  von 
Toskana,  Neapel  nnd  in  spätere  fib^rgegangen  ist,  und  welcher  die  Tcrabredetc 
SeepoUiei  ausschliesslich  in  England's  Hinde  legte.  —  Auf  eine  spatere  Milde- 
mng  des  hanseatischen  Vertrags,  hinsichtlieh  der  Legalprfisumtionen  des 
„Equipment  ArUde",  verweist  das  oben  II  N.  24  aagefQhrte  ConfercnxprotokoH 
Tom  28.  Juni  1849.  Ich  vermuthc,  dasa  diese  Hildernngen  enthalten  sind  in 
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im  Vertrage  TOm  24.  November  1837«*),  das  Köm'greich  beidw 
Si(  Hm  ti  in  dem  vom  14.  Februar  1838**),  die  Bepublik  Hayti 
durch  die  beiden  separat  mit  England  am  23.  December  1839, 
und  mit  Erankreicli  am  29.  August  1840  abgeschlossenen  Oon- 
▼entionen •*),  endlich  auch  Schweden-Norwegen,  welches  am 
21.  Mai  1836  zwai*  einen  formell  selbständigen  Vertra;,'  mit 
Pnmkreich  aiifricbtete «"),  denselben  aber  lediglich  mit  den  ona:- 
lisch-li-auzusischen  Claiiscln  von  iH.il  und  1833  anfüllte.  Oder 
aber,  sie  schlössen  mit  Grrossbritannien  eigene  Hauptverträge  ab: 
so  zuerst  Spanien  unter  dem  28.  Juni  1835  wodurch  der 
alte  spanische  Vertrag  von  1817  (s.  o.  S.  60),  wenn  auch  nicht 
au%ehoben,  so  doch  wesentlich  erweitert  wurde.  Spanien  bestä- 
tigte nunmehr,  den  englischen  Drohungen,  Ouba's  Unabhängigkeit 
anzuerkennen,  nachgebend,  die  totale  Reprobation  des  spanisclieu 
Sklavi'inni|)orts  in  Westindieii,  verabredete  die  Fortdauer  der 
Ix'iden  Nixed  commissiom  zur  Aburtlieilung  der  saisirten  Schiffe, 
vereinbarte  sodann  ein  Beglcment  über  die  weitere,  unter  gegen- 
seitige Oontrole  zu  stellende  Behandlung  der  ergriffenen  Sklaven 
—  dieses  war  ein  Novum,  ein  Punkt,  der  später  mancherlei  An- 
stoss  gegeben  hat  —  und  legte  im  Uebrigen  seiner  neuen  Oon- 


der  Deppsrhe  'Note?)  vom  9.  Februar  1840,  an  Mr.  Culqühoun  g<  richtet, 
deren  die  Drucksache  des  deutschen  Buudeärftths  1878/9  Nr.  117  gedenkt.  Der 
Vertrag'  ist  erluschi-n.  s.  o.  U  N.  4. 

Martens  X.  II.  XV  2P2.  Toakanischc  Schiffe  soUka  nach  Livomo 
geführt  werden.    Der  Vertrag  ist  mit  den  Sardiuischen  Annexionen  erloschen. 

**)  JSr  fehlt  bei  Hasthis,  findet  dch  aber  mit  dam  gehörigen  Akten- 
stfieken  bei  Hibtslbt,  Treatiei  V  439.  Aafbringungsbafen  war  Neapel.  Der 
Vertrag  ist  erkraeben. 

8ie  fehlen  bei  Habtihs.  Die  engliecbe  findet  sich  nebst  den  sn  ibr 
gebSdgen  D  eklarationen  Tom  20.  Oktober  1840  bei  Hbbtslbt,  Treaties  VI 
.523 — .581  ;  die  franzSeische,  wesentlich  gleichlautende  bei  Declebcq,  Traitds 
de  la  France  IV  58d.  Aufbringnogshafen  sollte  Port-an-Prinoe  sein.  Die 
V€Bi:rägc  gelten  heute  noch. 

^)  Fehlt  boi  Matitkvs,  findet  sich  bei  Declkrcq  1.  1.  IV.  338.  Als 
schwedischer  AnfbriiiLMin«jf;^hatVn  war  die  Ttisel  St.  Bartheleiny  bezeichnet  Diese 
In-el  i.«t  Tinn  brutxutage  nicht  mehr  schwedisch:  doch  gilt  im  Uebrigen  der 
Vertrag  noch  heute,  vgl.  auch  oben  II  N.  53. 

In  englischer  und  spanischer  8|)rachn  aufgerichtet,  Felilt  bei  Mabtens. 
findet  sich  mit  sänimtlichen  Aniiexeii,  vuu  welchen  Nr.  III  die  Rcgidations 
for  Hie  good  treatment  of  liberated  Negroes  enthiUt,  in  HintTSLBT,  Treaties  IV 
440—480.  Sie  steht  nodi  hente  in  recbtlicber  Geltung. 
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vention  die  englisch-holländischen  Abmachungen^  zumal  die  sich 
hier  findende  räumliche  Abgrenzung  des  Seereviers  zu  Gronde. 
Auf  dem  Fusse  des  spanischen  Begimes  wurden  dann  entworfen 
und  yoQzogen  die  Verträge:  mit  Chili  vom  19.  Januar  1839 

in  welchem  «aber  die  Seercviire  in  der  Weise  des  fiauziisisch- 
englisclien  Cartels  von  IH.'M  tracii't  wurden,  mit  Arsrentiiiu  vom 
24.  Mai  1839«»),  mit  Uruguay  vom  13.  Juü  lb3y  mit  Bo- 
livia  vom  25.  Sept.  1840  mit  Ecuador  vom  24.  Mai  1841 
—  diese  vier  ohne  aUe  geographische  EinschrSnkung  des  Visi- 
tationsrechts.  Etwas  abweichend  lauteten  die  Uebereinkünfte  mit 
Venezuela  vom  15.  März  1839^^),  welche  das  System  gemischter 
Gerichtshöfe  durch  die  Annahme  des  franz*tsisch-englisclien  Ver- 
fahrens ersetzte;  die  mit  Mexiko  vom  24.  Februar  1841  '^),  welche 
auch  specielle  Regeln  für  solches  vor  den  beiderseitigen  Landes- 
behörden Platz  greifende  Verfahren  aufstellte;  endüch  die  mit 
Texas  vom  16.  November  1840  die  modernste  von  allen  diesen. 
Sie  wurde  in  London  unterhandelt  und  legte  man  ihr,  Artikel 
für  Ai*tikel^  den  damals  noch  als  Projekt  bostflioiidcii  Entwurf 
des  späteren  C^uintupelvertrages  zu  Gruude;  das  Yisitatiousrevier 


Mahtims  N  R.  6.  IV  526  mit  Additionalartikeln  de  eod,,  ibid.  M5; 
und  AdfitKottol  and  eieplaHatory  Ctmnentum  vom  7.  Äagnst  1841,  ibid.  546 
(besser  bei  Hkbtsur  VI  204).  Er  gilt  noch  gegenwärtig. 

**)  Fehlt  bei  Habtihs,  ist  gedruckt  bei  HsatSLST  VI  117^185,  nebst 
Additionakrtikehi  de  eod.,  ibid.  135.  Noch  heute  geltend, 

^)  Habtkhs  N.  R.  O.  IV  833;  die  Additionakrtikel  de  eod.  d.  ibid.  392- 
Dm  Relativ  Aber  die  Behandlmig  der  za  enumcipirenden  Sklaven  ist  hier 
ansehnlich  erweitert.   Noch  heute  geltend. 

")  Martens  N.  R.  G.  IV  487 ;  die  Additionakrtikel  de  eod.,  ibid.  505. 
In  der  TnTtoIlc  von  Martens  et  Cussy  Recueil  Y  441  eub:  7.  August  1841 
ist  nicht  Bolivia,  sondern  Chili  zu  lesen. 

")  Fehlt  bei  Martens,  ist  aber  gedruckt  bei  üirtslst  VII  '2'»1.  222; 
die  A(l(Iiti')nalartikcl  fV.r/n  <Io  <  m1.,  220  242;  ein  spaterer  Additional- 
artikel  vom  !^  Jrnniar  ibid.  221.  213. 

")  Heht.slet  V,  5ü'i— 581;  fehlt  bei  Martens. 

'*)  Martens  N.  R.  G.  IV  n«0;  A«llitionalartikH  de  eo<l.,  ibid.  567.  Von 
dem  Visitationsrevier  wurde  auch  dt  r  iiiin  rst«'  Tli*  il  des  uiexikaniscln'n  Me«'r- 
busens  e^imirt.  Kin  Additionakrtikel  vuiii  IM.  Ai-ril  1*^42  find«  !  si.  l»  ibid. 
675.    Die  vier  Verträge,  N.  71 — 74,  sind  auch  heute  iiuch  verbindlich. 

Martens  N.  R.  G.  IV  506.  In  englischer  Sprache  aufgerichtet.  Di« 
Viatitikationsprotokollo  da/u  finden  sich  bei  Hkrtslet  VI  827  821>.  Mit  dem 
Eintritt  von  Texas  iu  die  nordamerikaiiisdie  Union  ist  der  Vcitrag  crloscbcu. 
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war  das  alte  des  engÜsch-hollandifichen  BechtS;  mit  Exemtion  des 
Innersten  Theils  des  Golfs  von  Mexiko. 

Nun  um  <l»s  neue  seciethtliclie  liegime  in  ein  univer- 

selles fomiell  zu  verwandeln  kaiuu  mein-  etwas  übrig,  als  in  Be- 
frif'ilii^ung  des  alten  Ziels  ])ritischer  Philanthropie  und  britischen 
Ehrgeizes  auch  die  drei  Ostmächte  womöglich  zu  collektivem  An- 
schlnss  an  dasselbe  zu  veranlassen^  und  mit  solcher  Sanction  dann 
vor  die  noch  übrig  bleibende  Welt  zu  treten.  Da  europäische 
Congresse  nicht  mehr  im  Scliwange  waren,  so  galt  es  im  Vereine 
mit  Frankreioh,  das  srlioii  1h:51  ausdriicklioh  sein  Piinverständniss 
erklärt  liatte,  die  He^ierniii^en  von  ( )esU'rreiolij  Preussen  und 
iiusshmd  zu  Unterhandlungen  behuts  Abschluss  eines  Vertrages, 
pour  Ja  suppression  plus  cfßcace  de  la  fraite  einzuladen,  sie  an  ' 
die  Einldsnng  ihres  in  Wien  1815  und  in  Verona  1823  feierlich 
gegebenen  Wortes  zu  erinnern.  Aus  Rücksichten  des  internatio- 
nalen Anstandes  glaubte  man  ihnen  gegenüber  von  blossen  Acces- 
sionsverträgen zu  dem  britisch-französischen  Einverständniss  von 
1831/3  absehu"'),  vielmehr  einen  ganz  neuen  Hauptvertrag  auf- 
richten zu  müssen").  Das  zu  London  auf  Grund  des  bereits  so 
stattlich  herangewachsenen  Materials  sorgföUtig  entworfene,  die 
Clausein  des  britisch' französischen  Vertrags  von  1833  und  seiner 
Anlage  mit  wenigen  Erweiterungen  und  Abänderungen  reprodu- 
cirende  Vertragsinstrument  nebst  seinen  beiden  Annexen  wurde 
von  Lord  Palmerston  im  Jahre  1836  an  Frankreich  mitgetheilt 
und,  da  von  letzterem  gegen  den  Entwurf  nichts  einzuwenden  ge- 
funileu  wurde,  auf  Grund  einer  im  Dccember  1838  zwiselien  bei- 
den Regierungen  er/itdten  Vei*ständigung  den  ihei  ostlieiien  (iross- 
mächten  zur  Amiahme  vorgelegt.  Durch  die  orientalische  Ver- 
wicklung wurden  die  Verhandlungen  mehrfach  gestört.  Nachdem 
Hussland's  Einwendungen  gegen  den  Umfang  des  Visitations- 
reviers     durch  Zurückschiebung  der  Zone  auf  den  32^  N.  B. 

GüiZOT,  M^moires  V  297. 
''j  Ueber  die  Oescbidite  der  Yertragsverbandlaogen  giebi  Gozzot  in 
•emen  M^moires  VI  130-147  und  Pikes  historiques  III.  IV  willkoinnieneii 
AulisefalaM.    Kachstdem  sind  oben  Ii  *  Nnchric-hten,  die  die  Dehatton  der 
franz'-^isclicn  Kaniiuern  vom  Januar  und  Mai  1842  bringen,  verwerthet  worden. 

Vgl.  GüizoT,  Meiwiree  V  208.  Vemiuthlich  hatte  England  für  dieses 
Revier  die  alte  Zone  des  englisch-liollündischcn  IJerlits.  reichend  bis  zu  37" 
N.  Br.  and  bis  la.  20"  W.  L.  von  Greenwich  in  Yorschlag  gebracht.  Sie 
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erledigt  waren,  wurde  am  20.  December  1841  zu  London  der  in 
feierlicher  Form  „Au  nom  de  la  tr^s  sainte  et  indiirisible  trinite^, 
unter  Ausschluss  alles  Kündigungsrechtes,  redigirte  Vertrag,  der 

im  .lahre  1880  Vertrag  des  deutsclien  Reiches  werden  sollte, 
uiittrüchnltlich  vollzogen.  Pat.mkks  ion's  Nnnie  figuiiitc  nirlit 
melir  unt<'r  fler  Urkunfle;  nur  wenige  \\  (k  Iuh  vorher  liatte  der  um 
die  Angelegenheit  hoch  verdiente  Staatsmaiui  zurückti'eteu  müssen. 
Statt  seiner  enthielt  sie  den  Namen  Aberdken's,  nunmehrigen 
Staatssekretärs  im  toryistischen  Cabinet  Sir  Kobeet  Peel's. 

Der  erste  Eindruck,  den  die  Nachricht  von  dem  Abschluss 
des  FUnfoDiächteTertrags  machte,  war  überall  ein  bedeutender. 
Nunmehr  also  hatten  auch  die  leitenden  Weltmächte  gemeinsam 
ihr  Verdikt  getalU.  Unter  der  Zustimmung  .iller  seefahrenden 
Nationen,  —  zu  denen  alsküil  und  detinitiv  auch  daü  Xouigreich 
Portugal  zu  rechnen  war,  iku  lidem  dieses  in  einem  mit  Gross- 
britannien unter  dem  3.  Juli  lö42  aufgerichteten  Uauptvertrage 

bedeutete  aUerdiags  dem  engliach-frunfinBcheB  Vvtnge  Ton  1881  gegenllber 
eine  Erweitenuig. 

^  EndUchf  zugleich  mit  dem  nenen  Handdareitrage,  in  engUsefaer  und 

portugiesischer  Sprache  aufgerichtet  zu  Lissabon,  gedruckt  bei  HABTm  N. 
B.  G.  III  244,  mit  dem  Additionalartikel  de  cod.  und  den  drei  Annexen»  Ton 
welchen  das  letzte  das  B^lement  über  die  Behandlung  der  in  Freibcit  iii 
setzenden  Neger  ist;  durch  den  Additionalartikel  vom  2*2.  Oktober  ej..  Martens 
ibid.  312,  wiederum  geändert.  Der  Vertrag  hat  einer  langen  und  ]M'iiilirheu 
Verwicklung  mit  Portui,'al  ein  Ende  bereitet.  Veranlftsst  war  dieselbe  durch 
die  thatsachliche  Uugont'igtlieit  oder  Unfähigkeit  der  i>'«rt  ugiesi8djeii  Kegierung, 
an  der  aueh  das  unter  dem  lU.  December  183C  von  ihr  erlassene  strenge  Decret 
nichtü  änderte,  den  Sklavenhandel  südlich  von  der  Linie,  also  an  der  Kongo- 
küste, wirksam  zu  inhibircn,  s.  o.  N.  33.  Da  entschloss  sich  denn  England 
soletst,  ParluDenteakte  2  u.  S  Vict.  c.  78,  24.  August  1839,  duu  das  Doieh- 
euchungs-  und  Aufbringungsrecht  portagiesiecber  Schiffe,  wie  es  der  Vertrag 
▼on  1817  freilieh  aar  beschriiukt  gewahrt  hatte,  ?on  sich  aus  und  unmittelbar  in 
allgemeine,  s.  u.  8.  84,  Anwendung  zu  setzen,  Terblleb  auch  bei  diesem  Vor- 
geben, aller  portngiesicfaeD  Proteste  ungeachtet  (vgl.  Augsb.  aüg.  Zeitung  1839 
nr.  235.  259.  1840  nr.  136;  Whbatov,  Histoire  II  311.  312,  Da  NaomLU, 
Dies.  cit.  61  —  67).  Erst  der  Vertrag  von  1812  stellte  Portugal  gegenüber  das 
normale  Vcrhältniss  wieder  her.  Er  gilt  noch  heute;  cl.  das  Projekt  des 
britisch-portugiesischen  Kongovertrags  von  1884  A.  12,  s.  o.  1  N.  5.  Nur  hat 
er  durch  die  Additionalconvention  vom  1«,  Juli  1!^71  nebst  Annex,  Martens 
N.  R.  G.  XX  511.  die  Aenderung  t-rlitteu,  dass  die  gemischten  Gerichtshöfe 
durch  das  System  nationaler  Jurisdiktion  über  die  des  Sklaven handels  schul- 
digen Schiffe  ersetzt  worden  sind.  Ablielirunt,'sliar.'n  soll  immer  der  näclist 
zugängliche  sein,  eventuell  Ausantwortung  au  ein  Kriegsschiff  erfolgen.  Bri- 
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endlich  sich  im  wesentlichen  dem  spanisch- hritischen  Re^nnu'  an- 
geschlossen^*'), also  auf  seinen  gemilss  der  Abrcilu  von  1817 
völkerrechtlich  noch  theilweise  legaieii  Sklavenhandel  gänzlich  ver- 
zichtet hatte  —  war  zu  Gunsten  dos  grossen  und  edeln  Zweckes 
eine  Art  Friedensblokade  gegen  die  afrikanische  und  einen  Theil 
der  amerikanischen  Küste  verhangt  worden.  Eine  grossartige 
Staalenassociationy  die  erste  in  ihrer  Art^  26  grosse  und  kleine 
Machte,  16  eiu'opäische,  10  amerikanische  umfassend,  schien  auf 
Ki  (h'ii  eine  neue  Aera  der  Huuianität  und  der  "N^ilki  i  im  i  ;il  in- 
augiinrrn  zu  sollen.  Ja,  auch  der  Segen  dti  Kirche  yollte  liir 
jetzt  nicht  mehr  fehlen:  in  einem  eigenen  Urbi  et  Orhi  verkün- 
deten Erlass**)  untersagte  das  Oberhaupt  der  kathoHschen  AVeit 
allen  Gläubigen  die  Betheiligung  an  dem  schmähhchen  Gewerbe 
als  des  christlichen  Namens  durchaus  unwürdig;  yerbot  zugleich 
Greistlichen  wie  Laien  die  Entschuldigung,  Yertheidigung,  Becht- 
fertigung  desselben. 


IV. 

A\  «Miu  nur  der  Erfolg  (h-n  grossartigen  Anstahi  ii  riiiiger- 
massen  entsprochen  hätte!  An  dem  so  schön  ausgedachteu  Ver- 
tragsnetz mochten  die  Völkerrechtslehrer  ihre  Freude  lialM'n.  Das 
urkundhche  ^faterial  hätte  einen  stattUchen  Band  füllen  können. 
Aber  was  auf  dem  Papiere  sich  so  yerheissungSToU  ausmachte, 
das  war  im  Effekt  mehr  Ihinst  als  Wirklichkeit.  Alle  jene,  zum 
Theil  höchst  umfangreicheTi  Conventionen  schufen  zwar  ein  gegen- 
seitiges Ueberwacluingsrccht  auf  dem  Wellnicci.  Eine  L'ebcr- 
vvachuugsj>diclit  indessen  legten  sie  nicht  auf.  Oh  ein  Staiit  seine 
Kriegsschiffe  sich  vor  die  hlokirten  Küsten  legen  hiess,  das  hing 
in  vertragsmässiger ,  stillschweigender  oder  ausdrücklicher  An- 
erkennung ledighch  von  seinem  Ermessen  ab;  zunächst  davon,  ob 
er  Überhaupt  eine  bewafhete  Macht  zur  See  unterhielt;  dann  aber 

ti>'-li  -  {IUI  Lu^iesisdie  CürresponJcnz(*n  über  die  Ausführung,'  des  Vertrages,  aus 
deiu  Ztitraum  von  1B42~1855,  fiiuieu  sich  bei  Dk  Castso,  Cellcccöo  dos  tra- 
tados  —  de  Purtugal  Vlll  (1858)  Supplemcnto. 

Mit  dem  Vorbehalt,  dass  Uaussklaven  passpflichtig  zur  See  be- 
fördert werden  dQrfteii. 

Bas  Breve  vom  3.  December  1839  findet  sich  in  dentscber  Ueber- 
Ktiong  bei  IfABTnis  N.  B.  XVI  1034, 


Digitized  by  Google 


—   74  — 


davon,  dass  er  wirklich  und  ernstüch  Willens  war  dem  humanitiüen 
Dienst  Opfer  zu  bringen;  tliatsächlich  insbesondere  davon,  ob  er 
selber  die  Negersklaverei  und  mit  ihr  den  internen  SklaTenhandei 
beseitigt  hatte  und  unter  Verbot  hielt  ^).  Letzteres  traf  nun  aber 
gerade  bei  den  grossen  Koloniah^eichen  Amerika's  nicht  zu. 
Brasilien  und  Cuba  hatten  ein  viel  zu  dringendes  Interesse  au 
ihrem  Plaiitagenbau  zu  iiclunen ,  als  dass  die  dort  gebietendou 
Regierungen  nicht  hätten  geneigt  sein  sollen,  aUe  die  von  iluieu 
den  Engländern  gemachten  vertragsraässigen  Zugeständnisse  als 
höchst  drückende  Fesseb  zu  empfinden  und  dem  Import  unfreier 
Arbeiter  thunlichst  durcb  die  Pinger  zu  sehn.  Die  französische 
Regierung  hatte  die  gleichen  Interessen  nicht,  oder  in  viel  ge- 
ringerem Grade;  und  m  <ier  That  sandte  sie  auch  vuni  Jahre  1833 
ab  mit  Eil'er  Kriegsschifle  zum  Kreuzen  in  die  afrikanischen  Meere  *). 
Im  Uebrigen  jedoch  lag  der  beschwerliche  Blokadedienst  lediglich 
auf  britischen  Schultern.  Die  von  England  hierauf  verwandte 
Militärkraft  belief  sich  im  Jahre  1841  auf  140  Kanonen  und 
1100  Mann^).  Der  Geldaufwand  wurde  seit  1819  etwa  auf  jähr- 
lich 500000  L.  lirrccliuft  Aber  was  nvdIUc  das  bedeuten  der 
Aufgabe  gegenüber,  dem  übcruiiiclitig  werdenden  unter  i)urtui^e- 
sischer,  spanischer,  uordamerilvaner  Flagge  betriebenen  Schmuiri^^el- 
handel  zu  wehren,  die  ungeheuere  Küsteuliuie  Afrika's  von  Mo- 
sambik an  bis  zu  dem  grünen  Vorgebirge  hin  effektiv  zu  sperren! 
Und  selbst  wenn  es  gelang,  die  Repressionsmassregeln  unter  Zu- 
ziehung noch  weiterer  Kriegsmarinen  kräftiger,  einheitlicher,  wirk- 
samer zu  entfalten;  der  von  der  britischen  Ilegierung  uut  zähem 


Der  Vertrag  wider  den  Negerhandel  mit  Ecnador,  s.  o.  III  K.  72, 
▼erdaiunlirte  gar  aaedrUcklich  »for  want  of  a  proper  eiplaiiation  of  the  real 
epirit  of  the  phmae :  traffick  in  alaTes*,  dase  darunter  nnr  Teratanden  sein  sollte 
«anch  onljr  whicb  is  canied  oo  in  negroea  bronght  from  Africa,  in  order  to 
tranaport  them  to  other  parfci  of  the  world  for  sale;  bnt  in  no  inanner  wha- 
tcvcr,  the  conveyuigi  from  one  i)ort  or  ])lace  to  another  belonging  to  the 
Repiiblic-.  the  slavee  existing  within  it;  be  snch  nodertakcn  either  with  tbe 
object  of  seUing  thein,  or  with  any  other,  not  prohibited  by  the  laws." 

Nach  einer  amtlichen  Berechnung'  sind  französischerseits  in  (\en  Jahren 
1833—1842  im  Manzen  120  Kreuzer  mit  dem  Aut'bringungsrcchte  investirt  ge- 
wesen. GüizoT,  Alemoircs  \>o\n  servir  d  l'histoire  d»>  mon  t^^mps,  VI  155. 

gicbt  an  Kittkb  in  der  Vorrede  zu  dem  N,  6  orwähutm  Bache 
von  Blxton,  p.  XMII. 

*)  Diese  Berechnung  fiudet  «ick  iu  der  N.  12  citirten  Zeitschrift  S.  1347. 
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BehaiTcn  iu's  Leben  -vinfene  Staaten  verband  hatte  doch  uur  daim 
einen  Sinn,  wenn  alle?  Seemächte  seinen  Satzung^  unterworfen 
worden.  Keine  durfte  ihm,  sollte  er  nicht  illusorlBch  werden, 
fem  bleiben,  —  am  allerwenigsten  eine  grosse  Macht  im  Besitze 
einer  bereits  nach  Millionen  zählenden  Sklavenberölkerung,  wie 
sie  die  nordamerikanische  Union  war.  Ihr  Widerspruch 
genügte,  um  das  ganze  miilisanio  Werk  zu  Schanden  werden  zu 
lassen.  Und  sie  widtai^praeli  imrh  iiiiun  r,  ostensibel  aus  dem  Grunde, 
dass  bie  dem  von  England  in  s  Werk  gesetzten  Durchsuchungs- 
recht sich  ihrerseits  nicht  tügeu  könnte.  Die  von  Frankreich  an 
das  Cabinet  von  Washington  im  Jahre  1834  im  Einverständniss 
mit  dem  britischen  Ministerium  gerichtete  Einladung,  dem  fran- 
zösisch-englischen R^gune  Ton  1831/3  nach  dem  Vorgänge  so 
vieler  anderer  Seemächte  auch  amerikanischerseits  zu  accediren, 
wurde  von  diesem  entscliieden  abgelehnt  *).  Was  liali  es,  neun  utid 
neunzig  Tliiiren  zu  schliessen,  wenn  die  hundertste  offen  blieb? 

Gerade  in  jenen  Tagen,  als  Palmkhstün  sich  anschickte,  dem 
internationalen  Ap[)arat  durch  Betheihgimg  der  Grossmächte  die 
letzten  noch  fehlenden  Glieder  einzufügen  —  es  war  im  Jahre 
1840  —  schrieb  Sir  Thomas  Powell  Buxton  sein  berühmtes 
Bach  über  den  afrikanischen  Sklavenhandel  %  das  kein  Genngerer 
als  onser  K.  Ritter  in  Deutschland  einführte.  Dem  durch  seme 
menschenfreundliche  Agitation  auf  dem  Gebiete  des  CiefUngniss- 
wosens  berülimt  gewordi  iu  n  AVhig  hatte  einst  der  greise  Wiliier- 
FiU{(  i: ,  als  er  von  dem  politischen  Leben  Abscliied  nahm,  che 
parlamentarische  Vertretung  der  grossen  Sache  übergeben.  Die 
ganze  Begeisterung  der  ;dten  Sklavenfreunde  war  in  dem  energi- 
schen Agitator  wieder  lebendig  geworden ,  der  sich  sofort  ange- 
schickt hatte^  mit  den  frischen  Kräften,  die  die  uoi  Jahre  1833 
gestiftete  Antisklavereigesellschaft  entfaltete,  die  Axt  anch 
an  die  Wurzel  des  Hebels,  an  die  Negersklaverei  selbst,  zu  legen. 
Anknüpfend  an  seine  Anträge  vom  15.  Mai  1823')  hatte  die 

*)  Die  Depesche  vom  4.  Oktober  1834  bei  Martens  et  Cüssy,  Recueil 
mannel  V  439;  vgl.  aach  J.  de  NKurvn^LE  1.  1.  p.  84,  und  die  Angaben  in 

dm  N.  12  citirten  Aufsatz:  IMckblicke,  Ausland  1842  p.  m9.  im. 

•)  The  africnii  ?>lave  trade  aii'l  ifs  rcinedy.  with  sequel  hy  Üir  Tu.  FoWBLL 
Buxton,  London  1840.  Ins  Deut.?!  In.«  übeiöetzt  von  0,  Jüliüs  ,  mit  c'mer 
Vorrode  „die  Xig:erexpedition  und  ihre  BcstimmuDg"  von  Cabl  Kitteb.  Leipzig 
1841.    Hienach  oitire  ic!t. 

'j  Vgl.  Reiähold  I'alli,  Gesch.  £ugiands  1  M6.  Ii  l'Jl. 
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bhüscbe  von  Caxnino  geführte  Kolouialpolitik  dasjenige  De- 
cennium  eingeleitet,  in  welchem  die  Sklaverei  in  Westindien  schliess- 
lich der  Emanzipation  entgegengefUhrt  wurde.  Und  Staklet*8 
BiU  von  1833,  die  Akte  3  und  4  Wm.  IV  c  73,  hatte  dann 
die  grosse  Frage  in  ihrem  ganzen  Umfange  endgiltig  für  Eng- 
land entschieden.  Aber  freilich  der  nächste  sichtbare  Erfolg  der 
Anissregel  war,  wie  unui  alsbald  sah,  nicht  alhüii  der  Ruin  Ja- 
maikas, sondern  auch  die  Steigerung  des  i^segeriniports  in  der 
Nachbarschatl ,  in  Cuba,  in  den  beiden  Carolina'»,  in  Brasilien 
gewesen.  Geradezu  niederschlagend  erscliieiien  die  Berechnungen, 
die  BuxTON  in  seinem  vielgelesenen  Volksbuch  der  Oefientlich- 
keit  Ubergab ;  entmuthigend  die  Schlüsse,  zu  welchen  er  und  seine 
Freunde,  die  Gründer  emer  neuen  im  Jahre  1839  constituirten  Ge- 
sellschaft zur  OiTilisation  von  Afrika,  in  Beziehung  auf  die 
Wirkun^^en  des  von  England  eingerichteten  internationalen  Systems 
gelangten.  Alles,  so  flihi'te  er  in  beredten  Worten  aus ,  was 
englischerseits  in  den  letzten  25  Jahren  zur  Bekiinipfung  des 
Greuels  auf  dem  Meere  geschehen,  alle  die  gewaltigen  Anstren- 
gungen, die  grossartigen  Geldopfer  sind  so  gut  wie  fruchtlos  ge- 
wesen. Thatsäcblich  hat  sich,  so  wies  er  nach,  der  schmähliche 
Frachtverkehr  innerhalb  dieser  Periode  mindestens  verdoppelt*); 
mindestens  160,000  Neger  werden  Jahr  für  Jahr  als  kostbare 
Waare  nach  Brasilien,  nach  Cuba  und  Portorico,  nach  Nord- 
amerika verschilVt ;  und  wer  zählt  die  Tansmde,  Männer,  Weiber 
und  Iviuder,  die  nebeidier  bei  dem  Sklavenlange  im  Innern,  bei 
dem  Transport  nach  dm  faktoreien,  in  den  scbeusslicben  7>aracken 
der  Händler,  und  nun  gar  auf  der  See,  während  der  dreimonat- 
lichen Fahrt,  zu  Grunde  gehen.  Was  wollen  gegen  diese  Summe 
die  wenigen  Schiffe  sagen,  die  wirklich  ergriffen  werden,  jährlich 
1  auf  30;  und  die  wenigen  Neger,  durchschnittlich  7S00  jedes 
.Jahr,  die  der  Freiheit  zurückgegeben  ^\  (■i-d(Mi ")?  Durch  seine 
Vertrag8i)olitik  bat  England  nichts  weiter  erreicht ,  als  dass 
der  proskribirte  Trafik  mit  jedei  neuen  Convention  imter  einer 
neuen  Flagge  betrieben  winP*^).  Durch  die  Verträge  ist  er 
erst  recht  gefordert  worden.   Seitdem  er  zum  Schleichhandel 

Vgl.  die  ZusammenstcUung  bei  Buxtom  43;  und  Rittkb's  Vorrede 
y.  XXXIX. 

»)  Für  die  Jahre  183G  und  1837,  Blxtün  -id. 
")  BüXTOH  151.  154. 
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geworden  7  hat  er  die  Preise  für  Menschenfleisch  so  in  die 
Höbe  gedrückt,  dass  der  Anreiz  dazu  immer  lebhafter  gewor- 
den. Sdtdem  ein  Primaneger  in  Havannab  70  Ir.  kostet,  der 
an  der  Goldkiiste  fUr  4  £.  zu  haben  ist,  werden  sich  immer- 

dar  Kaj)itiiiu',  Rheder  und  Kapitahsten  finden,  die  den  Tod  und 
die  Schande  vor  Augen  das  geiahrhche  Gesiliiilt  riskjrcn.  Als 
Folge  aber  von  dem  Allen  erscheint,  dass  die  Grausamkeit  des 
Transports  immer  schrecl  Ii  ift^r  ^^eworden.  Um  den  Kreuzern  zu 
entwischen,  werden  die  i:>klaveuscliifie  so  leicht  und  schmal  wie 
mÖgUch  gebaut;  und  um  die  Fahrt  so  einträglich  wie  möglich  zu 
machen,  wird  der  an  sich  beengte  Raum  so  überladen,  dass  die 
Qualen  der  unglücklichen  Opfer,  mit  denen  es  in  FäUen  Yon 
Krankheit  oder  drohender  Gefahr  schnell  über  Bord  geht  —  die 
Ladung  ist  ja  versichert  —  his  in's  Bestialisclie  gesteisfert  wei  l« n. 

Und  was  ßuxTOX  so  beredt  ausführte,  fand  in  dem  englischen 
Publikum  ein  vervielßiltigtes  Echo.  Zahlreiche  Vorscldäge  wurden 
gemacht  um  dem  ersehnten  Ziel:  Erhaltung  des  britischen  Plan- 
tagenbaus  und  Unterdrückung  des  fremden  Sldavenimports  nach 
Amerika  auf  wirksamere  Weise,  als  bis  dahin  geschehen,  naher 
zu  kommen.  Die  Philanthropen,  selbst  Palmerston  neigte  sich 
zu  ihnen,  meinten,  die  englische  liegierung  trete  nur  niciit  ent- 
schieden genug  auf:  man  bollte  mit  Hi-asihen  und  Spanien  —  am 
Ende  auch  mit  Nordamerika  ganz  ebenso  vcriahren  wie  mit  Portu- 
gal ^^),  man  sollte  seihständig  vorgehen  und  mit  der  Behandhni? 
aller  Sklavenschiffe  als  Piratenschiffe  Emst  machen.  Mit  Recht 
wurde  aber  gegen  diese  im  Jahre  1841  ihren  Höhepunkt  er- 
reichende Agitation  eingewandt,  dass  ein  solches  Verfahren  den 
sichern  Krieg  bedeute  **).  Auf  der  andern  Seite  ftthrte  der 
dringende  Wunsch  der  Tories,  den  nothleidemlen  Plantagenbesitzern 
beizuHpringen,  zn  «lern  im  Purlanient  des  Jahres  1842  vielenvogenen 
Vorschlage,  im  Gegensatz  zu  dem  bisherigen  scbrotien  Auftreten, 
der  internationalen  Frage  eine  ganz  veränderte  Gestalt  zu  gehen: 
den  Negerimport  unter  Verwandlung  in  einen  Tmi)ort  freier  Arbeiter 
förmlich  zu  legalisiren,  an  Stelle  des  Sklavenhandels  sozusagen  den 
Coolibandel  mit  Afrikanern,  unter  Wahrung  der  nöthigen  Con- 

S.      III  N.  79. 

Ueber  joii»'  A^'itation  v-,'!.  die  beiden  Aufsätze  in  der  Zeitschrift 
Das  Aasland  1342,  England  und  der  äkUvenhandel  p.  965 ff.  und  mck- 
blicke  p.  1346  ff. 
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trol  rechte,  zu  setzen  Buxton  wollte  voa  beiden  Vorschlägen 
nichts  wissen.  Er  sprach  das  grosse  Wort  aus:  der  Negerhandel 
kann  nur  an  seiner  Quelle,  nur  in  Afrika  selbst  verstopft;  er 
muBB  durch  legitimen  Handel  ersetzt  werden.  Freie  Negerkolonien 
nach  dem  Muster  von  Sierra  Leone  und  Liberia  sind  an- 
zulegen, das  (  rniedrigto,  •zcsuiikene  Afrika  iiiii.ss  durch  PtluiJ,  iiiul 
Ev,n),<;t'lium  jilhnälilii:!»  civilisirt  werden.  Niclit  Vortrüge  und  iuter- 
nationaler  Zwang,  sondern  Betorderung  von  H.mdel  und  Acker- 
bati  zeigen  den  Weg,  um  aller  Sklavcnausfulir  über  See  ein 
Ende  zu  machen.  Es  waren  erhabene  Ziele,  welche  die  von 
Buxton  beseelte,  Ton  England's  Krone,  Parlament  und  Publikum 
mit  Enthusiasmus  aufgenommene  neue  Agitation  sich  setzte.  Nur 
freilich  mit  der  Grossartigkeit  derselben  stand  die  Kleinheit  des 
vorgeschlagenen  und  in's  AVcrk  gesetzten  Mittels  in  lächerlic  hem 
Gegensatz.  Das  klÜLdirbe  »Scheitern  der  (1ur(  Ii  die  „African  in- 
stitution"  im  Jahre  1839  angeregten  Xigc'rt'X]M!ditii>n  —  ein 
deutscher  Naturforscher  Vohel»  ISchicksalsgenossü  seines  berübniten 
Namensvetters  Editabd  Vo(iEL,  ging  dabei  zu  (h-nnde  —  braclite 
die  Bewegung  bald  zum  Stillstand.  Aber  das  Ziel  war  einmal 
gesteckt.  Einer  späteren  Zeit  ist  es  vorbehalten  gewesen,  auch 
den  entsprechenden  Weg  zu  finden;  und  die  Protokolle  der  Ber- 
liner  Oonferenz,  wie  ihre  Beschlüsse  —  wir  haben  sie  oben  kt  nut  n 
gelernt  —  bewegen  sicli  oft'cnsichtlich  in  dem  Buxton 'scheu  Ue- 
dankenkreise. 

Zu  dem  Misserfolg,  den  die  neue  von  den  Engländern  als 
nationales  Unternehmen  betrirhoTie  Agitation  zur  Civilisirung 
Afrika's  alsbald  beklagte,  gesellte  sich  nun  aber  ein  w*eit  empfind- 
licheres Fiasko  im  Bereich  der  internationalen  Agitation, 
welche  inzwischen,  aller  der  skeptischen  Kritiken  ungeachtet^  auf 
den  gewohnten  Bahnen  ihren  ruhigen  Fortgang  genommen  hatte. 

'*)  £8  knQpfien  diese  Voncbläge  sich  an  das  seit  dem  spanisch-britischen 
Regime  von  1885,  s.  o.  III  N.  67,  und  seinen  Nachahmongen  eingeschlagene 
Verfahren,  die  anf  gekaperten  spanischen  SklavenschilTen  gegriffenen  Neger  als 
freie  Arliiitiv  mit  siebenjahrigern  Pionstawange  (sipprcntices)  nach  Englisch- 
Westindien  so  bringen.  Nachdem  die  «a^Mentuw^ip*'  allgemein  aufgehoben 
worden  war,  schlug  eine  von  der  Itegicning  angeregte  parlamentarische  Enqu^ 
lSt2  vor,  jenes  System  durch  förmliche  Organisation  afriknnisclur  Ans- 
wandcnnij»  nach  Aiaoiika  /.u  crwoitem.  V«:^!.  die  interessante  Kritik  in  den 
ebengeii  innf  .11  Äufsütmi.  p.  Ot!6  IV.  mul  Havtkfkdillk,  Droits  et  de- 

Tuirs  dci»  iialious  ncutres  3.  ^4.  1  p.  XX  \  1  N.  1. 
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Der  Scblag  war  um  so  empfindlicher^  als  rr  «fy  ganz  unerwartet, 
nämlich  von  dem  Verbündeten  an  der  Seine  luun*^);  und  als  er 
für  das  meerherrschende  Albion  eine  Niederlage  auf  dem  Gebiete 
der  auswärtigen  Politik  bedeutete,  —  die  erste  unter  vielen,  die 
da  kommen  sollten.  Kanm  war  nämlich  die  Kunftchst  noch  nnbe- 
stimmtr  Kiiiul»'.  flass  die  fraii/^ii^ischo  Ro^nening  in  einem  mit 
Groshiiritaiiiiien  und  den  drei  (JontinMilaliniichtcn  des  Ostens  ge- 
scldossenen  Vertrage  das  Durchsuchungsrecht  behufs  Unter- 
drückung des  Negerhandels  zugestanden  habe,  über  den  Kanal 
gekommen,  als,  wie  mit  elementarer  Gewalt,  ein  Sturm  des 
Unwillens  sich  in  Paris  erhob.  Noch  einmal  loderte  in  dem  fran- 
zöstschen  Volke  der  tiefe,  kaum  verhaltene  Groll  Uber  die  vor- 
jährige Demüthigun^  in  der  orientalischen  Frage,  über  den  schimpf- 
lichen Ausschluss  au^  dem  eiuupiiischcn  Conccrt,  über  die  l'rcis- 
gebung  Mcheniet  Ali's  auf.  Abennals  entlud  sich  in  h('l"ti<,'on 
Äusfjülen  der  altnationale  Hass  gegen  die  „astucieux  insuiaires.'^ 
Das  wäre  also  die  Revanclie  für  den  V^ertrag  vom  15.  Juli  1840! 
Die  Ehre  der  französischen  Trikolore  in  die  Hand  englischer 
Schiffekapitäne  gelegt,  die  Freiheit  der  Meere  preisgegeben,  die 
ruhmvollsten  Traditionen  französischer  Seerechtspolitik  über  Bord 
geworfen!   Aber  freilich,  was  sei  auch  von  einem  Ministerium 

„der  Fremde"  zu  erwarten,  und  was  von  diesem  König  

Die  Kiiegsprirtei  atlinicto  wieder  auf. 

Das  ganze  Geschrei  war  so  grundlos  wie  irgend  möglich. 
Das  auf  einmal  berülnnt  und  zu  einem  populären  Schlagwort  ge- 
wordene „Droit  de  visite"  war  vor  10  Jaiuren  von  der  französi- 
schen Nation  ohne  irgend  welchen  Widerspruch  hingenommeni  ja 
als  ein  Triumph  der  liberalen  Sache  und  der  Humanität  gefeiert 
worden.  Thiers  selber ^  der  jetzt  als  heftiger  Ge<^iier  anftrat, 
hatte  1831  als  Handelsminister  gegen  eine  Vcieinbanmi;  iilx^r 
dasscUie  nicht  das  Geringste  zu  erinnern  gefunden.  Zehn  .lahre 
hindurch  hatte  das  dem  grossen  Publikum  völlig  gleichgiltigc,  von 

**)  FQr  die  Geseliicbte  des  fransdsitch-engliselien  ZwischenfaUs  von  1842» 
den  der  Streit  Aber  das  «Droit  de  viaite*  hcrrorrief,  sind  ausser  den  franzö- 
sischen Kaintin  rvir:!  IM  l!iir!'j;«?n  von  Januar  und  Mai  1842  insbesondere  GüizoT*a 
M^inoirefl  VI  Ch.  XXXVI  nebst  den  dazu  gehörigen  «Piecos  historiques"  zu 
Terglcichen.  Werth  volle  weitere  Daten  haben  beigetragen  :  R.  Pauli,  Geschichte 
FnjTland's  III  40-  ! '2.  K.  IItllkbrand,  Oosdiiehte  Frankreich's  II  586  -  502; 
Tor  Allem  H.  t.  Holst,  Verfasünngsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  I  423-433. 
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ihm  kaum  gekamite  YertragsTerhSltnisB  mit  England  und  den 
accedirenden  Regierungen  in  praktischer  Geltung  gestanden.  Ans 

den  sofort  angestellten  Ilntersucliungen  ergab  es  sich  mit  grosser 
Wahrsclieinliclikoit,  dass  französisclie  Kreuzer  iin  (ijuizen  mehr 
englische  KauHialirer  visitirt  iiatten,  als  das  Gegcuthcil  der  Fall 
gewesen  war**).  Vorgekommene  Beschwerden  waren  s&nmtlich 
ardnungsmässig,  ohne  dass  es  diplomatischer  Intercession  bedurft 
hätte^  erledigt  worden  Der  neue  Vertrag  bedeutete  offen- 
sichtUch  nichts  weiter  als  die  Perpetuirung  des  als  bewShrt  be- 
funduiK'ii  iiiti  i nationalen  Regime's;  weder  die  behufc  narlilialtiger 
Verfolgung  betroiiener  Sklaventalirer  beliebte  Extendiiung  des 
seerechtlichen  Reviers,  noch  auch  die  aus  Rücksicht  für  Prcussen, 
das  überhaupt  keine  Kriegsschi^  hatte^  unterlassene  Limitirung 
in  der  Zahl  der  aui&nistellenden  Kreuzer  —  denn  das  waren  die 
beiden  wichtigsten  Aenderungen  an  dem  bisherigen  System  — 
konnte  principielle  Bedenken  mcLren.  Aber  alle  solche  V(u*stel- 
luii«;en  Gi'IZot's  und  der  ilin  iVcilicli  in  diesem  l'unktc  nur  lau 
uuterstützendi  n  iniuisteriellen  Partei  vei  nKu  uten  nicbls  gegen  die 
populäre  Nachrede.  Der  ahnungsvolle  Nehelduust;  d<  ii  das  merk- 
würdige „Durchsuchungsrecht^y  von  dem  man  im  Publikum  bis 
dahin  nie  etwas  gehört  hatte,  um  sich  zu  verbreiten  wusste,  gab 
der  Opposition  aller  Schattiningen  die  nur  zu  sehr  ersehnte  Ge- 
legenheit ab,  uui  einen  Stunii  gegen  (ti  izut,  gegen  da«?  IMini- 
sterium  vom  29.  Oktober  —  und  nocli  böluT  liinaut  zu  wai^en. 
Die  Stimmung  in  Paris  wurde  drohend;  eine  am  1.  Fehrmu* 
dort  gleichzeitig  in  französischer  und  in  englischer  Sprache  er- 
schienene gehässige  Broschüre*'),  als  deren  Verfasser  sich  bald 
darauf  eine  amtliche  Persönlichkeit,  der  amerikanische  Gresandte 
in  Paris  Lk\ms  Cass  tntpuppte,  goss  Oel  iu's  Feuer;  und  sofort, 

")  (iuizoT.  Mämoires  VI  155. 

*•)  (lUizoT,  ibid. 

")  Vgl.  oben  III  N.  56  und  78. 

Sie  ist  «ehr  berühmt  geworden.  Der  fnuiEaetecho  Titel  lautet: 
«Examen  de  la  qnestion  aujoordliai  pondaate  entro  lo  j^ouTenieroait  dee 
Etata^miis  et  eelui  de  la  Grande  Bretagne  eoncemant  le  droit  de  visite,* 
Paria  1842.  Der  eoglisebe:  «An  Ezamination  of  the  qnestion  now  in  die- 
enasion  between  the  american  and  british  gonvemments  ooneeming  the  right 
of  learch,  by  an  American,"  Paris  1842.  Ine  Denteche  ist  das  Pamphlet 
nicht  abersetxt  worden.  Doch  finden  sich  AnsaQge  darans  im  Anliange  der 
nnten  N.  32  ritirten  Gegenschrift:  «Erwiderang*  n.  a.  w.  1842. 
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scholl  bei  der  Adressdebatte  im  Jamzar  1842,  bemächtigteil  die 
Kammem  sich  des  dankbaren  Themas,  das  dami  französischer 
Eloqaeiiz  Jahrelang  unendfichen  Stoff  geboten  hat.  Die  Auf- 
regung steipcerte  sicli  derart,  dass  GunzoT  nachgeben  musste;  er 
hielt  sich  j;i  für  inicnilH  lirlicli.  Das  UiKihorte  gosrliah.  Obwohl 
die  Frist  für  die  Katiiikation  des  der  parlamentarischen  Zustim- 
mimg nicht  bedürfenden  Vertrags  bereits  mit  dem  20,  Februar  1842 
ablaufen  sollte ,  erhob  die  französische  Begienmg  plötzlich  mate- 
rielle Einwendungen  gegen  denselben ;  nnd  da  Abbrdeen  auf  der- 
gkichen  sicli  begreiflicherweise  nicht  melir  einlassen  konnte,  so 
(iklüile  dann  auf  der  am  19.  Fehniar  1842  im  T^ondoiier  aus- 
wiiitigen  Amte  stattfindenden  liatitikationsconfereuz  der  franzö- 
sische Gesandte,  dass  sein  Hof  die  Eatifikation  des  Vertrages  auf 
onbestiDmite  Zeit  hinausschieben  müsse,  indem  er  um  Offenhaltung 
des  Protokolls  bat.  Ja  damit  noch  nicht  genug,  nachdem  GtrizOT  den 
aoffiülenden  und  beschämenden  Rückzug  vor  der  Opposition  seines 
Landes  erst  einmal  angetreten  hatte,  glaulite  er,  um  wenigstens  die 
Vtrträge  von  1831  und  1833  zu  sieliern,  iiocli  ein  Uebri^es  tliiiii  zu 
müssen.  Auf  einer  weiteren,  gegen  Sciiluss  des  Jahres,  am 
9.  l^overaber  1842,  abgehaltenen  Gesandtenconferenz  liess  er  er- 
lüsien,  „que  le  gouvemement  du  Roi,  ayant  pris  en  grande  con- 
ad^raüon  les  fSsits  graves  et  notoires  qui,  depuis  la  signature  de 
U  Conrention  du  20  Döcembre  1841,  sont  survenus  ä  ce  sujet 
cn  Franie,  a  juge  de  son  devoir  de  ne  poiiit  ratifier  la 
Couventiou."  Das  Protokoll  wurde  gesclilussen.  Die  vier 
Grossmächte,  aus  deren  Ooncert  Frankreich  wiederum,  diesesmal 
aber  aus  eignem  Willen  geschieden  war,  gaben  sich  die  formelie 
Zusicherung,  den  von  ihnen  bereits  ratifizirten  Vertrag  jeden&tk 
unter  sich  als  bindend  anzuerkennen'*).  Die  Regierung  Ludwig 
Phtlipp's  aber  hatte  aus  dem  kahlen  Grunde,  dass  völkerreelitlich 
eiiie  Katiükationspiiicht  nicht  bestehe,  die  Genelmiigung  eines 


^  Protocole  de  la  Conferenoe  tenne  an  Foreign  offic«.  Londret  9  Kovembre 
1842:  .Lfli  pUnijwtflDtiures  —  «mt  }ng6  n^oenui»  de  eonitater  d'an  eommim 
leeoid  que  aon  obatant  le  ebangement  smTenii  dans  lei  intentiooa  du  govwoM' 
Beut  fraofaia,  lea  eomra  d*Aatriclie,  de  la  Giande  Bretagne,  de  Pniaee^  et  de 
Berne  ii*eii  sont  paa  moine  fenneoient  d^d^  a  mettre  a  ezteation  lea 
eBgagemcnts  qa'cllea  ont  contractu  par  le  susdit  tiaiti,  qni  ponr  lenr  part, 
mtera  dans  toate  forrc  et  valcar."  Hkrtslkt,  Treaties  Vi  341.  Dasn 
GrizoT,  Menioires  VI,  Pieces  historiqaea  p.422--42&. 

AnhiT  Ar  AffeaUichM  Baeki  I.  1.  ft 
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VertrageB  geweigert,  den  sie  so  eben  nach  langem  Hinzerren  an- 
standslos hatte  zeichnen  lassen,  den  sie  in  formellster  Weise  hatte 
herbeiführen  helfen,  dessen  wohlbekannte  Stipulationen  sie  selber 

bereits  in  eine  ganze  Keilie  von  anderen  üebereinkünften  liatte 
iil)erf,'ehn  lassen,  dessen  neuer  W  ortlaut  unter  ihrer  Mitwirkung 
bis  in  s  Knizelne  festgestellt  worden  war! 

Auf  das  höchste  betroffen  sahen  Regiemng  und  Volk  von 
England  alle  die  grossen  Hoffiiungen,  die  auf  den  Vertrag  gesetzt 
waren,  scheitern,  zu  Wasser  werden  durch  frivolen  Wankelrauth 

der  nämlichen  Liaiizusen,  die  in  jedem  Erdenwinkel  britische 
Interessen  zu  durchkreuzen  schienen.  Und  unter  den  mit  stei- 
gender Heftigkeit  geführten  Angriffen,  die  Parlament  und 
Fresse  zu  Paris,  nun  nicht  mehr  bloss  gegen  den  beabsichtig- 
ten Vertrag,  sondern  auch  zugleich  gegen  das  bestehende 
Regime,  die  Oonventionen  von  1831  und  1833,  richteten, 
wurde  aneli  in  England  die  Stimmung'  auf  das  Aeusserte  erregt. 
Was  a)>er  in  London  die  leitenden  Kreise  in  li(/c;li>tern  Masse 
empörte,  das  war  die  auffaUige  Antheilualune,  die  auf  einmal  die 
Vereinigten  Staaten  an  dem  drohenden  englisch-französischen  Zer- 
würfruss  offenbarten.  Jener  Lewis  Cabs,  der  damals  das  Oabinet 
von  Washington  zu  Paris  vertrat,  hatte  sich  nicht  damit  begnügt, 
in  seinem  antienglischen  Pamphlet,  unter  dem  schlaugewühlten 
Deckmantel,  eine  schwebende  l)ritiscli-amerikanisclie  Streitlrai^e 
nnter^uellen  zu  wollen,  die  Franzosen  in  gebeimnissvoll  drohender 
Sprache  gegen  den  Fünfmächtevertrag  aufisureizen ;  vielmehr  ent- 
blödete er  sich  nicht,  die  Deduktion  seiner  Schrill  alsbald  auch 
zu  einer  diplomatischen  Aktion  zu  verwerthen.  In  einer  vom 
13.  Februar  1842  datirten,  an  Guizot,  den  Minister  des  Aus- 
wartigen,  gerichteten  Note  erhob  er  Einspruch  gegen  die  fran- 
zösische Ratifikation  des  Fuiilniächtevertra^s.  Freihch  erklärte 
er  zugleieh,  dass  er  diesen  Einspruch  gegen  eine  Abmachung,  die 
ihm  nicht  das  Geringste  an^^nnp:,  auf  eigenen  Kopf  verLnitbarc. 
Aber  das  eigenmächtige  Auftreten  wurde  von  seinem  heimischen 
Gouvernement  ausdrücklich  gutgeheissen*').  Der  Name  Lswia 


In  deutscher  TTcbersotzunjj  ali^'etlnickt  in  ilor  Augsb.  alltr.  Zojttin? 
1842  nr.  143.  144,  U<  ber  sit^  sind  tlie  Mittlicilaiigeu  von  v.  Holst.  Ver- 
fassongsgesHiicbte  I  423  zu  vorgleichon. 

»«)  YgL  v,  HOMT  1.  l  424  N.  1. 
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Gass**)  ward  in  Nordamerika,  wo  man  das  Pamphlet  sofort  nach- 
druckte; höchst  populär.  Vergnügt  rieben  sich  dort  die  das  öffent- 
fiche  Leben  immer  ausschliesslicher  beherrschenden  und  zer- 
rüttenden SUaTokraten  Über  die  erstaunlichen  Nachrichten  aus 
Paris  die  HSnde.  Audi  in  Amerika  begann  man  mit  der  Gefahr 
eines  Krieges  zuspielen.  Wellington  schnei)  ilainals  **) :  „Jona- 
tlian  is  lookin^  to  Fraiuc  and  Frcnch  ailiance;  and  Strange  to 
say,  Fraucc  iooking  to  Jonatlianl" 

Die  englisch-amerikanische  Difi'erenz,  —  nur  einer  unter  der 
bedrohlichen  Beihe  allmählich  ausgelaufener  |  unausgeglichener 
Posten  —  welche  der  französischen  Weigerung,  den  von  ihr  ge- 
schlossenen Vertrag  zu  ratifizuren,  als  willkommener  Bttckhalt 
diente,  hatte  direkt  mit  dem  Durchsuchungsrechte  nichts  zu 
üclialVeii.  Ohne  Concession  war  ja  ein  solches  zu  Friedenszeiten 
nicht  praktikabel,  und  die  Araeriknncr  liessen  keinen  Zweite!  dar- 
über, wie  sie  dem  von  den  Grossmiicliten  beabsiclitigten  Ueber- 
einkommen  den  Anschluss  entschieden  versagen  würden.  Von 
neuem  erklärten  sie,  sie  könnten  unter  keinen  Umständen  das 
Sternenbanner  britischen  Jurisdiktionsakten  unterstellen,  Dass  sie 
freilich  im  Jahre  1624  das  gegenseitige  „Right  of  search"  zu  dem 
philanthropischen  Zweck  zugestanden,  demnach  doch  nichts  böses 
darin  gefunden  hatten,  davon  wollten  sie  jetzt  nielits  nielir  wissen. 
Ingrimmig  sahen  die  Offiziere  der  Royal  nav^  auf  der  ;itrikamseliLn, 
westindischen  und  brasilianischen  Station  vollgeladeiie  Sklaven- 
schöner  unter  amerikanischer  Flagge  höflich  grüssend  an  sich  vor- 
üherziehn.  Und  die  Frage  hatte  sich  erhoben,  ob  denn  die  Flagge 
allein  einem  Schiffe  die  seerechtliche  Immunität  zusichern  dürfe, 
ob  die  Flagge  allem  den  vollgültigen  Beweis  der  Nationalität  ab- 
gebe, ob  ein  dem  Durchsuchungsrecht  unterworfenes  Schiff  sich 
dieser  legalen  Prozedur  durch  blosses  Hissen  einer  amerikanischen 
Plagge  entziehen  könne?  —  Es  war  eigenthch  eine  par  niclit  auf- 
zuwerfende Frafjp.  Wenn  J*al.mkkston  bei  dieser  Gelegenheit  die 
SchifGbflagge  aU  einen  blossen  „Leinwaudfetzen*^  bezeichnet  hatte, 

*')  £s   bt  der  spätere  Staataaekretur   währtnd   der  Präsidentschaft 
BccHANAN*8.    Aoch  uns  Deutschen  bt  sein  Name  ans  den  Naturalisatioos- 

streiti^'lieitt^n  mit  ilt?n  V.  St.  in  unerfreulicher  Erinnerung,  vgl.  HmTH*s 
AiuiAlen  1875  S.  s21.    Fr.  Kapp  in  d^n  Prcusaischen  Jahrbüchern  XXXV  066. 

'*)  Am       Sept<;iiiber  1842.    Ich  entnehme  die  Notiz  Pacu^s  Gesch. 
EngUnd  a  Ul  41  N. 
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so  war  das  zwar  imschÖn  gesagt,  al)or  an  sicli  unbestreitbar.  An- 
dererseits aber  ist  es  ebenso  unbestreitl)ai",  dass  doni  Führer  eines 
Kriegsscliüfes  das  Becht  ein  ihm  ])eg6guendes  Falirzeug^  dessen 
Nationalität  ilun  zweifelhaft  erscheiut,  anzuhalten  und  zum  Yorweia 
seiner  SchifGspapiere  zu  veranlassen,  in  Friedenszeiten  nicht  zor 
Seite  steht.  Der  0£Bzier  demnach,  der  auf  offenem  Meere  eme 
„Enquete  du  paviUon^  durchsetzen  will,  handelt  auf  eigene  Gefahr. 
Zu  welch'  löblichem  Zwecke  er  auch  die  Legitimationsprüfung 
wiinsclioü  möge  :  j(  de  Zwangsmassregel,  die  er  anwendet,  ist^  wenn 
nicht  otwji  geradezu  durch  das  völk  crr  e c h  t  s  wi  d  r  i  g i'  Ver- 
halten des  angcsi^rochcncn  Schiffes  veranhisst,  in  allen  Fällen,  in 
welchen  der  Zweifel  sidi  hinterdrein  als  nicht  gerechtfertigt  ausweist, 
ein  von  ihm  begangenes  Delikt  gegen  den  Staat,  dem  es  angehört. 
Aus  der  anerkannten  Verpflichtung  unserer  Kriegsmarinen,  das 
Weltmeer  von  Seeräubern  zu  säubern,  kann  nicht  etwa  für  eine 
derselben  die  Befngniss  hergeleitet  werden,  fremde  Seeschilfe  unter 
der  Behauptung,  dass  sie  Piraten  sein  kannten,  zum  iS'ationalitäts- 
ausweis  zu  zwingen. 

£s  war  ein  schlimmes  Zusammentreffen,  dass  die  Frage  gerade 
in  jenen  Tagen,  da  der  Fünfnächterertrag  seinem  Abschluss  sich 
näherte,  zur  Gontestation  kam ;  noch  schlimmer,  dass  sie  von  der 
englischen  Hegierung  und  zwar  gerade  im  Zusammenhange  mit 

dem  Durchsuchungsrecht  aufgewoifen  wurde ;  am  allerschlimmsten, 
dass  sie  von  ihr  sclüef  gestellt  und  unriclitig  beantwortet,  auch 
das  Suliicksal  jenes  Vertrags  in  ilire  wirren  Kreise  zog. 

Die  Veranlassung  zu  der  seltsamen  Oomplikation  war  durch 
die  englischen  Orders  gegeben  worden,  welche,  gedeckt  durch  die 
berufene  Parlamentsakte  Tom  24.  August  lB3d'^),  die  an  die 
afrikanischen  und  amerikanischen  Küsten  gesandten  Kreuzer  be- 
auftragt hatten ,  nicht  bloss  die  portugiesischen  Sklavenschiffe, 
üüinlcrn  alle  ^otlu  r  w^ncIs  engaged  in  the  slave  trade  notbeing 
justly  entitlcd  to  claim  the  protection  of  the  flag  of 
any  state  or  nation"  festzunehmen  und  aufzubringen.  Freilich 
ergingen  strenge  Instruktionen*^)  sich  der  Captur  etwaiger 
amerikanischer  Fahrzeuge  zu  enthalten,  mit  welchen  also  y or- 


")  S.  0.  III  N.  79. 

**)  Vom  Febnuu  1841 ;  nichstdem  nntor  dem  7.  I>ecetnber  1841 ,  vgl. 
die  Aktengtflcko  bei  Mabtims  N.     G.  II  82—87. 
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sichtiger  als  wie  mit  den  Portagiesen**)  umgegangen  werden  sollte. 
Immerhin  aber  war  anf  Palmkrston's  Antrieb-^)  mit  diesen  lu- 

struktioiien  doch  die  Weisung  vcrbumK  u  wordcii,  da>s  der  britische 
Kieuzer,  wenn  er  mit  gutem  (Tiund  die  amerikanische  Nationuhtät 
eines  betrofienen  Schilfes  bezweifehi  könnte,  in  diesem  Falle ^*), 
die  Legitimation  zur  Fühnmg  der  V.  St.-Flagge  durch  Betreten 
des  TerdSchtigen  Bootes ,  PHifung  seiner  Papiere  oder  andere 
Beweismittel  zu  erheben  haben  sollte,  um  dann  mit  ihm,  wenn  der 
Verdacht  sich  etwa  als  begründet  heniusstellte,  vorausgesetzt,  das 
t  s  al>  Sklavenschiff  erschiene,  nach  Massgabe  der  Verträge  oder 
der  sonst  einschlagenden  Äechtsgrundsätze  zu  verfahren.  Es 
handelte  sich  also  wn  eine  den  englischen  Marineofüzieren  ertheilte 
Vollmacht  nach  pflichtmassigem  Ermessen  auf  hoher  See  fremden 
Schiffen  gegenüber  eine  Yerifikation  ihres  Flaggenrechts  vorzn- 
ndmien  tmd  nöthigenfalls  zu  erzvfingen  *^),  eine  Vollmacht,  die  das 
Recht  des  „Besuchs-  aber  nicht  der  ^Durchsuchung"  enthalten 
iwjllte,  die  nicht  auf  „search",  soiKk'i  n  bloss  auf  „visit  (Visitation)" 
gericlitet  war.  Lord  Abekdkkn,  Staatssekretär  seit  dem  3.  Sep- 
tember 1841|  hatte  den  Gtesichtspmikten  seines  Amtsvorgängers 
sjcfa  angeschlossen*^);  und  in  Anwendimg  derselben  vnxreH  wirldich 
im  Lanfe  des  Jahres  1841  mehrere  amerikanische  Sldayenfahrer 
angesprochen,  festgehalten,  ja  sogar  nach  SiexTa  Leone  abgefiiln  t 
worden. 

Sofort  hatte  gegen  diese  Eigennmchtigkeiteu  A.  ST£V£NäON, 
«lamaliger  Gesandter  der  Vereinigten  Staaten  zu  London,  unter 
Forderung  Ton  Genngthuimg  einen  lebhaften  Protest  erhoben. 
Als  demselben  eine  Folge  nicht  gegeben  wurde,  brach  dann  über 

die  theoretische  Frage  ein  lang  andauernder  dij^lomatischer  Kampf 
aus^*),  der  den  amerikanischen  Staatsmäiuieni  den  mit  Virtuosität 

S.  0.  TU  N.  79. 

*')  Schreiben  vom  18.  Mai  1841  an  die  Lords  der  Adtniraliint,  Maktüj^s 
N.  Ii.  G.  II  82. 

*•)  .Si  Tun  des  cruibcurs  de  iS.  M.  rencüutrait  uu  uaviro  lu-burant  le 
parillon  des  Etatä-Unis ,  mais  qu'il  le  suppoaat  d'apres  quclque  avis  re^a  oa 
d'ajtrei  lea  manoeovres  da  bätimeot,  ou  par  nna  nain  eauBe  ■nflbaiite,  no  pw 
ippartmir  tu  Ettto-Ünis«      K&XTBifs  N.  B.  6.  II  86. 

**)  Unter  den  a.  a.  0.  näher  angegebenen  Hodaliüiten. 

**)  Schreiben  vom  27.  NoTember  1841  an  die  Lords  der  Admindit&t, 
Mums  H.  B.  6.  II  84. 

**)  Felgende  Aktenstücke  sind  bekannt:    Noten  PAliHmTOiTs  vom 
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benutzten  Anlass  bot,  um  das  internationale  Burchsuchungsrecbt 
von  SklftTenschiffen  unter  eine  neue  Beleuchtung  ssu  stellen^  die 
Homanitötsfrai^e  auf  einen  fremden  Boden  zu  ziebn,  die  Engländer 

mit  der  von  ihnen  aufgestellten,  verfänglichen  Doktrin  formell  ins 
Uureclit  zn  setzen,  und  unter  dem  berückenden  Schein r,  \\  achter 
der  Tugend,  Anwälte  der  Freiheit,  Schützer  des  bestehenden 
Völkerrechts  gcj^eii  die  meerherrschenden  Anmassungen  üherirreifen- 
der  britischer  Seepolitik  zu  sein  —  sich  die  Festhaltung  des  Status 
quo  thunlicbst  zu  sichern. 

In  der  That,  der  Kachweis,  dass  die  durch  PALiiXRSTOir^s 

5.  nad  27.  August  1841,  nkapitnlirt  bei  U&buns  N.  B.  6.  II  18d.  Vgl 
IiAWBraoa*8  Whbatoh  (2.  ed.  1864)  p.  265  und  Anonal  Register,  1842,  Histoiy 
p.  809.  Note  Snymovs  an  AaianKKV  vom  IG.  September  1841,  Mabtshs 
ibid.  189—192.  Antwoii  Abbkdekn's  Tom  13.  Oktober  1841,  ibid.  192.  ein 
Aktenitftck,  das  sehr  groeeee  Aafsebi^  maclite:  ^  ^  von  Wheaton  Enqairj 
n.  a,  w.  p.  153  ond  von  Lawbencb  1.  1.  abgedruckten  Paesns  finden  sich  bei 
UABTm  nicht  vor.  Nachstdem  Replik  STEyBHBOS*8  Tom  21.  Oktober  1842» 
Mabtins  1.  1.  194.  Duplilv  Abebdeen's  an  Evebbtt,  den  Nachfolger  Steten- 
80N*8,  vom  20.  Deccmber  1841,  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte  I  428  N.  2. 
Lawrence  1.  1.  Vor  Allem  die  Präsidialbotschaft  Tyler*s  vom  7.  Deceraber 
1841,  Augsb.  allg.  Zeitung  1842  Nr.  6.  Der  McinungsaiiBtiuisch  dauorte, 
ohne  neue  Gesichtspunkte  an  den  Tag  zu  bringen,  auch  nach  Abschluss 
des  Ashburtonvertrags  fort,  Wheaton.  Ilistoire  II  827— rt20.  Lawbknce, 
Visitation  and  search,  \k  Gu— ti.*}.  Auch  in  den  Verhandlungen  mit  Frank- 
reich, die  dem  Vertrago  vom  29.  Mai  1845,  8.  n.  N.  53,  vorher- 
gingen, spielte  der  angeblicho  Unterschied  zwischen  einer  „vi.site  pour  U 
repression  de  la  traito"  und  einer  „visite  pour  la  vcrification  de  la  nationalite" 
eine  Kelle.  Uebcreinstimmcnd  mit  den  Amerikanern  erklärten  tiicii  aiuli  die 
Franzosen  priucipirll  «iagegen,  (Juizot,  M^moircs  VI,  235—238.  Der  Vertrag 
selber  vermied  in  A.  8  eine  Entscheidung  und  verwies  auf  die  beiderseits  xa 
erlieeeuden,  auf  das  .droit  des  gene  et  eor  la  pratique  conatente  dee  sations 
muritimee*  ni  grftndenden  lutraktioiieD.  DleMlbeB,  dnen  Aonez  ra  ihm  bfldend. 
stimmen  aber  nicht  überein.  Die  framSsieebe  autoiiairte  m  Haffnalme  der 
der  ?  ölk  er  r  ech  t  Ii  ob  e  n  Piiaterie  Terdfichtigen  Scbiffe,  eteUte  aber  im  Uebrigen 
die  Verifikation  eines  ikemden  Flaggenrechte  ra  eigner  Ge&hr  des  Kreuels. 
Die  britische  dagegen  (engliscber  Teit  bei  Hbbtolvt,  Treaties  Vif  842^84^ 
mahnte  swar  anch  snr  Vorsicht,  hielt  im  üebrigen  die  bisherigen  Autori* 
sationen  der  Krenzer,  Zwangsmassiegelu  tat  Prflfang  legitimer  Flaggenfttlinuig 
ra  ferwenden,  anfireeht;  also  anch  franzdsischen  Schiffen  gegenüber.  Ineoweit 
hat  HAUTinuiLLB,  Des  droits  et  de  deroirs  des  nations  nentres,  (3.  ed.)  I  p. 
XXVI;  m  p.  83  fif..  Recht,  wenn  er  sagt,  der  Vertrag  von  1845  „ä  la  virite 
a  snbetita^  la  vörification  dn  pavillon.  Weniger  genau  Gcizot  in  der  franzö- 
sischen Depntirtenkammer,  s.  IfABTBMa  N.  B.  G.  Ylll  304—908.  Im  Üebrigen 
TgL  unten  N.  46. 
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Fenereifer  vei-scluikletp  Po^Jition  des  britischen  Gouvernements 
nicht  allein  eine  unkluge  war,  sondern  dass  sie  mit  dem  bestehen- 
den Seerecht  in  Widerspruch  stand,  möchte  niclit  schwer  zu  führen 
sein.  In  der  besten  Absicht  hatten  die  englischen  Kronjuristen 
zweierlei  Dinge  mit  einander  yerwechselt:  die  YerantworÜichkeit 
der  eigenen  Marineoffiziere  einem  fremden  Staate  gegenüber,  ver- 
möge deren  diese  dem  letsiteren  fiir  rechtswidrig  und  unentschuld- 
bar veriiljt^»  Störungen  seiner  Scliifffaln  t  iniinitt<'ll)ar  haftbar  sind; 
utkI  «lic  A^tTaiitwoi-tliclikeit  einer  iumfriing  fiir  die  von  ihren 
Oihziuren  vorgenommenen  Amtshandluiigeii .  Durch  die  neuen  In- 
struktionen war  thatsächlich  den  Fülirem  der  britischen  Kreuzer 
die  Verantwortung,  die  sie  selbst  hätten  tragen  sollen,  abgenommen 
und  auf  die  heimische  Regierung  abgewälzt  worden;  denn  sie 
wurden  von  ihr  beauftragt,  Hoheitsakte  an  Bord  fremder  Schiffe 
vorzunehmen  und  im  Zwangswege,  also  eventuell  doch  wohl  durch 
Festnahme  und  Auf'l)riiiguiig  drs  etwa  Widerstand  leistenden 
Schiffes  durchzuset/tMi.  Solcher  Aultrag  aljcr  litss  sich  nicht 
gut  anders  erklären  als  durcli  einen  von  England  ljebaui)teten 
An8i)nicli,  zu  Friedenszeiten  auf  dem  Weltmeer  eine  Controle  der 
Seeschifißfahrt  zu  üben  und  in  Ausübung  einer  solchen  den  Nationa- 
litätstitel fremder  Schiffe  seiner  Cognition  zu  imterwerfen.  Bier 
waren  denn  nun  die  Amerikaner  völlig  im  Recht,  wenn  sie  be- 
haupteten, dass  ein  solches  Controlrecht  von  Kriegsmarinen  über 
die  Kaullaliier  andrer  Mächte  nicht  bestelle;  dass  es  nichts  an- 
deres bedpute.  als  die  Anniassung  darülu'r  zn  entscheiden,  unter 
welchen  Bedingungen  eine  souveräne  Nation  Seehandel  betreiben 
dürfe;  dass  es  kein  „right  to  visif^  gäbe,  das  nicht  zugleich  „right 
to  search^  sei  und  unvermeidlich  sein  müsste ;  dass  aber  letzteres 
nur  von  Belligerenten  auszuüben  sei  und  während  des  Friedens- 
standes  keinen  Platz  habe.  Einen  Finger  hier  geben,  sagt  unser 
Heffter,  heisst  die  Hand  in  eine  Kette  schmieden. 

Und  sofort  liemächtigte  sich  eine  populäre,  mit  idlen  Mitteln 
denia^ro.irisclH  r  Aurreizung  ])etnebene  A.critation  des  plötzlich  aui- 
getauchten  Streitpunktes.  Von  amerikanibc  heni  Hoden  nach  Europa, 
zumal  nach  Deutschland  verpflanzt,  hat  sie  in  einer  lebhaften  und 
gerei^en  joumalistisdien  und  literarischen  Fehde     sich  ein  un- 


")  An  dor  Spitzo  t>tclit  die  obfu  N.  18  erwiihnto  Broschüre  von  LswiS 
Cass.    Liiicr  BeuuUuug   des  Stevenson- Aberdeeu'schen  Notanweeheels  ge- 
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rühmliches  Denkmal  gesetsst.  Gar  zu  naiv  hatten  die  Engläncte 
erklärt,  me  sie  die  von  ihnen  erhobene  Frätension  nöthig  hrauchteu, 
um  ihre  Verträge  gegen  den  Sklavenhandel  wirksamer  zu  madhen. 

Eine  so  priichtige  Wutie  konnte  sich  die  amerikanische  Propaganda 
in  Frankreich  und  in  Deutsclihuifl  niclit  entgehn  lassen.  Mit  ihr 
in  der  Hand  ward  es  nicht  schwer,  vor  einem  nicht  völlig  imter- 
richteten  europäischen  Publikum  daa  skia  vokra  tische  Interesse  ge- 
genüber der  immer  weitere  Kreise  ziehenden  britischen  AntiaklaTerei- 
Politik  siegreich  zu  vertreten.  Anknüpfend  an  den  eben  kund- 
gegebenen, auffalligen  Anspruch  dieser  Politik,  das  aus  dem  Kriegs« 
recht  wülilhokunnte  „right  of  Visitation  and  seai'ch"^  mittelst  künst- 
licher Scheidung  dieser  zusammengehörigen  Begriffe  auch  im  Frieden 
zu  üben,  es  zu  speciellen  Zwecken  auch  gegen  Nichtvertragsstaaten 
in  G^tung  zu  setzen,  wussten  die  Pamphlete  ihre  scharfen  Pfeile 

schrieben,  leistet  sie  an  rabulistischer  Unwalirhaftigkeit  und  perfider  Insinnation 
das  Menschenmögliche.  Kritiken  über  sie  bei  v.  MouL,  Geschichte  und  Literatnr 
I  431;  V.  Holst,  Vertassungsgoschichte  I  420  f.  Würdiger  in  Form  und  Methode 
ist  di^  Tuir  wenig  spiitor  in  London  herau:>gegobt'nc  Schrift  des  amerikanischen 
Gesandten  in  Berlin  H.  Wiieaton,  En(iuiry  into  the  validit)  of  the  briti.sh  olaim 
to  a  right  of  Visitation  and  search  of  anierican  vessels  suspccted  to  be  t-ngage«! 
in  the  african  -l  uc-trade,  1842.  Auch  sie  liebtet  sich  gegen  den  Quintui»el- 
vertrag,  soui  ■  gegen  jedes  conventioneile  DuiLhouehungsrecht,  p.  2.  63,  und 
gipfelt  in  dtin  Ausspruch,  dass,  bevor  England  seine  neue  Prätension  nicht 
fahren  lasse,  die  V.  St.  jedenfalls  nicht  daran  denken  könnten,  jenem  Vertrage 
beizutreten,  p.  163.  Blosse  Naclibetungcn  von  Cass  mvl  von  WiiCAiuN  sind 
die  deutschen  Schriften:  Francis  J.  ühund,  Das  Uut^jrsuchungsrecht,  zur  Bo- 
mtheilong  der  swuchen  den  V.  St.  —  and  der  —  grossbritannischeu  Eegie- 
nmg  olwchwebeaden  Fhtge,  Leipzig  1842.  Olov  Bxbo,  Noidamerika*«  Stellung 
tum  Qqintapel-Tnetat  vom  20.  Deoember  1841,  eine  Belendituiig  der  SklaTen- 
ond  HandebTerhaltiiisse  der  V.  St  ab  Versuch  eines  Commentan  snr  Note 
des  Generals  Gass  d.  d,  Paris  18.  Februar  1842,  Königsberg  1842.  Derselbe, 
SUaverei,  Seeherrsebaft  and  die  prenssische  Staatsieitang,  ein  Nachtrag  — , 
1848.  Diese  SchrÜtea  nehn  gegen  die  Yertrige,  auch  iveil  deutsche  Inter- 
essen gefihrdend,  su  Felde.  Die  firanxSsiscfaen  Pamphletet  sammtlicb  der 
gleiehen  Tendern,  sind  ohne  Bedeutung.  Stimmen  fftr  den  Vertrag  sind  nur 
vereinislt  abgegeben  worden :  So  ?ob  POttkb,  Beitrage  n.  s.  w.  1843,  p.  189 
bis  191 ;  und  von  einem  Anonjmus  In:  POurz,  Jabrbflcher  1842,  1 444  ff.  Am  be- 
kanntesten ist  geworden  ein  englisches  anonymes,  ungeschickt  geschriebenes 
Pamphlet:  Replt  to  ,an  Americans  eKsmination**  of  the  „rigbt  uf  s  arch**, 
with  observations  on  sorae  of  the  questions  at  issue  between  Gr.  Britain  aud 
the  U.  St.,  by  an  Englishman,  London  1842.  Die  Schrift  wurde  sofort  ins 
Deutsche  übersetzt:  Erwiderung  auf  u.  s.  w.  Berlin  1842;  wie  MOBL  L  1. 
angiebt,  auch  in's  Franxdsische;  7ermuthiiGh  ofMös. 


1  k. 
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lücht  alleiu  gegen  jeue  angeblich  beab&ichtigte  Interpoktion  eines 
neaen  völkerrechtlichen  Satzes  zu  senden,  sondern  damit  zugleich 
den  Kampf  g^en  jede  vertragsmäBBige  Schifiisheiinsuchuiig  Über- 
haupt, als  implicite  mit  dem  aUgememen  VÖlkemcht  in  Wider* 
Spruch  stehend  za  verbinden.  Scheinbar  gegen  eine  unhaltbare 
Deutunpr  de«  Seerechta  sprechend,  sprechen  sie  in  Wahrheit  gegen 
den  Fünhiiächtevertrag.  Ilm  ziiniichst  vor  aller  Welt  zu  diskre- 
ditiren,  darauf  kam  os  ;n);  das  inoralisclio  Gewicht,  das  er  den 
\  t'r einigten  Staaten  gegenüber  in  die  Wagsciuiie  der  AVeltpoUtik 
zu  werfen  drohte,  musste  vernichtet  werden.  Auf  die  von  Amerika 
auagerufene,  von  den  firanzösischen  Republikanem  mit  Freude  nach- 
gesprochene,  von  den  deutsdien  Demokraten  weitergegebene  Los- 
ung kam  ein  merkbar  antienglischer  Ton  in  die  liberale  Presse 
Enropa's.  Wir  sehn  wohl,  so  lautete  der  Refrain  des  seltsam 
vielstimmigen  Liedes,  was  ihr  Engländer  im  Schilde  führet! 
Amerika  gedenkt  ihr  als  eine  Sklavenmacht  feierheh  zu  denun- 
cireu  und  in  einen  europäischen  Bann  zu  thun.  In  Wahrheit 
aber  wollt  ihr  den  afrikanischen  Handel  unter  heuchlerischem  Deck- 
mantel in  euren  Alleinbesitz  bringen;  die  angebhch  von  Euch  zu 
befreienden  Neger  als  afrikanische  y^Emigrants''  nach  Jamaika  und 
Guyana  setzen,  den  Gonstabel  auf  dem  Oceane  spielen.  Unter  der 
Maske  der  Gegenseitigkeit  erstrebt  ihr  im  Frieden  die  verbriefte 
Anerkennung  eures  angebhchen  Kriegsrechts,  an  Bord  neu! i  1 1er 
Srliirte  IMatrosen  zu  pressen-^'')  und  feindlicher  Waare  ikuIi/.u- 
sptiien.  Ks  handelt  sich  um  die  Freiheit  der  neutralen  Flügge, 
die  Freüieit  des  Ocean'sl 

Ein  Meisterstreich  geriebener  amerikanischer  Politik  war  es, 
die  humanitäre  Angelegenheit  unter  Anrufung  breitester  Deffent- 
lichkeit  auf  ein  so  gefährliches  Gebiet  hinüberzuspielen.  In  England 

war  der  Li^mm  gross.  Man  begann  auch  dort  mit  der  Möglich- 
keit «'ines  nalien  Krieges  sich  zu  hesclifütigen.  Die  Gemeinheit  der 
Motive,  die  Niedertraelit  der  Endzwecke  war  ja  bei  allen  jenen  In- 
sinuationen gar  nicht  zu  verkennen,  —  aber  doch  ein  Körnchen 
Wahrheit  lag  ihnen  zu  Grunde,  imd  das  schärfte  den  Conflikt. 
Indessen  zu  dem  Aeussersten  konnte  man  es  in  London,  und 

**)  Das  war  der  H.'iui»ttruü)pf,  tlcn  (Jaus  ausspielte,  lieber  den  Iiupresh- 
iueiit,<istreit,  dcu  KricL'f^'iund  von  1812,  vgL  die  Angaben  in  HiBTU's  Anualeii 
mb,  öÄi— 819.   ObtfU  Ul  N.  47. 
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mochte  man  es  in  Washington  nicht  kommen  lassen**).  Aber- 
DEEN  fühlte  die  Nothwencligkcit,  die  Amerikaner  über  die  so  im- 
gelegen  gekommeiie  seerechtliche  OontroTeise  zu  beruhigen;  sie 
war  ohnedem  nicht  der  einzige  Streitpnnkt  zwischen  den  Stamme»- 
vettem.  Schon  am  1.  April  184S  traf  em  von  ihm  in  specieller 
Mission  nach  Amerika  gesandter  Unterhäudler,  Lord  Ashhi  rton, 
in  Newyork  ein,  dessen  Geschickhchkeit  es  dami  gelang,  luil  den 
ander«  zwei  grossen  Streitfragen,  der  des  Ausliefenmgsrechts 
und  der  der  Nordostgrenze,  auch  die  vomehmstef  die  des 
Sklayenhandels  und  was  sich  daran  knüpfte,  zu  vorläufiger  Er- 
ledigung zu  bringen.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  Hess 
sich  wirklich  schneUer  als  man  hoffen  konnte,  dazn  hestinnnen,  einen 
förmlirhrn  Vertrag  mit  England  widci-  den  Negerhandel  zu  schliessen 
—  innnerhm  ein  Zeugniss  des  tiefen  Eiudrucks,  den  der  Traktat 
der  fünf  Grossmächte  selbst  in  den  Kreisen  der  amerikanischen 
Sklavenhalterpartei  und  der  ihr  verbündeten  nordstaatUchen  Demo- 
kraten hervorgerufen  hatte  *^).  Am  9.  August  1848  kam  zu  Was- 
hington der  grosse  Btmnäary-Treaty  zu  Stande^®),  den  mau  ge- 
wohnt ist  nacli  der  Person  seines  T^nterhändlers  als  Ashbltiton- 
Tkeaty  zu  bezeichnen.  Seine  Artikel  8,  9,  11,  aufgerichtet,  wie 
es  in  der  Einleitung  lieisst,  zur  Ausfühnmg  der  Genter  Stipulation 
von  1814*'),  regelten  das  für  beide  Theile  so  wichtig  gewordene 
Anliegen*  Die  Uebereinkunft  stand  nicht  nur  durch  ihre  Kürze 
in  wenig  versprechendem  Gegensatz  zu  den  andern  Verträgen, 
unterschied  sich  nicht  allein  von  ihnen  durch  das  vorbehaltene 
Kündigimgsrecht**);  sondern  vor  Allem  ihre  Basis  war,  wnm  auch 
nicht  ganz  original^'),  so  doch  dem  bestehenden  iiiteiiiatioualen 


Cober  die  OrOnde  giebt  die  von  v.  HoLSTt  VeifasvangageiGhichte  I 
43S  N.  t,  mitgetiieflte  Depesche  Wkssvib*«  an  Evibitt,  den  amerikaniacben 
Geeindtcn  in  London,  vom  26.  April  1842,  interessanten  Anfscblaas. 

")  Vgl.  aach  das  ürtlieil  von  V.  Holst  1.  1.  432. 
'«)  Abgedrn  l:t  Im-I  M.vRTWW  K  B.  G.  III  456—464. 
S.  o.  III  N.  13.  1-.. 

Sie  war  auf  5  Jahre  abgeschlossen,  mit  stillschweigender  Prolongation, 
aber  freiem  Kündigungsrecht  mit  sofortiger  Wirksamkeit,  A.  11. 

Denn  ein  armloL'»'r  modus  vivendi  hatte  bereits  zwischen  den  bei-ter- 
seitifjTen  Kreuzern  an  Urt  uud  Stelle  Platz  gegritren,  war  aber  in  Wasliiugtoii  des- 
avouirt  worden.  Uebrigens  berichtet  der  mehrtael»  citirte  Aufsatz  „Riu  kblicke*  in 
der  Zeil-  luift:  „Das  Ausland"  1842  Nr.  WM^  ilass  bereits  in  den  britisoh-ameri- 
kanischeu  Verhandloogtiu  von  1818—1824  die  Bcgierong  der  Vereinigten  Staaten 


Digitized  by  Google 


—   91  — 


Eegime  gegenüber  völlig  neu.  Moikwürdigorweise  enthielt  die  Ur- 
kunde von  dem  fragwürdigen  B echte  „to  ascertain  thc  national 
chanicter  of  a  snspected  vessel^  nichts;  man  glaubte  durch  die 
Abmachung  alle  Yeranlaasung  zu  weiterem  Streit  aue  der  Welt 
geechafit  zu  haben.  Ebensowenig  war  aber  audi  von  nadi- 
träglichem  Anschluss  an  den  Qidntupelvcrtrag  oder  gar  von 
selbständiger  Etabliruug  gef(enseitigen  DurchsucliungHiechtü  tlie 
Rede;  ein  Versuch,  ävn  alten  Vertragsentwurf  von  1824^'*) 
zu  repristinii-en  wurde  nicht  mehr  geniaclit.  Vielmehr  beschränkten 
die  Artikel  sich  auf  die  A])rede,  dass  die  beiden  vertragenden 
Theile,  behufs  DurchflUirung  ihrer  besonderen  Landesgesetze  und 
Conventionen  wider  den  Sklavenhandel,  zwei  Geschwader  von 
je  80  Kanonen  im  Minimum  an  die  afrikanische  Kfiste  entsen- 
den würden,  deren  jedes  also  ausschliesslich  die  verdächtigen  Kauf- 
fahrer der  eigenen  Fla  ijcre  und  etwaiger  Cartelstaaten  zusaisiren  hahen 
s^tIit^ . flcren^nrksaine(  '<)oi)eration  aberdurcli Ijeiderseitszu  erla.^Mende 
und  mitzutiieilende  Instruktionen  sicher  gestellt  war.  Gleichzeitig  rich- 
tete sodann  die  Uebereinkunft  ihr  Augenmerk  auf  die  annorh  statt- 
findenden Sklavenmarkte,  als  Hauptbeförderungsmittel  des  Sklaven- 
handels zur  See,  deren  Abstellung,  wo  auch  immer  geduldet,  durch 
gemeinsames  Eintreten  beider  Mächte  zu  erfolgen  hätte.  Das 
Ganze  war  ein  mühseliges  Comj)roniiss.  oine  nothgedningene  Ab- 
findung der  Engländer  für  die  von  ilun  n  nunmehr  im  Namen  dt's 
vtuoinigten  Euiopa's  erliubene  eiiidrin^lit  lic  Forderung;  und  zwjir 
eine  Abfindung,  welche  die  l^ispositiousl'reiheit  der  Union  so  wenig 
wie  mögUch  beschränkte.  Es  war  zugleich  auch  ein  Compromiss 
der  beiden  grossen  Parteien  innerhalb  derselben,  zwischen  welchen 
bereits  in  gähnender  Tiefe  die  in  Güte  nicht  mehr  auszufüllende 
Kluft  sich  öffiiete.  Und  wie  der  Ashburtonvertrag,  von  den  Sfld- 
gtaaten  als  Niederlage  bitter  empfanden,  den  unheimlichen  Gegen- 
satz zu  dem  Nordtii  der  Union  schärfen  half,  so  konnte  er  auch 
nach  aussen  liin  auf  keimu-  Seite  hefriedig»'n.  Die  Streitigkeiten 
mit  England  dauerten  fort.  Zum  Diiferenzpuukt  steigerte  sich  jetzt 
die  Frage»  was  mit  den  von  den  Kreuzern  gekaperten  Sklaven- 
den Eogländem  das  System  zweier  cooperirender  Kreuzergeschwader  vorj^'e- 
bchlagen  hätte.  Wenn  fliese  Nachricht  rieht iüf  ist.  so  wären  die  Amerikaner 
schon  danij\ls"  davon  zurii  •kfekommen ;  «I  n  n  der  Vertragseotwarf  Yon  1824, 
8.  0.  III  N.  öl,  stattiirt«;  i^egeoseitiges  Dtuchsacbuugsrecht. 
*')  8.  o.  lU  a,  bU 
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kargos  zu  geschehen  habe?  Fortdauernd  wurde  die  ensflische  Regie- 
rung, zumal  seit  sie  mit  Schärfe  gegen  Brasilien  vorging,  be- 
zichtigt^'), dass  sie  sich  der  gekaperten  Neger  bediene,  um  West- 
indien  mit  gezwongenen  Arbeitskräften  zu  versorgen,  wogegen 
die  Amerikaner  sich  auf  ihre  „liberale^  FoHtik  beriefen,  die  be- 
freiten Farbigen  ihrem  afrikanischen  Yaterlande  wiedennizufUhren  ^'). 
Und  nicht  ohne  Grund  mochte  man  wieder  auf  der  aiideni  Seite 
die  IJnionsregierung  beschuldigen,  duss  sie  ihren  VcrpHichtungen 
aus  dem  Ashburtonverti'age  **)  nur  ungenügend  nachkomme.  Als 
unser  deutscher  Landsmann  Bastuh  im  Jahre  1859  die  Kongo- 
küste bereiste,  fand  er  an  den  afrikanischen  Küsten  nur  zwei  Ver- 
einigte-Staatenschifie  vor,  die  meist  in  Madera  weilten  und  von 
südstaatlichen  Officieren  geführt  waren**).  Selbst  der  Streit  über 
den  von  ( Irosshritannieii  immer  noch  behaupteten**)  Anspnich. 
eine  „cnquete  du  paWUon"  im  Zwangswege  vorzunehmen,  tauc  hte 
noch  einmal  im  Jahre  1858  zwischen  beiden  Mächten  auf,  lun 
dann  freihch  zu  dem  formellen  Eingeständmss  von  dessen  Wider, 
rechtlichkeit  zu  führen^*). 

Vgl.  namentlich  Ttler*8  PrisidialbotBcbaft  vom  19.  Februar  1845; 
Sir  RoBKST  Pkbl*8  Gegenerklanmg  im  britischco  ParlamoDt  vom  19.  M&n  ej., 
Habtssts  K.  R.  G.  VIII  112—115. 

CoDgressstatat  vom  3.  Man  1819.  Näheres  Uber  diese  «Donqaizoterie 
sonder  Qleicben"  und  ihre  wahre  Meinimg,  bei  Holst,  Verfassong  nod 
Demokratie  1 284 — ^288.  Noch  im  Jahre  1860  erliessen  die  Vereinigten  Staaten 
eine  Akte,  betreffend  den  Rftcktransport  Ton  »negroes,  malattoes  or  penons  of 
colonr,  delivered  from  on  board  vessela  seiied  in  the  prosecntion  of  the  siare 
trade  by  Commanders  of  the  ü.  St.  armed  ▼easels*  -  -  Hertslit,  Treaiies  XI 615 

**)  Am  3.  März  1843  hatte  der  Congress  ein  Aosifihmngsgeseti  erlassen. 
Hbbtslkt,  Treaties  VII  1023. 

**)  Bastian,  Ein  Besuch  in  San  Salvador,  Bremen  1859,  p.  264. 

**)  Die  Kreuzerinstruktionen  Tom  12.  Deceraber  1S43  und  12.  Juni  1844 
hatten  CS,  trotz  des  britisch  -  amerikanischen  Zwischenfalls  von  1841,  ruhig 
beibehalten,  Mabtens,  N.  ß.  G.  VII  77  A.  4,  Vgl.  Lawjucmob  Visitation 
and  ßearch.  p.  66.  103. 

Die  Fälle  hatten  sich  im  Golfi^  von  Mcxilvo  oicignet.  Der  Verzicht 
wnrde  unter  dnn  Zugeständuiss  assumption  of  :i  j  i;^ht''  ,candiilly  abandoned* 
m  haben,  im  ciijjlischen  Parlani-  ni  am  17.  18.  Juni  1858  offcntlieli  dahin  aus- 
gespruclien:  ^Tliat  by  inteniatiunal  law  wo  liad  no  ric:lit  of  search,  no  right 
of  Visitation  whatever,  in  tiine  of  peace",  Lawrenck 's  Wiieaton  2.  ed.  p.  2G6. 
267.  Die  Streitigkeit  gab  Veranlassung  zu  der  Schrilt  des  natnlichen  Ver- 
fassers, W.  D.  Läweenor.  Visitation  and  search.  a  historical  sketch  u.  a.  w. 
Boston  1858.    Vgl  den  Bericht  p.  88-  125.  181--188. 
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Und  doch,  so  wonig  befnedigcnd  aiicli  jener  Vertrag  vom 
9.  August  1842  gewii'kt  hat,  seine  unscheinbaren  Artikel  Ijedeuten 
einen  Wendepunkt  im  internationalen  Seerecht.  Triumphirend  ver- 
kündeten  ihn  die  amerikanischen  Fräsidialbotschaften.  Der  Yon 
den  Engländern  im  Prinzip  niemals  bis  dahin  zugestandene,  im 
Genter  Frieden  todtgeschwiegene  Satz,  dass  das  Schiff  die  Terri- 
toriahtät  des  Staates  mit  sich  fiihre,  dessen  Flagge  es  trage  *^), 
war  den  Anierikanri'n  fro^Toninjev^  den  alten  Anwälten  desselben, 
in  einem  wiclitij^'en  \  Jiweudungsfall  stillschwoifrfMid  concedirt  worden. 
Allerdings  nur  tiir  Kriedenszeiten,  und  mir  für  Sklavenfahrer;  da 
aber  der  EecLtsbegi  ift"  dor  Neutralität  auf  der  FortfUhnmg  des 
Friedensstandes  mit  beiden  Belligerenten  beruht^  so  war  mit  dem 
effektiven  Verzicht  auf  das  Burchsuchungsrecht  auch  der  alte 
Impressmentstreit  impHcite  erledigt,  jedenfalls  von  Grossbritannien 
ein  schwerwiegendes  Präcedens  für  die  Freiheit  der  neutmlen 
Flaf?;Tt.  im  Seekriege  geschnffen  worden,  und  14  Jalire  darauf  liat 
dann  die  Pari'^or  iSecreditsdcklai-ation  die  inzwischen  befestigte 
R^chtsanschauuüg  in  das  couventioneiie  Völkerrecht  feierlich  ein- 
geführt. 

Für  Frankreich,  das  seit  Jahrhunderten  gewohnt  war,  seine 
seerechttiche  Stelhmg  zu  dem  grossen  Bivalen  jenseits  des  Kanals 
nicht  als  die  einer  neutralen  Macht,  sondern  als  die  eines  eben- 
bürtigen Gegners  zu  begreifen,  konnte  die  Einräumung  wechsel- 
sciti^'on  Aufbringnnfisrechts  der  .^Negriers"  zu  solchen  Conse- 
(juenzt  ii.  wie  sie  die  Anierikaner  damals  bosrtrgen  mochten,  niemals 
führen.  Ob  es  eingerichtet  ^Niirde  oder  nicht,  änderte  an  dem 
gegenseitigen  Verhcältniss  der  beiden  Westmächte  lediglich  nichts. 
Wenn  das  Sträuben  der  Union,  eines  Sklaven  haltenden  Beichs, 
gegen  jene  Einräumung  sich  aus  den  Ungeheuern  an  der  Frage 
haftenden  materiellen  Interessen,  aus  den  alten  Erinnerungen  an 
den  Ki-ieg  von  1812  entschuldigen  oder  erklären  Hess,  so  war  das 
Schauspiel,  das  nunmehr  das  franz(isis(be  Volk  in  den  Jahren 
1842 — 1^45  bei  Behandlung  des  gi-ossen  liumanitären  AnUegens 
bot,  ein  geradezu  unwürdiges.  Unter  dem  Eindrucke  des  Ash- 
bnrton Vertrages  wurde,  nnclideni  im  Sommer  1842  Neuwahlen 
stattgefunden  hatten,  in  Paris  die  Parole  ausgegeben:  Los  Ton 
denYerträgen  yon  1831/3;  nieder  mit  dem  Droit  de  vinte!  Dass 

Im  Gegensätze  dazu  erklärt  das  altenplischo  Recht  das  Schiff  völker- 
rechtlich darcbaas  als  Mobilie,  rgl.  Uibtu,  Auuaitin  1375  S.  814. 
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diese  Verträge  seit  10  J aliren  in  anerkannter  Geltung  standen  nnd 
unkündbar  waren^^),  dass  das  gegenseitige  DurchsuGhungsredit 
vertragsmassiges  französiscbes  Landesrecht  darstellte^  acktete  man 
gering.   Hatten  dock  die  Amerikaner  daraus  einen  Strick  für  das 

meerherrscbende  Britannien  godivlit  oder  drehen  wollen.  AVarmn 
sollte  Fraiikreieli  hieli  nicht  dasselbe  Vergnügen  niadien?  Es  palt 
ja  nur  die  Tbatsache  zu  vei*tubchon,  dass  die  französischen  Kreuzer 
seit  Jahren  und  mit  gutem  £rfolge  zur  Lösung  der  als  dringend 
anerkannten  chilisatorischen  Aufgabe  ihr  |,Droit  de  yisite^  an 
britischen,  danisdien,  schwedischen,  deutschen,  italienischen  Schiffen 
geübt  hatten  und  zu  üben  fortfuhren,  ohne  damit  im  Geringsten 
der  Freiheit  des  neutralen  Frachtverkehrs  im  Seekriege  zu  prii- 
judiciren;  dass  so  eben  auf  Frankreich'«  Ani-egung  auch  die  Ost- 
m  ächte  dem  philanthropischen  Völkerbunde  sich  angeschlossen 
hatten.  Die  Forderung,  dass  die  französische  Marine  unter  die 
ausschliessliche  üeberwachung  der  Trikolore  zu  treten  habe,  urar 
eine  zu  einfache,  m  populäre,  als  dass  die  Gegner  des  Bestehenden, 
Legitimisten  und  Rejjublikaner,  Imperialisten  und  Radikale,  iii 
diesem  Punkte  einig,  auf  ein  so  bequemes  und  wirkungsvolles  An- 
griffsmittel gegen  die  Regienuig  hätten  verachten  mögen.  Liess 
sie  sich  doch  auch  theoretisch  so  schön  begründen^*).  Fast  in 
jeder  der  grossen  Kammerdebatten  von  1843  und  1844,  in  jeder 
Zeitung  kehrte  sie  wieder.  Wie  sie  freilich  zu  erfüllen  sei  ohne 
mit  England,  zu  dem  man  in  festen  Vertragsverhältniss  stand, 
dessen  Parlament  mit  jedem  Tage  argwoluiibcher  wurde,  positiv  zu 

Die  Argumente,  mit  welchen  GunsoT  und  Bkoolii  1845  plötzlich  die 
freie  Eftndbarkeit  der  Verträge  von  1831  und  1883  tu  dedndren  nntomahmeD, 
sind  geradezu  unerhört,  Die  Verträge  begrOndeten  eine  Societitf  jeder  Soeins 
hätte  demnach  das  Becht  dee  Austritte;  die  csoea  ohligationis  wäre  eine 
Bpedelle,  demnach  leltlich  hefprenste  u.  a.  w.  Vgl.  das  aonderbare  Memo* 
randum  in  Gunsor,  U^oires  VI,  Pi^cea  historiquea  X. 

**)  Einatimmig  Terurtheilten  die  Theoretiker  jedea,  also  anch  ein  conven- 
tionellea  «Droit  de  viaite  en  paii**:  .HASSi,  weil  ea  »rahandon  de  la  aonTe- 
raineit*  inToMre,  Droit  commerdal  I  (1844)  298;  Th.  Oetolav,  weil  ea  «In 
.droit  attentatoire  a  Tind^pendance  r6eiproqne  dea  nations*  aei,  Bdglea  inter 
nationalea  et  diplomatie  I  (1845)  243;  HauTvnnnLLB,  weil  ea  »oontraire  a  U 
loi  divine"  sei,  Des  droits  et  des  devoira  u.  a.  w.  (3  ed.)  III  91  n.  K  m.  Nur  ein 
einaiger  Sachkundiger  nalmi  sich  der  von  aller  Welt  verlaaaenen  Verträge  an, 
A.  DE  Gasparik,  der  eifrige  Bofürwort«  r  rationoller  Sklavenemaiicipation.  Vgl, 
seine  Schrift:  fiadaTage  et  Tratte,  Park  1838.  8.  aaoh  GmtOT,  M^moires 
Vi  182. 


Digitized  by  Google 


—   98  — 

brechen,  wofiste  Niemand  recht  zu  sagen.  Um  so  besser;  das 
Miiiistehtini  gerieth  dabei  erst  recht  in  die  Klemme* 

Abermals  gUuibte  Guizor  sich  conserviren  zu  mtaen.  Am 
6.  December  1843*^)  leitete  er,  um  der  öffentlichen  Meinung 

Rechnung  zu  tragen,  mit  dem  bereite  hinlänglich  vorbereiteten 
( 'abinet  von  8t.  James  Verharulluii<,n'n  ein,  bestimmt  zur  Ab- 
stellung des  als  unhaltbar  bezeicluiuten  Durchsucliuiigsrechts,  freilich 
unter  Aufrechterhaltung  des  grossen  Zweckes,  dem  dasselbe  einst 
hatte  dienen  sollen,  zu  führen.  Für  die  Unterdrückung  der  „in- 
fame trafic^  sollte  ein  neues  System,  ebenso  wirksam  oder  wirk- 
samer als  das  bisherige,  ermittelt  werden.  Nicht  etwa  beobachtete 
Mifwwtünde  des  letzteren,  so  erklärte  er,  sondern  Stimmung  von 
Kammern  und  Volk  in  Frankreich  hessen  die  Neuerung  als  un- 
erläs<;licli  erscheinen.  h\  England  war  man  schliesshch  verständig 
genu^  um  einzusehen,  da.ss  iiichts  mehr  zu  machen  war.  Nicht 
allein  Wellington  und  Derijy,  sondern  auch  I^almerston  und 
ItussELL  fügten  sich  in  das  UnabänderUche.  Die  während  des 
Winters  1843/4  zu  Paris  in  Maiinekreisen  aufgetauchte  Idee^^), 
an  Stelle  des  „Droit  mutuel  de  visite"  ein  System  der  Cooperation 
mittelst  combinirter  Geschwader  zu  setzen,  fand  in  London,  wo 
sie  durch  Lord  Brouoham  untei-stützt  wurde,  keinen  Widerspruch. 
Die  Vei  handhingen  am  2Ü.  December  1844  wieder  aufgenommen, 
wurden  dnrcli  eine  nach  T/ondon  berufene  ..gemisclite  Oommission", 
bestehend  aus  dem  Herzog  von  Broulie,  dem  ehemaligen  Minister, 
für  Frankreich,  und  dem  Admiralitätsrichter  A.  Lushikgton  für 
Grossbritannien,  nebst  deren  Experten,  vorbereitet;  sie  hatten  zum 
Resultat  den  britisch-französischen  Vertrag  zur  Vernichtung 
des  Negerhandels  rom  39.  Mai  1845  ^').  Er  war  auf  10  Jähre  ge- 
schlossen, und  auf  so  lange  sollten  die  Conventionen  von  1831/3 

OmsoT,  UAmaet  VI  198. 

Nscli  GüiB0T*8  MittbeilongcD,  L  1.  206,  wire  inaii  nicht  doreh  die 
AmerUcMier  und  den  AshlrartoiiTeitng  aof  den  Gedanken  gebndit  worden, 
Eni  in  London  aei  die  Analogie  mit  dem  letisteren  erkannt  woiden,  ibid.  230. 

Depesche  Ooisov^s  Tom  80.  December  1844,  in  «eben  Htmoiiei  VI» 
Piöccs  historiqnee  VIII.  Depesche  AnnDnu*«  ?om  0.  Januar  1845,  Ibid.  IX. 
Aach  bei  Martens  N.  R.  G.  VII  581—S87. 

•*)  Aufgerichtet  in  französischer  und  englischer  Sprache.  Gedruckt  mit 
den  ein  Ann»  x  bildenden  beiderseitigen  Instruktionen  bei  Mabtbhs  N.  II.  G, 
VIIT  284.  HERT8LRT,  Treatics  VIT  338.  Dazu  kommt  die  gemeioiiame  Dekla- 
ration vom  6.  December  1845,  Maatxmb  1.  l  699. 
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8uq»eiidirt  sein,  um  nach  Ablauf  dieser  Zeit,  yfoiem  m  nicht  in- 
zwischen erneut  vären,  zu  exspiiiren.  Das  neue  B6gime,  das  der 
Vertrag  begründete,  beschränkte  sich  auf  die  Verpflichtung  jeder 

der  beiden  contraliirenden  Mächte,  an  der  west afrikanischen  Küste 
je  ein  GeBcliwader  von  mindestens  26  KncgschiÜeii,  Dampf-  mid 
Segelschiffen,  zu  etabliren.  Dieselben  sollten,  wenn  auch  unter 
Enthaltung  von  wechselseitigen  Festnalimen  an  den  Kauf- 
fahrem  beider  Theile,  so  doch  im  strengsten  Einvernehmen  mit 
einander,  behufs  Unterdrückung  des  Sldavenexports  nicht  allein 
die  Landesgesetze  und  die  Oonyentionen  ihrer  Staaten  zur 
AusfUhnuig  brint^PTi,  sondem  auch  Vorträge  für  di(  sj  ii  Zweck  mit 
den  Negerhäuptliugeu  au  der  Küste  schlicsscu  und  wenn  uöthig 
realisu'en. 

Damit  war  die  „Entente  cordiale'^  glücklich  wieder  zusammen- 
geleunt  und  auch  die  Franzosen  konnten  sich  rühmen  dem  „perfiden 
Albion^  gegenüber  einen  Erfolg  davon  getragen  zu  haben.  Sie 

waren  die  verliassten  Veiträge  von  1831/3  endlich  los  geworden; 
sie  liatten  die  ( tegenseitigkeitscontrolo  des  afrikanischen  Export- 
handels beseitigt  —  wohlgemerkt  nur  den  Eiigläuderu  gegenül^er. 
Denn  das  von  Frankreich  nn  andem  Marinen  reciprok  geübte 
Durchsuchungsrecht  sollte  bei  Leibe  nicht  aufhören.  Die  26  Kor- 
vetten mussten  doch  auch  etwas  zu  thun  haben;  französische 
Kauflahrer  gingen  auf  Sklavenfracht  Überhaupt  nicht  mehr  ans. 
Alle  die  Accessionsverträge  zu  dein  lu iliNrh-fraiizusibchen  lie-^iin«' 
von  1831  sollten  also,  auch  wenn  dieses  aufgehört  hätte,  weiter 
fortlaufen**).  Bald  salien  die  Kammern  sich  in  der  Ijage  ihrer 
Regierung  für  die  nun  erforderUche,  erhebliche  Verstärkung  der 
westafrikantschen  Marinestation  ausserordentliche  Credite^*^  be- 
willigen zu  müssen.  Die  Sache  wurde  recht  kostspieUg;  sie  wurde 
um  so  seltsamer,  als  diejenigen  Schiffe,  die  sich  jetzt  noch  mit 
Negertrnnsporten  ahgahen,  meist  unter  nordamerikanischer  Flagge 
fuluen.    Urnen  konntcu  die  26  iranzöüischen  KriegssclüÜe  nicht 

**)  lanerhalb  des  Strich«  vom  grünen  Vorgebiige  an  bis  tu  16  *  30  8.  Br., 
ako  migelShr  bis  snxn  Cap  Negro. 

**)  In  den  fransdeitehen  Kraosttinitnictioiiflii  vom  29.  Hai  1845  aus- 
drücklich eingeschürft.  Haetihs.  N.  B.  G.  VITI  296,  in  dem  ofßciuseti  Artikd 
«les  Journal  des  D6bats  vom  3.  Joni  1845,  ibid.  291,  hervorgehoben.  Hiemit 
i«t  die  Ausführung  oben  II  N.  4  zn  vergleiclu  n. 

Gesetz  vom  19.  Juli  1845,  MAETlNa  1.  1.  m   AUetn  f&r  die  Jahre 
1845  im  Betngt  Yon  9  760  000  frcs. 
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das  Oeiingste  anthiui.  So  war  es  demi  nicht  zu  verwundern,  dass 
bereits  nach  4  Jahren,  durch  ProtokoU  vom  8.  Mai  1849  die 
französische  Regierung  sich  von  Grossbritannien  die  Befugniss  aus- 
bedang, ihr  Ueberwachuugsgeschwader  auf  12  Schiffe  herunter- 
zusetzen. Und  als  im  Jahre  1B55  die  zehnjährige  Frist  des  Ver- 
trags von  1845  ablief,  waren  mit  ihm  aucii  die  Verträge  von 
1831/3  eiidgütig  erloschen**).  Frankreich  trat  thatsächlich  aus 
dem  intemationaleu  Verbände  zur  Vernichtung  des  Sklaveiüiandels 
heraus;  nur  die  auf  dem  Papiere  noch  bestehenden  Verträge  mit 
den  Accessionsstaaten  des  Regimes  von  1831/3  erinnern,  soweit  sie 
nicht  inzwischen  hinfSllig  geworden  an  seine  einstmalige  SteUung 
inmitten  desselben.   

England  hatte  mit  Abschluss  des  Quintupelvertrags,  in  Yer- 
anlasstmg  dessen  die  einzige  Seemacht,  die  reell  etwas  zu  bedeuten 

hatte,  seinem  System  abtriiunig  geworden  war,  begomien  eine  etwas 
einlaltige  Rolle,  die  vielbespottete  Figur  eines  philanthropischen 
Doncjuixote,  ^ines  Zionswächtei*s  der  Humaiutät  zu  spielen.  Der 
Enthusiasmus  der  Antisklavereilx'wegung  war  bald  wieder  ab- 
geblasst,  manch  hochherzige  Illusion  in  des  Weltmeers  Schooss 
hinabgesunken.  Indess  zur  Ehre  der  Menschheit  und  zur  Stütze 
des  amerikanischen  Abolitionismus  blieb  die  englische  Nation  ihrem 
Charakter  getreu,  starrköptig  und  z&h:  Brasilien  gegenüber 
schonungslos '^°),  üln'r  die  Grenze   des  Eiiaubteu  hinausgehend; 

»')  Gedruckt  bei  Martens  N.  R.  G.  XIV  386. 

^)  \g\.  Revue  des  deax  Mondes  1.  Januar  1858  p.  96.  JjAWaKHCS's 

Wheaton  (2.  ed.)  264. 

*•)  Der  hanseatische,  der  to^kancsische,  siciliaiüsche  sind  erloschen,  s.  o. 
II  N.  4  ;  der  sardinische  ist  -mm  kgl.  italienischeu  geworden.  Diejcnij,'en  mit 
DttiK^ruark,  >Scit\veden,  R&yti  können  auch  für  Frankreich  nicht  ab  auf» 
gehoben  gelten. 

Das  Verfahren  gegen  Urasiiicn  Kcit  dem  Jahre  1840  war  dem  1839 
gegen  Portugal  eingeschlagenen,  s.  o.  III  N.  79,  analog.  Die  brasilianische 
Regierung  iiatte.  Note  Tom  12.  Man  1845  (Hbbtslet,  Traaties  VII  149),  Ge- 
bntacii  maehend  von  einem  in  dem  portugiesisdien  Sepsr^tartikel  Tom  11.  Sep- 
tember 1817,  s.  o.  III  N.  88,  enthaltenen  Kttndigmigsreeht,  in  welches  sie 
gleiehlUls  raeoedirt  za  sein,  s.  o.  III  N.  42,  wohl  mit  ünreeht  bebanptete, 
den  Engländern  das  poitngieabche  Yertragsr^gime  von  1817  kündigen  zu  dürfen 
geglaubt.  England  ergriff  nunmehr  Repressalien,  indem  es  mittelst  der  bc- 
rfibnit  gewordenen  s.  g.  Aberdeen-Act  vom  S.August  1845,  8  und  9  Vict. 
c.  122,  die  Ausführung  der  Convention  von  1826,  s.  o,  III  N.  42,  in  die 
eigtrne  Hand  nahm.  d.  h.  die  Aufbringung  und  Abnrtheilnng  bmsiUanischer 
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gegen  Cuba  bei  gegebener  Veranlassung  energisch  auftretend,  den 
Amerikanern  in  tbatloser  Resignation  gegenüberstehend,  weldie 
den  eignen  Gesetzen  hohnsprechend,  den  schmählichen  Schleich- 
handel fast  allein  noch  betrieben  — ;  vor  Allem  aber  immer  bestrebt, 
die  grosse  Sache  der  Freiheit  und  der  Oivilisation  nicht  ein- 
schlunuiuTii  zu  lassen,  ihre  Stationen  präsent  /u  Iialu  ii.  die  Ver- 
trä^re  zu  executiren,  in  subsidium  die  Akte  von  1839  anzuwenden****) 
und  dem  Vertragsystem  die  noch  fehlenden  Glieder  des  inter- 
nationalen Verbandes  zu  gewinnen.  Durch  Accessionsvertrag  vom 
24.  Februar  1848  trat  die  Hegierung  von  Belgien,  der  in  unsem 
Jahren  eine  so  bedeutsame  Bolle  in  Centraiafrika  zu  spielen  be- 
schieden war,  dem  Quintupelvertrage  bei")*  Freundschafts- 
vertrag  mit  der  Dominikanischen  Rri)ublik  vom  6.  März 
1850''*)  gab  im  A  IX  den  britischen  Kriegsschilien  das  Recht, 
die  unter  i )oiniiiik.iiiis(lior  Flnu:ii:t'  se.t^elndcn  Sklavenfahrer  inner- 
halb der  eigenen  Xüstengewässer  aufzugreifen  und  nacli  dem  Hafen 
von  St.  Domingo  zur  Cnndomnirung  abzuführen.  Dej^  letzte  Stjiat, 
der  dem  humanitären  Völkerverein  neu  hinzutrat,  ist  die  Bepublik 
Neu-Granada  gewesen,  welche  mit  England  am  2.  April  1851, 
die  Stipulationen  des  Vertrages  mit  Venezuela  von  1839*^)  zu 
Grunde  legend,  eine  selbständige  Convention  zur  Unterdrßckung 
des  Sklaveiiliandcls '''^)  einging.  Mit  dieser  war  die  Zahl  der 
l)ritisilii  ii  (Jartels  auf  31  gestiegen.  A\  iilirond  der  fünfziger  Jalire 
unseres  Jahrhundei*ts  wuide  Sklavcnwaaie  nach  Süd-  oder  Mittel- 


Sklav-Mifiltivr,  als  Seeräuber,  unter  briti?icLi<'  Jurisdiktion  stellte;  (Ue  Er- 
klüruu|,'en  vum  4.  Juni  und  2.  Juli  184o.  Mautens.  N,  R.  G.  VHI  iUl  — 314. 
Vgl.  den  Bericht  in  R.  Wildmann.  Institutes  of  international  law.  IT  (1*^50)  149. 
Brasilien  protostirte  ohne  Krtulg  gegen  die  Aberdecn-Akte,  Kiklarimg  vom 
22.  Oktober  1845,  Martkns  et  Cussy,  Recaeil  manacl  V  519— 529.  Wheaton, 
Hittoiie  U  831—848. 

Lavbbhos  in  8ein«r  Ansgtbe  von  Whiatoh's  Elements,  (2.  ed.)  264, 
spricht  sieh  heftig  dagegen  aas. 

•*)  Batifikfttionsprotokoll  vom  8Sw  Juni  1849,  Martens,  N.  B.  G.  XIY 
«K>— 63.  Die  Akteostiicke  sind  bereits  oben  II  K.  2  erwähnt  Der  Vertrag 
dauert  fort. 

Fehlt  bei  Mabvins;  gedruckt  bei  UmsLVt,  Treaties  VIII P82. 987. 

£r  gilt  noch  heute. 

•«)  S.  0.  III  N.  78. 

**)  Fehlt  bei  Maetbns.  Gcflrnckt  bei  TIkktst-et,  Trcatios  IX  570.  584. 
Der  in  englischer  und  spanischer  Sprache  aufgerichtete  Traktat  steht  auch 
heute  noch  in  Geltung. 
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anierika  kaum  noch  verfrachtet*^),  und  die  „mixed  commissionB^ 
konnten  ihre  Thätip^keit  so  ziemlich  einstellen*^. 

AIht  auch  für  Nonlainerika  nahte  die  Krisis  heifiri.  Der 
Viiihl,  den  die  hntisclie  Eniancipationsakte  von  1834  iu\  i^  ii  isch 
der  Union  geschlagen  hatte,  sass  tiefer  und  wirkte  nachhaltiger, 
als  der  jämmerliche  AshburtonTertrag  hatte  thun  können.  Mit 
Biesenfichritten  ging  hier  die  grosse  Tragödie  ihrer  Peripetie  ent- 
gegen. ESn  4  Jahre  hindurch  währender  Bürgerkriege  der  blutigste 
and  opfen  oUste  Kiieg  der  Neuzeit,  l)rachte  den  endlichen  Sieg  der 
Abolition.  Das  XITI.  Verfassun^auirMideniont  von  1865  hat  die 
Sklaverei  im  Gebiete  der  Vereinigten  »Staaten  für  immer  abge- 
schafft. Damit  war  das  Verdikt  über  sie  für  den  ganzen  ameri- 
kanischen Continent  gesprochen,  wenn  dasselbe  auch  lange  Jahre 
noch  bis  zu  seiner  endgiltigen  Vollstreckung  gebraucht  hat.  Schon 
wShrend  de«  Krieges  hatte  die  ITnionsregierung  in  aller  Stille  den 
Juich  die  Tirnt- AiVaiie  schwer  gereizttm  Engländern  das  mit  so 
lieLssem  Bemühen  bekämpfte  reciproke  „Riglit  of  search"  der  des 
Sklavenhandels  verdächtigen  Scliiffe  bereitwilligst  zugestanden.  Ein 
grelles  Licht  fiel  damit  auf  die  wahren  Gründe  des  so  hoch  ge- 
priesenen „amerikanischen  Systems^.  Jetzt,  wo  es  keine  Sklaven- 
einfuhr  mehr  gab^  waren  die  grossen  seerechtlichen  Prinzipien,  die 
Miu  «  inst  so  pomphalt  und  mit  so  viel  Erfolg  angLi  ult  ii.  alle  in 
V  iirtssenheit  gerathen !  Der  neue  britisch-anierikunische 
Vortrag*'),  am  7.  April  1862  zu  Wasliington  anfgcrichtet  und 
auf  10  Jahre  mit  stillschweigender  Prolongation  geschlossen,  wurde, 
ohne  des  Ashburtonvertrages  zu  gedenken,  auf  der  Basis  der 
portogiesiBchen  Convention  von  1842**)  entworfen,  nahm  also» 

Nach  beglaubigter  Xachricht  mAl  jseit  1851  in  Brasilien  keine  Sklaveu- 
cinfulir  mehr  stattgefunden  haben,  s.  das  englische  Blaubuch:  Royal  Couimlssiun 
«f  fogitive  slates  187G.  C  1516  1  p.  XV.  In  Caba  sollen  Versacbe,  Neger  «in- 
inadunuggeUi,  bäi  zam  Jahre  1865  fortgedauert  haben;  doch  war  bereits  im 
Jsbie  1847  mit  der  Znführ  chinesischer  Cooli*s  begonnen  worden»  E91n.  Zeitang 
1876  Nr.  815  HI. 

**)  8o  meint  auch  Lawbinoi*s  Wheaton  (2.  ed.)  204.  Die  Aberdeen- 
Alite  Ton  1845,  s.  N.  eo,  ist  nnter  dem  19.  AprU  1869,  32  Yiei  c.  2»  als 
nicht  mehr  bcnSthigt,  aufgehoben  worden. 

*')  Gedruckt  mit  den  beiden  Anneten  bd  Habtkns,  N.  R.  G.  XVII,  2, 
2W-277. 

*)  6.  o.  m  N.  79;  nicht  anf  der  des  Qaintapelvertrags,  wie  Uaetins* 
BiMiOBll,  y&UeiTecht  I  881  iireftthrend  angiebt. 
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wie  div^f.  heliufs  Aburthfilmi^;  der  ^»aisirit'n  F\*ilirzt'iige  ilie  Ein- 
setzung vou  gemiücliteu  GehcbUhöftMi  ^  m  Sierra  Leoue,  am 
Kap  uiifl  '/n  Xcwyork  —  in  Aussicht;  uuterschied  sidi  aber  von 
Semem  Vorbilde  durch  die  erhebliche  Eingrenzung  der  Visitations- 
zoneu.  £tn  Additionalartikel  vom  17.  Februar  1B63**)  fügte  in- 
dess  nachträglich  einige  Reviere  hinzu;  und  da  die  gemischten 
(jrerichtsliöi'e  bald  nichts  mehr  zu  juiliciren  fanden  .  so  sind  sie 
(liii(  h  Additi<)ii:il( oiiventinii  v<nn  3.  Juni  KsTU^")  aufgcln>beii  wurden. 
Auch  dw  \  (  reinigten  Staaten  traten  dem  System  des  Quintupel- 
vertrags:  Al)nrtheihnig  durch  die  Landesgericlite  des  in  Halt  ge- 
nommenen »Scliitls  endgiltig  l»ei.  Mit  »lieser  Uebereiukuiift  bat  der 
internationale  Verband  zur  Unterdrückung  des  Seehandeb  mit 
Negern  seinen  Abschluss  erhalten^'). 

Grleichzeitig  ist  freilich  auf  dem  atlantischen  Ocean  die 
Sklavenlrachtfahi-t,  soweit  der  amerikanische  Welttheil  Desti- 
nationsort  war.  eilusehen:  nur  di-r  zweite  Tlieil  <ler  AutV:il)«  .  (iie 
Uebervvaclmng  des  ostafrikanischen  Ausfulirkaiuieis  ist  übrig 
geblieben.  Ihi' voniebnüicli  ist  lieutzutaire  jener  Verband  gewidmet; 
es  handelt  sich  darum,  die  Befabrung  der  Sklavenmärkte  auf  der 
arabischen  und  persischen  Küste  zu  vernichten,  der  Lieferung 
menschlicher  Waare  für  die  Harems  und  den  Hausstand  arabischer 
Sultane  und  Scheikhs,  iiersischer,  ägyptischer,  türkischer  Grossen^ 
auf  deiii  kurzen  Seewege  ein  Ende  zu  machen;  im  Anselilus>? 
daran  aber  auch  den  biuneuläudischeu  Meuscheubaudel  im  Sudan 

GiMlruckt  Martens,  N.  K.  G.  XX  504. 
*•)  Gedruckt  mit  ihrem  Appciulix  bei  ÄIartkns,  N.  K.  G.  XX  505.  Nach 
dieflem  Modell  wurde  auch  die  bereits  an  ihrer  Stelle,  oben  III  N.  79,  auf- 
gefabrte  Additionaleonvention  mit  Portngal  vom  18.  Jnli  1871  geschloMen. 
Anffftllflnd  ist  aber,  daas  die  amerikaniacihe  Abrede  s&mmtHclie,  aach  die 
aof  amerikameebea  Schiffen  betroffenen,  Neger  den  britischen  Antorititen 
>nr  FreSluimDg  sogeitdlt  wiesen  wUl. 

Dem  Leeer  wird  niebt  entgangen  sein,  dass  ich  bei  Bespredrang  der 
britisdien  Conventionen  wider  den  N^;erbande],  von  denen  idi  wlUisdie,  keine 
ttberp:an<,'en  zu  haben,  die  AdditionaWortrage  stets  zo  den  Hauptverträ^en,  anf 
welche  sie  sich  beaiehn,  gestellt  habe.  Nur  so  lässt  sich  eine  wirUiche  lieber- 
sieht  gewinnen.  Eine  historische  Tabelle,  wie  die  von  Martens  et  Cdssy, 
Kecueil  manuel  V  1  io  gegebene,  i^t  vwii  i,'crin<jem  Werth.  Dass  Phillimobe, 
Internat.  Law.  I  cli.  XVII,  sieli  be'.'inigt.  diesen  Katalog  der  Verträge  seines 
eigenen  Landes  mit  allen  Feldern  abznsrhreibon.  ist  ein  sprühender  Beweis 
Yun  der  seltsamen  Unbebolfenbeit  und  Kritiklosigkeit,  mit  der  er  sein  grosses 
Werk  couii>iiirt  hat 
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nnd  in  Aegypten  energisch  zu  fassen.  Da  der  Skiaventransport, 
soweit  er  ein  überseeischer  ist,  unter  der  Flagge  einer  civilisirten 
Macht  dort  kaum  betrieben  wd,  so  würde  allerdings  das  inter- 
nationale Ck>ntrohrecht»  dessen  Darlegung  die  vorstehenden  ünter- 
snchnngen  gewidmet  sind,  ihm  gegenüber  völlig  bedeutungslos  sein, 
hätte  nicht  dasjenige  Ii,  das  die  Seele  des  völkerrechtlichen 
Systems  zur  ünterdriickiing  des  (ircucls  ])ildet,  auch  hier  den 
Boden  völkerrechtlich  vorbereitet.  Hand  in  Hand  nämlich  mit 
den  Bemühungen  der  britischen  Regierung,  die  Mitglieder  der 
Staatengesellschaft  zu  gemeinsamer  Bepressaon  des  SediandelB  mit 
Negern  zu  beetinunen,  liefen  ihre  Strebungen,  durch  Abmachungen 
mit  den  Sultanen,  mit  den  Häuptlingen,  s.  g.  Königen,  überhaupt 
mit  den  Machtbabem  auf  den  afrikanischen  Küsten  und  Inseln, 
allen  Sklavenexport,  sei  es  nach  der  neuen  AVeit,  sei  es  nach 
Asien  hin  wirk-.mi  zu  irihilnreu  oder  ihn  nur  in  lokah-r.  tennin- 
weiser,  quantitiitiver  Beschränkung  stattHnden  zu  lassen.  Zuweilen 
wurden  durch  ihre  Conventionen  wider  die  „traite  d'esclave?>-^  auc  h 
andere  Regierungen  dem  neuen  Interesse  gewonnen^'):  im  Uebrigen 
ist  bis  zur  Gegenwart  seine  Realisirung  lediglich  ein  Element 
englischer  Politik  gewesen;  und  die  eintönige  Geschichte  dieser 
Alwnacbungen,  deren  Zahl  unübersehbar  ist"),  muss  von  dieser 
Darstellung  ausa«'sehlossen  hleilien.  Diejenigen  von  ihnen,  welche 
sich  auf  die  Ktiste  des  w^  stlielien  Atnka's  heziehen,  haben  heut- 
zutage, nach  erfolgter  t«  rritoriaier  Auftheilung  dieser  Landstriche, 
ihre  praktische  Bedeutung  zu  einem  grossen  Theil  verloren.  Ilm 
so  wichtiger  sind  die  ostafrikanischen  geworden.  Anhebend  mit 
den  Verträgen  von  Madagaskar  vom  23.  Oktober  1817  und 
31.  Mai  1823^^),  der  „befreundeten'^  Araber  vom  persischen 
Golfe^  d.  d.  8.  Januar  1820'*),  des  Tmams  von  Maskate  und 
Sansihar,  geschlossen  am  10.  September  1822"'),  kommen  ihre 

**)  So  die  Verdnigten  Stsaten  Im  Aafabnrtonvertrage,  s.  o.  S.  89;  und 
Fnakretch  im  Yertnige  von  1845,  b.  o.  S.  95. 

'*)  Ein  Memonndnin  von  1876  giebt  fQr  dss  Jahr  1864  die  Zahl  der 
,Treaty-«D;ageinentB  with  nncinlised  African  statea  for  the  aoppreesion  of  the 

sUre  tmfle"  auf  79  an,  s.  Englisches  Blaubuch:  Koyal  Commission  offagitive 
Slare«  1876.  C  1516  I  p.  9o.  Eino  Liste  der  Namen  lindet  sich  auf  p.  93 
ibid.  Tn  Hrbtst.kt's  Treaües  Xil  füllt  da«  Kagister:  ..Slave  trade,  African 
chieffi"  allein  7  Seiten. 

'*)  Martens  N.  S.  U  3:i8.  397.    »)  Hbbtslkt.  Treaties  Vlü  794. 

»•j  AlABTEWS  N.  S.  I  594. 


Digitized  by  Google 


—    10«  — 


Stipulationen  mit  wachsender  üebereinstimmung  und  Schärte  dar- 
auf hinaus,  dass  im  Bereich  des  sich  ?erpflichteiiden  Potentaten 
Sklaven  nicht  gekauft,  nicht  verkauft,  nicht  im  Transitverkehr  be- 
fördert werden  sollen,  dass  Freigelassene  zu  schützen  sind,  vor 

All«'iii  aber,  das  1.  M.  KriegssclütiVii  ohne  Weiteres  die  lii  lu^rni^s 
zuerkannt  ist,  in  die  Küstengewässer,  Häfen,  FlussiiHnidini^eii  jener 
Gegenden  einzulaufen,  l)etroifene  „Sklavendhows^*  festzunolimen, 
aufzubringen  und  unter  britische  Admiralitätsjurisdiktion  zu  stellen. 
Von  einem  Beciprodtätsrecht  ist  in  diesen  Uebereinkünften  natur- 
gemass  keine  Kode.  Nicht  die  kriegsrechtliche  Analogie  des 
Verfahrens  gegen  oontichaiKlirciide  neutrale  Schiffe,  sondern  die 
der  Blokade  feindlicher  Küsten,  ist  es,  die  hier  zutrifft.  Die 
neueste  Phase  dieser  ostatiikunischen  Pulitilc  des  britibchen  lieictu» 
knüpft  sich  an  LiviNGSTONE's  glänzenden  l^amen  und  x^irde  mit 
der  Mission  Sir  Baktle  Fe£RE*8  von  1872  eingeleitet.  Ihr  gehören 
insbesondere  die  Verträge  an  mit  dem  Sultan  von  Sansibar,  ge- 
schlossen am  5.  Jnni  1873^^),  mit  den  Herrschern  von  Maskate 
am  14.  April  Ib73'*),  und  von  Mnknlhi  am  7.  Apnl  1873'»), 
sowie  mit  den  Sultanen  des  Komoren- Arcliipels liie  jüngbteii 
Versuche,  dieser  Politik  auch  von  anderer  Seite  licr  einen  festen 
Halt  zu  gewähren,  welche  zu  den  Conventionen  for  //le  BUppressim 
of  the  slave  trade  mit  den  orientalischen  Mächten:  Aegypten  am 
4.  August  1877*'),  der  ottomanischen  Pforte  am  25.  Januar 
1880»«).  dem  Schah  von  Persien  am  2.  Marz  1882^3)^  endlich 
dem  König  von  Abyssinien  am  3.  Juni  1884**)  geführt  haben 
lauien  in  die  Tagesgeschichte  aus. 


**)  tf  ABTINS  N.  B.  G.  XX  520;  mit  Sap^emeiitanrertng  vom  14.  Juli 
1875,  ibid.  N.  a  G.  2.  Urie  U  491.  I&tmsanie  Hittheilangen  d&raber 
maehte  der  treffliche  Ospitan  Malcolm,  spaterer  Malcolm  Paaeha,  in  seiner 
anonymen  Schrift:  Enghind^s  East  AfHcan  Folicj,  articles  on  the  reUtiom  of 
England  to  the  snltan  of  Zaniibar  and  on  the  negotiattons  of  1878«  London  1875 

'*)  Mabtbns,  N.  B.  G.  XX  519.       Ibid.  518. 

Namentlich  tob  Jobanna,  8.  USn  1878,  Habtbns,  N.  B.  G.  XX  522; 
nener  Vertrag  ¥om  19.  Oktober  1882,  ibid.  2.  s^rie  IX  241.  Von  Mobilia, 
neuer  Vertrag  vom  24.  Oktober  1882,  ibid.  IX  24S  n.  6.  f. 
Martens  N.  K.  G.  2.  seric  n  493. 

")  V.  V.  Slave  trade  nr.  2  (1881)  C.  .'J060;  neb«t  DeUaration  to«. 
S.  März  1883,  P.  P.  Slave  trade  nr.  2  (1883)  C.  3590. 

•»)  P.  P.  Slave  trade  nr.  2  (1882)  C.  ^'M\. 

^)  F.  P.  Slave  trade  nr.  3  (1884)  C.  4099. 
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V. 

Am  den  vui-jsWheiidon  Untcrsuclnmgen  eigiel)t  hicli,  dass  das 
inteniationale  System  zur  Unterdrückung  des  afrikanisclicn  Sklaveu- 
handels  in  seinem  dermaligen  Bestände  dreierlei  versc)üedene,  aber 
in  nahem  Zusammenbaiig  mit  einander  stehende  Anordnimgen, 
Einrichtungen,  Verhältnisse  umfasst: 

1)  Innerhalb  des  völkerrechtlichen  Verbandes  hesteht  eine 
rechtliche  Gemeinschaft  von  —  Ik  ut/.utage  26  —  Mächten  *), 
welche  in  vertragsmässiger  Gegenseitigkeit  sich  verpflichtet  haben, 
demjenigen  Betrieb  des  Sechandcls.  der  dem  Trausporte  von  ein- 
geborenen Afrikanern,  um  sie  in  Sklaverei  zu  versetzen,  gewidmet 
ist,  nicht  dulden  zu  wollen.  Biese  Staatengememschaft,  auf  dem 
Wiener  Congress  1815  angeregt,  hat  durch  die  Berliner  Con- 
ferenz  1885  ihre  endgiltif^t»  Bestätigung  dahin  erhalten,  dass  jener 
Haiidelsbetric  1)  nls  d(iii  t oiiventionellen  \'ölk<'isoerecht  zuwider- 
laufend aiif  rk.innt  worden  ist.  Als  das  Mittel  zur  Darchfüliniiij^ 
eines  solchen  Verbotes  ist  nicht  bloss  die  gegenseitige  Verbindlich- 
keit der  (Ttmieinschaftsgbeder.  dasselbe  innerhalb  ihres  partikulären 
Machtbereichs  landesrechtüch  durch  Strafvorschrüten  in  thatsäch- 
lieber  Geltung  zu  erhalten,  in  Anspruch  genommen  worden.  Denn 
da  als  Begehungsort  des  Deliktes  sich  das  Weltmeer  darstellt,  so 
wSre  Vermögen  und  Erfolg  des  Einzelstaats  unzureichend.  Yiel- 


V)  Es  sind  13  europäische:  Grossbritannien,  Deutschland,  Frankreich  {ist 
ftUB  dem  oben  IV  N.  59  angegebenen  Onitide  immerhin  noch  cinzurrohnen), 
0»"st»>rr«i«  Ii -Ungarn,  Russland,  Italien;  Spanien.  Portugal,  Niederland.'.  Utlirien. 
Dänemark,  Schwed'n-Nurwegcn.  Die  Verpflichtungen  dieser  Staate  n  unilas.scu 
selbstverständlich  sowohl  Centrairegierung  als  etwaige  Kolonialgouvi'ni'  iiK'nts. 
Zn  ilincn  inuss  seit  1880.  s.  o.  TV  N.  82,  auch  die  Türkei  mit  ihivu  Xclieu- 
UuJern  gerechnet  werden.  Damit  sind  es  die  13  europäischen  Siguatarmächte 
der  Geueralskte  von  1885.  NScbstdem  11  aiuerikanisehe  Mächte:  die  Union; 
tfexiko,  VeDezneU»  Columbien;  IScuadort  Bolivta,  Chile;  Argentina  und  Uru- 
gnaj;  endlidi  die  beiden  Republiken  der  Inüel  Haiti;  es  fehlen  also  Brasilien, 
Peru  und  Centraiamerika.  HltuugekoDimen  ist  eine  asiatische  Macht,  nfimlich 
Penien  (seit  1882,  s.  o.  IV  N.  83);  und  eine  arrtkanischi«,  nämlich  der  Kongo- 
Staat,  s.  o.  1  N.  11. 
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mehr  hat  man,  in  Jillnialilicher  mühevoller  Entwicklung,  der  bloss 
muuicipaleii  Hcpifssion  ein  weiteres  Verfnhren  als  unerla.sslicii 
zugefügty  vermöge  dessen  die  Durchführung  des  Verbotes  von  den 
verbundenen  Regierungen  unter  internationale  Controle  gesetzt 
worden  ist:  dergestalt,  dass  sie  die  Nationalflaggen  gegenseitig 
einer  Ueherwachung  durch  ihre  Kriegsmarinen  unterworfen  haben. 
Diese  Unterwerfung  ist  lediglich  dazu  bestimmt,  die  Handhabung 
der  landesrrpsetzhchen  Strafandrohungen  wider  den  reprobirteii 
Handelsbetrieb  durch  speciell  verabredete,  seepoiizeiliche  Maass- 
regeln in  geordnetem  Vorfaliren  sicherzustellen.  Sie  beniht  auf  frei- 
williger, redproker  Bindung  der  Seemächte  und  cbarakterisirt  sich 
juristisch  als  ein  zwischen  den  einzelnen  vertragsmfisdg  bestehendes 
obligatorisches  Y^Mltniss.  Sie  kann  demnach  weder  als  eine  völker- 
rechtswidrige Uebertragung  von  Kncgsmaassregeln  auf  den  Fried«  us- 
stand  aufgefasst  werden;  noch  lässt  sie  sich  als  ein  anmaasslicher 
Eingriff  in  die  dem  Staate  begriffsmässig  zustehende,  völkerrecht- 
lich verbürgte  Souveränetät  kritisiren.  Yiehnejir  erscheint  sie  als 
eine  gemeinnützige  Veranstaltung,  um  ein  grosses  humanitäres  An- 
liegen, das  als  wesentliches  Element  modemer  Gresittung  an- 
erkaiiiii  ist,  dessen  Realisi]  ung  alx'r  die  Einzelkraft  aucli  des 
mäclitigsteii  ReirlK^s  iiberrap^t,  im  EiiivenicIniHMi  ijesammtcr  Staaten- 
gesellschaft zu  tliiit  schlich  garantirter  Yerwirklichuttg  zu  bringen^). 

Weltgesclüchtlich  hat  diese  Veranstaltung  die  unermessliche 
Bedeutung  gehabt,  dass  sie  das  vornehmste  Mittel  gewesen  ist, 
die  Idee  der  Abolition  angeregt,  gepflegt,  zur  Reife  gebracht  zu 
haben.  Praktisch  hat  sie  nur  unvollkommen  gewirkt;  und  nach- 
dem iniierliall)  der  civilisirten  Staaten,  also  der  vollberechtigten 
Subjekte  des  internationalen  Verl)andes,  das  Eigenthuni  des 
Menschen  am  Menschen  aufgehört  hat,  oder  in  naher  Zeit  auf- 
hören wird,  eine  Bechtsinstitution  zu  sein,  hat  sie  zum  grossen 
Theil  ihren  Grund  verloren.  Immerhin  zu  entbehren  wird  sie 
erst  dann  sein,  wenn  die  Aufgaben,  die  sie  sich  gestellt  hat,  von 
Afrika  selber  werden  in  die  Hand  genonniK  n  werden  können. 
Diesei-  Zeitpunkt  ist  noch  ferne,  wiewohl  duü  Ii  die  Sehöpfnngen 
der  Berliner  Couferenz  von  iÖb5  näher  gerückt.    Wohl  aber  ist 

*)  Es  fr^reiclit  mir  zur  Fremlo  horvorliebon  zu  können,  dass  ich  der  naiu- 
licheii  Auifassung  bereits  in  einer  iilteren.  niclit  ^,'eiuif;  frekaiiiiten  h"UäiiUiscben 
Tnaii(rt]raHi8.«ertafion :  J.  vav  Kjk.  De  nlffemeene  bcjuniiselon  van  bot  iutt*r- 
uatioiiual  policiercgt,  Antäifrdnm  18C0,  p.  160,  begegnet  bin. 
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sie  einer  Verbessenmg  bedürftig  und  fähig;  denn  das  seerechtUche 
System,  vie  es  heute  besteht,  ist  formeU  und  materiell  mangelhaft. 

Formen  fehlt  diesem  Systeme  die  Einheit  des  YerpflichtungS' 
gmndes.   Eimnal  ist  es  in  einer  schwer  übersehbaren  Zahl  von 

Seimratverträgen  sehr  iinglciclien  Inhaltes  niedergelegt,  demnach 
an  alle  W'ccliseltallc  iiartikulärcii  Vriti-at^srcclites  geknüpft.  Iii 
fast  i\]\vu  (lie.sen  V'eilriigeii  sodann  crsrlicint  /wnr  die  britische 
Äegieruiig  als  Contrahent,  der  gt  genüher  die  anderen  Mächte, 
jede  für  sirli,  l)efugt  und  verpflichtet  sind;  unter  sich  aber 
haben  diese  Mächte  Gegenseitigkeitsrechte  nur  in  sehr  geringem 
Umfange  geschaffen').  Die  Folge  davon  ist  gewesen,  dass  alle 
die  britischen  Oartelstaaten  das  Bedürfnis,  von  den  Befugnissen, 
die  die  Verträge  ihnen  gewähren,  (  lehrauch  zu  machen  nur  in  be- 
Kcliränktestem  Maasse  pniptiindi  ii  liaben.  Thatsarliliili  geriren  sie 
^irh  als  Mr)«5s  veii)Hirlit('t :  thatsächhch  tritt  England  nllein  als 
berechtigt  aul'.  Das  mächtige  Inselreich  ist  in  der  Lage  mit  den 
Leistungen,  die  es  zur  Verwirkhchung  eines  jener  Verträge  über- 
nommen, zugleich  alle  andern  zu  erfüllen.  Aufgabe  wird  es  dem- 
nach sein,  die  grosse  Angelegenheit  aus  der  emseitigen  Interessen- 
Sphäre  Grossbritanniens  herauszuziehen,  und  die  bunte  Mannich- 
faltigkeit  der  Einzelconvention en  durch  einen  allgemeinen  Vertrag 
nach  dem  Vorgange  der  Berlin»  r  r-roneralakte  von  1HH5  nnd  der 
zahlreichen  «Unionen",  in  denen  licntc  die  Fortschritte  des  Völker- 
rechtes vomehmhch  sich  vollziehen,  zu  ei*setzen.  Sollte  nicht  das 
eni^che  Volk,  das  der  Sache  so  viele  Opfc  r  geh  nicht  hat,  gegen- 
wSrtig  entlastet  werden?  Damit  würde  auch  das  letzte  dem  see- 
rechtlichen B6gime  noch  immer  anhaftende  Odium  entfernt,  der 
Boden  flir  verwandte  internationale  Organisationen  auf  dem  Meere 
geebnet  werden  können. 

Materiell  krankt  das  bisherige  System  an  der  erstaunlichen 
Ungleichheit  der  Stipulationen.  Zunäch'^t  ist  «las  Seerevier,  auf 
welchem  die  lintersuchungsakte  vollzogen  werden  dürfen,  ungleich 
abgegrenzt.  Visitation  und  Aufbringung  von  Kauffahrteischiffen 
kann  innerhalb  weiter  Breiten  des  Oceans  einem  Staate  gegen- 

'J  Gegenseitige  Durchsuchangsroehte  aaf  dem  Meere  behufs  Ropression 
de»  Negertransiwrls  bestehn  de  jure,  abgesehn  von  den  britischen,  nur 
zwischen  T> -nt-rbhnd,  Oesterreich,  Russland  gepff^ncinnndf'r ;  7wisrh<^n  Frank- 
reich uikI  Scinvedcn;  Frankreich  und  Dänemark;  Frankreich  und  Italien; 
Frankreich  und  Haiti  gegeneinander. 
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über  illegal,  dem  andern  gegenüber  cartelmässig  seiu*).  Sodann 
sind  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  Kreuzer  zur  Durch- 
suchung schreiten  kann,  different:  während  das  biitisch-franzosische 
Hegime  von  1831/3  und  mit  ihm  unser  Vertrag  von  1841,  die 

vorgängige  Autorisation  dos  (liiiclisuclienden  Offiziers  seitens  der 
Kogiening.  unter  dvwu  Flagge  das  betroffene  Scluli  fahrt,  ver- 
langt, nehmen  die  übrigen  Conventionen  von  solchem  Erforder- 
niss  Abstand.  Endlich  haben  die  Verträge  die  Pnsei^jurisdiktion, 
welcher  alle  der  Sklavenfrachtfabrt  verdächtigen  Fahrzeuge  unter- 
worfen werden  sollen,  verschieden  geordnet.  Zwar  gilt  fast  aus- 
nahmslos der  Satz,  dass  das  Gericht  des  Oaptors  niemals  com- 
petent  ist.  Tliatsächlich  sind  eben  Sklavenfahrer  an  sich  keine 
Piraten;  können  demnach  auch  tiktions weise  nicht  als  solche 
völkerrechtlich  behandelt  werden.  Im  Uebrigen  aber  geht  das 
Conventionelle  Recht  nach  zwei  Richtungen  auseinander.  Entweder 
wird  das  competente  Landesgericht  des  aufgebrachten  Schiffes  be- 
fasst:  so  das  britisch-französische  System,  der  Quintupelvertrag 
und  die  jüngste  nordanH-rikanische  Convention.  Oder  es  hat  (he 
Aburtlieilun^'  dnreli  peniischte  Geneht.sh(">re  zu  erfolgen,  die  von 
den  beiden  interessirten  Kegieruugeu  besetzt  sein  sollen:  so  die 
übrigen  Verträge.  Aufgabe  wird  es  demnach  sein,  alle  diese, 
heute  jedes  Grundes  entbehrenden  Rechtsungleichheiten  zu 
beseitigen;  zugleich  freilich  auch  die  nicht  mehr  motivirten  Härten 
des  Rechtszttstandes,  soweit  derselbe  ein  tibereinstimmender 
ist:  also  inslx'sondore  die  Bestimmungen  über  den  liegalbeweis 
und  über  die  Antljriiiguugfshäl'en  durch  angemessenere  zu  ersetzen; 
auch  die  Durchsuchungsbezirke  des  atlantischen  und  des  indischen 
Meeres  auf  ein  engeres  Revier  zu  reduciren. 

2)  Innerhalb  des  völkerrechtlichen  Verbandes  ist  durch  die 
Berliner  Generalalcte  von  1885  eine  —  gegenwärtig  15  —  Mit- 
gheder^)  umfassende  Staatenunion  mit  der  Absicht  gebildet  wurden, 
das  seerechtliche  Verbot  der  Negerverlrachtung  auch  auf  den 

*)  Ple  Grenzen  schwanken  —  von  Einzelheiten  ahgefl^en  —  xwischeo 
den  weiten  dw  britisch-holländischen  R^^iines.  s.  o.  HI  X.  39;  den  engem 
unseres  Vertrages  von  1841;  den  noch  beschränkteren  des  britisch-franzOsischeD 
Systems  Ton  1881/3;  den  engsten  des  britisch-nordamerikanischen  Vertrages 
von  1862,  s.  o.  IV  N.  67.  In  den  Verträgen  ob^n  III  N.  60  -72  ist  d» 
Visitationsrecht  ganz  ohne  alle  räumliche  Einschränkong  stipnlii  t  worden. 

^)  Nämlich  die  14  Mächte  der  Berliner  Conferenit  a.  o.  I  N.  3  und  der 
neae  »£tat  ind^peudant  da  Congo",  s.  o.  I  N.  11. 
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hmneiiländischen  Handel  des  äquatorialen  Afrika*8  insofern  zu 
übertrafen,  als  in  denjenigen  Landrevieren,  die  zu  dem  „conven- 
tionellen  Eongobecken"  zusammengefasst  worden  sind,  nicht  allein 
die  uberseeische  Sklavenausfulir  nicht  geduldet;  sondern  auch  der 

I^rtiidhandel  mit  l^nfrcien  unterdrückt  werden  soll.  Diese  Ver- 
bindlichkeit trifft  zu  Wasser  und  zu  Ijjnidp  alle  Si£jnatar-  und  ad- 
liärirenden  Mächte?  der  Gencralakte,  welche  iniierhulh  des  con- 
ventionellen  Kongoheckens  „une  inhuence"  ausülien.  Insbesondere 
aber  liegt  sie  den  Kongoregienmgen*)  ob.  Für  diejenigen  Land- 
reviere, in  denen  solche  Regierungen  nicht  vorhanden  sind^),  ist 
die  internationale  Kongoschififahrtscommission  an  oberster  Stelle 
mit  der  Durchführung  des  Verbots  betraut. 

3)  Innerhalh  des  völkerrechtliclK'n  Verhandes  übt  Gross- 
])rit:iiiiiicii  allein  die  durch  zalilrcic  lio  I^ehereiiikünfte  mit  ostafii- 
kaiiischen  und  asiatischen  Küstenstaaten  (uiciil;! lischer  (:iesittung 
speciell  zugestandene  Befugniss  aus,  den  Export  und  die  Zufuhr 
von  Sklaven  aus  und  nach  jenen  Gegenden  von  der  See  aus  in 
der  Weise  zu  bekämpfen,  dass  zu  diesem  Zweck  die  dortigen 
Insehi  und  Küstenstriche  durch  britische  Kreuzer  in  einer  Art 
von  (])a])iemem)  Blokadezustand  gehalten  werden.  Dieses  Rechts- 
verhältniss  hat,  da  europäische  Flagiirii  kaum  in  Frage  kameu, 
zu  einer  Anfcchtunfif  seitens  der  civilisirten  Staaten  bis  jetzt  nicht 
geführt.  Immerhin  kann  es  als  ein  normales  iii(  ht  erachtet  werden. 
Soweit  die  ostafrikanische  Küste  zum  conventioneilen  Kongobassin 
geschlagen  worden,  dürfte  es  schon  jetzt  zur  Cognition  der  Berliner 
Oonferenzmächte.stehn.  Aber  selbst  jenseits  dieser  Zone  scheint 
es  im  Greiste  der  Generalakte  von  1885  zu  liegen,  dass  Gross- 
britannien auch  auf  den  ostafrikanischen  Meeren  seine  dvilisa- 
toiische  Mission  mit  den  andern  Seemächten  zu  thcilen  haben  wird. 

*)  Sie  sind  aafgeBäUt  oben  I  N.  10.  12.   ')  S.  oben  I  N.  B9.  31. 
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VerantwarUichkeit  der  Beamten 

für  die 

Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen 

nack  dem  Rechte  des  deutschen  Reiches 
und  der  grösBeren  Qliedstaaten  desselben. 

Von 

Dr.  jui*.  Fritz  Werner  Frechd^ 

K«f«r«Q4«r  xa  StrMtbnrg  i.  E. 

ElnleltaBff.  Die  Ziele  der  Arbeit. 

Das  Wesen  des  Rechtsstaates  beruht  auf  dem  Grundsatz, 
dass  die  Verwaltung  sich  innerhalb  der  Schranken  der  Rechts- 
Ordnung  bewegt.  Diese  Fundamentalforderung  des  Rechtsstaates 
bringt  als  Korrelat  die  andere  mit  sich,  dass  die  Interessen  jeder 

einzelnen  der  Staatsgewalt  unterworfenen  Privatperson,  wie  gegen 
gesetzwidrig'  Handlungen  anderer  Privater,  so  auch  gegen  gesetj^- 
widrige  Eingriffe  der  Verwaltung  ^^^rksamen  Schutz  finden 
Daher  wird  die  Verantwortlichkeit  der  Organe  der  Staatsver- 
waltungy  d.  h.  der  Beamten »  für  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  Amts* 
handlungen  als  das  Palladium  des  Rechtsstaates  angesehn. 

Zur  Einschränkung  dieses  Postulates,  sowohl  Hinsichtlicb 
der  materiellrechtlichen  Seite,  der  Verantwortlichkeit,  als  auch 


0  Dieser  Gedanke  ist  uiigefUiTt  in  der  Schrift  von  Basuk,  Der  Rechts- 
staat, insbes.  f  18  S.  57.  liOB.  Stüh,  Die  VerwaUnngslehre  I.  Th.  (2.  AoS.) 
S.  373,  374. 
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hinsichtlich  der  foriiieUieclitücheu  Seite,  der  gerichtlichen  Ver- 
folgbarkeit der  Beamten,  kommen  zwei  Momente  in  Betracht. 

Das  erste  Momeat,  materieller  Natur,  besieht  aicb  auf  die 
nothwendige  Zentralisation  der  Geschäftsleitung  in  der  Staats- 
Terwaltong ,  vermöge  deren  die  vorgesetseten  Behörden  die  Amts- 
ftihrunj?  der  ihnen  Untergebenen  zu  leiten,  die  Letzteren  al)er 
den  Anweisungen  Jener  Folge  zu  leisten  lial)on^).  Wenn  iiaiiilich 
eine  uneingeschränkte  \'er:iiit\vortliehk('it  der  J'rivatperaon  fiir  die 
Folgen  ihrer  Handiungeu  nach  Mjiasssgabe  der  Rechtsorduimg  des- 
halb einer  Schwierigkeit  nicht  unterliegt,  weil  dieselbe  in  ihren 
Entscbliessungen  grundsätzlich  frei,  an  keinen  fremden  Willen 
gebunden  erscheint,  so  muss  die  Verantwortlichkeit  des  Beamten 
für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Amtshandlungen  uothwendig  durch 
die  Thatsache  eine  Einschränkung  erfahren^  dass  er  in  Amts- 
sfichen  gruudsätzHch  niclit  volle  Freiheit  der  Eutschliossnng  ge- 
uiusst  Denn  eine  uii beschränkte  N'eraiitwortlic  i»ktnt  für  die 
Gesetzmässigkeit  einer  üimdlung  hat  ein  unbeschränktes  Prüfungs- 
recht  bezüglich  derselben  zur  nothwendigen  Voraussetzung'). 

Als  ein  weiteres  Moment »  formeller  Natur,  wird  gegen  die 
Forderung  einer  Verantwortlichkeit  des  Beamten  für  die  Gresetz- 
massigkeit  seiner  Amtshandlungen  der  Gesichtspunkt  geltend  ge- 
macht, dass  die  Energie  der  Verwaltung  einen  besonderen  Schutz 
gegen  frivole  Klagen  oder  Denunziationen  ei  lieische,  einen  Scliutz, 
welchen  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Geneiit.sverla.s>.ung  und 
des  Prozesses  nickt  zu  gewähren  vermögen^).   Demgemäss  war 

*)  Labahd,  Das  Stastnecbt  das  dsutochen  Reidiss  II,  §  68  8. 222,  II. 
*)  iDwiefern  dieie  Sfitie  hinBichtlich  dM  tidtterlieben  Besinteii  eine 
Aendemng  er&bnn,  wird  epiter  ^  Abwhn.  I  Kap.  I  §  8  ^  sa  Migen  sein. 

UBAm>.  a.  t.  0.  I,  §  40  S.  425.  -  TgL  die  Sfitie  dee  preimieeheii 
AUgemdiMD  Landnchte: 

§  7,  I,  3:  »Soweit  eiae  Handlang  frei  ist.  werden  die  nnmittelbsfen 
Folgen  derselben  dem  Handelnden  allemal  xagerechiiet.'' 

§  14  I,  3:  .Der  Qiad  der  Zorechnong  bei  den  anmittelbaren  sowohl,  als 
mittelbaren  Folgen  einer  Hsadlnng  richtet  sieb  nach  dem  Gnde  der  Freiheit  bei 
dem  HaiMk-Inden"; 

unil  fr.  169  pr.  D:  de  £.  J.,  50,  17:  ,  . .  ^os  vero  nalla  culpa  est  cui 
parere  necesse  sit." 

and  vgl.  V.  D.  BkojvE,  Von  Staatsämtern  and  ötaatsdienern  (17d7) 
^  B4  ö.  114. 

•)  V.  RöKNK.  Daa  Staatsrecht  der  preusMsclien  Monarchie,  II,  1.  Abth. 
(3.  Auil.j  §  340  A.  4  S.  507.    Uauseb,  Die  deuticbe  6eriehts?eKiMung,  in 
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in  einzelnen  deutschen  Partikularrecliten  die  Verfolgbarkeit  der 
Landesbeamten  nach  irauzösischem  Vorbilde  von  der  vorgängi^en 
Genebmigung  einer  Verwaltungsbehörde  abhüngig  gemacht  worden*). 
Wenn  ein  Blick  auf  die  beiden  soeben  oberflächlich  berölirten 

Seiten  unserer  Friiij«»  die  Schwierigkeiten  derselben  erktimen 
lässt.  so  ist  die  lakoiusrlu*  Kür/c  des  (Irntsclicu  Gesetzgel h'I-h 
bctrcnullich,  welcher  im  J:?  13  eines  umfassenden  Gesetzes  Ul»er 
die  Kechtsverbältnisse  der  Reichsbeamten  (vom  31.  März  1873) 
die  ganze  Frage  mit  dem  einen  Satze  abfertigt :  ^  Jeder  Reichs- 
beamte  ist  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen 
verantwortlich". 

Nun  wird  zwar  eine  geeignete  Interprotntion  dieser  Gesetzea- 
wurte  auf  Grund  allgemeiner,  durch  die  iieichsgesetzgeltung  an- 
erkannter Prinzipien  den  Anforderungen  der  Zentralisation  der 
Geschäftsleitung;  wie  bald  näher  ausgeführt  werden  wird,  Rech- 
nung zu  tragen  vermögen.  Ja,  wir  werden  sehn,  dass  eine  geeig- 
nete Interpretation  des  §  1 3  R.-B.-G.  auf  Grund  jener  Prinzipien 
in  einer  tur  H<>ic!is-  und  Landeslieamte  gleichm'issigen  Weise  die 
Collision  der  beiden  Prinzipien,  des  Prinzips  der  Vernntwui  tlich- 
keit  der  Beamten  und  des  Prinzips  der  Zentralisation  der  Ge- 
scbäftsleitung  grundsätzlich  zu  regulieren  vermag  (vgl.  unten 
S.  143  a.  E.)* 

Für  die  formellrechtliche  Frage  der  gerichtlichen  Verfolg- 
barkeit der  Reichsbearaten  jedoch  ist  durch  §  13  R.-B.-G.  keine 
Bestimmung  getrotien  worden^).    Wenn  nun  für  das  Recht  der 

der  Ztschft.  f.  Reichs-  und  Landesrecht  S.  5  A.  5  al.  2.  Insbttondcre  vgl. 
dieVerhandlnngen  des  dontschen  Reichstages  bei  der  2***  und  8**"  Be- 
nthung  des  §  9  a  (jem  §  11)  des  £inf.-Ge8.  mm  G.-V.-6.  (Sitcungen  v.  25.  N^yr. 
n.  20.  Des.  1876)  und  zwar  die  Reden  der  Abg.  Da.  Ghbist  (Rt.-Verh.  Sess> 
1876  I,  8.  383)  und  Da.  Laskib  (das.  II,  8.  930.). 
')  Das  NSbere  unten  im  xweiten  Abschnitt. 
Dieser  Satx  ist  nicht  unbestritten.  Man  legt  dem  %  13  R.-B.-6.  die 
Bedeutung  unter,  als  wolle  er  die  Freiheit  der  gerichttieben  Verfolgbarkeit 
eines  Reicbsbeamten  aussprechen,  welcher  unter  der  Herrschaft  eines  Landes- 
rechts  domilizirt  sei,  das  den  Rechtsweg  gegen  Beamte  Ton  der  Genehmigani^ 
einer  besonderen  Behörde  abhängig  macht.  Das  Kesnltat  ist  richtig ;  die 
Begründunir  desselben  aus  einer  formellrechtlichen  Bedeutung  des  §  13  unrichtig, 
wie  unten  im  zweiten  Abschnitt  gezeigt  werden  soll.  Ja,  man  i^t  -oweit  gegangen, 
den  Satz  des  §  18  für  den  Fall,  dass  ihm  jene  formellrechtliche  Bedeutung  nicht 
zugestanden  würde,  als  nichtssagend  oder  selbstverständlich  zu  bezeichnen: 
F0XBT80H,  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  Verwaltangsbeamten  in  fUsatfe-liOth- 
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Reichsbeamten  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Gerichtsverfassung 
und  des  Prozesses  eine  Aeuderung  nicht  erfahren  haben  ^}|  so 
sind  dnrch  ein  anderes  Reichsgesetz,  nSmlich  durch  §  11  al.  2 
des  Einführungsgesetzes  zum  Reichs-Gerichts-VerfaBsuugsgesetze 
fiir  die  Landesbeamten  derjenigen  Bundesstaaten,  deren  Gesetze 
hier  zum  .Scliiitze  der  Verwaltung  Aiisnahmebestiniinungen  einge- 
führt hatten,  dieselben,  wo  nicht  aiifgcliohcii,  doch  nach  einer 
dem  Rechtsstaat  gemässeren  Hichtung  hin  umgewandelt  worden. 

So  soll  denn  die  vorliegende  Arbeit  ausführen,  in  welcher 
Weise  §  13  R..B.-G.  und  g  II  EM.  zum  G.-V.-G.  die  juristi- 
schen Gfrundlagen  ftir  die  Frage  der  BeamtenverantwortUchkeit 
nach  der  materiellen  und  formellen  Seite  hin  bezeichnen,  und 
weiterhin,  in  welcher  "Weise  die  Landesgesetzgehungen  auf  diesen 
Grundlagen,  hezw.  iimcrhull)  der  durch  dieselben  errichteten 
Scliranken  iliir  Wirksamkeit  ausgeübt  haben. 

Indem  wir  uns  diesen  beiden,  durch  die  angezogenen  Para< 
graphen  der  Reichsgesetzgebung  bezeichneten  Seilen  unserer  Frage, 
einmal  der  materiellen  Seite,  wie  sie  §  13  R.-B.-G.  behandelt, 
nlmlich  der  ziyU-  und  strafrechtlichen*)  BeamtenverantwortUch- 
keit, und  weiter  der  formellen  Seite,  der  Art  ihrer  Verwirklichung, 

ringen,  in  PrrnFi/i  ^  /i  olift.  f.  fmnzös.  Zivilr.  X  S.  492,  403.  Past  dii  se  Hchanp- 
tQDj^  iiiclit  zutrilVt,  vuli  die  vorliegende  Arbeit  zeigen.  Wir  wenlen  «ehii,  iimn 
§  13  li.-B.-G.,  der  d».'u  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des  lleichsbeamten 
„für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlicheu  Handlungen"  auri>teUt,  nach  der  in) 
Text  bereits  angedenteten  Rielitung  hin  die  gtaatsrecbtlichen  Voraas* 
seil  an  gen  der  privat-  and  straf  rechtlichen  Te  ran  t  wort  lieb- 
keitdes  Beichsbeamten  enthält.  Vgl  Labavd,  a.  a.  0. 1,  §  41  S.  141  a. 

*)  Die  nähere  Begr^n^iu^g  Abschn.  II,  Kap.  I  §  2,  a). 

^  Es  ist  rielfaeh  behauptet  worden,  die  strafrechtliche  Terantwortlicbkeit 
werde  durch  §  13  nicht  berfthrt,  weil  dieselbe  bereits  durch  daa  Reichs^Straf* 
Gesetzbnch  ihre  Regelung  gefunden  habe.  Kankqiesseb,  Das  Recht  der  deutschen 
Beichsbeamten  (Kommentar  sum  E.-B.-G.)  SB  §  13  S.  ($4  II,  1  al.  2.  Vgl. 
aoi  den  Reichstagsverhandlun^'en  der  zweiten  Berntliung  des  §  \?,  (Sitzung 
Tom  25.  April  1S72)  die  Reden  der  Ab<:eordneten  Roemkr  (Rt.-Verh.  1872  I, 
S.  158.  150  und  Du.  ScmvAUZE  (ebenda  S.  16t>)  [bei  Kanngies.iku  a.  a.  0. 
S.  61,  b2J.  FoEBT.xcii  a.  a.  O.  S.  4U'Mt  Althoff,  Foert^^ch  u.  A..  Sammlung 
der  in  Elfass-L othring^en  trelteiiden  üesette  II.  zu  Art.  75  der  Verf.  v.  22  frim 
Vin.  S.  l')5  A.  1  al.  ^.  Jene  Begründung  schliesst  aber  nicht  aus.  dass  die 
staatsrechtlichen  \  <•  raussetz uugen  der  strafrechtlichen  Verantwortlich- 
keit, welche  im  R.-St.-G.-B.  nicht  behandelt  worden  sind,  nämlich  das  Ver- 
biltniss  der  staatsrechtlicben  Prüfangspflicht  des  Beamten  gegenüber  dem 
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zuwenden,  scheideu  wir  andere  materielle  und  tornullc  iSeiteu 
derselben  Frage  von  unserer  Besprechung  aus,  uiüiilich  die  poli- 
tische und  die  disziplinarrechtliche  YerautworUichkeit  sowie  die 
Formen  ihrer  Verwirklichung. 

Die  politische  Verantwortlichkeit,  nämUch  die  Ministerverant- 
worlliclikcit  ^jegenüber  der  \'olkhVci  tretiniir,  steht  desshalb  ausser- 
halb des  Kalimens  unserer  Untersuchung,  weil  sie  nicht  sowohl 
eine  Verantwortlichkeit  für  die  Gesetzmässigkeit  von  Amtslmud- 
lungen,  als  vielmehr  eine  Verantwortlichkeit  für  die  Zweckmässig- 
keit, fiir  die  politische  Korrektheit  der  Verwaltungsthätigkeit  be- 
deutet Die  disziplinarrechtliche  (staatsrechtliche)  Verant- 
wortlichkeit aber,  welche  in  erster  Linie  ebenfalls  iiielit  eine  \'er- 
antwortlichkeit  für  die  Gcäcizniühsigkeit  einer  Anililuuuiiuug, 
sondern  eine  \^erantwortlicldceit  für  die  Korrektheit  der  Amts- 
führung,  fUr  die  treue  Beobachtung  der  von  dem  Beamten  dem 
Staate  gegenüber  übernommenen  Vertragspflichten  ist wiht  uns 
auch  desshalb  nicht  eingehender  beschäftigen,  weil  sich  der  Wort- 
laut unseres  Themas  an  den  des  §  13  R.-ß.-(i.  anschliesst ,  die- 
ser Parji^M-ai)h  ai)er  von  einer  disziplinarrechtlichen  Verantwort- 
hcbkeit  nicht  handelt  Gleichwohl  werden  wir  die  diszipiinar- 
rechtUche  Seite  unserer  Frage  aus  dem  Grunde  zu  berühren  haben^ 
weil  dies  für  eine  richtige  Konstruktion  des  Begriffes  der  „Ge- 
setzmässigkeit der  amtlichen  Handlungen*^  nothwendig  erscheint 

In  Gemässheit  der  obigen  Ausführungen  soll  sich  ein  erster 
Abschnitt  mit  dem  materielh*echthchen  Theile  unseres  Theuiiis, 
der  zivil-  und  stra&echtUchen  VerautwortÜchkeit  des  Beamten, 


h&beren  Befehl  la  seiner  strsfrechtliehen  Verantworflicbkeity  durch  g  18  feet- 
geetelli  worden  aind.  —  vgl.  oben  A.  7.  —  Aue  welchem  Grande  Fobbtsob 
(«.  a.  0.  S.  494)  es  COr  »spraebUch  nnmöglicb*  fallt,  dase  §  18  von  straf- 
rechtlicher TeraatwortUcfakeit  bandle,  ist  mir  nicht  Terst&ndUcb  geworden. 
Laband  a.  a.  0.  n  §  68  6. 228  c. 
»)  Labamd  a.  a.  0.  I  S  41  8. 482. 

*')  H.S0HOI1ZI,  Lehrbuch  des  dentscben  Staatsrechtee,  I  |  182  8.  331: 
«Während  bei  der  peinlichen  Bestrafang  nur  die  ein^telne  veri>önte  Handlang 
beortheUt  wird,  kommt  bei  der  Disziplinarbestrafung  das  Verhalten  des 

Beamten  in  seiner  Totalitat  in  Betracht. * 

»j  Aede  des  Abg.  Roemkk  im  Reichstag  (1872  Verh.  I,  S.  158).  KaNH- 
01I8SEB,  a.  a.  0.  zu  §  13  S.  64  II,  1  al.  2,  zu  §  10  S.  50.  D.  4. 

VON  Zedlttz-Nkckibcu,  Die  Rechtsverhältnisse  der  lieichsbeaoiten 
(Kommentar  som  &-B.-ä>  tu  §  10  8.  8  n.  31,  sa  §  13  8.  9  n.  lö  g.  £. 
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II  ml  zwnr  zunächst  mit  den  rechtlichen  (iiuinlia^^tu  »iei  selben, 
beschäftigen.  Dahei  leitet  uns  die  Aufgabe,  als  Richtschnur 
unserer  Untersuchung  den  Begriff  der  „Gesetzmässigkeit^  der  Amts- 
handiimgeii  in  §  13  E.'B.-G.  juristisch  zu  definiren, 

I.  Absclmitt. 

Maleriellrechtllcher  Thell; 
ito  siviU  mmA  stnilreditlicbe  Tenwtworillebkelt  der  Beanlem 

Erstes  Kapitel. 
Bio  jniWBohaiL  ftnmdlagoa  dar  siTil-  und  rtraüreohtliclien 

Yerantwortliolikeit  der  Beamten. 

§  1.  Der  Begriff  der  „Gesetzmässigkeit  der  amtlielien 

Handlungen''. 

Die  Beantwortung  der  Frage,  in  welcher  Weise  die  Forde- 
rong  der  BeamtenTerantwortlichkeit  mit  der  Forderung  einer  zen- 
tnJisirteu  Verwaltungsthatigkeit  zu  vereinigen  ist^  muss  von  dem 
AxioDi  ausgehen,  dass  die  Existenz  und  der  ümfans;  der  Verant- 
wortlichkeit für  die  CTesetzniiissigkeit  einer  Haiidlun^^  beniinfTt  ist 
durch  (he  Existenz  und  den  l  imlang  des  üechts,  die  Gesetzmässig- 
keit der  Hnndlung  zu  prüfen. 

Bezüglich  dieses  Hechtes  sind  nun  zwei  Kategorien  von  Amts- 
handlungen wohl  zu  unterscheiden. 

Die  eine  Kategorie  wird  von  denjenigen  Amtshandlungen 
gebildet,  welche  aus  der  eigenen  Initiative  des  Beamten  hervor- 
gehii;  die  andere  Kategorie  nnila.s.^t  «liejenigen  Aiiithhan»llun^(»n, 
welche  der  lieamte  auf  Grnnd  eines  höheren  Befehls  vornimmt. 

Hinsichtlich  der  ersten  Klasse  steht  dem  Beamten  ein  unhe- 
scbiinktea  Recht  zu,  die  G-esetzmassigkeit  seiner  Amtshandlung 
m  prüfen;  hinsichthch  ihrer  ist  daher  em  Grund,  ihn  von  der 
ToUen  Verantwortlichkeit  zu  entlasten,  nicht  abzusehn.  Die  Amts- 
'.aiitlhiiig.  welche  ohne  hnhere  Weisung  von  dem  Beamten  vor- 
geiionimen  wird,  ist  gesetzmässig,  wenn  sie  in  objektiver  wie  sub- 
jektiver, in  materieller  wie  fonneller  Beziehung  in  nichts  gegen 
die  Gesetze  verstösst.  Hinsichthch  der  ersten  Kategorie  von 
Amtshandlungen  ist  der  Begriff  der  „Gesetzmässigkeit^  juristisch 
gleichbedeutend  mit  dem  Begriffe  der  Gesetzmässigkeit  bei  den 
Handlungen  eines  Privaten. 

irtkir  rar  Afftfntticbea  Rocbi  I.  1.  3 
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Gaiiz  andei'S  bei  der  zweiten  Klasse  vou  Anitsbaadlungen, 
d.  h.  bei  denjenigen,  welche  auf  Grund  eines  höheren  Befehls  von 
dem  Beamten  Torzunehmen  sind.  Hier  tritt  der  Begrfff  des  Ver- 
waltungsorganismus  dem  Begriffe  der  BeamtenverantworÜiclikeit 
entgegen.  Wer  hier  ein  nnbeschrSnktes  Recht  des  Beamten  auf 
Prüfung  der  (Je.sctziuä.ssigkeit  des  ihm  ^a'Wunkiicii  Befelils  aner- 
kennen, wer  die  Gehorsanispfhrlit  des  Beamten  von  seiner  freien 
Kritik  dieses  Befehls  abhängig  machen  will,  der  will  dem  Beamten 
das  B^cht  zugestehn,  die  Verwaltungsthätigkeit  des  Staates  lahm  zn 
legen.  Wenn  der  GerichtsToUzieher,  dem  von  einer  Partei  ein  mit 
der  Vollstreckungklansel  versehenes  Urtheil  behufs  der  ZwangsvoO- 
Streckung  eingehäiidi'^t  wird,  vor  der  Pfändung  die  Rechtswirk- 
samkeit der  Vollstreekharkeitserkliiruiig  priil'cn  sollte,  wciiii  ikr 
Polizeidiener  die  ihm  zum  Vollzug  übergehene  Verl'ügung  seines 
Vorgosct/en  vor  der  Ausluhrung  bezüglich  ihrer  gesetzlichen 
Verbindhchkeit  kritisieren  vrollte,  so  würde  die  ganze  Idee  des 
Amtsorganismns,  des  Instanzenweges  zerstört  sein  Da  aber  dem 
untergebenen  Beamten  das  Prtifimgsrecht  in  dem  Umfange,  wie 
liei  <lei-  ersthesproclu  nen  Klasse  von  AmtshaiKÜuim'  it .  hei  der 
zweiten  Klastse  nicht  zugestanden  werden  kann,  kann  hier  von 
einer  vollen  Verantwortlichkeit  Tür  die  materielle  und  fornielle 
Gesetzmässigkeit  schlechterdings  nicht  die  Rede  sein.  ViehueUr 
muBS  in  §  13  R.-B.-G.^  der  apodiktisch  den  Reichsbeamten  „för 
die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen  verantwortlich^ 
macht,  dem  Begriffe  der  Gesetzmässigkeit  für  die  zweite  Klasse 
von  Amtshandlungen  eine  geeignete  Interpirtution  geg<  iifii  weril< u. 
welche  zugleich  den  Anfordenmgen  des  Amtsorganismus  und  dem 
in  dem  angeführten  Gesetze  ausgesprochenen  Principe  der  Ver- 
antworUichkeit  des  Beamten  Rechnung  trägt. 

Besteht  also  für  die  erste  Kategorie  von  Amtshandlungen 
(aus  eigener  Initiative  des  Beamten  hervorgegangen.)  in  dem  Be- 
griffe der  „Gesetzmässigkeit^  eine  Konformität  mit  den  Grun«l- 
sätzen  des  allgciueinen  Ixochtes,  so  erh(  ischt  hei  der  soeben  he- 
sprocheneu  zweiten  Klasse  von  Amtsliaudiuugeu  das  Prinzip  der 

Laband.  a.  a.  0  I  §  40  425.  Uebor  die  b)tellang  des  im  Text  heran- 
gezogenen Gerichtsvollzieliers,  der  zwar  direkt  auf  Anweisung^  der  Partei 
handelt,  gleichwohl  aber  als  ein  vom  Gericht  ht^auftrag^ter  licamtor  anzusehen 
ist,  vgl.  §§  <)70.  GSö  C.-?r.-0.  und  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
IT  S.  418  u.  192. 
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ZSentralisation  der  Verwaltung  hinsichtlich  des  Begriffes  der  Ge- 
sL'f /iiiii.ssigkeit  viuv  AInveicliung  von  den  Grundsätzen  des  allge- 
meinen Rechts. 

Ehe  wir  jedoch,  uin  hei  dei*  Betrachtung  jener  zweiten  Gruppe 
von  Amtshandlungen  stehen  zu  bleiben^  der  juristischen  Natur 
des  Begriffes  der  „Gesetzmassigkeit  der  amtlichen  Handlungen'' 
unser  Augenmerk  zuwenden ,  wollen  wir  einen  Blick  auf  die  Lit- 
teratur  werfen,  um  zu  erfahren,  in  welchem  Umfange  man  dem 
Beamten  das  Kecht,  die  Gesetzmässigkeit  des  höheren  BetV'hls  zu 
prüfen,  zugesteht:  eine  st.iatsi hllichc,  intei-ne  Frage  des  Be- 
amtenrechts,  deren  Beantwortung,  wie  wir  wicdiuhult  Ijctunen,  für 
die  privat-  und  strafrechtliche,  externe  Frage  der  Verantwort- 
lichkeit des  Beamten  bestimmend  ist. 

Da  begegnet  uns  denn  in  mannigfacher  Gestalt  die  Eigenschaft 
der  bisherigen  staatsrecbtlicben  Litteratur,  ihre  Stoffe  vielmehr 
politisch  und  philosophisch,  als  juristisch  zu  behandeln. 

Ein  wirklich  juristisches  Denken  entdeckt  man  hei  der  Mehr- 
zahl der  älteren  .Juristen  überhaupt  nur  in  der  ]-*andektcn\\  isscn 
Schaft,  weil  liierliir  das  Gesetzbuch,  das  corpus  juris  sell)st  der 
Wegweiser  ist.  So  ist  es  denn  erklärlich,  dass  sie,  wo  sich  einmal 
das  I>e<lürfm88  einer  juristischen  Konstruktion  auch  im  öffentlichen 
Rechte  geltend  macht,  die  Institute  der  Pandektenwissenschaft,  ohne 
weiter  den  öffentlichrechtlichen  Charakter  zu  berücksichtigen,  auf 
die  Kechtsrerhältnisse  jenes  Gebiets  anwenden.  Beides,  Pandekten- 
wissenschaft und  namentlich  T\»litik,  wird  zur  Darstellung  des  Be- 
aniteia  Lihtes  in  der  iilteren  Litteratur  herangezo;.':!  ii. 

Was  zunächst  die  Zuhilfenahme  cU  s  l'autlektcnreclites  lietriftt, 
so  verkennt  man  vollständig,  dasa  sich  im  Beamtenverhältuiös ') 

' )  1     Konstruktion  des  Beamte iiverhältniaiet  als  eines  Vertmgsvarhalttiissos 

ist  in  «ler  Litteratur  vielfach  angefochten  worden,  z.  Ti.  von  PEaiuKs.  Der 
Staatsdienst  in  Preusson  (1838)  S.  55.  IIeftteb,  Beiträge  zum  deutschen  Stnats- 
und  FQrstenrecht  S.  1 'O/HO:  „Das  Amt,  das  Verhältniss,  die  ohlij^atio  whä 
nicht  erst  durcli  rinen  \'tiirap,  eine  ojivHitin  LfeschafFen,  es  ist  schon  vor- 
hnndon  und  wird  nur  j.  I  s  Mal  durch  einen  licgicrnngsakt  bei  einer  neuen 
Aij>te]Iang  für  Hn  liestiniint^s  Individuum  in«  Leben  gerufen."  v.  (ii:iini:u 
Gnni'küif»^  d'  .s  ili'iit.si  Immi  Staat:^n'i  hts  (3.  Aufl.)  ^  :>7  S.  121;  „Ihrem  iiUi^oiiicitien 
Chiiraktci  uüdi  ;^chüit  eine  bokhc  Verfügung  (AnstcUungsverfügung)  in  die 
Kla-ise  der  Privilegien."  Neuerdings  noch  ZoBN.  Reichsstaatsrecht  (IsSO) 
I  S.  231  mit  Anm.  19.  Nach  Labahd'«  (a.  a.  0.  I  §  37  S.  386,  387,  388)  nn- 
widerlegUchen  AusfOhrungen  gründet  sich  das  VorhältniM  anf  einen  difentlich- 
reebtliehen  Vertrag.  Im  Beanltat  richtig,  jedoch  unter  anrichtiger  Begründang 

8» 
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nicht,  wie  im  privatrcclitliclien  ^laiirlfits-,  Tniioininats-,  Dienstmietli«;- 
vcrhältniss'*),  die  Parteien  ( oordinierL  gcgciüiljei*sk»lien ,  sondeni 
dass  die  charakteristische  Folge  des  öfltentlichrechtlichen  Vertrages 
in  dem  Subordinationsverhältnisse  der  Parteien,  im  vorliegenden 
Falle  in  dem  Gewaltverhältnisse  des  Staates  zu  dem  Beamten  be- 
gründet ist;  dass  die  Pflicht  zu  dem  Beamtengehorsam  und  der 
Beamt«ntreue  nicht  von  derselben  Art  ist  wie  die  privatrechtlichf^ 
Vertia;;Nl)flicht,  narnlicli  nicht  eine  Pflicht  zu  ehizi'hu'n  Leistunm-ü; 
dass  der  Worth  der  Tliätigkeit  des  Beamten  für  den  Staat  nicht  in 
Gekl  ischätzhar,  also  nicht  vermögensrechtlicher  Art;  dass  mithin 
die  llesoidimg  nicht  als  Bezahlung  seiner  Leistongen;  sondern  als 
standesgemässe  Alimentation  des  Beamten  wegen  der  Hingabe 
seiner  ganzen  Persönlichkeit  an  den  Staat  anzusehn  ist  *), 

Die  fehlerhafte  privatrechtUche  Konstruktion  des  Beamtenver- 
trages führt  aber  zu  engherzigen,  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Be- 
amten hedenkliehen  Konsequenzen  Der  Kontrakt  des  Mandatars 
oder  Dienstvermiethers  verptiichtet  diesen,  ohne  irgendwelche  Prü- 
fung der  erhaltenen  Weisnngen  die  l)estellten  (lesehiifte  auszuführen. 
Ja,  seinem  Mandatar  oder  seinem  Dieustvermiether  kann  der  Staiit 
ohne  weiteres  kündigen,  wenn  jener  die  erhaltenen  Befehle  nicht 
völlig  nach  seinem  Sinne  ausführt 

Weit  verbreiteter  indess  als  die  privatrechtliche  Behandlung  des 
BeamtenverhSltnisses  ist,  wie  oben  erwähnt,  in  der  Litteratur  die 
politische.  Hier  wird  auf  der  einen  Seite  mit  der  erhabenen 
Stellung  des  hefühleuden  liegenteu,  mit  dem  Huhme  des  (rehor- 

Reyschek.  Hanniivcrsclje  Verfassungüt ragen  i.  8.  Ztschft.  für  deutsches  ReoJit 
und  deutsche  Rcchtwiss.  II.  Bd.,  1.  Heft,  S.  150/151.  Da  die  Untersnchaog 
ditter  Frage  nnaorer  Aufgabe  tu  fem  liegt,  mag  es  liier  genügen,  auf  die 
LADAim*seheii  AiuffthniDgea  zu  verweisen,  an  welehe  Bich,  wie  dem  Kundigen 
nicht  entgehen  wird,  die  im  Teit  vertretene  Aneehannng  anlehnt. 

*)  Es  genQgt  fOr  die  Zwecke  dieser  Arbeit,  aaf  die  häufigen  Zosammen- 
Btellongea  dieser  privatreditlichen  Anffaasnngen  so  verweuou  YgL  SBorrwn, 
Von  dem  Verhältnisse  dos  Stuatcs  n.  s.  w.  (1793)  §18.  5  ff.  Hevftkr  a. a.  0. 
S.  128  und  die  dortigen  Zitate.  RKimEiTO.  Uehcr  die  Staatsverwaltung: 
deutscher  Länder  u.  s.  w.  (1807)  S.  163  ff.,  und  neu-  rdin<i:s  I'KnM.  Die  juri- 
stische Natur  d(s  {Staatsdienstes  in  Hirtu's  Ännalen  Jg.  Holt  10  ff. 

*)  Laband  a.  a.  0.  I  §  1*2  8.  465.  III  1.  und  zu  dem  ganzen  Passus  des 
Textes:  I  §  37  S.  392 ff.  und  die  dort  gegebenen  Zitate. 
Keuhkro  a.  a.  0.  S.  108. 

•)  Insbe.'^ondi'io  Strüben.  Kechtliche  Ucdenkeii  (J78Ser  Ausg.)  n.  144 
S.  ät)3j;  über  die  Anderen  vgl.  Hkfftkk  a.  a.  0.  S.  143. 
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sams  („gloria  obsequii*'),  auf  der  anderen  Seite  mit  der  zur 
Freiheit  bestimmten  Natur  des  Menschen  operirt ') ;  liitT  tritt  eine 
engherzige  Puliuk  in  die  Schranken  i^ei^en  eine  liherale  Philu.sopiiie. 

Iin  Allgemeinen  kann  nuui  dt-n  Weg  der  Theorien  vom 
anbediugten  Gehorsam  des  Beamten  zu  denen  vom  „gesetz- 
mäfisigen  Gehorsam^  desselben  gegenüber  dem  erhaltenen  Befehl 
in  drei  Stadien  eintheflen. 

1)  Bei  einigen  älteren  Schriftstellern*)  finden  wir  eine  Ver- 
theidigung  des  Prinzipes.  dass  der  Beamte  zur  Befolgung  eines 
jeden  Betelils  des  Staatsoberhauptes  verbunden  sei,  ohne  dieselbe 
von  dem  Ausfalle  eigener  Kritik  abhängig  zu  machen.  Unter 
ien  hieher  gehörigen  Schriftstellern  sind  insbesondere  Baldus*) 
imd  der  englische  Philosoph  Hobbes^^)  zu  nennen.  Sie  legen 
im  Verfolg  ihrer  Theorie  von  der  unbedingten  Gehorsamspflicht 
dem  höheren  Befehl  die  Bedeutung  bei,  den  gehorchenden  Be- 
amten von  jeder  Verantworthchkeit  zu  <  ntlasten. 

2)  Es  hegt  auf  der  Hand,  dass  sich  gegen  eine  solche  Auf- 
£ftssung  des  amtlichen  Gehorsams  bald  Widerspinich  erhob.  Man 
erwog,  dass  der  zur  Ermöglichung  einer  einheitlichen  Verwaltungs* 
thäiigkeit  allerdings  gebotene  allgemeine  Grundsatz,  der  Beamte 
dürfe  seine  Privatüberzeugung  nicht  über  die  Ansichten  seiner 
^  orgesetzten  stellen  ,  in  ein»  i  i  ii(  ksichtslosen  Vcrwirkhchung  zu 
züjrellosem  Desj»otismus  führen  niiisste.  Man  erwog,  dass  der 
Beamte  eher  seinem  Gewissen  als  dem  AVillen  des  Vorgesetzten 
<jeLor$am  schulde  ^^).  Man  erwog  endlich,  dass  die  Verbind- 
lichkeit des  Beamten  zur  Wahrung  der  Verfassung  und  der 
anderen  Staatsgesetze,  eine  Yerbuidlichkeit,  welche  ihm  allgemein 


'j  Sidie  (k'irüber  von  der  Becke  a  a  0.  §86  S.  115 'IH*. 

'1  Eiüö  Aufzälilang  derselben  tiiulet  man  in  Jost  Kknninü  Üuehmkk, 
öpusculom  de  jnre  epiatalinatis  ciii>.  III  d.  4<> — 17  S.  13  44  (1735). 

Zu  c.  1  C.  qui  accus,  non  j.oss.  9,  1,  bei  Bokhmer,  1.  c.  n.  4.'1.  S.  44 

''^)  TnoM.  Ht>nBE8,  ^de  civc"  (engl.  Ausg.  von  MoLF:>:woRTn  vol.  II) 
c^l.  i-  §>  1  und  «Nam  si  jubcur  facerc  quod  pea;atum  jubeutis  est,  modo 
qui  jnbet  jure  dominus  layua  est,  id  si  facio  non  pecco  .  .  .  Opinio  igitor 
fonuu  qoi  doccnt  pcccare  snbditos  quoties  mandata  priucipum  suorum  quae 
tibi  injnsto  videntar  esse  exequuutur,  et  «moea  est  et  inter  eas  amnenuida, 
qoM  obedientiae  civili  adversantQr.* 

**)  BOBBMEB,  1.  e.  CUp.  III  D.  82       30.    DB  NXUBlAim  IN  WOLFSFSLD, 

adftationes  Joris  principuui  prifati  etc.,  üb.  III  tii.  VII  S  308  S.  255,  tit.  VIU. 
BimscHU,  AUgemeines  Staatsrecht  (2.  Aufl.)  II.  a  182  b. 
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duich  einen  Eid  nahe  f;olegt  würde,  mit  dem  Prinzipe  eines  un- 
bedingten GrchorsaJns  sclilechterdings  unvereinbar  wäre").  Man 
folgerte  aus  diesen  Erwägungen,  dass  dem  Befehl  des  Vor- 
gesetzten die  Wirkung ,  den  Beauftragten  von  der  Verantwortung 

zu  entlasten,  nicht  ohne  Einsehränlamg  zukommen  dürfte,  dem 
Untergebeiieii  vielniebr  «  iiu'  IMliclit  zur  PrIifnnJi  der  Gesetz- 
mässigkeit der  erlialtenen  Weisung  iuuerhall)  gewisser  Grenzen 
auferlegt  werden  müsste,  so  zwar,  dass  eine  iinttr  Vernach- 
lässigung jener  Pi  lifungsptiicht  geschehene  Befolgung  derselben 
den  gehorchenden  Beamten  verantwortlich  machte. 

Nun  entstand  aber  die  Präge,  ob  die  dem  Beamten  zu- 
gestandene  bezw.  auferlegte  Prüfung  des  erhaltenen  Befehls  sich 
nur  auf  die  G-esetzmassigkeit  der  Form  oder  auch  auf  die  <les 
Inhalts  zu  iK/.iclieii  hatte,  und  weiterhin  die  Frage,  ob  d«  i-  Be- 
aiiit(\  der  bei  solcher  Prüfung  Anstände  gefunden ,  nur  zur 
Geltendmachung  seiner  Bedenken  bei  der  l)efemeüden  Behörde 
oder  zur  Verweigenmg  des  Geboinams  befugt  sein  sollte. 

Diese  Fragen  haben  in  den  Theorien,  welche  das  zweite 
Stadium  der  oben  aufgeworfenen  Frage  nach  dem  Umfange  des 
amtlichen  Grehorsams  kennzeichnen,  folgende  mannigfaltige  Be- 
antwortungen gefunden. 

Um  inii  (h-r  iiitesten  hieher  gehörigen  Doktrin  zu  ])eginnen, 
so   ist   schon   von   Ghutu  8 '  ),  untl   nach  ihm  namentlich  vf)n 

PrFENDOKF         LeYSKK  »•'),  BOFJLMKK  ^%  DE  i^Kir.MANN  '^),SCHMiD, 

AVkiss  und  1*1-  KiFFivU  '^'^)  die  Ansiclit  aufgestellt  worden, 
dem  Beamten  müsse  hinsichthch  der  Gesetzmässigkeit  der  erhal- 
tenen Befehle  eine  um&ssende  Prüfung  zugestanden  werden,  der- 


*')  ZACnARiAB,  Deutsches  Staats-  luul  Buudesrecht,  II  (.3.  Aufl.)  ^  137 
S.  4i.  H.  80HULZB,  Preossisckes  Staatsrecht  I  §  lüO  S.  32ü. 

'*)  H.  Gbotiüs,  de  jare  belli  et  pacis  IIb.  I  cap.  I.  §  1  n.  3:  «lllnd 
qoidein  apud  omnos  bonos  extra  controveniain  est,  ei  qaid  imperent  natanili 
jari  aat  divinia  praeceptia  contiariam,  uon  esse  fadendam  qood  jnbent.* 

Pdfsndobf,  De  jure  natorae  et  gentinm  lib.  Yill  cap.  I  §  d  (8.  777 
der  Ausg.  t.  1698,  Amsterdam). 

LSTSiB,  Minister  prindpis  delinqaons  (1745)  cap.  II  n.  20/21  8.  81. 
'*)  BoKHMBB,  1.  c.  cap.  III  n.  10  8. 38. 
")  DE  Neumann,  1.  c, 

SCHMID,  Deutsches  Staatsrecht  (1821)  S.  83  ff. 

Weiss,  System  des  deutsclicn  Stiuitsr.  (1843)  §       S.  529. 

FwawvsR,  rraktiache  Aasführuogea  III  8. 376  ff. 
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gestalt,  flixss  nur  ein  in  verfassimgsnuissif»er  Form  uucl  eben- 
inilssiijoiii  Inhalt  ergangener  Befehl  der  vorgesetzten  ßehörtlü 
veri>iinili(  ii<  Krnft  habe-*)  und  folgeweise  den  gcliorclienden  Be- 
amten uHveiMiitNvoillicli  inaehe.  Es  kömie  aber  die  formelle  oder 
materielle  Gesetzwidi'igkeit  des  Befehls  eine  oftVnbare  oder  eine 
zweifelhafte  sein.  Im  ersten  Falle  sei  eine  Ablehnung  des  Gre- 
horsams  geboten**),  nnd  der  Beamte,  der  etwa  aus  Furcht  vor 
den  Konsequenzen  seiner  Weigerung  den  Befehl  gleichwohl  aus- 
führe, mache  sich  voll  verantwortlich  *  auch  werde  dieser  Er- 
folg durrh  die  Tliutsaclie  nieht  abgew<Mi(let .  dass  der  Beamte 
seine  RiMlcnken  der  befelilendeii  Behörde  l)ehufs  einer  Nach- 
prüfung der  Verlegung  vorgelegt,  diese  aber  auf  ihrer  ei-sten 
WiUenserklärung  beharrt  hal«'.  In  dem  zweiten  Falle  aber,  im 
Falle  einer  zweifelhaften  Uebereinstimmung  der  erhaltenen  Weisung 
mit  dem  Gesetze  müsse  derselben  nachgelebt  werden*^),  und  die 
Verantwortung  ti^e  dann  den  Befehlenden. 

An  diese  Lehre  schHesst  sich  eine  noch  in  der  neueren 
Litteratur  und  namentlich  in  den  Gesetzeskodillkalidneu  der  deut- 
sehen J^irtikulai'staatcn  vveit\ erl>reitete  Thecu'ie  ,m  ,  die  wir  auch 
in  das  zweite  Stadium  der  Frage  nacli  dem  Umfang  des  Beamten- 
gehorsams verweisen  möchten,  und  die  wir  unter  der  Bezeich- 
nung der  „Kemonstrationstheorie^  auffuhren  können.  Indem  die- 
selbe eine  noch  zweckmassigere  Vereinigung  des  Prinzipes  der 
eigenen  Verantwortlichkeit  mit  dem  der  einheitlichen  Verwaltungs- 
thatigkeit  anstrebt,  als  dies  in  der  vorigen  Theorie  zum  Aus- 
druck geUmgte,  zieht  sie  im  Vergleich  mit  der  Letzteren  der 

BoEBiaB,  K  c  cap.  III^iu  11  S.  38:  «ut  ofßoialis  satisfaciat  cpistahnati 
qnatemu  obli^'atorinm  est  .  .  *  ond  KlObbb,  Oeffanti.  Recht  des  deatAcben 
Bundes  g  342  n.  a.  S.  188. 

**)  V.  D.  Becke  a.  a.  0,  §  87  S.  Rkyschkr,  a.  a.  0.  S.  V>2. 

l^EBTHEs  a.  a.  0.  S.  137.  V^,'!.  aoch  Heffter  a.  n  O.  S.  l:U/i:^2,  der 
von  d^m  8taats<h'*:ii''i  „i>tficlitmä«^>i«ron  rfftborsam",  wie  er  von  einem  ,?ir  boiiQs" 
mensclili«  Ii  ^'clunl«'rt  werden  kann,  verlangt. 

")  Ein  Fall  in  Tacitcs.  Annalos  lib.  XIII.  ca[).  43. 

l>Oi:uMER,  1.  e.  cap.  III  n.  10  S.  o9:  „In  tali  ergo  casu  (seil,  ubi  non 
apparct  cvidens  iniquitas),  sicuti  quoi  jussu  principis  factum  est,  in  jiidiciam 
venire  dod  debet,  ita  minister  ad  obseqnium  obstrictos  est*  und  ebenda  n.  20: 
»In  dubio  eDim  eiiistalmate  est  generalis  praesamptio,  qnod  ex  jnsta  et  rationa- 
bili  causa  emanaverit."  Vgl  auch  db  Nsuxamr,  1,  e.  III,  7  §  307  S.  254 ; 
Wnss  a.  a.  0.  und  [Goeniieb,  Der  Staatsdienst  ans  dem  Gesiebtspaukt  des 
Reehte  a.  t.  f.  betracfatot  (1808)  S.  204/205.  210. 
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PrüiimgspÜicht  des  Beamten  bezw.  der  Freiheit  sciiur  Ent- 
BchliesBungen  gegenüber  der  erhaltexLen  WeiBung  tlieils  weitere, 
theils  engere  Grenzen.  Erweitert  wird  die  Prüfungspflicht  da- 
durch^ dass  axich  in  Fällen  einer  zweifelhaften  Uebereinstunmimg 

des  erhaltenen  Befehls  mit  den  Gesetzen  jener  nicht  ohne  yor- 
anf^^f^L'anprenc  Remonstration  den  befol.^enden  Beiiniten  von  ,ltr 
Verantwürtung  entlastet;  eingeschränkt  aber  wird  (he  Freiheit 
der  Entschliessun^  des  Beamten  dadurch ,  dass  er,  allerdings 
unter  eigener  Entlastung^  den  als  gesetzwidrig  beanstandeten 
Befehl  nach  fruchtloeer  Bemonstration  gleichwohl  auszuführen  ge- 
halten ist. 

Zuvörderst  legt  mich  diese  Theorie  dem  Beamten  die  PHicht 
auf,  sowohl  die  Geset/,iuä.sMgkeit  der  formellen  als  auch  —  mit 
einigen  wenigen  Ausnahmen  -*)  —  die  Gesetzmässigkeit  der 
materiellen  Eigenschaften  des  Befehls  zu  prüfen.  Ergeben  sich  ilim 
hierbei  Anstände^  so  hat  er  die  weitere  Pflicht ,  seme  Bedenken 
der  höheren  Stelle  vorzulegen  ^  um  etwa  eme  Aenderung  des 
Befehls  zu  veranlassen.  Bei  beliarreiukin  Besclieide  hat  er,  nunmehr 
unter  vöUiger  Entlastung  von  eigener  Veraiitwortuiifr,  den  Befehl 
auszurichten.  Das  heisst  es  wird  dem  Beamten  zwar  eine  selb- 
ständige Prüfung  des  erlialtenen  Befehls  auferlegt ;  dieser  PrOfhngs- 
pflicht  aber,  welche  nicht  die  Bedeutung  hat,  die  Handlungsweise 
des  Beamten  zu  bestimmen,  steht  eme  Verantwortlichkeit  für 
den  Ausflül  der  Prüfung  als  Korrelat  nicht  gegenüber;  vielmehr 
bestt'ht  eine  Verantwortung  ledigliel»  tür  die  Beinoustratiou  bei 
obwaltenden  Anständen:  ehe  der  Beamte  vorstellig  geworden  isi^ 
ist  er  durch  den  höheren  Befelil  nicht  gedeckt.  Es  besteht  eine 
Pflicht  der  Prüfung,  aber  das  Aesultat  der  Prüfung  wirkt  nicht 
nach  aussen.  Was  endlich  das  Becht  der  Gehorsamsverweigerung 


**)  So  z.  B.  im  Hzgl.  braunschwei^'.  Ges.  über  <1.  Zivilstaatsdienst  von 
1832  (Verord.-81g.  f.  d.  higL  biaunschw.  Lde.  1832  &  331  fT):  «EntetelieB 
Zweifel  darüber,  ob  die  obere  Behörde  die  erlassene  Verfügung  za 
treffen  komitetcnt  sei,  so  haben  die  untergeordneten  Beamten  und  Behördeo 
bei  der  ihnen  vorgetjetzten  Behörde  anzufragen,  oder  Voratellungen  auf  ge- 
ziemende, den  Geschäftsgang  so  wcnijr  als  möglich  vfrz^g-erndc  Weige  zu 
maoben  und  erforderlichon  Falls  Me  Entscheidung  der  Landesregierung  zu  er- 
wirken. Wird  auf  diese  Vorstellung'  der  vorige  Beschluss  wiederholt,  so  ist 
er  m  befolgeu  oud  die  deoaelben  aosfttlirende  Behörde  ut  von  aller  Yeraot- 
ifortlichkeit  frei,* 
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anbelangt .  so  ist  dassolhc  auf  (\w  Fälle  p'mpv  unsittlichcu  Zil- 
muthung  Seitens  des  Vorgesetzten  heschräokt  ^*^). 

Diese  Throne  tritt,  soweit  ich  sehe,  zuerst  bei  Seitffert 
anf^').  Nach  diesem  Schriftsteller  braucht  der  Staatsdiener  die- 
jenigen  Inskuktionen,  „welche  dem  allgememen  Staate-  «nd  de» 
besonderen  Amtszwecke  entgegen  sind/  nicht  za  erfüllen;  denn 
der  Beamte  ist  „weder  ein  Skhiv  noch  eine  Maschine*^.  Anderer- 
seits aber  darf  es  nicht  seiner  Kritik  anlieimfrrjreben  sein,  ^wel- 
ch«" ]^i*'Tisti.'  er  dem  Staats-  und  Amtswoiih'  itir  .mnuiss  und  welche 
er  für  widerstrebend  halten  wolle.  ^  Dcsshalb  ist  er  schuldig, 
^in  geziemender  Art  und  mit  triftigen  Gründen"  seine  Gegen- 
vorstellangen  demVerwaltnngs-  oder  Departementschef  Yorzutragen 
und  auf  Abänderung  der  Instruktion  zu  drängen.  Bei  beharren- 
dem  Bescheide  bleiben  dem  Beamten  zwei  Wege  übrig :  er  muss 
die  Instruktion  ausführen*')  oder  sein  Amt  niederlegen;  im  letz- 
teren Falle  ist  der  6taivt  gezwungen,  diese  Niederlegung  anzu- 
nehmen^*). 

Seuffert's  Ansicht  erscheint  bei  von  der  Beckk  folgen- 
. dergestalt  modifizirt.  Es  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden:  ent- 
weder hatte  die  Kegierung  zum  Erlass  des  hragUchen  Befehls  an 
steh  kein  Becht,  oder  es  stand  ihr  an  sich  ein  solches  Recht  zu. 
Im  ersten  Fall  macht  eine  Befolgung  des  Befehls  den  Beamten 
wegen  pHiclity^idrigen  Handelns  verantwortlich;  im  zweiten  Falle 
hat  er  seine  Verantwortlichkeit  von  sich  abgewälzt,  wenn  er  „mit 
Bescheidenheit"  wegen  des  zu  befürchtenden  Schadens  vorsttilig 
ge wurden  ist. 

Der  berühmteste  Vertreter  der  Kemofistrationstheorie  ist 
GoENMEB.  In  seinem,  im  Anfang  unseres  Jahrhunderts  (1808) 
zu  einer  in  Deutschland  wenig  charakterfesten  Zeit,  geschriebenen 
,iStaatsdienst,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts  und  der  Na- 
tionalökonomie betrachtet,"  stellt  auch  er  den  Grundsatz  auf^'): 
„dt-r  Stautsdiener  iiabe  gloriam  obscquii",  d.  h.  die  „Verbiiullich- 


>•)  OoKNNER  a.  a.  0.  §  79  i.  f.  S.  2eH.  Zaohabiai,  a.  a,  0.  II  8.  40. 

")  SEurrEBT  a.  a.  0.  §  57  h>.  U»7  ff. 

••)  Selbstverständh'ch  niuss  der  Bennitc  in  «h'i^cm  Fall»'  für  verantwortungs- 
frei erklärt  WL'r<leu,  w&un  auch  »Skuffkbt  dieser  Kou^ueaz  uicUt  Ausdruck  gibt. 
*•)  Ski  FFERT  a.  a.  0.  8  93  S.  165.  im. 
»*)  V.  D.  Beckk  a.  a.  0,  §  87  H.  117-  \  Vj. 
**)  GoENKEJi  a.  a.  0.  §  79  S.  2u2,  20ü,  208  fL 
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keit,  (He  Befehle  des  Kegentm  oder  vorgesetzter  Behörden  in 
seinen  Amtssachen  ohne  alle  Kücksicht  auf  seine  Pnvatüberzeii- 
gung  zu  befolgen.*^  Nun  bestehe  aber  nicht  nur  ein  Recbt^  son- 
dern sogar  eine  Pflicht  aller  Unterthanen,  den  Staat  vor  einem 

ans  der  Durchfiiliruiig  ungerechter  und  iiiizweckmässiger  Befehle 
drolieiiilen  Schaden  zu  warnen.  Diese  Pfliclii  liege  in  erliijutom 
Maiisse  dem  »SUuitsbeaniten  ob  und  zwinge  ihn,  seine  etwaigen 
J^edeuken  wegen  Rechtswidrigkeit  oder  Unzweckniässigkeit  der 
erhaltenen  Weisungen  vor  Ausführung  derselben  „mit  furchtloser 
Bescheidenheit"  yorzutragen.  Finde  aber  seine  Remonstration 
bei  der  höheren  Stelle  kein  Gehör,  so  bleibe  ihm  nur  die  t^gloria 
ohse(]uii",  und  jede  Vpraiitwurtliclikeit  sei  von  seinen  Scliultern 
genommen:  dixi  et  lil)eravi  animam^^). 

Aehnlich  erklärt  es  auch  Keysciikr^^)  für  vuu:  Plliilit  der 
Beamten,  in  allen  Fällen  materieller  oder  formeller  Bedeuken  ge- 
gen den  erhaltenen  Befehl  bei  der  höheren  Stelle  zu  remonstrieren, 
halt  dies  jedoch  Dritten  gegenüber  dann  nicht  fUr  erheblich^  d.  h. 
fiir  geeignet,  den  Beamten  von  der  Verantwortung  zu  befreien, 
wenn  die  hikuinjx  tcnz  der  befeldemlcn  IJvliorde  oder  die  Vt\- 
rcchtniärshigkeit  des  Inhaltes  ihres  Helelils  »ine  evidente  war;  in 
diesem  Falle  habe  der  Beamte  erst  durch  Verweigerung  des  (ie- 
horsams  genug  gethan. 

Die  gleichfalls  hierher  gehörige  Theorie  Ton  v.  Moiil'^), 
BLi'NTstiiLi*''),  V.  Rönne*")  und  Sohitlze*'),  wie  sie  auch  z.  B. 
in  dem  (iiuiulgesctz  für  Sachsen- Altenburg und  der  wüi'ttcm- 


")  Hier  ist  auch  ein  anderer  Ausweg,  welchen  man  wt)hl  dem  von 
Keinem  Gewissen  bcHhängteii  Ijt.iiutcu  eröfl'net,  zu  erwähnen,  der  Auswftr 
uiimlich,  im  Fall  einer  Meinnn^'sver-chiedcnheit  mit  dem  Vorgesetzten  den 
Befehl  desselben  austafOhren,  jedoch  die  etgene  Ansicht  zu  den  Akten  nieder- 
zulegen: BOBHHiBt  1.  c.  cap,  III  n.  24  S.  40.  Ei  ist  klar,  dass  dieser  Gedanke 
ohne  jedes  jnriBtische  Interesse  ist  und  nar  einen  obendrein  höchst  zweifel- 
haften dienstlichen  Wink  enthält. 

**)  RiTSCiOiB  a.  a.  0.  S.  150  ff.  154.  174,  3). 

**)  V.  HoOL,  Das  Staatsrecht  des  KOnigpreicbs  Warttemberg  I  (2.  inll.) 
§  131  8.  775,  dazQ  Anm.  5  n.  6  S.  780/81. 
Bluntschu  a.  a.  0.  S.  131  ff. 

ROMHB  a.  a.  0.  S.  428. 
ScHüLZK,  Prenas.  i^taatsrecht  I  §  100  S.  3^/27. 
Vnm  29.  April  1831  (G.-8.  f.  d.  Hzgth.  Sacbsen-Altenborg  183t 
S.  71)  §  37.  Stoirk,  Handbach  der  deatachen  VerfMsaikgen  S.  899  ff. 
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bergischen  Vertassungsurkunde  sich  tindet^^  geht  mit  gerin- 
gen Abweicliungen  voa  dem  S:itze  aus,  daas  ein  in  ordniinf^smässiger 
Form  von  der  kompetenten  Behörde  erlassener  Befehl  den  Beamten 
von  aOer  Verantwortlichkeit  befreit,  dass  aber  dieser  Erfolg  bei 
zweifelhafter  ZnstSndigkeit  des  Befehlenden,  sowie  bei  zweifel- 
hafter materieller  Verfassunpjsmässigkeit  des  Befehls  erst  durch 
vnrnufjrecranjjeue  Remoustraf  ioii  lu  rix  iucfül  i  t  werde.  Dalu  i  solle 
eine  unsittliche  und  ungerechte  Zumuthung  strikte  Verweigerung 
des  (Tchorsiuns  linden 

3)  Wt  nn  es  scheinen  mag,  als  seien  wir  bei  Betrachtung 
derjenigen  Theorien  vom  Umfange  der  amtlichen  Gehorsams- 
pflicht, welche  wir  in  das  zweite  Stadium  der  dogmengeschicht- 
hchen  Ueberschau  verwiesen,  aUzusehr  ins  Detail  gegangen,  so 
möge  man  bedenken,  dass  im  Allgemeinen  die  bis  jetzt  erörterten 
Doktrinen  weit  mehr  [jolitisc  hen  als  juristisi  hen  Erwägungen  ange- 
passt  wareil,  dass  sicli  a))er  ucrade  durch  diese  Fülle  einzelner 
\'erschiedenheiten  in  sonst  gemeinsamen  Theorien  der  Mangel 
fester  juristischer  Prinzipien  rächt;  man  wird  dann  die  obigen 
AusiUhrangen  als  nicht  unerheblich  ansehn. 

Es  ist  nun  die  Aufgabe,  diejenige  Theorie  zu  erläutern,  welche 
das  letzte  Stadium  in  unserer  dogmengeschichtlichen  Untersuchung 


**)  Vom  25.  September  1819  §  53:  ,sie  (die  Staatsdiener)  haben  bei 
eigener  VcrantwortIiciil«;it  nur  ilic  ihnen  von  den  geeigneten  Stellen  in  der 
onlnungsmässigen  Form  zukomnionilcn  Anweisungen  zu  beobachten.  Sind  sie 
im  Zweifelf  ob  die  Stelle,  welche  iliDoo  eiueu  Auftrag  ertheile,  dazu  kompetent 
sei,  so  haben  sie  darüber  bei  ihrer  vorgesetzten  Behörde  anzufragen,  so  wie 
ihnen  auch  obliegt,  wenn  sie  bei  dem  Inlialt  cmer  liöhoien  Verfilff'.nf,'  Anstände 
Hnd«:»n.  solche  nnf  !j'e/!tfnit>nde  Weise  und  iint«  r  ^  i'rmci'hini^  j»?<ler  iiiK'htheiliu'i'ii 
VerzugeruHi,'  der  verfiiu'<Mi  tcn  St»^llö  vorzutragen,  im  Falle  t'ines  beharrt'inlon 
Bescheides  aber  die  Veiiii:i;ung  zu  befolgen."  Vgl.  aurh  Strafgesetzbuch 
von  Bai  rn  vom  10.  November  l^^Ol  Art.  71;  d.izu  \VKitj>i,  Das  Strafgesctzb. 
1.  d.  Kgr.  Baieru  I  S.  '2u;;  iL,  das  hannoversche  Grundgesetz  vom 
26.  beptember  1833  §  101  i.  f.,  das  hannoT.  Kriminalgesetzbueh  y,  8.  Ang. 
184<)  §  85  al.  2,  das  Grandgesetz  für  Sachsen-Mciningen  vom  28.  Aug. 
1829  Art.  104,  und  das  Staatsgrnndgeaetz  von  Sachsen-Coburg- 
Gotha  V.  8.  Mai  1852  §  IGG.  Stobrk  a.  a.  0.  S.  381  ond  461. 

**)  S.  andi  T.  ZiDUTB-NittKmoB  a.  a.  0.  sa  §  10  B.-B.-0.  n.  Iii.  f.  S.  7. 

**)  Zn  den  Bemonstrati<mst1ieorien  vgl.  noch  DAttoz,  Repertoire  de 
Initiation  (atphabätiqne)  s.  v.  ,fonctionnaire  public*  n.  97  Bd.  XXIY  S.  73S, 
wo  dem  Beamten  ein  »droit  de  representation  on  de  remontranoe  exercä  avec 
convenaoce  et  reepeet"  zagestanden  wird.  - 
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vom  Umfange  der  amtlichen  Prüfiingspflicht  gegenüber  dem  höheren 
Befehl  kennzeichnet,  eine  Theorie,  welche  mit  der  rechtlichen 
Fnndamentirung  der  Frage  beginnt  und  zugleich  die  Grewahr 
praktischer  Durchführbarkeit  in  Bich  trägt. 

Es  ist  dies  die  Theorie  des  neuen  deutschen  Reichsii'ditfs, 
wie  es  in  den  Verliandlnn!]^en  des  deutschen  iieiclistajies,  s«)\vif 
in  der  Judikatur  der  obersten  Gericlitshöfe,  insbesondere  des 
preussischen  Obertribunals  und  des  Reichsgerichtes,  endlich  audi 
in  der  Litteratur,  insbesondere  bei  Laband^^)  zur  Erläuterung 
gekonunen  ist. 

Eine  juristische  Entwickelung  des  reichsrechtlichen  Systems 

wird  zweckmässig  von  einer  Widerlegung  der  soeben  erurtcrtnc 
Remonstrationstheorie  ausgeiien.  Schon  Labakd  hat  die  Un- 
richtigkeit der  Hemonstrationstheorie  dargethan,  indem  er  ins- 
besondere ausfuhrt,  dass  der  erlassene  Befehl  des  Vorgesetzten, 
wenn  er  einmal  ungesetzlich  war,  nicht  durch  eine  einfache  Wie- 
derholung nach  erfolgter  Remonstration  Seitens  des  Angewiesenen 
rechts\sirksam  werden  könne,  und  dass  nur  in  einer  festen  Be- 
stimmunir  der  tireiizen  fiir  die  selbständige  Priituiigspriiclit  des 
Beamten  die  T.")sinig  der  Frage  gesucht  werden  <.iiii  i«'.  Wii'  können 
diese  Argumentation  dahin  ergänzen,  dass  jene  Theorie  das  V'er- 
haltniss  von  Früfungspflicht  gegenüber  der  Oberbehörde  und  Ver- 
antwortlichkeit gegenüber  dem  Verletzten  verkennt.  Wenn  man 
dem  Beamten  emstlich  die  Pflicht  auferlegt,  in  eine  selbständige 
Prüfung  der  (jesetzni.issiirkeit  des  erhaltenen  Hrlrlils  einzutreten, 
so  i.st  es  eine  Durehbreeliung  des  aufgestellten  Prinzipe>>,  wenn 
man  ihm  die  weitere  Pflicht  aiiferleixt,  nach  einer  fruchtlosen  Ge- 
genvorstellung die  als  gesetzwidrig  erkannte  Weisung  unter  eigener 
Entlasttmg  von  Verantwortung  zu  befolgen.  Von  einer  recht- 
lich relevanten  Prüfungspflicht  kann  doch  nur  dann  die  Rede  sein, 
wenn  dem  Beamten  am  h  die  Pflicht  auferlegt  wird,  von  dem 
Ausf'iill  sciiirr  Prüfimg  seine  Enlb»  lilii  ssunij  über  Belulgnii.^  oder 
Nichtbefolgung  des  Befehls  abhängig  zu  machen,  so  zwar,  dass 
er  fiir  diese  Entschliossung,  wie  für  eine  aus  eigener  Initiative 
erwachsene  Handlung  voll  verantwortUch  ist.  Am  handgreif- 
lichsten erscheint  dieser  Gedankengang  aus  dem  Standpunkte  des 


*')  Lahand  a.  a.  <).  1  iü  8.  424— 
«j  Dasclbat  S.  424;425  Anm.  1. 
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von  der  hcfolilcnen  Amtshandluug  betroffenen  Dritten,  d.  h.  in 
dem  Btra&echtlichen  Gebiete  des  Widerstandes  gegen  die  Staats- 
gewalt, betrachtet.  §  113  R.-Str.-G.-B.  bestraft  die  Widerstands- 
leistung gegen  den  rechtmässig  handehiden  Beamten.  Der  Beamte^ 

welcher  einen  Befehl  erhalten,  zn  dessen  Ausführung  er  sich  nicht 
fiir  kompetent  ansielit,  ein  Bedenken,  welches  auch  objektiv  ge- 
gründet ist,  führt  dioscü  Bcfeld  nach  fniclitloser  Remoiistialiou 
aas  und  findet  Wi<l('j*stand.  »Seine  Handlung  ist  zweifellos  im 
Sinne  des  E.  Str.-Gr.-B.  unrechtmässig.  Die  Bemonstrationstheorie 
ezkulpirt  in  diesem  Falle  nur  den  Beamten,  sie  kann  aber  auf 
Grund  einer  fruchtlosen  Gegenvorstellung  des  Unterbeamten  den 
olijektiT  rechtswidrigen  Befehl  nicht  rechtswirksam  machen.  Will 
man  nun  den  korrekt  handelnden  Beamten  nicht  dem  Widerstands- 
rechte  des  von  seiner  AnitslKiiidliing  Betroffenen  preisgeben,  so 
kommt  man  mit  deni  iieolitösatze  des  Strafgcsetzhuclis  in  Jvonflikt. 
Dies  kann  aber  nicht  als  eine  Lösung  der  vorhandenen  Schwie- 
rigkeit, die  Interessen  des  Dienstes  zn  versöhnen  mit  denen  des 
einzelnen  von  der  Amtshandlung  Betroffenen,  betrachtet  werden. 
Vielmehr  heisst  es,  den  Knoten  durchhauen,  wenn  man  diese  zu 
Gunsten  jener  einfach  aufopfern  will.  Das  ganze  System  des 
Widerstaudsrechtes  beruht  aber  auf  der  Voraussetzung,  dass  der 
Beamte  für  die  Ausül)nng  seiner  Amtspflicht  inner- 
halb desRahmens  sei  uer  Prü  l'ungsi>  fli  cht  voll  nndicanz 
eintrete.  Nur  eine  gleichmässige  Betrachtung  der  inneren  und 
äusseren  Seite  des  Beamten  Verhältnisses,  d.  h.  der  dienstlichen 
Gehorsamspflicht  einerseits,  des  Schutzes  und  der  Verantwor- 
tung gegen  Dritte  andererseits,  kann  zu  einer  richtigen  Begrififs- 
hestimmung  der  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen^  für 
(he  liier  in  Betracht  kommenden  Fälle  des  Handelns  auf  höheren  Be- 
fahl tViliren.  Nur  auf  diesem  Wege  kann  die  von  uns  an^esti  ebte  Aus- 
gleichung der  Kollision  jener  zwei  Prinzipien,  des  Prinzips  der  Ver- 
antwortlichkeit jedes  Beamten  und  der  ( iebiuideiüieit  seiner  amtlichen 
Thätigkeit  in  einer  der  Theorie  und  der  Praxis  genügenden  Weise 
durchgeführt  werden. 

Desshalb  ist  es  Yon  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die 
Zwecke  dieser  Arbeit,  auf  den  innigen  Zusammenhang  der  Ge- 
horsamspflicht des  Beamten  gegenüber  dem  höheren  Befehl  mit 
dem  ihm  gewährten  Schutze  bei  Ausübung  seines  Amtes  oder, 
von  anderer  Seite  betrachtet,  mit  der  Gehorsmubpllicht  des 
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Privaten  gegenüber  der  AnitshandluDg  des  Beamten  hinzu- 
weisen Ebenso,  wie  nur  die  rechtmässige  Anordnung  des 
Vorgesetzten  für  den  untergebenen  Beamten  verbindlich  ist**), 
verpflichtet  auch  nur  die  rechtmässige  Amtshnndliing  «Ion  von 

ihr  bcü'utüiK'U  I  )i-itteii  znin(  iclicrsam*").  Dasuciu'  dcut^^  lif  IJeiclis- 
reelit  luit  um  den  Begi'iti  der  „rechtmässigen  Amtsluuidiung^  ein 
festes  System  geschlossen,  dessen  einzehie  Ausstrahhmgen  in  Ter- 
schicdeiien  Ucsetzen  erschemen.  Das  Prinzip  war  durch  g§  110, 
113(117)R.-Str.-G.-B.  zuerst  festgestellt  worden,  und  die  Rechts- 
Sätze  des  Beichsbeamtengosetzes  über  die  VerantwortUclikeit  der 
Keiclisbeamten  10,  13  R.-I5.-G.)  musston,  Wi'nw  nicht  die 
(iiiphndhchslen  W'ider.Nprücht'  in  div.  RechtsvtrliitUni.sM'  der  Ijvi/.- 
tei'en  hineingetragen  werden  soUtcu,  mit  2sothwendigkcit  auf  jenem 
Prinzip  basiert  werden. 

Hiemach  wollen  wir  zuvörderst  den  §§  110,  113  (117) 
R.-Str.-G.-B.  unsere  AufmerkRamkeit  zuwenden. 

In  §  HO  R.-8tr.-G.-B.  hatte  man  die  r.ftVnthche  Aiiflordo- 
run«r  ..zum  Uiigch<>rs;iiii  gegen  (icst  t/.f  mlw  rcM'lilsLiilltige  Vcr- 
ordniuigen  oder  gegen  (he  von  der  Uhrigkcit  iniK  i  ihrer  Zu- 
stän<hgkeit  getrotlencn  Anordnungen"  unter  »Strafe  gestellt. 

in  §  113  R.-Str.-G.-B.  (cfr.  §  117  das.)  hatte  man  denjenigen 
mit  Strafe  bedroht,  welcher  „einem  zur  Vollstreckung  von  Ge- 
setzen, von  BefeWen  und  Anordnungen  der  Verwaltimgsbehörden 
o(h'r  von  rrtheih^i  und  Vei liiLMiiigon  der  Gerielite  hcrufcnen" 
l>eamten  j,in  der  rechtmässigen  Au>iil»ung  sein<'s  Amt«'S  durch 
Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  Widerstand  leistet**, 
oder  welcher  „einen  solchen  Beamten  während  der  rechtmässigen 
Ausübung  semes  Amtes  thätlich  angreift.^ 

**)  Bede  des  Abg.  Planck  bei  der  2.  Lesung  des  §  10  U.-D.-G.  yitiuiig 
T.  23.  April  1872  (Rt.-Vorb.  ls72  I  S.  147). 

")  ALg.  V.  Zedlitz  .  b.  d.  -X  Lcsunsr  dess.  §  (Vorh.  1872  S.  891)  und 
Dn.  Imsklk,  b.  d.  3.  Lesung  des  §  13  U.-ii.-ii.  (Verh.  1872  S.  804),  Kanu- 
onessBR  a.  n.  0.  S.  46  und  63. 

*•)  V.  n.  BsCKK  a.  a.  0.  9  88  S.  119/20,  SEurPEBT,  a.  a.  0.  §  66  S.  119. 
Pbrthks.  a.  a.  0.  S.  127:  „E$  trifft  hier  (bei  der  Frage  der  Gehorsamepflicht 
des  Beamten  gegenüber  den  Befehlen  des  Vorgesetzten)  ,  dieselbe  i^ehwierigkeit 
ein,  welche  sich  ...  in  Benehnng  auf  die  Pflicht  der  ünterthanen.  den  Beam- 
ten gehorsam  sn  sein,  findet."  Endlich  v.  Kirchknubim,  die  Strafbarkeit 
des  Widerstandes  gegen  den  in  dienstpflichtigem  Gehorsam  rechtswidrige  An- 
onlnangen  seiner  Torgesetsten  Behörde  Tollstreckenden  Unterbeamten  n.  s.  f.» 
im  Gerichtssaal  1878  Bd.  80  S.  175  £  180. 
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Strebte  die  oben  bebandelte  Frage  des  Umfanges  der  amt- 
lichen Gehorsamspflicht  eine  Präzisiening  des  sogenannten  „ver- 
fassiiDgsniassififen  Gehorsams"  des  Beamten  gegenüber  seinen  Vor- 
gesetzten nii,  bu  tübrt  die  Entwickclun^r  jener  stmli  <  rlitlii  heii 
Reciil.sj>äl/e  zu  einer  begritiiichen  Bestiuiiiiung  des  sogtuaniiten 
-verfassungsmässigen  Gehorsanis'^  des  Untertlianen  gegenü])er  der 
Staatsgewalt.  Hieraus  ergiebt  sich^  dass  die  strafrechtlichen  Sätze 
der  zitierten  Paragraphen,  indem  sie  eine  Abgrenzung  der  Ge- 
biete  der  staatlichen  Autorität  und  der  ▼erfassungsniässigen  Frei- 
heit des  Einzelnen  entbalten,  zugleicb  einen  Scbutz  für  den  l>e- 
aniten  und  tür  den  Ein/*'ln(  ii  im  KoiiiakL  mit  dt  r  AmtNliaiidking 
frewälu'en,  was  niclit  belten  übersebn  wird**).  Diese  Abgrenzung, 
welche  sich  auf  die  Begrift'e  «irr  „rfclitsgiltigen  Verordnung"^  oder 
der  „zuständigen  obrigkeitüchen  Anordnung*"  und  der  „rechtmässi- 
gen Ausübung  des  Amtes**  gründet,  verlangt  zu  einem  richtigen 
Verständnlss  eine  streng  juiistische  Erläuterung. 

!S'ur  die  „r<  i-iit^LMltige  Veror(iuun,L(".  nur  die  -\ (»n  der  01)rig- 
keit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlab^'Jie  Anurdmnig",  mir 
die  „rechtmässige  Ausübung  des  Amtes"  sind  dein  Eiiizehien 
gegenüber  als  Vertreterinnen  der  staatlichen  Autorität  geschützt: 
eine  Öffentliche  Aufreizung  zum  Ungehorsam,  eine  Widerstands- 
kistung  gegenüber  einer  Verordnung,  Anordnung  oder  Amts- 


1  Ks  ist  auch  für  die  staatsrechtliche  Seite  dieser  str.ifreclitlii  li.n 
stiinmungeü,  insbesondere  des  Gesetjk's  über  die  Widerstandsleistung,  von 
Wichtigkeit,  dies  festzustellen.  Im  Verfolg  der  unrithtigen  Ansicht.  § 
iJ.-.Str.-G.-B.  gelte  dem  Schutze  di's  Kiiizelnen  er^j^en  eine  ungesetzliche  Ausübung 
der  StaatejTewalt  und  nicht  viclmelir  «ies  Amtes,  hat  man  aufgestellt,  dass  der 
Widerstan  l  y  gen  eine  —  im  weitesten  Sinne  —  gesetzwidrige  Amtshandlung 
ttraflos  bleibe,  gleichgiltig,  ob  der  di(^elbe  aasführende  Beamte  die  Gesetz- 
vidrigkcit  aelbit  za  Terantwoiten  habe  oder  nicht.  Man  hat  sieh  hierfür  auf 
dea  BegriiF  des  Ataadichen  WiUeiia  berufen,  der,  von  welchem  Beamten  er  auch 
ianncr  gebandhabt  wdrde«  den  Unterthan  nur  aowdt  mm  Gehorsam  verbinden 
köime,  ab  er  auch  materiell  geeetzmanig  auftrete.  Man  ist  eo  la  einer  vöUig 
objektiven  nsd  materiellen  Aoflassong  des  Requisites  der  ,  Rechtmassigkeit  der 
Antnostbimg*  gekommen:  tor  EmoaBHHKiM  a.  a.  0.  Den  enigegengesetsten, 
ia  Test  vartreteneD  Standpunkt  mit  den  richtigen,  bald  naber  su  beleuchtenden 
Koniequensen  nimmt  auch  das  Reictisgericht  ein:  Bechtspr.  des  II 
S.  426  cfr.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  II 
8.414  nnd  Rechtspr.  des  R.-G.  IV  S.  418  n.  192.  Insbesondere  vgl.  Bolzr, 
Kber  den  Begriff  der  Rechtinässigkeit  der  Anitsausubang  in  §  113  K.-Str.-6.-B. 
in  OoLTDAVMn^s  Archiv  f&r  Strafr.  Bd.  23  S.  391. 


Digitized  by  Google 


—    128  — 


ausübungy  weiche  jener  Eigetiscliatteii  entrathen,  bleibt  straflos. 
Dem  Einzelnen  ist  ein  Prüfungsrecht  hinsichtlicli  des  ihm  entge- 
gentretenden  Verwaltungsaktes  gegeben;  nur  dem  rechtmässigen 
Verwaltungsakte  muss  er  sich  fügen,  nur  in  diesem  gelangt  die 
staatliche  Autorität  zur  Erscbdnuug.  Was  bedeutet  aber  die 
j^Rt'chtsgiltigkeit  der  Verordnung",  die  .,von  der  Obrigkeit  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnung'*,  die  „recht- 
mässige Ausübung  des  Amtes^  ? 

Bezüglicli  der  beiden  erstgenannten  Begriffe,  der  Begriffe  des 
§110  cit.,  besteht  in  der  Litteratur  kein  Zweifel:  der  Einzehie 
hat  sowohl  der  „Verordnnug"  wie  der  ^obrigkeitlichen  Anordnung" 
nuj-  (1.11111  zu  gehorsamen,  hvzw.  sich  der  öffenthclieii  Aufreizung  zum 
Un^cliorsain  gc'.^Hii  dieselben  zu  entlialten,  wenn  sie  vdu  der  in 
abstracto  kompetenten  Stelle  in  der  vorgeschriebenen  Form  *^) 
erlassen  sind.  Auch  aus  den  Keichstagsverhandlungen  über  §  llü 
geht  diese  Auflassung  zus  Evidenz  hervor^). 

Nicht  so  einhellig  ist  man  in  der  Bestimmung  des  Umganges 
der  Prüfung,  welcher  der  Einzelne  „die  Reclitmassigkeit  der  Amts- 
hMudhin^-  eines  VoUzugsbeamten  gemäss  §  113  K.-tStr.-Cr.-B.  unter- 
ziehn  darf. 

Zum  Verständniss  dieses  Begriffes  ist  es  nicht  unwichtig, 
einen  Blick  auf  die  Geschichte  der  strafirechtUchen  Gesetzes- 
bestimmungen zu  werfen. 

Wie  wir  oben  eine  Theorie  kennen  lernten,  welche  den  Be- 
amten den  Befelilen  seiner  Vorgesetzten  unbeschränkt  unterwirft, 
SU  ist  auch  hier  behauptet  worden,  dass  der  Ihiterthaii  sich  jed«  r 
Ausübung  der  Amtsgewalt,  mag  dieselbe  eine  recht-  oder  unreclit- 
mässige  sein,  zu  fUgen  babe'^').  Ein  Widerstand  gegen  eine  wie 
auch  immer  geartete  Amtshandlung  ist  strafbar. 

^)  D.  h.  die  fonnelle,  nicht  die  materielle  oder  konkrete  Zastandigkeit 
ist  zur  Beclitsgiltigkfiit  erfordert.    OppiMHonr,  Komm,  sam  Str.-G.*B.  fa 

§  HO  n.  6. 

Ygh  Art.  106  der  revid.  preuss.  Verfass.-Ürk.  vom  31.  Jan. 
1850:  „Gesetze  nml  Verordnungen  sind  verbinfllicli,  wenn  sie  in  der  vom  Ge- 
Hctze  vor^i'sehriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden  sind/  and  OPFBUBor?, 
a.  a.  U.  n.  2. 

*'^)  BcsoDilers  aus  den  lledon  der  Abtir.  Plantk  (^tc  Lesung'  des  §  HO, 
18.  Marz  1870)  und  1)R.  Imskkr  (das.)  Ilt.-Verli.  l87o  1  S.  300  und  392. 

*^  V.  Jaokmann,  Das  Verbreelien  der  Widen?ctzHclik<»it  u.  s.  f.,  im  Archiv 
des  Krimiuaireclits  1842  S.  593if.   Gegen  ihn  riclitet  sich  Zacharias,  in  der 
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Ebensowenig  setzt  eine  grosse  Anzalil  neaerer  Gesetzeskodifi- 
kationen  für  die  Gehorsamspflicht  des  Unterthanen  gegenüber 
der  Amtshandlung  feste  Grenzen.  Neben  dem  bäurischen  (Ton 
1813  und  1861);  dem  östenreichischen,  dem  französischen  ^  dem 

sächsiscbeu  (von  1855),  fjcliört  hierher  namentlich  das  })roiissische 
8tmfi?esetzhuch  von  1851.  welches  in  §  89  scliluchtwi'g  .Jeden, 
ikr  sich  der  Voriialinie  einer  „AmtBliaiulluug"  widersetzt,  mit 
Strafe  bedroht.  Der  Theorie  nm\  Praxis  blieb  es  überlassen, 
durch  geeignete  Interpretation  des  Begriffes  der  „Amtshandlung^ 
die  Fälle  offenbarer  Bechtswidrigkeit  der  Beamtenhandlungen  ans- 
zuschliessen  ^'). 

Andere  Parükularstrafgesetze  enthalten  schon  eine  wesent- 

Uclie  Einschränkung.  So  bestraft  das  badische  Gesetz  v.  l)e- 
zenii>er  IH.HI  über  das  Verbrechen  der  WidcrsetzlK  I  keit  ge^^en 
die  öffentliehe  CJewalt  in  Art.  1  den  den  Beamten  „innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Znständigiceit  geleisteten  Widerstand  ,  und  das 
braunschweigische  Kriniinalgesetzbuch  (von  1840)  bestraft  nur  den 
Widerstand  gegen  „rechtmässige  Befehle  und  Anordnungen  der 
Obrigkeit«  »«)• 

Der  Regierungsentwurf  zum  deutschen  Strafgesetzbuch  repro- 
duzirte  tbe  Gesetzesbestimmung  des  i)reussischen  Strafgesetzbuches, 
oliue  jede  nähere  fliarakt^ristik  des  Be^ifles  der  „Amtshand- 
lung"^. In  Aidehnung  an  die  ßerathungen  über  §  110  R.-Str.-G.-B. 
trat  man  auch  hier  im  Beichstage  für  eine  genaue  Begrenzung 
der  zum  Gehorsam  zwingenden  staatlichen  Autorität  auf.  So  for- 
derte der  Antrag  Fries,  dass  der  Widerstand  gegen  einen  Voll* 
zQgsbeamten  nur  dann  geahndet  werden  sollte,  wenn  er  „während  der 
gesetzmassigen  ^^omahme  einer  Amtshandlung'^  geleistet  wurde  ^*), 

Gegen  diesen  Antraf;  machte  der  Abgeordnete  Planck  das 
Bedenkeu  geltend,  es  köuue  iu  jeuer  Fassung  ein  Prüfungsrecht 

sehr  au^ifahrlicben  Abbsadlung  &ber  die  Strafiwrireit  der  Widenetsliebkeit 
Q.  t.  f.  (dasi.  Aivbi?  1S48  S.  344  ff.,  besooden  S.  855  ff.  S,  361  ff.). 

**)  Diceer  freieren  Anfliusnog  bnldigt  acboii  PmiBS  (vor  der  Zeit  des 
preon.  Str.-6.-D.)  ».  a.  0.  8. 113-116;  dam  |  16,  II,  13  A.-L.'B.  Vgl.  die 
Bede  des  Abg.  Da.  BoswäSOM  (2.  Leeg,  des  §  113  B.-Str.*G.-B.)  —  Bt-Veifa. 
1670  I  8. 429,  dagegen  Abg.  Da.  Hma  (Tboro)  und  Abg.  Mindi  (das.  8. 430). 

Genauercit  Ober  dieses  Tb«na  in  den  Landesgesetzen  bei  Hn.Lrn,  die 
ReebtnuisMi^keit  der  Amtsaosübnng  n.  s.  f.  (HabiUt.-8ehr.  1873)  S.  32  ff.  and 
bei  VON  KmcHKKffEiM,  a.  a.  0.  S.  ISl  ff. 
^)  N.  C5,  3  der  Drncks.  v.  1870, 
AnUv  flur  «CwUiehot  Kcdil  I.  1.  0 
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des  Einzelnen  hinsichtlich  der  materiellen,  Gresetzmässigkeit,  der 
konkreten  Zuständigkeit  einer  Amtshandlung  gesehn  "werden; 
daher  brachte  er  das  Amendement  ein,  den  Widerstand  gegen 

einen  Beamten  während  der  Vonialmie  einer  „innerhalb  seiner 
Zuständii^keit  vorgonuinuienen  Amtshandlung"  zu  bestrafen  ^*).  Zu 
diesem  Antrage  gab  der  genannte  Abgeordnete  lolgentleErläutenini?: 
Keine  Schwierigkeit  machten  die  FiiWc,  in  denen  die  Zuständig- 
keit des  Beamten  entweder  an  gar  keine  äussere  Bedingung  ge- 
knüpft sei,  vielmehr  von  seinem  freien  WiUen  abhänge,  oder  ihm 
unter  keiner  Bedingung  beiwohnen  kdnne.  Dort  müsse  dem  Beamten 
voller  S(  liutz,  hier  dürtc  ihm  gar  kein  «Schutz  gewährt  werden. 
Anders  in  Fällen,  in  denen  seine  Zuständigkeit  an  bestinunte  Be- 
dingungen geknüpft  sei.  Häuine  ihm  nun  das  (besetz  bezUg- 
lieh  des  Vorbandenseins  dieser  Bedingungen  freies  Ermessen  ein^ 
—  indem  es  ihn  z.  B.  „im  Falle  dringender  Geiahr*'  zu  der 
Handlung  ermächtigt^  —  so  sei  seine  Zuständigkeit  gegeben^  wenn 
er  unter  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Bezugnainne  auf 
jene  gesetzhchen  Bedingungen  handle.  iVrache  aber  das  (Tcsctz  seine 
Zuständigkeit  von  Voranssetz!in<ren  abhängig,  über  deren  Vor- 
handensein es  ihm  nicht  freies  Ermessen  einräume,  —  z.  B.  die 
Befugniss  der  Verhaftung  von  dem  Besitze  und  der  Vorzeigung 
des  gerichtlichen  Haftbefehls^*^)  — ^  so  sei  seine  Kompetenz  nur 
bei  Bezugnahme  auf  das  Vorhandensein  jener  objektiven  Voraus- 
setzungen gegeben. 

Das  eutscheidende  Wort  s])rach  in  dritter  Beratliuni^  die  Ana- 
logie des  161  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  IHü^.K  welcher 
den  Widerstand  gegen  einen  Zollbeamten  nur  für  den  Fall  einer 
^rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes"  bestraft;  so  ging  auch 
§  113  R.-Str.-G.-B.  auf  einen  Antrag  Laskbr's  dieselbe  Fas- 
sung durch  *^). 

Was  besagt  nach  alledem  das  iiumnehr  in  §  11.3  R.-Str.-G.-B. 
aufgenommene  Thatbestandsmoment  der  „rechtmässigen  Amts- 
ausübung'' im  Sinne  des  Gesetzgebers? 

N.  70  4iwlbtt  nnd  di«  Bede  PLAVO^a  Verh.  1870  I  S.  428. 
**)  Rierlier  wftido  s.  B.  aach  die  Vonehrift  Ober  die  Gestattung  eiiier 
PfSndqng  an  Sonn-  nud  Feiertagen  gehVien  (C.-Pr.<0.  §  681).   Die  objektif» 
Voraussetzung  wäre  hier  die  bei  der  Zwangs?ollatreckQDg  vonnteigende,  ge- 
stattende Verfügung  des  Amtsrichter!. 

Verk  1870  11  8.  11Ö9. 
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Hatten  wir  im  Eingänge  dieses  Abschnittes  aiisgeflthrt,  dass 
in  §  13  R.-B.'G.  die  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen** 
verschieden  zu  interpretieren  sei,  je  nachdem  dieselben  aus  eigner 
EntSchliessung  des  Beamten  oder  kraft  höheren  Befehls  eifolgten, 
so  ändert  sich  awch  in  ^  IIH  R.-Str.-(T.-B.  die  Auslegung  der 
„Rechtmässigkeit'^  der  Amtshandlung  nach  dieser  Verschiedenheit 
ihrer  Voraussetzungen.    Für  den  Fall  einer  aus  eigner  Initiative 
des  Vollzugsbeamten  ausgeführten  Amtshandlung  muss  von  den 
oben  wiedergegebenen  Pl  ANCK^schen  Gedanken  ausgegangen  werden. 
Macht  nämlich  das  Gesetz  die  Zuständigkeit  des  fraglichen  Be- 
amten von  dem  freien  Ermessen  desselben  abhängige  —  so  wenn 
z.  B.  die  Polizt  ibeamten  durch  eine  Tolizeiverordnung  hefugt 
uiirden,  von  Zeit  zu  Zeit  die  Häuser  eines  Stadttheils  auf  gewisse 
hauhche  Anlagen  hin  zu  Ix  sichtigen,  —  so  darf  von  dem  betrof- 
fenen Individuum  die  Rechtmässigkeit  der  Amtsausübung  niemals 
aus  dem  Gesichtspunkte  der  konkreten  Unzweckmässigkeit  ange- 
zweifelt und  aus  diesem  Grunde  dem  Beamten  Widerstand  ent- 
gegengesetzt werden.  Wollte  man  hier  den  Widerstand  gestatten, 
«o  bedeutete  dies,  einer  Chikanierung  der  Verwaliungsthätigkeit 
(luich  iMiiZL-hicü  Thür  und  'J^hor  ötriici».    Macht  das  (i«'s('t/. 

jedoch  die  Zuständigkeit  des  Beamten  von  objektiven  Voraus- 
setxungen  abhängig,  über  deren  Vorhandensein  er  selbst  zu  ent- 
scheiden hat,  —  so  z.  B.  indem  es  die  Sicherheitsbeamten  be- 
fugty  einen  Delinquenten  ?orläuüg  festzunehmen,  falls  die  Voraus- 
setzungen eines  Haftbefehls  vorliegen,  und  Gefahr  im  Verzuge  ob- 
waltet (§§  127.  112.  113  R.-Str-JP.-0.),  oder  zur  Nachtzeit  eine 
Wohnung  zu  durchsuchen,  wenn  sie  einen  Delinquenten  auf  frischer 
Tbat  verfolgen,  oder  ( Jt  laln  iniVeiv.uge  obwaltet  u.  s.  f.  (§  104  das.), 
—  so  ist  die  Anitsluuidhmg  zwar  eine  reclitmässige,  wenn  sie 
untfT  Bezugnaliiiie  auf  jen<'  \^)raus8etzungen  erfolgt  und  darf  allein 
aus  dem  Grunde,  weil  der  Betroffene  über  das  Vorhandensein  der- 
selben anderer  Ansicht  ist^  einen  Widerstand  nicht  finden.  Jedoch 
würde  — ,  und  dies  ist  den  PLANCK'scben  Ausführungen  hinzuzu- 
nigeni  —  die  Arglist  oder  Fahrlässigkeit,  welche  den  Volbsugs- 
beamten  bei  Benrtheihmg  des  Vorhandenseins  jener  gesetzlichen 
Voraussetzungen  seiner  Amtshan.lhnig  tretVen  würde,  dieselbe  zur 
unrecht mässigeu  macheu       Denn  sobald  das  Gesetz  dem  Beamten 

Siehe  namentlich  Bolze,  a.  a.  0.  S.  396  ond  «lio  dort  zitierten  oberst- 
richtorlicben  EntwheiJniigcii.  Sehr  &hiilich  liegt  der  Fall  in  deiD  Ober-Tri- 
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ein  freies  Prüfangsrecht  eiiuräumt,  reicht  der  ihm  gewährte  be- 
sondere Schutz  nor  soweit,  als  er  dieser  seiner  Aufgabe  pflicht- 
mfissig  nachgekommen  ist.   Es  ist  hieraus  der  Sdduss  zu  ziehn, 

dass  hinsichtlich  derjenigen  Amtshandlungen,  die  der  Beamte  aas 
eigenem  Autrit-b  vorniinnit,  die  nltstrakte  Zustäiidiirkfit  zur  Bc- 
gründunpj  der  Reclitniibsigkeit  für  die  Regel  niclit  ^'cnügt;  liier 
ist  vielmehr  eine  sorgfiütige  Prüfung  dai'üher,  ob  die  ge^et/mässigen 
Voraussetzungen  der  Amtsbandlung  im  einzelnen  Falle  vor- 
lageui  Voraussetzung  ihrer  Rechtmässigkeit.  Diese  Ansicht  ist 
klar  ausgesprochen  in  den  Worten  des  Abgeordneten  Dr.  Laskeb: 
^Die  Kriminalpolizei  hat  das  Recht  der  Verhaftung  auf  frischer 
That,  sie  hat  das  Recht  der  Verhaftnng,  wenn  sie  vom  Gericht 
angewiesen  ist:  es  gehört  also  das  Veiluilteii  zu  ihrer  Z ii-t.indig- 
keit,  aber  frosotzmiissig  nimmt  sie  die  Handhiiii^  nur  vor,  wenn 
sie  entweder  »lui  irischer  Tliat  verhaftet  oder  auf  Grund  eiues 
gerichthchen  Befelils-  '•^).  Eine  kulpose  Beurtheilung  der  Voraus- 
setzung der  frischen  That  muss  demnach  die  Amtslumdlung  un- 
rechtmässig machen,  und  damit  ist  ein  Widerstandsrecht  gegen 
dieselbe  anerkannt.  Bezüglich  deijenigen  Amtshandlungen  also, 
die  von  einem  Vollzugsbeamten  ohne  höhere  Weisung  unter  gewissen 
gesetzlichen  Voraussetzungen  vorixenoiiimen  werden  dürfen,  steht 
dem  von  denselben  Betrotieuen  ein  Reclit  zu,  nicht  nur  die  formelle 
Zuständigkeit  des  Beamten,  sondern  auch  das  Vorhandensein 
jener  materiellgesetzhchen  Voraussetzungen  derselben  zu  präfen 

bunals-ErV.  v.  28.  Nov.  1874  bei  Stenglt:in,  Ztschft.  f.  Gericlitsprnxis  IV 
S.  278  70.  Vgl.  auch  Entsch.  des  R.-G.  in  Str.-S.  I  S.  331  ff.  Uicrhor 
gehören  auch  Bestimmungen  wie      G78.  708  al.  1  C.-Pr.-O. 

»•)  2.  LesL'  a.^  §  113  R.-Str.-G.-B.  Verh.  a.  a.  0.  S.  429. 

^''j  tritt  Ulis  mitbin  »nne  vollkommene  Analogie  mit  jener  im  Eingang 
dieses  Abschiaitc^  cliuiakUrusicrt. n  Kategorie  v<>n  Amtshandlungen  entgegen, 
die  der  Beamte  aus  eigener  Initiative  vüniimmt.  Wie  ihui  dort  gemäss  seinem 
unbeschrankten  Prfifungsrechtc  die  Verantwortlichkeit  für  die  *  materielle  wie 
formelle  C^eMtsmSsngkeit  leiaer  AmtshAudlmig  aafgebfifdet  wnrde,  ao  erheucht 
Ii  118  8tr.-G.-B.  in  der  gleichen  Kategorie  von  Amtsbandlnngen  snf  Grand 
der  glflicben  Erwfigoiig  znr  Beetnfnng  des  Widentandes  ein  materiell  wie 
formell  rechtmissiges  Vorgehn  des  Beamten.  Es  ist  diee  eine  Anwendung 
nnserea  oben  anfgestellten  Grundiatzes,  nach  welchem  dae  Sjetem  des  Wider- 
standerechtee  anf  der  A'oraaBsetsang  beruhe,  dass  der  Beamte  für  die  Ans- 
QbuDg  seiner  Amtspflicht  innerhalb  des  Rahmen»  seiner  Prüfangs- 
pflicht  voll  und  ganz  eintrete.  —  Zwar  wird  es  dem  Einzelnen  oft  verborgen 
bkiben,  ob  der  Beamte  ans  eigener  Initiative  oder  anf  Grnnd  eines  höheren 
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Die  zweite  Kategorie  von  Amtshaudiimgen,  welche  auch  für 
§113  H.-Str.-G.-B.  in  Betracht  kommt,  wird  von  denjenigen  ge- 
bildet, deren  Vornahme  auf  Grund  höheren  Befehls  erfolgt.  Auch 
hier  muss  das  Früfiingsrecht  des  Einzelnen  hinsichtlich  der  Gesetz- 
mässigkeit der  ihn  betreffenden  Amtshandlung  dem  Prüfungsrechte 
des  Beamten  liinsichtlich  der  Gesetzmähsigkeit  des  erhaltenen  Be- 
fehls entsprechen.  Es  wäre  widersinnig,  wollte  man  behaupten, 
dass  der  auf  höheren  Befehl  handelnde  Beamte  in  einem  weiteren 
Umfange  dem  Widerstandsrechte  jedes  Einzehien  preisgegeben 
werden  soUe,  als  in  dem  Umfiange  seines  eigenen  PHifungsrechtes 
gegenüber  dem  erhaltenen  Befehl'*).  In  Gemässheit  der  durch 
die  Zentralif^ation  der  Verw.iltuiig  iiiuihweislirh  j]^eforderten  Be- 
<tlii;tiikiinjL^  des  eigenen  Prüfunfjsrechtes  des  Beauiteii  eregenüi)er 
dem  erhaltenen  Befehl  muss  nothwendig  eine  Bescluänkung  des 
Prüfungsreehtes  des  Privaten  gegenüber  der  durch  höhere  Direk- 
tiven geleiteten  Amtshandlung  des  Beamten  anerkannt  werden. 
Es  geht  hieraus  als  unbestreitbare  Wahrheit  der  Satz  herror, 
dass  im  Falle  eines  liöheren  Befehls  der  dienstpflichtige  Gehorsam 
des  Beamten  den  Maassstab  für  die  „Rechtmässigkeit  der  Amts- 
handlung'^ in  §  113  ll.-Str.-G.-B.  heiern  müsse  «2). 

Btffcbls  handelt;  gleichwohl  ist,  wie  ein  Reichsj^orichtserkcnntniss  (Recbtspr. 
des  R.-G.  II  S.  42ß)  in  Hozug  hierauf  sehr  ricliti^?  ausgeführt,  an  dein  obigen 
rjruuJ^tatz  ilesslalb  festzuhalten,  weil  ja  llo  li.-Str.-G.-Ji.  nicht  allein  einen 
is^clmu  liir  den  Untertban.  sondern  auch  für  den  Beamten  enthält. 

•')  Rechtspr.  des  R.-G.  a.  a.  0.  S.  429:  .  .  dass,  „wo  der  Beamte  deii 
ihm  gewordenen  Befehl  zu  befolgen  gehalten  iat,  wo  er  dessbalb  f&r  seine 
Penon  Vereehtigt  ervebeint,  die  wenn  aneli  rechtewidrige  Anordtiaiig  zur 
Avsfllhning  in  bringen I  seiner  PersOB,  d.  h.  der  rechtmässigen  Antftbung 
des  Vollftreckmigsuntes  wegen  Mangels  der  Bechtmässigkeit  der  Anordnung 
Widerstand  niemals  entgegengesetst  werden  dürfe;*  nnd  daselbst  §  161  Ver.- 
Zoll-Ges.  sagt  «dass  die  Amtsgewalt  da  nicht  ftbersehritten  ist,  wo  den  Voll- 
angsbeamten  die  Beamtendlsiiplin  sn  deren  Anwendung  xwlngt" 

Und  dennoch  wird  dieser  Sati  bestritten  von  KiBOHmniM,  a.  a.  0. 
8. 191.  Seine  Gmndidee  von  der  Einheit  des  staafUchen  Willens,  dessen  Ver- 
mittdong  mit  dem  pWirltliehen  Zustande*  darch  drei  Glieder,  die  Yorgesetacte 
Behjkrde,  die  Anordnung  und  den  Tollstreckenden  Beamten  hergestellt  wird, 
(8.  185)  und  dessen  fehlerhafte  Vermittelung  zum  Widerstande  berechtigt, 
(8.  186)  führt  ihn  dazu,  nicht  in  dem  Vfdizugsbeamten.  sondern  in  der  Staats- 
gewalt  als  Ganzem,  d.  h.  nicht  in  der  Erscheinung"  sondern  in  dem  Wesen 
ein  nnd  derselben  Idee"  das  Object  des  Vergebens  des  Widerstandes  tn  sebn 
(8.  191)  und  der  rechtswidrigen  Anordnung  des  Vorgesetzten  die  Bedeutnng 
za  rindiaieren,  jede,  auch  die  pflichtmassige  Ausfährung  derselben  unrecht- 
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Es  richtet  sich  demnach  das  Prüfungsrecht  des  Emzeben 

hier  nicht  auf  die  Frage,  ob  der  ihm  entpejrentrctende  Akt  der 
Verwaltung  im  Grunde,  d.  h.  materiell  gesetzinä^^sig  war,  son- 
dern lediglich  auf  die  Frage,  oh  dorselhe  in  der  Person  und  der 
Handlung  des  beauftragten  Vollzugsheainten  zur  rechtmässigen  Er- 
scheinung gekommen  sei,  ob  die  Ausübung  desselben  durch  diesen 
Beamten  in  dem  Rahmen  seiner  pflichtmässigen  Prüfung,  also 
formell  rechtmässig  erfolgt  sei.  In  dem  Thatbestandsmoment  der 
„Rechtmässigkeit  der  Amtsausiihung"  schützt  §  113  R.-Str.-O.-B. 
den  einzelnen  Beamten  innerhalb  seines  Amtes^^). 

Schon  hier  hatte  also  Wissenschaft  und  Praxis  eine  Beant- 
wortung unserer  staatsrechtlichen  Frage  nach  dem  Umfange  der 
Gehorsamspflicht  des  Beamten  gegenüber  dem  Befehle  des  Vor- 
gesetzten zu  geben. 

Den  Grundsatz  einer  nun  mehr  wenigstens  in  der  Praxis  ein- 
stimmig adoptulen  Lösung  dieses  Prubiems  hatte  auch  hier  der 
Abgeordnete  Dr.  Laskeb  im  Reichstage  ausgesprochen.  „Wenn 
der  GrerichtSToUzieher^^  sagte  er^  „mit  dem  Befehle  des  Gerichts 
kommt^  irgend  eine  Handlung  vorzunehmen,  und  das  Gesetz  be- 
stimmt, dass  dann  die  bestimmte  Handlung  in  dieser  Form  vor- 
genommen  werden  soll,  wie  z.  B.  eine  Yerliaftung  auf  Gnind 
gerichtUchen  Hattbc^fehls,  so  wird  niclit  erörtert  werden  könueu, 
ob  diese  Verhaftung  mit  Recht  verfügt  sei  oder  nicht;  deim  die 
Vornahme  der  Amtshandlung  ist  enie  gesetzmässige,  und  kein 
Mensch  darf  sich  dem  Gerichtsvollzieher  gegenüber  darauf  be- 
rufen, dass  an  sich  die  Verhaftung  nicht  begründet  und  des- 

mässig  zu  tnachen,  weU  „quod  ülioite  intfodaetam  eat  nulla  potest  Stabilität« 
subsistcre"  (S.  194,  1).  Nach  y.  Kuohbnheim  wSre  also  der  Widerstand 
gegen  einen  Gerichtsvollzieher  straflos,  welcher  ans  einem  angesetzlicher  Weise 
für  vollstreckbar  erklärten,  etwa  noch  nicht  reohtskräftig'cn,  Urtheile  pfänlet, 
—  wenigstens  nach  S.  193  ff. ;  oh  auch  nach  'lern  auf  S.  19G  daselbst,  auf 
Grond  der  JoiiNVchen  Theorie  Gesagten,  ist  mir  zweifelhalt  geblieben.  Es  ist 
am  so  schwerer,  gegen  v.  K.  7»]  polemisieren,  als  er  selbst  aaf  das  ^Darbieten 
scharfer  BcgrilTo"  gegenüber  dem  .Gewinnen  leitender  Gesichtspunkte"  rer- 
lichtet  (S.  19(>). 

")  BoLZB  a.  a.  0.  S.  391.  Rechtspr.  des  R.-G.  IV  S.  418  n.  192:  ,der 
Begriff  der  Rechtmässigkeit  in  der  Amtsaasiibung  als  Thatbestandsmoment  in 
§  113  bezieht  sieb  nicht  auf  die  KechtniäsKitrkcit  des  dem  Vollziehenden  ge- 
wordenen Befehls  des  Vor^rcsotzten.  sondern  .ml  seine  Amtsführung."  Vgl. 
Das.  II  ä.  426;  und  das  Erk.  des  pr.  Ober.-Trib.  bei  Ötenglein  a.  a.  0.  IV 
S.  122. 
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wegen  imgesetzmäasig  sei*'**..  Das  heiBBt  nichts  anderes  als: 
in  der  jetzt  besprochenen  Kategorie  von  Amtshandlungen  ist  die 

Rechtmässigkeit  (k'rsolben  gegeben,  wenn  sie  die  Aubriihriuig  eines 
höheren  Befehls  bedeuten,  vvelclier  die  foriuellen  Voraussetzungen 
l'iir  tlie  Amtüthätigkeit  des  Vollzugsbeamten  enthielt.  Denn  das 
Gesetz  bestimmt,  dass  der  einzelne  Beamte  im  Staatsorganismus 
tbätig  werden  solle  nicht  unter  Bezugnahme  auf  die  letzten  ge- 
setzlichen Grundlagen  seiner  Funktion  in  der  Staatsverwaltung, 
sondern  unter  Bezugnahme  auf  die  nächsten  gesetzlichen  Voraus- 
setzmigen  derselben:  das  Gesetz  will  nicht  die  Funktion  des  Ge- 
richtsvollziehers als  i^lHn(lungs])eaniten  dahin  verstanden  wissen, 
dass  sie  bedingt  sei  durch  die  materielle  Rechtsbestiindic^keit  der 
Vollstreckungsklausel  des  gerichtlichen  Urtheils,  nicht  die  Funk- 
tion des  Sicherheit sbeamten  als  Verhaftungsberechtigten  dahin^ 
dass  sie  bedingt  sei  durch  die  materielle  Eechtsbeständigkeit  des 
gerichtlichen  Haftbefehls;  rielmehr  will  es  die  Amtsthtttigkeit  dieser 
Beamten  blos  von  dem  Vorhandensein  der  formalen  gesetzlichen 
Voraussetzungen  abhängig  machen,  also  von  dem  Vorhandensein 
einer  formell  gesetzniässigen  Vollstreckungsklausel,  eines  fonaell 
gesetzinÜRsigen  Haftliefehls  ^*). 

WfUlics  sind  nun  aber  jene  formalen  Momente,  welche  den 
höheren  Befehl  für  den  Unterbeamten  veibindlich  machen? 

Die  höchsten  Gerichtshöfe  beantworten  diese  Frage  dahin, 
dass  der  Beamte  nur  denjenigen  amtlichen  Befehl  ausftlhren  dürfe, 
welcher  von  der  sachlich  und  Örtlich  zuständigen  Behörde  aus- 
gegangen, und  zu  dessen  Vollstreckung  er  selbst  sachlich  und 
örtlich  zuständig  sei. 

Danach  liat,  wie  insbesundere  liAnAND  unter  juristischer  Be- 
gründung ausfülut*^*),  der  Beamte  den  Befehl  uach  diei  Kiclituugen 
hin  zu  prüfen: 

1)  ob  derselbe  die  vorgeschriebene  amtliche  Form  habe,  ob 


Lasker  in  den  Rt.-Vcrh.  zu  §  113  (2.  Lsg.)  a,  a.  0.  S.  428. 

§  676  C.-Pr.-Q.  $  114  Str.-Pr.-O.  PznBSiir,  Die  ZivilpfWMordnTiiig 
Dir  das  Deutsch«  Iteich,  (Komment)  2.  Aafl.  zu  §§  671  iE  8. 941.  Uobcr  die 
von  Boui  a.  a.  0.  S.  992,  3  a»  und  LABAim  a.  a.  0.  I  S.  427  A.  8  faeraih 
gesogenen  Analogie  der  Bestimmungen  über  die  Rechtshilfe  vgl.  unten  |  3 
dieses  Kapitels. 

Laband  a.  a.  0.  I  S.  426  ff.  Vgl.  Abg.  BOKBia  (bei  der  2  liCsg. 
des  §  13  B.-B.-G.)  Verh.  1872  I  S.  158. 
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er,  wenn  schriftlich  ertheilt,  die  Unterschrift  des  Vorgesetzten, 
das  etwa  erforderliche  Sigel  u.  s.  f.  enthalte*'^); 

2)  ob  ihm,  dem  Unterbeamten  die  allgemeine  sachliche  und 
örtliche  Zuständigkeit  zur  Ausführung  des  Befehls  beiwohne^"). 

Die  juristisdie  Begründung  dieses  Satzes  liegt  auf  der 
iiiind:  Der  Beamte  hat  in  erster  Tjinie  nicht  die  Verpflichtung, 
dieiisiliche  iiefehle  si'inor  \'urgesetzten  auszuführen,  soiidcrii  -das 
ihm  übertragene  Amt  wahrzunehmen"  (§10  R.-B.-G.),  d.  h.  den 
Gkschäftskreis  seiner  gesetzlich  normirten  Zuständigkeit  zu  ver- 
sehen. Der  Vorgesetzte  ist,  tun  mit  Labakd  zu  reden^  nidit  im 
Stande^  die  Zuständigkeit  des  Untergebenen  zu  erweitern  und 
vermag  desshalb  demselben  keine  thenstlic  lien  Befehle  mit  ver- 
bindlicher Kraft  zu  (^rtheilen,  welche  ausserhalb  des  Umfangs  dieser 
gesetzhchen  Zuständigkeit  fallen*'*); 

3)  ob  dem  Befehlenden  die  allgemeine  sachliche  und  örtliche 
Kompetenz,  einen  Befehl  der  fraglichen  Art  zu  gebeUi  beiwohne '®). 
Die  Frage  dagegen,  ob  die  Oberbehörde  im  einzeben  Falle  Ton 
ihren  Amtsbefugnissen  emen  angemessenen  Gebrauch  gemacht, 
entzieht  sich  der  Kritik  des  Untergebenen'*). 

Laban  D  argumentiert,  dass  der  Vorgesetzte  nicht  im  Stande 
sei,  durch  seiiio  Verfügungen  seine  eigene  Kompetenz  zu  erweitem, 
und  dass  desshalb  Anordnungen,  welche  ausserhalb  dieser  Kom- 
petenz  liegen,  reditlich  nicht  als  amtliche  gelten  können.  — 

")  Vgl.  oben  Anm.  49  S.  128. 

So  führt  ein  Erk.  des  preussi  01>,-Trib.  (Hochtspr.  des  Oher- 
tribnnaU  XII  S.  469  ans:  »Er  (der  ikamt  i  liat  dalior  unbedenklich  seiner- 
s^iitö  zu  prüfen,  ob  der  ihm  ertheilte  Auftrag  sowohl  in  (Etlicher  als  in  sach- 
licher Beziehung  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Amtöbcfuguisse  liegt.  Hierüber 
hinansgehende  Anordnungen  seiner  Vorgesetzten  auszuführen,  ist  er  nicht  ge< 
halten;  dagegen  ttoht  .Ihm  kein  Reebt  so,  die  msterioUe  Richtigkeit  «einet 
Auftrages  tu  antenacbea  und  aui  einem  demrtigeD  Qnmd  die  Erledigung  tu 
Terweigern.* 

In  dem  gleichen  Sinne  dnselbet  XVII 8. 418,  XVHI  8. 177,  XIX  8. 58 
und  Beohtepr.  des  B.-6.  lY  8. 418. 

^  Labahd  a.  a.  0.  8. 427, 

Sbenao  code  p^nal  Art  114  al.  2:  «Si  ntenmeins  9  (le  fenctionnuie 
pqblic  etc.)  joitifle  qnll  a  agi  par  ordre  de  ses  eapMenn  ponr  dea  objete  da 
resiori  de  ceux-ci,  enr  leninele  il  lenr  dft  obfiewnce  bi^nrebique,  11 
•era  exempt  de  la  peioe  .  ,  .  " 

")  Erk.  des  Ober-Trib.  in  GoLTDAiaiEa,  Archiv  XX  S.  a4.  Rechtspr, 
des  Ober-Trib.  XIII  53,  XVII S.  813,  Stenqlbin  a.  a.  0  IV  S.  122.  Becbispr. 
des  B.-a.  II  8. 559  ff.  Entech.  des  R.-G.  I  S.  331  ff. 
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Wenn  nicht  selteu  die  Prüfungspfliclit  des  Beamten  auf  den 
Inhalt  des  Befelüs  ausgedchDt  wird,  dergestalt,  dass  der  Auf- 
trag, strafbare  oder  sonst  gesetzlich  Terbotene  Handlungen  aus- 
zuführen,  keinen  Gehorsam  finden  dürfte^'),  so  kann  dieses  Moment 
schon  durch  den  Umstand  als  erledigt  betrachtet  werden,  dass 
der  Beamte  die  beiderseitige  Kompetenz  zu  prüfen  und  den  Be- 
fehl in  (1(M-  vom  Gesetz  vorgi  sehnebeiien  AVeise  atiszii führen  hat. 
Wenn  dem  Beamten  die  Vomahme  einer  Tödtnnj:,  Körperver- 
letzung, Öachbeschädiguug  u.  h.  f.  oder  die  Anwendung  verbotener 
Zwangsmittel  bei  seiner  Amtshandlung  —  z.  B.  dem  Polizei- 
beamten von  der  Staatsanwaltschaft  die  Vernehmung  eines  Indi- 
lidunms  unter  Anwendung  des  Stockes  —  aufgetragen  würde,  so 
mttsste  derselbe  die  Ausführung  des  Befehls  schon  aus  dem  Gre* 
Sichtspunkte  verweigern,  dass  er  zur  Vornahme  solcher  Haiul- 
lungrn  nicht  mehr  als  irgend  ein  Anderer  zuständig,  bezw.  dH«s 
er  die  befohlene  Amthhandlung  nur  in  der  vom  Cresetz  oder  der 
Amtsiiißtruktion  vorgeschriebenen  Weise  auszuführen  befugt  sei.  — 

Der  zuständige  Beamte,  der  einen  formrichtigen  BefelJ  der 
zuständigen  Oberbehörde  ausfuhrt,  handelt  „rechtmässig^  ^^).  Eine 

ßoLzi,  8.  398.  EucHENHEiM,  S.  198.  HiLLXB,  S.  84.  SohOtsi, 
Lehrbuch  des  deotschen  Strafrechts  §  66  A.  22. 

Bkiisib,  Lehrbach  des  JeuUchen  Strafrecht»  (11.  Aufl.)  §  81  S.  143 
ad  2):  .Ein  Befehl  ist  für  mich  verbindlich,  wenn  er  von  der  kompetenten 
Stelle  in  der  gesetzlichen  Form  ausgeht  und  sich  iimerlian)  meiner  Dienstpflicht 
liü!t."  Dazu  8.  144  A,  1.  Schütze,  a.  a.  0.  §  S.  *J7.  Zorn,  fieichsstaats- 
recUt  1  S.  236/237 ,  der  jedoch  glaubt,  dass  diese  Grundsätze  „keineswegs 
eine  sichere  Basis  bieten."  Puezl,  Lehrbuch  des  bairischen  Verfassun^rechtes 
(4.  Aufl.  1870)  §20.3  S.  510  d. 

Die  im  Text  vorgetragene  Ansicht  kt  in  der  Litteratur  au^^cr  \\>n  v.  Kihchen- 
HKIM  neuerdings  von  Loinino,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts 
(1884)  §  26  8. 122/128  c  and  Aonierkung  5  angegriffen  worden,  der  dem  Be- 
imten  rach  eine  FtOfnng  der  maieriellen  Gesetonoaeigkeit  des  Befehle  anf«^ 
erlegen  vlll,  weil  «die  Vollsiehang  einer  an  sich  nnreditmSselgen  Handlung'' 
,ttar  durch  einen  poeitiTen  Bechfesats  eine  rechtmiesige  werden"  kann.  »Ein 
soldier  Bechtasata  besteht  aber  nach  Beieharecht  nicht  nnd  kann  nicht  darch 
politiadie  Erwigongen,  wie  sie  Laband  (I  427  and  ff.)  anatellt  (?),  ersetst 
werden."  G<'gen  dieae  Theorie  ist  wie  gegen  diejenige  v.  Kibohembeim's  der 
prinzipielle  Einwand  zu  erheben,  dass  sie  das  für  jeden  Staat  unentbehrliche 
Element  der  Zentralisation  seiner  Verwaltungstliutigkeit  schlechterdings  nicht 
aar  Geltung  bringt  und  demnach  praktisch  unmöprlich  i^t. 

Die  LABAND'schc  Tb.-orit»  vertritt  autli  v.  Gehuek,  Grundznfje  etc.  §  36 
S.  118  A.  6.    (Anderer  Ansicht  Laband  a.  a.  0.  S.  424  A.  1  al.  1  g.  £.): 
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solche  Amtsaiisuluuig  geiiicsst  (It'ii  Srlnitz  des  §  113  R.-Str.-G.-B. 
Hieraus  geht  hervor,  dass  der  Private  ^cgt  iiüber  der  auf  höheren 
Befelil  erfolgenden  Amtshandlung  das  Kecht  hat,  dieüeibeu  Momente, 
welche  der  Prüfimgspflicht  des  Beamteu  unterliegen,  auch  seiner- 
seits zu  prüfen  und  nur  deijenigen  Handlung  sich  zu  fügen  rer- 
pflichtet  isty  welche  jeuer  PrÜfiing  genügt.  — 

Hatte  man  nun  im  Strafgesetzbuche  den  Begi-iff  der  recht- 
niiissigen  Ausübung  des  Amtes  als  Voraussei /.ung  des  besonderen 
Sc liutzes  de!*sel1>en  aufgestellt,  su  musste  noth wendig  im  Keichs- 
beamtcngebetze  der  gleiche  Begriff  als  Voraussetzung  der  Verant- 
wortUchkeit  des  Reichsbeamten  verwerthet  werden.  Was  ins- 
besondere die  iOasse  derjenigen  Amtshandlungen  betrifft,  welche 
sich  auf  höheren  Befehl  gründen,  so  musste  hier  wie  dort  die 
rechtmässige  Ausübung  des  Amtes  durch  die  oben  charakterisierte 
dreifache  Prüfungspflicht  gegenüber  dem  Befehle  bedingt  werden; 
auf  die  zivilrechtliche  Veraniwoiiiichkeit  bezogen:  es  musste  dem 
einzelnen  Verletzten  unter  denselben  Bedingungen  gegenüber  den 
rechtswidrigen  Eingritien  dos  Beamten  das  positive  Kecht  der 
Klage  wie  das  negative  Kecht  der  Abwehr  gegeben  werden. 

Man  hat  sich  im  Keichsbeamtengesetz  an  zwei  Stellen,  in 
§§10  und  13,  mit  unserer  Frage  beschäftigen  müssen. 

§  10  R.-B.-G.  enthalt  die  Pflichten  des  Reichsbeamten,  welche 
aus  dem  Anstellungsvertrage  gegen  seinen  Vertragsgegner,  das 
Reich,  hervorgehn.  Hiernach  hat  er  „die  VerpHichtung,  das  ihm 
iilu  rtragene  Amt  der  Veifassung  und  den  Geset/cn  ent^prechend 
gewissenhaft  walimmehmen  und  durch  sein  Verhalten  in  und  ausser 
dem  Amte  der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  wm*dig 
zu  zeigen.'' 

Dieser  Paragraph  wird  durch  §  72  desselben  Gesetzes,  welcher 
seinerseits  die  Verletzung  der  Amtspflichten  aus  §  10  schlechtweg 
für  Dienstvergehen  erklärt,  zur  Gmndlag(^  der  disziplinarischen 

Verantwortlichkeit  gemacht'^).  Bi-i  der  hierdurch  gekenuzeit-li 
ueten  Wichtigkeit  des  §  10  erscheint  es  auf  den  ersten  Bhck  selt- 

(lieser  Schriftsteller  erkennt  nur  Ixliufs  dienstlicher  Entlastung  eine  Kemon- 
strationsj'tlioht  des  Unterheauiten  an  —  vgl.  im  'IVxt  S.  HO.  —  Kino  weitere 
Einschränkung  der  Laban  D  echen  Theori«^  gibt  Zacuarulk  Staats-  und  Buudcä- 
rocbt  S.  41/1*2,  ohne  dieselbe  zu  begründen. 

§  72  K.-B.-G.  V.  ZtDLiTZ-NEüKiBcu  zu  §  10  II.  U  Ü.  0.  Kans- 
UI£Si»LB,  S.  50  D.  4. 
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sam,  wanim  einer  Hauptpflicht  des  Beamten,  nämlich  der  Pflicht, 
die  dienstlichen  Anordnungen  der  Vorgesetzten  in  einem  bestimmten 
Umfange  zn  befolgen,  keine  Erwähnung  gethan  worden  ist.  Ein 
Einblick  in  die  Geschichte  des  §  10  stellt  dies  jedoch  in  klares 

Licht.  Die  Regieninf»svoHage  hatte  als  Verpflichtung  des  Beichs- 
beainten  aiiff2:estcllt.  dns  Amt  der  Verfassung,  den  Gesetzen  und 
^sonstigen  AuurduuiigLU  entsprechend"  wahrzunehmen.  Der  in 
zweiter  Lesung  eingebrachte  Verbesserungsvorscblag  der  Kommission 
setzte  an  die  Stelle  der  „sonstigen  Anordnungen"  rlie  Worte: 
„den  Ton  seinen  Vorgesetzten  innerhalb  ihrer  amtlichen  Kompetenz 
getroffenen  dienstlichen  Anordnungen.^  Dieses  Amendement  wurde 
auch  in  zweiter  Lesung  im  Wesenthchen  auf  Gnmd  der  schon  bei 
den  §§  110,  113  K.-Str.-U-B.  gepflogenen  Erwägungen  angenom- 
men* ),  In  (bitter  Lesung  Hess  man  dann  die  von  der  Kom- 
mission eingebrachte  Aljündernng  fallen  und  wählte  die  heutige 
Fassung,  welche  endlich  auch  vom  Bundesrath  angenommen  ward. 
Man  fand  im  Reichstage  in  den  Worten  „das  . .  .  Anit  der  Ver- 
fassung und  den  Gesetzen  entsprechend . .  wahrzunehmen^  eine?  ge- 
nügende  Garantie  für  die  Durchführung  des  Gedankens,  welchen 
der  Beschluss  der  zweiten  Lesung  etwas  weiter  ausgeführt  hatte, 
dessen  Fassung  aber  die  verbündeten  Regierungen  fttr  unannehm- 
bar erklärt  hatten,  weil  sie  eine  Prüfung  der  amthchen  Zuständig- 
keit des  Vorgesetzten  duich  den  Untergebenen  nicht  zulassen 
wollten 

Für  die  Auslegung  ist  gleichwohl  festgestellt,  dass  dem  Reichs- 
beamten nach  §  10  dieselbe  Prüfungspflicht  gegenüber  dem  höheren 
Befehl  obliegt,  welche  oben  zu  §  113  R.-Str.-G.-B.  näher  bestimmt 
worden  ist.  Diese  Pflicht  kann  nach  innen  nicht  enger  begrenzt 
sein  als  nach  aussen.  Der  Begriff  der  „Rechtmassigkeit  der  Amts- 
ausübung-.  wie  ihn  §  113  JJ.-Str.-(i.-B.  als  Voranssetzung  des 
Schutzes  derselben  anfstellt^  ist  mit  dem  RcLniti'e  der  „gesetz- 
entsprechenden Wahmehmuni^  des  Amtes^,  wie  ihn  §  10  R.-B.-G. 
als  Maassstab  für  die  disziplinarisch c  Verantworhchkeit  des  Be- 
amten hinstellt,  insbesondere  hinsidithch  der  auf  höheren  Befehl 

'*)  Insbesondere  wiesen  die  Abg.  Plaxck  (Vcrh.  1872  S.  147) ,  Boeumb 
(S.  157)  und  JAiüvkh  (S.  169)  auf  die  Analogie  des  §  113  Str.-G.-B.  hin.  Vgl. 
»neb  Abjr.  Schwarze  (S.  166),  dazu  Xannoiksseb,  S.  44. 

"j  Vgl.  den  Auszug  der  Verhandl.  des  Reichst,  bei  Kanngiesser  S,  45/4(> 
(B^icr.-Yertr.  Achs^bacu),  S.  44.  S.  77  (Abg.  LASsaa  und  Flangk). 
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vollzogenen  Amtshandlung,  identisch  ^^).  Es  ist  nicht  richtig,  mit 
GrERBER  und  ZACHARIAS  die  Voraussetzungen  der  disziplina- 
rischen Verantwortlichkeit  einerseits  und  diejenigen  der  ziyilrecht- 

liclicii  uihI  stnificrlitliclien  Verantwortlichkeit  andererseits  verschie- 
den y.n  iM'stimiiu'ii,  indem  man  für  den  oi-sten  Fall  im  Gcp^oiisatz 
zu  dem  zweiten  eine  Remonstrationspllicht  mit  nachfulgender  Ent- 
lastung aufstellt  ^*).  Viebnehr  muss,  gleichwie  für  den  besonderen 
Schutz,  so  auch  für  die  disziplinarische,  zivil-  und  strafrechtliche 
Verantwortlichkeit  des  Beamten  daran  festgehalten  werden,  dass 
ihn  nur  die  Erfülhmp  der  oben  charakterisierten  di'eifachen  Prüfongs- 
pflicht  gegenüber  dem  höheren  Befehle  zu  entlasten  vorniaji.  wenn 
man  nicht  einen  evidenten  Widerspruch  in  die  betrelieiiden  Gr©- 
setze  hineintrajren  will  ^^j. 

An  zweiter  Stelle  hatte  das  Reichsbeamtengesetz  in  dem 
dieser  Arbeit  zu  Grunde  liegenden  §  13  hei  Au&tellung  des 
Grundsatzes  der  VerantwortlicMceit  des  Reichsbeamten  den  Um- 
lang  der  PriifungspfÜcht  des  Beamten  gegenüber  dem  höheren 
Befehl  zu  behandeln. 

§  13  lautete  in  der  Regierungsvorlage  folgeudermaassen: 
„Die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Reichs- 
beamten  wegen  dienstlicher  Handlungen  oder  Unterlassungen  wird 
durch  ein  Reichsgesetz  geregelt.  Bis  zum  Erlass  dieses  Gesetzes 

")  v.  Zehlttz-N.  zu  §  13  IL  16  S.  9. 

Vgl.  olon  A.  73. 

Richtiger  bezeiclinet  Laskfr  (Rede  1872  Ö.  Hij  die  Rtimonstration 
bcliuus  (ter  dienstlichen  Verwaliruug  niclit  als  IMliebt,  sondern  als  einen  an- 
zurathcudeü  Ausweg  de.s  Uiiterbeaiutcn.    Bei  Kanngiej^sku,  S.  45. 

*°)  Vgl.  Anm.  89.  Hiernach  gestaltet  sich  'las  Verhältni<s  dos  10  zu 
§13  n.-B.-G.  und  7A\  §  113  ll.-Str.-G.-B.  so,  dass  die  Eilullung  d-i  Vcitrags- 
Itliicht  des  Beamten  gemäss  §  10  die  Voraussetzung  seiner  privat-  und 
strafrechtlichen  Entlastung  einerseits  and  seines  besonderen  SchatMB  saderer- 
Mits  ist  Vgl.  inabesondere  den  Wortlant  deg  sa  §  18  in  tweiter  Lesung  da- 
gebracbten  Zantses:  »Hat  derselbe  (der  Beichsbeamte)  jedoeli  nach  den  An- 
ordnungen seines  Toxgesetsten  gehandelt,  welche  innerhalb  des  Kreises  der 
amtlichen  Zust&ndigkdt  des  Letsteren  nnd  in  geBetzlicber  Form  erlassen  waren, 
so  trifft  die  iWilrechtliche  nnd  dienstliche  YeraniworUichkeit  dafbr  den 
Anordnenden  allein*;  nnd  dazu  die  Worte  des  Abg.  Dr.  Lasksb,  (bei  EamioiBSSBii 
S.  54),  welcher  den  Zasats  fUr  flberflfissig  erklarte  unter  der  Mottvimiig:  «Gr 
(der  Beichsbeamte)  bedarf  dieses  Schntses  nicht,  weil  er  fiberall,  wo  er  den 
Bofehlen  des  Vorgesotzten  innerhalb  seiner  gesetsmassigen  Kompetenz  Folge 
gibt,  nur  seine  Pflicht  gethan,  und  sich  keine  Ueberiretung  hat  in 
Schulden  kommen  lassen."  Derselbe  sn  §  13  bei  KävamssMB.  S.  60. 
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F^ind  dafür  diejenigen  in  der  tiesetzgebung  der  einzelnen  Bundes- 
staaten enthaltenen  Bestimmungen  maassgebend,  welche  am  dienst- 
lichen Wohnsitz  des  Beichsbeamten  für  die  Behandlung  derselben 
Frage  bezfiglich  der  Staatsbeamten  gelten.  Bei  deiyenigen  Bcichs- 
beamten,  deren  dienstlicher  Wohnsitz  sich  im  Auslande  befindet, 
mit  Ausnahme  der  Wahlkonsuhi,  kommen  diu  in  letzterer  Be- 
ziehung am  OHe  dos  ordenthchen  persönlichen  Gerichtstaudes 
(§  21)  geiteuden  Bebtimmungen  zur  Anwendung." 

Nach  dieser  Formulienmg,  sowie  nach  den  Motiven  zu  dem 
Paragraphen,  endlich  nach  den  ausfülirlichen  Erörterungen  des 
Bundesrathsrertreters  im  Beichstage  beabsichtigten  die  verbündeten 
Regierungen  hier  lediglich  die  fonnelle  Frage  der  Verfolgbar- 
keit des  Reichsbeamten  zu  behandeln'*),  eine  Frage,  welche  itir 
die  tische  Bedeutung  der  materiellen  Fra^^e  der  Verantwoil- 
lichkeit  von  grosser  Bedeutung  ist.  Die  Komniissioii  brat  lite 
jedoch  in  zweiter  Lesung  folgenden,  der  letzteren  Frage  der  Ver- 
antwortlichkeit des  Beichsbeamten  noch  näher  tretenden  Abäude- 
Tungsantrag  ein: 

^ Jeder  Reicfasbeamte  ist  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner 
amtUchen  Handlungen  verantwortlich. 

Hat  derselbe  jedoch  nach  den  Anordnungen  eines  Vorgesetzten 
gehmidelt,  welche  innerhalh  des  Kreises  der  ana liehen  Zust.'indij:^- 
koit  des  Letzteren  und  in  gesetzlicher  Fouu  erlassen  waren,  so 
tnüt  die  ziviirechtliche  und  dienstliche  Verautwortliclikeit  dafür 
den  Anordnenden  allein^. 

Man  sprach  sich|  wie  in  der  Kommission  ^  so  auch  im  Plenum 
gegen  die  Regierungsvorlage  wesentlich  aus  zwei  Gründen  aus: 
Einestheils  wollte  man  für  die  Beichsbeamten  neben  der  schon 
l)eHtehenden  Mannig^ti^keit  der  materiellen  landesgesetzlichen 
Gnmdsätzc  über  SchadensersatzpHicht  nicht  die  weitere,  wenn 
auch  nur  vorübergehende  Verschiedenheit  der  partikularrechtliebi'n 
Gnmdsätze  über  die  Verfolgbarkeit  der  Beamten  annehmen:  anderen- 
theils  stand  man  an,  die  schädliche  Wirkung  einiger  landesrecht- 
Ucfaer  Bestimmungen^  welche  man  für  Ausdrücke  indirekter  Ver- 
neinung der  Beamtenverantwortlichkeit  ansah,  und  welche  im  zweiten 
Abschnitte  unserer  Untersuchung  ihre  Besprechung  findenwerden, 
auf  die  Hechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  auszudehnen  **). 

Das  Amendement  bezweckte  hiernach ,  unter  völh^^er  Ueher- 

**)  KamhohssiBi  8.  54—57. 
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gehiiim  der  fonnollrcclitlichoii  Frage  der  Verfolgbarkeit  des 
Reichsbeamten ,  durcb  die  Aufstellung  des  materiellrechtlicbeii 
Grrundßatzes  seiner  Verantwortlichkeit,  den  Beichsbeamten  schlecht- 
weg nnter  das  allgemeine  Recht  zu  stellen,  dergestalt,  dass  er, 
welchem  Landesrechte  er  durch  sein  Domizil  auch  immer  unter- 
st^beti  sollte,  wie  jeder  andere  Mensch  für  die  Gesetzwidriirkeit 
MMiicr  Handlungen  /n  ]U'c\\{  shindc  *^').  Das  zweite  Aliiu*:i  des 
AbUuderungs- Vorschlages  hcliloss  sicli  eng  an  den  Beschluss  der 
zweiten  Lesnnp:  des  §  10  an.  Ks  ])pz\veckte  den  Ausdruck  der 
schon  für  §  113  R.-8tr.-(x.>B.  duicii  Pr^ixis  und  Theorie  aner- 
kannten, oben  erörterten  Prüfungsptlicht  des  Beamten  gegenüber 
dem  höheren  Befehl.  *  Wurde  dieser  Zusatz  schon  aus  der  Mitte 
des  Hauses  als  Überflüssig  bezeichnet^  weil  ja  bereits  durch  §  10 
festgestellt  sei,  dass  der  den  Befehlen  des  kompetenten  Vor- 
gesetzen gehorchende  lieamte  gesetzmiissiL;  handele'''),  so  crkl.-irte 
ilui  der  Regierungs- Vertreter  geradezu  lür  unannehmbar,  a.us 
dem  bereits  horührten  (hinule,  weil  jener  Zusatz  dem  Unter- 
gebenen zur  Pflicht  mache,  die  Zuständigkeit  des  Vorgesetzten 
zu  prüfen,  und  so  die  Ordnung  des  Dienstes  aufs  Bedenklichste 
gefalurde  ^^).  Nachdem  gleichwohl  das  Amendement  in  beiden 
Absätzen  vom  Reichstag  angenommen  worden  war^  der  Bundes- 
rath  jedoch  den  zweiten  Absatz  verworfen  hatte,  wurde  der 
letztere  gestrichen  und  die  heutige  Fassung  gewählt*'^). 

Für  die  Interpretation  des  §  13  ist  der  Standj)unkt  des 
Abgeordneten  Dr.  Laskkk  maassgebeiid,  welcher  das  nlin.  *i  »hs 
Amendements  zwar  nicht  für  unrichtig,  wohl  aber  fUr  entbehrlich 
erklärt*^).  Hiemach  bedeutet  der  zweite  Absatz  jenes  Amende- 
ments nichts  als  eine  Umschreibung,  eine  Definition  des  Postu- 
lates der  „Gesetzmässigkeit  der  amtlichen  Handlungen^,  welches 
der  erste  Absatz  für  die  Verantwortlichkeit  des  Reichsbeamten 
autstellt*®).    Diese  Definition  isi  aber,  um  es  zu  wiederholen, 

**)  Beden  der  Abg.  t.  Zsoutz  und  Da.  Laskbb  bei  KAimaiassKR  S.  59. 
*^  Beden  der  Abg.  Boihmis,  HrQU^L,  Da.  Labkkb,  Sohwabzb  (Verh. 

1872  1  S.  157.  168.  164.  166.)   Kaotioiksskr,  S.64.  II,  2. 
**)  Dr.  Laskkr  bei  KahkOIESskr  S,  GO. 
**)  Ünterst.-Sekr.  Achenbach  bei  Kannoik88Er  S.  57. 

KANNOiE?«.Tn  S.  i')2  ff.     ")  Dr.  L.\sker  bei  Kannoie.hskr  S.  C>?>. 
^0  aoch  SciiWARZK  bei  Kännoiesskk  .S.  61:   ,  .  .  vichiu'lir  lioisst  es 
ja  (Tc^etzmiissij^keit ,  d,  Ii.  also  wenn  drr  Hoaintc  innerhalb  der  dienstlicben 
Komyeteiu,  die  ibm  angewiesen  ht,  inntirlialb  der  Grenzen  seiner  Unterordnung 
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die  gleiche,  wie  die  oben  erörterte  Definition  des  Postulates 
der  ^  Rechtmässigkeit  der  Amtsausühung  im  §  113  R.-Str.-G.-B. 

Die  Bejxriffe  der  „reclitmiissi-^en  Ausübung  des 
Aiiitt'^-*,  (1(M-  ^  ^M:'set'/eTits])rorli('n  den  W  alirnohminijr  dos 
Amte»"  und  der  „CTesetzmiissigkeit  der  amtlichen  H  and- 
Inngen^  im  R.-Str.-G.-B,  (bezw.  Yereins-Zollgesetz)  und 
im  R.-B.-G.  sind  einheitlich  definiert  durch  die  Pflicht 
des  Beamten,  den  Befehl  seines  Vorgesetzten  nach  der 
Seite  des  ordnungmässigen  Erlasses,  der  allgemeinen 
Zuständigkeit  des  Befehlfiiden  und  der  eigenen  all- 
gemeinen Kompetenz  zu  priit'en. 

Eine  Verletzung  dieser  Pilickt  hat  die  eigene,  selbständige 
Verantwortlichkeit  des  Beamten  zur  Folge:  Der  Beamte  ist 
nicht  nur  m*cht  yerpflichtet,  dem  höheren  Befehle  zu  willfahren^ 
welchem  es  an  einem  der  drei  mehrgedachten  formalen  Momente 
U  hlif  sondern  w  he.ijiobt  sich  auch  durch  die  Ausführung  eines 
solchen  Jiefehls  des  Schutzes,  welchen  ihm  die  ge  setz  massige 
l^nterordnung  gewälirt;  er  ist  sowohl  dem  AViderstandsrechte  als 
auch  der  Entschädigungsklage  des  einzelnen  Verletzten  ausgesetzt  ^*). 

Haben  wir  nun  an  der  Hand  der  §§  10  und  13  R.-B.-Q. 
die  oben  aufgeworfene  Fi'age  nach  dem  Umfange  der  Gehorsams- 
pflicht des  Ihamten  nur  für  den  Reichsbeamten  beantwortet? 
Keinf'swei^s^  wir  haben  vi(>liiii'hr  gezeigt,  dnss  Hil  des  Vereins- 
Zoligesetzes  und  §  113  des  Keichs-Stralgesetz-Buchs  schon  vorher 
das  Prinzip  des  Reichsbeamtengesetzes  für  die  Zoll-,  bezw. 
Vollziehungsbeamten,  d.  h.  (da  der  Begriff  der  rechtmässigen 
Amtsausttbung  naturgemäss  auch  auf  alle  anderen,  höheren  Be- 
fehlen unterstellten  Beamten  Anwendung  findet),  för  alle  Beamten, 
nauiiicli  Landesbeamtfu      wie  Reichslx-amten  aufgestellt  liMt, 

Hieraus  ergiebt  sich  die  wichtige  Konsequenz,  dass  die 
landesrechtlicben  Bestimmungen  ^  welche  etwa  eine  andere  Be- 
grenzung der  Prüfungspflicht  des  Beamten  enthalten,  ausser 

^eliand'jlt  bat,  und  ihm  in.  Jioi,or  Beatiehnng  irgendwie  eiuo  scliuldhafte  Hand- 
lung nicht  beigemessen  werden  kann,  dann  niuss  man  doch  auch  sagen,  dass 
er  geietnniasig  gebandelt  hat.* 

LaBAim  I  S.  428,  3).  ^ 

Vgl  obenS.  110.  Am  esnfachsten  liegt  die  Frage  für  das  Bekhsland  Elsa»- 
Lotbriagen,  wo  das  B.-B.>0.  durch  Gesets  Tom  22.  Deiember  1873  Art.  I  al  2 
fttr  die  Bechtererhiltauae  aach  der  elsasa-lothiingiscben  Landesbeamten  eingefObTt 
worden  ist  (ALTOOvr-FoBwraoH,  Sammlg.  d.  els.-lotbr.  Ges.  lU  U,  429  ff.) 
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Wirksamkeit  getreten  sind.  In  dieser  Beziehung  dürfte  eine 
Betrachtung  des  pren ssisehen  Landesrechtes,  und  zwar  der 
45 — 47^  6  A.-L.-R.  von  Interesse  sein.  §  45:  „Wer  den 
Befehl  dessen,  dem  er  zu  gehorchen  schuldig  ist,  Yolhsieht,  kann 
in  d^r  Begel  zu  keinem  Schadensersatz  angehalten  werden^. 
§  4() :  „  l'.r  nuiss  aber  dufiir  Imften,  wenn  die  befohlene  HandhniK 
in  den  ( i ("Setzen  ausdrüeklicli  verbuten  ist".  §47:  „AVer  vt  i  tH<i»T(» 
seines  Htandes  oder  Amtes  die  Befehle  seiner  Vorgesetzten  ohne 
Einsebränkung  zu  befolgeu  verpflielitet  ist,  von  dem  kann  nicht 
gefordert  werden,  dass  er  einen  in  Dienstgeschäften  ihm  geschehenen 
Auftrag  seiner  Obern  prttfe.^ 

Man  hat  behauptet,  dass  diese  Vorschriften  mit  den  obigen 
(irundsKtzen  in  Widerspruch  stünden,  da  §47  ein  Prttfungsrecht 
des  Beamten  scblecbterdinEfs  leugne,  und  zu  den  durch  §§  45 
und  46  aufgestellten  J  udingungen  der  oi*renen  Haltliarkeit  des 
Beamten  nun  noch  die  weitere  Bedingun;^  liuizutreten  solle,  dass 
der  von  ihm  ausgeführte  Befehl  ausserbnH)  der  Kompetenz  des 
Befehlenden  lag").  Diesem  £iu\vand  wird  mit  Becht  entgegen- 
gehalten, dass  §  47  auf  den  Zivil- Staatsbeamten,  der  die  Be- 
fehle seines  Vorgesetzten  jedenfalls  nicht  „ohne  Einschränkung** 
zu  befolgen  habe,  schon  für  das  preussische  Landesrecht  keine 
Anwendiuij:  leiden  durfte®-),  dass  aber  §  45  die  Fratre  o\\\-u 
lässt,  in  welchem  UnifaiiLie  der  Beamte  den  Bel'ehlen  des 
Vorgesetzten  zu  geliorclien  schuldig  ist,  eine  Frage ,  welche  dureli 
die  Bestinunung  des  §  113  R.-Str.-G.-B.  und  der  §§  10  und  13 
R.-B.-G.  beantwortet  würde  ®^).  Auf  Urund  dieser  reicbsgesetz- 
lichen  Prinzipien  hat  nach  Obigem  auch  der  preussische  Landes- 
beamte das  Recht  und  die  Pflicht  der  mehrerorterten  Prüfung 
gegenüber  dem  höheren  Befehl. 

Haben  wir  so  die  interne  Krage  des  Beanitenrechtes ,  in 
welcliem  1 'nit;ni,fj;e  der  Thiter^'ebeiie  dem  Befehl  des  Vorgesetzten 
Folge  zu  leisten  habe,  uaili  dem  reieli^ireciitbelien  System  des 
R.-8tr.-G.-B.  und  des  II.-B.  G.  einheitlich  auch  für  die  Landes- 
heamten  beantwortet,  so  ist  damit  nothwendig  die  externe  Frage 

*Ö~B«de  des  Präs.  d.  R«ich«kantl«ninit8  DilbbOok  (Verb.  1872 1  S.  171) 
bei  KAVRonssiB  8. 58. 

Pbbthbs  r.  s.  0.  S.  187.   Vgl.  Koch,  EommeiitaT  tarn  Allg.  Landr. 
(5.  Aufl.)  1  S.  301  A.  25  (zu  dleaeu  Paragraphen). 

")  R(xlc  des  Abg.  Da.  Laskbr  (Verl).  1872  I  8.  171)  bei  KANRonssni 
S.  eO.      ZiDLrrs-N.,  Komin,  n.  s.  f.,  in  §  18  R.-B.-6.  n.  16  8. 9. 
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der  Verantwortlichkeit  des  Beamten,  soweit  sie  staatsreclitlichen 
luliaits  ist,  gleichfalls  einlieitlich  beantwortet.  Die  Interpretation 
hat  daher  die  Bestimmung  des  §  13  ii.-B.-G-.  auch  auf  die 
Landesbeamten  des  Deutschen  JEteiches  auszudehnen.  — 

Wir  waren  bei  der  Interpretation  des  Begriffes  der  „Gesetz- 
massigkeit der  amtlichen  Handlungen**  Ton  einer  Eiutheilung  der- 
selben in  zwei  Klassen  ausgegangen.  Wir  hatten  gesehn,  dass 
bczüi^Iich  dfT  erstell  Klusse,  d.  h.  derjeiiigeu  Amtshandlungen, 
welche  der  Beamte  aus  eigtüier  Initiative  ausführt,  für  seine 
zivil-  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  die  Voraussetzungen 
des  allgemeinen  Rechtes,  nämlich  des  Reichstrafrechts  und  der 
LandesziWlrechte  y  wie  für  die  Verantwortlichkeit  eines  Privaten, 
maaasgebend  sind,  weil  hier  der  Wille  des  Beamten  in  keiner 
Weise  gebunden  erscheint.  Wir  haben  nunmehr  gesehn,  dass 
bei  der  zweiten  Klasse  von  Amtshandlungen,  d.  h.  bei  den- 
jenigen, welche  auf  liöhereii  Befehl  ausgefulul  werden,  nicht 
schon  die  all;^'enieiiireehtlichen  Voraussetzungc^ii  der  Strafbarkeit 
und  Scliadeusersatzpiücht  auch  die  Verantwortlichkeit  des  Be- 
amten begi'ünden;  dass  dieser  vielmehr  in  Gemässheit  der  Ge- 
bundenheit seines  Willens  so  lange  verantwortungsirei  ist,  als 
die  Ausführung  des  Befehls  in  den  Grenzen  seiner  Unterordnung 
lag,  d.  h.  dass  die  Handlung  des  Beamten  erst  dann  ungesetz- 
mSasig  ist  und  von  den  Regeln  des  allgemeinen  Rechts  getroffen 
\iird,  wenn  sie  ausseiliall)  jeuer  gesetzlichen  T'nteruidnung  la^^ 

Wie  sieh  unter  der  letzteren  Voraussetzung  das  juristische 
Bild  gestaltet,  soll  der  nächste  Paragraph  zeigen. 

Wii*  haben  sonach  gesehn,  in  welcher  Weise  sich  die 
Kollision  der  beiden  Prinzipien,  des  Prinzips  der  Verantwortüch- 
keit  des  Beamten  und  des  Prinzips  der  Einheit  der  Yerwaltungs- 
thäti^eit  regulirt*  Diese  Kollision,  welche  der  Natur  der  Sache 
nach  nur  bei  der  zweiten  Klasse  von  Amtshandlungen  ( —  auf 
liühereii  Hefehl  ausgeführt  — )  in  Betracht  kam,  ist  durch  den 
Begriff  der  ^(Tresetzmiissi^^keit  der  amtlichen  Handlungen**  gerej^olt. 
Der  Beamte  ist  dafür  verantwortlich,  dass  die  Ausführmig  den 
ibiu  gewordenen  amthchen  Befehls  innerhalb  der  Grenzen  seiner 
Unterordnung  lag,  d.  h.  er  ist  verantwortlich  fttr  die  £rfiillung 
seiDer  diesbezüglichen  PrUlimgspflicht. 

(Sdduta  in  Heft  2.) 


Ai«mf  ffir  «ir«oUich«a  Kecht  I.  1.  10 
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Völkerrechtliche  Fragen 
in  dem  £ranzösi8cli«c]xme8i8clieu  Streite. 

Von 

Geh.  Rath  Protfessor  Dr.  Geffcken. 

Unsere  Zeit  bat  grosse  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des 
Ydlkerrecbtes  gesehen;  indem  der  Yericehr  die  Maschen  des 
Netsses  immer  enger  zieht,  das  die  ganze  gesittete  Welt  um- 
spannt, werden  die  N'atiüuen  sich  der  Solidirität  ihier  Interessen 
bewusst ,  welche  Normen  einer  festen  KechlNoj duung  in  der 
Staatenfainilie  fordert;  —  die  Pariser  Heerechtsdekhiration ,  die 
Genfer  Convention  und  neuestens  die  Congo-Akte  sind  Marksteine 
solchen  Fortschritts ,  der  noch  yor  wenigen  Menschenaltem  uner- 
reichbar erschien.  Daneben  aber  macht  sich  immer  wieder  der 
einzelstaatlicbe  Egoismus  geltend,  der  um  seine  Sonderinteressen 
zu  en'eichen,  vt  rsucht,  sich  über  die  Nonnen  liinwegzus^  t/en, 
durch  welche  das  Völkerrecht  die  interuutioniilc  Ordnung  auf- 
recht halten  will.  Geschieht  es  nun  leicht  in  der  Praxis,  dass 
der  betreffende  Staat,  wenn  er  machtig  ist  und  politisch  geschult 
▼erfahrt,  seinen  Willen  zunächst  durchsetzt >  so  ist  es  um  so 
mehr  Aufgabe  der  Wissenschaft  solchen  Einbrüchen  in  das  be- 
friedete Gebiet  des  öftentlichen  Rechtos  entcjp'renzutreten  und 
deren  Tn^rnud  darzulegen.  Dies  soll  nachstehend  für  einige 
IncidenziaUe  des  französisch-chinesischen  Streites  ?ersucht  werden. 

L  Kriegsgrund  und  KriegszieL 

Der  eingestandene  Zweck  der  neueren  französischen  Colonial- 
politik  ist,  gewisse  überseeische  Gebiete  wie  Tunis,  Tonkin  und 
Theile  Madagaskars  zwangsweise  untti  liuti/rNisches  Protectorat 
zu  stellen.    Ist  dies  völkerrechtlich  gerechüertigt  ^    Das  Pro- 
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tectorat  ist  ein  Act  der  HalbsouverÜnetät,  ein  Name  der,  obwohl 
begrifflich  eine  contaradicüo  in  ndieciü,  zugelaaaen  Ist,  weil  er 
das  Wesen  der  Sache  richtig  bezeichnet,  er  onterscheidet  sich 
von  der  im  Lehnsreeht  begründeten  Yasallenschaft  dadurch  ^  dass 

er  nicht  wie  diese  zu  bestinniiteii  Leistungen,  Kriegs! \ilt e ^  Tribut 
u.  s.  w,  an  deu  Stjiat  voi*ptlichtet ,  der  i^ewisse  Hoheitsrechte  über 
den  andern  übt;  es  ist  eben  Schutzherrschaft.    Ein  mächtiger 
Staat  gewährt  einem  schwachen  unter  gewissen  Bedingungen 
Schutz  gegen  alle  Angriffe.   Diese  Herrschaft  kann  dann  wiederum 
verschiedene  Gestalt  annehmen.   Durch  Art.  6  und  9  der  Wiener 
Congressakte  wurde  die  freie  Stadt  Krakau  unter  den  Schutz 
Russlands,  Oesterreichs  und  Preussens  gestellt,  die  sich  verbind- 
lich machten,  ihre  Neutiahtät  zu  achten  und  zu  schützen,  wofür 
die  Stallt  nur  die  VorbindHchkeit  übernahm,  Verbrechern  aus  den 
drei  Staaten  keine  Zutiucht  zu  gewähren,  bezw.  sie  auszuliefern. 
In  der  Eegel  aber  wird  der  geschützte  Staat  gewisse  YerpHich- 
tungen  gegen  den  Schutzherni  eingehen.   Letzterer  gewahrt  den 
Schatz  unter  der  Voraussetzung,  dass  alle  auswärtigen  Be- 
ziehungen seines  Schützlings  in  seine  Hand  gelegt  werden  und 
eine  allgemeine  Oberaufticht  Über  die  inneren  Verhältnisse  ein- 
geräumt wird.    Diese  aber  soll  nicht  die  innere  Autonomie  be- 
schränken, denu  (Um'  (rnind  der  UebernahuK'  des  Protectorats  ist 
ein  allgemeines  oder  sjjczieJlos  Interesse,  weiches  der  Schutzstjiat 
hat  zu  verhindeni.  daüs  ein  dritter  Staat  in   die  Angelegen- 
heiten des  Geschützten  sich  einmischt  oder  letzterer  eine  dem 
Schutzstaat  nachtheUige  Politik  verfolgt.  Ein  Muster  emer  solchen 
Schutzherrschaft  war  die  En^ands  über  die  Ionischen  Insefai 
1816—64.   Dieselben«  bilden  nach  dem  Vertrage  zwischen  Oester- 
reich, Preussen,  Russland  und  Grossbrittannien  vom  5.  Mai  1815 
einen  freien  und  unahhitugigen  Staat  unter  dem  ausschliesslichen 
Sf'hutz  Eny:^lands,  welches  die  Militärhoheit  übt.  die  Inseln  nach 
Aussen  diplomatisch  und  consularisch  vertritt,  auswärtige  Agenten 
und  Consuln  ziüässt  und  für  die  oberste  Leitung  der  Verw^-altung 
einen  Lord  Obercommissar  bestellt^  während  die  Vereinigten  Staaten 
der  Inseln  mit  semer  Zustimmung  ihre  Organisation  selbst  ordnen ; 
nach  Art.  7  soll  die  Handelsflagge  als  die  emes  freien  und  un- 
abhängif^en  Staates  anerkannt  werden,  die  nur  ein  Zeichen  der 
SchutzheiTSchall  trägt.  Das  euglische  Acbniralitätsgcricht  erkannte 
demzufolge  während  des  Kiuukiiegeä^  dass  ionische  Schi£fo  be- 
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rechtigt  seien  mit  russischen  Häfen  zu  handehi,  rla  das  Verbot, 
das  fiir  England  erlassen  war,  nicht  ausdrücklich  für  die  Inseln 
mit  erlassen  war,  die  an  dem  Kriege  niclit  betheiligt  seien. 

Holche  Protectorate  können  fiir  den  Schutzstaat  unter  Um- 
ständen sein  lästig  werden,  wie  Englainl  das  im  südlichen  Afrika 
reichlieh  erlahreu  iiat,  wo  die  geschüt/tcii  Staaten  sicli  weniir  inn 
die  eingegangenen  Verpflichtungen  gekümmert  haben  und  Eng- 
land doch  für  ihre  Handlungen  nach  Aussen  verantworthch  bheb, 
so  dass  dasselbe  in  der  Alternative  stand  entweder  sein  Recht 
missachtet  zu  sehen,  oder  fortwährende  kostspielige  Kriege  zu 
führen,  bald  um  jcnr  Staat«Mi  zur  Einhaltung  ihrer  eingegangenen 
Verpflichtungen  zu  iiöthigcn.  i)al(l  lun  sie  nach  Aussen  in  Ver- 
wickelungen zu  vertheidigen,  wclclic  sie  selbst  herbeigetülirt  hatten. 
Was  aber  unbedingt  dem  BegriÜ'  des  Protectorats  widerspricht 
ist:  —  dasselbe  einem  Staat  aufzuzwingen,  der  dasselbe  nicht  begehrt. 
Es  kann  wohl  wie  das  Krakau's  oder  der  Ionischen  Inseln  durch 
einen  gemeinsamen  BescMuss  der  Grossmfichte  im  allgemeinen 
Interesse  erriclitet  werden,  sonst  aber  ist  der  einzige  le«^itinie  (irund 
das  Gesuch  des  betrottcudeii  Staates  unter  den  Sehutz  einer 
anderen  Macht  sich  stellen  zu  dürfen.  Wer  aber  hat  gehört, 
dass  der  Bey  von  Tunis,  der  König  von  Anam  oder  die  Königin 
der  Hovas  ein  solches  Gesuch  an  Frankreich  gerichtet  hätten? 
Ghmz  im  Gegentheil;  der  Bey  hat  sich  der  überlegenen  franzö- 
sischen Truppenniaclit  unterwerfen  und  den  ihm  mit  dem  Schwerte 
dictirten  Vertrag  von  Bredo  unterzeichnen  niiissen,  Anara  hat 
sich  nach  Ki'älteu  gegen  die  französische  Oberhoheit  gewahrt  und 
die  Besatzung  von  Hue  hat  noch  am  5.  Juli  d.  J.  einen  Angriff 
auf  die  Franzosen  unternommen,  die  Madagassen  bekämpfen  die 
Ansprüche  auf  das  entschlossenste,  welche  Frankreich  ohne 
Rechtstitel  auf  die  Nordwestküste  der  Insel  erhebt ,  während  der 
eigentUche  Zweck  dieses  von  den  Coloiiisten  der  Insel  Eennion 
und  den  Jesuiten  angezettelten  Streites  ist ,  den  enghschon  Handel 
daselbst  lahm  zu  legen  und  die  protestantischen  Missionare  zu 
vertreiben*  Auch  wenn  man  zugiebt,  dass  jene  Staaten  Hechte 
verletzt  haben,  auf  die  Frankreich  einen  vertragsmässigen  An- 
spruch hatte,  so  folgte  doch  daraus  nicht  das  Recht,  ihnen  eine 
Herrschaft  aufzunüthigen,  die  sie  nie  begehrt  hatten  und  die 
keinerlei  Giiuid  in  den  Vertragen  hatte.  Und  entspriclit  dem 
Inhalte  nach  die  Natur  dieser  Herrschaft  irgendwie  dem  Begri^ 
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des  Protectorats  ?  Achtet  Frankreicli  die  Autonomie  ▼on  Tunis 

oder  Tonkiii?  Keineswegs,  sein  Resident  in  Tunis,  seine  Generale 
in  Anuin  reiiiren  diese  Länder  wie  eine  (Kolonie  und  die  unter 
Schutz  gestellten  Fürsten  sind  eintach  Schattenkönige  geworden, 
denen  man  den  äusseren  Prunk  der  Herrschaft  gelassen,  aber 
das  Wesen  denselben  genommen  hat.  Die  VertrSge,  welche  Frank- 
reich mit  den  Waffen  diesen  Staaten  abgenothigt  hat,  gleichen 
auf  ein  Haar  den  pacta  «lociaHa  der  Römer,  die  freilich  Freund- 
schafts- und  (-rcnubseiischaitsvtM-träge  hiessen,  thatsächlirh  nlicr  nur 
eiuti  mehr  oder  weniger  verliiillte  Untenverlung  des  betreffenden 
Volkes  begründeten,  und  schliesshch  r(  .ixclmässig  zur  Einverleibung 
Bihrten.  Diese  in  unser  Völkerrecht  einzuführen,  dürfte  sich  wenig 
empfehlen,  jedenfalls  aber  ist  es  ein  Missbiauch,  solche  Zustande 
mit  dem  Namen  einer  Schutzherrschaft  zu  schmücken. 

n.  Was  ist  Krieg? 

Nicht  weniger  widei'spncht  dem  Völkerrecht  die  Art  des 
Zwanges,  den  man  übte,  nra  zu  dieser  Heri*schaft  zu  gelangen. 
Während  man  Häfen  blokirte,  Festungen  einnahm,  Städte  be- 
schösse Schiffe  in  den  Grund  bohrte  und  Schlachten  schlug,  be- 
hauptete man,  dies  sei  kein  Krieg,  sondern  ein  Zustand  von 
Kepfp'i'^.dirn-*  (('-tat  dr  rt  |»i ('»ailles).  Das  Völkci  i-cclit  kennt  diese  Kr- 
tindung  desi  Herrn  (JHAi.LKMKL-LACOrK  nicht,  S(»ndern  nur  einzelne 
Akte,  durch  welche  dem  verletzenden  Theile  die  ünrechtmässigkeit 
seines  Verfahrens  fühlbar  gemacht  werden  und  er  zur  Aufgabe 
desselben  bezw.  zur  Entschädigung  dafür  genöthigt  werden  soll. 
Kann  man  für  erlittenes  Unrecht  nicht  durch  friedliche  Mittel 
(■renugthuuni.'  oder  Entschädigung  erhalten,  so  sucht  man  sich  zu- 
iiaclist  durch  gewisöC  einseitige  Akt.'  zu  helfen,  indem  man  dem, 
durch  den  man  sich  geschädigt  getuhlt,  mit  Zul'ügung  eines 
gleichen  oder  ähiüicheu  Schadens  antwortet.  Das  Völkerrecht 
nennt  dies  Retorsion,  wenn  Schaden,  gegen  den  man  sich  wendet 
in  der  Verweigerung  eines  durch  Recht  oder  doch  Billigkeit  be- 
gründeten Anspruchs  besteht  und  man  nun  Gleiches  mit  Gleichem 
vergilt  —  Repressalien,  wenn  es  sich  um  Zutiigung  eines  positiven 
Schadens  handeh,  der  nicht  gleichartig  mit  der  erlittenen  Xw- 
letzuDg  zu  sein  braucht.  Die  Retorsion  ist  schon  gerechtfertigt, 
wenn  ein  Staat  Unterthanen  des  anderen  im  Vergleich  mit  denen 
emes  dritten  ungleich  behandelt,  also  ihren  Gewerbebetrieb  ans- 
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sdiHmt  oder  «rachweit,  ihre  Waaren  bei  der  Einiuhr  differentieU 
beiastet  u.  s.  w.  Hierzu  ist  jede  Regierung  berechtigt;  sie  kann  sich 
aber  auch  nicht  ])eschweren,  wenn  der  andere  Staat  mit  gleichen 
Maassregeln  seine  Augehürigeii  trifft,  es  ist  die  Anwendung  des 
Satzes  ^quod  quisque  in  alterum  statuerit  ut  ipse  eodem  jure 
utatur^.  fiepressalien  dagegen  sind  einzelne  Akte  der  Selbsthülfe, 
dvaek  die  man  sich  fiir  einen  rechtswidrig  eilittenen  Schaden  Ersati 
oder  Geniigthunng  von  dem  Schädiger  zu  Terschaffen  sucht,  welche 
aber  nicht  gleichartig  mit  der  erfahrenen  Verletzung  zu  sein 
brauchen,  indem  iiiaii  z.  B.  Sachen,  die  ihm  gehören,  mit  Be- 
schlag belegt,  Unterihanen  gefaiigiMi  nimmt  u.  s.  w.  Die  Kctontion 
ist  also  begriffUch  das  allgemeinere,  Rt^pressalien  das  speziellere, 
schärfere  Vorgehen;  jede  Repressalie  ist  ein  Akt  der  Retorsion, 
nicht  jede  Retorsion  eine  Repressalie»  die  Retorsion  kann  durchaus 
gerechtfmtigt  sein,  wo  Repressalien  entschiedenes  Unrecht  w8ren. 
Solche  Akte  der  Selbsthilfe  reprehensalia  oder  wie  Gkütius  sie 
nennt,  pi^iiuratio  inter  populos  divei'sus  (III  c.  2  IV,  V,  2)  finden 
wir  seit  den  ältesten  Zeiten  von  Nestok  erzählt,  dass  er  den 
Eleiem  wegen  entwendeter  Rinder  zahlreiclie  Heerden  und  150 
Stuten  weggetrieben  (JL.  XI«  671),  bis  auf  unsere  Tage,  und  sie 
werden  auch  in  Zukunft  so  sicher  vorkommen,  wie  der  Krieg. 
Indess  sie  haben  bestimmte  Voraussetzungen: 

1.  sie  dürfen  nur  zur  Anwendmig  kommen,  wenn  alle  fried- 
hchen  Mittel  erschöpft  sind,  um  den  Schädiger  zur  Anerkennung 
seines  Unrechts  und  zur  Gewährung  von  Genugthuung  und  Ent- 
schädigung zu  bringen,  es  mnss  sich  gegenüber  dnem  klar  vor- 
liegenden Unrecht  —  res  minime  dubia  —  entweder  um  eine 
offenbare  Rechtsverletzung  handeln,  mindestens  um  eine  Rechts- 
verzögerung, die  dieser  gleichkommt,  oder  aber  nni  einen  Fall, 
wo  Gefahr  im  Verzuge  ist,  welcher  nur  durch  schleunige  Selbst- 
hilfe begegnet  werden  kann.  So  lieisst  es  schon  im  Guidon  de 
la  Mer:  Represailles  se  conc^dent  —  quand  hors  le  fait  de  la 
guerre  les  svgets  de  diverses  obejssanoes  ont  pill6,  ravag^s  les 
uns  sur  les  antres  et  qne  par  voye  de  justice  ordinaire,  droit 
n'est  rendu  aux  int4ress6s  ou  que  par  temporisation  ou  dehiis, 
justice  leur  est  desniee  (C.  X.  art.  1  bei  Oktoi.on  Dipl.  de  la  Mer  I. 
p.  389).  Art.  31  de«?  Vertrages  zwischen  England  und  den  Ge- 
neralstaaten vom  31.  JuÜ  1667  bestimmt,  il.iss  wenn  IJnterthanen 
des  einen  Theiles  von  dem  anderen  ein  Unrecht  erlitten  haben, 
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„tive  in  articnlum  aUquem  haias  foederis,  sive  contra  jus  commune 
peccatum  fberat**,  Repressalien  nicht  ergriffen  werden  sollen, 
^pdusquam  justitiasecnndumlegam  ordinationem  impbrata  fuerit; 
et  si  jostitia  ibidem  denegabitur  aut  praeterqnam  fas  est,  pro- 

traheretur"  soll  d'w  Regierung  des  Geschädigten  von  der  des 
auderen  Tlieiles  tordeni  uL  jus  et  jnstitia  administretur.  —  ^Et 
siquando  causa  uihilominus  per  trium  mensium  spatium  a  tempore 
intentatae  actionis,  sine  decisione  aut  satisfactione  in  suspenso 
relinquetur,  tum  pignoratiouem  literae  concedentur  (ScbxausS; 
Corp.  jur.  gent.  I.  p.  908).  Die  Bestimmung  der  franzlisiaclien 
Marine-Ordonnanz  Ton  1681  entspricht  fast  wörtlich  der  des  Guidon. 
Grotiü«  sagt  (III.  c.  2  V.  1)  ^Exteri  habent  ins  oofifendi  sed  quo 
uti  iHiii  lieeat,  i|uamdiu  per  iudiciuni  suiini  possint  obtinere",  ebenso 
Bynkerslioek  (^uaest.  inr.  pnbl.  l  c.  24:  La  ordo  est,  ne  repres- 
saiiae  concedaiitur,  nisi  i)cdam  denegata  iustitia.  *  Valin  (Ordoim. 
de  la  Marine  III  1.  10)  —  en  cas  de  refus  sans  cause  legitime, 
ou  des  deUis  trop  affect^.^  Sir  L.  Jankins  (Life  II  p.  769): 
but  it  requires  a  legal  prooess.  First  in  the  Law  Courts,  then 
an  appeal  to  the  Prince  or  Snpreme  power,  before  such  a  denial 
of  justice  can  be  stood  upon,  as  is  to  be  repaired  by  reprisals  ^). 

Es  dürfen  jdso  Tnterthanen  eines  Staates  für  ein  dureh  einen 
anderen  8taat  erlittenes  rmeclit  nie  selbst  Recht  diucli  iiepres- 
Balien  sich  verschaften,  nach  heutigem  Völkerrecht  darf  sogar  die 
Regierung  des  Geschädigten  nicht  ilirc  IJnterthanen  zu  solchen 
Akten  ermächtigen,  wie  dies  früher  durch  Kaperbriefe,  im  alten 
Grriechenland  durch  Androlepsie  geschah,  wonach,  wenn  ein  Bürger 
im  Gebiete  eines  anderen  Staates  ermordet  war  und  dieser  die 
Anlieferung  und  Bestrafung  des  Schuldigen  weigerte,  den  Ver- 
wandten das  Recht  gegeben  wurde,  sich  dreier  Bürger  des  an- 
dt'reu  Staates  zu  Ijemächtigen  und  sie  als  Geiselu  zu  behalten, 

')  Auch  nenere  Vertrige  bestimmen  dies  aaedrücklich  z.  Art.  87,  3 
des  Vertrages  swischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Salvador  vom  6.  Dee» 
1870.  If  nnfortuoatelj,  any  of  the  artieles  eontained  in  this  treaty  Aould  be 
vklated  or  infiringed  in  any  way  whate?er,  Ii  ia  eipresdy  stipnlated«  that 
neitber  of  the  eontracting  ifartiea  sball  ordain  or  anthorice  any  act  of  reprieal, 
aor  ghall  declare  war  against  the  other,  nu  (omplaints  of  injiiries  or  damages, 
nntil  the  party  consideriiig  itself  offeaded^  sball  have  lai«!  befor*-  tlie  other  a 
Statement  of  such  injuries  or  demage»,  ?erifled  by  compctent  inoofs,  deman- 
ding  jasticc  and  satisfaction,  and  the  aame  shall  have  been  denied,  in  violation 
of  the  biwa  and  national  right. 
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bis  Gtougthuung  gegeben  war.  Hier  gilt  der  Satz  Kon  est  sin- 
gulis  conoedendum,  quod  per  magistratum  publice  fiieri  possü, 
ne  occasio  sit  majoris  tunmltos  faciendi. 

Keine  dieser  Voraussetzungen  berechtigter  Repressalien  traf 
zu,  als  Frankreich  (Jhina  des  Bruches  des  Vertrages  von  Tion-Tsin 
von  1884  anklagte.  Der  chinesische  Unterhändler  Li-Hlng-Uhang 
hatte  die  Kote  des  Gapitän  Fournieb,  betreffend  die  Räumung 
der  Festungen;  entgegengenommen,  aber  Fourniee  hat  sdbst  an- 
erkannt, dass  Li-Hdno-ChaK6  dabei  nur  auf  seine  persönliche  Ver- 
antwortlichkeit hin  handelte,  er  hat  später  in  der  parlamenta- 
rischen (>omniisMoii  behauptet,  derselbe  habe  seine  Re^jierung  ge- 
bunden, weil  er  deren  Bevolhniiehtigter  gewesen,  indess  Thatsacbe 
ist.  dass  Li-HuNChCiiANü  nicht  eiinächtigt  war,  die  Räumung  der 
Festungen  zu  versprechen;  sondern  es  auf  sich  nahm,  seine  In- 
structionen zu  überschreiten;  er  nahm  die  FooitKlEB*8che  Kote 
stillschweigend  an,  indem  er  hoffte,  durch  seinen  persönlichen 
Ehifluss  die  Befehlshaber  zur  Räumung  zu  bewegen  und  so  einen 
Contbct  zu  vennt'i<len;  die  chinesische  Regierung  wiisste  von 
dieser  Note  uiclits  und  desshalb  Avcigert»  ti  ;uich  die  Befeiüsliaber 
die  Räumung  der  Festungen.  Wenn  Spitt tr  Li-Hung-Chano,  um 
seine  Verantwortlichkeit  abzuschwächen;  in  der  Kote  Worte  aus- 
gekratzt hat,  so  ist  das  allerdings  das  Verfahren  eines  Fälschers, 
wofür  aber  seine  Regierung  kein  Vorwurf  trifft,  sobald  sie  seine 
Mandatbübersuhrtitung  missbilligte.  Konnte  also  auch  in  diesem 
Falle  nicht  von  Anrufung  der  chinesischen  Gerichte  die  R4?de 
sein,  da  es  sich  um  einen  Streit  der  Regierungen  selbst  handelte, 
so  lag  keineswegs  eine  res  minime  dubia  vor,  welche  diplomatische 
Vorstellungen  überflüssig  gemacht  hätte,  ebensowenig  war  Gefahr 
im  Verzuge,  im  Oegentheil  war  China  ▼ollkommen  berechtigt,  die 
Anklage  des  A'ertragsbruchs  und  die  Fonlerung  einer  Entschä- 
digung zuriiekzuweiöeu,  und  wie  wenig  htichlialtig  erstere  war, 
bat  der  Verlauf  des  Streites  gezeigt,  indem  Fkkky,  welcher  zuorst 
eine  Entschädigung  von  240  Mill.  Fr.  verlangte,  dieselbe  bald 
darauf  auf  80  Mill.  herabminderte  und  sich  schUessUch  mit  der 
Wiederherstellung  des  Vertrages  von  Tien-Tsin  ohne  jede  Ent- 
schädigung begnügte. 

2.  Repressalien  dürfen,  auch  wenn  diese  erste  V^oraussetziing 
gegeben  ist,  nur  den  Schädiger,  luclit  dritte  unbetheiÜgte  Staa- 
ten und  ihre  Unterthanen  treffen.  Solche  Akte  sind  vornehmlich 
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Pfandnahme  von  Personen,  Sacben  oder  Forderungen,  welche  dem 
betr.  Staate  oder  seinen  Unterthanen  ^ciiöreti,  negativ  die  Ver- 
weigening  der  Bezahlung  einer  schuldigen  (Teldsumme,  der  Heraus- 
gabe jenseitigen  Eigentliums.  Die  Festnalnne  von  Persoiion  ist 
in  neuerer  Zeit  selten  und  darf  sich  nie  auf  Bennitt^  eiNticeken, 
die  auf  Refehl  und  Verantwortlichkeit  ihrer  iiegierungen  haudcdn, 
iinkss  sie  kommen  doch  vor.  Als  1740  die  Kaiserin  von  "Riiss- 
land  den  Baron  Stadelberg,  der  geborener  russischer  Unterthany 
aber  Offider  in  preussisdien  Diensten  war,  verhaften  Hess,  antwortete 
Friedricr  n.  darauf  mit  der  Verhaftung  zweier  Russen  bis  Stadel- 
berg freigelassen  wurde.  Vornehmh'ch  aber  bestehen  die  Repressalien 
in  Beschlagnahme  von  Suelien,  wie  z.  H.  Srliiti'en,  die  sich  in  den 
HiitV'ii  (h's  ;^n_'sc!iädigten  Staates  hefindon  und  ilu'er  Waaren,  oder 
von  Forderungen,  wie  z.  B.  FuiEDiucH  11.  wegen  weggenommener 
preussischer  Schiffe  die  Fordeiningen  englischer  Angehöriger  aus 
dem  sogen,  schlesischen  Aulehen  sequestnrte.  Ungerechtfertigt 
aber  sind  als  Repressalien  Akte,  die  nicht  blos  den  Schädiger, 
sondern  dritte  unbetheiligte  Staaten  und  ihre  Unterthanen  treffen. 
Das  Völkerrecht  gewährt  den  Kriegführenden  gewisse  Rechte,  denen 
sich  die  Neutralen  unterwerfen  müssen,  obwohl  sie  ihnen  als  bei 
di'in  Streite  Unbet heiligten  schaden,  wogegen  sie  in  u'h  ichem  Falle 
dasselbe  von  Andern  fordern  können.  Aher  um  these  liechte  zu 
üben,  müssen  die  Kriegführenden  die  Verantwortlichkeit  ihres 
Standes  übernehmen,  wer  sich  aus  irgend  welchen  Gründen  scheut, 
seinem  Gegner  offen  den  Krieg  zu  erklären  und  sein  yermeint- 
liches  Recht  auf  dem  Wege  der  Repressalien  geltend  zu  machen 
sucht,  der  darf  wenigstens  unbetheiligten  Dritten  nicht  ein  Gesetz 
vorschreiben  wollen,  das  nur  ein  wirklich  Kricgliilirender  bean- 
spruchen kann.  Soliiild  kein  Krieg  vorhogt,  giebt  es  auch  keine 
neutralen  Miiclite  und  wenn  in  einem  Streite  ein  Staat  unter  dem 
Titel  von  Repressalien  zu  Akten  schreitet,  welche  die  Redite 
dritter  Unbetheiligter  berühren,  so  sind  diese  in  keiner  Weise 
Terbunden  sich  dem  zu  unterwerfen.  Ein  solcher  Akt  aber  ist 
die  Blokade.  Der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten 
erklärte  („the  Fox'')  „a  blockade  is  a  belligerent  right,  net  to  be 
exercised  for  mere  protit  or  convenience."  Die  sogen.  Friedens- 
l»l'»k.i<l<'  i>l  ein  rechtloser  Gewaltakt,  und  daran  ändert  nichts, 
dass  dabei  keine  Schitl'e  weggenonunen,  sondern  nur  zurückgewiesen 
werden,  denn  schon  diese  Behinderung  des  Verkehrs  dritter  un- 
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betheiligter  Staaten  ist  rechtlos,  lässt  man  aber  diesen  Verkehr 
Dritter  frei,  wie  Blüntsciili  in  unklarer  Weise  fordert  (Völker- 
recht 607),  so  fallt  eben  der  Begriff  der  Blokade.  ThatsacUich 
ist  dann  jene  Friedensblokade  nur  von  grossen  Seemächten,  wie 
Frankreich  und  namentlich  England,  gegen  schwache  Staaten,  wie 
ArpentiiiiiMK  Mexiko  und  Griechenland  geübt,  während  dieselben 
sicli  wohl  gelmt f't  lialx  ii,  sie  gegen  stärkere  Gegner  zu  verhän- 
gen, welche  sicii  eine  solche  Miiassregel  nicht  gefallen  lassen 
würden.  Anf  die  Blokirung  von  Buenos- Ayres  durcli  ein  franzö- 
sisches Geschwader  antworteten  die  Hansestädte  am  10.  Sept. 
1838  mit  einem  ausführlich  begründeten  Protest  gegen  diese  ,,dem 
Völkerrecht  unserer  Väter  unbekannte  diplomatische  Blokade,^ 
worauf  Graf  Nerl^,  ohne  auch  nur  einen  Versuch  zu  machen,  die 
schlagende  Ar^uniintation  zu  widerlegen,  nur  erwiderte,  Frank- 
reich habe  sieli  eine  l*fhcht  daraus  gemacht  mit  der  Ausiii mng 
seines  Keclites  jede  Kücksicht  zu  verl)inden,  durch  welche  die 
Folgen  für  den  Hnndel  der  üliiigeu  Nationen  so  wenig  lästig  als 
möglich  werden  könnten  und  GuiZOT  musste  1840  zugeben,  dasB 
die  Frage  eines  halben  Krieges,  wie  man  ihn  gegen  die  argen- 
tinische Kepublik  ftthre,  sehr  schwierig  sei.  Lord  Palmbrston 
ging  weiter,  mit  Bezug  auf  die  von  Frankreich  und  England  seit 
1845  geübte  Blokade  des  La  Plata  schreibt  er  dem  Botschafter 
in  Paris,  Lord  Normanhy  am  7.  Dec.  1846.  „Tlic  real  truth  is, 
though  we  had  better  keep  tlie  lact  to  oui*selves,  that  the  French 
aud  English  block  ade  of  the  Plata  has  been  from  the  iii*st  to 
the  last  illegal.  Peel  and  Aberdeen  have  always  declared  that 
we  have  not  been  at  war  with  Rosius,  bat  blockade  is  a  belligerent 
right  and  unless  you  are  at  war  with  a  State,  you  have  no  right 
to  prevent  ships  of  other  states  firom  communicating  with  the  ports 
of  that  State,  nay  you  cannot  j)reYent  your  own  mercliant  ships 
frum  duing  so  ( I  )ATJJNfi.  Lite  of  Palmerston,  U'uuchn.  Edit.  lU, 
p.  275).  Wenn  PAiiMKK-sTON  dann  sj)itter  in  der  Pacificofrage 
doeli  zu  einer  Blokade  griff,  obwohl  er  für  dieselbe  nur  (he  lahme 
Eutscbuldigung  anfiihren  konnte,  dass  der  Zustand  der  griechi- 
schen Gerichte  eine  Klage  bei  denselben  als  schlechten  Sehen 
erscheinen  liesse,  so  ist  dies  eine  der  Inconsequenzen,  an  denen 
die  Laufbahn  dieses  Staatsmannes  reich  ist,  aber  alle  anderen 
Mäcbtu  juotestirU  11  u'egen  diese  brutale  Vergewaltii,nin,ii;  ( iriechen- 
laudt»,  die  selbst  das  englische  Oberhaus  füi*  ungerechtfertigt  crkläi'te. 
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Der  Yondblag  Gladstohb's  im  Sommer  1880  Smyma  zu  blo- 
kiren,  um  den  Widerstand  der  Pforte  in  der  montenegrinischen 
Angelegenheit  zu  brechen,  ward  von  Frankreich  wie  yon  allen 
anderen  Mächten  abgelehnt. 

DementspreuhtiiKl  haben  sich  denn  auch  fast  alk'  völker- 
rechthchen  Autoritäten,  namentlich  säninilliclic  französische  luit 
Ausnahme  Caüchy's  gegen  (he  FriedeiisMokade  erklärt^). 

Indem  Frankreich  eine  solche  gegen  Madagascar,  Anaui  und 
China  yerhängte,  kann  es  sich  auch  nicht  auf  den  Präcedenzfall 
der  Blokade  yon  Charleston  durch  die  Vereinigten  Staaten  1861 
berufen,  denn  diese  konnten  mit  Becht  behaupten  nicht  im  Kriege 
zu  sein^  sondern  ein&ch  einen  aufetändischen  Theil  ihres  Gebietes 
durch  militärische  Maassregehi  zur  l^ntci  wtrlung  zu  zwingen,  die 
Häfen,  die  Frankreich  lilokirte.  gehörten  dagegen  unzweifelhaft 
souveränen  Staaten.  Noch  dürftiger  ist  die  Entschukhgung,  die 
Fekky  in  einer  Rede  vom  25.  Febmar  1884  versuchte.  «Das 
Cabinet  hat  geglaubt,  dass  es  diese  Action  als  natürliche  Folge 
der  hohen  Polizei  betrachten  müsse,  welche  wesentlich  einer  gros^ 
sen  Macht  zukommt,  die  ooloniale  Besitzungen  hat  und  in  Folge 
dessen  Torbereitet  sein  muss  auf  vielen  Punkten  der  Welt  mit 
untergeordneten  Stajiuuen  Streitigkeiten  zu  bekommen.  Ja  denn, 
ihr  Roclit  in  ^fadagascar  zu  sein  fliesst  gerade  aus  dem  Umstände, 
dass  die  Bevölkenmg  jener  Insel  auf  einer  unteren  Stufe  der 
Leiter  der  Gesittung  steht.  Die  liegienmg  hat  gemeint,  dass 
durch  diese  Operationen  nicht  die  Grenze  der  Polizei,  der  Crendar- 
merie  überschritten  würden,  welche  einem  grossen  Staate  wie 
Frankreich  zusteht. Wer  hat  Frankreich  mit  der  Aufgabe  be- 
traut, solche  Polizei  auszuüben?  es  ist  mit  Madagascar  nicht  in 
Folge  einer  coluiualen  Besitzung  in  Streit  gekommen,  sondern  in 
Folge  einer  behaupteten  Yerletznnfr  der  Verträge,  die  es  früher 
mit  diesem  „untergeordneten  Stamm"  lüs  gleichberechtigten  Con- 
trahenten  geschlossen  hat.  Und  steht  das  grosse  chinesische  Reich 
etwa  auf  einer  so  tiefen  Stufe  der  Gesittung,  dass  es  französische 
Polizei  braucht?  Mit  Becht  hat  CLiauBNCEAU  als  Febry  in  der 
Debatte  zu  Ende  Juli  diese  Theorie  der  ungeordneten  Volker- 
sc  halten  wiederholte,  derselben  und  der  Pflicht  Frankreichs  jene 

■)  Unter  den  französischen  cf.  besonders  Ptstotk  et  Duvardy,  Traite 
des  Pri>'  f;  rnaritimes  II  p.  376.  Hall  International  Law,  2  od.  p  340  bemerkt: 
,U  iB  diffidüt  to  lee,  bow  the  practice  can  be  defended/ 
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Staaten  mit  den  Walfen  zu  civilisiren  widersprochen.  Der  eigent- 
liche Sinn  der  Fi-Kin'schen  Ausfiilirungcu  ist  dieser,  Frankreich 
empfindet  das  Bedüridiss  seineo  Handel  auszudehnen,  der  über- 
seeische  Handel  ist  besonders  wichtig  geworden  und  man  kann 
uncivilisirte  Völker,  welche  unsere  Erzeugnisse  nicht  brauchen^ 
nur  nöthigen  sie  zu  kaufen,  wenn  man  hoheitliclu*  iiechte  über 
sie  ausübt,  üass  diese  leitende  Idee  der  französiscben  Colonial- 
politik  wirthschaftlich  sich  in  keiner  Weise  bewährt,  ist  iie])eii. 
sächlich,  hier  kommt  es  darauf  an,  der  rechtUchen  Unzulässigkeit 
entgegenzutreten. 

Frankreich  aber  liat  nicht  nur  Biokaden  gegen  Madagascar, 
Anam  und  China  verhängt,  sondern  es  hat  lange  Zeit  hindurch 
nicht  einmal  die  geringste  Anzeige  ilavon  den  anderen  Mächten 
gemacht,  die  in  erster  Linie  hieran  interessirt  waren.  Es  hat  also 
selbst  nicht  die  Bedingungen  erfüllt,  die  für  jede  Blokade  gelten; 
eine  Blokade,  um  für  dritte  Mächte  gültig  zu  sein,  muss  notificirt 
sein ,  sei  es  auf  diplomatischem  Wege,  sei  es  durch  allgemeine 
Frodamation ,  ja  die  Biokaden  waren  nicht  einmal  effectir,  mit 
wenigen  Kriegsschiffen  erklärte  man  M.ulagascar,  das  grösser  ist 
als  Frankreich  selbst,  l)l()kirt  und  vermochte  nicht  einmal  die 
Ausfuhr  wesentlich  zu  liiuderu,  die  sich  nur  nach  anderen  Häfen 
zog.  Auch  bei  China  zeigte  sich  der  widerspruchsvolle  Clmrakter 
der  Maassregel,  aus  Rücksicht  auf  die  anderen,  am  ostasiatischen 
Handel  weitaus  mehr  betheiligten  Mächte  *)  nicht  die  chinesischen 
Vertragshäfen  zu  blokiren,  obwohl  der  Umstand,  dass  China  dort 
den  Vertragsmächten  die  Justizverwaltung  zugestanden,  in  keiner 
Weise  ihre  Eigenschaft  als  chinesische  Häfen  beeinträchtigt.  Die 
Mächte  waren  also  nicht  nur  berechtigt,  sondern  streng  genom- 
men verpflichtet,  diese  Biokaden  nicht  anzuerkennen.  Denn  sie 
anerkennen,  hiess  in  dem  Streite  Partei  gegen  China  nehmen. 

Aber  Frankrdch  hat  sich  nicht  auf  diese  Blokade  beschränkt, 
CS  hat  in  Madagascar,  wo  es  die  Howas,  die  sich  in  diis  Innere 

*)  In  der  Kammersitzang  vom  7.  JqU  1885  gab  Kaoul  Düval  genaue 
Zahlen  Qber  die  Handekbeziehnngen  der  verschiedenen  Kationen  mit  China, 
Anam  and  Tonkin,  wozn  J.  Cbabios  im  Jonrnal  des  D6bat8  Tom  8.  bemerkt: 
Statlitiqae  peo  enconrageante»  d*o&  il  r^alte  que  notro  commerce  ne  forme 
qn*aite  irh$  faible  proportion  dans  le  commerce  gen^ral  de  cca  contrees.  Ca 
pent  se  demander  si  nons  n*aurons  pas  ane  fois  de  plus,  comme  r^sultat  do 
notrc  iiiniiense  eflfort  militaire  ^die  notirten  Ausgaben  betragen  bis  jettt 
334  Mill.  fr.)  ä  prononcer  aar  cette  ezp^ition  retemel;  Sic  Toe  non  fobis. 
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zurückgezogen,  nicht  orreichen  konnte,  weil  es  keine  ausreichenden 
Landungstruppen  hatte,  offene  Städte  beschossen,  in  Anam  kam 
es  zu  regelrechten  Gefechten,  Belagerungen  und  Erstfirmungen 
von  Festungen,  der  Admiral  Courbet  zerstörte  das  Arsenal 
von  Foochou  und  dennoch  behauptete  Fbrrt,  man  führe  kei- 
nv\i  Kiuii.  Wenn  derartige  FeindseHgkeiten  nicht  Krieg  he- 
(k-utcn,  so  möge  er  um  doch  sac^on,  worin  denn  Kriej;  bestellt? 
Auch  ÜLADSTONH  hat  freilich  nach  der  Beschie.ssung  Alexandriens 
und  der  Schlacht  von  Teb  el  Kebir  beliauptet,  En-^^land  führe  in 
Egypten  keinen  Krieg,  sondern  vollziehe  nur  ^imilitärische  Opera- 
tionen*^, es  war  das  eine  seiner  beliebten  Sophistereien  indess 
immerhin  liess  sich  noch  sagen,  England  helfe  dem  Khediven  nur 
seinen  Anstand  niederzuwerfen,  für  Frankreich  aber  fehlt  es  selbst 
an  diesem  A'orwand,  es  bekämpft  einfach  dritte  unabhiingige 
Stiiatcn.  Bei  solchen  Maassref^eln  noch  von  Reprissalicii  zu  spre- 
chen, ist  einfach  widersinnig,  denn  zu  deren  BcgriÜ'  gehört  es: 

3.  dass  difsflben  einsei tiL'f  Akte  des  Staates  bleiben,  der 
sie  übt,  sobald  der  andere  Theü  der  Anwendung  weiterer  Ge- 
walt seinerseits  mit  Gewalt  begegnet,  ist  Krieg  da.  Krieg  ist 
nicht  wie  Bluntschli  in  seiner  unklaren  Weise  sagt  (Völkerrecht 
S.  511),  „in  der  Regel  ein  Rechtsstreit  zwischen  Staaten  als 
Kriegsparteien  über  öffentliclies  Recht,-  weil  »ei  Anlass  und  Wesen 
des  Krieges  verwechselt  werden.  Krieg  i>t  phyMscher  Kampf, 
in  dem  zwei  Staaten  versuchen,  gewaltsam  einen  Gegensatz  der 
Interessen  und  Ansprüche,  der  durch  Mittel  der  Verständigung 
oder  Akte  einseitiger  Selbsthilfe  nicht  ausgleichbar  erscheint,  da- 
durch zu  überwinden,  dass  jeder  der  Gegner  mit  Anspannung 
aller  Kräfte  die  Mittel  zu  vernichten  strebt,  durch  welche  der 
Cregner  seinen  Willen  aufrecht  erhält.  Dieses  letzte  Mittel  im 
Streit  der  Staaten  ist,  wie  die  menschlichen  Dinge  einmal  be- 
schaffen sind,  nicht  zu  beseitigen,  das  Völkerrecht  vermag  nur 
dem  Kampf  gewisse  Schranken  zu  ziehen  und  ilni  an  gewisse 
Normen  zu  binden,  indem  es  die  Rechte  und  Pflichten  der  Krieg- 
fiihrenden  bestimmt.  Aber  eben  deshalb  ist  es  unzulässig,  dass 
ein  Staat  yersuche,  die  Bechte  des  Friedens  und  des  Krieges 
l^eichzeitig  zu  Üben,  wie  dies  Frankreich  in  seinem  chinesischen 

*i  (ioRDON  war  in  Khartum  nicht  belagert,  sondern  nur  „hcmmed  in", 
General  Lcmsdün  war  niclit  abberufen,  sondern  es  war  ihm  nur  orklÄrt,  dass 
leme  Auwetenbeit  in  London  wUnschenswertb  erscheine  a.  8.  w» 
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Handel  tlmt.  Unter  dem  A'orwaiul,  class  der  Frifdeiisziistaiid 
nicht  auigeiinrt  habe,  fuhr  der  Adniiral  Ooi  rbkt  an  den  Forts  des 
Hafens  von  Jj^oocliou  vorbei,  welche  ihn  daran  leicht  hätten  hin- 
dern küimen  und  als  er  sicli  dort  sicher  \nTsste,  traf  er  seine 
Vorbereitungen»  um  die  chineaiachen  Kriegsschiffe  und  das  Arsenal 
zu  zerstören.  Daa  ist  nicht  blos  eine  Waffenthat  von  zweifelhafter 
Ehrenhaftigkeit,  sondern  auch  eine  Verletzung  des  Völkerrechts. 
Es  begreift  sich  ja,  dass  Frankreich  nicht  gerne  zu  einer  Kriegs- 
erklänniir  sclirriton  wdlltc  theils  weil  eine  solclie  verfassungs- 
mässig die  /iisiijiiiniiiig  der  Kanmiern  erfordert  und  man  die 
Wähler,  tlie  iu  ihrer  gi'ossen  Mehrheit  keinen  Krieg  wollen,  nicht 
zu  beuii rulligen  wünschte,  theils  weil  man  nicht  auf  die  Vortheile 
zu  verzichten  wünschte,  welche  die  Behauptung  jenes  Zwischen- 
zustandes  von  Bepressalien  der  französischen  Aktion  gew&hrte, 
namentlich  indem  man  sich  in  englischen  Häfen  mit  Kohlen  ver- 
sorgte, wälu'end  Fninkreicli  zwischen  Marseille  und  SaYgun  keinen 
Hafen  besass  und  jedes  Traiisj)ortschifi'  von  crstcreni  Orte  nach 
Ostasien  ToOMoo  Kr.  kostet,  ganz  abgesehen  von  dein  Zeitverlust, 
den  alle  Sendungen  von  Europa  mit  sich  brachten.  Sobald  der 
Krieg  erklärt  v  ar,  konnte  England  dies  nicht  mehr  dulden  und 
Frankreich  selbst  musste  die  Vorschriften  der  Pariser  Seerechta- 
Deklarstion  beobachten,  das  Kaiserreich  hatte  dieselben  bei  sei- 
nem Kriege  mit  China  von  1860  för  anwendbar  erklärt,  „mSme 
en  faveur  des  puissances  qui  u'y  ont  pas  adh^rö"  (Journal  offi- 
ciel  du  26  mars),  —  die  Republik  konnte  nicht  weniger  tbuii. 

Geradezu  naiv  erscheint  es  bei  dieser  Haltung  der  franzö- 
sischen Kegierung,  wenn  die  Pariser  Presse  gereizt  durch  die 
mangelhaften  Eifol':^e  in  Tonkin,  sich  darüber  beschwerte,  dass 
die  Unterthauen  dritter  unbetheiligter  Mächte  China  Waffen 
lieferten.  Zunächst  konnte  dabei  von  Verletzung  der  Neutralitäts- 
pflicht  überhaupt  keuie  Rede  sein,  da  nach  jfranzösiscber  Behaup^ 
tung  kein  Krieg  bestand;  sodann  aber  steht  es  völkerrechtlich 
fest,  dass  auch  bei  erklärtem  Kriege,  Waffenlieferungen  neutraler 
Unterthanen  zwar  der  AVegiialinie  durch  die  Kriegtührenden 
unterliegen,  aber  dass  die  neutrale  Regierung,  falls  nicht  eine 
spezielle  vertmgsnLässige  Verpflichtung  vorliegt^  nicht  verbunden 
ist  dieselben  zu  hindern,  sie  verletzt  die  Neutrahtätspflicht  nur, 
wenn  sie  sich  selbst  daran  betheiligt  oder  einen  der  Kriegführen- 
den begünstigt.  Bies  ist  gerade  durch  den  Schriftweclisel  zwischen 
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England  und  Dnitscliland  wührend  des  französischen  Krieges 
festgestellt,  wo  l>t  uischland  luit  Unrecht  die  Verptlichtung  Eng- 
lands behauptete ,  die  Wartenzufuhr  an  Frankreich  zu  hindern, 
England  aber  dies  mit  Recht  bestritt.  Wenn  gleichwohl  die 
deutsche  Regierung  bei  Beginn  des  Streites  zwischen  Frankreich 
und  China  verbot,  dass  ein  für  letzteres  in  Stettin  gebautes 
Kriegsschiff  von  deutschen  Mannschaften  nach  Ostasien  geführt 
\vt  rde  .  so  war  dies  dadurch  begründet ,  dass  wie  durch  die  grosse 
Kröitrninj^  zwischen  Enghuul  und  den  Wreitiicrtni  Staaten  bei 
Ciek'gt'iiht'it  der  AljiljjAUuifrage  festgestellt  wurde,  die  Ausrüstung 
eines  Kriegsschiftes  nicht  auf  derselben  Linie  mit  blossen  Waffen- 
lieferungen steht;  denn  bei  (hin  Hau  von  Kriegsschiffen  wird 
das  neutrale  Gebiet  als  Basis  feindlicher  Operationen  gebraucht, 
ein  derartig  ausgerüstetes  Schiff  ist  eine  fertige  Kriegsmaschine, 
welche  sofort  Feindseligkeiten  beginnen  kann ,  sobald  es  den  neu- 
tralen HatVn  verlassen  hat.  Das  ist  etwas  Anderes  als  eine 
AV^atb  iisciiflung,  welche  ei*st  das  Grbif^t  der  Kriegführenden  er- 
reicht haben  muss,  ehe  es  (Iriiselbeii  nützen  kann  und  demzu- 
folge hat  die  erste  der  durch  xVrt.  VI  des  Vertrags  von  Washington 
vom  8.  Mai  1871  vereinbarten  Neutrahtätsregeln  bestinmit,  dass 
eine  neutrale  Macht  verbunden  ist  hinreichende  Sorge  (due  dili- 
gence)  zu  tragen ,  die  Ausrüstung  oder  das  Auslaufen  eines  inner- 
halb ihres  Crebietes  zu  kriegerischen  Zwecken  ausdrücklich  ganz 
oder  znni  T\ivi\  lu  rgestellten  Schilfes  zu  liindern ,  von  dem  sie 
annclinun  mu^s,  dass  es  bestimmt  sei,  ge£ren  eine  Macht,  mit 
der  sie  im  Frieden  lebt,  zu  kreuzen  oder  Krieg  zu  fuhren. 

Demzufolge  Uess  die  deutsche  Regienun^^  die  Kriegsdampfer 
iiDiogeues^  und  „Sokrates"  in  Kiel  mit  Beschlag  belegen,  sobald 
der  Verdacht  vorlag,  dass  sie  in  dem  jüngsten  Kriege  zwischen 
Fem  und  Chile  gebraucht  werden  sollten.  Von  einer  solche 
Neatralitatspflicht  konnte  bei  dem  in  Stettin  fUr  China  gebauten 
Schiff  keine  Rede  sein,  da  Chiini  mit  keinem  Staate  der  Welt 
in  Krieg  war.  Wenn  üeutschhuid  gleichwohl  das  Auslaufen  des- 
selben mit  deutscher  Mannschaft  untersagte,  weil  die  zAvischen 
Frankreich  und  China  bestehenden  Feindseligkeiten  jeden  Augen- 
blick zum  ofiiziellen  Kriege  werden  konnten,  so  ging  es  über 
seine  völkerrechtlichen  Verpflichtungen  hinaus,  um  nicht  blos 
unseren  Nachbarn  kernen  Grund  zur  Klage  zu  geben,  sondern 
um  auch  Alles  zu  vermeiden,  was  den  Gegner  desselben  stfirken 
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Icoiiiite  und  es  iKt  denn  auch  Ton  der  franzSsiflchen  Regierung 
aiicikaniit ,  dass  di<'s  Ycrlxit  nicht  die  EHullunir  finer  inter- 
nationalen Piiicht,  soiiileiii  der  Jieweis  einer  freuiitlscharilicht  ii 
Gesixinimg  war,  welche  alles  aus  dem  AVege  zu  räumen  bestrebt 
war,  was  die  gegenseitigen  guten  Beziehungen  trüben  konnte. 

Im  Fortgang  der  Ereignisse  wurde  die  SteUiiag»  welche 
Frankreich  China  gegenüber  einnahm  so  anormal,  dass  sie  sich 
nicht  behaupten  Hess.  Das  erste  Aktenstack,  welches  dies  zeigt, 
ist  eine  Xote  des  französischen  Botschafters  in  London  an  Lord 
Gkanvii.lk  vom  22.  Oktober  1884'^),  welclits  die  Blokiulf  der 
Insel  Furuiosa  notiliiirt.  uniiirr  noch  olme  AiU'rkruiiuni:  eines 
bestehenden  Kriegszustandes.  Lord  Guanvillk's  Autwort  nimmt 
von  der  Anzeige  Akt,  aber  bemerkt ,  dass  bisher  sowohl  Frank- 
reich wie  China  sich  enthalten  hätten  die  Kechte  Krieg- 
führender in  Bezug  auf  das  Durchsuchungsrecht  zu  behaupten 
und  auszuführen  und  England  von  einer  Neutralitätsproklama- 
tion  abgesehen  liabe,  da  es  in  der  Hofthuni:,  dass  die  bestehenden 
VeiNMckeliiiigen  noeh  eine  frie<lliche  Lcisung  linden  möchten, 
nichts  liabe  thun  wollen,  was  dies  Imtte  erschweren  künneiu 
Indess  die  Notification  d*  r  Blokade  scliaffe  eine  andere  Lage, 
sie  zeige  die  Absicht  Frankreichs,  in  eine  neue  Phase  der 
Feindseligkeiten  einzutreten  und  kriegführende  Hechte  über  neur 
trale  Schiffe  zu  beanspruchen  und  wenn  dem  so  sei  ^  so  erscheine 
es  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  brittische  Schififeeigenthümer 
und  Kaufleute  in  China,  die  schon  von  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stande SL-liwcr  u'clitton  hätten,  nicht  im  Zweifel  über  ilirc  Stellung 
und  Verbindlichkeiten  bliclft  II  Es  möge  indess  noch  der  \\'uns(  }i 
der  französischen  Regierung  sein,  die  kriegerischen  Üperatiom-u  auf 
bestimmte  Oertlichkeiten  zu  beschränken  und  von  den  blokirten 
Häfen  neutrale  Schiffe  nur  wegzuweisen  ohne  gegen  sie  das 
Kriegsrecht  der  Durchsuchung  und  Wegnahme  auszuüben.  In 
diesem  Falle  werde  England  es  unnöthig  halten  die  bisher  er- 
lassenen Instructionen  fiir  Beobachtung  der  Neutralität  während 
der  Feindseligkeiten  abzunndoni,  welche  gegenwärtig  auf  die 
Beubaclituiig  der  Vorschiüten  der  Foreign  EuUslment  Act  be- 
schränkt seien. 


^)  Correspondence  mpcetiiig  hMtilities  bttwaen  Fraoce  and  China  «od 
th«  rights  of  Nentralf.  Uaroh  1885. 
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Der  Standpunkt  dieser  Note  ist  durchaus  unklar  Lord 
Granville  anerkennt  eiuestheils ,  dass  kein  Krieg  besteht  und 
spricht  gleichwohl  von  Verpflichtungen  der  Neutralen,  er  sagt, 
dass  die  englischen  Behörden  angewiesen  sind  die  Vorschriften 
der  Foreign  Enüstment  Act  zu  beobachten »  deren  Voraussetzung 
ein  Kriegszustand  zwischen  dritten  Staaten  ist').  Er  bezeichnet 
die  Notifikation  der  Blokade  als  eine  neue  Phase  der  Feind- 
seligkeiton .  in  der  Frankreich  beabsichtige  kriegfiihrende  Rechte 
gegen  neutrale  »Schiffe  zu  üben  und  meint  doch,  wenn  es  die 
Operationen  auf  gewisse  OertUchkeiten  beschränke  und  die  Schiffe 
nur  von  den  blokirten  Häfen  wegweise^  könne  England  seine 
bisherige  Stellung  auch  fernerhin  einhalten ,  als  ob  der  Charakter 
einer  Blokade  dadurch  geändert  werde,  dass  sie  nur  gegen  ge- 
wisse Häfen  geübt  wii-d. 

Der  französische  Botschafter  WaddiK(;  roN  macht  sicli  diese 
rnklarheit  in  seiner  KcpHk  vom  5.  Nov.  bestens  zu  Nutzen.  Er 
itAtWi  in  Abrede,  dass  Frankreich  durch  die  Blokade  gewisser  Häfen 
?on  Formosa  beabsichtige  den  Streit  in  Ostaaien  (la  lutte  qui  se 
poursuit  dans  TExtr^me-Orient)  in  eine  neue  Phase  treten  zu 
lassen,  welche  ihm  kriegführende  Kechte  gegen  Neutrale  gebe. 
Seine  Absicht  sei  auf  die  Abschneidung  des  Verkehrs  mit 
den  :tL^.  ge])eneii  Küsten  (parages)  beschränkt,  es  beanspruche 
nuht  dtis  Recht  der  Duich.suchung  und  Wegi  almiL  auf  liober 
See:  die  Aktion  der  französischen  Kreuzer  wurde  nur  daliin 
gehen,  die  Blokade  efi'ectiv  zu  erhalten,  indem  sie  die  Sclüü'e, 
welche  dieselbe  zu  durchbrechen  versuchten,  ziirfickweiscn  oder 
wegnehmen  würden.  Dies  seien  Bechte,  die  England  wie 
Frankreich  in  ähnlichen  Umständen  ohne  Kriegseridärung  geübt 
hätten,  und  die  von  der  Jurisdiktion  beider  Länder  anerkannt 
seien.  Uebrigens  seien  die  Befehlshaber  der  französischen  Kriegs- 
schirte  ange^viesen  in  der  Praxis  die  Strmfr«'  ihrer  Tnstniktionen 
möglichst  mit  den  Rücksichten  zu  versöiiuen,  welche  der  Flagge 
einer  befreundeten  Macht  gebührten. 

Hierauf  entgegnet  Lord Gbanville  am  IL  Nov.,  er  bedauere 
diesen  Ansichten  nicht  beitreten  zu  können,  er  wolle  nicht  auf 
die  Berechtigang  einer  sogen.  Friedensblokade  eingehen,  aber 

*)  Dies  anerkennt  Lobd  Granvillb  ausdrücklieh  in  einer  siintenn  Nnto 
vom  26.  Nov.  ,the  Foreign  Enlis-tnient  Act.  which  is  only  operative  dunng  th« 
existence  of  hostilities  between  fureign  Stattis,  with  whicb  Her  Majestj  in  At  peao«.* 
ArckiT  Ar  «ffcaUkkM  BMbt  I.  1.  U 
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uranoglich  könne  die  Bk»ka<lo  Fonnosa's  als  solche  angesehen 
werden,  da  bereits  Feindseligkeiten  zwischen  Frankreich  und 
China  in  grossem  Maassstnhe  geübt  seien  .  die  mit  einem  Fliedens* 
zustand  durchaus  unverträglich  seien.  Ebensowenig  entspreche  es 
dem  Völkerrecht  und  den  Ansichten  der  bedeutendsten  Staats- 
männer und  Juristen  Frankreichs,  sowie  den  Entscheidungen 
setner  Grerichte,  wenn  Frankreich  hehaui)te,  dass  eine  Friedens- 
l)lokade  das  Recht  ^ebe  Scliiffe  dnttt*r  Nationen  wegen  Bruches 
dei-seliien  w('<;/ini('hnien  und  zu  vi  iintlicilen.  Englnnd  müsse  an- 
nehmen, dai>s  die  stattgehabten  FeintlseUgkeiten  und  die  formelle 
Notifikation  der  Blokade  einen  Kriegszustand  zwischen  Frank- 
reich und  China  schafilen  und  sei  bereit  die  Blokade  Formosa's 
als  Kriegsblokade  anzuerkennen,  welche  die  herkömmlichen  Rechte 
Kriegführender  gegen  Neutrale  verleihe,  es  wolle  noch  von  einer 
formellen  Neutralitätserklärung  absehen,  so  lange  die  Feindselig- 
keiten sicli  auf  bestiiniutc  Oeiiliclikeiten  beschränkten  und  beide 
Märlite  auf  DiircbsiiclmiiL,'  und  Wegnahme  neutraler  Srliiffe  auf 
iioiier  See  verzichteten,  aber  könne  letzteres  für  l)rittische  »Scliitie 
nur  bei  Begrümlung  auf  das  Kriegsvölkerrecht  zulassen. 

Auch  hier  kommt  Lord  Granville,  wie  man  sieht,  aus  dem 
Widerspruch  nicht  heraus,  der  in  seiner  eingenommenen  Stellung 
liegt.  Während  seine  Widerlegung  der  behiuiptoten  Friedens- 
blokade  schlagend  ist,  er  die  gegen  Formosa  geübte  als  eine 
Kriegsblokade  bezeichnet  und  einen  Kriegszustand  /wischen 
l)ei(l(>n  Mü(  Ilten  als  unzweifelhaft  annimmt,  v.cii^ert  er  doch 
Vi  nikreich  die  Ü echte  der  KiiegfüIuTuden  und  will  seine  friilir>ro 
Stellung  behaupten,  so  lange  Frankreich  diese  Rechte  nicht  übt 
und  seine  Kriegführung  örtUch  beschränkt.  Der  französische 
Botschafter  entgegnet  hierauf  am  21.  Nov.  nur,  dass  er  von  der 
Erklärung  der  Absichten  Englands  Akt  nehme,  aber  bedauere, 
Aber  die  Prinzipienfrage  seine  Ansicht  aufrecht  halten  zu  müssen. 
Lord  (iuAXViLLK  dagegen  Ideilit  in  einer  Note  vom  Nov. 
dabei,  England  miisse  einen  Kric^gszustand  zwischen  Frankreich 
und  China  de  facto  und  de  jure  «Is  bestehend  ansehen  uud  könne 
nicht  die  neue  Lehre  zugeben,  (huss  brittische  Schiffe,  wenn  sie 
im  Friedenszustande  in  einen  chinesischen  Hafen  einlaufen  wollten, 
weggenommen  werden  dürften. 

Naturgeinäss  musste  die  wohlwollende  Neutralität,  welche 
England  so  Frankreich  gegenüber  übte,  von  China  im  gegen- 
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theOigen  Sinne  gefühlt  werden;  sein  Gesandter,  der  Marquis 
Tseng  schrieb  an  Lord  Granvillb  am  21.  Nov.,  er  fasse  dtesen 
Znsicheruii^,  dass  die  Foreign  Enlistment  Act  in  Kraft  gesetzt  sei^  so 

auf,  dass  dies  sich  nicht  l)h)s  ;uif  Hoiig-Koiiu,  sondern  auf  alle  brit- 
tischcn  Besitzungen  iieziehc,  und  es  (iosshaib  weder  französischen 
noch  chinesisclicii  Schiffen  gesUittet  sei,  sich  in  brittischen  Häfen 
auszurüsten,  Kolden  einzunehmen  oder  sich  sonst  seetüchtig  zu 
raachen;  er  beschwerte  sich,  als  der  Staatsselcretär  hierauf  zu- 
stimmend antwortete,  dass  französische  Schiffe  dennoch  in  Hong- 
Kong  ausgebessert  würden  und  Lebensmittel  einnähmen.  Dem- 
gegenüber mnsste  die  englische  Regierung  ihren  OolonialbehSrden 
strenge  Anweisungen  zugehen  lassen,  dies  fernerhin  nicht  zu 
dulden  ^. 

Der  französische  Botschafter  zeigt  hierauf  an,  da.ss  seine  Re- 
gierung diese  Tnstinktionen  als  eine  Kündigung  des  bisherigen 
modus  viTendi  und  als  gleichbedeutend  mit  einer  Neutralitäts- 
erklärung ansehen  müsse,  und  zu  Folge  dieser  neuen  Situation 
die  volle  Uebung  der  völkerrechtlich  feststehenden  Rechte  Krieg- 
filhrender  in  Anspruch  nehme,  wobei  möglichste  Rücksidit  auf 
(lio  h'^itluK  n  Iiitf^ressen  des  brittischen  Handels  gciionimcn  werden 
bolitt';  entsprechende  Inslniktidiu.ii  seien  an  die  Befehlshaber  der 
fi-anzrisiscben  Geschwader  ergangen. 

Diese  Anzeige  wurde  von  der  amtlichen  London  Ghetto 
bekannt  gemacht  und  erging  in  ähnlicher  Form  auch  an  andere 
Mächte;  in  der  Mittheilung  des  französischen  Botschafters  in 
Berlin,  Baron  Oourcel,  an  das  Auswärtige  Amt,  macht  sich 
eine  Klage  geltend  über  die  ..Situation  nouvelle  qni  est  feite  aiix 
biitiments  de  la  inaiiiir  ii.uujaiso  |);ir  l  application  rigoureiise  des 
regles  de  la  neutralite  dans  les  poris  relevant  de  la  soiiverainete 
angiaisc*^.  Das,  worauf  es  ankommt,  ist  indess,  dass  mit  dieser 
Anzeige  Frankreich  s(»lbst  seinen  bishrrij^on  Standpunkt  aufgiebt 
und  indem  es  die  Rechte  Kriegführender  in  Anspruch  nimmt, 
anerkennt,  dass  zwischen  ihm  und  China  Krieg  besteht,  obwohl 
der  Charakter  des  Streites  selbst  sich  in  keiner  Weise  geändert 
hat.  Ledigli(;h  dadurch,  dass  England  mit  den  Verpflichtungen 
eiidlicli  Ernst  gemacht  hat,  die  aus  s<'iii(M'  Stelhimr  sich  ersahen,  ist 
Frankreich  genüthigt  worden,  Fai  be  zu  bekeiuien  uml  die  Behauptung 


)  Instniettoiu  to  Oov«mort  of  Eastern  Colontor.  Comip.  p.  12. 
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aufzugeben,  dass  man  gegenseitig  Feindseligkeiten  aller  Art  üben 
könn^,  ohne  sich  im  Krio<;e  zu  belinden.  Die  innere  Haltlosig- 
keit dieser  Behauptung  ist  damit  bewiesen,  aber  unstreitig  wäre 
es  fQr  die  Achtung  des  Völkerrechts  sehr  viel  besser  gewesen, 
wenn  Ton  Anfang  an  alle  interessirten  neutralen  Mächte,  zumal 
England,  den  neuerfundenen  Doktrinen  der  Herren  Challemel-La- 
couu  und  Fkuuy  entgegengetrotoii  wären ,  denn  es  ist  von  ent- 
schiedener Wichtigkeit  auf  dem  (leliiete  des  Völkerrechts,  an 
keinem  Punkte  eine  Anarclüe  der  Begriffe  einreisseu  zu  lassen. 
Ein  Staat,  der  Rechte  eines  Kriegfiihrenden  gegen  einen  Dritten 
üben  will,  muss  auch  dessen  Pflichten  und  Verantworthchkeit 
übernehmen  und  darf  nicht  versuchen,  die  Rechte  des  Krieges 
und  des  Friedens,  je  nach  Belieben  abwechselnd,  m  üben.  Man 
muss  ferner  verlangen,  dass  eine  Thatsache  vorUege,  welche  den 
Kriegszustand  unzweifelhaft  und  öffcntlicli  constatirt.  Dies  war 
scbon  im  Altertlium  anerkannter  (4rundsatz.  den  Griechen  galt 
es  als  rechtlos,  Feindseligkeiten  ohne  vorherige  Ankündigung  zu 
üben^).  Man  anerkannte  den  Grundsatz  nulluni  bellum  esse  ius- 
tum  nisi  quod  aut  rebus  repetitis  geratur  aut  deuuntiatum  ante 
Sit  et  indictum  (Gic.  de  offic.  I.  11,  36),  zur  Zeit  Karls  d.  Grr. 
heisst  es :  Talis  erat  inter  eos  uistitutio,  quod  si  aliquis  treugam 
datam  ante  diffidentiam  frangeret,  statini  interficeretur  (Tchpini  s 
in  C'ar.  M.  cap.  17).  Von  FiUKOUit  n  1.  heisst  es:  ^Kt  i\im  Im- 
perialis  Alajestas  bostibus  suis  bella  senii)er  in(ii(  it,  ilestinatus  ab 
Imperatoro  ad  8jdadinuiu  nuntius,  ut  vel  Christianorum  univer- 
sitati  satisfaciat  in  plenum  vel  diftiduciatus  se  praeparet  ad  bellum 
(Histor.  HierosoL1177  Bucange  verbo  diffidare).  Die  goldene  Bulle 
gebietet,  dass  Feindseligkeiten  erst  drei  Tage  nach  zugestellter  Er- 
klärung beginnen  dürfen.  England  hat  sich  hierüber  im  18.  Jahr- 
hundert  allerdings  wiederholt  hinweggesetzt  und  Schiffe  ohne 
Kricfjserklärung  weggenommen^),  aber  genide  Frankreiili  li.it 
sieh  dem  aal  das  Entschiedenste  mit  Hecht  widersetzt  und  Eng- 
land hat  seine  frühere  Praxis  längst  aufgegeben,  alle  neueren 


0)  Hbbodot  V  Ult  9.  Thakyd.  1,  29.  131.  VI«  50.  VII»  8.  Plut.  Ptbbh. 

26.  Paus  AN.  IV,  5,  3. 

*)  Bereits  1812  hatte  die  englische  Admiralität  die  Unstatthaftigkeit 
dieses  Verfahrens  anerkannt,  inflem  sio  bei  dem  Kri«%'<?  mit  Schweden  erklärte, 
da  keine  Kri»  L'serklürun;,'  von  enf,'lischer  Seite  ergangen,  sei  der  Handel  eng- 
lischer Unterthaneu  mit  ikhweden  nicht  verboten. 
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iviitge,  dit'  es  geführt,  sind  iii  der  London  Giizette  durcli  könig- 
liche Prockniation  bekannt  gemacht.  Auf  die  Form  dri  £r- 
klarang  kommt  es  wenig  an,  man  kann  nicht  zu  der  feierlichen 
Ansage  des  Krieges  durch  Herolde  zurückkehren,  welche  im 
Mittelalter  die  literae  diüHdentiae  überbrachten,  sie  braucht  nicht 
unmittelbar  an  den  Gegner  gericlitet  zu  sein,  sie  kann  in  einem 
Manifest  bestehen,  ja  in  eimin  l  ltimatuni  an  die  gegnrrisclie 
Macht,  wie  Oesterreich  es  1859  mii  Sardinien  riclitct«' :  ahcr  iioth- 
wendig  ist,  wie  Calvo  sagt,  dass  „nn  fait  soiennel  constate  in- 
dttbitablement  Tetat  de  guerre  et  la  rende  publique"  (Droit 
Internat.  HL  §  1663).  Dies  ist  schon  deshalb  nothwendig,  weil 
mit  dem  Datum  des  Kriegsanfanges  die  Verbindlichkeiten  wirk- 
sam werden^  welche  die  eigenen  Unterthanen  der  Kriegführenden 
wie  die  Neutralen  dem  Kriegszustand  gegenüber  zu  beachten 
haben.  M.ui  uiuss  also  dagegen  Verwahniug  tinlcgen,  weiui  « iiie 
Macht  \  1"  Krankr  Ith  versucht,  sich  über  diese  Forderung  des 
Völkerrechts  hinwegzusetzeu. 

III.  Was  ist  Contrebande? 

Von  jeher  wurde  es  als  ein  Akt  der  KriegHliih'e  betrachtet, 
wenn  ein  unbetheiHgter  Staut  kriegführenden  Parteien  Mittel  fiir 
die  Kriegführung  hefert;  eine  Regierung,  welches  dies  thut,  ver- 
letzt die  ersten  Pflichten  der  Neutralitat.  Dagegen  betrachtet  das 
moderne  Völkerrecht  die  Lieferung  von  AVaaren,  welche  der  Krieg- 
führung dienen  «ollen,  von  etwivi  anderem  Gesichtspunkte,  wenn 
dieselbe  seitens  neutraler  II Jit e i  t  ii  a iien  stattfindet.  Hier  liegt  iiiclit 
iiutliwendiger  AVeise  die  Absieht  einer  Kric^shiltc  vor,  sondern 
fast  immer  die  eines  gewinubrintrcHdeii  (ieschäftes,  die  neutrale 
Regierung  ist  deshalb  ohne  besondere  v(  rtragsmfissige  Verpflich- 
tung nicht  verbunden,  gegen  solche  Lieferungen  einssuschreiten, 
sie  überlasst  es  der  betr.  kriegführenden  Gegenpartei  dies  zu 
thun,  indem  sie  die  Berechtigung  derselben  anerkennt,  solche 
Waaren,  die  mit  dem  Xanien  (,'ontrebande  bezeichnet  werden,  wegzu- 
nehmen. Der  Begriff  derselben  hat  die  dopjx'lte  Voraussetzung,  der 
feindlichen  Bestimmung  der  betreäenden  Artikel     und  deren  Eigen- 

**)  Piese  wird  auch  nicht  durch  Umg^chuncr  cfenn-lrt  fei  t  i  gt,  die  französische 
Regiernnq-  war  daher  berechtigt  auch  die  nach  Honc-Konj?,  als  einer  englischen 
EadAve  in  China,  b«8timmt«n  Waffensondungon  als  Contrebande  zu  btihandeln. 
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Schaft:  dvv  Kriepfüliiuiif;  zu  (liciicii.  Es  ist  diese  letztere  Frage, 
weiche  (7(  ^^ciistuiid  steten  Streites  gewesen  ist.  es  wurde  zw<ir  von 
Seiten  der  Neutralen  so  wenig  geleugnet,  dass  Trupiien,  AVaffen, 
AusrüstungsgegeiistäDde,  Pulver  ^  Salpeter  u.  8.  w.  Contarebande 
seien,  als  von  Seiten  der  Kriegführenden,  dass  es  eine  Menge 
Gegenstände  gebe,  welche  nie  unter  den  Begriff  der  Oontrebande 
fallen  könnten,  aber  zwischen  beiden  Kategorien  steht  eine  dritte 
von  Artikeln,  welche  sowolil  dvm  friedlichen,  wie  dem  krieire- 
nschcii  (iol)r:uu'bo  dicnoii  krmncn,  wie  Pt'crde,  J^auliolz.  Hanf, 
Kohlen,  Schiffe,  Tuch  lür  Uniformen  u.  a.  m.  Die  kriojxtiilireu- 
deu  Mächte  haben  stets  gesucht,  diese  Kategorie  auszinh  Imen, 
die  neutralen  dieselben  emzuschränken,  England,  in  der  Zeit  sei- 
ner Oberherrschaft  zur  See  trieb  die  Ausdehnung  der  Oontre- 
bande auf  jene  res  ancipitis  usus  auf  die  Spitze,  die  bewafinete 
Neutralität  von  1780  dagegen  beschränkte  die  Oontrebande,  ge- 
mii^^  dem  Art.  II  des  Vertrages  zwischen  Englaud  und  Russland 
von  1766  auf  Waffen  und  Ausi  iisiuiigsgegenstände  Die  Frage 
ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  allgemein  gültig  gelöst.  Hall 
(International  Law  p.  614)  sagt,  die  Schwierigkeit  besteht  darin 
zu  entscheiden,  ob  ein  Artikel  wesentlich  f)ir  die  Kriegführung 
ist,  Kohlen  und  Maschinen  z.  B.  könnten  dies  ebenso  wie  Waffen 
sein,  obwohl  sie  gerade  so  gut  filr  friedliche  Zwecke  bestinunt 
seien.  Dies  ist  an  sich  richtig  und  Hautefeuille  geht  zu  weit, 
wenn  er  nur  als  Oontrobaudo  gelten  lassen  will,  j,articles  expres- 
sement  et  uniqucmcnt  destincs  t\  faire  la  gueirc'',  \\ci\  dies  alle 
Gegenstände  ancipitis  usus  ausschliessen  würde,  aber  anderer- 
seits kann  der  Kriegfülirende  nicht  allein  entscheiden,  welche 
Artikel  wesentlich  zur  Kriegführung  sind.  Das  Institut  de  droit 
international  schlug  desshalb  auf  seiner  Züricher  Versammlung 
1877  vor,  m  sagen:  Sont  toutefois  sujets  k  la  saisie:  les  objets 
destines  a  la  gucrre  ou  susccptibles  d'y  etro  L'inj)loy<''  imiuedia- 
tement**)."  Jedenfalls  ist  festzuhalten,  dasH  es  keineswegs  ledig- 
lich dem  Belieben  der  Kriegführenden  anheimgegeben  ist,  welche 
Gegenstände  sie  als  Contrel)an<le  betrachten  wollen;  aller  Handel 
des  Feindes  mit  neutralen  Staaten  vermehrt  in  gewissem  Grade 
dessen  Widerstandsfähigkeit,  und  der  Gegner  ist  berechtigt,  den- 


")  Mabtkns  et  tussy,  llecneil  I  S.  47, 

"3      meim  Note  1  zu  UirriBB  ä.  iüO  ed.  frau^. 


Digitized  by  Google 


—    167  — 


selben  abzuschneiden,  Jiber  das  Mittel  biefiir  ist  die  Biokade  der 
feindlichen  Häfen,  der  Gegner  kann  Schifte  mit  Seide,  Baum- 
wolle, Kaffee  u.  s.  w.  wegnehmen,  welche  die  Biokade  zu  bre- 
chen suchen,  er  darf  es  nicht  auf  hoher  See  thun,  wie  dies  gegen 
Schiffe  gestattet  ist,  welche  mit  Contrebande  nach  einem  feind- 
lichen Hafen  unterwegs  sind.  Es  ist  nun  namentlich  in  Betreff 
zweif'i  Artikel  heute  allgeim  in  ;iiiri k.uml ,  dass  dir  Begrirt  der 
Contrebande  früher  nur  inib:5l)rüuchlich  auf  dieselben  ausg(  dehnt 
\vurde,  Geld  und  Lebensmittel.  Der  Versuch,  Geld  als  solche 
zu  betrachten,  ist  schon  durch  die  modernen  Verkehrs-  und  Cre* 
ditmittel  gegenstandslos  geworden.  Die  Behauptung  aber,  dass 
Lebensmittel  Contrebande  sein  konnten,  ist  selbst  von  England, 
das  dieselben  in  den  BeTolutionskriegen  so  behandelte**),  längst 
aufgegeben  und  wird  von  englischen  Schriftstellem  auf  das  ent- 
schiedenste verurtheilt.  So  sagt  Hali.;  ^  Es  kann  keinrii  Augen- 
Mick  bezweifelt  werden,  dass  die  Besclilagnahme  von  Lebens- 
mitteln, die  nach  einem  feindlichen  Hafen  bestimmt  sind,  nicht 
nur  dem  Gebrauch  zufolge  unerlaubt  ist,  sondern  auch  ])rinci- 
fäeU  nicht  gerechtfertigt  ist.  Einer  grossen  Bevölkerung  Kahrung 
abzuschneiden,  wenn  dies  keinem  unmittelbar  militärischen  Zwecke 
dienen  kann,  weü  dieselbe  möglicher  Weise  einen  Theil  des  Un- 
terhaltes bilden  kann,  den  in  fast  jedem  Falle  eine  Armee  oder 
tili  Geschwader  anders  woher  /ii  beziehen  vci  inag,  würdf  hcissen, 
allen  neutralen  HaiidL'l  in  unsilmldigen  Artikehi  zu  liindern" 
(Internat.  Lawp.  PiiiLLiAiDKK  anerkennt  in  dem  Streite 

zwischen  England  und  Dänemark,  dass  „the  priority  of  miscon- 
duct  on  the  part  of  France  towards  a  neutral  did  not  justify  a 
retaliatory  misconduct  on  the  part  of  England  (Internat.  Law  ed 
in  p.  438).  Calvo  bemerkt:  „Ni  le  caract^re  des  guerres  actuel-. 
le«  ni  le  mode  selon  lequel  se  poursuivent  de  nos  jours  les  Opera- 
tions militaires  ne  justitieiit,  thi  uioins  cIk  /  les  j)enples  civnhsos, 
Tafloption  de  telles  niesures  extr^Miien.  Nmis  noiis  eroyoiis  tondrs 
a  poser  en  principe  que  le  commerce  des  denrues  alimeutaiies  reste 

")  Es  ist  hierbei  zu  benicrkon,  dass  Frankreicli  in  diesem  Punkte  voran- 
glog.  durch  Decret  vom  9.  Mai  179i  verfügte  der  Gonvent,  dass  neutrale  ScliiÜ'ö 
mit  Lebensmitteln,  die  nach  einem  feinilichcn  Hafen  bestimmt  waren,  auf- 
gcbrjicht  werden  sollten.  England  antwortete  niit  gleicher  Verfügung  cf.  da- 
gegen die  Donkscbrüt  des  dänischen  Ministers  Gbaf  BinMiiToarr  (Fhillimore 
intern.  Law.  lU  p.  42ü  S.). 
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essentiellement  lil)re  en  temps  de  guerrc  -  (Droit  intemat.  IV 
p.  23.)  Nur  twr  den  Fall  pn'lt  (*ino  Ausuahiiie,  dass  dir  Tichciis- 
mittel  unmittelbar  einer  feindlichen  Flotte  zugeführt  wt'rdeii,  ein 
Schiff,  welches  dies  unternimmt,  leistet  jener  Flotte  Hilfsdienste, 
denn  die  Lebensmittel  können  nur  dazu  dienen  sie  in  Stand  zu 
setzen,  den  'Krieg  fortzniiihren,  wSJirend  man  von  denjenigen, 
welche  ein  nentrales  Schiff  nach  einem  feindlichen  Hafen  bringt, 
nicht  wissen  kann,  ob  sie  fiir  die  Armee  oder  die  Bevölkerung 
hcstiinint  sind.  Aus  pleiclicm  (xrimde  weigerte  sich  die  enplischf»  Re- 
gierung 1770  die  Kohlenaushilir  nach  Frankreich  zu  untersagen, 
aber  verbot  die  Zufiilir  von  Kolilen  au  die  französische  Flott«. 

Frankreich  hat  es  jetzt  unternommen  ,  diesen  Punkt  wieder 
in  Frage  zu  stellen.  Am  20.  Febr.  1885  meldete  Hr.  Wad- 
DINOTON  Lord  GKANmLE:  „Les  conditions  dans  les  quelles  se 
poursuit  actuellement  la  guerre  avec  le  Chine  ont  determine  le 
gouverncmeut  de  la  Republique  d'user  du  droit  qui  lui  appartient 
do  considerer  et  de  traiter  le  riz  comnie  contrebjinde  de  guerre." 
Der  Minister  bestreitet  in  seiner  Antwort  vom  27.  Febr.  die  Be- 
rechtigung dieser  Maassregel ,  dass  Lebensmittel ,  ausgenommen 
wenn  sie  unmittelbar  fUr  eine  feindliche  Flotte  bestimmt  sind, 
als  Contrebande  angesehen  werden  könnten,  hi  einer  sehr  un- 
klaren Ausführung'^)  vom  10.  März  sucht  Hr.  Waddington 
seine  Hegienm^  zti  rechtfertigen,  sie  läuft  thatsüchlich  nur  darauf 
hinaus,  dass  l'iiL^hnid  selbst  anerkannt  habe,  es  könnten  Artikel 
je  nach  L  mstiuulen  (  ontrebande  oder  nicht  sein  und  der  Ivneg- 
fuhrende  habe  eben  zu  bestimmen ,  ob  dies  der  Fall  sei  oder  nicht. 
Es  seien  eben  besondere  Umstände,  über  welche  Frankieich  der 
beste  Bichter  sei,  die  es  zu  der  genannten  Maassregel  bestimmt 
hätten.  Die  Wichtigkeit  des  Beis  für  die  Ernährung  der  Be- 
völkenmg  und  der  Armee  Ohina^s  erlaube  seiner  Begierung  nicht 
die  Zufuhr  desselben  nach  dem  Norden  China's  zu  gestatten, 
ohne  sich  eines  der  wichtigsten  Zwan£,'snnttel  zu  berauben,  die 
sie  zu  ihrer  Verluixunfi;  habe.  Lord  Guaxvii.lk  ent^u'gnet  darauf 
am  4.  April ,  er  bestreite  nicht,  dass  in  erster  Instjinz  die  Priesen- 
gerichte der  KhegfUhrenden  über  die  Bechtmässigkeit  der  Weg- 

")  So  heisst  es  in  der  Noto:  „La  »loctrine  qui.  a  cöte  de  la  contrebande 
de  guerro  ]iar  iiature,  admet.  la  contrebande  tle  i,'uerro  par  destination  (V),  est 
profossce  depuis  longtemps  en  Angletorre.  AU  ob  es  überhaupt  Contrebiuid« 
ohne  feindliche  Bestimmaog  geben  könne. 
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luihme  zu  entscbeideu  hätten .  aber  wenn  solche  Entscheidungen 
für  neuträle  Rcgieninf»en  bindend  sein  sollten,  mii^stoii  sie  den 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  entsprechen  und  1.  M.  Begiening 
fiihle  sich  Terpflichtet  ihre  Rechte  zu  wahren^  indem  sie  ent- 
schieden gegen  die  Doctrin  protestirt,  dass  der  Kriegführende 
oline  Kücksicbt  auf  die  wobl})egründeten  Rechte  der  Neutralen 
zu  entscheiden  hat,  was  Contrebande  ist  und  was  nicht.  Wenn 
einf*  Dopesche  des  Hni.  Fei{uy  vom  13.  Mär/  anfuhrt,  dass  einige 
der  für  China  bestimmten  Keisladungen  die  Natur  eines  Tributs 
oder  eine  Hilfeleistung  an  den  Hof  Yon  Peking  hätten  und  imter 
diesen  Umständen  England  wenigstens  zugeben  werde,  dass  diese 
als  Kriegscontrebande  der  Wegnahme  unterlägen,  so  müsse  er 
bemerken,  dass  die  Wegnahme  solcher  Verschiffungen  unter 
neutraler  Flagge  der  Pariser  Declaration  widersprechen  würde, 
wnnacli  <li<!  neutrale  Flagge  l'eiiidliclie  Güter  mit  Ausnahme  der 
Contrebande  decke,  diiss  I.  H.  Regierung  in  jeder  Beziehung 
an  der  Ansicht  seiner  Note  vom  27.  Febr.  festhalte,  welche  da- 
gegen protestire,  dass  Beis  allgemein  als  Contrebande  behandelt 
werde  und  dass  sie  sich  durch  eine  priesengerichtliche  Entschei- 
dung; die  das  Gegentheil  behaupte,  nicht  als  gebunden  erachten 
werde. 

Mit  dieser  Erklärung  schliesst  die  Cürresjjondeiiz:  man  kann 
Lord  Gkanville  nur  dankbar  sein  ,  dass  er  das  gute  Heelit  der 
Neutralen  so  entschieden  gegen  französische  Willkür  vertheidigt 
hat  und  muss  (>s  nm  so  mehr  ab  sehr  bedauerlicli  erklären ,  wenn 
die  Nordd.  Allg.  Ztg.  in  einem  anscheinend  inspiiirten  Artikel 
die  Prätensionen  Frankreichs  zu  rechtfertigen  unternahm  (18.  März), 
indem  sie  die  Besorgnisse  der  Handelskammern  von  Kiel  und 
Flensburg  über  die  Störungen,  welche  der  deutsche  Handel  mit 
Oliiua  durcli  diese  Ma.'issret,'el  erleiden  würde  als  übertrieben 
hinstellt,  andererseits  aber  bemerkt,  dass  die  Eestiel)ungen  der 
neueren  Zeit  die  Uebel  des  Krieges  zu  mildern,  dahin  geführt 
hatten,  den  Ernst  desselben  zu  verkennen;  die  französische  Ver- 
fügung sei  völkerrechtlich  nicht  unstatthaft,  denn  das  Abschnei- 
den der  Zufuhr  von  Lebensmitteln  sei  berechtigt,  nicht  blos  be- 
lagerten Festungen  gegenüber  xmd  müsse  nur  allen  Nationen 
gegenüber  gleichmässig  geiil)t  werden.  Es  wäre  überflüssig  nach 
dem  (Jbtüigesagten  diese  Behauptungen  zu  wid(jrlegen,  nur  Folgen- 
des möge  bemerkt  werden:   £s  soll  mcht  spezielles  Gewicht 


Digitized  by  Google 


—    170  — 


darauf  gelogt  werden,  daüs  Deutschland  wie  andere  ^fiiclite.  in 
neuester  Zeit  zahlreiche  Verträge  gesciilossen  liat.  durch  welche 
die  Contrebande  auf  eigentliche  Kriegsartikel  besckräukt  wird  ^*), 
da  solche  Verträge  nur  fiir  die  Contrahenten  bindend  sind,  ob- 
wohl die  Allgemeinheit  dieser  Bestimmungen  doch  entschieden 
bezweckt;  dem  Belieben  der  Kriegführenden  feste  Schranken  zu 
zichiMi,  wohl  aber  ist  Nachdruck  ;iuf  eine  sjiätcre  Antwort  des 
Kanzlers  zu  legen,  in  dir  auf  eine  Eingab»  von  33  Hum- 
burger  Firmen  vom  21.  April  erwidert  wird,  dass  zwar  die  betheilig- 
ten Mächte  „in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Maassgabe  der  Oert- 
lichkeit  und  ihrer  Interessen  diejenigen  Waaren  bezeichnen,  welche 
sie  wahrend  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  als  Contrebande  zu 
behandehd  beabsichtigen^,  dass  er  aber  die  in  der  Eingabe  dar- 
gelegte Auffassung  theile,  wonach  „die  früher  übliche  Behand- 
lung des  Salpeters  als  Contrebande  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen eine  zwecklose  Beschränkung  des  Handelsverkehrs 
dai-stellen  würde,  da  derselbe  zix  Kriegszwecken  nicht  unmittelbar 
zu  benutzen  ist,  sondern  hierzu  erst  durch  eine  umständliche 
Verarbeitung  verwendbar  gemacht  werden  kann,  zu  deren  Vor- 
nahme bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Kriegführung  während 
der  letzteren  kaum  noch  ein  Bedürfniss  vorhanden  sein  wird.^ 
Wenn  demgemäss  der  Kanzler  zusagt  sich  zu  bemühen 
^dieser  Auft'assung  zu  Gunsten  des  (Icutsclien  Salpeterhaudcb  bei 
den  stu  lU'iiden  Mächten  Kin^an^^  zu  verschaffen,  so  liecrt  doch 
der  Kinwand  in  Bezug  auf  Keis  nahe,  dass  dieser  niemals  durch 
irgend  welche  Behandlung  Kriegszwecken  dienen  kann.  Das 
Recht  Frankreichs  China  die  Eeiszufuhr  abzuschneiden,  kann 
nicht  bestritten  werden,  aber  dies  konnte  nur  durch  die  Blokade 
chinesischer  Häfen  geschehen,  nicht  indem  man  willkürlich  diese 
Waare  zur  Contrebande  stempelte,  man  hätte  dann  das  gleiche 
für  (lif  Ausfuhr  von  Seide  oder  Thee  verluden  können.  Ob  eine 
solche  Blokade,  wie  Hi*.   Waddington  in  seiner  Note  vom 


'*)  Art.  15  (ks  Vortrap^s  zwischen  dem  Zollvereiii  and  Mexico  vom  28.  Aug. 
]8t>l>:  «Waffen.  Pfei'le  iiiul  alle  übrigen  für  den  Krieg8gebrauch  zu  Lftnde  oder 
7.11  Wasser  geeignetou  Gegenstände.**  Ebenso  Art.  'J2  des  Vertrages  zwischen 
dorn  Zollverein  und  Salvador  vom  13.  Juni  ISTO.  Art.  20  dos  Vortrages 
'/wisiiii'u  Peru  und  den  Verein.  St.  vom  6.  Sopt.  1H70.  Art.  15  «U-ü  Vcrtrafr»'^ 
der  Wrein.  8t.  mit  Italien  vom  26.  Febr.  1871:  ,any  otltor  iiuiterials  manu* 
(actored,  pre^ed  aud  formed  expressly  to  inake  war  b^  sea  aud  laiid." 
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10.  März  sagty  für  die  Neutralen  härter  gewesen  wäre,  als  das 
Verbot  der  Znf ohr  dieses  einen  Artikels,  kommt  für  den  Rechts- 
punkt  90  wenig  in  Betracht ,  wie  die  sehr  zweifelhafte  Behauptung 
Perrt's  in  der  Kannner  (18.  Juni),  dass  dieser  „blocus  du  riz^(!) 

der  iiocli  dazu  beschränkt  gewesen,  China  zum  Nachgeben  ge- 
zwiuiiit'ii  lial)t'.  Man  nuiss  mit  Lord  Granville  sich  dagegen 
verwahren,  dass  die  Restiiiiniung  der  Contrebande  lediglich  dem 
Belieben  der  Kriegführenden  preisgegeben  sei.  Ks  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  dieselben  ihre  Grenzen  zu  überschreiten 
geneigt  sind,  die  Vereinigten  Staaten,  die  sonst  als  die  ent- 
schiedenstmi  Vertreter  der  Buchte  der  Neutralen  bekannt  waren, 
haben  dies  m  ihrem  Bürgerkriege  in  den  berüchtigten  Füllen 
des  Trent  und  des  Spriugbok  gezeigt,  um  so  mehr  aber  ist  es 
Aiifirab».'  der  neutrah'U  Staaten  und  der  Wissenschaft  dem  ent- 
gegenzutreten mit  einem  „ASolumus  leges  iuris  gentium  mutaii'^. 
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Zur  Lehre  vom  Budgetrecht. 


Von 
Labakd. 

Dr.  <»iit*tar  Sf'iiller,  ri  i\ai4<ieout  dor  Wirm-r  I  nivirsilat .  Bmlpr!  und 
Biicly"«'!  n*<'ht  im  Slaatsbauj'haUo  «1fr  ••«•ustitutiiHKllrii  ^Iimkh  t^lii«  .  mit  W- 
soudcrcr  Kücksichlimluae  avil"  tla-  i'i'-tcirciflii'-i  li«-  umi  li(•ut^cll^i  Veriassmigs- 
recht.   Wien  1885.    tAÜred  Holder).   8».  244  S. 

Eeiii  Theil  des  constitutionelleii  ' Staatsrechts  ist  von  gros* 
serer  praktischer  Bedeutung,  als  das  Budgetrecht  und  kein  anderer 

Theil  bietet  zahheicliere  und  tiefergeheiidc  Streitfragen  dar  als 
(lieser.  Eine  umfassende  niono^rnphi^rhe  Behandlung  dieser  Lehre, 
■welche  ebi'ii.sowohl  auf  die  liiiaii/.\vi<senschafthche  wie  auf  die 
staatsrechtlirho  Seite  derselben  sich  erstreckt,  ist  daher  eine  will- 
konitnene  Ersciieinung  und  z\v:ir  irewiss  ebenso  sehr  iur  die  zur 
praktischen  IVIitwirkung  am  Btaatsleben  berufenen  Männefi  wie 
für  diejenigen,  welche  sich  mit  der  theoretischen  Erkenntniss  der 
staatlichen  Vorgänge  beschäftigen.  In  der  hier  besprochenen 
Schrift  mrd  die  Aufgabe  in  weitem  Umfange  erfavsst;  sie  behan- 
delt die  nllfremeine  Bedeutung  des  Stantsiiaushaltes,  des  Finanz- 
planes und  des  Hiidc^cts,  die  historische  Entwickelung  des  Biidgel- 
wesens,  die  üuauzteclmischen  Seiten  des  Budgets  und  die  ad- 
ministrative und  parlamentarische  Arbeit  zur  Herstellung  des 
Budgets;  sie  geht  dann  über  znr  Erortemng  des  Budget  rechts 
und  zwar  ebensowohl  in  seiner  historischen  Entwickelung^  als  in 
seiner  dogmatischen  Gestaltung.  Der  finanzwissenschaftliche  Theil 
der  Arbeit  soll  —  nach  der  eigenen  Erklärung  des  Verfassers  — 
nu-hr  als  i)l()sse  Vorarbeit  für  die  nacldolgeiide  staaisitclitliche 
Untersuchung  bem^  er  ist  wibseiibciiaitüclier  Selbstzweck.  Der 
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Schwerpunkt  der  Arbeit  liegt  aber  in  der  Darstellung  des  Biulr^et- 
r echt 8  und  es  wird  keiner  besonderen  Rechtfertigung  bedürfen, 
dasB  an  dieser  Stelle  der  staatsrechtliche  Theil  eingehender 
besprochen  wird  fds  der  finanzwissenschafUiche.    Dem  ganzen 

Work  in  idlen  seinen  Theilen  ist  nachzurühmen,  dass  der  Ver- 
fasser mit  gründlicher  und  umfassender  Litteraturkenutiiiss  und 
mit  dem  redlichen,  auf  Erkenniniss  der  objectiven  Wahrheit  ge- 
richteten Streben  gearbeitet  hat,  welches  die  erste  V^orbediugung 
wissenschaftlicher  Forschung  ist. 

Der  finanzwissenschafUiche  Theil  des  Werkes  hätte  freilich 
ohne  Schaden  sehr  erheblich  verkürzt  werden  können.  In  dem- 
selben wird  mit  unnöthiger  Ausführlichkeit  auch  dasjenige  aus- 
f  iiiaiidergesetzt,  worüber  die  ganze  AVeit  einverstanden  ist  und 
dies  mit  umfangreichen  Citaten  constntirt.  Vieles,  was  der  Ver- 
fasser darlegt,  ist  Jedem,  der  einmal  ein  Üudget  mit  den  <lazu 
gehörigen  Anlagen  in  der  Hand  gehabt,  oder  die  Verliandlungen 
einer  parlamentarischen  Körperschaft  darüber  verfolgt  hat,  bekannt 
und  es  ist  nicht  fesselnd,  wenn  man  sich  durch  ganze  Druckbogen 
hindurchlesen  muss,  um  sich  wissenschaftlich  zu  überzeugen  von 
Dingen,  wie  z.  B.  dass  Ausgaben,  die  gnr  nicht  Torhergesehen 
werden  können,  im  Budget  nicht  veranschlagt  werden,  d.iss  da- 
gegen Ausgaben,  die  zwar  ausserordentliche  sind,  aber  vorlier- 
gc'sehen  werden,  wie  z.  B.  die  Kosten  einer  in  Aussicht  genom- 
menen wissenschaftlichen  Expedition,  im  £tat  zu  berücksichtigen 
sind  (S.  93).  Ich  könnte  manche  derartige  Beispiele  anführen, 
will  mich  aber  damit  nicht  aufhalten;  ich  will  nur  betonen,-  dass 
ich  hinsichtlich  wissenschaftlicher  Erörterungen  dem  Grundsatz 
Buperflua  non  nocent  nicht  huldige.  Darüber  entscheidet  aber 
freilitli  im  einzelnen  Falle  die  individuelle  Anschauung  und  ich 
will  mit  dem  Verfasser  darüber  nicht  rechten.  Von  grösserem 
Belange  ist,  dass  die  „finanzwissenschaftlichen"  Ausführungen  des 
Verfassers,  sobald  sie  das  staatsrechtUche  Gebiet  auch  nur  strei- 
fen, zu  mancherlei  Bedenken  Anlass  geben.  So  verwechselt  z.  B. 
der  Verfasser  8.  III  fg.  die  Dispositionsfonds  mit  den  Fonds  zu 
geheimen  Ausgaben;  er  behauptet,  der  Dispositionsfond  werde 
ffSr  solche  Ausgaben  präliminirty  welche  im  Interesse  des  Staates 
von  der  Oeffentiiclikeit  ausgeschlossen  bleiben  und  die  Re- 
gieiung  sei  hinsichtlich  desselben  auch  von  der  Heelniungsleginig 
glosgelöät".   Dies  ist  unrichtig.  Allerdings  muss  ein  zu  gehei- 
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men  Ausgaben  bostimmter  Foiul  stets  ein  Dispositionsfond  sein, 
aber  es  giebt  iu  vieleu  Kessorts  aucb  zu  anderen,  nicht  geheimen 
Zwecken  Fonds,  über  welche  der  Minister  oder  der  Chef  einer 
Behörde  nach  eigenem  firmessen  die  Verfügung  hat,  2.  B.  zor 
Gewährung  von  Unterstützungen,  oder  Yon  Beihülfen,  zur  Remu- 
neration ausserordentlicher  Arbeiten  u.  s.  w.  Ausgaben  aus  diesen 
Fonds,  welche  man  als  Dispositionsfonds  mit  Recht  zu  bezeichnen 
pflegt,  da  ilire  Verausgahunj?  der  1  )ispo.sition  der  betretl'enden 
Verwaltungsbehörde  überlassen  ist,  sind  zu  verrecluien  nnd  unter- 
liegen der  ^gewöhnlichen  Rechnungskontrole.  In  dem  Kapitel  über 
die  finanztechnischen  Seiten  (S.  90  ff.)  wirft  der  Verfasser  die 
ausserordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen  mit  dem  sogen, 
„ausserordentlichen  Etat**  zusammen.  Aus  dem  Etat  des  Deut- 
schen Reichs  und  demjenigen  mehrerer  deutschen  Staaten  hätte 
der  Verfasser  ersehen  können,  duss  nnch  die  einmalitren  nnd  aus- 
serurdeiitlichen  Ausj^jiben  und  Einniihnion  im  -ortlentliclieu  Etat" 
liguriren,  dass  dagegen  der  ausserordc^nlhc  he  Ktat  diejenigen  Aus- 
gaben unifasst,  welche  aus  den  Erträgen  von  Anlehen  o<ler  der 
Verwendung  von  freiem  Kapital  (Finanzvermögen)  zu  bestreiten 
sind.  Auf  die  praktische  staatsrechtliche  Bedeutung  dieser  Unter- 
scheidung für  das  Deutsche  Reich  habe  ich  in  meinem  Staatsrecht 
in  Marquardsbn's  Handbuch  S.  206  Note  1  hin^wiesen. 

Hinsichtlich  der  Frage  nach  der  Speciah>iiüni^  der  Etats- 
Positionen  behauptet  der  Verl'asser  8.  143  im  Ansrliluss  an 
Gnkist,  dass  diese  Frage  juristisch  nichts  Anderes  als  die  Frsige 
nach  der  Grenze  zwischen  der  Conipetenz  der  Gesetzgebungs- 
und der  Yerordnungsgewalt  in  dem  besonderen  Falle  der  Fest- 
setzung des  Budgets  bedeute.  „Insoweit  also  die  Normirung  der 
Staatszwecke,  beziehungsweise  der  zur  Erreichung  derselben  noth- 
wendigen  Einriebtungen  und  Anstalten  nach  positivem  Staatsrecht 
der  (4esetzgebung  zukonnnt,  wird  ancli  die  Feststellung  der  Aus- 
gaben für  die  Erfidlnn^'  di-r  Slnatszwec'kt\  widclie  letzteren  gegen- 
über immer  nur  einen  accessorischen  Charakter  liaben,  der  Gesetz- 
gebung überlassen  bleihcn  müssen:  insoweit  aber  die  Normirung 
der  Staatszwecke  rechtlich  der  VerordnungsgewaJt  zusteht,  geht 
es  nicht  an,  dass  daa  Parlament  der  Verordnungsgewalt  jenes 
Recht  verkümmere,  indem  es  die  Festsetzung  der  Ausgaben  dazu 
benutzt,  seine  eigene  Oompetenz  auf  Kosten  der  Regierung  zu 
erweitern".   Als  Bcisiiiel  führt  der  Verfasser  mit  Rücksicht  auf 
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Oesterreich  einerseits  die  Ausgaben  für  die  I-niversitäten,  ande- 
rerseits  diejenigen  für  die  Gymnasien  an.  Weil  die  Errichtung 
fon  UmTeraitaten  in  Oesterreich  in  der  Competenz  der  Gesetz- 
gebong  stehe,  desshalb  sei  es  correct,  dass  der  Credit  fthr  jede 
UniTersitSt  Gegenstand  eines  Spesdalvotnms  ist;  weil  dagegen  die 
Errichtung  von  ( i  viiin.isien  im  Ki messen  der  Verwaltung  steht', 
würde  die  Votiruiig  des  ('redits  für  jedes  <  iiizelne  Gymnasiiiin 
erneu  Eingriff  in  die  Hechte  der  Ver\^•altung  bedeuten.  Tcli  halte 
diese  ganze  Anschauung  für  vollkommen  unzutreffend  und  glaube, 
dass  ihre  Uuhcbtigkeit  durch  einen  Blick  in  jedes  beliebige  Bud- 
get mit  Leichtigkeit  zu  erkennen  ist.  Die  Etatspositionen  sind 
nach  vorwiegend  praktischen  Gesichtspunkten  gruppirt  und  auf 
solchen  Gebieten^  welche  der  Verordniuigsgewalt  der  Regierung 
untersulli  nind.  in  der  Kegel  viel  weiter  s[ieziidibirt.  :iK  nacli  den 
durch  Geisetze  gebotenen  Jhiliriken.  Wie  würden  z.  ü.  der  ^iilitiir- 
Euit,  der  Marine-Etat,  der  Etat  der  Gesandtschaften,  der  Post 
und  Telegraphie  u,  s.  w.  aussehen,  wenn  sie  nach  der  vom  Ver- 
fasser auigestellten  Begel  gestaltet  werden  müssten !  Der  Verfasser, 
der  eine  solche  Begel  in  die  Welt  schickt,  sollte  doch  einmal  den 
Versuch  machen,  in  irgend  einem  £tatsgesetz  bei  den  einzelnen 
Positionen  das  Gesetz  anzugeben,  durch  welches  die  Spezialistrunpf 
genwle  in  diebem  Maasse  begründet  wird.  Er  wird  sich  bald 
uberzeugen,  dass  die^  luuimglirh  ist  und  dass  ein  Etat,  der  nnrb 
einer  so  doctrinären  Schablone  umgestaltet  würde,  einen  geradezu 
lächerlichen  Eindruck  machen  würde.  Die  gesetzliche  Ordnung 
des  Behörden-Systems  und  der  von  den  Behörden  zu  erfüllenden 
Aufgaben  ist  fttr  die  Gestaltung  des  £tats  zwar  ein  mitbestim- 
mender'Factor;  aber  die  Gruppinmg  und  namentlich  die  Spe- 
zialisimng  der  einzelnen  Positionen  richtet  sich  vorzugsweise»  nach 
den  wirtiischal'tliclu'ü  Bedürfnissen  der  Verwaltung.  Die  S<diei- 
duiig  der  Ausgaben  in  sächhche  und  persoidiche,  in  foildanernde 
und  eiimiiüige,  die  Zerlegung  des  Bedarfs  einer  und  derselben 
Behörde  uach  verschiedenen  \'erbranchsgegenständen  u.  s.  w.  liätte 
den  Verf.  von  der  Unriciitigkeit  seiner  Ansicht  überzeugen 
hStmea.  'Es  ist,  gleichviel  ob  eine  staatliche  Thätigkeit  durch 
Gesetic  oder  durch  Verordnung  geregelt  ist,  vollkommen  möglich^ 
dais  för  die  Durchfiihrung  irgend  eines  Werkes,  filr  die  Erflil- 
lung  ii-gend  einer  Aufgabe  der  Staatsverwaltnng  eine  Summe  als 
Pau^h^uautum  bewilligt  wiid,  deren  Verwendung  im  Einzelnen 
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der  Uofrierung  überlassen  bleibt  uud  oft  der  Natur  der  Sache 
nach  überlassen  ])leiben  niuss ;  es  ist  aber  ebenso  gut  das  rnnlore 
Extrem  möglich,  dass  die  Verwendung  der  in  einem  Titel  oder 
Kapitel  zusammengefassten  Summe  bis  auf  den  letzten  Pfennig 
genau  bestimmt  ist.   Dazwischen  gibt  es  unzälilige  Mittelstufen. 
Die  Fixirung  derselben  ])estiiiimt  sich  uiclit  nach  der  Abgrenzung 
zwischen  dem  (nbit  t  der  Gesetzgebung  und  Verordnung,  stmileru 
lediglich  darnach,  bis  zu  welchem  Grade  der  Spezialisirung  die  Prü- 
fung und  Feststellung  der  Positionen  niögUch  war  und  für  zweck- 
mässig erachtet  wurde,  und  dies  ist  bei  allen  Zweigen  der  Verwal- 
tung nach  ihren  eigenthümlichen  Bedür&issen  uud  nach  Maassgabe 
der  in  einem  gegebenen  Zeitpunkt  herrschenden  VeriiSltnisse  sehr 
verschieden.  Richtig  ist  nur,  dass  die  Regierungsbehörden  durch  jedi^ 
über  das  bisherige  Maass  hinausgeheiidc  Spezialisirung  fester  ge- 
bnnden  und  bcsi  liriinkt  werden  und  divss  daher  die  Frage  n.n  h  der 
grösseren  oder  geringeren  Spezialisirung  des  Etats  zu  einer  poli- 
tischen Macht-  uud  Streitfrage  zwischen  Regiei*ung  und  Volksver- 
tretung werden  kann.  Die  Theilnahme  der  letzteren  an  einem  Yer- 
waltungsact  ist  nicht  weniger  eine  Beschränkung  der  Minister,  wie  die 
Theilnahme  der  Volksvertretung  an  der  Gesetzgebung.  In  jeder 
neuen  Specialisirung  der  Voten  erblickt  der  Verfasser  eine  gesetz- 
liche Veränderung  der  bestehenden  (grenze  zwischen  der  (  \iiiipetenz 
der  <  ieset/j,'cl)un^  und  \'ei  \valtun,i,'.  j,Es  enthiüt  <lan)i  ilas  Sjieeial- 
votum  die  rechtliche  Bestimmung,  dass  die  bisherige  Conipetenz- 
grcuze  hinsichtlich  des  Ijetreft'enden  Staatszweckes  verschoben  werde, 
und  gleichzeitig  die  Voürung  des  Credits  in  Gemässheit  der  neuen 
Regelung  der  Kompetenz,**    Also,  wenn  bei  dem  Etat  einer  Be- 
hörde die  Gehalte  der  Sekretäre,  Registratoren  und  Kalkulatoren, 
die  bisher  in  einer  Summe  zusammengefasst  waren,  in  drei  ge 
trennten  Positionen  bcwilli-ii  \verden.  so  wird  dadurcli  ein  Recht«- 
satz  sanktionirt,  welcher  die  Grenzen  der  Geset/gclmng  und  Ver- 
waltung verändert!  Das  Gleiche  würde  der  Fall  sein,  wenn  man 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  zu  zahlenden  Wittwenpensionen  und 
Unterstützungsgelder  für  Uinterbliebene  von  Beamten  nach  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  in  mehrere  Positionen  zerlegt  oder  in  eine 
Summe  zusammen&ast.   Man  muss  wirklich  staunen,  welche  un- 
endliche Fülle  von  „Rechtssaüsen^  und  zwar  von  so  wichtigen 
Rechtssätzen,  wie  es  diejenigen  über  die  ivunipeten/  der  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  sind,  bei  jeder  Etatsfestatdlung  sanctio- 
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niii  wird  und  noch  dazu  ganz  anbewusst  und  unbemerkt,  in 
einem  Votum  Über  einen  Einnahme-  oder  Ausgabe-Posten  ver- 

steckt  und  mit  dieser  Bewilligung  verquickt,  und  in  Staaten, 
in  w.-lclirii  ein  Oberhaus  nur  die  Alternative  hat,  den  Ktat  im 
Gan/en  anzunehmen  oder  zu  verwerfen,  <li  r  -j)eziellen  Priil'ung 
lind  Zustininiung  des  Oberhauses  entzogen!  Solchen  willkür- 
lichen Fictionen  und  Unterstellungen,  za  denen  die  thatsäch- 
liehen  Vorgänge  in  keiner  Weise  stimmen,  kann  man  einen  dog- 
matischen Werth  nicht  beimessen. 

Sehen  wir  uns  nun  die  eigentliche  Budgetrechts-Theorie  des 
Verfassers  näher  an.  Er  geht,  wie  dies  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Fmne  in  der  deutschen  Rechtslitteratur  selbstverständlich 
ist,  von  dem  Hegrilf  des  „eonstitutionellen  Gesetzes'^  aus  Indem 
er  die  Unterscheidung  der  Gesetze  in  solche  im  formellen  und 
solche  im  materiellen  Sinne  ausdrücklich  verwirft,  unternimmt  er 
es,  „den  einheitlichen  Begriff  des  Gesetzes,  wie  ihn  die  Praxis 
des  constitutionellen  Staatslebens  herausgebildet  hat,  in  seine 
Merkmale  anfsralösen.'*  (S.  191  ff.)  Er  verlangt  nun  zuerst  als 
ein  wesentliclies  Merkmal  des  Gesetzes,  dass  es  eine  „Anord- 
nung^ enthalte.  Dazu  cehört  vnr  Allem  eine  AN'illensentsclilies- 
sung.  „Eine  vom  Willen  unabhängige  Tliatsache  kann  niemals 
Gesetz  sein^.  ^Ebensowenig  kann  ein  Ihlheil,  da  es  eine  Ver* 
standesoperation  und  keine  Willensentschliessung  ist,  Inhalt  eines 
Gesetzes  sein**.  „Ausgeschlossen  vom  Inhalte  eines  Gesetzes  sind 
femer  alle  Willensentschliessungen,  die  nicht  das  Yerhältniss  der 
Ueber-  und  T^nterordnung  zum  Ausdrucke  bringen^.  y,Nar  inso- 
weit kann  jeder  Gegenstand  des  staatlichen  Lebens  Gesetz  wer- 
den, als  er  eine  anindnentle  Willt  iiNcjitsc  hbessiing  bedeutet.  Gesetz 
ist  eben  nicht  Staatswille,  sondern  a nordnender  8taatswille, 
Dabei  dürfe  nicht  übersehen  werden,  dass  die  anordnende  Willens- 
entschliessung nicht  zusammenfalle  und  daher  nicht  verwechselt 
werden  dürfe  mit  der  angeordneten  Handlung^. 

Wir  hfitten  also  zunächst  ein  Merkmal  des  Gesetzes  und 
zwar  ein  vom  Inhalt  desselben  hergenommenes,  also  materiel- 
les; eine  Anordnung.  Der  Gep<'nsat/.  zu  der  vt)ii  mir  entwickel- 
ten Theorie,  dass  ein  Gesetz  im  niatei  idlen  Sinne  die  Anordnung 
eines  Rechtssatzes  sei,  besteht  nur  darin,  dass  Seidler  den 
Begriff  weiter  fasst  und  nur  irgend  eine,  das  Verhältniss  der  I^eber- 
und  Unterordnung  zum  Ausdruck  bringende  Anordnung  verlangt. 

AttM  fikr  «ilwtllchat  Ml  1. 1.  1% 


Digitized  by  Google 


—    178  — . 


Aber  dieses  eine  Merkmal  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers  nicht 
das  einzige;  nicht  jede  solche  Anordnung  ist  ein  Gesetz.  Anstatt  nnn 
die  übrigen,  noch  ausserdem  erforderlichen  Merkmale  anzureihen, 

springt  der  Verfasser  von  dieser  durch  die  Logik  gebotenen  Fortsetz- 
ung der  Entwickclinif^  der  l)('griiVlichen  Merkmale  ah  uiul  tjrht  auf 
einen  ^^anz  anderen  l^unkt  ein.   Kr  fuhrt  niiiidich  aus  (8.  194).  dass 
schon  im  absoluten  Staat  das  Gesetz  als  der  nnmitt(']l)ar  vom 
Inhaber  der  Staatsgewalt  gesetzte  und  an«^eordnete  Sta.itswille 
die  Wirkung  allgemeiner  Bechtsverbindlichkeit  hatte  und  desshalb 
auch  den  Monarchen  selbst  gebunden  habe.   Der  Satz  „princepe 
legibus  solutus  est^  sei  die  reine  Negation  jeder  Rechtsordnung 
und  könne  auch  im  absoluten  Staate  nicht  AV^ahrheit  sein.  Rechter 
Ernst  sclieint  es  freilich  dem  Verfasser  damit  nicht  zu  sein :  denn 
er  fiigt  sofort  hinzu:  „Wenn  der  absolute  Monarch  hei  enieni 
einzelnen  Hegienuigsacte  von  den  bestehenden  Gesetzen  &b- 
weichty  so  liegt  darin  erstens  ein  das  bestehende  (lesetz  dcrogi- 
rendes  neues  Gesetz  und  zweitens  der  auf  Grund  des  neuen 
Gesetzes  yorgenommene  Regierungsact^  (S.  195).    Also  der 
absolute  Monarch  braucht  sich  in  der  That  bei  den  einzelnen 
Regierungsacteu  nicht  an  die  hcstihenden  Gesetze  zu  kehren;  er 
gilt  nur  desshalh  nicht  als  legibus  solutus,  weil  fingirt  wird, 
dass  er  stillschweigend  immer  erst  ein  neues  Gesetz  erlassen 
liabe,  welches  seine  Äfimssregel  rechtfertigte.    Hat  er  nun  das 
alte  Gesetz  dauernd  aufgehoben,  oder  nur  für  den  einzelnen  Fall? 
Sind  die  Behörden  und  Unterthanen  in  anderen  Fällen  an  das 
publizirte  und  ausdrücklich  erlassene,  oder  an  das  subintelligirte, 
ans  der  Entscheidung  des  einzelnen  Falles  zu  construirende  Gesetz 
gehuuden  '/'  Der  al)solute  Monarch  seihst  kann  jedenfalls  bei  jeder 
anderen  Maasre^^el  nieht  hlos  das  nii|ili(  ite  erlassene  Gesetz  wieder 
befolgen,  sondern  es  auch  stillschweigend  wieder  aufliehen 
und  das  frühere  Gesetz  stillschweigend  wieder  in  Kraft  setzen 
oder,  wenn  es  ihm  beliebt,  ein  drittes  Gesetz  stillschweigend 
anordnen.  Der  Unterschied  zwischen  der  Despotie,  f,deT  reinsten 
Negation  jeder  Rechtsordnung,^  und  der  absoluten  Monarchie 
besteht  also,  soweit  ich  sehen  kann,  nur  darin,  dass  man  in  der 
letzteren  für  jede,  wenngleich  völlig  willkürliche,  Maa.ssregel  des 
Monarchen  ein  stillschweigend  erlassenes  Gesetz  fini^irt.  durch 
welches  sie  gerechtfertigt  wird,  während  man  in  der  Desijotic  sieh 
diese  unnütze  Mühe  erspart.   Der  Verfasser  aber  ist  mit  Kik- 
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Üono.n  verschwenderisch  and  fast  überall,  wo  er  zu  conBtruiren 
glaabt,  bestehen  seine  Constructionen  in  Fiktionen,  durch  welche 
die  thatsächlicben  Vorgänge  in  ihr  Gegentheil  verkehrt  werden. 
Vor  Allem  aber  hätte  der  Ver&sser,  bevor  er  sich  in  Betrach- 

tungen  über  die  Wirkiui^cii  eines  Gesetzes  erging,  bei  der 
Stande  bleiben  un<l  die  I) ec»rifflich en  Merkmale  dessellxn 
feststellen  sollen.  Allerdings  wird  aber  ein  zweites  Äferkmal  des 
Gesetzes  bei  dieser  Grfl'  i^'Mdieit  aufgestellt  oder  vielmehr  unter 
der  Hand  eingeschmuggelt,  nämlich:  dass  das  Gesetz  ^nmnittel- 
bar  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  gesetzt  und  angeordnet  ist.*^ 
Hierdurch  werden  also  diejenigen  „Anordnungen''  aus  dem  Ge- 
setzesbegriff  ausgeschieden,  welche  nicht  unmittelbar  vom  In- 
liaber  der  Staatsgewalt  ausgehen.  Wir  erhalten  demnach  für 
den  monarcliischen  Stmit  den  Satz:  (Tosotz  ist  eine  vom  Mon- 
ai'clien  erlassene  Anordnung;  „Gesetz-  bedeutet:  „buidesherr- 
liche  Verordnung^;  und  da  wir  gesehen  haben,  dass  dieselbe 
keine  Kechtsnorm  zu  enthalten  braucht,  so  ist  jeder  kndes- 
herrliche  Erlass,  jede  Verfügung,  jeder  Gnadenact,  kurz  jede 
„das  Verhä]tniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  zum  Aus- 
drucke bringende  Willensentschliessung'^  des  Monarchen  ein  „Ge- 
setz**.  Da  wären  wir  zunächst  für  die  absolute  Monarchie  bei 
einem  recht  schönen  ..Gesetzesbegrift'^  angehiiigt  und  wir  sind 
nicht  mehr  weit  entiernt  von  der  von  ZoiiN ')  zum  Besten  gegebi  uen 
Behauptung,  dass "  der  Stiiutswille,  der  nach  aussen  befehlend 
oder  gewälneiul  sich  äussert,  immer  einen  Rechtssatz  schafft 
und  dass  E^chtssatz  und  Verwaltungsbefehle  nicht  Gegensätze 
sind,  sondern  auch  der  Verwaltungsbefehl  ein  Rechtssatz  sei  *). 
Gegen  Theorien ,  welche  paraddxe  Sätze  ohne  eine  Spur  von 
Begründung  und  ohne  jede  irntersnchung  ihrer  Tragweite  und 
Brauchbarkoit  nach  AVillkür  aulstellen  und ,  wo  sie  unliequem 
Werden,  wieder  ii^iioriren,  lässt  sich  freihch  mit  den  Mitteln 
folgerichtiger  Logik  nicht  ankämpfen. 

>)  In  SEmra'a  Annalen  1885  8.  311  fg. 

*)  Also  2.  B.  die  Anordnung,  daas  die  Eiaenlwhnwsgen  1.  KL  gelb  lackirt 
««den  aolUn,  oder  daaa  die  Stempefanarken  eine  gewiaae  Zeichnang  erkalten 
ioUeo »  oder  daas  der  Hufbeachlag  der  Kavalleriepferde  in  gewiaaer  Weise  er- 
folg, oder  daaa  eine  Behörde  ihren  Bedarf  an  Bckreibmaterial  von  einem 
namhaft  gemachten  Lieferanten  beaiehen  solle,  oder  die  Einftthnuig  irgend 
ciaca  neuen  Foraralaia  fQr  amtlicho  Zosammeroitelluiigcn  oder  Beebnungen 
fl.  s.  w.     dies  Alto  achaflfl  »Bechtaaatie*! 

18  • 
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Seidler  erklärt  nun  weiter:  Durch  den  UebrrfjfiTiir  zur  con- 
sütutioneUen  Begierungsform  habe  sich  nun  die  Befugnis»  des 
Monarchen  als  Gesetzgeber  geändert;  der  Monarch  kann  ohne 
Zustimmung  der  Volksvertretung  kein  Gesetz  erlassen,  mithin  ein 

einmal  erlassenes  auch  nicht  auflieben.  ^T>er  Unterschied  des  con- 
stitutionellen  und  dos  alisoluten  (Gesetzes  liege  also  nicht  in  (hm  (it^- 
setze  seihst.  soihIltü  iij  der  J^t  litioii  (h»s  (TOset/es  zu  den  Betujiuisscn 
des  Monarchen."  Diese  Verschiedenheit  der  i(elation  sei  das  speci- 
fische  Merkmal  des  constitutionellen  Gesetzes;  darin  liege  zum  Un- 
terschiede vom  Gesetze  des  absoluten  Staates  die  spedfische  Gesetzes- 
kraft des  constitutionellen  Gesetzes.^  Wur  erfahren  hier  nicht,  was 
ein  Gesetz  ist.  sondern  wie  es  wirkt.  Zugegeben,  was  ja  unbestritten 
ist,  dass  im  constitutionellen  Stallte  der  Monarch  durch  ein  (resetz 
gebundt-n  Nviid,  so  j^iibt  es  dodi  keine  Antwort  auf  diu  Fra^fe 
was  ein  Gresetz  ist.  8eii»leu  kouinit  nun  auch  in  der  That 
auf  die  Merkmale  des  Gresetzes  wieder  zui'ück;  er  legt  sich  die 
Frage  vor,  ^wieso  man  denn  überhaupt,  auch  schon  im  absoluten 
Staate  dazu  kam,  dem  Gesetze  gegenüber  den  anderen  Aeusse- 
rungen  des  Staatswillens  eine  besondere  Stellung  einzuräumen, 
ihm  eine  höhere  Stärke  und  Autorität  gegenüber  den  anderen 
Emanationen  des  Staatswillens  beizulegen"  (S.  196).  Ki- fin<U't  die 
Antwort  darin,  dass  der  8taatswille  selbst  denjenigen  An(H(hiuni:eiK 
wclclic  er  nls  (-Jesetz  erliisst,  eine  lioliere  Aulorität  als  anderen 
Anordnungen  beilegt.  ^Das  Gesetz  erscheint  damit  gleichsam  als 
Anordnung  der  Staatsgewalt  ex  cathedra".  (!)  Daraus  folgert  er 
zweierlei,  dass  das  Gesetz  nur  unmittelbar  vom  Inhaber  der  Staats- 
gewalt erlassen  werden  kann  und  dass  dasselbe  durch  seine  äussere 
Form  sich  von  den  anderen  'Anordnungen  des  Staates  unter- 
scheiden muss.  Wir  erhalten  daher  nach  die>en  Erörtennigen 
drei  Merkmale,  welche  zu  einem  Gesetz  begriltlicii  nothwendig 
sind,  nämlich: 

erstens:  es  muss  eine  Anordnung  sein,  d.  h.  eine  Willensent- 
schliessung, die  das  Verhältniss  der  Ueber-  und  Unterord- 
nung zum  Ausdruck  bringt*); 

zweitens:  es  muss  unmittelbar  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt 

ausgehen ; 

.  drittens:  es  nmss  in  einer  bestimmten  Form  *)  erlassen  werden. 

*)  stiinint  (iamit  nteht  fiberdn»  wenn  Simtrat  an  anderen  Stellen 
■einer  Sehrift  (i.  B.  S.  194,  199  n.  a.)  >sgt,  ea  rnttB^e  eine  »Nonn*  enthalten. 
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Da  das  zweito  (li<  sf'i'  Erfordrrnissp  in  flf^ui  dritten  mit  ent- 
lialten  ist  und  jedciitalLs  lür  die  über  deu  Begnti  des  Gesetzes 
schwebende  Streitfrage  oliiie  Belang  ist,  so  kann  man  die  von 
Seidler  erforderten  Merkmale  auf  zwei  zurückfuhren:  ein  Gesetz 
Diuss  einen  gewissen  Inhalt  und  eine  gewisse  Form  haben. 

Nun  liegt  aber  doch  folgende  Erwägung  nahe.  Derselbe 
Inhalt,  der  ftir  ein  Gesetz  wesentlich  ist,  kann  unbestreitbarer 
Weise  auch  in  anderer  Form  als  in  der  des  (Josetzes  rechts  wirksam 
\v.  iden.  wie  die  zahllosen  Verordnuiigcii.  Erlasse,  Verfügungen  u.  s.w. 
beweisen,  in  welchen  „eine  das  Verhäitniss  der  lieber-  und  Unter- 
ordnung zum  Ausdruck  bringende  Willensentschliessung*^  enthalten 
ist.  Da  diese  Anordnungen  wegen  ihres  gemeinsamen  Merkmals 
unter  eine  gemeinsame  fiegriffskategorie  gebradht  werden  können 
'  —  und  sofern  diese  Kategorie  praktische  oder  theoretische  Be- 
deutung hat,  gebracht  werden  müssen  —  so  ergiebt  sich  der  Be- 
griö'  des  „Gesetzes  im  materiellen  Simie".  Nur  muss  ich  aller- 
dinus  aus  Gründen,  die  auseinanderzusetzen  hier  zu  weit  führen 
würde,  daran  lestlialt^»n,  dass  hierunter  nicht  alle  das  Verhäitniss 
der  Ueber-  und  Unterordnung  zum  Ausdruck  bringende  Willens- 
ent^hliessungen,  sondern  nur  alle  einen  Kechtssatz  sanctionirende 
Willensentschllessungen  zusammenzufassen  sind.  Ganz  unabhängig 
hiervon  bleibt  aber  feststehend,  dass  die  Form,  in  welcher  diese 
Anordnungen  erlassen  werden,  ftir  diese  Begxiffskategorie  kein 
Merkmal  abgiebt. 

Andererseits  ist  e>  ebenfalls  unbestreitbar,  dass  diejenige 
Form,  wclclic  für  den  (ilesctzrsIte^riH'  speyiitisrli  ist.  auch  An- 
wendung hnden  kann  für  iik'kiärungeu,  weiche  entweder  überhaupt 
keine  Willensentschliessungen  sind,  oder,  wenn  sie  es  auch  sind,  so 
doch  das  Verhäitniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  nicht  zum 
Ausdruck  bringen.  SsiDLEK  sagt:  „ein  Gesetzgeber,  der  von 
seinem  Willen  unabhängige  Thatsachen  gesetzlich  anordnen  wollte, 
würde  dieselbe  Lächerhchkeit  begelien,  wie  Xerxes,  als  er  das 
Meer  peitschen  liess.'^  Wenn  nun  aber  ciu  ( icsetztrcber  dies  doch 
thutV  Ist  ein  ..lächerliches"  (lesetz  nicht  auch  cm  i  iesetz?  Aber 
mau  braucht  gar  niclit  so  weit  zu  gehen.  Wie  viele  Gesetzgeber 
lassen  sich  verleiten,  begiiifseutwickehide  Sätze  aufzunehmen.  Nach 
Sbidler's  eigener  Versicherung  (8.  192)   kann  aber  nur  eine 

*}  Skidler,  .S.  1i>0  sacrt  ,in  «ier  Form  KN-i-bteiis",  als  ob  landesherrliche 
Verorduun^en  nicht  auch  m  der  Form  itechtons  erlassen  werden  müssten. 
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„Willeiiseiitschiiessung",  nicht  auch  eine  Vci*standesüjjeratiün  der 
mögliche  Inhalt  eines  Gesetzes  sein.  Er  möge  nun  einmal  gütigst 
sein  österreichisches  allgemeines  büi'gerliches  Gesetzbuch  zur  Hand 
nehmen.  In  demselben  lautet,  gleich  der  erste  Paragraph: 

„Der  Inbegriff  der  Gesetze,  wodurch  die  Privatrechte  und 
Pflichten  der  Einwohner  des  Staates  unter  sich  bestimmt  werden, 
macht  das  hiirperliche  Reiht  in  demselhen  aus.*^ 

Was  \vn*d  hier  angeordnet?  Nichts.  Wenn  man  sieli  den 
ersten  Paragraphtni  des  Gesetzbuchs  als  nicht  vorlianden  denkt, 
bleibt  das  österreichische  Recht  genau  ebenso,  witf  es  mit  demselben 
ist.  Es  ist  eine  Lehrbuchsdetinition,  die  nicht  einmal  richtig  ist, 
da  das  bürgerliche  Becht  nicht  blos  die  Privatrechte  und  Pflichten 
der  Einwohner  des  Staates  regelt.  Eine  ^das  VerhSltniss 
der  üeber-  und  Unterordnung  zum  Ausdruck  bringende  Willens- 
entschliessung" ist  doch  der  Begriff  des  bürgerlichen  Rechtes  nicht 
und  diesen  Begriü  duich  eine  Willensentschliessuug  bestimmen 
oder  abändern  zu  wollen,  ist  nicht  minder  liielierlich  als  der  Ver- 
such des  Xerxes,  „das  widerspenstige  Element  unter  seinen  Willen 
zu  beugen.'^  Caesar  non  supra  grammaticos!  Nichts  ist  leichter, 
als  aus  alteren  und  neueren  „Gesetzen^  zahllose  Beispiele  zu  sam- 
melui  in  welchen  in  ganz  derselben  Weise  wie  im  ersten  Paragraphen 
des  österr.  Gesetzbuches  anstatt  emer  Anordnung  eine  wissen- 
schaftliche Definition,  eine  theoretische  Betrachtung  gegeben  wird. 
Eine  bequeme  und  unerschöi)fliche  Fundgrube  dafür  ist  der 
Cod.  Maximil.  IJuvaricus  civilis.  Hier  möge  ebenfalls  der  erste 
Paragraph  angelülirt  werden.    Dei-selbe  lautet: 

„Die  Rechtsgelehrsamkeit  oder  Jurisprudenz  besteht  nicht 
nur  in  grundlicher  Kenntniss  der  Hechte,  sondern  auch  in  rich- 
tiger Anwendung  derselben  auf  die  vorkommenden  PäUe." 
Es  ist  m.  E.  unbestreitbar,  dass  in  unseren  Gesetzbüchern 
und  auch  in  manchen  Einzel ^^esetzen  sich  in  Masse  Sätze  flnden, 
welche  keine  „\\  illeusentschlie^suni^eii,"  sondern  .,^'erstandesoI)era- 
tionen'*,  „Constatirung  von  Thatsachen",  rii  htii^e  oder  unriclitigc 
Definitionen,   Reclitswahrheiten  oder  Rechtsii'rthümer  u.  s.  w, 
sind,  die  aber  dessen  ungeachtet  j^Gesetze**  sind,  und  zwar 
desshalb,  weil  sie  in  der  Form  des  Gesetzes  erlassen  sind^). 
Man  kann  nicht  einwenden^  dass  die  Aufnahme  solcher  Bestim- 

')  Interessante?  Eiin tciungeu  in  Jicücr  Richtnnj?  eiitluilt  die  —  erst-  nach 
AbCassung  diost^r  Abhaudlung  mir  zugekommene  Öchrii't  von  Kisblk:  ,Un- 
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mnngen  in  ein  Gesetz  ein  Yerstoss  g^en  die  Gesetzgebungskunst 
sei;  denn  dies  ist  völlig  unerheblich;  der  Gesetzesbegriff  ist  auf 
gute  und  schlechte  Gesetze  gleichmässig  anwendbar. 

Aber  auch  mit  voller  und  wolilberechneter  Absiebt  wird  die 
Form  dos  Gesetzes  in  Fällen  angewendet,  in  denen  eine  An- 
ordnuiit;  nicht  erlassen  werden  soll. 

lu  J'reiissen  ist  am  4.  Juli  1876  ein  aus  zwei  Paragraphen 
bestehendes  Gesetz  erlassen  worden.  Der  erste  Paragraph  erklärt 
die  Staatsregierong  für  ermächtigt  mit  dem  Deutschen  Reich 
Verträge  abzuschliessen,  durch  welche  die  Bechte  des  Staates  an 
Eisenbahnen  auf  das  Reich  übertragen  werden.  Diese  Rechte  werden 
unter  vier  Zififern  aufgefülirt.  Der  zweite  Paragraph  fiigt  die  Be- 
stimmung hinzu : 

y, Bezüglich  der  in  §  1  unter  1,  3,  4  erwähnten  Verein- 
barungen bleibt  die  Genehmigung  der  beiden  Häuser  des  Land- 
tages vorbehalten." 

Wenn  wir  die  verhältnissmässig  ganz  unerhebliche  Ziff.  3  des  §  2 
ausser  Betracht  lassen,  so  gleicht  dieses  Gesetz  jenem  Geschäfts- 
briefe mit  dem  Postscriptum :  „Ich  widerrufe  AJles**  . .  .  Die  im 
§  1  ertheilte  „KriiKichtiguiiij;-^  wird  im  2  wieder  zuiückgenouunen. 
Dass  die  Kegierung  Vertrüge  unter  dum  \'()rl)t'h:ilt  der  Genehmi- 
gung drs  Lauiltiiges  abschliessen  kann,  ist  selbstverständlich.  Ein 
Gesetz,  welches  dies  in  einem  einzelnen  Falle  constatirt,  enthält 
keine  Anordnung,  ertheilt  keine  Ermächtigung,  kein  Verbot, 
keinen  Befehl,  es  ist  vollkommen  inhaltslos.  Und  doch  ist  es  der 
Gegenstand  der  lebhaftesten  Debatten  gewesen,  hat  die  öfifentliche 
Meinung  in  hohem  Grade  aufgeregt  und  Fürst  Bismarck  selbst  hat 
das  Zustandekommen  desselben  mit  aller  Energie  betrieben.  Seine 
Ik'deiitung  bestand  l)ekauntlich  darin,  dass  der  Reicliskaiizlcr  eine 
At'usberung  des  preiis^^.  Landtages  wünschte,  in  welcher  derselbe 
seine  Zustiimnung  zu  dem  damals  vom  Reichskanzler  verfolgten 
Reichseisenbahnproject  zu  erkennen  gebe.  Das  Gesetz  vom  4.  Juni 
1876  ist  inhaltlich  völlig  gleichbedeutend  mit  einer  Resolution; 
die  Eorm  des  Gesetzes  ist  gewählt  worden,  um  dem  Reichstag 
und  Bundesrath  gegenüber  darauf  hinweisen  zu  können,  dass  die 
preiissischen  Gesetzgebungs-Factoren  bereit  sind,  in  die  TJeber- 
tragung  der  preussiscben  Eisenbahnen  an  das  Reich  einzuwilhgen. 

verbiBtllichor  Qesetiesinhalt"  S.  41  ff.  besonders  45  ff.  (Prorectorats-Proj^raram  der 
Univen.  Freiburg  von  1885.   S.  a.  Arcbiv  (ttr  die  civiluk  Praxis,  Bd.  ({9  Heft  3.) 
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IHe  BeiiauptUDgi  dass  jedes  Gresetz  einen  Rechtssatz  eotbaltei 
welche  v.  ]ü£abtitz  und  Zorn  mit  mehr  Emphase  als  lieber- 
Icgiing  ausgesprochen  haben,  zeigt  sich  an  diesem  Gesetz  in 
ihrer  völlif^eu  Unrichtigkeit. 

Auch  Gesetze,  welclic  .  rUats.acheii"  eiilliaUt  n  und  also  nach 
Skidkkr  wiclpisiniiif?  sind,  koniiiien  gar  nicht  selten  vor:  ein  B»m- 
spiel  liefern  die  in  jedem  Jahre  erlassenen  Reichsgesetze,  wcU  lie 
konstatiren,  dass  die  von  den  Einzelstaaten  zu  zahlenden  Matri- 
kuhirbeiträge  für  ein  £tatsjahr  nach  den  wirklichen  Ergebnissen 
desselben  sich  anders  berechnen,  als  sie  im  Etat  für  dieses  Jahr 
veranschlagt  waren  nnd  demgemäss  sie  anderweitig  feststellen. 
Und  wenn  man  in  einem  Etatsgesetz  die  Snmme  festsetzt,  welche 
in  einer  zuküiiftigen  ßudgetperiode  die  Betriebskosten  und  die 
Einnahmen  der  Eisenbahnen,  BergwfM-kp,  Forsten,  die  Erträge  dw 
Zölle,  die  Verptlegiiim  der  Militämiannscliafton  und  die  Fütterung 
der  Pferde  u.  dergl.  l)etragen  werden,  liandelt  es  sich  da  etwa 
um  eine  ,ydas  Verhäitniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  verwirk- 
lichende Willensentschliessung?*'  Ist  es  etwa  weniger  „lächerlich^, 
die  zukünftige  Entwickelung  des  Verkehrs,  den  Ausfall  der  Ernte, 
die  Preise  der  Lebensmittel  und  Bergwerksprodiikte  u.  s.  w.  ^unter 
den  Willen  des  G^esetzgelxns  zu  beugen"  als  das  ^.wich  rspenstige 
Element"?  Und  doch  werden  Jahr  fiir  Jahr  in  allen  Staaten 
„Gesetze"  mit  einem  solchen  Inhalt  erlassen. 

Mit  dem  Doppelmerkmal  des  SEiDLEE^schen  Gesetzesbegriifes 
kommt  man  daher  in  die  Brüche.  Wenn  auch  nur  eines  von 
beiden  Merkmalen  vorhanden  ist,  spricht  man  von  emem  Gesetz. 
Wenn  der  oben  citirte  §  1  des  österr.  Gesetzb.  sagt,  der  In- 
begriff der  Gesetze  .  .  .  macht  das  bürgerliche  Recht  aus,  so 
wird  doch  wohl  Skidlkk  nicht  behaupten  ^^  (  Hrn.  dass  landeshorrl. 
Verordnungen.  Erlasse  u.  s.  w.,  denen  die  Geset/esfonn  feldt,  /.u 
den  (Quellen  des  bürgeiHchen  Rechts  nicht  gehören.  Wenn  die 
Einführungsgesetze  zur  deutschen  Strafproz.-O.  §  7,  zur  Ci\*il- 
prozess-O.  §  12,  zur  Konk.-O.  §  2  erklären  „Gesetz'*  bedeute  ,Jede 
Bechtsnorm^,  so  kann  demgegenüber  doch  nicht  behauptet  wer- 
den, Gesetz"  bedeute  blos  die  in  einer  bestimmten  Form  er- 
lassenen Rechtsnormeji.  Man  kaim  aus  allen  Rechtsgebieten  und 
aus  allen  Zeiten  Heispiele  dafür  erbringen^  dass  das  AVort  ^Ge- 
setz'' oder  yjGesetiiesrecht"  gleichbedeutend  mit  jun  scriptum  ver- 
wendet wird.    Wenn  demgegenüber  Zorn  in  JbÜKXu's  Annalen 
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1885  S.  301  behauptet,  „die  Praxis  kennt  jenen  zwiespälügeu 
Geseizesbegrüf  nicht",  „er  sei  der  Praxis  völlig  unbekannt,  ja 
gradezu  unverständlich,  der  unterscheidende  Punkt  des  Gesetzes- 
begriffes  sei  rein  formeller  Art'',  so  gehört  hierzu  jene  Ungenirt^ 
heit,  mit  welcher  Zorn  Behauptungen  aufzustellen  pflegt.  Gleich 
darauf  S.  306  stellt  Zows  selbst  BesÜmmiin^jen  der  Reichs  Ver- 
fassung zusammen,  in  denen,  wie  er  sagt,  «das  Wort  «Gesetz- 
gehung"  gleichl)edeutend  mit  Hechtssetzung  (olme  Riicksiclit  auf 
die  zur  Anwendung  gehraclite  Form)  bedeutet."^  Sind  diese  Be- 
stimmungen der  Keichsverfassung  und  der  ßeichsgesetze,  denen 
zahllose  ähnliche  aus  anderen  Gesetzgebungen  an  die  Seite  gestellt 
werden  können,  etwa  nicht  der  Jhctm**  angehörend?  v.  Martitz, 
der  in  seiner  Abhandlung  über  den  constitut.  Begriff  des  Gesetzes 
80  zahlreiche  einander  widersprechende  Behauptungen  neben  ein- 
ander gestellt  hat.  gieht  wenigstens  zu  (S.  49),  „dass  es  für  das 
Gebiet  der  .ludicatur  unumgänglicli  sei,  vfie  unsere  Civilisten  thun 
und  unsere  Keichsjustizordnungen  es  voi*sehreiben,  unter  den  Be- 
griff des  Gesetzes  Jede  Kechtsnorm^,  also  auch  die  laudesherr- 
hebe  Verordnung,  das  Communalstatut,  die  Polizeiverordnung  ein- 
znreihen.*'  Ja,  „unsere  Givilisten*'  und  die  „  Justizordnungen** ! 
Die  müssen  sich  freilich  fest  an  die  Begriffe  halten  und  können 
nicht  mit  ihnen  i»ach  Belieben  umspringen;  da  handelt  es  sich  um 
.(Iiis  (irbiet  der  Judikatui  um  eontradictorisches  Verfahren,  um 
mit  Eutscheiduugsgründen  versehene  Urtheile,  gegen  welche  Rechts- 
mittel zidässig  sind,  da  muss  man  auf  die  leidige  Logik  einipce 
Rücksicht  nehmen.  Aber  ,^unsere  Puhhcisten^  und  deren  ^^Be^ 
trachtungen"  —  die  flihlen  sich  durch  solche  Banden  nicht  genirt, 
die  fassen  das  „Qesammtbild^  aus  der  Yogelperspective  auf,  die 
fliegen  in  dem  blauen  Aether  der  Spekulation,  getragen  Tom  Pathos, 
von  der  politischen  Gesinnung,  von  der  historischen  Anscliauung 
Eine  kleine  Verschiebung  des  Gesielitspuiikts,  eine  Veränderung 
der  Beleuchtung  —  und  das  ganze  Bild  gewinnt  eine  andere  Ge- 
stalt. Es  ist  schwer,  einen  Begriff  in  seine  Consequenzen  zu  ver- 
folgen und  durch  eine  lange  Aeihe  von  Schlüssen  sich  innerhalb 
der  durch  einen  Obersatz  gezogenen  Grenzen  zu  halten;  da  ist 
es  bequemer,  sich  durch  den  äusseren  Eindruck  bestimmen  zu  lassen, 
den  man  von  der  einseitigen,  so  zu  sagen  sinnlichen  Betrach- 
tung eines  Gep  nstandes  gewinnt,  und  auf  ihn  allein  Theorien  zu 
bauen,  an  die  man  sich  dann  selbst  nicht  kclu't,  wo  sie  Einem 
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nicht  passen,  sondc  rn  d\v  man  mit  einer  veräohtlieheu  Bemcrkuug 
Über  die  ^fonnalistisclie  T^oi^ik"  bei  Seite  scliii'l)t. 

Wenn  nun  einerseits  Anordnimgeu  von  iiecUtssktzen  olnicKück- 
siclit  auf  die  Fonn,  iti  welcher  sie  erlassen  werden,  „Gesetze'*  heissen 
und  andererseits  es  auch  ^(resetze'^  giebt,  die  keine  das  Yerhältniss  der 
Ueberordnung  und  Unterordnung  verwirklichende  Willensentschlies- 
sung (oder  richtiger  und  dem  Wesen  der  Sache  entsprechender 
ausgedrückt  :keineRecht8vorschrift)  enthalten,  sondern  welche 
nur  desshall)  Gesetze  heissen,  weil  sie  in  einer  bestimmten  Form 
ergangen  sind  d.  h.  vom  Träger  der  Staatsirewalt  nacli  erfolgter 
Zustimmung  der  Volksvertretung  sanctionii  t  und  pubhcirt  sind  —  so 
ergiebt  sich  in  beiden  Fällen  Ein  Merkmal,  nämlich  dort  derGe- 
setzesinhalty  hier  die  Gesetzesform,  für  massgebend  und  ausreichend. 

Das  zwiefache  Erfordemiss,  welches  Seidler  für  den  „ein- 
heitlichen" Begriff  des  Gesetzes  aufstellt,  erweist  sich  sonach  als 
ein  Irrthum.  Es  gehören  nicht  zu  dem  einen  Gesetzesbegriff  zwei 
Merknialt ,  sondern  es  giebt  zwei  verscliiedene  Begriffe,  die  beide 
mit  dem  AV'ort  Gesetz  he/eiclinet  werden,  mui  denen  ieder  dnrch 
eines  der  beiden  von  Seidlek  aufgestellten  Merkmale  ciuirakterisirt 
wird;  das  Gesetz  im  materiellen  Sinne  (der  hriheren  BegriflV 
kategorie  „Kechtssatz^  untergeordnet)  und  das  Gesetz  im  formel- 
len Sinne  (der  höheren  Begrifiskategorie:  f,¥orm  der  staatlichen 
Willenserklärung^  subsumirt).  Hätte  die  Terminologie  des  con- 
stitutionellen  Staatsrechts  nicht  an  die  französische  Lehre  von  der 
Tlieilun^r  der  Gewalten  angeknüpft  und  jede  unter  Mitwirkung 
der  Vulk>\ ertretung  zu  Stande  konunende  Bethätiguug  de»  Staats- 
willens dem  pouvoir  legislatif  ziigeseln  ieben,  so  wäre  der  Doppel- 
sinn des  Wortes  „Gesetz^  vielleicht  vemiieden  worden.  Im  eng- 
lischen Becht  bezeichnet  man  bekanntlich  das  Gesetz  im  mato- 
riellen  Sinne  als  Statute  Law,  dessen  Gegensatz,  das  unge- 
schriebene Becht,  das  Common  Law  ist;  dagegen  heissen  die 
Gesetze  im  formellen  Sinne  Parlamentsakte  oder  auch  Bills, 
Ausdrücke,  die  keine  Beziehung  auf  den  Inhalt  haben. 

Auch  die  angeblich  spezifische  Wirkmig  der  Gesetze,  die 
allgemeine  Verbindlichkeit,  aus  welcher  sich  ergeben  soll, 
dass  tlie  Unterscheidung  in  materielle  und  formelle  Gesetze  „uu- 
praktisch^  sei,  erweist  sich  als  ein  unklarer  Gedanke.  Auch  Ver- 
ordnungen und  andere  Anordnungen  der  Staatsgewalt,  welche 
nach  Maassgabe  des  öffentlichen  Bechts  ordnungsmässig  zu  Stande 


Digitized  by  Google 


—    187  — 


gekoniineu  siud,  huhfii  {illgcmeiue  Vcrbindliclilxcit  und  müssen  von 
den  BehÖrdeii|  Gehchten  und  Unterthanen  befolgt  werden.  Und 
sollten  sie  ftir  den  Monarchen  selbst  gleichgültig  und  unverbind- 
lich  sein?  Steht  es  etwa  in  seinem  Belieben,  ob  dieselben  im  ein- 
zelnen Falle  Anwendung  finden  sollen  o<ler  nicht?  Manrergegen- 
wärtige  sich  nur.  einen  wie  tief  in  das  Privat  recht.  Strafrecht,  Pro- 
zessrecht, VcrwultuiJgsrecht  eiiifrrcifcndeii  Inhalt  viele  Verorduungen 
haben.  Der  Satz  princeps  legibus  solutus  est  gilt  im  Rechtsstaat 
ebensowenig  in  Betreff  der  Verordnungen  wie  der  Gesetze. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  eine  Rechtsverordnung  dem 
Recht  gemäss,  also  gültig,  erlassen  worden  ist,  kommt  ihr  die- 
selbe Wirkung  zu,  wie  dem  Gesetz;  der  in  ihr  sanctionirteBechtssatz 
ist  in  derselben  Weise  rechtsverbindlich  wie  der  in  einem  Gesetz 
enthaltene  und  es  ist  beispielsweise  in  dieser  Beziehung  völlig 
uncrhrldich,  üb  irgend  eine  Handlung  durch  eine  Bestimmung  des 
Kcichsstrafgesetzbuches  oder  durch  eine  rechtsgültig  erlassene 
Pohzei Verordnung  für  strafbar  erklärt  ist.  Den  Untertlianen  ver- 
pflichtet die  eine  wie  die  andere.  Die  verpiüchtende  Kraft  be- 
ruht auf  dem  Befehl  des  Staates  und  es  genügt,  dass  dieser 
Befehl  in  rechtsgültiger  Weise  erfassen  ist,  gleichviel  welche 
Form  das  Recht  als  die  gültige  anerkennt. 

Diese  Wirkung  liat  alx'r  das  Gesetz  sowohl  wie  die  Verordnung 
nur  in  dem  Falle,  dass  es  «  inen  wirküclieii  (aiateriellen)  Pef<»lil 
enthält,  nicht  blos  den  JSclicin  eines  solchen.  Gesetze  wie  tUe 
oben  beispielsweise  angefülirten  Paragraphen  des  österr.  Gesetz- 
buchs und  des  bayerischen  Landrechts  oder  wie  das  preuss.  Gesetz 
vom  4,  Juni  1876  sind  ohne  alle  Rechts  Wirksamkeit,  weil 
sie  ohne  Rechtsinhalt  sind.  Ihnen  gegenüber  mit  v.  Martitz 
von  Unverbrüchlichkeit;  UnverletzHchkeit,  verpflichtender  Kraft, 
Majestät  des  Gesetzes  u.  (11;!.  zu  reden,  ist  eitel  Phrase. 

Wenn  man  nun  sagt,  dass  der  Monarch  nur  durch  «ias 
Gesetz,  nicht  auch  durch  die  Verordnung  gebunden  werde,  dass 
also  nur  das  Gesetz  allgemein  verbindlich  sei,  so  vermengt  man 
zwei  ganz  verschiedene  Dinge.  Diese  Gebundenheit  bezieht  sich 
nicht  auf  die  verpflichtende  Krait,  sondern  auf  die  Befugniss  zur 
Aufhebung.  Der  Monarch  hat  im  constitutionellen  Staat  nicht 
den  Freibrief,  die  von  ihm  erlassenen  Verordnungen  zu  verletzen, 
sondern  die  rechtliche  Befugniss,  sie  aufzuheben,  wiilnend  er  das 
Gesetz  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  aulhebeu  kann.    1  .ls 
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letztere  pilt  aucli  von  Gesetzen  ohne  Rcclitsinhalt;  den  ei-st^n 
ParHgrai)lien  des  bayr.  Landrechts  knnn  trotz  seiner  Inhaltlosig- 
keit  der  König  von  Bayeni  im  Wege  der  Verordnung  ebenso 
wenig  aufheben,  wie  irgend  ein  anderes  Gesetz.  Das  preuss. 
GresetB  vom  4.  Juni  1876,  so  nichtssagend  es  ist^  kann  durch 
eine  Verordnung  nicht  beseitigt  werden.  Dies  ist  die  Wirkung 
der  staatsrechtlichen  Furni,  in  der  es  erlassen  wurden  ist.  Es 
giebt  also  iiiclit  eine  Art  voji  ( Jesetzeskraft,  sondern  zwei  Arten. 
Die  materielle  ( i  esetzeskraft  ist  die  auf  dem  Herrschattsrccht  des 
Staates  beruhende  Verpflichtimgskraft  seiner  R echtsgol) ote, 
die  formelle  Gesetzeskraft  ist  gleichbedeutend  mit  der  Bechts- 
regel,  dass  ein  im  Wege  des  Gesetzes  zu  Stande  gekommener 
Willensact  des  Staates  auch  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung 
wieder  aufgehoben  werden  kann.  Gerade  aus  diesem  Grande  ist 
es  durchaus  missvei*ständlich ,  wenn  neuere  Schriftsteller  (vox 
Maktitz,  Zohn,  LüNiN«)  von  einer  „hlos"  fonnelleii  Gesetzes- 
kraft spreclien  und  der  Auscliauung  Ausdruck  geben ,  als  sei  die 
sel1)e  etwas  relativ  Geringeres  als  die  materielle;  sie  ist  etwas 
durchaus  Anderes.  Hiernach  kann  ich  die  Angriffe  Seidlek's 
gegen  die  Unterscheidung  der  Gesetze  rni  materiellen  und  for- 
mellen Sinne  ebenso  wenig  wie  diejenigen  V.  Marutz's  und 
Zorn's  für  begründet  erachten. 

Folgen  wir  aber  nunmehr  den  wcitcivn  Krürterungen  Skidlkr's 
über  das  Budgetrecht,  so  stosseii  wir  auf  eine  I'ebciiaschung. 
Nachdem  er  iai  2  (des  VI.  Cupiteis)  die  Unterscheidung  zwischen 
formellen  und  materiellen  Gesetzen  zurückgewiesen  zu  haben  glaubt, 
untersucht  er  im  §  3,  „inwiefeme  der  Scheidung  von  formellen 
und  materiellen  Gesetzen  rechtliche  Relevanz  zukomme,  und  hier 
entwickelt  er  folgende  Unterscheidung  (S.  209  fg.):  ^Materielle 
(-Jesetze  produziicii  neue  Hechtssätze,  sie  bilden  und  entwickeln 
die  Kf'chtsordiniiig  fort,  forniellt'  Uesetze  hingegen  bringi-n  die 
gellenden  Rechtssiitze  zur  Anwendung."  ^Während  in  aller  Regel 
ein  Rechtssatz  unmittelbar  durch  die  Verwaltung,  beziehungsweise 
Rechtsprechung  seine  Verwirklichung  findet,  besteht  bei  gewissen 
Rechtssätzen  die  rechtliche  Besonderheit,  dass  ihre  Verwirklichung 
vermittelt  werden  muss  durch  Gesetze,  welche  die  Verwirklichung 
derselben  anordnen.  IMesc  Gesetze,  welche  die  Verwirklichung 
bestehender  Rechtssätze  vermitteln,  indem  sie  ihren  Gesetzesl)f'fe}il 
mit  dem  Inhalte  derselben  erfüllen,  sind  die  bios  (!)  formellen 


Digitized  by  Google 


—    189  — 


Gesetze.  Sie  bnogen  aber  die  Reclitssätze  nicht  zur  unmittel- 
baren Anwendung,  sie  verwirklichen  dieselben  nidit  wie  Verwal- 
tung und  Bechtsprecbung;  sie  vermitteln  vielmehr  die  Verwirk- 
lichung der  bestehenden  Rechtssätze  durch  die  gesetzliche  Anord- 
nung ihrer  Verwiridichung."  Dieser  inhaltliche  l'ntersehit«!  ist 
aller  —  liiljil  Skiülkk  iort  —  für  diis  W^'scii  doH  Gesi^tzes,  die 
Gesetzeskraft,  irrelevant  und  praktisch  sclioii  dcsshalb  ohne  Be- 
lang, weil  man  es  den  Gesetjsen  nicht  ansieht  (1),  ob  sie  einen 
neuen  Reehtssatz  scliafi'en  und  nur  der  Jurist^  der  das  gesammte 
bestehende  Becht  eines  Staates  kennt,  diesen  Umstand  mit  Be- 
stimmtheit konstatiren  kann.^ 

Seidler  knüpft  diese  ganze  Deduction  an  meine  ErÖrte- 
Hingen  über  den  Unterschied  zwisclieii  Rcchtssatzuiig  und  Ge- 
setzesfomi  (matericlK"  und  fonndlc  Gf^sct/e)  an  und  srieht  sich 
den  Aufichein,  als  ol»  er  nur  die  richtigen  ^Kunsequenzen  aus 
dorn  von  mir  aufgestellten  Rechtshegrift*  ziehe.  Er  bemerkt, 
S.  aiOf  der  Irrthum  Labakd's  liegt  darin,  dass  er  die  formeilen 
Gesetze  der  Verwaltung  und  Rechtsprechung  gleichstellt  und  in 
denselben  eine  unmittelbare  Verwirklichung  des  bestehenden  Rechtes 
erblickt,  wfthrend  in  denselben  eine  blos  mittelbare  Verwirklichung 
gelegen  ist.  Ith  muss  mich  nun  dagegen  verwahren,  dass  mir 
ir.izend  etwn^  von  demjenigen,  was  Skidlkr  mir  zuschreibt,  in  den 
Sinn  gekommen  .sei ;  icli  ersehe  aus  dieser  Ausfühimig  nur,  dass 
Sridleh  meine  Krörterungen  ganz  und  gar  nicht  verstanden  hat. 

Wenn  er  seine  Deduction  mit  dem  Satze  abschliesst:  r,^^' 
terielle  Gesetze  müssen,  formelle  können  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung angeordnet  werden,^  so  muss  ich  sagen,  dass  ich  mir 
eine  sinnlosere  Behauptung  als  diese  nicht  m  denken  vermag;  es 
ist  der  einfache,  drastische  Unsinn. 

Die  Behauj)tung  nun,  dass  es  Gesetze  giebt,  die  erst  wieder 
durch  Gesetze,  welche  ihre  Verwirklichung  anbefehlen,  realisirbar 
werden,  ist  ohne  allen  Beweis  hingestellt;  w{'der  die  Ent.stehung, 
noch  die  Zweckmässigkeit,  noch  die  logische  Nothwendigkeit  der- 
selben ist  irgendwie  dargethan;  ihre  Existenz  ist  durch  keine  Bei- 
spiele belegt,  durch  kerne  historische  Entwickelung  erUärlich  ge- 
macht.  Und  da  Seidler  selbst  diesem  Begriff  jede  praktische 
Ik'fleut im^  alKspricht  und  Ilm  für  <'inen  „juristisch-theoretisclHMi'* 
erklärt,  so  glaubte  ich,  das>  diese  Kntw  iekrlun;.'  einzig  und  allem 
den  Zweck  habe,  die  mir  —  fälschlich  zugeschriebene  — 
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Theorie  vom  materiellen  und  formellen  Gesetz  ad  absurdum  zu 
fühi'en.  Merkwürdiger  Weise  dient  nun  aber  dieser  ^praktisch 
belanglose^  und^  wie  ich  hinzufüge,  ^theoretisch^  werthlose,  will- 
Iciirliche  und  sinnlose  Unterscliied  Seidleb  dazu,  um  auf  ihm 
seine  Budgettheorie  aufzustellen.  Nachdem  er  über  die  versdiie- 
denen  Theorien  und  die  „geschichtliche  Entwickelung"  des  Budget- 
reclits  voTi  1789^  1S4H  in  ohedliiclilichstci-  Weise  referirt  liat, 
kömmt  er  zu  der  Behauptung,  „das  EImIl^cs»'!/  ist  die  rechtliche 
Voraussetzung,  nicht  die  Vollmacht,  zur  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben".  Deutlicher  drückt  sich  der  A'er- 
fasser  S.  233  aus.  Daselbst  sagt  er:  „der  Etat  ist,  insoweit  er 
ausschliesslich  die  rechtlich  normirten  Verwendungszwecke  in  sich 
schliesst,  formelles  Gesetz,  das  heisst:  er  vermittelt  die 
Verwirklichung  bestehender  BechtssStze,  indem  er  seinen  Gesetzes- 
])efehl  auf  die  Verwirklichung  dieser  Reclitssätze  richtet.  Der 
b<'i  j'«'d('jii  Eiii'/clvotum  erlassene  Gesetzeshefchl  Iniitet  daher:  der 
rechtlich  normirte  Verwendungszweck  ist  zu  verwirkiichi'i».  Ein 
solcher  Befehl  hat  die  gleiche  Kraft,  wie  jeth^r  andere  Gesetzes- 
befeld,  und  die  Begierung,  welche  ohne  die  Erlassung  dieses  Be- 
fehls zur  Verwirklichung  des  bestehenden  Bechtssatzes,  oder,  was 
dasselbe  ist,  zur  Vornahme  der  betreffenden  Verwaltungshandlung 
uicht  befugt  war,  ist  nunmehr  dazu  Teq)flichtet.'' 

Hinsichtlich  der  ei-st  durch  das  Etatsgesetz  zu  normirenden 
Verwendungszwecke  erklärt  es  der  Veriasser  für  „unbestritten'^  (!!), 
dass  jedes  auf  die  Normirung  gerichtete  Votum  einen  materiellen 
Bechtssatz  schafft**  (S.  234). 

Bei  Hunmien,  deren  Höhe  absolut  im  Voraus  zu  liest immeu 
seien,  erstrecke  sicli  der  gesetzliche  Befehl  nuch  auf  die  Summe; 
dagegen  „die  Festsetzung  der  nur  wahi-scheinhchen  Höbe  einer 
Ausgabensumme  bedeutet  das  durch  den  Nichteintritt  nicht  vor- 
hergesehener Umstände  negativ  resolutiv  bedingte  Verbot,  die 
fixirte  Summe  zu  überechreiten**  (S.  235). 

pAehnliche  Bedeutung  halx'ii  die  TN)sitionen  der  Eiiuiahmen. 
Wo  die  Einkommensquellen  durch  dauernde  Gesetze  rechtlich  nor- 
mirt  sind,  wie  in  Preussen  und  im  Deutschen  Beiche,  bedeittet 
die  Einstellung  in  den  Etat  wieder  den  mit  Gesetzeskraft  aus- 
gestatteten Verwftltungshefehl,  die  rechtlich  normirten  Einkom- 
mcus(^uellen  zu  verwirklicheti ;  hinsiclillich  der  durch  das  Etats- 
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gesetz  neu  geschaffenen  Einkonimensquenen  liege  ein  materieller 
Gesetzesbefehl  yor''  (8.  236,  237). 

Nach  dieser  Theorie  giebt  es  also  eine  Fülle  von  Gesetzen; 
die  sammt  und  sonders  nicht  ausführbar  sind  und  von  der  Re- 

f^ernn^  nicht  ausgefülirt  werden  diiiferiy  wenn  nicht  erst  für  «  in  bo- 
stimiuto.s  Jahr  ein  nenes  Oosetz  die  Auslührung  Ijciiehlt.  Dass 
die  Ge^tae  selbst  diivon  kein  Wort  sagen,  dass  die  Verfassung 
diesen  prinzipiellen  liechtssatz  nirgends  ausspricht,  dass  ein  prak- 
tisches BedürlhisB  denselben  in  keiner  Beziehung  rechtfertigt  —  das 
Alles  kömmt  nicht  in  Betracht.  Wir  arbeiten  hier  mit  Fic> 
tionen  und  je  mehr  eine  Fiction  sich  von  der  Wirklichkeit  ent- 
fernt, je  weniger  sie  sich  an  das  positive  Gesetzesmaterial  hält, 
je  krasser  sie  den  Diiigeu,  wie  sie  thatsächlicli  sind,  widt^rspricht 
—  do^to  ei "^-utijjccr  und  sjeninlrr  crsclu'int  sie;  desto  freier 
durch))!  leht  sie  die  Schranken  „der  civilistischen  Methode'^,  Wii* 
haben  dauernde  rJerichtsverfassunp-,  Bebörden-Organisations-, 
MiUtär-Gesetze;  aber  ausgeführt  dürfen  sie  nicht  werden;  dazu 
gehört  alljährlich  ein  neues  Gesetz.  Wir  haben  die  gesetzliche 
Regel,  dass  die  Beamten  lebenslänglich  angestellt  werden, 
dass  ihr  Anspruch  auf  Gehalt,  Pension  u.  s.  w.  ein  wohlerwor- 
benes Recht  ist,  das  im  Wege  des  Oivil[)rozess('s  ihnen  ver- 
folgt werden  kann.  Thut  Nichts!  diese  A^orsclintteu  dürfen  nicht 
ausge^rt  werden  ohne  ein  Gesetz  für  jedes  Etatsjahr.  Die 
Gläubiger  des  Staates  berufen  sich  vergeblich  darauf,  dass  ihre 
Ansprüche  auf  Verzinsung  und  Rückzahlung  ihrer  Forderungen 
gesetzlich  anerkannt  sind.  Die  Verwirklichung  dieses  Ge- 
setzes muss  in  jedem  Jahr  erst  durch  Gesetz  befohlen  werden. 
Dnss  der  Betrieb  den  Staatsanstiüteii  Kasten  verursaclit,  ist,  wie 
►SEUiLKU  8.  236  sagt,  nur  ein  Motiv  des  ( u-setzgebers,  sie  zu  be- 
willigen. Wenn  der  Gesetzgeber  etwa  auf  dieses  „Motiv^  kein 
Gewicht  legt,  so  kann  er  den  „materiellen  Gesetzeshcfeld"^  er- 
lassen^  dass  die  Eisenbahnen,  Post,  Bergwerke,  Forsten  u.  s.  w. 
in  einem  Jahre  Einnahmen  von  bestimmter  Höhe  abwerfen,  aber 
keine  Betriebskosten  verursachen  sollen.  Die  Gesetze  über  Grund- 
steuer, Einkommensteuer,  Verzehnnigsabgaben  u.  s.  w.  haben  nicht 
die  Bedeutung,  dass  sie  „verwirklicht"  werden  solh  ii;  sondern  sie 
sin<l  nur  Ldoiclisani  „auf  Vorrath'*  forniulirt,  damit  sie  i^leirb 
fertig  sinti,  falls  etwa  der  Gesetssgeber  den  Einfall  h(;künunt,  sie 
in  einem  Jahre  für  realisirbar  zu  erklären.  Der  Industrielle  oder 


Digitized  by  Google 


—    192  — 


der  Kaufmann,  welclier  mit  liücksicht  auf  die  Zollf^esetzo  sein 
Gewerbe  betreibt,  befindet  sich  in  einem  schweren  Irrthuni ;  denn 
ol)  diese  Zollgoset/e  verwirkhcht  werden,  hängt  von  dem  unl)e- 
rechenbaren  Umstände  ab,  ob  ein  Gesetz  erlassen  werden  wird, 
welches  für  das  näcliste  Etatsjahr  ihre  Verwirkhclmng  ancu'dnet! 
Unsere  Gesetzsammlungen  entlmlten  niclit  —  wie  man  glaul)en 
möchte  —  rechtswirksame  Anordnungen  für  die  Regelung  der 
Lebensverhältnisse;  sondern  sie  sind  nur  Depots  von  Gesetzen, 
die  an  und  für  sich  keine  Wirkung  ha]>en-,  vielmehr  w'erden  in 
jedem  Jahre  erst  durch  das  Etatsgesetz  diejenigen  Bestimmungen 
herausgeholt,  die  verwirklicht  werden  sollen,  wie  man  bei  einer 
Mobilmachung  die  erforderlichen  Waft'en  einem  Arsenal  entnimmt. 
Und  dies  gilt  nicht  nur  von  den  seit  Einführung  des  constit. 
Systems  erlassenen  Gesetzen,  sondern  es  erstreckt  seine  Wirkung 
auch  auf  alle  Gesetze  und  Staats-Einrichtungen,  welche  schon 
vorher  in  Kraft  getreten  waren.  Die  harmlos  klingende  Bestim- 
mung, djtss  die  Einnahmen  und  Ausgaben  alljährlich  durch  ein 
Gesetz  veranschlagt  werden  sollen,  hat  diese  Wunderwirkung;  sie 
hat  alle  vorhandenen  Gesetze  ihrer  Durchführbarkeit  b(»raubt,  sie 
bewirkt,  dass  man  bei  jedem  neuen  Gesetz  die  clausula  gen<'ralis 
hinzudenken  muss:  dieses  Gesetz  darf  nicht  verwirklicht  werden, 
falls  es  nicht  alljährlich  in  Geltung  gesetzt  wird. 

Das  ist  die  Anschauung  des  Verfassers  über  die  Bedeutung 
des  Budgetgesetzes  als  eines  —  in  seinem  Sinne  —  fonnellen 
Gesetzes.  Diesem  Hauj)tpunkt  gegenüber  halte  ich  es  nicht  für 
erforderlich,  auf  die  Einzelbemerkungen  einzugehen,  die  er  zur 
näheren  Dnrchfühnmg  und  Paläuternng  hinzufügt.  Sie  würden 
mir  zu  scharfen  Bemerkungen  zahlreiche  Veranlassungen  bieten. 
Nur  Einen  Punkt  muss  ich ,  um  nicht  ungerecht  und  •  ein- 
seitig zu  erscheinen,  noch  envähnen,  weil  er  eine  wesentliche 
Ergänzung  der  Theorie  Seidlek's  bildet.  Der  Satz,  dass  das 
Etatsgesetz  die  „Voraussetzung-  bilde  für  die  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  habe  —  sagt  Seidler  —  eine  Kehr- 
seite, welche  sicli  an  die  gesetzgebenden  Organe  richte.  Er  ent- 
halte nämlich  die  unbedingte  N  o  t  h  w  e  n  d i  g k  e  i  t ,  ein  Etatgesetz 
zu  erlassen  (S.  230).  „Ein  gesetzgebendes  Organ,  welches  seine 
Mitwirkung  zur  Feststellung  des  Etatsgesetzes  versagt,  verletzt 
seine  Pflicht  und  ladet  die  Verantwortung  auf  sicli,  den  Sta^t  in 
den  Nothstand  gedrängt  zu  haben,  dass  er  rechtlich  seine 
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Eumahmen  und  Ausgaben  nicht  verwalten  kann,  und  dies  nun 
nach  den  Geboten  des  Nothstandes  thun  muss."    Hier  wird 

wieder,  wie  in  anderen  mit  Sridler's  Auffassung  nahe  ver- 
wandten Erörterungen  in  der  lu  uosten  deutsclion  Tiittoratur  üIkt 
das  Budgotrccht,  ein  Fall  vorausgesetzt;  der  niemaU  vorkommt, 
daher  praktisch  ohne  allen  Beking  ist.  Wann  versagt  wolil  je 
ein  ^csetxgebendes  Organ  seine  Mitwirkung  zur  Feststellung 
des  Statsgesetses?  Wann  setzt  sich  jemals  eine  Kammer  oder 
eine  Begierung  sdbst  so  offenkundig  in  Widerspruch  mit  dem 
OeaetB?  Aber  praktisch  sind  die  Fälle,  dass  Regierung  und 
Volksvertretung  sich  bei  dieser  Mitwirkung  nicht  einigen 
können  oder  dass  sie  nicht  rechtzeitig  fertig  werih  n.  Wenn  ein 
Schriftsteller  von  diesen  praktisch  wichtigen  Fällen  schweigt 
und  nur  von  dem,  in  der  Phantasie  allein  existirenden  Falle 
redet,  dass  ein  Organ  der  Gesetzgebung  seine  Mitwirkung  zur 
Feststellung  des  Etats  versagt,  wie  etwa  ein  unartiges  Kind  er- 
USrt,  dass  es  nicht  mitspielen  will,  so  setzt  er  Leser  von  einer 
unObertrefflichen  Albernheit  voraus.  Dies  braucht  man  sich  aber 
nicht  gefallen  zu  lassen;  und  mau  kaini  clie  Schriftstoller,  welche 
immer  nur  von  Staatsstreichen  der  Regierung  oder  Strike's  (le>> 
Parlameutji  red^  n  .  einfacli  auf  den  Fall  verweisen ,  dass  Regierung 
und  Volksvertretung  —  beide  bona  fidc  —  an  dem  Etatsgesetz 
mitwirken,  aber  es  nicht  zu  Stande  bringen.  Was  dann? 
Hic  Rhodus,  hic  salta!  Sonderbaier  Weise  nimmt  aber  der 
Verfiisser  selbst  seinen  Satz,  dass  ein  gesetzgebendes  Organ  unbe- 
dingt verpflichtet  sei,  an  der  Feststellung  des  Etatsgesetzes  mit- 
zuwirken, sofort  ^\^ede^  zurück.  Er  erinnert  sich  nänilich  (S. 
dass»  die  Volk^.vertretung  „naeli  eonstitutioneller  Auflassung"^  dureh 
die  Genehmigung  des  Budgets  der  jeweiligen  Regierung  j^das 
Vertratten  votirt^;  während  die  Zurückhaltung  der  Genehmigung 
als  Ausdruck  „des  höchsten  Misstrauens^  gilt.  Das  stehe  nun 
im  Belieben  der  Volksvertretung;  Vertrauen  braucht  sie  der 
Begierung  nidit  zu  erldftren;  ganz  unbekümmert  um  ihre  „unbe- 
dingte**  staatsrechtliche  Pflicht  kann  die  Volksvertretung  also  er- 
klären: „Diesem  Ministerinni  keinen  (i roschen".  Die  Folf^e 
davon  sei  entweder  die  Denüssion  des  Miinf^Leriunis  oder  Auf- 
lösung der  Kammer^).  Nur  dürfe  man  aber  ja  nicht  glauben,  dass 

*)  Da  man  fthotichoi  Srwigitiig«ii  in  der  stastanchtliehen  Litefstur  sehr 
binfig  begegnet,  ao  mSge  hier  danof  hingewiesen  werden,  dste  «Vertranen' 
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dadurch  das  verfassungsmässige  Recht  des  Monarchen ,  die  Minister 
zu  ernennen,  beschränkt  werde,  da  —  man  höre  und  bewundere 
den  Scharfsinn!  —  die  ablehnende  Haltung  der  Volksvertretung 

nicht  den  Monarchen  verpflichtet,  den  Minister  zu  ciithissen,  viel- 
mehr die  Minister  es  sind,  weh'he  mit  Rücksicht  aut"  dieselbe 
beim  ^Monarchen  um  ihre  Demission  ansuchen'*. 

Wenn  der  Monai'ch  nicht  verpflichtet  ist,  die  Minister  zu 
entlassen,  so  ist  das  Demissionsgesucli  derselben  blosse  Spiegel- 
fechterei; und  wenn  es  dem  Monarchen,  falls  die  Minister  auf 
der  Genehmigung  ihres  Entlassungsgesuches  beharren,  unbenommen 
ist,  andere  Minister  von  derselben  Parteistellung  zu  berufen,  so 
wtirde  diesen  die  oppositionelle  Kammermajorität  das  \'ej  ti  aueus- 
votum  ebenfalls  versagen,  d.  h.  das  Budget  nicht  genehmige». 
Ist  aber  der  Monarch  genüthigt,  ein  der  Majorität  genehmes  Mini- 
sterium zu  berufen,  sobald  diese  Majorität  durch  Ver^veigerung 
des  Budgets  dieses  Verlangen  ausdrückt,  so  kaim  man  doch  nicht 
leugnen,  dass  dadurch  sein  verfassungsmässiges  Recht  zur  Er- 
nennung der  Minister  beschränkt  werde. 

Der  Verf.  fiigt  nun  hmzu^  dass,  wenn  das  Ministerium  trotz 
des  Misstraut'ii?»votunis  nicht  zurücktritt,  sich  wieder  die  Pflicht 
der  Volksvertretung  geltend  mache,  das  Etatsgesetz  rechtzeiti«^  (I) 
zu  genehmigen  (S.  232).  Abgesehen  davon,  dass  niclit  zu  ver- 
stehen ist,  vde  die  Rechtzeitigkeit  gewahrt  werden  soll,  wenn  in- 
zwischen die  neue  Etatsperiode  begonnen  hat,  so  muss  es  doch 
auch  firaglich  erscheinen,  welchen  Sinn  ttberhaupt  die  ganze  Bnd- 
getverweigerung  hat,  wenn  bei  der  Hartnäckigkeit  des  Ministeriums 
die  Pflicht  der  Volksvertretung  zur  Genehmiguug  sich  geltend 
macht. 

AYas  heist  das  a!)er  überhaupt,  das  „Budget"  verweigern  oder 
genehmigen?  Es  kommt  doch  darauf  an,  was  das  Etatsgesetz 
enthält,  nicht  darauf,  dass  ein  Wirthschaftsplan  von  irgend 


imd  ,Mis8tnui€n'*  SeekiiitiiiiinQngeii  sind,  deren  Amdnick  ohne  jnrittiiche 
Bodeotnng  ist.  Ein  VertrauoMvotam  steht  in  dieser  Besiehimg  auf  gleicher 
Stafe  mit  einer  Liebeserklanng  oder  einer  Veniehening  der  HoebsehtoDg. 
Wae  hat  das  mit  dem  Reeht  so  schaffen?  Wie  ist  es  mSglieh,  das  Wesen 
eues  staatsrechtlichen  Actes  darin  va  finden,  dass  die  Majorität  der  Volks- 
vertretung ihrem  Geffthl  Ausdruck  glebt,  ob  sie  das  gegenwartige  Ministe- 
rium gern  oder  ungon  im  Amte  sieht?  Man  vergl.  die  behcrzigenswerthen 
Bemerkungen  von  Lotb.  Buobib.  Der  ParUuBMntarismus.  (S.  Anfl^S.  79  C 
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welchem  Inhalt  unter  diesem  Namen  genehmigt  wird.  Wenn 
d«B  Parlament  befugt  ist,  diesen  Inhalt  nach  freier  Willktthr  fest- 
zosetzen,  so  wäre  es  ja  die  reine  Thorheit,  wenn  es  das  Budfiret 

gänzlich  „venveigeni'^  würde.  Ueber  diesen  wicht ii^steii,  allt  iu 
aussclilafTjjeheiulcii  Punkt  geht  der  Verf.  S.  242  mii  der  Bomer- 
kuii'^'  iimwe^  (S.  242) :  „Halt  auch  nur  eines  der  gesetzgebenden 
Organe  eine  Ausgabe  für  nicht  nothwendig;  so  ^;oll  dieselbe  nüt 
Becht  unterbleiben,  denn  darin  liegt  eben  der  Hauptgrund  der 
gesetxUchen  Feststellung  der  Ausgaben^  dass  nur  solche  Lasten 
der  Staatsbürger  zugelassen  werden,  welche  von  beiden  Organen 
der  Gesetzgebung  ftlr  nothwendig  gehalten  werden.*^  Die  Regie- 
rung muss  sich  also  ^cihdclig  alle  Abstriche  gefallen  lassen,  die 
da«;  Parlanieiil  v<M-iiiiiinit,  selbst  wenn  die  abgelfliiiten  AiisgalHüi 
zur  Aul'rechterhaltung  der  gesetzhcheii  Einrichtungen  des  iStaates, 
zur  Erfüllung  seiner  rechtlichen  Verpflichtungen,  zur  Sicherheit 
und  Wohlüihrt  der  Gesammtheit  unerlässlich  sind ;  daiur  kann 
andererseits  die  Regierung  einseitig  alle  ihr  etwa  missliebigen  Iii- 
stitationen  kurzer  Hand  aufheben,  wenn  sie  die  durch  dieselben 
verorsachten  Ausgaben  fiir  nicht  nothwendig  erklärt  und  ihrer 
Aui nähme  m  den  Etat  widerspricht. 

In  Kürze  resumirt:  Der  Landtag  hat  die  unbedingte  FÜicht, 
das  Jahresbudget  zu  genehmigen;  er  braucht  dieselbe  aber  nicht 
zu  erfüllen,  sondern  kann  statt  dessen  der  Regierung  sein  Miss- 
trauen  erklären.  Die  Regierung  hat  m  diesem  Falle  entweder  den 
Landta«^  aufzulösen  oder  zu  demissioniren,  kann  aber  auch  beides 
unterhissen.  Geschieht  dies,  so  muss  der  Landtag  nachgeben  und 
das  Etatsgesetz  genehmigen ;  nimmt  er  aber  Streichungen  vor. 
so  muss  die  Regierung  nachgeben  und  nicht  g(;nelmiigte  Ans 
gaben  unterlassen.  —  Wem  diese  Satze  eine  genügende  Lösung 
der  Probleme  des  Budgetrechts  zu  sein  scheinen,  den  bewundere 
ich  wegen  seiner  Naivetät. 

Das  Werk  des  Verfassers  aber  habe  ich  nicht  deshalb  hier 
so  ausftihrtich  besprochen,  weil  es  einen  Gegenstand  behandelt^ 
über  welchen  ich  eine  abweichende  Lehre  entwickelt  habe ,  sondern 
weil  es  nach  der  ganzen  Art  nnd  Weise,  in  der  es  verfasst  ist, 
keine  vereinzelte  Ersclieinimg  ist.  Die  cun«^ti-uctive  Methode  hat 
auf  dem  Uebiete  des  deutscheu  Staatsrechts  bereits  eine  stattliche 
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Masse  von  Unkraut  wuchern  lassen.  Unüberlegte  Einfalle,  halt- 
lose Fictionen,  allgemeine  Axiome,  die  man  nicht  auf  ihre 
Durchführbarkeit  im  Einzelnen  prüft,  paradoxe  Behauptungen, 

die  man  kühn  liimvirft  bis  zur  Erbringung  des  Gegenbeweises, 
sensationelle  Eiildtckiini^^'n ,  die  man,  statt  mit  (jiünden  zu 
stützen,  mit  gesperrtem  Druck  und  fetter  Schrift  auszeichnet  — 
bieten  keinen  Ersatz  fiir  die  mühselige,  schwierige  uud  auf  ein- 
dringender Forschung  beruhende  Gedanken-Arbeit  der  juristischen 
Dogmatik* 
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Das  französische  Listen- Wahl-Oesetz. 


Mitgetheüt  durch 

Professor  Dr.  "Feux  Stoerk. 

Die  auf  die  Beforra  des  französischen  Wahlrechts  abzielende  legit.lato- 
ritdbe  Bewe^^g  hat  im  Gesetze:  Loi  organique  da  80  novembre  1876  aiv 
rekNatkm  des  d^ot^  nur  dnen  vorlanligeD  AbBchluss  gefanden.  Bald  nach 
seiner  Füblication  wurde  dasselbe  mm  Gegfenstande  wiederholter  Kiitik  in  den 
jcesetigebenden  Körpern  sowohl  lunsiehtlich  seines  TerfusungsrecihtUchen 
Frincipiengidialtes,  als  aneh  in  Ansehung  seiner  rein  wahltedmisdien  \oi^ 
tehriften.  Die  ans  den  allgemeinen  Waiden  vom  81.  Angoit  1881  hervor- 
gegangene Xammer  der  Dcputirten  nahm  die  von  ihrer  Vorgänpfcriu  1)e> 
{jonnenc  gesetzgebertsebe  Arl)eit  aufs  Neue  auf  und  legte  bei  Durchnihniog 
xierselbcn  da»  Schwergewicht  ihrer  Entscheidung  auf  die  Reform  der  formelle 
Wahltechnik,  während  dif'  auf  Abänderung  wichtiger  materieller  Gnmdsätzf? 
des  französischen  Vnrfa>^sn'i'j<?-feht8  gerichtet«^n  Venstiche,  von  »lfm  episoflisclieu 
Ge«'*t3rf»  vom  14.  Au'rnst  \^^\  ali^n's«'lit'n,  /u  ein«!!)  li-<^islaiiv<n  Alisrhlus^o 
nicht  geführt  wnrilt'ii.    HrtViltrIos  derart i;jfi'  W'r.'^uclH.',  au  St(.'llf  des 

ausschUe^?«lich  ^'eltendf  ii  ^[a)iiiitüt»priiui]M's  den  vcri'as.!»augHrechtlichcn  Schutz 
der  Minoritäten  eiülreteij  zu  lassen  mit  Hülfe  einer  proportionelleu  Vertre- 
tung') im  Sinne  der  von  Haue,  Johx  Stuart  IVIill  u.  a.  vertretenen  Wahl- 
systeme*) und  die  Wi^lerNnfiUirung  des  imperativen  Mandats').  Die 

8.  Verhandlangen  der  Cbambre  des  d^patte  im  Journal  officiel  1880 

2C\  Koveraber  bis  2.  "Decomber.  Vorschlag  we^'en  Sicherung  des  Wahlgeheim- 
nisses. Chambres:  Expose  des  motifs.  annexcs  )».  Uj.').  abf,'elehnt  vom  Senat 
I.  Verhaodlongeu  desselben  Journ.  ofticiel  vom  26.  November,  8.  und  11.  De- 
eember  18M  und  22.  Jannir  1881.  Propoeition  ayant  pour  objet  d'assarer 
h  pln^  !*incerc  eipression  du  suffra<?^c  nniversel  dans  loa  diverses  elections 
tnaoicipales  ou  lee^islativos  (Annexes  au  Froccs-Verbal  p.  1024):  Proposition 
ayant  pour  objet  de  rendie  le  vote  obligatoire  mais  Tclectorat  facultatif 
(annexes  p.  1133  rapport  ibiJ.  p.  1451).  Chanibre:  expose  des  motifs  anneies 
1883  p.  422;  s.  Annuaire  de  legislation  francaise  II«-  annee  p.  2. 

N'ersrleiciiende  Studien -df'H  Problems  s.  bei  Ararj^TE  Arnäü.vk  und 
Axcßk  Lebon.  Etüde  sur  les  debaü»  du  Parlcraent  anglaiä  relatifs  ä  la  ro- 
presentation  proportionnelle.  Bulletin  de  )a  Soei^te  de  Legislation  comi)aree 
T.  XIII  p.  327 — 387.  P.  Dabestf.,  Ktude  snr  la  representation  proportionnelle 
en  Dänemark  et  dana  les  autres  pay.-»  scandinaves  1.  c.  T.  XIV  p.  158  -168. 
£r»est  RoauiN,  Etadfö  sur  les  debats  des  Corps  legislatifs  suisses  relatifs 
t  b  repr^ieotation  pro^iortionnelle  et'  des  ndnorit^,  T.  XIV  p.  301—829. 
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letztere  Materie  bat  den  geheUgebenden  Körper  wiederholt  beschäftigt  und 
föhrte  zu  einer  Reihe  von  Ycwechl^cn,  welche  im  Wesentlichen  in  der  Ab- 
siebt {{ipfdn:  die  eincebai  Abgeordnet«!  verfaBsiuigerechUiGh  an  die  von  ihnen 
aulüsBlieh  ihrer  Wahl  gegebenen  Veraprechungen  vnd  ZuMgen  an  binden.  So 
beantragt  der  Voreehlag  vom  11.  November  1881  (Annexe  No.  68):  D  eera 
nonunö  dans  la  proohaine  Wkmion  de«  bnreauz  nne  Oommiaaion  de  vingt* 
denx  membres  charg^  d^ezaminer  et  de  retumer  les  promesset,  profeeeions 
de  foi,  et  programmcs  t|ui  ont  prcsid«'  nux  ^lectiona  l^slatives  de  1861,  et 
de  presenter,  dans  Ic  plus  bref  delai  possible,  an  rapport  i  la  Chambre  eor 
la  nature  et  la  portee  des  refonnes  reclamces  par  le  pays.  Die  liirraaf  ein 
gesetzte  „Commission  charg<H'  de  dt  pouillpr  les  profossions  de  foi  et  les  pro- 
pi  animt's  electoraux"  hnt  sodauu  in  mehrfachen  Berichten  lediglich  e\uv  Tcljer- 
wcht  jener  Schnft stück»'  und  ihres  geset/i^spnlitischen  Inhaltes  in'sAuge  pefasst  *). 

I)ic  (  ingrf'ifendbte  Aendemnj;  lu  tral"  die  Fomi  der  Stimmenabgabe,  die 
Technik  der  Wahl  der  Abtrc-ordneten,  welche  zu  den^jeuigcn  staatlichen  Ein- 
richtungen }/ehi>rt,  die  im  Luiilc  der  verfasisungsgeschichtlichen  Entwicklung 
Frankreichs  den  grüssteu  Schwankuugeu  ausgcnctzt  Bind.  Diu  Listen wali. 
bedeutet  die  Ztuammenfnaanng  betriohtliclier  Bruohtheile  der  gesammten 
Staaiabevölkerung  zur  ongetheflten  gleichveiligm  Wahl  mehrerer  VolkBver- 
treter,  oder  wenn  wur  vom  Territorium  ansgehen:  —  eine  derartige  Ver- 
theÜung  der  Wahira  (aar  Volksvertretung)  anf  das  Gesammtataatsgebiet,  daas 
grossere  Gebietsthdle  Departements  —  als  geschlossene  Wahlkreiae  «> 
scheinen,  mit  der  Wirkung,  dass  jeder  wahlberedhtigte  Bewohner  des  Depar- 
tements soviel  Candidateu  zu  nominireu  berechtigt  ist,  als  gesetimaasig  Ab- 
geordnete auf  den  ganzen  Wahlkreis  entfallen. 

Die  Institution  ist  ihrem  Wesen  wie  ihrem  Namen  nach  dem  Öflfeoi- 
lichen  Recht  Frankreichs  von  den  ersten  Anfängen  der  constitutionellen  Ver- 
waltung her  Vtekaiint.  Sc}k>?i  das  Gesetz  vom  22.  Dezember  1789  fsur  Ics 
elections  et  sur  les  adrninistratious  d«''jiartenieutales)*)  oi)erirt  mit  den  beiden 
rntjrojrengesetzten  Wahlniethoden  tuid  lässt  die  Abp»  ordneten  au8  Eiuzel- 
wahlcn  (au  scrutiu  iudividnel  et  Huccessil),  die  Administrateurs  du  departenieut, 
aus  Listenwahlen  (au  scrutiu  de  liste)  hervorgehen:  ein  Gegensatz,  der  sich 
auch  nocli  im  Cresetz  vom  28.  Mai  1789  —  sur  la  reunion  de  la  premidre 
Legislature')  aufrechterhält,  wiihrend  die  Wahlen  zum  Convent  wieder  aus- 
schliesslidi  individuell  vollaogen  wurden^. 


Lanktrie,  Etade  sur  la  repr^entation  proportionnelle  ea  Portugal  1.  c.  p.  029— a3d. 
—  Brüwaert,  Les  döbats  des  assembl^es  l^islatives  des  Etats  Unis  de 
rAnieriqno  du  Norl,  rclatifs  a  la  repre-sentation  proportionnelle.  Ball.  1.  e, 
p.  477—581.  —  Skvekin  de  la  CHAPELUä,  Le  scrutinde  liste.  ~  GAMPAeNOLB, 
De  la  roprösentation  proportionnelle. 

')  Chambre.  Expose  des  moiifs  anaeifle  1888  p.  294,  rapport  sommaicep.  1214' 

*)  S.  Chambre:  Expose  de^  inotifs  annexes  1881  p.  1G34,  rapport  sommaire 
p.  1798,  prise  en  consideration  J.  off.  vom  8.  und  12.  Februar  1882;  rapport 
annexe  au  procds-verbal  de  k  s^nce  du  23  Pevrier  1882  (No.  466).  Discussiou 
J.  off.  vom  7.  März  1882.   Schlussbericht  der  Commission:  annexes  1883  p.  45. 

*)  Faitsttk  Hft  tf.  Constitutione  di  la  France,  S.  72  fg.  •)  Hi^lie  1.  c. p.  263  fg. 

')  Loi  sur  rdection  de  la  Convention  nationale  du  11  aoüt  1792  art.  5. 
Faustin  HiUB  l  c.  p.  329  fg. 
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t^uellengeschichtlic}'  »  i'jil't  sich  fortan  da»  folgende  Bild  des  grund- 
gesetzlichen  WechpoK  der  biideii  Wahlinethoden: 

Die  Erneniiuug  uad  Erneuerung  des  rnnseils  Ucs  Cinq-Cents  und 
des  Conseils  des  Anciens  erfolgt  mit  Hülfe  des  Listenscrutiniums 
—  Loi  du  13  fructidor  an  III  (30  aoüt  1795)  art.  4  und  7*)  —  das  sich 
aadi  in  der  Consütutioa  vom  SS  fHmure  an  YHI  (13  deeeinbre)  1799^*) 
Art.  7 — 9  erhielt  Nach  einer  ÜieUwei«en  Durchbrechung  wird  dasselbe  durch 
das  Geaets  vom  18  veutöse  an  IX  (4  man  1801)  art  94,  64  und  108  so- 
wie dorbh  die  WaUordnong  vom  19  frnctidor  an  X  (6  sepiembre  1808) 
inneilialb  des  wesentiieb  besohrinkton  Wahhredits  des  Consnlats  und  der 
darauf  folgenden  Staatsformen  wiederhergestellt.  Das  System  der  in  den 
letzt penanntrn  Staat sj2fef!«  tzen  eingeführten  Wahlcollegien  (Colleges  clectoraiix) 
erhielt  sich  im  öffentlichen  Recht  des  ersten  Kaiserthums  und  erfuhr  in  der  Acte 
additionnel  aux  Constitutions  de  l'Empire  vom  9S.  April  1815  (Titre  II  Art. 
S7 — 33)")  noch  weitere  Ablenkungen  vom  Princip  der  unmittclltarcn  Volkswahl- 
Dif  Itisher  festgehaltene  Al^stiifinifr  lU'«  Wahlrechts  nach  den  licidcn 
Vinippeu  der  Departements  nnd  dor  At-roadissements  fallt  in  der  Zeit  der 
RestanratHni  hinweg,  deren  Wahlgesei/,  vom  5.  Feliruar  1817  au  die  »Stelle 
des  coni]ilieu ten  früheren  Waldverl'ahienB  ein  wesentlich  einfacheres  setzt: 
Art^  7.  II  n'y  a  «lans  chaque  departement  qu'im  seul  College  clectoral;  il  est 
c«>mpos«  de  tous  les  clecteurs  du  departement  dont  il  nomme  directemcnt 
les  d^putes  k  laCbambre.  Art.  18.  Les  Clecteurs  votent  par  bulletins  de 
liate,  contenani  i  chaque  tonr  de  scratin  autant  des  noms  qu'il  y  a  de  no- 
minatioBs  4  ftire'*)^ 

Eine  Versefaiebung  bewirkte  das  Oeseta  vom  99.  Juni  1890  welches 
Kwei  WahUcSiper  creirte:  die  WIhler  des  Arrondissemeuts  wihlten  au 
aemtin  individne)  wahrend  die  Höchstbesteuerten  als  Departementwahlkörper 
ihre  Vertreter  mittelst  des  Listenscrutininms  erwühUen^).  AUein  die  auf 
die  Julirevolution  folgende  Wahlreform  Hess  diesen  Dualismus  wieder  fallen 
und  stellte  das  Princip  ausschliesslicher  Individoalwahlen  auf  —  Qesetc  vom 
19.  April  1831  Art.  39  '•). 

Der  gänzliche  Umban  des  französischen  Verfassungsrechts  im  Jahre  1848 
erfasste  auch  die  im  Vor^itehenden  orört  in  Materie.  Da«'  Decrct  vom 
5.  März  1848  art.  5  führte  das  allgemeine,  directe,  gelieime  Stinnnrecht 
ein  luil  Li?'«  n\\  ;ihleii  am  Haujitortc  des  Cantons  (rnterabtheihm^^  des 
ArrondisRenn  iiiH)  mit  der  Bestinunungr,  dass  jt-der  Stinnnzettel  so  viel  Namen 
enthalten  kann  als  die  Zalil  der  Abgeordneten  des  Departements  beträgt"). 
EL&UK  bemerkt  hierzu  hinsichtlich  des  geschichtlichen  £ntwickeluDgsgangcs 
jedenfalls  nicht  ganz  sutreffend:   „Ce  mode  de  suffi-age,  inconnu  4  nos  con- 


*)  PoDDBA  et  FiERBB,  Trait^  pratiqne  de  droit  parlementaire  II*  ed.  p.  328. 

*)  HiUB  1.  c.  p.  494  squs.        HhXiE  I.  c.  p.  578. 
")  PornRA  et  Pikkkk  1.  c.     '*)  Keitk  901  squs  Hktik  p.  955. 

**)  Findet  sich  bei  liiiLiE  nicht;  s.  dagegen  Poüdra  et  I'ikrrk  t  c.  Note  2. 
'*)  Vgl.  damit  das  ahnliche  Recbtsinstitut  im  Wahlrecht  des  dsterreichi- 
adian  GrosagrondbasitMi.  Oes.  vom  2.  April  1873  and  Ges.  vom  4.  Oktober  1882* 
>*)  Faustin  Kkt  tk  1.  c.  p.  lOU;  PoDittA  ei  PUuibb  L  c  p.  328. 
")  Fä.wm  mim  p.  10Ö6. 
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stitutions  prcccdeutoB,  enl^ve  los  electeur^'  f^nx  iniluences  locaies  en  eloi- 
(i^uaut  le  scrutiii  d>'  leur  lialiitatiuu ,  et  les  turc'  ä  voter  pour  des  caudidals 
presque  tous  iiicoimus  qui  It  iir  sont  presentes  })ar  les  comitos  de  chaquf 
parti"  (1.  c.  1086).  —  Das  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1849  in  den 
Details  geregelte  Wsdilverfahren  erhielt  sich  jedoch  nur  kurze  Zeit  hin- 
durcli  in  Beehtakrdfc,  da  die  Ver&ssuDg  vom  14.  Jmamt  18S9  sain  jndi- 
viduelien  'Wablver&lureti  surüekkelireDd  im  Art.  86  die  LbtenwaU  wwdrüclt* 
lieh  aufhob^"):  „liet  d^put^  sont  elua  par  le  taffrage  univenel  saus  •eratio 
de  liste/  Diese  Form  der  Stimmenabgabe  bildete  fortan  einen  viehUgen 
Bestandihdl  für  das  öffentliche  Bedit  des  «weiten  Eaiierreid»  mit  dessen 
Untergang  sie  selbst  wieder  ihre  gesetzliche  Geltung  verlor.  Denn  die 
Regierung  der  nationalen  Vertheidigung  stellte  mittelst  der  Decrete  vom 
16.  September  1870  und  vom  29.  Januar  1871  (Art.  3)  die  Wahlverfa?s«ng 
d»r  xwciteu  Republik  wieder  her,  SO  daes  die  am  13.  Februar  in  Bordeaux 
versammelte  Assemblee  Nationale  aus  T^iHteuwahlcn  nach  Anordnung  des 
(3^e8etze9  vom  15.  Mnr/  1849  hprvnrofphfn  konnte'''). 

Die  umfuss.Muli'  Kcfonn  th"^  iVanzösisehen  W'rlassungsrechts  vom  .Tahro 
1875  kehrti'  lir/.üglich  d<;r  UrimtirtonwBhlen  wieder  zum  System  (\vv  Ilrcrt  t-c 
vom  2.  Foliniar  1852  ynirück  durch  die  liest  im mung  des  Gesetzes  voni  30.  No- 
vember 1875  (Fioi  <ugaiu<iue^°)  sur  relecliou  des  deput^s)  Art.  14:  —  I^s 
membres  de  la  Chambre  des  deputes  sont  elus  au  scnitin  individnel.  Chacjue 
arroudisseuient  administratif  nommera  un  d^put^.  Les  arrondissements  dont 
la  Population  döpane  100,000  habitants  nomraeront  nn  d^pnt^  de  plus  par 
100,000  ou  firaotions  de  100,000  habitants.  Les  arrondissements  dans  oe  eaa 
seront  divisds  en  oiroonscriptions  dont  le  tableau  eera  itabli  par  nne  loi  et 
ne  pourra  ^tre  modifi^  que  par  une  loi'').  —  Wesentlich  gegen  diese  Be- 
stimmung des  Oesetaes  vom  80.  November  1875  richtet  sich  nunmehr  wieder 
das  neuest«  Gesetz  vom  16.  Juni  1885,  indem  dasselbe  wieder  an  die  Stelle 
der  Indi vidualwahl  die  Listenwahl  treten  lässt. 

Nachdem  wir  im  Vorstehenden  dcu  geschichtlichen  Wandel  des  Rechts- 
institiites  nach  dem  Qnelleimiaterialc  iles  franz<lsischen  »Staatsrechts  aufgezeigt 
haben,  lassen  wir  das  die  netteste  h^nt  wickelmigsphase  begründende  Gesetz 
nachstehend  im  Origiualwortiautc  folgen. 


Facstih  HtLIB  p.  1170. 

"'i  PouDRA  etPiERHF  1  r  ]i         HÄLiF  p.  I  :^ß0.  Das  ergänzende  Oesets 
vom  10.  April  1871  s.  bei  THiriKK.    Les  codea  Iran9.  (1881}  p.  1577. 

Die  Beteiebnong  loi  organique  im  Titol  einiger  Uesetaeo,  welche  in 
Verbindung  mit  den  Verfassungsgesetzen  des  J.  1875  publicirt  wurden,  conferirt 
den  so  bezciclineten  Gesetzen  keinerlei  Eigenschaft,  welclie  sie  juristisch  von 
anderen,  jenen  Zusatz  Dicht  fahrenden  Gesetzen  zu  uiilerscheiden  mmuchte. 
In  keinem  Falle  kommen  bei  ihnen  die  die  Aufhebung  oder  Modifleation  er- 
BcliwtT onden  Bestimmungen  in  Betracht,  welche  nach  heutigem  französischen 
Staatsrecht  den  Bestana  der  lois  constitutionnclles  zu  sichern  h'-timint  ^ind. 

Art.  8  des  Gesetzes  (Loi  constitutionnelie  sur  Torganisation  des  pouvous 
nnblies)  vom  25.  Februar  1875.  —  Tripier  p.  6.  —  Faustin  Hlus:  ,ee  titre 
(de  loi  organiqne)  qui  est  nne  rcminisceiKo  de  la  constitiition  de  1848,  n*a 
ancnne  cons''  in»Miee  juridique.*  L  c  p.  1435. 
Trihkr  p.  1752. 
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hoi  tpA  modifie  la  Loi  ikdoraU 

Du  1«  Juin  1885. 

Lk  SiNAT  KT  LA  OlU^fBKE  DES'  DlilPUTES  ONT  ADOPTÄ, 

LE  pRÄmPKNT  DK  LA  liKPl  RLIQUK  PROMVLUÜK  LA  LOI  dont  la  toncur  ^tlit  : 

Art.  1"'.  1^8  mcmbres  de  la  Chiuubre  des  deputes  sunt  clus  au  aeru* 

tin  de  hsiv. 

2.  Chaquc  dt.'})aT'temcTit  elit  lo  nomUrc  des  (lt'|)ut<'s  (jui  lui  est  attribut* 
p*r  le  tablcau  auuexe  4  la  prescute  loi,  ti  raison  d  im  d('[nitf''  par  soixautc- 
dix  mille  habitants  les  etrangcrs  non  compns.  Ncaumoins,  11  scra 
tenu  oompte  de  toate  fractioii  infiSrienre  &  toixaute-dix  mille. 

Chaque  dipartement  ^lit  aa  moiiw  trois  d^put^. 

n  «t  attriba^  deux  d^pat^s  au  territoire  de  Beifort,  mx  i  TAlg^rie 
et  dix  ata  eolonies,  eonfona^raent  aux  indications  da  tableati. 

Ce  tablean  ne  ponrra  etre  modifi^  quB  par  une  lot. 

8.  Le  ddpartement  formera  une  «eale  circontcription. 

4.  Lc8  membres  des  famille»  (pii  oDt  T^jpii  war  la  Fnmee  wmi  in^li- 
ipbles  k  la  Ghambre  des  deputes*^). 

5.  Xul  n'est  elu  au  premicr  tour  de  scrutin,  s'il  na  r^iini: 
P  F-a  niajorito  absolue  des  siifTrafTCH  pxprime«!; 

2**  Ua  nombre  de  suli'rages  egal  au  quart  du  uombre  des  älecteure 

Au  dt'uxionic  tour,  la  inajoritc  relativ«»  siiffit. 

En  cas  d'iV'^l'te  de  sullVages,  le  plus  uj^ü  des  caudidats  est  ein. 

6.  .Sauf  le  cm  de  dissolutiou  prevu  et  rejfle  par  la  Constiüjtion,  les 
elecUons  generale»  ont  lieu  dans  les  soixaute  jours  qui  precedent  Texpi- 
raUoD  des  povvoin  de  la  Chambre  des  d^putöi. 

7.  n  n^eat  pas  ponimi  aux  vacances  survenaea  dans  les  six  mois  qui 
piMdent  le  renouTellement  de  la  Chambre. 

La  präsente  loi,  d^bdrte  et  adopt^  par  le  Seuai  et  par  la  Ghambre 
des  d^ut^  sera  exicat^  comme  loi  de  rIStat««). 

Fait  k  Paris,  le  16  Juin  1886. 


Tabieau  dUerminant  h-  twmbre  des  D^uiUb  aUribuis  u  chaqM  departement. 


DtPABISHBim. 

NOMfiRE 
«MliftMteats 

Don 
cotnpri« 

euaii^jiT» . 

aONBKB 

dea 

DftPABTENEMTS. 

1 

NUMBÜE 

non 
compris 

etrall({or^. 

«OMBBB 

4n 

3o9,.>07 

6  i 

Marne  (Haute-)  .  . 

282.076 

4 

543,891 

8 

Mayenne  

344,656 

5 

Allier  

416,07ü 

Meurtbe-  et-Moeello 

404,817 

6 

Alpes  ( Basses-)    .  . 

129,190 

3 ; 

Meuse  

282,361 

5 

Alpes  (Uaotes-j  .  . 

18y,287  , 

3  1 

,  Morbihaa   .  •  •  ,  . 

521,407 

»)  Balletin  de^  lois  Xo.  912  p.  1188.   J.  off.  v.  17.  Jain  1885. 

Ge^en  100,000  E.  des  Gesetzes  vom  30.  November  ls^75. 

Siehe  hierzu:  Loi  portant  revision  partielle  dos  Lois  constitutionuellcä 
da  14  acut,  Art.  2:  .  .  „Les  membres  des  Emilies  ayant  ret^ne  aar  la  France 
sont  in^ligibles  ä  la  Pr^idance  de  la  B^pablique.'*  —  Jonnial  of&del  da 
15  aoftt  1885.    **)  S.  oben  Note  20. 
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Alpes-Marittmes  .  .  184,621 

Anifclie   376,416 

Ardeniies   298,675 

Ari^   240,455 

Anbe   252,636 

Ande   310.442 

Aveyron    410,075 

Bonetact-dn-Rliöiie .  499,051 

Calvado«   438,585 

Cantal   2^5,975 

Charente   370,489 

Cfaarmite  -  InffitieiiK  465,39 1 

eher   350,810 

Oorreze   316,741 

t'orse   257,669 

CAte-d*Or   878,725 

CötesHlit-Nord  .  .  .  B2G.i*70 

Creusc   278,782 

Dordügue   493,490 

Doabs ........  297,181 

Dröme   312,413 

Knre   361.641 

Eare-«t-JUir  ....  279,065 

Filliftte«   681,190 

Card   412.J'29 

Uaronne  (Uaatc>)  .  47^.107 

Gor«    274,880 

Qironde   740,046 

HCTaalt   432,233 

Tlle-et-Vilaine  .  .  .  614,382 

Indre   287,425 

Indre-et-Loiie  .  .  .  327,982 

Tsere   574,186 

Jura   282,063 

Landes   300,775 

Loir-et-Cher  ....  275,066 

Loire  .  ,   598,136 

Loire  (Haute-)  .  .  .  316,132 

Loire-Interieure  .  .  624,630 

Lohet   367,260 

Lot   279.693 

Lot-et-Garonne  .  .  .  304,949 

Lojtere,   143,225 

Maine-et-Lirfi«  ...  522,683 

Muiche   225,656 

Marne  |  408,503 


3 
6 
5 
4 
4 
5 
6 
8 
7 
4 
6 
7 
6 
5 
4 
6 
9 
4 
8 
5 
5 
6 
4 
10 
6 


I 


Y 

4 

11 

7 
9 
5 
5 
9 
5 
5 
4 
9 
o 
9 
6 
4 
5 
3 
8 
8 
6 


Nievre  

Nord  

Oise 

Orne  ........ 

Pas-de-Calais  .  .  . 
Pay-de-Dönie  .  .  . 
Pyrenöes  (Basses-) . 
Pyrfoto  (Havtes-) 
Pyrönöes-Orientales 
T  rri  toi  rede  Beltort 

Khoue  .  

Satae  (Hütte-)  .  . 
8a6ne-et-Loire  .  .  . 

Sarthe  

i  ÖaYoie  

Sayoie  (Haute*)  *  . 

Seine  

Seine-Inferieure  .  . 
Seine-et-Maroe .  .  . 
Seine-et-Oiee .... 
Sövree  (Dem-)  .  .  . 

SfiTTtme  *  . 

iara  

Tam-et-Garonne .  . 

Var  

Vaucluse  

Vendee   

Vienne  


Vienne  (Haute-) . 

Vosges  

Yonne   


:M7,076 
1,:J35.548 
396,156 
S75,721 
708.722 
565,264 
417,736 
283,474 
197,875 
70,244 
724.499 
294,311 
(522.689 
438,233 
260,054 
267,252 
2,606,283 
804,935 
341,124 
670,824 
349,888 
546.425 
358,723 
216,306 
265.686 
242,309 
421,522 
889,599 
318,780 
402,615 
355,529 


I  5 

I  20 


Algcr  .  .  .  . 
CoDfltantine 
Oran  .  .  .  , 


coLomss. 

Cochinchine  

La  Guadelouix'    .  .  , 
II  La  Giivanc  tVaii(;i»i;^<' 
l'  Inde  rranyais>o  .  .  .  . 
La  Martinique  .  .  .  . 

La  R^untoa  

Senegal  

Total. 


Gegen  533  des  durcli  das  Gesetz  vom  24.  December  1875  aufgestellten 
Tableaus.  Ö.  Poudra  et  Pierre  1.  c.  p.  267.  —  Mittelst  des  Oesctre.s  vom 
28.  Juli  1881  wurde  den  Kolonien  Guadeloupe,  Martinique  und  Keuniou  an 
Stelle  je  einei  Dopntirten  zwei  nnd  Cochincbina  zam  ersten  Male  ein  Vertreter 
bewilligt.  S  Annuairo  de  Legislation  fian^ise,  der  verdienstvollen  Pariser 
i50cietÄ  de  L^g^islation  comparee  1«  annee  p.  115.  —  Den  drei  DejÄrtenients 
Algiers  war  bereit«  im  Gesetze  vom  30,  November  1875  art.  19  je  ein  \'er- 
treter  bewilligt  worden.  S.  TatPisK,  Codei  p.  1752f 
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Aus  der  Spruclipraxis  des  Bundesamts  für  das 

Heimathwesen. 


MitgetbdU 
Geb.  Begientngsrath  Dr.  Ksbch^ 

mtflM  dM  Btoa««MM»U  m  Im  BtiMfttkmtea. 

1.  Yerschiedeiiheii  der  Voranttetsangen  der  Klagen  gegen  den 
f  orlSnfig  fürsorge  Pflichtigen  Orts  armen  verband  (§  28  U.-W.-Q.), 
nnd  gegen  den  Landarmenverband  (§  80b  a.  a.  0.)  im  Falle  einer 
Bntfernnng  des  Hfilfsbedflrftigen  ans  deren  Bezirken  vor  Be-  ' 
seiiignng  der  Hfilfsbedttrftigkeit 

Dorcb  §  S8  U.*W.-a.  wird  die  Pflieht  nur  vorlXnfigen  Untersttttning 
eines  hfil&b^arftigen  Deutschen  denjenigen  Ortsannenverbaiide  auferlegt, 
in  dessen  Bezirke  er  sieh  licim  Eintritt  der  Hülfsljcdürftigkeit  befindet. 
Der  Anfientbalt  beim  Eintritt  der  Hülfsbedürftigkeit  I)e8timmt  nach  §  30b 
a.  a.  O.  zugleich  ihn  Landarm^nTerbaiid,  welchem  die  endgültige  Armen- 
last  oblieoft.  Die  Daiur  der  vorläufigen  Fiirsorjropflicht  des  Ort«armenvcr- 
baiides  v.^rh  9H.  wie  die  Dauer  der  eudgültigeu  L'nterstützunjjHjdlicht 
(Erstttttungsptiicht )  des  Landarmenverbandea  hängra  ab  von  der  Dauer  des 
Zustandes  der  Hülfvbediirfti^fktit,  durch  welchen  jine  \Vrpflichtun)?en  be- 
jGrründet  wurden.  Trotxdcm  wirkt  die  EnttVniung  des  Hiilt'sljedüi*Hio:»'n  aus 
dem  Bezirk  des  Ortsarmen  Verbandes  bezw.  Laudanütu  Verbandes  vor  Be- 
seitigang  der  Hfil&bedürfiigkeit  wegen  der  verschiedenen  Natur  Jener  beiden 
Verpffiffhtangen  veisehieden.  Dieser  Unterschied  tritt  in  den  nachstehend 
mitgetiieilten  beiden  neoeren  Enttoheidiuigen  des  Bondesimts  deutlich 
hervor. 

In  beiden  FlUen  handelte  es  sich  nm  Schwtndsiichtige,  in  deren 
Krankheit  ein  gewisser  Stillstand  eingetreten  war,  so  dass  irstlicher  Seite 

dem  Wunsche  der  Unterstützten  ans  der  Krankenanstalt  entlassen  zu  werden, 
nicht  widersprochen  w* nl- n  kounte.  Nach  der  Entlassung  aus  dem  Kranken- 
hanee  entfernten  sich  die  Unterstütitcn  in  dem  ersten  Falle  aus  dem  Bezirk 
des  vorliofig  onterstutxenden  Qrtsarmenverbandes  (Hanau);  in  dem  sweiten 
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Falle  au?>  (\(*m  Hi  /irk  des  Tinndai  int  iix nbaiulps  (Kreis  Soimeberg),  in  wt'lcli«*iu 
die  HiUtbl»tHlüilti<_'k»'it  iiii'_;t  t it: m  war.  Nach  7  Tfiofon  wiirdo  im  erstea 
Fftllt*  in  Frnnkturl  a.  M.,  luu'U  -4  Stunden  ht  it  ils  iia  zwiiitt  ti  Fall«-  lu  Cuburjjf 
Ulf  Aiitualiiue  iu  eine  Kraukeuanstalt  von  Neuem  erforderlich.  Die  Uuter- 
stUtzteu  starben  in  demllien  nach  kuner  Zeit  an  der  Schwindsucht 

In  dem  ersten  Falte  war  auf  die  Kla^gfe  des  OrtsarmeaTerfiandea 
Fhinkfurt  a.  M.  der  Ortsarmenverband  Hanau  in  erster  Instans  sur  Kosten- 
erstattung verurthdlt  worden,  indem  angenommen  wurde,  dass  D.  aus  dem 
Landkrankenhause  zu  Hanau  nicht  geheilt,  sondern  nur  gebessert  entkssen 
sei;  dass  insbesondere  wegen  der  vorhandenen  IMsposition  su  Ijuogenkrank'- 
heiten  bei  seiner  Euilassunjr  in  der  niulien  Jahreszeit  (Decemlu'r)  die  Hiilfs- 
bedürftigkeit  des  mitteHosen  D.  fortbestanden  habe;  dass  der  Wunsch  des 
D.,  entlassen  au  werden,  den  Beklagten  \ou  der  ihm  obliegeudeu  Verpflich- 
tung, demselben  seine  Fürsorge  bis  /.ur  B» '^l  if  ij^uig  der  in  seinem  Bezirke 
hervorgetn-tencT)  Hiiirsbediij-ftiijkeit  nti'jedfiheu  zu  lassen,  nicht  /u  bclreien 
vermocht  liii!tt%  snwic,  da^s  durel»  die  auf  d«'n  Wunsch  des  D.  eH'ulytf  Erii- 
lassuTiiz  die  ^^'rlltlil■llt uiil:  der  ferneren  Filisniiii-  für  dvu  lurldauernd  liülfs- 
bedürt't i^t  ii  I>.  nicliT  aul'  (Ifiiicuiut'ii  A i  iii<'ii\ crliaiul  habe  übertragen  werden 
können,  in  dessen  Bezirk  ikr  Zustand  fui  ldaui  riidi  r  Ilülfsl)edüi*ftigkeit  alsbald 
die  Inanspruchnahme  der  öfleutUcheu  Armeu]^>il>  von  Neuem  unabweisbar 
gemacht  habe.  — 

Das  Bundesamt  hob  das  erste  Urtheil  auf  und  wies  die  Klage  gegen 
den  Ortsarmenverband  Hanau  durch  Erkenn tniss  vom  24.  September 
'   1884  ab. 

In  den  Gründen  wird  aufgeführt: 

^Auch  in  dem  von  dem  ersten  Richter  für  seine  Entschdduog  ange-  ^ 
xogenen  Urtheile  vom  27.  October  1883  (Entsclu  des  B.-A^  herausgegeben 
von  Wohlers  Heft  XV.  S.  45)  hat  daf»  Bundesamt  den  von  ilini  st<  fs  fest- 
gehaltenen Grundsatz,  dass  nur  die  schuldhafte  Nicliterfiillung  der  durch 
äij  28  des  UnterstützungHWiihnsitzgesetzes  begründeten  vorläiififren  Fürsorge- 
jifliclit  dii^  Klage  wey»*n  Ab^clnohnnL»"  i:'''J'''ti  den  voiiänHir  verpliichteteu 
Anneuvirlian«!  rochtli'it 11;.'.  ki-inr^w cg«  uiitgegebeu.  Ks  wird  in  jenem  IV- 
theile  Tür  iiiclit  cnt >clM'idfiid  <  ikl:ii-t,  ob  die  Absiclit  der  AbwäL2uu<f  der* 
Anncidasi  behiauden.  oder  oli  mir  ein  mehr  udur  vveuigi-T  grosser  Grad  \  i>u 
Culpa  vorgelegen  habe.  Wenn  im  Ansehlu.«se  daran  gesagt  ^nrd:  es  geuii^e, 
dass  die  aus  dem  Reichsgesetze  §  28  erwaclisene  Verpflichtung  nicht  voll- 
kommen erßUlt  worden  sei,  so  ist  dadurch  nicht  —  wie  der  erste  Richter 
aazunehmen  scheint  —  ein  Gegensatc  ausgedrückt  und  von  dm  Erfordenusse 
einer  Verschuldung  abgesehen  worden.  Denn  die  Verpflichtung  lur  vor- 
läufigen Fürsorge  setat  unter  allen  Umstanden  voraus,  dass  die  Hülfsbedürftig- 
keit  des  au  VnterstÜtxenden  in  einer  für  den  betreffendeu  Annenverbaad 
erkennbaren  Weise  hervorgetreten  ist;  und  die  Nichteriullung  oder  nicht 
vollkommeoe  Erfüllmig  der  vorlSufigen  Füi-corgepflicht  ist  stets  entweder  auf 
^ne  Vernachlässigung  der  erkannten  Pfliclit,  oder  auf  das  Nichterkennen  der 
erkennbar  hen'oi-getretenen  Hülfsbedürftigkeit,  also  auf  einen  grösseren 
oder  geringeren  Mangel  der  erforderlichen  Pflichttreue,  Anfbierksamkett  und 
Umsicht  surüoksuführen.'' 
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E.S  wini  dann  weit<»r  dargelegt,  dnss  im  vdrlieofendon  Falle  ein  sohiiid- 
hülte»  Verhaltou  des  Ortsann<»nvftrbaniicsi  üiuiau.  l)t.z.  dvr  Din  ktiou  de.s  Liuul- 
krankeiihauheH,  deieii  HanJluugcu  und  Uuieilu.Hsuugeu  der  beklagte  Uil.s 
•noenverband  als  Auftraggeber  bezüglich  der  Behandlung  des  D.  zu  vertreten 
habe,  niclit  angenonunen  werdeB  kötme,  weil  D.  sich  in  einetti  KriiftezuBtand 
befunden  habe,  der  ihm  nach  Ablauf  der  tuberkulösen  Affektion  den  Erwerb 
lies  Unterhalts  in  seinem  Gewerbe  als  Buchdrucker  ermöglichte,  zu  dessen 
Ausübung  e«  ihm  in  Hanau  und  den  benachbarten  grossen  Städten  auch  an 
Gelegenheit  nicht  gefehlt  haben  würde. 

In  dem  zweiten  Falle  hatte  der  in  erster  fnat^ny-  Terurtheilte  Land* 
armem  .  rliaiid  dt  >  Krri'^cs  Sonneberg  geltend  gemacht,  dass  ihm  bez.  der 
Direktion  des  KreiskraukenhauscM  eine  Pfliclit Verletzung  nicht  zur  Lnst  ge- 
legt werden  könne,  da  nach  dem  Gutachten  des  behaudeluden  Arztes  eine 
Besserung  im  Zustande  des  L.  eingetreten  imd  die  Tul»erkulose  anscheinend 
zum  Stillstand  gr-koinrnfn  war,  i-o  dass  (  ine  zwangsweise  Znriiekhaltunjf  des» 
L.  unfirereclitit  it ijrt  orwt  si  ji  wair.  —  Das  liui)de'<aTjit  lu  siiitigte  durch  Er- 
kenntniKH  vom  15.  Oclobcr  lSb4  die  V<>it'i(t>eheiduii'_;  nii«  folofenden 
(tründen:  „Allerdings  ist  nicht  zu  behaui)ten,  dass  der  Brkhu^tc  sich  ir^iud 
einer  pflicht^^^drigen  Verletzun«f  der  ihm  nach  30  l  .  \V.-(i.  ijhliegt  ndeu 
Pflichten  dem  L.  gegenüber  «chuldig  gemacht  habe.  Das  ist  aber  für  sich 
allein  nicht  entscheidend*). 

Nadh  dem  allegirten  §  30  ist  deijenige  Landannenverband  der  definitiv 
fursorgepHichtige,  in  dessen  Beiirk  die  betreffende  Person  bei  dem  Ein* 
tritt  der  Hfilfsbedürftigkeit  sich  befand,  —  und  es  hüngt  demnach  die 
Bntaeheidnwg  (in  diesem  wie  in  den  Ulufig  wiedericehrenden  ahnUchoi  FSUen) 
lediglich  von  der  Beortheilung  der  thatsachlichen  Frage  ab: 

ob  der  gegenwärtig  in  Kede  stehende  Zustand  der  Hülfsbedörftigkeit 
nur  eine  Fortsetzuiiir  desjenigen  gleichen  Zustande»  war,  wegen  dessen 
L.  im  Bezirke  des  beklagten  Landarmenverbandes  l>ereits  mit  öffentlicher 
Unterstützung  hatte  versehen  werden  müssen? 
dUer  ob  angenommen  werden  kann,  das«  Ti.  nach  sriiit  r  am  13.  Ajml  188:i 
i'rfr)lgt<>n  Entla«»8ung  —  etwa  24  Stundoii  liiiiduich  —  aul^r'^hort 
hatti',  hülfsy>edürrti'/  zu  sein  und  »»b  also  atii  14.  April  1883  oin  neuer 
Zustand  der  liült.>,lMMlürttigk»'it  vorlag,  der  als  im  Coburger  Land- 
armenbezirk ein<retreten  zu  l)e1r<icliton  sein  würdet* 
Diese  Fr^e  hat  das  Bundesujut  nach  i^uge  des  voi  liegenden  Falles  zum 
Naehtheil  des  beklagten  Armenverbandes  entschieden,  weil  die  Besserung  in 
der  That  nur  eine  scheinbare  gewesen  sei  L.  möge  sich  am  18.  Apiü  1888 
fSr  genesen  mid  wiederum  erwevbsfiOiig  gehalt^  haben;  der  Erfolg  aber  und 


')  Man  kann  wohl  sogar  sagen:  »Batanf  kommt  es  bei  Anwendung  des 
§  80b  Qberhaapt  nicht  an."  Denn  §  80b  handelt  nw  von  der  Erst attnn gs- 
p  flicht  des  L^indjwmen  verband  es  gegenüber  dem  vorlaufijEr  unterstützenden 
OrtsarmeuYerbande,  begründet  aber  nicht  wie  ^  2S  eine  Unterstützungs- 
pflicht dem  HfllnbedOrfiigen  gegenüber.  Es  ist  daher  gleicbg&ltig,  ob  die 
Entfernung  des  Hülfsbedürftigen  vor  Beseitigung  der  Hülfsbcdürftigkeit  von 
dem  T  nndarmenverbRnde  direkt  odt  r  inriir^kt,  mit  Kocht  oder  mit  Unrecht 
veraolAiiät  worden  ist  (vgl.  auch  Seydel  in  Uibtu  s  Analen  1877.  8.  592). 


Digitized  by  Google 


—   208  — 


die  \othwpn(liirk*'it  ^^^lim  am  folf^onden  Tn^e  a))pnnals  um  Autnahnie  iu  ein 
Kiuiikt  uhnus  iiaelizuüuchen,  habe  gelehrt,  das«  L.  weder  genesen  noch  er- 
werbsfähig j/ewesen  sei. 

2.  Rechtliche  Natur  der  vorläut'igeu  Fürsorgepfiiolit 
nach  §  28. 

In  finor  h  ('S  Sil  che  n  .Sache  waron  dem  vorläutii^  untorstülzondcn  Aiiiu-n- 
verband  5"/o  Zinsen  von  den  Taften,  au  welchen  die  einzt'huni  Raten  tles 
Pflepfegeldes  gezahlt  waren,  zugesprochen.  Das  Buiide<iaint  änderte  difse 
Entscheidiingr  durch  Urtheil  vom  13.  Deeeinlter  l&ö4,  indem  es  ausführte: 
,,Der  nach  >}  28  IT.-\V.-(t.  s»nner  vorlRufii^en  FürH(n'geitnicht  i;cnü;;enile 
Armenverbaud  ist  nicht  als  negüliorum  gestor  des  erstattungsptlichligeu 
Annen  Verbandes  anzusehen.  Er  erfüllt  eine  ihm  selbst  obliegende  üfieutlich 
rechtliche  Pflicht;  und  sein  Entattougsanspruch  gegen  einen  taderen  Aimeu* 
verbind  beruhet  auf  den  poftitiren  BeBtinmrangen  des  Reiehigeseleea  fiber 
die  Vertheilung  der  Armenlatt  Diete  ist  lediglidi  nach  politiichen  Rück' 
siebten  erfolgt,  und  danach  ein  ErBtattungsanspmch  unter  gewissen  YoraQs> 
setsungen  überhaupt  versagt  (§  S9  a.  a.  O.X  bedehungsveise  nicht  im  voUen 
Umf&i^  sttgelassen  worden  (§  80  Abs.  2  und  8  a.  a.  0.). 

Es  ist  daher  auch  nicht  sulässig  den  gemeinrechtlidien  Sati,  dass  ein 
negotiorum  gestor  einen  Ansprach  auf  gesetsliche  Zinsen  sdner  Auslagen 
hat,  auf  den  Erstattungsanspruch  der  Annenverbände  xnr  Anwendung  an 
bringen." 

8.  Unterstfitsungswohnsita  einer  bigamischen  Ehefrau^ 

Die  von  dem  0.-A.-y.  Cassel  unterstütxte  Dorothee  B.  besass,  als  si« 
sich  im  Mäiv.  1882  in  formell  gültiger  Weise  mit  dem  damals  bereits  ander- 
weit verheiratheten  H.  verehelichte,  ihren  Unterstützungswohnsita  in  Metze- 
baeh.  Die  gegen  Metzebach  gerichtete  Klage  ist  von  dem  ersten  Richter 
abgewnesen,  weil  nach  dem  massgebenden,  durch  das  preussische  Gesetz  vom 
9.  März  1874  und  da**  HeichsjreHetz  vom  ti.  Februar  1875  nicht  abgeänderten 
Kurhessischen  Kircheurtschte  in  jedem  Falle  das  (iericht  die  Nichtigkeit  der 
Elte  auszusprechen  habe,  bis  dahin  aber  die  eingegangene  Ehe  fiir  rechtlich 
unwirksam  nicht  erachtet  werden  könne. 

Das  Bundesamt  hat  in  dem  Urtheil  vom  2b.  Februar  Itibö  diese 
Ansicht  verworfen,  und  angenommen,  da:is  die  R.  den  Unterstüizungswohn- 
sitz  in  Metzebach  nicht  verloren  habe.  Es  heisst  in  den  Ciründen :  Einestheüs 
wurde  die  Frage,  ob  auf  den  vorliegenden  Fall  das  Landesrecht  EurhesseiiB 
anauwenden  ist,  bei  der  über  den  Wohnsits  des  H.  herrschenden  Unklarheit 
nicht  ohne  Weiteres  im  Sinne  des  Yorderriehters  au  beantworten  sein;  aa- 
derentheils  ergeben  aber  auch  die  in  der  Vorentscheidung  citirten  Aussprüohe 
der  hessischen  Rechtslehrer  keineswegs  daqenige,  was  der  Vordeniehter 
daraus  entnimmt.  In  dieser  Richtung  genügt  es  hervorauheben,  dasa  BOnr 
in  seinem  Kurhessischen  Kirchenrechte  genau  das  GegentheQ  von  der  ihm 
zugeschriebenen  Ansicht  als  geltendes  Recht  bezeugt,  wenn  er  im  §  267 

(Seite  673)  wörtlich  sagt:  „Der  Mangel  der  Ehelosigkeit  bildet 

ein  öffentliches  Ehehindemiss,  d.  h.  die  Ehe  ist  wider  ein  Prohibitivgeseta 
und  darum  ipso  jure  ohne  NichtigkeitserkUirung  nichtig.**  Dass  die  Nichtig- 
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keit  einer  Ehe  durch  richterliches  Erkenntniss  festzustellen  ist,  biltlt  t  keine 
Ei^nthümlichkeit  dos  Kurhessischen  Kirchenrechts;  daraus  allein  folgt  aber 
nichts  üIht  die  rcelitlichen  Wirkun^fen,  welche  oin<'r  an  sich  niditiijon  Ehe 
rnr  Nicht iirkeitserklänmpf  hpimle((t'n  sein  mrtfhten.  Es  bedarf  iiidess  in 
die--»  III  Falle  eine«  Zurüfkui  lieiis  auf  das  Landesrecht  überhaupt  nicht.  Das 
ira  Beffride  der  Ehe  liegfütle,  durch  §  '64  des  Reichsgesetzes*  \  om  6.  Februar 
1875  ebenso  ^*ie  durch  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  uusdrücklich 
aufrecht  erhaltene  Verbot  der  Bigamie  bringt  es  mit  sich,  dass  jede  in  stehen- 
der Bhe  eingcgaugeue  zweite  Ehe  von  Anfang  an  als  iiichtig  angesehen 
werden  mint.  Von  diesem  Gnmdaafate  rind  namentlidi  »of  eivilrediUicbeitt 
Gebiet«  einselne  Annifthmen  ni  Gunsten  des  gutgläubigen  Theüs  und  der 
Kinder  dordi  besondere  Bechtmonnen  angeordnet;  «nch  sieht  das  Geaeta 
vor,  dies  in  gfewisaen  Beaiefaoiigen  eine  fomell  gSltig  geschlossene  £he  bis 
m  Ihrer  Niditigkeitserldiirang  der  materiell  goltigen  ifflie  gleidi  bdiandelt 
witd.  Allein  alle  diese,  theils  ttti  (r^nieinen  Reobtey  thdls  in  den  rersehie- 
denen  Landesrechten  begründeten  Abweichungen  von  jenem  Grundsatze  reichen 
nicht  weiter,  als  das  positive  Recht  mit  seinen  ausdrücklichen  Vonchriften 
geht.  Enfscluidend  bleibt  daher,  welche  gesetzlichen  Bestimmungen  auf 
dem  fjty»  iitlieli-rechtlichen  Gebiete  des  Armenwesens  petrofTen  sind.  Wenn 
mm  der  §  15  d<  s  Keichsgesctzcs  vom  6.  JTini  1870  vnrsehreiht : 

Die  Eliefi-nu  theilt  vom  Zeitpunkte  der  Ehesclüiessung  ab  den 
T^nt«  t  >itütiiuiiir'i\voliMsit7,  des  Mannes.** 
so  kann  diese  Bcstinninuig  jedenfalls  nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  es 
nur  auf  die  formelle  Gültigkeit  der  Ehcschliesstmg  ankomme;  zu  einer 
solchen  Aosleguiig,  welche  lÜr  das  Recbtsvefbültniss  der  ArmenverbSnde 
anter  einander  eine  mindestens  ungewöhnliche,  anch  in  ihren  Folgen  au  aof- 
&11enden  Eigebnissen  führende  Spenalnonn  schaffen  würde,  bietet  weder 
der  Wortlaut  noch  die  Entstehnngigesdiichte  des  Gesetses  einen  genügenden 
Anhalt,  Mass  hiemach  aber  am(enonunen  werden,  dass  der  §  15  im  Alt> 
gemeinen  eine  materiell  gültige  Ehe  vontussetzt,  so  unterliegt  es  nach  dem 
Vorstehenden  xiielit  dem  mindesten  Bedenken,  einer  lugamischen  Ehe  jede 
Einwirkimg  auf  den  l^nterstüizungBWohnsitz  der  Eliefrau  abzusprechen. 
Irgend  welche  Andeutung,  dass  eine  derartige,  an  sich  nichtige  Ehe  bis  zu 
ihrer  Nichtigkeitserklärung  einer  materiell  gültigen  £he  gleichgestellt  werden 
sollte,  enthält  das  Ge^ety:  nicht')." 

4.  Unterst  tit  z  u  ti  vr>^  w  (» Ii  II  sitz  einer  büslich  verlassenen  noch 
nicht  2«  Jahre  alten  Ehefrau. 

l>ie  am  8.  Müj-z  1859  geborene,  seit  dem  Jahre  1879  verheiratlit  'i"  Klie- 
fmu  W.  wurde  am  2r).  April  1884  hülfslK'dürftig.  Sie  ist  im  Septeml  r  1^81 
Vi»ü  ilirein  Ehcuiauu  büslich  verlassen,  dessen  IJnterstützuug.Hwuhuisiu  (iainals 
in  Hackschütz  war.   Der  erste  Richter  hat  die  Klage  des  vorläufig  unter- 

*)  Das  Bayerische  Gcsets  über  Heimatb,  TemheUchnng  und  Aufenthalt 

Tom  16.  April  1B68  enthält  nber  den  Unteisttltsnngswohnaiti  hei  nichtigen 

Ehen  folgeode  Vorschrift  in  Art.  4.  III: 

Wird  eine  Ehe  als  nichtig  erklärt,  oder  ist  sie  bOrgerlich  tmgiltig 
(vgl.  aber  diesen  Begriff  Art  88  a.a.  0.)»  sc  hat  die  Kau  ihre  Heimath 
da,  wo  sie  Ihr  lokiaie,  wenn  sie  diese  Ehe  nicht  geschlossen  h&tte; 

AfcUv  Ar  MHtUekss  BmM.  I.  1.  14 
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stiitxeudcn  Arnionverbaiulos  Flonsburg  abgewieson,  weil  die  hüslich  vorla'^'-oiie 
Ehefrau  nach  §  17  U.-W.-G.  dt»m  Untorstützuujr^wfjhnHi'tz  des  Maiiues  mcbt 
mehr  fulj^e,  und  die  Frau  W.  weder  durch  Abfitanmiung  auch  durch  Aufi  utiialt 
eiuen  Unterstützuagswohnsilz  in  Rackschütz  habe  bezw.  erworben  habe. 

Das  Bimdeaaiiit  hat  durch  Urtheil  vom  Sl.  Marz  1885  diese  Ent- 
Boheidttiig  abgeündert  und  den  Beklagten  rar  Brstattung  der  Aimenpfloge- 
koaten  venirtheilt,  indem  es  ausf&hrte: 

nDer  §  17  8.  O*  ordnet  die  entsprechende  Anwendung  der  in«*  den 
Fall  der  Auflösunnf  der  Ehe  in  §  16  a.  a.  0.  {gegebenen  Yorsdiriften  auf  die 
FSUe  an,  in  denen  wSbrend  der  Ehe  eine  thatsiidiUche  Anlhcbiuig  der  ehe- 
lichen Lebensgcuieinschafl  erfolgt  ist.  Dieselbe  Selbständigkeit  in  Bedehnng 
auf  den  Krvvcrb  und  Verinst  des  UnterstützungSWohnsitzeB,  welche  nach 
g  16  a.  a.  O.  Wittwen  und  geschiedeneu  Ehefrauen  mit  dem  Tage  der  Auf- 
löflunpr  drr  Ehp  erlangen,  wird  „auch"  der  Ehefrau  gewährt,  wolehr'  von 
ihrem  KhciüiiT^nc  böf'lirh  vprlas«!rpn  ift,  so  lanpc  diese  Verlassiin^'  daiu-rt  ii.  s.  w. 
Die.  SellistHiKÜgkeit  hat  zur  Folge,  dass  die  Klielrau  ntit  dem  Tage  der  1>üs- 
licben  V'erUssung  u.  s.  w.  unabhärifrig  wird  von  dem  Wechsel  und  den  Ver- 
aii(lerun<ren,  welche  nach  dircrin  Taire  in  den  TJnteistüt7.unfrs\v(>liti«>itzver- 
hältnisseu  des  Ehemanneis  »  uiireieu,  duüs  sie  N'ielmehr  den  aii  jeuem  Tag«; 
besesseneu  Unterstützuugswohnsitz  (des  Ehemannes,  §  15  a.  a.  0.)  als  ihren 
eigenen  bdialt,  bis  sie  denselboi  nach  den  Vorschriften  der  §§  22  No.  2 
28 — 27  verloren  oder  einen  anderweitigen  Unterstütningswohnaits  nach  Vor- 
Bchrift  der  §g  9— U  erworben  hat  (§  16  a.  a.  0.)* 

Für  die  Annahme  des  Beklagten,  dass  mit  dem  Tage  der  böslichen 
Verlassung  an  Stelle  des  durch  die  Verehelichung  lUMsh  §  16  erworbenen 
TJnterstiitsungBWohnsitKes  der  früher  von  der  Ehefrau  durch  Abstammung 
besessene  trete,  ist  aus  dem  Gesetze  nichts  zu  entnehmen.  Di«'  Selbständig- 
keit in  den  Fällen  des  §  17  a.  a.  O.  besieht  sich  vielmehr,  wie  die  der 
Wittwen  und  geschiedenen  Eliefrauen  nur  auf  die  Zukunft  ;  ein  Verlust  des 
durch  die  Verehelichung  erworbenen  und  am  Tage  der  böslichen  Verlasioug 
besessenen  Unter«tützungswohTif«it7e<?  trilt  (la<i:e^«'n  iiielit  ein. 

Hatte  die  Frau  AV.  hiernach  im  Stsjjtember  IHHl  durch  ihren  Kln  iniuin  den 
Unterstützungswohntiitz  in  Rackschütz,  so  koiiiite  sie  vor  Ablaut  ihres 
26.  Lebensjahres  (8.  März  1885)  selbständig  weder  einen  neuen  l  nler- 
stützungswohnsitjB  durch  Aufenthalt  erwerben,  noch  durch  Abwesenheit  den 
UnterstQtzungswohnsits  in  Raekschnts  verlieren.  Eine  andere  Erwerbsart 
(•^  mSglich  iriire  die  Begründung  eines  Kindschaftsverhfiltnissee  dureh  Adop- 
tion, nicht  aber  auch  die  Erwerbung  eines  anderen  Unterstütsungswohnsitset 
dureh  sweite  bigamische  Ehe,  wie  Beklagter  annimmt  (s.  Ko.  8),  — )  ist  im 
vorliegenden  Falle  nicht  in  Frage. 

Die  Elu  frau  W.  besass  daher  im  April  1884  noch  den  Unterstütsungs- 
wohnsita  in  Rackschüts.** 


war  die  nichtige  Ehe  von  Seite  der  Frau  in  gutem  Glauben  eingegangen 
worden,  so  behalt  sie  diejenige  Ueimath.  wdche  der  Ehemann  znr  Zeit 
der  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  besitzt. 

W']  auch  RiRDiL-v.  MüLLiR,  Kommentar.  5.  Aufl.  Anm,  9  und  10  tn 

Art  4,  Anm.  11  zu  Art  ^3. 


Digitized  by  Google 


—    211  — 


ft.  Iflt  ein  Handlun^ikoromis  ein  Gewerbegeliülfe  im  Sinne 

dei  §  29.  U.-W.-G.? 

Das  Bundesaint  liat  in  Uebereinstimmuug  mit  dem  ersten  Richter  diese 
Fra^  in  dem  Urtheil  vom  21.  Mars  1886  (in  Sachen  Barlin  4X>ntra 
Migüehur^)  bejaht  und  ausjjfeführt ; 

,r>urfh  frühem  Eiitscheidungea  de»  Bundesamts  ist  bo-rcits  ausgesprochen, 
dass  Buehhauillniiifsieisendc  unter  die  Gewerbej^ehülfen  im  Sinne  dos  5;  29 
M}<*t\  und  dass  aufh  auf  Kaufniaiiiislehrling^e  diese  <,'ts(  t/lielu'  H«'stinunuujr 
äutuwenden  i«t  (Entsch.  X.  85.  ötj;.    Dautit  iat  auerkamit,  dass  dt  r  §  29  auch 
solche  Personen  trifft,    welche  in  einer    , Handlung"*,   einem  liandlunfrs- 
g^chäfle,  tklü  Uehiilfen  oder  Lehrlinge  Ihätig  sind.    Hieran  mus»  auch  hei 
nochmaliger  Erwägung  l'eHtgehalteu  werden:  insbesondere  kann  dem  Kläger 
nidit  sngestanden  werden,  dass  im  Sinne  des  §  29  ein  Untersehied  awisdien 
«QewerbegehlU&n"  nnd  «tHandlaqgsgeliiUfen''  bestehe.   Allerdings  hat  der 
Aosdnick:  «Gewerbe'*  eine  engere  und  eine  weitere  Bedeniung;  in  ersterer 
wird  er  dem  «Handel"  gegenübeigestellt,  in  letzterer  um&sst  er  den  »Handel* 
mit  Fragt  es  sich  non,  in  welchem  Sinne  das  Wort:  «GewerbegehüUe'*  im 
2^  gebraucht  ist,  so  kann  in  Ennangelang  anderer  Anhaltsponkte»  da  die 
Entstehungsgeschichte  des  Oesetzes  darSber  niclits  orgiebt,  nur  auf  den 
8|t:ii  }i</i>l)rauch  der  Heichsgefietzgebung,  und  hier  ataniiehst  auf  den  Sprach- 
gebrauch der  Reichsgewerbeordnung,  welche  kurz  zuvor  auf  diesem  Gebiete 
nr.»'  oiiihfitllclif  Rcfjelini^  vorpfonorrnnen  hatte,  zuriiek<x«^<]rriflV>n  werden.  Daa 
IM  um  Sil  nifhr  ungezeigt,  als  auch  in  der  Keichsgewerlx-ordiiun^M  Tit.  X'IH) 
fii-  (it  vs  crbci/t  hiilfen ,   (m-scHi-ii   nnd  Tiehrlinge  in   älmliciu-r  \\\'ise   wif  iin 
isu^  :>U  /uüaujinengeistfllt  weiden.   I»ie  Keichsgewerbeftrdniint?  fasht  al>er  den 
Bt^iff:  ..(lewerl^e**  '/weifelhisi  in   vvciieinn  Siinic-,    die  Vi»rjichriften  in  den 
4.  B.  44  u.  a.  nu  lir,  insbesondere  auch  in  dein  vtm  dem  Gewerbebetriebe 
im  Umhersiehen  handelnden  Tit.  III  weisen  das  unwiderleglich  nach.  Spricht 
luernach  schon  die  Vermuthung  dafür,  dass  im  Tit.  VII,  welcher  die  Ueber- 
Mkrift  fährt  «Geweibegehülfen'',  Gesellen,  Lehrlmge,  Fabrikarbeiter*,  mit  dem 
Aosdnicke:  «GewerbegehQlfen*  ebenfaUs  die  weitere  Bedeutung  dieses  Wortes 
m  verbinden  ist,  so  wird  das  zur  Gewissheit  erhoben  durch  die  ausdrück- 
liclie  Bestimmung  im  §  126  der  urspr&nglichen  Fassung  des  Gesetses  Tom 
21.  Juni  18H9,  wonach  die  voraufgehenden  Xomieu  des  Tit.  VTI  „auf  die 
(h'hülfen  und  Lehrlinge  der  Apotheker  und  Kauflontn"   keine  Anwendung 
linden  sollen.    Dieser  Bestimmui^  hätte  es  nicht  bedurft,  wenn  nicht  der 
Ausdruck :  „Gewerbegehülfe**  an  sich  in  der  weiteren,  den  Handel  mitum- 
fassenden  Bedeutung  gelirancht   wnro.    IMnss  demzufolj^c  aber  davon  aus- 
tff^n^feii  wi  ivb'ii.  <]a<?s  der  ij  29  des  Rt'icli.sgesetcs  vom  H.  Juni  1m7()  »^ic})  des 
Auxdt  iickt's :     lewei'begehülfe**  ebenl'all.s  in  dem  vseiU  ren  Sinne  ])i-dit'nt,  und 
enthiili  tianel^en  iler  §  29  keine  dem  §  126  der  He-elts^rewerbeordnung  ent- 
»yrt-chondc  Uuteröchcidung  zwischen  Gewerbe-  uud  iiaudluugsgehiiheu,  so 
Ulen  die  letzteren  ebentulU  uuter  den  §  29. 

Die  entgegengesetzte  Annahme  kann  auf  die  Vorsehrifien  des  Handelt- 
fssetsbttches  jedenfiüb  nidit  gestütst  werden.  Das  Handelsgesetxbuch,  welches 
vharfaanpt  keine  Begrifisbestimnn^  der  Handlnngsgehiilfen  giebt,  hat  nach 
winein  Zwecke  und  Aufbaue  keinen  Ankus,  sich  mit  der  Frage  au  beschitftigea, 
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ob  Handlungsgehülfen  ein»  Unt.  rart  der  Gewerbegehülfen  bilden.  Daj^egcn  ist 
von  dem  Reichs-Ober-Handebgerichte,  welches  wegen  der  Bestimmung  im 
§  126  der  Beichsgewerbeordnung  «wiichcn  Handlung«-  unJ  Gowerhe^ehiilfen 

unteracheiden  musste,  mehrfach  auspesprochon.  dass  die  Hmuiluncrs^'cliiillVn  au 
sich  zu  den  Gewerbegehülfen  zählen  und  nur  durch  deu  §  126  eine  besondere 
Stellung  an^pwiesen  orhalteu  haben.** 

ö.  Annenrcrht  liehe  FainiHenfremeiuschat't. 

Die  von  dem  Buiulestuat  aufa:est eilten  G-nuidsutze  über  die  armen- 
rechtliche FainilieugemeinRchafi  (Reichs-CViitmiblatt  1883  S.  7)  fluid 
in  ihrer  Bejn'üiidiing  noch  keineswegs  überall  anerkannt.  —  In  einer  Armen- 
Streitsache  (Leipzig  contra  Schmargendorf)  hatte  der  ewt«  Richter  im  Ein- 
klang mit  der  Ansiclit  des  Bondeaamts  awgeföhrt,  daas  durch  die  einem 
Stiefkinde  gewahrte  Unterstiitaung  der  Ablauf  der  Abweaenheitafriat  und  der 
Verluft  dea  Unterat&tsungawohnaitaea  dea  Stiefrotert  verhindert  worden  aei 
In  der  Berufungarechtfertigungaachrift  wurde  ausgeführt:  Die  an  Grunde  liegoide 
Anaicht  dea  Bundeaamta  beruhe  auf  einer  doppelten  Fiktion.  Zunächst  werde 
angenommen,  daaa,  weil  die  Mutter  alimentationspitichtig  sei,  die  den  Kin- 
dern gewährte  Unteratützung  als  dieser  gewahrt  gelte,  und  dann  femer,  dass 
dieae  der  Ehefrau  zu  Theil  gewordene  Unterstützung  als  eine  Gewährnuir  an 
den  Mann  zu  betrachten  aei.  Dieaer  Anschauung  liege  das  Rechtspriucip  der 
nützlichen  Venivendung  zum  GntTide.  Aus  deTnf*el>)en  folge  aber  h.ichstens, 
dass  die  den  Kinderr^  oder  der  Ehefrau  gewälirt«  Aniienpflo</e  eine  nützliche 
Verwendunj;  für  den  Vater  (Mutter)  bo7.ieliun^.HW*Mse  <Ien  Eln-niam»  si-i,  uicht 
aber,  dass  nie  auch  Armenpfleye  des  Vaters  (der  Mutter)  l>eziehuagswei8e 
des  Ehemannes  sei.  —  Let^ten  r  Satz  enthalte  eine  blosse  Fiktion,  und  es  kSnne 
auf  dieselbe  nicht  noch  eine  zweite  Fiktion  didiin  gestützt  werden,  daaa  die 
der  Mutter  iu  den  Kindern  gewährte  Armeuunteratütning  aadi  eine  aolehe 
dea  SUefratera  der  letzteren  sei.  Der  Stiefrater  aei  fiberdiea  aar  AUmen- 
tation  der  Stiefkinder  nicht  verpflichtet;  im  vorliegenden  Falle  lebe  aogar 
der  Eur  Ernährung  adner  Kinder  hauptaSchlich  verpflichtete  leibliche  Vater 
derselben  noch.  Ea  würde  daher  eine  aeinen  Kindern  gewMhrte  Armenpflege 
vor  allem  ala  ihm  gewShrt  angeaehen  werden  müaaen. 

Dieaen  Auafuhrumen  gegenüber  wird  in  dem  T'^rtheile  dea  Bundea- 
amta vom  11.  Oct.  1884  bemerkt,  dass  allerdings  in  der  älteren  Judikatur 
des  Brnides.'mits  (Entsch.  IV.  27  u.  VI.  U.  16)  die  Familienangehörigkeit  der 
Stiefkinder  beziehungsweise  die  Einwirkung  einer  denselben  pewährton  T'nter- 
Ptütznn^;  auf  den  Erwerb  und  Verbist  des  TTuterstützungswohnsitzes  des  Stief- 
vaterH  in  Verl)in<hui^r  j/cbracht  sei  mit  der  AlimentationsjiHicht;  dass  indess 
die  Jieuere  Ansicht  sieh  weder  auf  <lie  darauf  bezii^liclien  eivilj^et^etisUcheu 
Vorschriften  uoch  auf  die  (irundsiitze  über  nützliche  Verwendung  stütze. 
Sie  bendie  auch  nicht  auf  Fiktionen,  sondern  auf  Scldussfolgerungen,  welche 
aus  deu  für  das  Verhältnis»  der  Annen  verbände  untereinander  allein  maass* 
gebenden  Vorschriften  der  Reichsge-setzgebung  gezogen  werden.  Ea  heisat 
dann  weiter: 

«Das  Oeaeta  über  den  Unteratütanngawohnaita  regelt  die  Vertheflong 
der  Armenlaat  und  triflft  die  für  letstere  ^tadteidenden  Yorachriften  über 
den  Erwerb  und  Verluat  dea  Unteratütaungtwohnaitaea  nach  rechtapolitiachen 
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Gcriehtopiiiikteii*  Wenn  diete  dun  giefiUirt  haben,  dam  gewiaae  Petvonen 
CBhefisoen,  Kinder  uiter  S4  Jaluvn)  der  Regel  nAeh  nieht  al«  adbatindig 
in  Beng  anf  den  Bhnrerb  und  den  Verlust  des  UnterstfitsungvwohnntEes  be* 
banddt  werden,  Tiehnekr  die  Armenkst  beniglioh  dieeer  Personen  deni|)enigen 
Ortaarmenverband  auferlegt  ist,  in  dessen  Besirit  em  Dritter  das  Familien- 
banpi  (Ehemann,  Vater,  Mutter)  seinen  UnterstStsangswonhsits  hat,  so  ist  da- 
mit  zum  Uaren  Ausdruck  gebracht,  da^s  jene  Personen  im  armenrcchtliohen 
Sinne  „Angehörige"  dieses  Dritten  sind,  dessen  Unterstützungswohnsitzver- 
bältnissen  sie  folgen.  Dan  Reichsge^etz  hat  diese  Angeliöri^keit  nieht  auf 
diejcni^ini  Personen  beschränkt,  zu  deren  Alimentation  das  Familieuhaupt 
verpflichi  •  ist.  In  den  Fällen  der  §§.  19  Ab?.  2;  20  des  rnterstützungs- 
wohnsitzgcsetzes  theilen  die  Kinder  den  Unterstützungswuhnsitz  der  Mutter, 
zu  deren  häuslicher  (  Jemeinpchafl  sie  gehören  beziehungsweise  deren  Erzieh- 
ung sie  unterstehen,  und  sind  desshalb  Augehörige  derselben  im  anueurccht- 
Uchen  Sinne,  während  civikechtlich  der  Vater  in  erster  Linie  zur  Alimen- 
tation TeipiHchtet  ist  Dasselbe  gilt  unter  denYoranssetzon^en  der  §§  18—90 
a.  a.  O.  von  Stiefidndem,  welche,  da  sie  mit  der  Mutter  und  durch  dieselbe 
den  UnterstStsungswohnsitK  des  Stiefvaters  tbeilen,  in  annenrechtliofaer  Be^ 
rielnmg  dessen  Angehor^pe  sind,  obwohl  eine  AJiznentation^fliobt  des  Staef« 
mters  ümen  gegenüber  nidit  begründet  ist. 

Das  Familienhanpt  und  die  von  seinen  Unterstütsungswohnsitzverhält- 
Dissen  abhängigen  Angehörigen  desselben  bilden  nach  §  4  des  Freizüg%keits- 
geaetxes  im  annenrechtlichen  Sinne  eine  Einheit.  r)as  Ffnuilienhaopt  ist 
arm,  wenn  es  nicht  sich  selbst  nnd  seinen  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen 
den  nothdürfligen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen  im  Stande  ist.  Die  Ge- 
meinde kann  die  Armenlast  bezüglich  dos  Familienhauptes*  und  seiner  An- 
gehörigen von  sieb  abhalten;  sie  kami  das  FauiiUiuhniiyit  bindern,  für  sieh 
nnd  seine  Angehörigen  in  ihrem  Berirk  den  rntersiutzunj^swobusitz  -au  er- 
wrrln-n,  dasselbe  beim  Zn/n^^  aliweisen  und  untei"  <len  Voraiissetzungeu  des 
§  5  a.  a.  O.  ihm  die  Fortsetzung  des  Aiib>nfliahs  versagen,  wenn  die  Noth- 
wendigkleit  eiuer  Unterstützung,  sei  es  in  der  Person  des  Farailienhauples, 
'  eci  es  in  der  Person  irgend  eines  Angehörigen  desselben  beim  Zuzug  nach- 
weisbar bestand,  oder  sich  nadi  dem  Anzöge  offenbarte.  Ob  die  Unter» 
stötzung  dem  Familienhaupte  selbst  oder  einem  Familienangehörigen  des- 
selben unmittelbar  oder  mittelbar  gewSbrt  wird,  ist  glddigültig.  In  jedem 
Falle  übt  sie  dieselbe  Rückwirkung  ans  auf  die  UnterstutsongswohnsitcTer^ 
haltnisse  des  FaniiUenhaiqites,  wekbes  die  in  irgend  einem  Familiengliede 
nnterstutxte  einheitliche  Familie  in  armenrechtlicher  Beziehung  reprisentirt, 
fOr  ddi  allein  einen  Unterstüt/unirswöhnsitz  weder  erwerben  noch  verlieren 
kann  und  selbst  hulfiibedürftig  im  Sinne  der  Reichsgesetzgebung  ist,  wenn 
die  Armenpflege  einem  zur  Familiengemeinschaft  gehörigen  Mitgliede  hat 
gewährt  werden  müsi'en.'* 

7.  Uebernahme  deutselier  Reichsangehörig«  r  mis  dem  Aus- 
lande.    (§  33  U.-W.-G,  §  37  Frenss.  Ansf.  Ge«.  v.  8.  Marz  1871.) 

Der  Barlii«'r  AV,,  welcher  «einen  b'tzten  Unterst ützuugswohn^iU  in 
Rathcuow^  hatte,  wanderte  in  der  Mitt<i  der  bechsrip  r  Jaine  nach  Böhmen 
aus,  wo  er  sich  im  Jahre  1871  vcrheirathete.   Siüue  Wittwe  fiel  demnächst 
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in  Komütaa  (Böhmen)  der  Armenpfl^  raheiiiu  Auf  Antrag  der  nistiiidigeii 
Behörde  erkannte  der  RegierungB^I^ident  zu  Potsdam  die  PreuseiBche 

St;int^angehörigkeit  der  Witt we  W.  und  ihrer  Tochter  an,  und  erklärte,  da« 
im  Falle  ihrer  Ausweisung  der  Rücknahme  beider  Personen  in  den  Prcussi- 
Bchen  Staat  kein  Hindemiss  entgejronj*felio.  Da  dieselben  sofort  bei  ihrem 
Eintritt  in  den  Preiwsischpn  Staat  der  Armenpflege  bedürfen  würden,  so  er- 
^ng  an  die  Oesterreichische  Behörde  das  Ersuclien,  eine  Sinnliche  üober- 
p«bc  der  Wittwe  W.  an  der  Gh-enze  stattfinden  zu  lassen,  und  »»ich  dieserhaJb 
mit  derjenigen  Preussischen  Rrjrieruug  in  Verbindung  zu  setzen,  welche  der 
dortigen  Grenze  zunächst  ilireu  Sitz  habe.  —  Die  OesterreichiRche  Ii<  hördc 
betrat  diesen  Weg  aber  nicht,  sondern  wendete;  sich  au  das  König l.  Sächsische 
Grenzkommissariat  zu  Bodenbach  mit  der  Bitte  um  Uebemahme.  Dieses 
erldürte  sieh  aoeh  bereit^  die  '^ttwe  W.  mid  deren  Toohter  „zur  weitovD 
Butmdinmg*'  sa  übernehmen.  Am  16.  Kovemb^  1868  erfolgte  die  Ueber- 
nehme  in  Bodenbaoh.  Die  Wittwe  W.  wurde  mit  ihrer  lN)chter  nach  Dresden 
weiter  gescfaafEtf  hier  aber,  weil  sie  mittellos  und  wegen  Krankheit  nkiht 
reisefahig  war,  von  der  KgL  SSdisischen  Poliseidirektion  dem  Armenamt 
fiberwwsen.  Sie  blieb  bis  vom  80.  Novembw  1883  in  dessen  Vexpflegang; 
dann  wurde  sie  nach  G(">rlitz  weiter  befördert,  wo  ihr  im  Wege  der  öfiTantr 
lichen  Armenpflege  Unterhalt  und  Nachtquartier  gewährt  wurde.  Am 
22.  November  1883  wurden  Mutter  und  Tochter  nach  Potsdam  gescliafft; 
„weil  der  als  Latidarmpr  nnerkanntp  Barbier  W.  dort  seinen  Unterstütznngs- 
wolinsitz  ireliabt  liabe."  -  In  I'ctsdam  wurd«  eine  dauernde  Armen- 
pflege für  Mutter  und  Tochter  nöthig.  AVeyen  Erstattung  der  Kosten  und 
Uebemahme  von  Mutter  und  Kind  nahm  rotsdant  den  Laiuianiienverbnnd 
Schlesien  in  Anspruch  und  erzielte  in  erster  Tn^tanz  ein  ol)sie^diche«  UrtbeiL 
Der  erste  Richter  ging  dabei  von  fidgeuder  Auflassung  aus;  Aus  Uer 
der  Oesterreichischen  Behörde  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtung,  die 
Wittwe  W,  und  ihr  Kind  als  Freussische  Staatsangehörige  au  übernehmen, 
ergebe  sich,  da  die  W.  anerkanntermaasaen  bereits  in  Oesterreich  hulfi- 
bedifarftig  geworden,  die  weitere  Yerpflichtong,  innerlmlb  des  Prenssisehen 
Staates  für  den  Unterhalt  derselboi  au  sorgen;  durch  die  Anerkennung  d&r 
prenssisehen  Staatsaogehörig^it  sei  die  W.  Preussische  Landarme  geworden, 
nidht  in  dem  Sinne,  dass  ihre  Unterhaltspflicht  einem  bestimmten  Land- 
armenverbande  obgelegen  hatte,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  sie  innerhalb 
der  Grenzen  des  Preussischen  Staates  ihre  Unterstützung  finden  musste.  Bei 
dorn  Mangel  eines  Untcrstübningswohusitzes,  sowie  der  Ver|)fliobtiing  eines 
bestimmton  Landnrmonvrrbande«»  sei  diese  Pflicht  des  Preussischen  Staates 
der  geset/.li''hen  Hp^t imimni«;  ;z<'in:issj  auf  denjcnipren  prenssisehen  Laudarmen- 
verband  übergegangen,  m  dessen  Bezirk  der  Eintritt  der  IIülfHl)edürOi^fkeit 
stattfand,  d.  h.  hier,  in  welehein  die  W.  zuerst  das  Preussiselie  Staatstr.-lnei 
betrat.  Dies  sei  nach  Lage  der  Sacbo  unstreitig  im  Bezirk  den  Bcklagteu 
geschehen.  Dieses  Urtheil  wurde  von  dem  BundesamL  angeiindert  und  durch 
Erkenutuiss  vom  1.  November  18  84  die  KIa^c  abgewiesen,  aus  folgen- 
den Grinden: 

«F^ttssisohe  Landarme  im  Sinne  des  Erkenntnisses  der  ersten  Instani 
keimt  das  Reichigesets  vom  6.  Juni  1870  nicht.  Die  Yerpflichtnng,  die  Ffir< 


Digitized  by  Google 


—   216  — 


vorge  für  einen  Landanneo  su  überneliineiif  kann  eineni  Laiidarmenverbande 
—  Preussiüchcn  oder  AusserpreusBiBclicn  —  nur  auferlt^  werden,  sofem 
rücksichtlich  desselben  die  Vorau98etzuDg:en  zutreffen,  an  wcU  ho  <laa  Reichs- 
gesetr  diese  Verpflichtung  «rckmipfl  hat.  Wenngleich  der  rrcussische  Staat 
den  Oefrtcrrpichischen  Beliönlcn  «^otrt'tiiilior  die  VerpHichtiuig  ühemomnien 
halte,  die  Wittwe  W.  und  ihre  Tochter  7m  übenielinien,  SO  sind  doch  in  Folge 
der  Behandlung  ihrer  Ausweisung  aus  Oesterreich  durch  die  K.  K.  Oester- 
reichischen und  K.  Säclisischon  ßehÖnlen  die  VorauRsetzuufreii  nicht  einge- 
treten, unter  welchen  für  den  sclilcsischeu  I  landarmen  verband  gesetzlich 
die  Verpflichtung  zur  Uebemahmo  der  Fürsorge  iür  dieselben  erwaohseu 
MHB  würde* 

Geht  muk  dsfon  wan,  dim  die  W.  in  der  That  ale  Dentoehe  im  Sinne 
des  Reidtigeeetaes  vom  6.  Jmii  1870  so  behandeln  war,  eo  kann  es  jeden* 
&fls  nicht  sweifelhaft  sein,  dam  eine  Yerpffichtong  des  Flamschen  Staats, 
xesp.  naehdem  dieser  Staat  die  dnrch  den  §  SS  des  Reichsgesetaes  begründete 

gesetzliche  Verpflichtoag  durch  §  37  des  AosfÜhrnngsgesetzes  vom  8.  Mars 
1871  auf  seine  Landarmenverbändc  und  zwar  auf  denjenigen  unter  ihnen 
übertragen  hat,  innerhalb  dessen  der  Hülfsbedürftige  seinen  letzten  Unter- 

stützungfwohnsitz  hatte,  eine  Verpflichtung  eines  Preupsischen  Landarmen^ 
Verbandes  aus  dem  §  33  des  Reichsgosetzes  nicht  hergeleitet  werden  kann. 
Denn  es  Traltet  darüber  EinverständniMs  ob,  dass  der  1877  verstorbene  Elie- 
luann  der  \V.  bei  seiner  Verheiratliung  im  Jahi*e  lö71  den  ii  ülier  in  Hiuhcnow 
besessenen  Unterstützungbwohusit/,  bereits  verloren  hatte,  und  dass  die  ver- 
ehelichte W.  sich  jemals  vor  ihrer  Uebemahnie  aus  Böhmen  im  Crebiete  des 
Deutschen  Heichs  aufgehalten  habe,  ist  nicht  behauptet. 

Wenn  in  dem  §  87  des  PreassiBchMi  Ausfiihruugsgesetia  weiter  ge< 
sagt  tat: 

,48ast  sieh  dieser  Unterstütaongswohnsits  nickt  ennitteln,  so  ist  der* 
jenige  Landannenverband  zur  Tragung  der  Kosten  verpflichtet,  in 
dessen  Beairke  die  HüUsbedliiftigkeit  hervorgetreten  ist**, 
so  ist  das  nicht  mehr  eine  Ausführung  des  im  §  38  des  Reichi^eseiaes  aus^ 
gef^procbenal  Grundsatzei*,  sondern  nur  (  ine  Anwendung  des  allgemeinen  im 
§  '30  b  a.  a.  0.  enthaltenen  l'rinzips,  auf  welches  allein  zurückgegangen  wer- 
den kann,  sobald  die  Voraussetzungen  dos  im  §  33  gesetzten  Falles  nicht 
mehr  voll  und  ganz  nachweisbar  sind.  Wollte  man  einwenden,  dass  der 
Pren«««i«che  (Tcsetzgeber  bei  Abfassung  des  letzten  Satzes  im  §  37  nur  den 
gewöhnhehen  Fall  im  Auge  gehabt  habe,  wo  der  aus  dem  Auslande  zu 
Ücbemehmeude  auch  unmittelbar  aus  dem  Auslände  in  das  Preussische 
Staatsgebiet  übertritt,  nicht  auch  den  andern,  wie  er  hier  vorliegr,  wo 
der  zu  Uelieraclnneude  in  hülfsbedürftigera  Zustande  zunächst  ein  anderes 
Staatsgebiet  passin,  Hciuc  HiUfsbedüHiigkeit  also  tbatsächlich  zuerst  in  dem 
anderen  Staate  hervortritt,  so  kann  das  natürlich  an  der  Beurtheilung  der 
Sache  Nichts  ändern.  Denn  ein  Anderes,  als  den  Bestimmungen  des  Keichs- 
gesetzes  entsprach  oder  als  dieselben  der  Landesgesctsgebungvorbehaltaihatten, 
konnte  bezüglich  seiner  Armenverbinde  das  Preussische  Ausflihrungsgesetz 
nicht  vorschreiben.  Wäre  es  selbst  die  Absicht  des  Preussischen  Oesetz* 
gebers  gewesen,  nach  erfolgter  Verpflichtung  zur  Uebeniahme  eines  Staats- 
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ftogdkörigeii  bei  Niditennittelniig  dxies  leisten  UnteretntsiiiigswoliiiaitKes  «tets 
demjenigen  Preiuriicfaen  LenduiDenvetlMUid  xnr  Tragung  der  Kosten  xa  ver- 
pflichten, in  denen  Bezirke  die  Hülfsbediirfligkeit  in  Preussen  merst  her- 
voxgetreten  ist,  so  %vürde  eine  solche  Bestimmung,  soweit  sie  den  Preussischen 
LAndarmenverbänden  weiter  gehende  oder  H7Tl«  rc  Verpflichtungen  auferlegtei 
als  sie  im  Reichsgesetz  ihre  Begründung  ftudeu,  als  mit  dem  letzteren  un- 
vereinbar keine  rechtliche  Verpflichttirf?  hepründeu  konneu.  Unterlie^^  es 
aber,  soweit  die  Vorftn^-fftziiiif^eii  des  i:j  33  des  Heichsg;esctzes  nicht  voll  ymp- 
liegen,  keinem  Bedejikm,  dufs  nach  flit'«;eTn  (iesetze  die  Unterstützung  eines 
aus  dem  Auslände  an-j^ewieHeiien  huulanuen  Deutschen  demjenigeu  Land- 
armenvet  liaiitle  /tu  Last  fällt,  innerhalb  despcn,  pleieliviel  welchem  Staate 
des  Reichs  er  angehört,  die  Hülfsbcdürftigkeit  innerhalb  des  Reiche  zuerst 
hervorgetreten  ist,  so  kann  es  aneh  im  vorliegenden  Falle  auf  die  der  Wittwe 
W.  und  ihrer  Tochter  in  Görlita  so  Theil  gewordene  ÖffentUdie  Unter- 
sifitaung  nicht  weiter  ankommen.  Denn  ihre  Hülfiibedfirft^^eit  war  bereits 
vorher  und  unmittelbar  nach  ihrer  Ausweisang  in  Dresden  henroi|retreten, 
indem  sie  dort  nach  Ueberweisung  durch  die  K6nig]i<dke  Polüeidirektioa  als 
hillfsbedürftig  von  der  Armenbehörde  dnrdi  Aufiiahme  in  das  Versoi^gongs- 
haus  in  Armenpflege  genommen  worden,  nnd  war  dunit  nach  §  dOb  des 
Reiohsgesetzes  die  Verbindlichkeit  des  Landarmerverbandes  des  Königreichs 
8achsen  zur  Tragong  der  Kusten  begründet  worden.  Für  die  Feststellung, 
welcher  I^darmenverband  der  Verpflichtete  ist,  entscheidet  l^laricrel«  di  r 
Voraussetzungen  des  §33  eit.  lediglich  das  Faktmn,  wo  die  HüifsbedürÜig- 
keit  im  (Jeliiete  des  Deiitseheii  Reichs  hervoro:etreten  i^t. 

\hi^s  (las  Verliuiteii  des  Küni<i;lieh  Sächsischen  Grenzkoniniissariats  zu 
Bodeubueh  nd.-r  dasjrnifre  der  Xiinij^lich  Sächsischen  Poli/eidirektiou  zu 
Dresden,  w»  U  he  statt  die  W.  der  dortigen  Arnieuliehörde  zur  weiteren  Für- 
sorge zu  iüferweiseii,  dieselbe  bis  zur  Ablieferung  an  der  Preussischen  (irenze 
unter  der  Ihuul  der  Polizeibehörde  hätte  lassen  und  selbst  das  duich  den 
Zustand  der  W.  erforderlich  Gowordeuo  hätte  veranlassen  sollen,  eine  Lago 
herbeigeführt  hat»  aus  welcher  lur  den  Landarmenvwband  des  Königreichs 
Sachsen  Verpflichtungen  erwachsen  konnten,  vermag  an  den  an  die  That> 
Sachen  lieh  knüpfenden  rechtUchen  Folgen  Nichts  sa  Indem." 
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Dr.  F.  NeilL  Rechtsj?utachten  und  (« i-Tt  /.csviirschlag,  betreffend 
die  Schuldcxekution  und  den  Konkurs  gegen  Gemeinden. 
Ausgearbeitet  im  Auftrage  det  tohweiier.  Justiz*  und 
Poliseidepartemeots.  Bern  1865.  268  S.  4*. 

Di«'  'Irei  dem  Kanton  Aargau  angehürtnulfn  (Tcnioiiwk'n  Baden,  Lenzburg 
uüii  Zuliuj;uu  und  die  Zürch<  ri?<olie  Stadt  Wiiiterthur  waren  in  F<>l<,'e  ihrer 
Betheiligung  an  der  Nationaibuiiu  dem  Konkurse  nahe,  der  nur  durch  die 
Litenrentton  des  Bundes  abgewendet  werden  konnte.  Bei  der  Beriebt- 
entattnng  des  Bundesrathes  über  diese  Angelegenbeit  wurde  eonstatirt,  dass 
et  an  einer  ^^»«etzlichen  Regelung  hinnichtlicb  der  Beitreibung  von  Ge- 
rarin(le><cliul(len  fehle  und  <l;i<"*  die  rrclitlichon  Ff>l'/('n,  welclie  die  Zahltraps- 
unuihitrk»'it  einer  Geniein<le  uaeh  nich  ziehe,  nach  Maasspabe  der  allgemeinen 
Hfchtsvorschrillen  nicht  iu  befriedigender  Weise  bestinunt  werden  können. 
Der  Bondesrath  ericannte  es  daher  als  seine  Aufgabe,  diese  Frage  an  unter* 
.  ndien  und  die  An&tellnng  geseialicber  Begefai  vorzusebUgen,  durdi  deren 
Befolgung  jede  Unsicherheit  in  diesem  Gebiete  verschwinden  und  im  Hin- 
blick auf  welche  «u  keiner  Zeit  mehr  der  Ausbnich  des  Falliments  schweize- 
rischer  Gemeinden  zu  befurchtcu  sein  soll.  In  Folge  dessen  beauftnijrtf  das 
whweizerische  .Tustiz-  und  l'olizoidppartement  den  Verfasser,  welcher  l)ereits 
mi  Jaiire  1Ö80  eine  Schrift  über  die  .Schuldexekutiou  und  den  Konkurs  gegen 
Gonebideii  verSffentUobt  bat,  mit  der  Ausarbeitung  einer  mSgUd^  umfimen» 
den,  die  Bootrin  und  Gesetcgebung  der  Gegenwart  berncksicbtigenden  Dar^ 
iteUnng  dieser  Rechtsmaterie  und  eines  die  Resultate  der  Erörterung  zu- 
pammpnfa?"«f'n(h'n  Gesetzentwinfes.  Diese  nunmehr  vorliegende  Arbeit  ist  als 
tiiie  liervorra^rende  wisMMisi-haftliche  Leistung  anzuerkennen,  durch  welche 
mcht  nur  in  eine  bisher  gauz  dunkle  und  uubeaclitet  gebliebene  Materie 
hdles  Licht  gebracht,  sondern  auch  der  richtige  Weg  zur  praktischen  Lösung 
emes  scbwierigen  Problems  gewiesen  wird. 

Der  Verfasser  beginnt  mit  einer  historiseben  Erörterung  über  die  Haft- 
pflicht der  Gemeinden  und  der  Gemeindebürger,  in  welcher  er  das  ältere 
*Iput<!che  Recht,  die  Entwickinn?  in  Frankreich,  Nordamerika  und  Italien 
beleuchtet.  Daran  schliesst  sich  im  zweiten  Kapitel  eine  i*ar';teUun<;  der 
geltenden  Grundsätze  in  den  grösseren  deutschen  Staaten,  in  Frankreich, 
Italien  und  in  der  nordamerikaniscben  Union,  und  im  dritten  K^>itel  wird 
der  in  den  sebweiseriscben  Kantonen  bestehende  Beditsaustand  daigestellt 
Diese  Untersuchungen  (S.  17—175)  sind  von  ausserordentlicher  Gründlich- 
itpit,  Gelehrsamkeit  und  Klarheit  innl  ilir  Werth  ivt  nm  so  h'Ilier  anzuschlagen, 
als  K'ü  au  brauchbai-eu  V'orarbcileu  fast  ii)ier;ill  tehhe.  Das  Jlesultat  besteht 
io  der  Constatirung,  dass  die  in  Rode  stehende,  Hechtsmatcrie  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  von  den  Gesetzgebungen  behandelt  wird,  durchweg  aber  in 
nagenfigender  Art,  ohne  Losung  der  praktischen  Schwierigkeiten  und  ohne 
nüon^e  Erkenntniss  der  maassgebenden  Pnn/i|iien.  Es  ist  dies  weder  an 
verwanden!  noeb  im  Allgeaieinen  su  beUagen.  Wo  die  politischen  und  so* 
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ciali'ii  Vcrlmltnisse  in  ruhigem  Zustande  BÜid,  und  wo  die  Gemeinden  von 
uube»uiiueuen  Finanzmaassrcgeln  aicb  fern  halten  oder  durch  die  staatlichen 
Auftichtsbehorden  fem  gehalten  werden,  wo  die  Ldctmigsknift  der  Gemein» 
den  mit  den  ihnen  aiilNrlegften  Latten  rieh  in  Hturmonie  befindet:  da  ist  die 
ZahhingsuniShigkeit  oder  gar  der  Konkurs  einer  Gemeinde  ein  unerhörtes 
Vorkommniss,  da  hat  weder  die  Praxis  (it  l.'i^enheit,  sich  mit  den  darau«? 
entstehenden  Rechtsfragen  zu  befassen,  noch  die  Gesetzgebung  Veraulassunsr, 
Kechtsrogeln  zu  formuliren  und  da  bleibt  das  Gebiet  auch  für  die  Theorie 
steril.  Daher  ist  verhältnissmässig  das  reichhaltigste  Material  in  dem  Lande 
sa  Tage  gefordert  worden,  in  wdchem  Ueberhwtnngni  und  finanaelte  Za.» 
•ammenbrüche  von  Oemeuidtti  in  neneeter  Zeit  nicht  selten  gewesen  aind, 
lu&mlich  in  Italien. 

Den  Schwer]>unkt  fler  Arbeit  bildet  da«  vierte  Kapitel,  welches  die 
theorctisclieu,  prinzipiellcu  Gesicht s])iiiikte  erörtert.  Die  Schwierigkeit  be- 
steht »larin,  das»  die  Gläubiger  einer  Gemeinde  geneigt  sein  werden  anzu- 
nehmen,  data  Alles,  was  nach  privutreehtliohon  Ghnnd^Uzen  zum  Vermögen 
der  Gemeinde  gehört,  von  ihnen  als  B^edigungsmittel  beanspracht  werden 
könne,  während  die  Gemeinden  den  Stand2)unkt  einnehmen,  möglichst  viele 
Objekte  im  öfTentb'chen  Interesse  und  als  nneutltebrlich  zur  KrfiiUvmtr  der  den 
Gemeinden  nliliei^eiulen  öflentlich-rcchtliclien  l'flichtcn  der  Exekution  zu  ent- 
ziehen. Es  ist  auch  einleuchtend,  dass  man  das  Vermögen  einer  Gemeinde 
nicht  auflösen  kann,  wie  das  einer  Friva^enon.  Die  Gemeinde  mnss  ezS* 
stiren,  sie  muss  dflentliche  AQ%aben  erfüllen,  sie  kann  nicht  Uqtiidlren  wie 
ein  Aktieuverein ;  ohne  Vermogensstücke  kann  sie  aber  nielit  fiinctionireii ; 
sie  kann  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  Rcin,  dass  der  eine  Gläubiger  ein  Sehul- 
gebäude,  der  andere  die  Strassenlaternen  nh  Exekutionsobjekte  in  Ausj^rueh 
nimmt,  oder  dass  die  (»esaninitheit  der  Gläubiger  dief  Alles  mit  einem  Male 
in  eine  Konkursmasse  hiueiuzieht.  Nachdem  Meili  nun  verschiedene  Aus- 
hülfsmittel  als  imgeeignet  naeim;ewiesen,  —  so  insbesondere  das  Horatoritun, 
das  Zwangs-Akkommodement,  das  beneficium  competentiae  (etwa  nach  Art 
der  amerikanischen  Heimstättengesetze),  die  Wiederbelebung  des  mittelalter- 
lichen GedankenH  der  TTaftiifüelit  Ai^v  Bürger,  —  und  nachdem  er  die  Gründe 
dargelegt,  aus  deueu  die  Anwendung  der  gevk'öhnlichen  Regeln  über  Exekution 
und  Koukuni  auf  Gemeinden  ausgeschlossen  erscheint,  findet  er  die  theoretische 
Formel  rar  Losung  des  Problems  in  der  Unterscheidung  zwischen  dem  Ver- 
waltungsvermügen  and  dem  Finanz  vermögen  in  dem  Sinne,  wie  ich 
dies  im  Deutschen  Staatsrecht  III.  2.  S.  SOI  ff.  ausgeführt  habe.  Diese  Unter- 
feheidnnir  kann  vom  fiskaliscbi  ii  ^'ernK'Jgen  nncli  auf  das  Kommunalvcrmöpcn 
übertrafen  werden.  „Soweit  das  ötleniliehe  Keeht  den  (temeinden  öfVeutliche 
Autgaben  zuweist,  denen  sie  sich  untei*ziehcn  müsöen,  ist  auch  das  dazu  er- 
forderliche Inventar  durch  das  öffentliche  Recht  für  diesen  Zwedc  bestimmt.* 
nSo  wenig  die  Gemeinden  im  Stande  sind  und  die  B^gniss  haben,  fiber 
dieses  Inventar  in  ihrem  finanziellen  Interesse  au  disponiren,  ohne  zuvor 
oder  wenigstens  gleichzeitig  für  eine  anderweitige  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfni«««e  7:11  sorgen,  ebenso  wenitr  kann  die«eM  Recht  den  Gläubiireru  zuge- 
standen werden.  Denn  iliese  Ix  sltzeu  keine  grosseren  pekuniüren  Hechte  als 
ihr  Schuldner  selbst."  (S.  204.)  Au  der  Hand  dieser  Fonuel  übeininuut  nun 
Mbiu  eine  Abschichtnng  des  Finanx-  nnd  des  Verwaltnngs-Vennogena  im 
Haushalt  der  Gemeinden.  Diese  schwierige  Au%abe  wird  mit  grosser  Um- 
sicht und  eingehender  Berücksichtigung  der  verschiedenen  in  IBetracht  kom- 
menden (Ictiichtspnnkti.'  gel«)!?t.  Znin  F'uanzvpnniigen  der  Kommunen  reehTif^t 
der  Verfasser  das  einen  wirthschaitiichcn  Nutsen  abweri'endc  EigenUiuzu, 


Digitized  by  Google 


^   921  — 


Schuldfordenin^cn  und  V)aaros  Geld,  üborhaupt  solclios  VemÖKf'n,  da«  nicht 
definitiv  und  dauernd  zu  ötVtutlichcn  Zweckcu  äugele^  ist;  feruer  alle  die- 
jetiigeu  Aüstulten,  welche  eine  Gemeinde  nach  der  Weise  eine»  privaten  Ge- 
werbes oder  nach  Art  privater  ThKtigkeit  betreibt;  sodann  alle  diejenigen 
Objelde,  welche  als  offenbare  Luxusgej^custÄude  1>t/.eichiiet  wenltn  dürfen 
(su  denen  er  aber  Sammlungen  für  Wissenschaft  und  Kunst,  Bihliotheken 
und  Museen,  Monumente  und  Statuen,  Thratcr,  Promenaden  u.  s.  w.  nicht 
rechn«'t).  und  endlich  alle  Objekte,  welche  ihrer  öffentlichen  Beslinnnunp 
entfremdet  oder  für  dieselbe  aus  irgend  welchen  Gründen  unnöthig  geworden 
sbmI.  Xs  ergiebt  sieb  hieraus  mgleich,  was  als  Yerwaltungsvennögen  anau- 
aehen  ist.  Der  Verfiuaer  nntersocbt  die  einzelnen  Bestandtbeile  desselben 
and  gmppirt  sie  unier  5  Rubriken,  welche  alle  di^enigen  Q^nstüode  nach 
verwalttmpsrechtlichcn  Oojdrhtspnnktcn  zusammenfassen,  welche  einem  he- 
stimn»t»'n  öffentlich  ■  rt  chtlichen  Zweck  zu^n  wiesen  und  durch  die«e  Zweck- 
bestimmung an  eine  tixirt«  Genussform  gebunden,  al«o  der  freien  j)rivat- 
«iithadiafUicliett  Vertügung  der  Gemeinde  —  nnd  folglich  anob  ihrer  Gl&ubiger 
—  entsogen  sind. 

Mit  dieser  Erorterang  hat  der  Verfasser  seine  Aufgabe  noch  nicht 
völlig  abgeschlossen.  In  einem  fünften  Kapitel  erörtert  er  die  Mittel  zur 
Verhiitui)"/  rrroKser  Oemeindcvorsclnjldunp.  Diene  Mittel  hängen  nattirlirh 
von  der  Stuat*-  und  (.ieiiu  inde-V  «Tfassimg  ah  und  lassen  sich  nicht  iu  ge- 
meingültiger Weise  für  alle  Slaateu  auistellen.  Der  \'et  lksser  bezeichnet  da- 
her diese  Erörterungen  selbst  als  njoristisdke  Pruphylaxis  gegen  den  Ruin 
von  G^emeinden  mit  spezieller  Beangnahme  auf  schweiaerische  Zustände.** 
Auch  verwahrt  er  sich  da^^gen,  das»  er  ein  Universnlrozept  gegen  die  frng^ 
liehen  Missbräuche  ^obeii  wolle.  Auf  die  Einzellieiteii  dieser  «tehr  nnrecon- 
di'W  und  an  gt'istA «»lleü  Bemerkungen  reichen  Erörtcrunij  will  ich  hier  ni»*ht 
eiiigeheu  und  nur  aui uhren,  dass  der  Verfasser  namentlich  /.wei  Mittel  als 
wii^ksam  empfiehlt  Das  eine  Büttel  besteht  in  der  Anfrichtung  von  Schranken 
fSr  die  Qcmrinde'Antonemie  (SelbstTerwaltongX  das  andere  in  einem  ernst« 
Udien  Bekorsreehte  zu  Gunsten  der  durch  die  Majorität  bedrückten  Stenern 
Zahler.  Ich  hrauche  nicht  die  grosse  poHtische  und  staatsrechtliche  Trag- 
weite  des  letzteren  Vorsclila^fs  hier  aii«!znführen,  sie  ist  von  selV)«it  einleuchtend. 
£s  ist  aber  ebenfalls  klar,  dass  dieses  zweite  Mittel  um  so  wi  nitct^r  praktische 
Bedentang  hat  nnd  nm  so  seltener  Anwendung  finden  wird,  je  mehr  dem 
ersten  Brfordemiss  genügt  wird,  wie  dies  nach  dem  Anerkenntniss  des  Yer- 
fiwsers  in  Deutschland,  Fhmkreich  und  Enghmd  der  Fall  it^t.  wo  ih  slialb 
auch  beunruhigende  kommunale  Zustände  nicht  existiren.  Die  Uugi  liuiuU'n- 
heit  der  kommunalen  Selbstverwaltung  ist  die  Quell«%  ans  welcher  (lir  tinan- 
zielle  Zerrüttung  der  (icmeinilen  entspringt-,  hie  eniiöglielii  »-s,  dass  cinr 
Majorität,  welche  wesentlich  bloss  abstimmt  und  Ausgaben,  Anh*ihen, 
gewagte  Unternehmungen  besohliesst,  die  MinoritSt  der  Besitienden, 
welche  wesentlich  zahlt,  vergewaltigt  und  unterdrückt. 

La  einem  Schlosskapitel  endlich  fasst  der  Verfasser  die  Besaitete  seiner 
Arbeit  in  einem  Entwirf  zu  einetn  schweizerischen  fienetsr  zn?iammen. 

Wenngleich  der  Verfasser  die  n-ehtlichen  und  lacliselH  ii  Verhältnisse 
der  Schweiz  vorzugsweise  im  Auge  hat  uud  die  von  ihm  erörterte  Frage 
in  Deataehland  gegenwärtig  glücklicher  Weise  des  praktischen  Literesses  ent- 
behrt, so  hat  er  sich  doeh  bei  lernen  Brorterungen  auf  einer  soldien  wissen- 
Bcbafllichen  Höhe  gehalten,  dass  seiner  Bchrifl  aneli  in  unserer  stsatsM-ehf - 
heben  Xateratur  die  ihr  gebührende  Beachtung  nicht  versagt  werd«  n  wird, 
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Karl  Hecker,  .Tu«?titzrath  und  Divisions-Amlftour  zu  Breslau,  T'^oher  das 
Verhältnis»  des  Civilet rafrechts  /.um  Militärsiratn  cht  und 
den  Begriff  der  MilitarperBOnen.  Berlin.    Decker.  1885  114S.  8*. 

Unter  «licsein  Titel  hat  der  Verfasser  fünf  Abhandlunj^en,  welche  in  den 
.Tahrpn  1879 — 1883  in  (tOLDTAmmek 's  Atrliiv  für  StiiitVccht  und  hv.  <^'richt«:?anl 
erschienen  sind,  f^samnielt  und  mit  Einleitung  vnid  Sc  hlusswin  l  vfrscht»!!. 
Der  Schwerpunkt  dieser  Untersuchungen  liegt  auf  dem  i*traiVechtlicli.-n  Ge- 
biete; mmentUch  die  bei  weiton  umiangreiGlute  und  eingehendste  Abhtnd- 
lang  (Sr,  HL  S.  87^78)  mit  der  Uebenehrüt:  «Der  Civilstrafrichter  und 
das  Militärstrafgesetsbttch  f.  d.  Deütache  Rcicli"  behandelt  mit  systematischer 
Vollständi<?koit  die  Prasre,  inwieweit  der  ('ivilstrafrichter  dif  V<»rs<dinfVpn 
dos  Militür.sirafgesetzbuchrs  in  Anwendung  zu  lii  inf^cn  habe,  oder  mit  anderen 
Worten:  in  wiefern  das  allgemeine  Strafrecht  durch  die  speciellen  Regeln 
des  MilitiirsirafgesetzbuchB  Modifikationen  erfahre.  Anch  die  Abbandlm^ 
Nr.  I  ^Die  allgemeinen  StraferhShungsgrund»  dea  MiUtSretm^gpeeetsbuchs  und 
ihre  Beachtung  dordi  den  Civilriebter"  gehört  hierher.  Die  Würdigung  dieaer 
rein  strafrechtlichen  Erörterungen  muas  ich  den  Kriminalisten  Uberlas^(>n. 
denen  der  Verfasser  nicht  mit  Unrecht  die  VemachUiMiguDg  de«  Miütärstrtü- 
rechts  zum  \  orwurt  macht. 

Die  Schrift  enthält  aber  auch  Erörteningen ,  welche  für  das  Staats- 
und Verwaltungsrecht  von  Belang  sind  nnd  wehshe  desshalb  an  dieser  Stelle 
Erwähnung  finden  müssen.  Hierhin  gehört  zunäidist  die  Abhandlung  Nr.  H 
„lU'ber  <be  Frenzen  des  Kriminal-  und  Disciplinarstrafrechts  bei  Ptlicbtver- 
letzungen  der  Civillteamtpn  nnd  Militärper*!niien.'*  Hr-r  Verfasser  ^r*  ht  von 
dem  richtigen  Begriff  des  Dit4ciplinn'veii;eheiis  als  einer  Verlet^un^'  der  Dienst- 
pflicht aus  und  er  erbUckt  dcmgeniu^s  mit  Jleeht  in  der  DiscipliuarsLrafe  die 
Reaction  des  Staates  als  des  Dienrtherm  gegen  denjenigen,  welcher  eine  ihm 
gesetsdich  obliegende  oder  von  ihm  freiwillig  ilbeniommeiie  dfTentliche 
Dienstpflicht  verletzt  hat.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  bestimmt  er  richtige 
nnd  zutreffend  das  Verhiiltniss  der  Disciplinan^trafen  zu  den  öffentlichen 
Strulen  und  da«»  V^erhältniss  der  Disciplinarvertirhen  /"  den  Amt8d»?lict''n. 
Der  Vertasser  erörtert  nun  aber  in  eiugeliender  ausciiauiicher  Weise  den 
Unterschied,  der  hinsiohtlieh  der  DiscipUnarstrafmittel  zwischen  den  Personen 
des  Soldatenstandes  und  den  berufsmässigen  Beamten  besteht.  Das  civile 
Disciplinarrecht  kann  sich  mit  Ven^-eih,  (Tcidstrafen,  Strafvei'setzungttndDienst- 
entlasstm":  begnügen;  dem  pflichtwidrig  handelnden  Soldaten  fretrcnnber  sind 
diese  Str  tt'iutiel  theils  nnanwcndhar  theils  würden  sie  iliren  Effect  verl'ehlen, 
indem  iasliesnadure  die  Eutlansung  als  eine  Erleichterung  der  staatsbürger- 
lichen Lasten  wii*kcu  wüi'de.  Andererseits  müssen  die  Versetzung  in  die 
II.  Klasse  des  Soldatenstandes  und  die  Ausstossnng  aus  dem  Heere  als  wiilc- 
lichc  Ehrenstrafen  behandelt  und  empfonden  werdoi  und  daher  ans  dem 
Kreise  der  Disciplinarstrafinittel  ausscheiden.  Hieraus  ergibt  sich  zimächst, 
dass  das  Militärdisciplinarrecht  und  das  Militärstrafreclit  crowisse  8trafinitlel 
gemeinsam  haben.  r>er  Verfasser  zeigt  aber  fernei-,  cjass  nach  den  militäri- 
iichcu  Bedurbuüseu  Handiuiigeu,  welche  bei  iieamteu  nur  als  I>isciplinar- 
vergehen  behandelt  werden,  bei  Personen  des  Soldatenstandes  unter  eriminene 
Strafe  gestellt  werden  mÜMen,  und  dass  dieselbe  Handlung  je  nach  dem  ob- 
jectiven  Schaden,  den  sie  an<:<  ri(hlet  hat,  oder  nach  dem  Bibasse  des  sub* 
jectiven  Verschuldens  r»der  nach  den  ümstäinlon,  tinter  denen  sio  verübt 
worden  ist,  bald  als  eiue  blosse  Verletzunpr  der  Dit-nstidlicht,  bald  als  eine 
die  ötVeutlichc  Sicherheit,  Ordnung  u.  s.  w.  bedrohende  That  angesehen  werden 
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imtM.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Ungehorsam  gegen  Dienstbefehle. 
MhluD  ist  aacb  hinsiehtlicli  der  Thatbestinde  kein  prindpiell  durchgreifender 

(tegensatz  zwischen  dem  militärischen  DiscipHoarBtralreeht  imd  (Icm  militäri- 
schen Criminalstrafrecht  vorhandi^n.  Der  Gegensatz  besteht  vielnulir.  im 
l'nt«'r>(liiod  von  dorn  Boamtendiseiplinar recht,  mir  darin,  dass  das 
Miliuinliscipliuarrecht  die  leichteren  FUIU-  iM-hamU  lt ,  für  w»  K'hu  gelindere 
Siraicu  und  einfacheres  Verfahren  augeorduel  hiud.  Der  Verfasser  gelau^it 
daher  zn  denselben  Resoitai,  weUsbee  ich  in  meinem  Steatsreobt  Bd.  III»  1, 
&  167  dabin  formulirt  habe,  dass  die  Diaciplinarstraibrdnmig  fUr  das  Heer 
and  die  Marine  ein  zweites  Militirstrafgesot/buch  sei,  da«  gleichsam  Hir 
leichtere  Fälle  die  Ergänzung  de«  pitrrntliclit  ii  l»iMet.  Durch  die  Ausführungen 
des  Verfassers  wird  dieser  Satz  in  seiner  }ii«t<.i  ischen  Entwickclung,  in  seinen 
t  hat  sächlichen  GrünUen  und  in  seiner  prukiiächen  Tragweite  veranschaulicht 
mid  «eine  Abbandluug  ist  daher  ein  werthTOller  Beitnff«  tun  daa  richtige 
Ventindatw  der  Disciplinaretni%ewalt  überhaupt  au  fordern. 

Die  Abhandlung  Xr.  IV  (S.  79—96)  behandelt  de  u  Begriff  der  Militarper- 
sonen  im  Sinno  di  r  Rf  iclisgesetzgebunpf.  Dieser  Deirrit^"  ist  von  grosser  jnri- 
Sftischer  Bedeutung  wegen  <le«*  §  4  dc<»  Militärstraffrosetzbuchs;  «seine  Festlialtung 
ist  aber  darum  nicht  ohne  Schwieiigkuit,  weil  er  einerseits  nicht  alle  Angehörigen 
des  actiren  Heeres  nmfasst,  und  weil  er  andererseits  w^eiter  reicht  als  die 
Beacichnong  JPenoBen  dea  Soldatenstandes*;  indem  er  andi  di^enigen  Mi> 
litSrbeamten  mitomfiMst,  welche  einen  Militärrang  haben.  Der  Verfimer  ver- 
sucht nun  ein  einheitliches  Kriterium  für  die  Mihtärpersonen  aofkustellen, 
welches  sowohl  die  Personen  rles  Soldaten^standi  v  jil«  die  Militarheamten  mit 
Militiirraiiif  umfasst  und  iiu(lerer»eii»  die  An^^ehorigen  de«  He*'res.  welche 
zum  Civildlaad  gehüreu,  ausschiiesst.  Er  tindet  dieses  Xriieruiiu  in  dem 
MilitSratand»  obwohl  er  seibat  angeben  musa,  dass  sich  der  Bechtsbegriff 
,]tfilitiiipersonen*  und  „Personen  dea  Hilititrstandea*'  nicht  vollstindig,  sondern 
nur  „im  Grossen  und  Gamsen''  decken.  Ich  glaube  nun.  dass  dieser  Begriff 
dos  ^Miütärstandes"  eine  juristische  Berechtigung  desshalb  nicht  hfit,  weil  es 
an  einem  für  denseUxn  spezifischen  Rechtssatz  fehlt;  die  Gesetze  sprechen 
mrgends  von  Perscmen  des  Militärstandes,  sondern  nur  von  Militärpersonen, 
oder  von  Pnraonen  des  Soldatenstandes,  oder  von  Personen  öm  Beurlaubten« 
standea  u.  s.  w.  Diese  im  Gesets  verwendeten  und  durch  besondere  Rechts- 
■atze  mit  praktischer  Bedeutung  ausgestatteten  ßegriflfe  sind  jivistisch  allein 
von  Wichtigkeit.  Man  vergegenwärtige  sich  eine  ähnUche  Frage  auf  einem 
anderen  Gebiete.  Man  kann  detj  Begriff  des  „Kaufmannsstandes''  aufstellen 
und  darihun,  dass  Prokuristen,  iiaudlungsreisende,  Ladendiener,  vereidete 
Mäkler  u.  s.  w.  dazu  gehören  und  dass  andererseits  gewisse  Industrielle  nicht 
dasa  gehdren.  Von  juristischer  Bedeutung  ist  dies  aber  nicht;  eine  soldie 
hat  nur  der  Begriff  des  Kaufmanns  im  Sinne  des  Art.  4  des  Handelsgeseta« 
budhs,  oder  im  Sinne  eines  Gewerbesteuergesetzes  oder  im  Sinne  des  Gesetzes 
über  die  Handel^^kammem  u.  s.  w.  Desshall)  hat  es  meines  Erachtens  auch 
keine  liedeutuntr  für  die  juristische  Doermatik,  wenn  man  darüber  Ercirtenmgen 
aniilelll,  ob  ein  aus  dem  activeu  Dienst  entlassener  Keservist  «der  Lan<lwehr- 
mana  oder  ein  nicht  im  Dienst  befindlicher  0£Baier  oder  Azst  der  Landwehr 
lum  «Militirstande"  zu  rechnen  ist  oder  nicht ;  und  ebensowenig  wird  die  gesetx> 
liehe  Eintheilung  der  Militärbeamten  in  solehe,  welche  einen  Militarrang  haben 
und  in  «olche,  welelie  keinen  Militänanij  }ial»en,  dadureli  klarer  und  fester 
dass  nmn  liinzufü^'l,  die  eisti-reii  <reliür»'n  zum  Militärstund,  die  letzteren 
nicht.  Der  Verfasser  erörtert  nun  die  Frage  nach  der  Zugehörigkeit  zum 
Militärstandc  hinsichtlich  der  Personen  des  Benrhuibtenstandes  und  der  Of- 
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fixiere  zur  Disjmsition,  hinsichtlich  der  mit  oder  ohiif  Ppn<'ion  mwsreRrhipdpnpa 
OÖiziere,  hinsichtlich  der  nicht  zum  deutschen  Hfcn*  oder  zur  Kriogsiuarine 
gehörigen  Offiziere  «  la  suite,  hmnchtlich  der  in  InTaUden-Institaten  ver- 
sorgten Invaliden  und  endlich  hinsichtlich  der  Landi^endarmerie.  Den  Aus- 
führungen des  Verfassers  kann  ich  jj^rossen 'Hieils  zustitnincn  ;  Bodenken  gegen 
einzeliu'  seiner  Behauptun^ren ,  z.  B.  dass  die  in  den  Invalidenhäusem  ver- 
sorgten, dieustheh  nicht  beschäftigten  Individuen  r.nm  nciiven  Heere  und  zu 
den  Mihtärperaonen  im  Sinne  des  §  4  des  deut«ehfn  Militärstrafgesetzbnchs 
gehören,  will  ich  hier  nicht  weiter  entwickeln.    Nur  auf  die  Erörterungen  über 
die  Landgeudarmerie  moss  wegen  der  grossen  praktischen  und  wissen- 
schaftlichen Bedeutung  des  Gegenstandes  etwas  naher  eingegangen  werden. 
Die  praktische  Wichtigkeit  der  Fnge  besteht  darin,  dass  wenn  die  Land- 
gpndarmen  dem  activrn  Heere  angehörende  Personen  des  Soldatenftandes  sind, 
die  VoischiilLen  der  8lrafpro7,ess<.nlnunff  §  48  Ahs.  2,  §  50  und  der  Civil- 
prozessordnuug  §  343,  §  34ö  Abs.  4  über  die  Vorladung  der  Zeugen,  über 
die  Festsetming  und  Volls^^dcnng  der  Strafe  wegen  unentschuldigten  Ans' 
bleibens  und  wegen  Vorführung  solcher  MilitSrpersonen  auf  sie  Anwendung 
finden;  während  bei  der  entgegengesetzten  Annahme  die  allgemeinen  Regeln 
der  Straf  und  Civilprozessordnung  über  die  Zeugenpflicht  aneh  für  die  Land- 
i^^oiulanuen  gelten.    Das  wj<?srns(  h;iftliche  Intere««««*»  abr-r,  wt'lchcM  sich  an  die 
Frage  heftet,  beruht  darauf,  dass  dieselbe  die  Gnmdlageu  der  Militärverfa«8ung 
des  Reiches  und  das  Verhältniss  von  Reichsgcsclz  und  Landesgesetz  berührt. 
Wahrend  Hbbbst  in  Ooltdammer's  Archiv  1875  die  Ansicht  vertreten  hat, 
dass  die  Preussi sehen  Landgendarmen  als  Mitglieder  des  Preussischen 
Heeres  auch  nach  dem  Erlaus  des  Reichs-MilitÄr-Gesetzes  Zugehör^  des 
deutschen  Hcove?«  geblieben  seien,  hat  FüCHS  cbendas.  1880  (zur  Inter- 
pretation des  4}  4H  Str.-P.-O.)  die  ent?egengesetzte  Ansicht  vi  rth<  >«li;xt  und 
die  aus  ihr  sich  ergeliendeu  Consequenzen  folgerichtig  entwickelt.  Hkckkr 
uinunt  einen  vermittelnden  Standpunkt  ein,  ausswt  sich  aber  leider  über  die 
Hauptfrage,  ob  Landgendannen  hinsichtUdh  der  Ladungen  und  der  Er- 
zwingung des  Zeugnisses  den  zum  activeu  Heere  gehörenden  TVrsonen  des 
Soldat t'nstttndes  gleicli  zu  iM'liatideln  sind,  nicht  aiisdrürklich.    Kr  erkennt 
in  l'ebereinstimmuug  mit  KüOHS  an,  das«»  die  (lendanncn  durch  4}  des 
MiUtürgesetzes  von  1874  von  der  Zugehörigkeit  zum  activen  Heere  und  da- 
mit zum  deutschen  Heere  überhaupt  ausgeschlossen  seien.  Dies  ist  auch  m.  E. 
unaweifelhaft  und  jede  andere  Auslegung  mit  dem  WoKlant  des  §  38  gans 
unvereinbar.   Anstatt  nun  aber  mit  Fuchs  hieraus  die  Folgerung  zu  ziehen, 
dass  die  Landgendarmen  überhaupt  nicht  als  Personen  des  Soldatenstande« 
im  .Sijino  der  Rcichsgfsctze  anzusehen  «'cicn,  Hihrt  Hkckkh  hw^.  dass  die  Preuss. 
Tiaiidgeudarnierie  ein  Theil  des  Preussischeu  H«  i  res  geblieben  sei  und 
zwar  ein  abgezweigtes  Institut  des  Prcussischen  Militiirwcsens,  welches  der 
Beaufinchtigung  Seitens  des  Reichs  und  der  Gesetzgebung  desselben  entzogen 
sei,  nicht  auf  Kotten  des  Reichs,  sondern  auf  Kosten  Preussens  erhalten 
werde  und  welches  nidit  dem  Preussischen  Kontingent  für  das  Reichsheer  an- 
gohöro.  Kann  es  nun  sbor  mit  der  Vcrfassting  für  vt  roinbar  erachtft  werden, 
das»  dir  Kinzelstaaten  neben  iluen,  zum  Keichshcer  »rcluircnden  Kontiu-^M-nten 
noch  Sondertruppeu  halten?    Gewiss  nicht l    Denn  die  Reichsverf.  Art.  58 
spricht  von  den  Kosten  und  Lasten  des  gesammten  Kriegswesens  des  Reichs, 
Art.  61  erwähnt  „die  gesammte  Preussische  IfüilitiirgesetBgebung*',  Art.  63 
beistimmt,  dass  dir  .^^rsanitnte*'   Tjandmacht  des  Reichs  ein  einheitliches 
Heer  bildet  und  gibt  dem  Kaiser  diejenigen  Rechte,  welche  aus  dieser  Ein- 
heitUclikeit  sich  herleiteoi  über  die  gesammte  LandnuMiht,  ohne  Kontingente 
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der  Eiiizi'lstaatoii  zu  onviihnon,  welche  diosinn  kaiHorlichen  Oberbofehl  nicht 
unterstellt  wäieu;  Art.  64  legt  „allen  (ieuUclieu  Truppen**  die  Ver[)flichtung 
aof  den  Befehlen  des  Kaisers  Folge  zu  leisten  u.  a.  w.  Die  Kontingente  des 
Reiehftheeres  sind  mtcb  der  ReichBvafiuBiiiig  allerdings  nicht  Reichstruppen, 
fMinilcm  Ijandestruppen;  aber  die  £iDzel^«taaten  haben  nicht  daa  Recht,  nach 
Belieben  Militär  zu  halten  und  zwar  nach  anderen  als  den  vom  Reich  auf' 
gestallten  Regeln.  Dif  Kontin}?pntf»,  vv^lclic  die  Staaten  zum  Roiclisln  er  zu 
stellen  haben,  sind  nicht  wie  zu  den  Zeiten  des  alten  Reichs  und  tles  Staufou- 
bundes  das  Miniumiu  ihrer  miliiäriscben  Verpttichtungen,  sondern  sie  bilden 
da»  ganze,  volle,  aoBschliestliche  Militärwesen  der  Staaten.  Dies  erkennt  auch 
Hnoinni  im  Prinaip  an.  Er  glanbt  aber,  dast  die  ReicbtiBresot^^bung  selbst 
eine  —  und  zwar  nur  eine  einzige  —  Ausiialiint-  hi<  rvnu  ifcinacht  habe  und 
zwar  rlun-li  ij  2  deü  Einf.-Oos.  7:um  Militiiistnit'ijcsrtzhuch  v.  20.  Juni  1872. 
Dieses  iicsftz  best iiiiiiit  :   «In  Kmft  hlcilicu  die  Vorschrift »-n  ühor  die  Be- 

ttrafung  der  von  Ijamlgeudannen  begangenen,  strafbaren  Haiuiluagen*  

Diese  Bestimmui^  nothige,  wie  Hscksr  sagt,  zu  der  »gesetzliehen  Fiktion, 
dass  eine  organische  Verbindung  awrischen  der  Landgendarmerie  und  dem 
d*  iit-oben  Ueeir  fortbestehe'*  und  das»  der  Landgeiidarm  ^&la  Mitglied  der 
bewalfneteu  Macht  anzusehen  sei,  obwohl  er  nicht  zum  di  titschen  Heere 
jrehört.-  Diese  „Fiktion"  »ei  aber  fiuf  <len  Zweck  d(»s  ij  2  a.  a.  O.  zu  be- 
schrünken,  ndaruni  können  auch  die  von  den  bürt^erlichen  Rechtsverhalt- 
uiäsen  der  Militarpersooen  des  aktiven  Heeres  handelnden  Bestimmungen  der 
Reichsjustizgesetze  nicht  vermöge  der  friedlichen  Fiktion  auf  preussische  Land- 
gendarnien  angewendet  werden."  Wenn  ul»er  aus  dem  4j  2  cit.  ein  allge- 
tneines  Prinzip  für  die  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnis.se  der  Landgen- 
darmen niebt  hergeleitet  werden  kann,  s<i  «eheint  mirdie  voti  Hkckkr  aufj^i  -tt  lUf 
.Fiktion**  ni*  lit  nur  eutbehriich,  sondern  auch  iiiefühn  ud  zu  sein.  mau 
den  Lamlgendiiruiea  den  Hctiven  Charakter  als  „Miliiärpersonen'"  und  den 
^MUitärstand'*  beilegen  will  oder  nicht,  i.st  juristisch  nicht  von  Erheblichkeit ; 
e»  handelt  sich  allein  darum,  ob  sie  nach  den  Vorschriften  der  Militlürgesetse 
zum  „aktiven  Heere gehöi  i  ii.  Da  §  38  des  Mil.-Ges.  v.  1874  unzweifelbaft  die 
zum  rtktivt'U  Heere  tflinienden  Personen  v  <>  I !  ^  t  än  il  i  und  ii  u  '^schliessend 
aufzählt,  die  Landgendarmen  aber  nie  In  nennt,  so  köuueu  auch  die  Vor- 
«chruten  der  ReicUsgesetze,  welche  ausdrücklich  von  den  »dem  aktiven  Heere 
oder  der  aktiven  Marine  angehörenden  Fronen  des  Soldatenstandes**  reden, 
wie  die  angeführten  Sonderbestinrnrangen  der  beiden  Prozessordnungen,  auf 
die  Landgendar))i<n  nicht  Anwendung  finden.  Aucli  die  Aut^momie  der 
Einzelstaaten  ist  nicht  im  Stande  diese  Vor.schnften  :ud'  (lendarmen  auszu- 
dehnen, denn  es  wünle  dies  eine  Abänderung  reich stresetzbcher  Bestim- 
mungen, also  unzulässig  sein.  Dagegen  ist  es  den  Einzelst^taten  unl>eQu)umen, 
so  weit  dies  ohne  Verstoss  gegen  die  Reichsgesetzc  thunlich  ist,  nicht  blos 
die  Gendarmerie,  sondern  auch  viele  andere  Korps,  z.  6.  Schutznunnschaften 
grosser  Städte,  Forstschutzbeauite,  Feuen*'ehrkori>8,  Ckrenzau&eher  u.  s.  w. 
nach  militäriselier  Art  zu  orgfiTii^ireu  und  Vorschriilen  über  Gehorsamspflicht, 
Disciplinaro-ewalt  u.  ^.  w.  nach  dem  Muster  lier  für  die  Armee  gegebenen 
VorMchi  iflen  für  sie  aid'/.ust<  llen;  „Militär**  im  Sinne  der  Reichnaesetze  aber 
können  die  Einzelstaaten  dadurch  nicht  schaflcu.  Es  ist  zuzugeben,  dass  die 
Anwendung  der  erwühnten  Voisduiften  der  Reichsprozessordnungen  auf  die 
Landgendarmen  dem  dienstlichen  Interesse  entspricht;  es  ist  auch  nicht 
in  Zweifel  zu  ziehen,  dasB  in  der  Praxis  dieses  dienstliche  Interesse  sich 
Geltung  verschafll  und  auch  dem  Wortlaut  der  ftesetzo  «regenüber  sich  be- 
haupten wird;  für  dii'  Rechtswissenschaft  aber  kann  es  nur  als  ein  Motiv 

Atctiiv  f&r  (IffentlichttM  H«cht.  I.  1. 
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de  lego  foronda  in  Betracht  kommen,  aber  nicht  die  Kraft  habeOf  das  jus 
quod  est  zu  beugen. 

Den  Sohlnn  der  Sohnft  bfldet  eine  vortreffh'die  kleine  Abhandlimg 
über  die  Offiziere  rar  DispositioD.  Der  Terf.  weist  überzeu^nd  nedh, 
dttM  dieselben  zum  aktiven  Heere  resp.  zur  aktiven  Marine  gehören  und 
er  erörtert  sinvolil  dio  InirfrcrUrhen  als  diV  Tnib'tärdicTistliohen  Verbältaine 
derselben  in  musterhaiter  Klarheit  und  Vollständigkeit, 

Laband. 


Dr«  lltx  PrSblti  kSniglieb  bayerischer  BexirkBamtaaaseMor,  Hülfiarbeiter 
im  Reichfl  •  VersichernngBamt  zu  Berlin,  Die  Verfassung  des 
Bentscben  Reichs  vom  16.  April  1871,  nebst  Terfassungsrecht- 

lichen  Nebengefotzon,  Verträgen  etc.  Mit  Anmorknnpron  ujid  Saoli- 
register.  Nördlingeii.  F.  H.  Beck.  1885.  270  S.  kl.  ö".  Ciirt.  I  INI.  80. 

Dor  Vrrfnsscr  In'rtet  uns  eine  kurae  und  bo(|ueme  Hamiauegtibe  der 
Veriasjsuug  und  di  rjeiiiuen  Vei  träge  und  Reiclisgesetze,  welch*«  r.ur  ErfnJnzinig 
derselben  dienen  oder  Abänderungen  derselben  enthalteu.  Zur  Erlüut»*rung 
sind  bei  den  eincclnen  Artikeln  kurze  Anmerkungen  beigefiigt,  welche  auf 
diejenigen  Bestimmungen  der  Rdchsgesetze  verweisen,  deren  Eenniniss  xa 
dem  Verständniss  dw  Verfapsungssätze  erforderlieh  ist;  auch  sind  an  geeig- 
neten Stelloti  Hinweise  auf  die  Literatur  trf^a'Vitii.  Von  theoretischen  Er- 
örfrrungeii  hat  sich  dt»r  Voi'fasser  zwar  mit  Kiuksicht  auf  dfii  Zweck  d«'S 
Buch.s ^gruudöätzlich  ferngehalten;  viele  seiner  kurzen  Bemerkungen  lassen 
aber  erkennen,  dass  der  Verfasser  die  theoretischen  Kontroversen,  welche 
sich  an  die  Worte  der  Ver&ssung  anschliessend  beherrscht  und  xn  ihnen 
Stellung  nimmt;  sie  wiricen  dadurch  vit  1  anregender  als  eine  blosse 
Koinpilation  von  Citaten.  Durch  die  Auswald  und  Reicldialtigkeit  des 
Stoft'es,  durch  die  Umsicht  und  VollstnndifjktMt,  mit  widtdu  r  in  den  An- 
merkungen die  Gesammtmasse  der  HeicliHgeset/.gebuujr  verarbeitet  ist,  und, 
soweit  ich  es  habe  feststellen  können,  durch  die  CuiTcctheit  der  Citat^  em- 
pfiehlt sich  das  Buch  namentlich  auch  fUr  Stndirende  und  Praktiker,  die  sich 
mit  dem  Inhalt  der  Reichsverfassuug  vertraut  machen  wollen;  sie  steht  hin« 
fichtlieh  ihrer  praktischen  Brauchbarkeit  hoch  ül)er  der  v.  RöNTs'E'frhen  Aus- 
gab»' d»'r  11.  V.,  die  überdies  durch  die  Oo^ctznfcbimg  der  seit  ihrem  Er- 
sdicincn  vcrtlosscncn  Jahre  vollständig  antiquirt  ist.  Laband. 


Dr.  G.  Jellineky  a.  o.  Prof.  des  Staatsrechts  a.  d.  Univ.  Wien-  Ein  Ver- 
fassnngsgerichtshof  für  Oesterreich.  Wien.  A.  Holder.  1885. 
70  S.  9  M.  40. 

Dr«  Httlsr.  Jaqnes.  Die  Wahlprüfung  in  den  modernen  Staaten 

und  ein  Walil j) rüfuTifrsfrerichtshof  für  Oesterreich«  Wien. 
Manz.   itibö.  120  S.  3  M. 

Dif  })eiden  liier  zusammen  jjenannten  Schrifton  drehen  von  einem  g<»- 
meinsamen  Ausgangspunkt  aus  imd  vcrfolwpn  ein  (jenvinHames  Ziel.  .Iki.i.inkk 
giebt  dem  ersten  Abschnitt  seiner  Schrift  die  Ijtbcrsciirift  „Parlament ari'^cbes 
Unrecht",  JAQURa  erinnert  in  den  einleitenden  Worten  an  ein  von  ihnt  vor 
SO  Jahren  verfiwstes  Gutachten  für  den  deutschen  JuHstentag,  in  welchem 
pr  den  (rerichten  die  Au%abe  vindicii-t  „einei  s*  its  vor  der  Willkür  des 
Staatsoberhauptes,  andererseits  vnv  der  oft  nicht  minder  gelahrlichen  Tyrannei 
der  M^oritätfMi  /u  schützen."  Schutz  gegen  «parlamentarischp  Kabiin  t.«- 
justiz",  gegen  Missbrauch  der  Staatsgewalt  durch  eine  über  die  Minorität 
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Terfiigcnde  Partei,  hi  «Tin  politische  Devise,  unter  wolchor  beide  Schriftstf  ller 
in  den  wnssenschaftliclK  ii  Kampf  ziehen.  Wie  anders  klinpt  dies  als  die 
nptimifliische  Auflassung  des  Kon8titutiouuli»mus  deijenigen  Schriftsteller, 
weklie  ihre  politiaclieii  Anacbttxui^n  aiu  den  Lutiti^onen  ä&ä  JoUkönig- 
tlmma  in  Fhukreidi  imd  dem  naiven  parlammtarischen  Kindertpiel  in  den 
deotBchen  Mittel-  und  Kleinstaaten  in  dem  2.  Drittel  dieses  Jalirluiuderto 
pobildct  haben!  Dii.t  —  in  jeder  Bed(Mitun<j  des  "Wortes  —  blinde  Ver- 
trauen, dass  die  Volks vertrr'tunj;  ein  unerselnitterliehes  Bollwerk  des  Rechtes, 
der  Freiheit,  der  Iulere«t>eu  de»  Landes  sei,  dass  jede  Ver{jrösH«»ninj^  ihrer 
Machtbefugnisse  einen  Fortschritt  zur  £ntwickeluDg  des  „Hechtsslaatä''  und 
der  «wabren"  fVeiheit  bedeute,  dais  nur  von  der  RejB;ierun|f,  der  Bfireau» 
kratie,  dem  Beamtentlinm  UebergrifTe  und  Rechtsverletzungen  zu  furchten 
seien,  nicht  aber  von  dem,  vom  reinen  „Volksethos"  durchwehten  Parlammt 
—  vor  den  I/ohren  der  Ge«?rhiphte  tmserer  Zeit  hat  es  einer  realistischeren 
Adflfftssung  IMiitz  i^eTuacht.  Freilich  ist  dieselbe  noch  keineswegs  herrschend 
geworden;  die  Apologeten  des  Parlamentarismus,  welche  in  den  Ideen  von 
B.  CovaTAXT  und  GnibKiiiiz,  von  Rottiok  und  BLUMTacou  gross  geworden 
sind,  sind  noch  so  aahfareich,  dass  sie  vieUeieht  die  Mehrheit  bilden.  Aber 
ihre  AUeinherrschaft  ist  gebrochen;  es  ist  dies  das  geschichtliche  Verdienst 
vnn  KT'r»OLP  GvKisT  und  T^otttati  BrnrFn  mif  dem  Gebiet  der  politischen 
Kritik  und  der  Erfolg  einer  in  das  j uri  »tische  Wesen  der  staatlichen  Ein« 
richtungen  tiefer  eindringenden  Behandlung  des  Staatsrechts. 

Den  eigimtlichen  Kernpunkt  bmder  Sdbriften  bildet  die  Frage  nach  der 
Eatscheidnnfif  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  von  Wahlen.  Dieselbe 
hat  in  Oesterreich  in  neuester  Zeit  ein  unmittelbar  praktisches  Interesse  durch 
einen  vielbesprochenen  Vorgang  gewonnen.  Im  Jahre  1880  wurden  von  dera 
Statthalter  in  ()y>erö^torreich  in  die  Wahlliste  des  Grossprimdbesitzes  für  (Ins 
Abjreordneleuhau»  14  Personen  aufgvuoniuieu,  deren  Wahlrecht  in  dieser 
Walilerklasse  von  einer  grossen  Anzahl  Wahlberechtigter  bestritten  wurde. 
Das  Abgeordnetenhaus  erkannte  die  auf  Grund  der  vom  Statthalter  ang^ 
fertigten  Wahlliite  vorgenommenen  Wahlen,  bei  denen  die  erforderliche 
Majorität  durch  die  Stimmen  der  Neuaufgenommenen  erzielt  wurde,  als  an 
Recht  Viesteheiid  nn.  Die  Gewählten  ^reli-irteT!  ilirer  ParteiKtelhmt^  niieh  zur 
Majorität.  Das  Keirhsq-ericht  jedoch  hat  uuf  (Trunfl  der  von  einer  Anzahl 
von  Wählern  eingebrachten  Kli^e  in  12  Fällen  von  14  die  Eintragung  der 
in  Rede  stehenden  Personen  in  die  Wahlliste  für  ungesetxttch  erUärt.  Es 
wurde  hierdurch  ad  oculos  demonttrirt,  dass  die  Befbgniss  dner  parlamm« 
tarischen  KSrpersc^haff  dureli  ^rajoritätsbeschluss  über  die  Gültigkeit  oder 
irngiiltigkf'it  oiner  Wahl  /u  entsolieiden,  derselben  die  MriijUclikeit  ifewiilii't, 
sich  aus«  Part^iriicksiebteH  über  Gesetz  nnd  Recht  schn<)de  hinwegzusetzen. 

Beide  Schriiten  iiihren  mit  überzeugenden  Gründen  den  uuumstösslichen 
Satz  aus,  dass  die  Entscheidung,  ob  eine  coDcrete  Wahl  nach  Maassgabe  der 
potitiven  Gesetze  gältig  oder  ungültig  ist,  ilumn  materiellem  Inhalte  nach 
ein  richterliches  IJrtheil  ist;  sie  zeigen  femer  beide,  dass  die  Stellung 
eines  Abgeordneten  nicht  nur  keine  der  Garantien  bietet,  welche  man  sonst 
für  die  Fällung  von  Rieht  er  Sprüchen  verlanjart,  sondern  im  Gosfpntheil  {Gerade 
für  Entscheidungen  übei-  Wahlen  be;«ondi  rs  ungeeipriiet  ist,  weil  die  l*arteien 
ein  eigenes  Interesse  au  der  Entscheidung  haben;  sie  kommen  daher  über- 
eiaitimmend  an  dem  Resultat,  diese  Entscheidungen  einem  von  Farteiein- 
flSasen  unabhing^n  Gerichtshofe  ausuweisoi.  Nur  fiber  die  Conititnirung 
des  letateren  besteht  eine  Meinungsverschiedenhdt  unter  ihnen,  auf  welche 
idh  unt«n  snrückkommen  werde. 

16* 
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Zur  TTnterstützung  ihrer  Fordoningen  fiihnm  Vieidc  Schriftsteller  das 
Bt'ispiel  anderer  Staaten  au,  in  welchen  ein  ricbterliclies  Verfahren  bei  Wahl- 
I»rüfimgen  bereit«  besteht.   Sehr  mterensant  Rind  in  dieser  Bedehnng  die 
Ansfiihrungen  von  jAQinul  S.  17  ff.,  weK  lu  r  eine  voUständipfe  Uehereicht  der 
in  don  Europäischen  Staaten  und  in  dw  Nordanierikanischen  T'uiou  in  di«'s»»r 
Hinsicht  jjeltendcn  T^cL^'-ln  ir\,A,i,    l^.csonderes  (towicht  le^on  j^elL^t v<  '  stiiinl 
lieh  sowohl  JAQrr.s  ww  .Ihlllnkk  auf  das  en<Tfl  i  ^c  li «'  (reset/.  %t»ü  lö*>ö, 
welches  die  Eutncheidung  üher  angefochtene  Wahlen  dem  ohcrstcn  (Gerichts- 
höfe Uberti-agen  hat.   Es  ist  lehrreich,  dem  gegenüber  sich  eines  Vorganges 
in  Frankreich  zu  erinnern,  dem  I^nde,  von  welchem  die  herrschenden 
politischen  Anschauungen  TORUgsweise  ausge^ngen  sind.    Es  handelte  sich 
in   der  Deputirttnikanmior  nin  3.  .Tmii  ]R7f)  tun   die  Hülti^rkiMt   di^r  Wahl 
Blaxql'Ts,  wolcluT  in  Folifc  trcrichthcher  X'enu  tln-iluiitri'u  die  AX'iilillinrkeii 
verloren  hatte.    Der  Abgeordnete  Clämenceau  vertrat  hei  dieeer  (ielegenbeit 
—  wie  Jaqdes  S.  19  berichtet  —  den  Standpunkt,  dass  die  Kammer  bei 
Wahlprüfungen  weder  Gericht  noch  Jury  sei,  sondern  lediglich  ein  politischer 
Korper,  der  Qber  einen  politischen  Act  zu  entsclK  idcn  habe.   Tin-  komme 
eine  souveräne,  eine  discretionäre  Gewalt  zu  und  darin  liege  die  einzige  Bürg- 
«eliaft  flii*  die  Tntf pffität  des  allfjfonieinen  Stinnnrechts ;  sie  f=ei  daher  iinal»- 
liiintji^r  voll  dl  n  liesicheiideu  (iesetzen.    Findet  sie  aus  Gründen,  iiher  die  sie 
keine  Recheuhchait  zu  gehen  hat,  einen  Candidaten,  der  durch  gerichtliche 
Verurtheilu Ilgen  seiner  politischen  Rechte  verlustig  geworden,  würdig,  seine 
Mitbfii^r  zu  vertreten,  so  mag  sie  dies  erklären.  Findet  de,  dass  eine  Wahl 
trotz  der  mathematischen  Elemente  der  ^rajorität  MSngel  enthält,  wtdche 
den  Gewählten  tiielit         wirklichen  und  reofolmässigen  Repräsentanten  der 
Majorität  ersdicinen  lassen,  so  mri.re  sie  lUes  g|cielif?ills  aussprechen.  Diese 
Souveränetät  der  Kammer  sei  die  kostljarste  Hüterin  parlameutaiischer  Un- 
abhängigkeit. Jaqürb  hat  m.  E.  Unrecht,  wenn  er  diese  AiT^mente  Ar 
,JuriBtisdi  vSUig  unhaltbar"  bezeichnet.  OlAmrkceaü  giebt  der  politischen 
Anschauung  des  ötTentliehen  Rechts,  weli  he  sich  durch  die  Fesseln  _r.M  inaler"* 
oder  „civilistischer"  Gesetzesinteqiretation  i  1  Twowenig  hinden  lässt  wie  durch 
die  „mathematischen  Elcinrnte  der  Majorität-,  den  vollen  und  konsequenten 
Ausdruck.    Für  den  ahhohiten  Herrscher,  aui  ii  wenn  er  die  Gestalt  einer 
Parlamentsmajorität  hat,  giebt  es  überhaupt  kein  ,.luilt bares"*  Argument  als 
das  Eine:  car  tel  est  mon  plaisir.  Die  Minorität  des  Parlaments  bestimmt 
nach  freiem  Ermessen,  über  dessen  (iriinde  sie  keine  Rechenschaft  tu  geben 
braucht,  welche  Mi^flieder  der  Minorität  sie  als  Deputirte  dulden,  welche  sie 
aus  der  Kammer  hinausvotiren  wiU.   Nur  politische  Erwägnntren,  liüeksiehten 
auf  die  ctVentliclie  Meinung,  auf  den  eigenen  Vortheil  der  .Majoritiii  sin«l  von 
Belang;  Rechtsgründc  sind  allenfalls  zur  Verbrämung  imd  Verhüllung  ver- 
wendbar, aber  ^niemals  von  zwingender  Kraft.  Man  kassirt  eine  Wahl,  ura 
einen  Minister  oder  Pritfekt«n  eu  treffen«  um  eine  klerikale  oder  aristokra- 
tische Agitation  zu  verurthcilen,  um  eine  von  di  r  eigenen  Partei  erlittene 
Scharte  auszuwetzen;  man  ist  andererseits  taid>  und  blind  gegen  Anfechtungen 
schwer  errungener  Wahlsiege,  es  sei  detin,  dass  es  fiir  den  danernden  Vor- 
theil der  Majorität  nützlicher  er.scheiut,  in  einem  geeigneten  Falle  Generosität 
zu  afTectiren  und  ein  errungenes  Mandat  den  Chancen  eines  neuen  Wahl- 
kampfes  auszusetzen.  Dies  ist  jedenlalls  klarer  und  konsequenter  als  jene  ver- 
schwommene Halbheit,  welche  stets  das  ^öffentliche  Recht**  im  Munde  f&hrt, 
aber  es  der  logischen  Unerbittlichkeit,  die  sein  Wesen  ausmacht,  entkleid*  n 
UTitl  den  höheren  staatüdK  n  Bedürfnissen,  politisehen  Emägungen  und  Z.  it- 
strömuugeu  u.  s.  w.  unterordnen  will.    Dadurch  raubt  man  zugleich  dem 
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Rocht  ^emeu  le^tc-u  und  haltliareii  „Kückgrat"  und  den  politiscbeu  Entschlüsseu 
ihre  Freiheit  imd  BewcgHcbkeit. 

Jaqoss  beschr&nkt  rioh  darauf,  einen  imparteii8<^en  Gerichtshof  fUr 
Wahlprfifungen  sn  verlangen;  Jelldhek  will  auch  fiur  andere  „richter« 
liehe"  Fnnctionen  der  Volksvertretung  eine  gerichtliche  Entscheiduug  emiög* 
licheu.  Er  rechnet  dahin  zwei  Fms^on,  %vel{'h''  l)oi  (rplpfjonlieit  der  nesetz- 
jjehuujf  aufgeworfen  werden  können,  uänilieh  ob  eine  Bestimmung  eine»  Ge- 
setzentwurfs eine  veriassungsändernde  sei  oder  niclit  und  ob  sie  zur  Kum- 
peUauz  der  ReichB*  oder  der  Jjandesgesetzgebuug  gehöre.  B^de  Punkte 
werden  mit  Rfickricht  auf  das  positive  Recht  Oesterreichi  mit  grossem  Scharf- 
MUH  in  ihrer  praktischco  Bedeutung  und  Tragweite  dargelegt  und  der  Vor- 
jichla^  Jkllinek's  geht  dahin,  dass  vor  der  Beschhissfassung  über  ein  Ge- 
jsetz,  fjillv  im  Reichstage  oder  Landtag  ein  Zweifel  in  Betreff  einer  der  beiden 
erwähnten  Fragen  in  Viestinimter,  näher  bezeichneter  Weise  erhol>en  wird, 
diu  Eutscheid'iüg  eines  Gerichtshofe»  darüber  einzuholen  sei.  Da  tlie  Wahr- 
scheinlidikeit,  dass  dieser  Vorschlag  Erfolg  haben  werde,  m.  E.  eine  ver- 
schwindend geringe  ist,  so  will  ich  auf  eine  kritische  Prüfimg  desselben  nicht 
näher  eingehen,  sondern  nur  betonen,  dass  die  Ausführungen  Jbli-inkk's  über 
da?  Verhältni«««  von  Reichs-  und  Landesrecht  in  Ocitfrrcich  auch  de  lege 
lata  in  holiem  (inule  beachtenswerth  und  anregend  sind.  Was  den  zur  Ent- 
scheidung über  \\  uiüanfechtungcn  zu  berufenden  Gerichtshof  anlangt,  so  will 
Jeuinkk  den  in  Oesterreich  bereits  bestehenden  Reicbsgerichtehof  damit 
betrauen,  wShrend  Ja^ues  einen,  in  komplirirter  Weise  gebildeten  Sperial* 
geric}jt?hof  verlangt.  .Taquks  hat  einen  vollständig  ausgearbeiteten  Gesetz- 
entwurf über  den  AV;ihl]irütunfrs<reric]itf-1i<pr  vor^ele;jft.  Ohne  auf  die  Eiiizel- 
heiteiä  desselben  hier  <  iii;:eheii  zu  wollen,  f<ei  miv  hen-orgehobeii,  dass  tsich 
der«el>ie  durch  ein,  über  das  rechte  Maass  liinausgehendes  iVlisstraueu  gegen 
Jeden,  der  einer  parlameutarii-chen  Kürperschaft  angehört,  diarakterisirt. 
Es  wird  nidit  nur  vorgeschlagen,  dass  Niemand  zugleich  Mitglied  dieses  Ge* 
rtcfatshofes  und  Mitglied  des  Reichstage«  oder  eines  Lan^ltages  sein  könne, 
sondern  auch,  dass  an  der  AVahl  der  auf  Lebenszeit  bestellten  Mitglieder 
dif-e*!  Spezialgf'richt*^.  wrlr!u>  diu'cli  das  Plenum  des  obersten  GerichtHhofes 
v*»j  gt-n»»nunen  werden  ^^oU,  k<'in  Rath  dieses  Gerichtshofes  Theil  nehmen  darf, 
welcher  einem  Huuse  des  Reichstages  oder  einem  Landtage  als  Mitghed  an- 
gehört. Einen  besonders  iirägnanten  Ausdruck  findet  dieses  lüsstranen  in 
dem  Schlusssatz  des  Gesetjeentwurfes,  welcher  lautet:  „Mit  der  Invollsug« 
Setzung  dieses  (iesetzes  ist  der  erfttc  Präsident  des  Obersten  Gi  i  i(  nts  und  Ca.ssa- 
tionsliofes.  fall»  aber  derselbe  eineiM  der  beid«']i  irän*(er  drs  Keichsrathes  oder 
einem  Landtnp'e  der  im  lii-ielisiai lie  veHrett  iieii  K liniirieiche  und  Lander 
angehört,  «1er  zweite  I'räsident,  und  falls  aucii  dieser  aus  dem  gleichen  Grunde 
bebindert  vriire,  der  älteste  SenatsprSsident,  hei  welchem  dieses  Hindemiss 
nidhi  obwaltet,  betraut**  Mit  Recht  bemerkt  Jelunbk  S.  06,  dass  es  ein 
IKng  der  Unmöglichkeit  ist,  eiiic  ii  Richter  zu  finden,  der  ])olitisch  absolut 
l»arteiIo.s  wäre  und  düs'-  die  Lebenslänglichkeit  de^  Rielilerainf s  eiin'  flewiilir 
biete.  Der  Sehweri'niikt  liegt  in.  E.  \iel  weniger  in  der  Zusaiumen»^etziiug 
dets  Gerichtshofes  als  darin,  dass  neine  Verdicte  mit  Eutscheidungsgrüuden 
verscheu  »ein  müssen,  llir  welche  die  Mitglieder  des  Gerichtes,  deren  Namen 
allgemein  bekannt  sind,  die  moralische  Verantwortlichkeit  tragen.  Die  Ehre 
des  Richters  besteht  in  der  Unparteilichkeit  und  Geset/iiiä'^si.rktit  y^eincs 
Urtheils,  während  die  AVirksumkeit  des  Al)geordneten  von  anderen  Impulsen 
Im-Im  rr^-  'it  wird.  Tin  Allgemeinen  glaube  ich.  dass  der  Vori«eh1ag  Jf.LLIN'Ek's 
prakliäch  empfehlcuswerther  ist,  als  eine  neue  Komplikation  der  Oesterreichi- 
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•eben  GericbteverftssuDg,  die  obnehio  «choo  sieben  ooordimiie  höchste  Ge- 
richtshöfe aufweist  (Jklldjbk  S.  52). 

Die  Schrifl  von  Jaques  enthSlt  noch  einen  BestandtheU,  der  mit  dem 

eipcntUchen  Gcprenstand  derselben  nur  einen  höchRt  losen  Zusammenhang  hat. 
Zwischen  »einen  oben  erwähnten  Gesetzentwurf  und  einen  auf  den«eIWn 
Gegenstand  sieb  beziehenden  Vorschlag  des  Abgeordneten  Grafen  CimoKca 
hat  Jaqües  sein,  dem  IV.  Deutschen  Jnristentaf  erstattetes  Gutachten  über 
die  Fröfcmg  der  VerfiwsimgsmSssigkeit  der  Gesetie  durch  die  Gerichte  wieder 
abgedruckt  und  auch  seiner  Schrift,  im  Anschlnss  an  den  Gedanken,  das« 
der  WiililjtnifwnpFprerichtshof  ancli  über  die  Verfasntnpsniässi^'keit  der  Gesetze 
erkennen  könnte,  eine  Anmerknnpf  beipcflifrt,  •welche  sicli  mit  dieser  thoorr— 
tischen  Kontroverse  befasst.  Auf  eine  erneute  Erörterung  derselben  will  ich 
nicht  eingehen;  ich  konnte  meinen  Ausführungen  im  Staatar.  d.  D.  Heichs 
Bd«  n  §  57  nichts  Wesentliches  hinauftigen.  Nur  einen  Punkt  wiU  ich  hier 
kurz  berfihren.  Jaqües  bemerkt  S.  76  gegen  meine  Ausfüh;  nu.  dass  die 
Verfassungsmässigkeit  des  Gesetzes  durch  die  landesherrliche  Ausfertigunjif 
dessellien  constatirt  werde:  „Endlich  is-t  nicht  ahztiseheii,  ans  welchen  Ref»hts- 
grUnden  die  Pronuilj^atinn  eines  (iesetzes  durch  den  Monarchen  jene  inneren 
Mängel  solle  »auireu  können,  welche  dasselbe  der  Voraussetzung  nach  im 
gegebenen  Falle  als  veifiMsungawidrig  erscheinen  lassen  können.*  In  seinem 
Gutachten  aber  bemerkt  er  S.  107  auf  den  ESinwand,  dass  der  Bichter  nicht 
in  der  Lage  sei  zu  prüfen,  ob  die  Zttstimmung  eines  Vertretungskörpers  ver- 
fa?»iinp?miä«'«if!:  (z.  B.  bei  Anwesenlx  it  der  zur  Beschliissfiihigkeit  erforder- 
lichen Anzahl  von  Mitgliedern)  crtheilt  worden  sei,  folgendes:  ^Die  Ge^rhäft«- 
ordnung  der  Vertretungskörper  im  constitulionelien  iStaate  ist  entweder  ein 
integrirender  Theü  der  Tofassong  oder  es  ist  wenigstens  in  der  Yer&asong 
normirt,  dass  jedes  Hans  seine  Geschiftsordnung  selbst  fwtsustdlen  habe. 
In  der  einen  oder  anderen  AVeise  wird  es  ersichtlich  sein,  ob  die  Erklärung 
des  Präsidenten,  ein  Beschlnss  sei  cTt'>?chärts<trdnnnp^mHp!«iri  zti  Stande  ge- 
kommen, entscheide,  ob  demselben  hierüber  die  ('otr^ition  zustehe.  Ist  dem 
so,  wie  dies  wohl  überall  der  Fall  sein  wii*d,  so  behebt  sich  die  behauptet« 
Schwierigkeit  von  selbst,  und  es  könnte  denn  von  vornherein  keinem 
Richter  einfallen,  einen  so  gefassten  Beschlnss  anaufechten.'* 
Also  die  Erklärung  eines  Präsidenten  ist  genügend,  um  das  t  hat  sächliche  Vor- 
handensein jener  inneren  Mängel  zu  saniren  (  wie  in  dem  S.  107  mitgetheilt^u 
Fall  aus  dem  Preussischen  llorrenhau^ie),  alu  r  bei  der  Erklärung  eines 
Monarchen  soll  nicht  ^alizusrhen  s<'irr,  wie  sie  dies  vermöge;  und  der 
feieriichen,  von  einem  verantwortlichen  Minister  gegengezeichneten  Consta- 
tirung  des  Monaichoi  gegenüber  hat  der  Bichter  das  Recht  und  die  Pflicht 
zu  freier  Friilung  und  Peststellung  des  Sachverhaltes,  wührend  der  Eridirung 
eines  Kamraeriiräsidcnten  gegenüber  dies  «keinem  Richter  einfallen  könnte.** 
Mir  ist  die  Sdüüssigkeit  dieser  Argumentation  nicht  einleuchtend. 

Laband. 


dVMty  Ei*Mrdy  Conaultation  ponr  la  compagnie  italienne  de  navi- 
gation  &  vapeur  Plorio  contre  les  assurenrs  de  la  compagnie 
maritime  YaUry  frdres.  Paris.  Lahure. 

Der  verdienstvolle  Hei-ansgeber  des  Jouriml  Je  Droit  International  Prive 
erörtert  hier  aus  Anläse  eines  praktischen  Falles  einige  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  oder  vielmehr  Prozessrechts. 

Ein  Schiff  der  hransösischen  Gesellschafb  Yalery  war  mit  einem  Sohifle 
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der  itaHeniachen  Gesellscbaft  Florio  bei  Sfiesaa  suaamniengestosseii.  Dm 

franzÖsiiche  SchifT  war  gesunkou.  Die  beiderseitigen  Sühifl'sfühi'cr  wurden 
desshalb  vor  dem  ZuclitpoHzeigerichto  zu  Livomn  nn^'t-kla^M,  wdclu's  dvn 
italieTn«ch('u  Ireisiu-ach,  den  fraczö^ischun  allt-in  scliuUlif»  erklärte  und  zu 
Grefauguii^äiilrai'e  und  zuin  Ersätze  des  Schadens  des  als  (Jivilparthei  erschie- 
nenen Florio  verurtheilt. 

Hinterdrein  verklagen  die  Vermcherer  des  firauxoauiclien  Schiffe«  und 
die  Wittwen  mehrerer  fran/ösisclitr  Seeleute  den  Florio  vor  ihrem  heimath» 
liehen  Gerichte  zu  Marseille  mit  der  Behauptung,  der  Führer  des  italienischen 
SchüTes  sei  an  dem  Unglücke  Schuld  geweaen.  Daa  Geriebt  spricht  die 
Klage  zu. 

Die  Sache  geht  au  den  AppeUiof  zu  Aix  und  Herr  Cllnet  sucht  nun 
dort  nachzuweisen,  dasa  die  firanaoaischen  Oeriehte  bei  Würdigung  des  Falles 
gebunden  aden  an  die  rechtskräftigen  FeststellungeD  der  italienischen  Genchte. 

Er  geht  davon  auF,  dass  nach  französischen  Prozestregeln  die  Schuld» 

frnfTC  zweifellos  auch  für  die  Civilm^richte  cTlrdi^  «ein  wür-l-»,  wftüi  ein 
txaiiz'isif^chpf  Straffrericht  so  frlsuiinl  liätte,  wie  das  italieniüchc  gctliaü  hat. 
Die  Frage  ist  aber,  inwiefern  das  italienische  Strafgerichtsurtheil  die  nämliche 
Kraft  an  äussern  vermag. 

Um  sie  au  bejahen,  beruft  sich  das  Gutachten  zunäht  auf  den  Grund* 
sats  dsar  Strafpruzes^ordnung,  wonach  ein  Franzose  w^fen  einer  im  Auslände 
begangenen  strafbaren  Handlung  im  lulandc  nicht  nochmals  verfolgt  werden 
jmjH.  wenn  er  nachweist,  da?"«  fr  desshalb  voti  oiru^ni  atiKländischcii  (Jerichte 
bereit.«*  abgeurt heilt  wurde.  Daraus  soll  gesoblüssen  werden,  dii^a  ausländische 
Strafurtheile  wenigstens  in  ihren  Feststellungen  (res  judicata)  den  inlän- 
dischen gleichgestellt  seien»  wenn  ihnen  auch  die  Yollstreckbarkeit  (im- 
periuni)  mangelt.  Also  würde  auch  die  Freisprechung  dea  italienischen 
Schüfsfuhrers  eine  civilrechtliche  Schadeuser^atzklage  gegen  ihn  und  seine 
(»ewliiift>-}ien'en  nn^^^chliosson.  —  Hiemit  dürfte  aber  die  internationale  ]>e- 
deutung  jener  Bestimmung,  welche  ja  auch  U!i«er  dt»utselios  Strafgesetzbuch 
wiedergibt,  überschätzt  sein.  Die  Verfolgung  unserer  Staatsangehörigen  vor 
nnseren  Geriditen  wegen  Theten,  die  sie  im  Aualand  verübt,  ist  ein  lieber* 
griff  Über  daa  sonst  maasagebendo  Territorialitätsprinzip.  Auf  diesen  Ueber- 
griff  wird  verzichtet,  wenn  drausscn  schon  ein  Urtheil  über  die  That  er- 
^An^m\  i<»t:  weiter  nichts.  Dem  fremden  IJilheile  irgend  eine  positive  Kraft 
aiütuerkennt  u,  ist  gewiss  nicht  die  Absicht  «gewesen. 

In  zweiter  Linie  wird  der  französisch -iialieuit.che  Staatsvertrag  über 
gügcnscitige  Anerkennung  gerichtlicher  Urtheile  geltend  gemacht.  Derselbe 
enthalt  allerdings  nicht  die  Einschränkung  auf  civilgertchtliche  und  handels- 
geriehtlichc  Sachen,  welche  der  Ijadische  und  schweizerische  Verfrajr  aus- 
driicklich  machen.  Allein  jene  Nebenwirkung  des  Strafurtheils  auf  die  Civil- 
rechtsverhältnisse  ist  wnhl  nicht  so  ohne  Weiteres  inbeirrilTen  in  der  Aner- 
kennung. Wenn  das  Slralürtheil  die  SchuUirrii^''e  absolut  erledi|;rt ,  als  wäre 
CS  eine  Statusfi-age,  so  ist  das  eine  Einrichtung  im  Interesse  der  guten  Ord- 
nung zwischen  den  französischen  Gerichten,  nicht  aber  die  natQrliche  und 
unmittelbare  Wirkung  des  Urtheils  auf  die  Rechte  der  Einzelnen.  Schon 
ihrer  umfassenden  Natur  wegen  kann  diese  Wirkunfj  von  den  St  mi  v  rtrii^en 
nicht  Tnita"'*nneint  sein.  Dic^ellu-n  lehren  alle,  auch  dei-  französiseh-italieniseho, 
Gewicht  dfoiuif,  das»  das  rrtlieil  von  dem  für  die  Partheien  natürlich  zu- 
standigen (»erichte  ergangen  uud  dass  die  l*artheieu  gehörig  geladen  worden 
seien;  also  eine  Art  Unterwerfung  der  von  dem  ausländischen  ürtheile  Be- 
troffenen wird  voransgesetst.  Wie  kann  da  ein  auswärtiges  Strafveriahren, 
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von  welcbem  man  vieUeioht  gv  xudits  erbhren  hat,  durch  die  statimrl%e 
Entscheidaiig  der  Schuldfirag«,  mit  welcher  ee  abscUosae,  musBgebend  ge- 
macht werden  sollen  fiir  die  Rechte  der  Inländer?  — 

luzwifchen  hat  dvrxn  auch  der  Appelfliof  zu  Aix  im  Sinne  drr  ersten 
Instanz  entschieden.  AVie  die  Zeitungen  meldeten,  hat  <lit'  obsiegende  Partei 
im  Hiilen  von  Marseille  ein  Schiff  pfänden  lassen,  welclies  der  Geschäfts- 
nachfolgcriu  der  Florio  gehört,  und  ein  diplomatischer  KouflÜct  stand  in  Aus- 
sicht. Aerprerlich'  eind  immer  dergleichen  VorföUe  in  der  enroi^schai  Fa- 
milie und  einem  begeisterten  Verfechter  der  Ideen  des  inteniationalai  Frivatr 
rechts,  wie  Herrn  (\unkt,  darf  man  es  nicht  verübeln,  wenn  er  mitunter 
dem  bestehenden  Rechte  etwas  Gewalt  anthut,  um  eine  friedliclie  Lösung  zu 
finden.  Der  Fall  aber  srar  nicht  dazu  anjjothan,  inn  die  von  ihm  ein- 
geschlagene Richtung  aut  und'asseudere  Anerkennung  ausländischer  Urtheile 
Bu  empfehlen.  Vorläufig  ist  es  nun  einmal  «o,  daas  die  italienisolien  Oeriohte 
in  dubio  die  Fransosen  verurtheüen  und  die  franzosichen  Gerichte  die  Ita- 
liener. Halten  wir  also  unsere  Gren/en  hübsch  geschlossen.  Wünschenswerth 
wäre  es  dagorfon,  dass  offene  Konflikte  dieser  Art  vermieden  würden,  welche 
mir  dazu  dirnen,  die  (»erichte  des  so  nothwcndi<:eu  Scheine«?  der  Unpartei- 
lichkeit zu  berauben.  Es  bedürft«  einer  veruünltigen  Vertheiiung  der  ge- 
riehtlichen  Zuständigkeit  zwischen  dem  Kulturstaaten.  Wesshalb  ein  Goridite- 
ttand  in  Marseille  gegen  in  Italien  wohnende  Italiener  und  wegen  eines 
Anspruches,  der  auf  italienischem  Gebiete  enti^tanden  ist?  Solange  Bestim- 
mungen aufrechterlialten  werden,  wie  die  des  Code  civil  art.  14,  wonach  der 
Franzose  einfach  jeden  Ausländer  vor  das  fi-an^ösische  (Bericht  laden  kann, 
sind  zwiespältige  Eutüchciduugcu  und  bedenkliche  Machtprubeu  geradezu 
herausgefordert. 

Strassburg.  Prof.  Dr.  Otto  Mayer. 


Conrail  Borabaks  Geschichte  des  preussischen  Yerwaltnngsrechts 
I.  Band  (1884)  YI  u  484  S  u.  H.  Band  (1886)  VI  u.  366  S.  Berlin* 
Julius  Springer.  16  M. 

Das  ganze  Werk  ist  auf  drei  Binde  berechnet;  der  dritte  fUr  das  nsdiste 

Jahr  in  Aussicht  ^<^(  st  eilte  Band  soll  die  Geschichte  des  preuss*  Verwaltung»* 

v( dii«?  vom  Jahre  1808  bis  zum  Krlass  der  neuen  Venvaltiinjjsgesetze  be- 
handeln, während  von  di  u  bereits  erschienenen  Bänden  der  ei  ste  die  Zeit  von 
der  Gründung  der  Markgrafschart  (11B4)  bis  zum  KegieruugHautritt  Friedrich 
Wilhelms  I,  der  zweite  die  Zeit  bis  zum  Frieden  vou  Tilsit,  also  das  preuHS. 
anden  regime,  aum  Oegenstand  hat.  Trotadem  aonach  das  Werk  noch  nidit 
vollendet  vorliegt,  erscheint  doch  eine  An/.oige  tmd  kurze  Besprechung  dee- 
selben  veranlasst,  nicht  bloss  um  desswillen,  weil  die  beiden  erschienenen 
Bände  bereits  ein  in  sich  ab«r<'sch!ossenes,  selbstständiges  Ganze  bilden,  sondern 
vor  allem  aus  dem  Gnmde,  weil  eine  jedf»  Bearbeitung  der  Geschichte  »les 
Verwaltungsrechts  geeignet  ist,  in  hohem  Grade  das  Interesse  und  die  Auf- 
merksamkeit aller  derjenigen  au  erregen,  welche  sidt  tbeoretjach  oder  praktisch 
mit  dem  öffentlichen  Rechte  au  besohfiftigen  haben. 

Der  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  eingetretene  Aufschwung  in  der 
wissen«'eliat^h>]ien  Bfhnndlnntr  des  Verwaltungsrecht«  hat  zunächst  zur  Folge 
crehabt,  dass  das  geltende  Keeht  (h-r  verschiedenen  staatliehen  Venvaltuugs- 
zweige  eingehender  als  die«  früher  der  Fall  war,  behandelt  wurde.  Wie  alle 
derartige  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Theorie  niemals  ganz  s^puntan 
und  Busatmnenhangslos   auftreten,   so   ist  auch   der  Aui^wung  der 
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I>iscij»Iin  drs  Verwaltungsrechts  hau])tpächiieh  dadurch  hf  r\ oiutruten  worden, 
dass  die  Eiitwickcluiig  der  poUtisclicn  Verhältnisse  und  des  btuatlichcu  Lebens 
in  Deutschaud  in  weiten  Kreisen  die  Ueberzeug\iug  verbreitete,  dass  der 
Schwerpunkt  des  öffentlichen  Rechts  eines  Staates  nicht  so  sehr  in  den  Vor^ 
Schriften  derVeriassungs^jesctze  als  in  der  Verwaltung  Ii» -^rt,  dass  diese  allein 
dir»  (fjxrantieen  fiir  die  politiTlu-  Fn  ilii  it  einer  Nation,  d.  h.  dafür  bieten 
kann,  daff  die  l'nterthanen  ^nieht  dri-  W'Ulküi'  eines  eiuzeluen  Beamteu,  80ü- 
dura  nur  dem  (tesctze  unterwort'eu  sind.** 

Es  ist  dabei  nidit  zn  vefkemien,  dass  die  Ausbreitung  dieser  Ueber> 
seiipmg  sehr  wesentlich  durch  theoretische  Untersnchnngen  wie  die  von  Gnbibt 
über  englisches  Verwaltunpsrecht  und  Sted;'s  Schriften  üher  Verwaltungs- 
lehre und  Verwaltungsrecht  gePirdcrt  wurde,  sii  lier  ist  aber  auch,  dass  Bolche 
Srliriften  nur  deshalb  eine  tiefgehende  Wiiktmpr  äussern  konnten,  weil 
die  |it'iitische  Entwiekelung  mit  ihren  Verfassungskämpfen  einen  empfänglichen 
Boden  gebchaüeu  hatte.  Der  Umstand  aber,  dass  der  Aufschwung  der  Dis- 
cipltn  des  Yerwaltungsreehts  durch  äussere  Umstünde  so  wesentlich  beeinflusst 
war,  hat  zor  Folge  gehabt,  dass,  wie  bereits  erwähnt,  zonäehst  nur  das  geltende 
Recht  eingehender  bei  u  1  ichtigt  wurde.  Es  war  dies  um  so  natürlirluT,  als 
die  gesteigerte  Thätigkeit  der  ( leset z;xelnin<.'  inf})esoii<l»'rr  /Mm  Zwecke  der 
Einführung  von  Einrichtungen  der  yelbhlverwakun;^'  und  der  SrliaiViiirfr  einer 
sog.  A^erwaltungsgerichtsbarkeit  der  Theorie  es  ohnehin  schwer  machie,  mit 
d«r  Praxis  Scluritt  zu  halten. 

AOerdings  IMsst  sich  nicht  behaupten,  dass  die  Geschichte  des  Deutsdien 
Yerwaltungsreehts  gar  nicht  bearbeitet  und  berficksichtigt  worden  wäre. 
Ganz  abgewhen  davon,  tluss  Stein  in  seinem  grösseren  Werke  über  die  Ver- 
waltungslehre einzelne  Tartieeu  der  Ciesehichte  de«  A'envaltungsrochts  zicndich 
ausführlich  behandelt  hat,  sind  die  Vei-w  altungseiru  ichtungen  früherer  Perioden, 
wie  dies  ja  ganz  selbstverständlich  ist,  sowohl  in  den  allgemeinen  Geschichts- 
wericen,  als  auch  in  den  Lehr-  und  Handbüchern  der  Recht  sgeschidite  zum 
Theil  ziemlieh  eingehend  berücksichtigt  worden  und  auch  die  geschichtllichen 
lünleitungen,  welche  den  älteren  wie  den  neueren  Lehrbüchern  des  Deutsehen 
Staatsrechts  re^xelmässit,' 1)ciL'<'tu^'t  sind,  übergehen  das  Vcrwahunjrsn^clit  nicht 
volHg.  Nur  die  rrenesten  I>a)Nt.  lIiin'_:eii  di  s  Reielistautsrecht >i  lassen  das  hi- 
storische Element  mehr  als  wüiibclK  u.swertli  ist,  zurücktreten,  während  anderer- 
seits wieder  im  ersten  Bande  des  „Bayerisdien  Staatsrechts**  von  Max  SbtnOi 
eidi  eine  ziemlich  ausführliche  und  sehr  beachtenswerthe  Geschichte  wenigstens 
eines  Theiles  des  bayerischen  Verwaltnnirf^rechts  findet. 

Tnimerhin  dürften  aber  7,wei  Thatsachen  kaum  zu  bestreiten  sein:  T)er 
gewaltige  Autsohwning,  welchen  die  reclitsgeschiehtlichpu  Studien  durch  die 
sog.  historische  Schule  genommen  haben,  ist  der  Oeschichte  dt?»  Verwaltungs- 
rechts  in  nur  sehr  geringem  Maosse  Gute  gekommen.  Zunächst  hat  sich 
die  Forschung  mit  Vorliebe  der  Entwiekelung  des  Privatrechts  zugewendet, 
sodann  ist  aber  aucli,  soweit  das  ('»tfentliche  Recht  mehr  lierücksichtigt  wurde, 
vorzugsweise  das  Mittelalter  behandelt  worden,  während  die  recht sgeschieht- 
lichen  Forschungen  nur  zu  häufiir  vor  der  neueren  Zeit  Halt  machten.  Und 
doch  lässt  es  sich  nicht  bestreiten,  dass  zu  einem  tieferen  Verfitündniss 
unserer  gegcnwäiligen  V'erwaltuug.seiurichtungeu  gerade  i-ine  i;ingeiiendc 
KenntnisB  der  Entwidcelung  des  Staats-  und  Verwaltmigsrecbts  seit  der 
Reformation  und  vor  allem  während  der  Periode  des  absoluten  Staats  un- 
entbehrlicli  i'-t. 

Sodann  aiier-  i^i  rlas,  was  nu  rccht«frese!ilel;tlic]rem  Materialfür- das  Ver- 
waltungsrccht  vorbanden  ist,  zerstreut  in  den  allgemeinen  Geschichtswerkeu 
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oder  in  den  alle  RecliUgcbicto  umfassenden  Bearbeitungen  der  Staats-  und 
Recbtsgescbidite.  Schrifleii,  wdche  speoieU  die  Ocadiieliie  des  Deutschen 
VerwaltuDgsrechta  bcsw.  ekaclner  Theile  dwtelben  »im  Gegenstände  habe», 
sind  nur  in  geringer  Anzahl  vorhanden. 

In  Franki cii'h  bat  die  gewaltsame  Erscbüttcrung,  welche  die  grusse 
Revolution  bervorricf,  die  Meinung  entstellen  lassen,  das«  mit  dem  .Tnbre 
1789  für  das  Staatsleben  in  jeder  Beziehung  eine  Neuordnung  eingetreten 
sei  und  die  Zeit  vor  diesem  Jahre  für  das  Öffeutliehe  Recht  wenigstens  nicht 
weiter  in  Betracht  komme.  Seit  den  bahnbrechenden  Arbeiten  von  A.  VK 
TocciüKvn4.E,  (l.  r  Schriften  von  F.  laremufeBS»  Tbubrht  u.  A.  ist  man  aber 
auch  in  Frankreich  zu  der  Ueberzcugung  gelangt,  dass  ein  Volk  zwar  die 
äusBcren  Formen  der  Staat svcrfaf'innfr  ändern,  die  Kontinuität  der  Entwickelung 
des  gesanuiiteii  otl'entliclitn  IxeehtBzustaudes  aber,  felbet  wenn  es  dies  mit 
Bewusstsein  will,  gar  nicht  unterbrechen  kann,  und  dass  die  Verwaltungs- 
einrichtungen  einer  radikalen  UmSnderung  einen  zSheren  Widerstand  ent- 
gegenzaseizon  venndgen,  als  selbst  Institutionen  des  Privatrechts. 

Deutschland  hat  zwar  an  der  Wende  des  18.  nn  I  ]'\  Jahrhunderts  keine 
so  rfewnltisre  Ke\<iluti(»n  dnrcljgemacht,  aber  die  1  i  liüideningen,  welche  in 
und  mit  diu  Territorien  und  Staaten  vorgenonnuen  wonlen  «ind,  die  das 
heil,  rönu  lleich  deutscher  Nation  bildeten,  waren  nichts  deutoweuiger  sehr 
bedeutend,  ja  sie  waren  intofeme  nodi  tiefgreifender  als  die  Umwälzungen 
in  Frankreich,  weil  die  Revolution  die  äussere  Chsstaltung  und  Individnalitit 
den  französischen  Staats  nicht  berührt  hat,  während  auf  den  Trümraem  des 
weil.  dctitwchiMi  fit  ich»  eine  ganz  neue  imlitische  Or<ranisation  entstand  und 
am  Ii  di(  jeiii'^^  n  Staaten,  welche  den  Zu«amnjenbruch  des  Reiches  überdauerten, 
Veränderungen  ihres  äusseren  und  inneren  Bestandes  erlitten,  welche  einen  Neu- 
bau des  ganzen  Staatsgebäudes  uothweudig  machten.  £6  kann  daher  nicht 
auffallen,  dass  auch  in  Deutschland  längere  Zeit  das  Geföhl  so  ziemlich  ver- 
loren gegangen  war,  dass  alle  <lie  zahlreichen  Vcrwaltungseinraehtungen, 
welche  eeit  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderte  in  den  verschiedenen  deutschen 
Staaten  neugesi-hafiren  oder  sehr  wesentlich  nni«jeändert  worden  waren,  im 
letzten  (ininde  viel  inniger  mit  dem  öffentlichen  Keclite  der  früheren  Zeit 
zu&anmicnliingen,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  mochte.  Diese  Erschei- 
nung war  um  so  natürlicher,  als  die  Einführung  konstitutioneller  Verfassungen 
in  d(  n  deutNchen  Staaten,  bezw.  die  auf  Einfiihning  solcher  Verfa^->uugeu 
gerichteten  Bestrebungen  die  Fragen  des  Verfassungsr«  clits-  in  den  Vorder- 
grund stellen  mnf^^teIl.  Die  frerin«5e  Berüek>-ii-lit  iL,nui'i  der  ( it  srliichte  iler  Ver- 
waltung«einri(-litiinij-i'n  und  iles  Verwaitungsrechts  wurtie  abt  i'  am-li  norli  da- 
durch vei-aidassii,  dass  die  meisten  gröbsereu  deutschen  Staaten  durch  Einver- 
leibung der  verschiedensten  ehemals  reichsunmittdbaren  Territorien  ihre  de- 
finitive Gestaltung  erlangt  hatten  und  daher  gezwungen  waren,  im  Interesse 
der  Verschmelzung  der  verschiedenen  Bestandtheile  und  der  Schafl'ung  einer 
riiilieitlichen  Orj^tiuisation  s»>  radikale  Veränderungen  des  fi  üher«  n  Vrrwalttmgs- 
irclits  vni/.niirbnien,  dass  ein  ZurückirflH'n  auf  die  älteren  Einiieliiungeu 
weder  lohnend  noch  nothwendi^  ei>ehien.  So  kam  es,  dHs<  srhliesslieh  ein- 
zelne Partien  der  Geschichte  des  französischen  und  englischen  Verwaltuugs- 
rcchts  in  Deutschland  bekannter  waren,  als  die  Geschichte  der  dentsdien 
VerwaltuDgseinrichtungen  und  Gesetze,  und  )>ei  allen  Reformen  auf  dem  de* 
biete  der  Verwaltung  viel  eher  auf  fremde  Einrichttmgen  Rücksicht  gemtm- 
men,        in  dif  (Jeseliiclite  der  eigen»'n  Enf wickflung  zurüekgeirnn'/rn  winde. 

Aiteli  in  Freussen  lag  <lie  Saehf  niclit  viel  ijesner,  obwohl  tlie  Kontinuität 
des  VerwaliungsrechUt  iii  diesem  Staate  auf  manchem  Gebiete  grösser  war, 
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ab  in  ▼erschiedeaen  anderen,  namentlich  BÜddeutscben  Staaten.  Srst  in  der 
aeaeren  Zeit  ist  dne  Bessorung  eingetreten,  und  iind  einzelne  tüchtige  Mono- 
graphien erschienen,  welche,  wie  die  Arbeiten  Schmoller's  über  das  Städte- 

we?en  unter  Friedrieh  Wilhelm  I.,  Isaacs'OHn's  (?r<(lii('hto  ilos  ])rpii<">i''chf*Ti 
Beamlenthiiras,  E.  Meter'«  „Reform  dor  Vcr\\'r\valtiitiij;s«»r;,'iiiiisatioii  unWr 
Stein  und  Hardenbero"  vor  allem  über  die  preu^KiHobe  Verwaltung  im  vorigen 
und  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  Licht  verbreiteten.  Wie  aber  BomiBACK 
in  der  Vorrede  aiun  II.  Bande  des  vorliegenden  Werk«  mit  Recht  bemerkt, 
Mbtte  nicht  blo«  eine  nuammenfas^ende  Darstellung  der  Geschichte  des  ge- 
sammten  Verwaltung8roclits,  Bondem  es  waren  auch  zahlreiche  Gebiete,  wie 
da««  Kriegs-,  Steuer-  und  Kirchenwp<?eii  miä  die  Kreisverffiesimpr  von  der  bis- 
herigen Literatur  fast  «rar  nicht  bcridirt.  Diese  Lücke  Huszufiillen,  ist  das 
BoBNHACx'sche  Werk  ijestimmt  und  auch  geeignet.  Bornh^vck  bezeichnet  mit 
dem  Autdrack  „Verwaltungsrecht"  nicht  blos  das  Recht  der  inneren  Ver- 
wahong,  sondern  das  Recht  aller  Verwaltnngsaweige  des  Staats.  In  der 
Tliat  hat  ja  die  in  der  neuesten  Zeit  üblich  gewordene  Beschränkung  des 
vKii^driR-ks  „Verwalfimffsrerht**  auf  das  innere  VerwaHiinprsreeht  nur  einen 
gew^ii^scn  Werth  tür  Lehrzwecke,  ist  aber  iusbesmiilcif  lu  i  der  geschichtlichen 
Darstellung  schon  wegen  der  gegenseitigen  innigen  Berührung  der  verschie- 
denen y  wwaltungBgweige  nicht  brauchbar.  Demnach  um&sst  das  BoBRHACK^sche 
Werk  die  Geschichte  der  prenssisehen  Verwaltung  in  Suren  verschiedene 
Zweier  n,  wie  ja  auch  Gmxi8T  in  seinen  Schriften  über  eng^b^clu  s  Vcrwaltungs- 
recht  all»,'  Verwaltuufr'':weige  berücksichtigt  hat.  Unverkennbar  i'^t  auch 
BoRNHAfK  in  hohem  (rrade  von  GsrrisT'schen  Ideen  beeinflnsfit,  er  In-haiuielt 
nicht  blüs  das  V'erhältuiss  der  geselkchatt liehen  Fakt<jreu  zum  Staate,  und  die 
Einrichtungen  der  Selbstverwaltung  im  Sinne  der  verchiedenen  ONEiST'scben 
Schriften,  sondern  er  hat  sogar  in  der  äusseren  Anordnung  der  Darstellung 
die  GmtisTVoht-  Schablone  angenommen,  indem  er  z.  B.  bei  jedem  Verwal- 
tungszweige die  Rechtsnormen,  dir  <  h  ane  und  Kontrollen  in  besonderen  Ab- 
prhnitti-n  b(  hniu]tdt,  obwohl  hieduioli  luit unter  eine  etwas  •j'  /wntip'fnc  (rruppir- 
Uüg  desStdtfs  hervorgerufen  wird.  Im  l  t  bri'jfcn  ist  dieDisiKtsit)uu  eine  klare  und 
übersichtliclie,  indem  der  Stofi"  zunät-hst  uucli  den  sechs  durch  die  Natur  de 
Sache  gegebenen  geschichtlicfaen  Perioden,  —  vom  Beginne  der  Mark  bis  sur 
Erwerbung  derselben  durch  die  Hohemsollem,  bis  zur  Errichtung  des  C«e- 
heimen  Kaths,  bis  zum  Regierungsantritt  Friedrich  Wilhelms  I.,  die  Regie- 
nmrr«zt  it  Friedrich  Wilhelms  I..  die  Re!.»ieruTi<rf»7eit  Fiicdnehs  des  Grossen, 
bis  zum  Frieden  von  Tilsit  —  in  sechs  'riirilc  /.crlciit  und  dann  in  jeder  Pe- 
riode in  10  oder  11  Kapiteln  die  Stellung  der  markgräliichen ,  bezw.  kur- 
f&rstlichen  und  königlichen  Gewalt,  die  Dorfrerwaltung,  die  Stadteverwaltung, 
£e  Frovinsdalverwaltung,  die  Oentralverwaliung,  die  Kriegdioheit,  die  Justis* 
hohcit,  die  PoUaeihoheit,  die  FinaiKdiolicit ,  die  Kirchenhoheit  einschliesslich 
der  Unterricht svfnN'altung  und  in  der  III.  Periode  auch  die  auswäHige  Hoheit 
befprnrhen  wcrchn.  Rein  j)fditi<?che  Erwiitrnnprf'n  sind  durchaus  vermieden 
und  das  Vertassimgsrecht  ist  nur  soweit  berücksichtigt,  als  es  zum  Verständ- 
Otts  des  Verwaltungsrecht«  nothweuilig  war.  Dagegen  ist  das  Verwaitun<^b 
recht  so  eingehend  behandelt,  dass  ein  klares  nnd  abgerundetes  Bild  der 
Entwickelung  der  preussisch-brandenburgisehen  Verwaltung  von  der  Gründung 
der  Mark  bis  zum  Anfange  dieses  Jahrhunderts  sich  eiylbt.  Der  Verfasser 
»•rrt'icht  dif^st**«  Ziol  da<lurch,  dass  er  Mch  uiclit  darauf  bo^rchränkt,  in  -^n-nsson 
Zügen  die  8ch\viichun<x  der  anlan^dieh  '  tarkeii  und  cinlieitiichen  niarkgrUtliehen 
Gewalt  und  che  AuHöt<ung  der  Mark  in  eine  Auztüil  patrimouialer  Gebiete, 
die  aUmihliche  Wiedererstarkung  der  landedierrlicben  Macht,  die  Unter> 
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wcrfuug  der  Stäudu  unter  dieselbe  uud  die  Ausbildung  und  Guivrickeluii^ 
des  absoluten  Staate  dansuntellen,  sonderu  dass  er  die  Geschichte  der  vet- 
scfaiedenen  Bestandtheile  des  staatlichen  Orgamsmns  Im  Einzehien  behandelt. 

Er  zoigt,  wie  in  den  verschiedenen  IN'rioden  die  Dorf-  und  Studt  vei  waltuug 
lieschafien  war,  durch  welche  IJehnrden  und  Personen  jeweils  die  Justizhoheit, 
di*'  l'olizeihoheit,  Finanzhohr-it  u.  s.  w.  ausjjeübt  \vnr(l<*.  welche  Normen  iu 
den  verschiedenen  Jahrhunderten  für  die  Krie^j<vci waltung,  ilic  Hrh('biJT)<x 
der  Steuern,  die  Verwaltung  der  Domänen  und  Kcgaüen  u.  dgl.  in  Kralt 
waren,  wie  die  Centndverwaltiing  heschafTim  war,  welche  verschiedene  ataata» 
rechtliche  Stellung,  Verfassung  und  Verwaltung  die  einseinen  Territorien 
hatten,  aus  welchen  sich  im  17.  Jahrhunderte  der  pretissiscli-VtrandeDlMiiin^che 
Stnnt  zusammensetzte  u.  s.  w.  Hifdiirrh  i«t  ein  Einblick  iu  d««  wirkliche 
Leben  de»  Staates  in  der  Vi  rv;ai!;,M  ii]i»  it  ^^rwahrt  ,  welcher  es  dem  Leser 
möglich  macht,  sich  selbst  ein  Iriiieil  dariiber  zu  bilden,  warum  sich  die 
Etttwickelungdes  Staates  im  Orosseu  so  vollziehen  musste.  wie  es  geschehen  ist. 

Sehr  anerkennenswerth  ist  dabei,  dass  der  Verfiwstf  auch  da,  wo  ihm 
literai-ische  Bearbeitungen  der  betreftenden  Materie  zu  GelH>te  standen,  Rteis 
nr.f  tlio  Qiu  llen  «selbst  zurückgeht  und  aus  denselben  sich  oin  FelbstständifT'^s 
Lrtheil  zu  liil«Un  «sucht,  das  vielfach  von  den  Ansichten  anderer  Schrifletrll-  r 
abweicht  uud  zwar  sehr  oft  mit  Recht  abweicht.  Ebenso  ist  anzuerkennen, 
dass  die  Darstellung  durchans  oligektiv  und  nüchtern  ist,  der  Yerfimer  hnt 
sich  von  dem  FeUer  frei  gehalten,  welcher  bei  preussisehen  6eeehicfats> 
Schreibern  nicht  gar  selten  ist,  in  der  Entwickelung  des  preussischen  Staats« 
nur  die  Lichtseiten  hervorzuheben  und  die  übrige  deutsche  Entwickelung  als 
ciwa!^  höchst  Untergeordnetes  zu  betrachten. 

Von  den  beiden  vorliegenden  Bänden  des  Werkes  bietet  der  erble  in- 
sofern ein  besonderes  Interesse,  als  er  bis  iu's  Einzelne  die  im  AUgcmciucu 
ja  nicht  sehr  bekannte  Organisation  und  Verwaltung  eines  landesherrlichen 
Territoriums  vom  12.  bis  zum  18.  Jahriiundert  schildert,  der  aweite  Band, 
welcher  die  Verwaltung  während  des  vorigen  Jahrbun<lerts  zum  Gegenstände 
hat,  stellt  nueh  hier  jtmTMjhe  noch  nifht  genügend  Ix  kunntc  Partieon,  wie 
7..  r».  ilif  Kit  isvcifassung  in's  rri-lite  Lieht,  Dieser  zweite  Band  ist  aber 
haiipf sächhcii  dadurch  geeignet,  die  Aui'merksaudceit  des  I^esei-s  zu  erregen 
und  zu  fesseln,  weit  derselbe  einen  Zeitabschnitt  behandelt,  in  welchem  in 
vielen  Beziehungen  die  Grundlagen  des  heute  noch  gältigen  prenssischen 
Versal tungsreehts  geschafien  wurden. 

Kiue  in  s  Ein/elne  «gehende  kritiseiie  Besprechung  il«  «'  Werkes  kann 
natürlich  hier  nicht  gegeben  wenb  ri.  niieh  nuiss  dfinnit  vi  i /iditot  wi  rdeu, 
gejien  manche  Aufslellunsren  des  W  i  latisers  in  austührlieher  Weise  Einwen- 
dungen zu  erheben,  wie  gt-^en  die  Behauptung,  cla«s  »lie  Dörfer  der  Mark, 
liezw.  des  preussisch-brandenbnrgischen  Staates  erst  unU^  Friedrich  Wilhelm  I 
die  Eigenschaft  von  Knnnnuunlverbänden,  also  doch  wohl  auch  von  Korpo- 
i-aticmen  erlangten  (L  S.  «,  II.  S.  8),  die  in  Bd.  1.  S.  268  sich  findende  Aua- 
tührung  über  die  Bildung  d-  i  I.okalverwaltunfrsbeh«"»rden  in  d»'n  ver«rhiodf'nen 
d»Mtt«r!i«'n  Staaten  zu  Anfaiiir  ilir^.  s  .Inlirhundert«,  die  .VufvtrllmiL',  da>»s  die 
noch  in»  allg.  preuss.  I.<andrechte  !«icli  lindende  und  zu  den  übrigen  Ein- 
richtungen des  absoluten  Staats  in  schreiendem  Gegcnsatac  stehende  ständische 
Gliederung  des  Volks  nur  aus  fiskalischen  und  finanziellen  Gründen  beibehalten 
wonlou  sti  u.  dgl.,  da  deraitige  Auseinandersetzungen  einen  unverhaltniss' 
mässi^^en  Kaum  bi-anspruehen  würden. 

Nur  eine  allgemeine  Ben»erkung  mag  U'u  r  ti'tch  l'lalz  finden:  Der  Ver- 
fasi^cr  hat  Hecht  geUiau,  dass  er  sich  auf  die  Darstellung  der  Geschichte 


Digitized  by  Google 


—   237  — 


4 


des  preusjiiRfhea  VonvaUuug^rccht^  Ijeschräakt  und  e»  vermieden  hat,  im 
zweiteu  Bande  eine  vergleicheude  Darstellung  der  Gesehichte  des  Vei-waltungfs- 
reebU  anderer  deutscher  Staaten  zu  geben,  da  fUr  eine  solche  vergleichende 
Dantellunor  noch  zu  sehr  die  Vorarbeiten  fehlen,  ja  es:  hält*-  wohl  auch  der 
Werth  des  Works  nichts  verloren,  wenn  die  im  II.  Bande  nach  dem  Vorgan<^e 
Gxeist's  auf  S.  55  f.,  126  f.,  155  f.  sieh  findpiideu,  in  der  Form  von  Exkursen 
fT»»^;»'ht  iifU  VerglfMchuTifjcn  prPii««iiRchrr  und  fninzöfischer  Vci  waliuugseinricli- 
iungen  weggeblieben  wären.  AVold  aber  wäre  es  angezeigt  gewesen,  dass 
der  VerfaMer  im  I.  Bande  hÜnfiger  anf  das  Beichsrecht  eingegangen  wSre  und  das 
brandenbingische  Verwaltungsrecht  mehr  im  Rahmen  des  Reichs  redits  be- 
bandelt hätte.  Insbesondere  wii  d  t  s  mancher  Leser  als  einen  Mangel  em- 
pfind.n,  d.i^s  (  in  einleitender  Abschnitt  felilf,  in  wclclu  rn  die  t  iirenthiimliehe 
lind  lu  sonilere  staat.srpcbtliehe  S^telhinj?  der  niai-kjXiüHichi'n  (Gewalt  gegenüber 
der  tirati  nirewalt  in  den  im  Innern  des  Reichs  liegendt  n  Uebieten  zur  Dar- 
stellung gelaugt  v\iire,  da  ja  doch  die  besondere  Stellung  der  Markgrafen  für 
die  Entwiclcelung  der  landesherrlichen  Gewalt  in  Brandenburg  nicht  be- 
deutungslos war.  Dass  der  Veriasscr  die«  nicht  m^than  hat  und  in  dlt  s«  ! 
Beziehung  eine  ziendich  eingehende  Kenntnis»  in  der  deutschen  Rechts-  und 
Rt'ich'tff -«chiehte  bei  «meinen  Lesern  voraussetzt,  fiillt  um  so  m<'hr  anf.  als  er 
irn  weiteren  Wrlaule  seiner  Dar^telhuit.'  ja  dorh  nicht  nndiin  kann,  vielfach 
auf  das  Reichsrecht  zu  rfkimirefi  und  er  wiederholt  betoutj  tlass  das  preuss. 
Recht,  insbesondere  der  älteren  Zeit,  nichts  anderes  ist.,  als  das  deutsche 
Reidit,  wie  et  sich  in  den  unter  dem  Hause  der  Hobenzollem  vereinten 
landen  gestaltet  hat.  Eine  solche  allgemeine  Einleitung  würde  für  manchen 
I^>si'r  das  VerstäDilniss  der  ersten  Abschnitte  des  ersten  Bandes  sicherlich 
«ehr  erleichtert  haben. 

Selbst  ver.siHndiicher  Woi«:e  wird  nber  der  Werth  des  Werkes,  als  »'iuer 
Darstellung  der  (ieschiehte  des  brand«'nburgisch-i)reuKsisclicu  Verwaltimga- 
recfata,  durch  den  angedeuteten  Mangel  im  allgemeinen  nicht  beeinti'ichtigt. 
Das  Werk  ist  eine  in  jeder  Beziehung  erfreuliche  Bereicherung  der  Literatur 
des  öffentlichen  Rechts  und  es  ist  nur  zu  wünschen,  dass  auch  die  (Tcschichte 
dos  ^'erwaltnnsTNrechts  anderer  dentcehcr  Sfantcii  eine  ebenso  irr-iindliehe  tnid 
sachgemüsse  Bearbeitung  fiinle,  wie  sie  hier  lÜr  das  preuss.  N'erwah uu'jsi'eeht 
V4)rliegt.  Erst  wenn  die  Oeschichte  des  in  den  verschiedenen  deut sehen 
Staaten  auf^gebildeten  Verw.-Rechts  in  einer  Reihe  von  Monographiecn  be- 
arbeitet ist,  wird  es  an  der  Zeit  sein^  eine  zusammenfossende  Darstellung  zu 
geben.  Dabei  wird  alter  immer  das  preuss.  Verwaltungsrecht  in  erster  Linie 
stehen,  nicht  blos,  weil  es  das  Recht  des  grössten  deutschen  »Staates  ist  und 
vielfach  die  Knt wiekolunjf  in  andei*en  Staaten  beeinflnsst  hat.  «jotid^rn  aneh 
dcKühalb,  Weil  es  wenigstens  iu  den  letzten  Jahrhunderten  weit  f^leu'hmässioer 
und  folgerichtiger  ausgebildet  worden  ist,  als  dies  bei  manchen  anderen 
Rechten  der  Fall  war. 

Werke  wie  das  BoRKHACK^sche  haben  aber  nicht  blos  wissenschaftliche, 
sondern  auch  politis<]ie  Tiedi  utnng,  sie  sind  geeignet,  j^^chiefen  Ansichten 
eines  liV)eralen  Doctrinari»'mus  wie  den  Neigungen  eines  falschen,  den  Ver- 
hältnissen der  Gonrenwart  nicht  Rechnung  tragenden  Conservotismus  entgetrcTi 
zu  treten  uutl  eine  wirklieh  historische  Aufll'asHnn«r  unseres  Staatslebeub  zu 
fordern.  Auch  von  diesem  Standpunkte  aus  ist  das  Erscheinen  des  Werkes 
SU  hegriissen. 

Breslau.  v.  Stengel. 
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1)  Liiulnpr,  Ed^rar:   Lehrl>iic]i   dos  T^outschen  Yo rwalt  unpfsrccht». 

Leipzig.  Breitkopi  &  Härtel.   1884.  VIII  und  859  8.    1«  M. 

2)  Kircbenheini)  A*  t«:  Einführung  in  das  Verwaltungsrecbt-,  nehnt 

Grnndriss.   Stuttgart.  Enke.   186S.  X  und  174  S.  4  M. 

Der  Inhalt  und  die  Kichtung  dos  Lehrbuchs  des  Deutscher»  Vt-rwal- 
tuugnrecbts  von  LöiiiNfi  wird  wohl  am  £iufac1i«ten  dadurch  gekeniueichnet, 
dass  man  dasselbe  mit  dem  vor  einigen  Monaten  zum  AbscUusse  gelangten 
Äweibüiuligen  Lehrliuoh  des  Dc.il  x  lu  n  Verwaltungsrechts  von  Gk  ATkvkr 
vergleiclit.  Mkykr  hat  den  H<'gnfl*  des  Vens  altungsrechts  nicht  auf  das  Recht 
der  inneren  Verwidlung  beschränkt,  sondern  unter  diesem  Ausdrucke  auch 
das  Recht  der  übrigen  Venvailungsgeliiete  lugritTen.  Er  liat  deslialb  zwar 
aus  verschiedenen  nahe  liegenden  Giünden  das  Recht  der  Justizverwaltung 
von  seiner  Arbeit  aui^esehlossen,  die  übrigen  vier  Verwaltungssweige  (Inneres, 
Aenss«  rt  s,  MilitärAvesen,  FSuRUBvenvaltung)  aber  in  dem  angähnten  Lehrbucbe 
gleichmässig  behandelt.  Femer  hat  Mkyer  nieiit  lilos  das  Reichsi-echt^  son- 
dern auch  die  Recht«»  aller  Peutsehen  Einzol^itaaton  mit  AiiRschhi"**  nur  des 
meckleiiburg'Hchen  und  clsass-lofhrincr'f^choii  Hechts  berücksichii^'t .  Kudlich 
ißt  in  dem  MKYKR'schen  Lehrbuch  das  Deutsche  Verwaltungsreeht  in  der 
Weise  zar  Darstellung  gebracht,  dass  Reichs  Verwaltung  und  Landesver* 
waltung  nicht  als  zwei  ganz  getrennte  Tbätigkeitskreise  betraditet  wurden, 
sondern  ein  jedes  Verwaltiin}i:s|Lr(»bict  als  eine  Einheit  aufgefasst  ist  und  bei 
Darstellung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  Reichsverwaltung  uiul  l^mdes- 
verwfiltung,  Heichsrecht  und  TiHudesrecht  gIrichmn'ssitT  brrück^iehtif^  sind. 

hl  l!('/.ug  auf  den  lel/.tci-fn  Punkt  stinniit  ila*^  Lchrlnich  \<ni  l^öNrxu 
mit  dvui  MKYKR  scheu  völlig  iiberein  und  in  der  Tiiat  lüsst  sich  auch  nicht 
verkennen»  dass  diese  von  beiden  Schriftstellern  gleichmassig  beobachtete 
Methode  bei  <ler  innigen  Durchdringung  und  Verflechtimg  von  Reichaver< 
waltung  und  Landesverwaltung,  von  Reichsrecht  und  Landesrecht  für  ein 
L(  hrliui  ]i  sehr  viele  Vortheile  hat,  und  in  gewissem  Sinne  sogar  die  einrig 
ricbti}4<'  i^^t. 

Was  dagegen  die  beiden  anderen  l*uiikte  anlangt,  so  gehen  T/>K!NG  und 
Meyer  ausciiuinder.  Lusin«  versteht  einem  in  der  let/.ten  Zeit  mt'hr  und 
mehr  zur  Geltung  gelangten  Sprachgebrauche  folgend  unter  »Verwaltungs- 
recht**  nur  das  Recht  der  inneren  Verwaltung  und  beschmikt  daher  seine 
Darstellung  auf  diesen  Verwaltmigszwcig.  Ebenso  l)erücksichtigt  er  neben 
dem  ichsrechte  die  Partikiiliirrechte  nicht  in  dem  LTmfange  wie  ^Tkykr, 
soiidt  ru  indem  er  das  «elbsl ^t:indige  und  t  iLrcnaitige  Bildungen  nirlit  dar- 
bietende l\(  vht  der  kleinen  »Siaaten  ausser  Acht  lässt,  bringt  er  nui-  das 
Verwaltungsrecht  von  Frenssen,  Bayern,  Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen 
und  Elsass-Lothringen  anr  Darstellung.  Selbstverstiindlicher  Weise  18s«t  sich 
weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen  Richtung  mit  dem  Verfasser  rechten, 
denn  schlii  >"^lirh  muss  e«  jedem  Schriftsteller  fi  .  istelreu,  auch  bei  derartigen 
Lehrbüchern  sicli  dif  (nt  iizen  seiner  Arbeit  selbst  zu  stecken,  zumal  L.  mit 
i{echt  hervorhelfen  konnte,  dass  das  Gebiet,  de&seu  Verwaltungrecht  er  dar- 
gestellt hat,  sowohl  nach  dem  Um&ng,  wie  nach  der  Einwohnersahl  92  Prox. 
des  gesammtenDentschen  Becht^biets  betrSgt  und  dass  femer  in  der  neueren 
Zeit,  sowohl  bei  akademischen  Lehrvortragen  wie  in  der  Literatur  das  Recht 
der  inneren  Verwaltung  als  Verwaltungsrecht  i.  e.  S.  eine  sclbstständigo  Be- 
handlung erfahren  hat  und  au  die  Stelle  der  alten  Foliieiwisseuschafl  und 
des  INdizeirechls  getreten  ist. 

Das  LöJONa'sche  Werk  behandelt  zunächst  in  einer  kurzen  Emleitung 
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die  Bepfriffe,  der  Verwaltnng  und  des  Vorwaltungsrcclits,  der  inneren  Vcr- 
waliunif  imd  der  INiliz.  i,  die  suVyoktiven  (jnVntlichen  Rechtt*  und  deren  Er- 
werb und  Verlust,  und  giebt  schlicsslicii  eiueu  kurzen  aber  doch  sehr  gehalt- 
ToUen  Ueberblick  über  die  Lttentur  und  die  Gesdiichte  des  Yerwaltungs- 
redito.  Im  Uebrigen  »t  der  gesionmte  Stoff  in  drei  Bücher  eingetheilt: 
Organisation  der  Verwaltnntr,  Thatigkeit  der  Ven^-altung  und  Vcrwaltungs- 
ft^rlit «pflege.  Im  erston  Buche  kommt  di  •  "r  ianisation  der  Staatsverwaltung 
I  iij'-fiilicsslich  der  lt('c)its\ »  rhnltinsfie  der  Staatsbeamten  oinerseit«  und  der 
Selbstverwaltung  (Kounuuuulvtrrbände)  anderer.-itils  zur  Darstellung.  Im 
zweiten  Buche  weiden  sunschst  in  Abschnitt  I  (Allgemeine  Funktumen)  die 
Verordumgen,  VeilQgtuigm,  ttaatsrechtliche  Yertrüge,  polizeibchen  Zwange- 
mittel u.  8.  w.  besprochen^  sodann  geht  der  Verfasser  über  zur  Darstellung 
der  für  die  einzelnen  (rpbiete  der  inneren  Verwaltung  geltfiidt  ii  Heehtsvfir 
Schriften  tind  Ik  spricht  demgemä«^s  in  den  folo-onden  4  Absi-huitten  in  einer 
Anzahl  von  Kapiteln  die  Sicherheitspolizei,  das  Clesundheitswesen,  das  wirth- 
»chafiliche  Leben  und  das  geistige  Leben  (Unterrichtsverwaltttng,  Sitten- 
polixei  u.  e.  w.).  Was  die  Abgrenxung  des  in  den  letsten  vier  Abschnitten 
behandelten  Stoffs,  des  sog.  speziellen  Theils  des  Verwaltungsrechts  gegenüber 
anderen  Discipliuen  anlangt,  so  ist  hervorzuheben,  dass  d(  r  Ver  fasser  die 
Leliro  vom  Patontn-cbt,  Vrbebprrffhf  n.  s.  w.  nicht  in  die  Darstellunf?  nuf- 
geuoniineu  hat  uud  zwai"  ist  dies,  wie  sicli  aus  der  Vorrede  ergiebt,  absicht- 
lich geschehen,  weil  diese  Lehren  uach  L.'n  Auffassung  in  die  Darstellung 
des  Privatrechts  gehören.  Man  wird  dem  Verfasser  in  dieser  Beziehung  un- 
bedingt Recht  geben  können.  Wenn  zwischen  der  Disciplin  des  Privatrechts 
und  dem  einen  Bcstandthcil  des  Staatsrechts  bildenden  Ven^i^tungsrechte 
eine  mögliclist  scharfe  Grenze  gezogen  werden  soll  —  die  N'othwendigkeit 
einer  Rolrhen  Grenze  wird  wohl  von  keiner  Seite  bestritte  u  werden,  —  so 
ist  daran  festzuhalten,  dass  das  Verwaltungsrecht  es  nur  mit  den  Beziehungen 
der  einaelnen  sum  Staate  beaw.  demselben  (qualitativ  gleiduustellenden  öffent- 
lichen Korporationen,  Gameinden  u.  s.  w.  und  der  iUnaelnen  unter  einander 
als  Mitglieder  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  zu  thun  haben  kann.  Sind 
dagegen  Rechtsverhältnisse  in  Frage,  welche  diese  Beziehung  zum  Staate 
nicht  hfiben  und  in  denen  die  finzolnen  Staatsangehörigen  lediglich  als  Kinzel- 
individucn  im  wirthschafthchen  Verkehre  oder  im  Familienleben  erscheinen, 
•o  sind  dieselben  privatrechtlicher  Natur  und  ilure  Besprechung  gehört  in 
die  Disciplin  des  Privatredits.  Vollkommen  gleichgültig  ist  dabei,  dass  die 
der•rt^{«m  Verhältnisse  regelnden  Rechtsvorschriften  in  grösserem  oder  ge« 
ringerem  Grade  durch  Rücksichtnahme  auf  das  öffentliche  Interesse  ])eein- 
^m^t  *;ind  nnd  da«;*<  die  Entstehung  oder  Feststellung  der  betreff'enden  Rechte 
an  bevtinmile  Förmlielikeiten,  insbesondere  die  Mitwirkung  öÜ'eutlicher  Be- 
hördt  u  (notarielle  Beurkundung,  Eintrag  in  ütfentliche  Bücher  oder  Register, 
Verfügung  oder  Besohlussfassnng  der  Behörde  u.  s.  w.)  gebunden  ist.  Alle 
derartigen  Umstände  veründem  den  Charakter  des  betreff'.  Rechtsverhältnisses 
nicht  und  es  kann  daher  nur  die  Organisation  und  das  Verfahren  der  be- 
trr'fTeiiden  Behörden  in  der  Diseijilin  des  VerwalttmfrTechts  r.nr  Bespicelitin*' 
gelungen,  nicht  das  vo?i  ilnieu  zu  behandebide  matei  ielle  Recht.  Dabi  i  lilnltt 
e«  aber  immer  nocii  dahin  gestellt,  ob  die  fraglichen  Behörden  eiueu  De- 
standtheil  der  inneren  Verwaltung,  der  Justizverwaltung  oder  eines  sonstigen 
Verwaltungszweiges  bilden. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  erscheint  es  uns  nicht  blos  ^eiecld fertigt, 
da-'s  L.  das  T'rheberreclit,  Patentrecht  n.  f».  w.  nicht  beliandelt  hat,  sondern 
es  wird  auch  im  Interesse  der  richtigen  Al^enzung  des  Vcrwaltungsrechts 
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i,  e.  8.  gegenüber  dem  Privatrecht  nothwendig  sein,  das  Wasserreclit,  Berg- 
recht^ die  Reohtsvert^tniBse  des  GrundeigontlmmSf  insbesondere  die  ohnehin 
fj^^stentheils  der  Oeschiehte  angehurende  Gnmdentlastung  am  YerwaltimgB- 

rechte  viel  kürzer  zn  bebandehi,  als  dies  gewöhnlich  in  den  Lehrbüelieni 
des  Vonvjiltuiii^sn  rlits  rrf"'('hit'ht  und  juich  von  T>.  or,.sclit'Tion  ist. 

Andt  nM  st'iu  gehört  die  Krürli'rung  aller  dorjeiii^n  n  Kcehtsvorschrift^n, 
welche  sich  aut  die  polizciliciie  Ueberw^achung  dea  privatreehtlicheu  Verkehrs 
und  auf  die  Beschrfinkong,  wie  Aufhebung  von  Privatreeht^  dureh  die  Yor- 
waltnng,  beaehen,  in  die  Diseiplin  des  Verwaltut^recbtSt  und  es  ist  deshalb 
nicht  2U  billigen,  daes  L.  da«;  Expropriationsrocht  von  der  Darstellung  ans- 
•resehlossen  hat,  ^weil  diese  Materie  in  den  Lehr-  und  Handbüehem  des 
Deutschen  Privat  rechts  nirsführlich  behandelt  wird."  Soll  eine  m«"»(fli('Iist 
grundnätEhche  (ireuzrej^ulirung  zwischen  Verwailaugsrecht  un<l  Privalrtclut 
erstrebt  werden,  so  kann  es  nicht  entscheidend  sein,  dass  bisher  aus  historisch 
erklarlidien  aber  nicht  durchschlagenden  Gründen  eine  Materie  rorznipiweise 
in  den  Lehrbüc-hem  des  Privat  rechts  berücksichtigt  worden  ist. 

Ist  es  durchführbar,  zwischen  Venvaltungsrecht  und  Privatrecht  a'me 
priiiTiiiMelle,  wenn  auch  im  Einzelnen  schwankende  (irenze,  abzustecken. 
St»  ikI  zwisichen  Verwaltungsrecht  und  Verfassungsrecht  oder  Staatsrecht  i.  e.  S. 
eine  solche  grundsätzliche  (irenzregulirung  nicht  möglich,  weil  das  Verwal- 
tungsrecht selbst  nur  ein  lediglich  aus  Zweckmässigkeitsgründen  selbststSndig 
geatelitor  Bentandthcil  des  Staatsrechts  im  w.  S.  ist.  Die  Grenze  xwisehen 
beiden  Disciplinen  wiid  deshalb  immer  eine  etwas  willkürlich  jiezogene 
bleiben.  Wünsch('ii-\M  rtli  ist  oh  aber,  <lns«!  '^ich  :i]liii;ilili<'h  riii  lio<t Innntrr  lidialt 
d<'r  Disciplin  des  Verwaltun^sirclits  lixirt  iiinl  nicht  dir  Lrri'ssicn  1  )itV.-i ciizfn 
in  dieser  jHeziehung  zwischen  (ien  verschie»ienen  Lehrbüchern  liest ehen. 

Zu  denjenigen  Materien,  welche  zweifellos  in  die  DiscipHn  des  Ver- 
waltui^fsrechts  gehöreut  sind  vor  allem  zu  rechnen  die  Lehre  von  der  Aemter^ 
nr^unisation,  während  die  RechtsverhaltnisBo  der  Staatsbeamten,  welche  lu 
in  s  V'«M'waltungsrecht  aufgenommen  hat,  wohl  besser  dem  Staatsrecht  ül>er- 
wie*<en  werden,  und  <lann  die  Leliro  von  d(<n  allu<>nnMnnn  Funktionen  il^r 
Verwaltung  ( Vorordnuny:en,  Verluj^uutjen,  Verirüge,  Zwangsmittel  u.  s.  w.). 
Ausst^rdem  bedarf  die  allerdings  üImm'  den  Rahmen  des  Verwaltaugsrechts 
hinausgehende  Lehre  von  den  öffentlichen  Rechten  wegen  ihres  irnngen  Zu- 
sammenhangs mit  der  Verwaliungsgerichtsbarkeit  hier  ein*  )-  eindrehenden  Ei^ 
örterung.  L.  hat  denn  ancli  eine  Anzald  von  Paraj<rapher),  insbesondere  die 
5;!:;  1 — 7.  10  imd  11.  IH  öti.  diesen  allirtMneinen  Lehren  'gewidmet.  Allein 
die  betreiVendi'ii  Ki<"nteruuji;en  erscheinen  für  ein  Lehrlmcli  vom  Umfange 
des  L.'8cheu  nicht  ausreichend  und  einzelne  i'arlieen,  wie  z.  B.  die  Lelire 
von  den  subjektiven  öffentlichen  Rechten,  können  in  keiner  WeiM  als  ge- 
nfigend  und  erschöpfend  bezeichnet  werden.  Es  wäre  in  mancher  Hinsicht 
besser  gewesen,  wenn  der  Verfasser  einzelne  Theile  dea  sog.  speziellen  Tlieils, 
in  welchem  die  nai>telhmg  sich  ohnehin  liiiiifig  auf  eine  auszugsweise  Wieder- 
gal*e  de«  Tidialts  der  Oresctze  besehriinken  miiss.  kürzer  ifera<?st  und  die  all- 
gemeinen Lehren  dafür  umso  ausführlicher  behandelt  hätte.  Bei  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Verwaltungsrechtswissenschaft  handelt  es  sich  für  ein 
Lehrbuch  nicht  sowohl  darum,  die  verwaltungsrechtliehen  Vorsehriften  bis  in 
die  letzten  Verzweigung^  einstehend  zu  erörtern»  als  vielmehr  die  Ghnnd« 
liegriffe  der  Verwaltuntr  und  des  X'erwuUungsrechts,  wie  Staatsverwaltunsr. 
Selbstverwaltung,  Amt,  Komniinialverband,  Zuständigkeit,  Verfügung,  Zwangs- 
gewalt u.  8.  w.  eingehend  zn  uuieii*ucheu  und  den  rcchilicheu  Inhalt  dieser 
Begriffe  möglichst  klar  festzuhalten.. 
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Es  soll  nicht  verkannt  wcrrlen,  das«  es  für  Pine  cinicrcmianpsen  ab- 
schliessende Dar«ftelUni^f  diewcr  Materien  vielfach  an  monographischen  Vor- 
arbeiten fehlt,  allein  ein  ausluhrliches  I./ehrbuch  wird  eben,  wenn  es  seinen 
!BmwA  eifoUeii  «oll,  lo  viel  «b  möglich  die  fdileBden  Ifonographien  er- 
■etaen  mfinen. 

Bei  der  Wichtigkeit,  wdcfae  die  Abgrenzung  des  Stofib  nach  den  ver- 
schiedenen Riohtun^fen  für  eine  relativ  po  junerf  Wisse n" eh aft,  wie  die  de« 
Verwaluuiirsn-ohis  hat,  ist  dieser  Kra^;»*  liier  ein  jn*Ö88erer  Kaum  eingeräumt 
worden.  Dagegen  kann  auch  eine  noch  no  kuno  Wiedci^be  der  Ansichten 
dat  Veifiunen  bezüglich  der  einselnen  behandelten  Materien  um  so  mehr 
veRi<ditet  werden,  «Ib  ja  dodi  eine  Beeprechnng',  toll  sie  aieht  mir  Abhand- 
Imig  werden,  die  Prüfun^^  iler  in  dem  Buche  im  Einzelnen  vertretenen  Auf- 
fassimgen  dem  Lest-r  iil)erlas«<en  mnss.  Xur  zwei  Punkte  uuiffcn  kurz  berülirt 
werden:  Anf  S.  9  wird  unter  den  subjectiveu  üÜeutlichen  Hechten  auch  das 
Recht  des»  StautH  auf  Auiiubuag  der  Staatsgewalt  aufgeführt.  Es  heinst  näm- 
hch  dort:  „Wird  der  Staat,  wie  dies  für  die  juristische  Betrachtungsweise 
nothwendigr  ist,  als  Persönlichkeit  ao%eftsst,  so  steht  dem  Staat  das  Redit 
anf  Aasttbung  der  Staatsgewalt  mid  das  Recht  auf  Unterwerfung  der  Unter- 
thanen  unter  die  Staatsgewalt  als  subjektives  öffentliches  Recht  zu.**  Dass 
der  Staat  als  Persönliehkeit  aufirefasst  werden  kann  und  bezw.  anf;u'<'fa<'8t 
Werden  inutts,  ist  |janz  richtig,  allein  dieser  Umstand  ist  tiir  die  hier  zu  ent- 
scheidende Frage  der  Entstehungsgrund  der  Slaatsgewali  und  der  Unter- 
ordnimg  der  Cnterthanen  tmter  dieselben  völlig  gleichgültig.  Der  Staat  tritt 
den  Staatsangehörigen  zunächst  als  souveräne  Maoht^  als  Staatsgewalt  g^n- 
Qber;  ea  i^t  dies  dne  Thatsache,  welche  mit  der  Existenz  des  Staats  von  selbst 
gegeben  ist.  Von  einem  Rechte  des  Staats  auf  Ausübimg  der  Staatpg'ewalt 
kann  man  daher  nicht  sprechen,  denn  der  Staat  hat  seine  liewalt  nicht 
durch  irgendwelchen  specieileu  Rechtatitel  erworben  imd  deshalb  ist  auch  die 
Staatsgewalt  rechtlich  eine  mibeschiinkte,  d.  h.  der  sonverSne  Staat  bat 
keine  ihm  durch  eine  andere  llbcht  gesetate  reehtliehe  Schranke;  die  Grensen, 
welche  bei  Ausübung  der  Staatsgewalt  beobachtet  werden,  hat  sieh  der  Staat 
selbst  pfe«»et7t,  und  das  Yerfasfunp^recht  hat  nieht  die  Befugniss  des  Staats 
auf  Ausübung  der  Slaatsi/ewalt  zum  (Teijenstande,  sondern  es  iTefätinimt  nur, 
welche  physische  Personen  befugt  wiu  bollen,  die  Staatsgewalt  auszuüben, 
welche  Rechte  der  Staat  seinen  Angehörigen  in  Bezug  auf  die  Theilnahme 
am  ZDatanddmmmen  etntiomen  will  nnd  in  weldien  einaelnen  Pflichten  die 
Thataache  der  Unterwerfung  der  Unterthanen  unter  die  Staatsgewalt  zur  Er- 
scheinung kommen  soll.  Jede  andere  Auffassung  fuhrt  nothwendiger  Weise 
zurück  zn  den  Hoheitsrechten  und  Repralien  des  Territorialstaats  zu  Zeiten 
des  heil.  rüm.  Reich»  deutscher  Nation  und  zu  einer  durchauf«  privat reeht- 
lichen  Construktiou  des  Staats.  Jedenfalls  ist  eine  Ausdrucksweise,  wie  sie 
hier  bei  Ii.  auftritt,  bedenklich  nnd  iireföhrend  mid  überdies  geeignet,  die 
ohnediea  sehwierige  Ldire  von  den  sabjektiven  dflfentlichen  Bediten  an  ver- 
wirren^  statt  sie  zu  klären.  Ein  weiterer  Punkt,  welcher  einer  kurzen  Be- 
4,,roo>i'iT5c  Bedarf,  ist  die  Auflassung  der  Polizei,  wie  sie  L.  vertritt.  L.  sagt 
S.  ti  and  dem  Sinne  naeli  damit  iil)ereiustimmend  S.  259:  „Polizei  ist  die 
Thätigkeit  der  Staatsgewalt  auf  dem  (iebiete  der  inneren  Verwaltung,  soferne 
dieselbe  mit  einem  Zwange  gegen  Personen  vetbundea  ist."  Es  kann  an- 
gegeben werden,  daas  dne  denwtige  Anffiwsimg  der  PoHsei  nicht  blos  hSufig, 
in  der  Pnuda,  sondern  mitunter  auch  in  der  Theorie  auftritt,  nichts  desto- 
wenisjer  mmn  geq-en  diese  Identifizinmg  der  Polizei  mit  der  Zwangts^ewalt 
der  inneren  Yerwaltunq-  entschieden  Widerspruch  erhoben  werden.  L>as  Merk- 
Archiv  fsr  6ff«sUicb«s  K«cht.  I.  1.  J0 
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mal  des  Zwan'/s  (xlor  richHjror  co^^ajjt ,  rlrr  Hi-si-tiniriViiT!'/  At  v  |>.  r«'"*Mli<'T>«^n 
Freiheit  im  Öfffiitlichen  Tntnrf^'s'^e  ist  nur  das  eiue  Merkmal  clo^  fietrritVs  «ler 
Polizei,  das  anderere  Älcrkiuai  ist  die  vorbeugende.  Gefahren  aVjwehrendc 
Tiiütigkeit.  Wird  der  Begriff  der  Polkei  in  d2e9eiii  SKiuie  aoigefiust,  wo 
racht  derselbe  weit  über  die  innere  Verweltung  Iiimnu,  er  hat  dann  aber 
tnch  erst  eine  Berechtigunc:,  weil  er  etwas  andere«  bedeutet-,  als  die  Zwange- 
gewalt  des  Staati^,  welche  el)ent'alls  nicht  h]n^  auf  dem  Uehietf«  der  inneren 
Verwaltung  i^-irksam  ist.  Die  Wissenschaft  imt  aber  keinen  Anlauf,  einen 
anderen  Begriff  der  Polizei  als  den  eben  angedeuteten,  anzunehmen,  da  die 
neueren  Gresetze  selbst  das  Bestreben  zeigen,  die  poliieilielie  Tfaltic^eit  der 
Verwaltongibehörden  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  von  ihrni  übrigeB  Fmli- 
tionm  zn  scheiden. 

Was  endlich  die  Art  und  Weise  an))chinjxt,  in  welcher  der  Verfnsp«^r  dir» 
einzelnen  Materien  behandelt,  so  ist  liervorzulieben,  das«  deräell>e  von  jeder 
Organisation  und  Einrichtung  eine,  wenn  auch  gedrängte  üebersicht  über  deren 
geschichtliche  Entwickelung  gibt  und  dass  er  auf  diese  Weise  einseliie  reeht 
weribTotle  Beiträge  sur  Geschichte  des  Yerwaltungsrechts  geliefert  hat.  Bbeaeo 
ist  amroerkennen,  dass  in  den  einzelnen  Abschnitten  auch  die  ältere  Literatur 
sehr  sorgfältig  angegeben  ist  und  alle  wichtigeren  Gesetze  und  Verordnungen 
bernrk'S!c}iti{2ft  sind.  Hi  '  Anordnnncr  des  Stoffes  ist  eine  ii>>0T-«<icht!ic|i«'  und 
zweckmässige,  so  dass  jeweils  die  ginindlegenden  Begriffe  uini  «lie  hauptaach* 
liebsten  Beatimmungen  deutlich  her\'ortrcten.  Auch  die  Formulirung  der 
einseinen  Definitionen  ist  im  ganzen  sdiarf  und  bestimmt»  wenn  auch  nicht  ver- 
kannt werden  kann,  dass  das  METSR^sche  Lehrbach  den  juristischen  Kern  der 
Verwaltungseinrichtungen  und  Gesetze  mitunter  noch  schärfer  hci-ausschalt. 
Alles  in  allem  genommen  kann  das  L.'schc  Werk  als  ein  recht  tüchtip^e«* 
Lehrbuch  bezeichnet  werden,  welches  auch  nphen  dem  Mkykr 'sehen  Lehrbuche 
des  Deutschen  Verwaltungsrechts  seinen  PUtz  finden  und  behaupten  wird. 
Insbesondere  wird  die  Uare  und  gefSlUge  Darstellong  demselben  naiiehe 
Freunde  erwerben. 

Gleichzeitig  mit  dem  L.  sehen  Werke  mag  auch  „Die  Einführung  in  das 
Vcrwaltungsrecht"  von  KiRcHKSHK.rM  kurz  besprochen  werden.  K.,  Ton 
welcliem  vor  etwa  zwei  Jahren  ein  Hciir  zweckmässig  emgorichtetes  „Ver- 
waltuugsrechtspraktikum^  erschienen  ist,  veriolgt  mit  dieser  neuen  Schrift, 
welohe  selbstverständlich  die  Lehrbücher  nicht  ersetaent  sondern  denselben 
gewinsermaassen  vorarbeiten  wül,  den  Zweck,  eine  kurze  Üebersicht  über  die 
geschichtliche  Entwickelung  des  Verwaltungsrechts,  die  Grundbegriffe  und 
Gnmdlchren  desselben  und  die  Verwaltungsor^nisation  in  den  meisten  p«ro- 
päi.Hchen  Staaten  zu  gehen.  Der  Einführung  in  das  N'ervvaltungsrecht  (S.  1 
bis  11.8)  ist  ein  in  142  rai*agraphen  eiugcthcilter  Grundriss  des  Verwaitungn- 
reclits  beigegeben  (S.  110—174),  welcher  insbesondere  ancfa  als  Hülftmittel 
bei  Vorlesungen  dadurch  sehr  brauchbar  ist,  dass  bei  jedem  Paragn^hen  die 
fiir  die  in  demselben  zu  besprechende  Materie  in  Betracht  kommende  Lito* 
ratur  «ammt  den  einschlägigen  gesetsUchen  Vorschriften  sich  mit  gro— er 
Keichhaliigkeit  angegeben  findet. 

Die  „Einführung "  enthält,  obwohl  sie  auf  einen  verhältaissmässig  ge- 
ringen Raum  susammengedriingt  ist,  alles  Weeentlicbe,  was  von  einer  derartigen 
Einleitung  in  das  Verwaltuugsrecht  verlangt  werden  kann;  rie  ist  dorehms 
geeignet,  den  Anfängern  im  Studium  des  Verwaltungsrechts  eine  anschauliche 
und  erschöpfende  Ueber'=i<')it  über  den  StofT  zu  ^rehen,  mit  welchem  hicIi  (lie 
Disciplin  des  Verwaltunjr'^rcchts  i.  o.  S,  tu  >>eschäfti!j'^n  hui  und  pie  wird 
auch  von  solchen  mit  Nutzen  gelesen  nnd  siuüirt  werden,  welche  schon  um- 
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fa<isendere  Kenntnisse  in  die'sem  Fache  besitzen.  Sio  ist  gewandt  und 
frisch  geschrieben  und  im  aligemeinen  ßachlich  gehalt4:>u.  Nur  au  eiu/.»'li\t'n 
Stellen  tritt  die  subjektive  Ansicht  des  Verfassers  etwas  zu  stark  hervor  und 
Ist  nitonter  togtr  eine  gewine  Binseitigkeit  lu  bemerken.  Wenigstens  kann 
ReCerent  die  Art  und  Weise,  wie  auf  S.  97/99  die  Sclieflting  besonderer  Ter- 
waltungBgerichte  begründet  und  die  Uel>ertragung  der  Verwaltungarecht« 
»prwhnnjr  an  dt«>  ordentlich (icrichte  bekämpft  wird,  nicht  i\U  nhy^kfW 
bereichncu  und  ist  zudem  dnr  Ansicht,  dass  mit  einer  derartigen  Ge«^  n  11  ht- 
steliuug  der  Rechtsprechung  der  ordentlichen  (Berichte  und  der  Ver^uiLuugs- 
gBrieiitebnrkeit  der  letzteren  selbst  ein  seUechter  Dienst  et  wiesen  wird.  Amh 
m  nuneben  anderen  Stellen  wird  der  anfinerksame)  mit  dem  G^egenstande 
vertraute  Leser  sich  vennlasst  sehen,  ein  Fra^ozoichen  beizulugcn,  aber  immer 
handelt  es  sich  dabei  um  Einzelheiten,  wrli  lir  die  Brauchbarkeit  der  Schrift 
im  Gan/en  nicht  ZU  beeinträchtigen  vermögen. 

Breslau.  v.  StengeL 


BMtttll  de  Tfmltts  et  CtiTentleM  snr  lesquels  sont  ^tablis  les  rela- 
tions  et  les  rapports  existants  etc.  depnis  Tann^e  1760 
jtisqii*&  r^poque  ai  t  I  11.  Vnv  de  Härtens  ot  de  Cnasy. 
n«  norip  par  F.  H.  (Jeffcken.  T.  1.  (1857—1869.)  Leipzig. 
F.  A.  BrockhauB,  18ÖÖ.   8"  Vni.  und  Ö63  S.  12  M. 

Die  sorgfältige  Heranziehung  des  publicistischen  Quellenmaterials  sowohl 
zur  Entscheidung  auftauchender  Streitfragen  wie  zum  Nachweis  für  die  con- 
stantc  Entwickelung  und  Verbreitung  principieller  Lehren  itnH  iliHlh  des  oft 
scheinbar  regellosen  Staaten-  und  Völkerverkehrs  steht  in  unseien  Tagen 
in  breiterem  Gebrauche  als  je  zuvor.  Wenn  der  officielle  Schrifteuwechsel 
unserer  Zeit  dennoch  nur  seltener  in  die  Bahnen  einlenkt,  in  denen  sich 
das  XVn.  und  XVHL  Jabihundert  mit  ihrem  schwerfSltigen  Apparat  um* 
standlicher  Memoires,  gelehrter  Gutachten,  Pkmeeedaizensammlungen  etc. 
mit  y<)r)if>be  Tiewegrtcn,  so  hat  diese  Erscheinung  ihren  erklärenden  Grund 
uicbt  etwa  in  einer  Kntwertlninp:  des  alleren  TTrknndenmaterials  —  sondern 
umgekehrt  in  der  allgemeiner  gewordenen  Kenntniss  der  in  den  Quollen 
liegenden  Belspiete  ond  Leitgedanken.  Staatenyerkehr  und  pubHoistiache 
hSm  aind  an  dieser  Stelle  gewissermaassen  ans  dem  Stadium  der  starren 
Glosse  beranagetrcten  um  sich  fortan  auf  die  Suche  nach  den  Gesetzen  der 
Er^cheinnng'on  zu  befjeben.  Anf  die«fen  Punkt  inüssnn  wir  die  inmier  mehr  und 
mehr  sinkende  Zahl,  der  „L/euguer  des  Völkerrechts'*  verweisen  und  insbesondoro 
ZoBK  der  sich  neuerdings  wieder  die  jranz  vergebliche  Mühe  macht,  uns  der 
Möglichkeit  dass  eine  Bechtsordnuug  gestört  werden  kann,  das  Abhandentein 
der  teteteren  selbst  nachsnweisen.  Wie  man  gleichseitig  das  ZSwangsmoment  als 
das  ^sentiellc  Kriterium  des  Rechtssatzes  hinstellen  und  gleichxeitig  von  einem 
internationalen  ..äusseren'*  Staatsrecht  souveriiner  Staaten  sprechen  kann,  ist 
mir  und  mit  mir  wohl  auch  vielen  anderen  unverständlich.  Freilich,  wer 
mmu  t  nur  das  Recht  von  seiner  Negation  und  nicht  von  der  handgreilichen 
Th&tiiache  seiner  mächtigen  positiven  Organisationdes iutcmationalenLebens 
betrachtet;  wer  in  der  »Goncession''  mär  als  ein  verpflichtendes  Verapreohen 
erblickt,  das  allerdings  auch  nicht  eingehalten  werden  kann,  —  der  allein  kann 
an  die  Völkerrechtsichre,  die  schlechthin  innerhalb  aller  Rechtsdisciplinen 
nffermassig  unlösbaren  Fragen  stellen:  an  welchen  Kriterien  man  denn  erkeimt^ 

»)  Kritische  Vierte^jahresschrift  Bd,  27  S.  383  fg. 
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ob  eine  Kechtsübci'zeugung  zum  Rechtssatz  geworden  ist  nnd  „was  dann"? 
—  wenn  ein  Staat  an  einen  derartigen  Beditssata  nieht  gebunden  aein  «int 
Dann  ist  eben  die  Reehtaordnnng  verletzt  oder  in  Umbildung  begriffen 

n.  8.  w.,  die  Norm,  welche  tausendmal  zu  dem  gewünschten  Effect  gefuhrt  hat, 
hat  eben  zum  1001  mal  dt-ii  Widerstaiid  il«/r  vprsoliieden  gelagoi-teii  Tliat- 
imistände  nicht  zu  ülicrwimkii  vermocht.  Es  i**t  ein  abgenutzter  Kunstgriff 
unserer  Tagespresse,  bei  weltgeschichtlichen  Wandlungen,  bei  eruptiven  Elr- 
scheinungen  der  StaatenbUdung  und  Volkerentwickelimg  mit  überlegenem 
Llcbebi  darauf  himmweisenf  dast  «die  harte  Ftaxia  in  fortwShrendem  Wider> 
sprueh  stehe  zu  den  schönen  Theorien**,  —  und  auf  der  zweiten  Seite  sofort 
über  das  verderl /liehe  Wirken  der  Legitimitätsidee  zu  klagen,  sobald  die  Con- 
tinuität  einer  Rechtserscheinung  den  Wandlungen  der  Tagcsrnpinung  gegen- 
über gewahrt  werden  soll.  Ein  solches  jon  de  barres  mag  mit  seinem  an- 
muthigen  Linieuspiel  den  Bedürfhissen  der  Tagespresse  entsprechen,  —  seinem 
Wiederaufleben  in  der  WisBenncbaft  kann  aber  nicbt  besser  und  o&ner  be^ 
gegnet  werden  als  durch  gebaltTolle  Hinweisongen  auf  das  thatsachliche 
Wirken  jeuer  so  oft  scli<*n  t<idtge8agten  Reditsüberaeugung,  die  sich  im  po- 
sitiven Vertrapfuinterial  der  niodernpn  Staaten  äussert.  Dto  crriisstim 
Verdienste  um  diese  schlichte  aber  fruchtbare  Arlieit  fallen  litcraiK**- 
schichtlich  der  historischen  Schule  des  otieutlichen  Rechts  zu  und  auf 
dem  Ton  uns  bwrährten  Gebiete  Tor  allem  ihrer  vomebmsten  Stütie 
Fr.  ?.  Martens,  dem  Begründer  des  grossen  bis  auf  unsere  Tage  fort* 
gesetzten  Becueil  de  Trait^s.  Wer  diese  Sammlung  kennt,  weis^  ihren 
hohen  Werth  zu  schätzen,  weiss  das«  nt^lien  der  verbindenden  Kraft  dei 
Rrunisrhen  Rechts  dem  Kechtsbewusststin  des  modernen  Europa  keine 
zweite  Quelle  einheitlichen  Penkens  und  prineipieller  Schulung  von  gleicher 
Wirksamkeit  eroffiiet  worden  ist ,  wie  eben  die  jener  international  gewordenen 
Ufkmtdensammltmg.  Dieselbe  ist  aber  im  Laufe  eines  ereignissreieben  Jabr- 
bundi'i  t'j  zu  solchem  Umfange  angewadisen,  dass  allerdings  ihrer  wünschenswer- 
then  Verbreitung  sich  zahlreiche  materielle  Hindemisse  in  den  Weg  rtellen. 
Die  von  C.  v.  Martens  und  von  Cüssy  untemomTnono  Sammlung  in  redti- 
cirtercn  Dimensionen  war  daher  völlig  geeignet,  den  Vorzügen  der  ültern 
die  der  Handlichkeit,  der  billigem  Auschaöungskostcn  imd  der  gedrängtem 
Uebersicbtlichkeit  beizugesellen.  Um  so  empfindlicher  wurde  das  Abbrechen 
dieser  Sammlung  an  einem  Punkte  der  Zeitgesobiehte,  welcher  gerade  die 
häufigere  Consultimng  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsgnmdlagen  des 
.  europäischen  Staate-nlrbens  zur  Nothwendii^keit  iTiaclite.  In  dankoiiswei  thrr 
Weise  hat  sich  nun  Pnif.  Dr.  Geffckkn  der  Mühe  mitcr/.ogon,  das  soit 
ausständige  Material  Iiis  aui  die  neueste  Zeit  in  zwei  Banden  zu  ^auuiieiu 
und  so  dem  unfertigen  Recneil  eine  vortbeilhafte  Eigüiziuig  zu  gewähren. 
Der  der  mühevollen  Arbeit  au  Grunde  liegende  Plan  triigt  innerhalb  der 
durch  technische  Rücksichten  gel»otenen  Schranken  vollkommen  dem  Be- 
dürfnisse nach  möglichster  Vollständigkeit  des  im  engem  Sinne  völkerrecht- 
lichen Stoffes  Rechnung:  zu  dem  Zwecke  scheidet  (tkfkckkn  mit  Recht 
uinraTi;,neieliore  Handels-  und  Zoll  verträte,  Militärcapitulatiouen,  die  Coti- 
cordate  und  Hausverti-äge  gäuzlich  aus.  Bezüglich  des  diplomatischen  Noten- 
und  Verkandlungamaterials  verweist  die  Sammlung  auf  die  rdobe  Fundgrube 
unseres  deutschen  Staats-Archivs  und  auf  die  unt«r  Louis  RJbtAQLT'a  fiich- 
kundiger  FQbmng  zu  neuer  Blüthe  gelangten  Arcbives  diplomatiques, 
die  ebensoweniir  wie  Geffckbn^s  Recueil  in  unseren  Universitäts-  und  Seminar- 
bibliothekeu  fehlen  sollten. 

Stoerk. 
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Die 

Beschränkungen  der  Freizügigkeit 

aus 

communalen  und  polizeilichen  Ctosichtspunkten 
naeh  FMimdBchem  Verwaltnngsrecht. 

Von 

Professor  Rudolf  Gneist. 

Das  preusaische  Gesetz  vom  31.  Dez.  1842  legt  der  Landes- 
polizeibehörde die  Befogniss  bei,  einen  entlassenen  Sträfling» 
welcher  zn  Zuchthaus  oder  wegen  eines  fiir  die  Öffentliche  Sicher- 

heit  und  Moralitilt  gefährlichen  Vergehens  venu-thoilt  ist,  von 
dem  ^Aufenthalt  an  frewisseii  Orten  auszusrhliesseii".  Die  spä- 
tere Gesetzgebung  dagegen,  jetzt  das  deutsclie  Strafgesetzbuch^ 
hat  die  Befugniss  der  Polizei,  einem  entlassenen  Sträfling  „den 
Aufenthalt  an  gewissen  Orten  zn  untersagen**,  als  Theil  der  so- 
genannten Stellang  unter  Polizeiau&icht  an  bestimmte  gesetzliche 
Vorbedingungen  geknüpft  und  von  dem  Ausspruch  in  einem  Straf- 
gerichtsurthefl  abhängig  gemacht.  Es  entsteht  danach  die  Streitfrage, 
ob  durch  diese  neuere  stialgesetzliclie  Xorin  die  ältere  Vorschrift 
des  jireussischen  Landesgesetzes  aufgehoben  ist,  oder  ob  beide 
Rechtsnormen  neben  einander  in  Wirksamkeit  fortbestehen. 

Das  kön.  preussische  Überverwaltungsgericht  hat  neuerdings  in 
mehreren  Entscheidungen  die  fortdauernde  Gültigkeit  des 
§  2  Nr.  2  des  Gesetzes  vom  31.  Dez.  1842  neben  den  Bestim- 
mungen des  Reichsstrafgesetzbuchs  anerkannt,  in  üebereinstim- 
nmng  mit  der  bisherigen  Praxis  der  Verwaltungsbehörden,  aber 
im  Widerspruch  mit  angesehenen  juristischen  Autoritäten  (wie 
voK  Kmxne,  Ofi'knuufi-  u.  A.),  und  in  jüngster  Zeit  hat  HeiT 
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Professor  von  Bab  in  einer  kleineren  Abhandlung  der  Wuchensclirift 
„die  Nation""  vom  11.  Okt.  1884  S.  19—21  die  Entscheidungen 
des  obersten  Verwaltungsgerichtshofes  einer  Kritik  unterworfen, 
welche  schon  durch  das  wohlheprrtindcte  Ansehn  des  Herrn  Ver- 
fassers eine  nochmalige  Prüfung  der  Grimde  fiir  und  wider  recht- 
fertigt. 

Aber  auch  ubgeseiien  von  dieser  besoiulcrcu  Vei:inlassuM«3^, 
ist  die  Volks wirthschafiiiche  Frage  der  Freizügigkeit  und  die 
politische  Frage  yon  der  Zulässigkeit  polizeilicher  Auswei- 
sungen von  einer  so  eminenten  Bedeutung,  dass  sie  über  kurz 
oder  lang  auch  wieder  zum  Gegenstand  legislatorischer  Erörte- 
rungen werden  muss.  Es  tritt  dazu  noch  ein  allgemeines,  wissen- 
schaftliches Interesse,  indem  an  einer  so  bedeutungsvollen  Frage 
die  Verschiedenheit  der  Hehandlung  verwaltun^sreclitlicher  Frästen 
hervortritt,  wie  solche  bei  den  .lunsten  vom  Fadi  und  wie  sie 
in  der  sich  allniiilig  entwickelnden  iiechtsprechuug  der  Verwai- 
tungsgerichte  üblich  ist. 

Während  die  juristische  Inteqiretation  sich  zunächst  an  die 
grammatische  und  logische  Auslegung  der  beiden  unmittelbar  in 
Betracht  kommenden  Gesetzesstellen  halten  zu  mässen  ^anbt 
haben  die  Vei"^'altungsgerichte  es  für  nothwendig  erachtet,  aut 
den  historischen  (^ang  der  (rpset^^frebiing  über  die  Freizüjnirkeit 
und  auf  den  Zweck  der  ilaliir  gegebenen  Verwaltuugsnonneu  ein- 
zugehen, wofür  Urnen  das  legislatorische  Material  in  weitem  Um- 
fange zu  Gebot  steht.  Diese  Untei-suchung  führt  aber  in  vorlie- 
gendem  Fall  zu  einer  ttberraschenden  Erscheinung.  Wie  die 
Trennung  Ton  Justiz  und  Verwaltung  in  dem  deutschen  Staate- 
leben  dahin  führt,  dass  die  Justiz-  und  die  Verwaltungsgeaetze 
in  verschiedenen  Ministerdepartements  vorbereitet  werden,  kann 
dies  nun  auch  die  Folpe  haben,  dass  eine  scheinbar  dieselbe 
Materie  betretiendc  tresetzgebung  im  Grebiet  der  Justiz  und  der 
Verwaltung  Jahrzehnte  hindurch  in  verschiedener  Auslegung  neben 
einander  fortläuft,  (»Inio  von  einander  Notiz  zu  nehmen,  wie  dies 
hier  in  der  That  der  Fall  gewesen  ist. 

L  Die  preiuwiBolie  Oesetsgebung  fiber  die  F^izfigigkeit 
hat  im  Anschluss  an  die  grossen  socialen  und  Verwaltungs-Re- 
formen  der  STKiN-HAßüENBEua 'sehen  Periode  folgenden  Gang 
genoiiiiiieii. 

Die  Fesselung  aller  erwerbenden  Arbeit  durch  die  £rbunter- 


Digitized  by  Google 


—   »47  — 


thanigkeit  auf  dem  platten  Lande,  durcli  die  Abschliessung  des 
Bürgerrechts  und  der  Gewerbe  iii  den  Städten,  war  der  entschei- 
dende Grund  fiir  die  Verkiinunerung  der  Volkswirthschaft  wie  der 
Staatswirthschaft  in  dem  PatrimoniaJstaat  des  XVIII.  Jahihnn- 

derts  gewesen.  Die  Befreiung  der  erwcrlx^iulen  Arbeit  von  ihren 
hundeitialtigen  Fesseln,  und  als  ilue  allgemeinste  Vorbedingunj»: 
die  freie  Waiü  des  Oi*ts,  an  welchem  das  einzelne  Iiulividuiun 
seinen  Lebensunterluilt  zu  suchen  und  zu  tinden  liat,  wurde  damit 
zu  einem  absoluten  Postulat,  welches  nun  mit  dem  Schlagwort 
^Freizügigkeit"  in  die  Beibe  der  Grundrechte  eintrat. 

Wie  fiir  die  Socialrefonn  überhaupt,  so  wurde  nun  auch  für 
die  F^zügigkdt  die  französische  Gesetzgebung  das  nächstlie- 
gende Vorbild,  in  wekheni  die  Freizügigkeit  bedeutungsvoll  genug 
erschien,  um  in  den  Statusrechten  des  code  civil  (Art.  102  bis 
104)  eine  Stelle  zu  finden. 

In  den  Gesetzreformen  des  Freiherrn  vom  8tein  war  der 
Gesichtspunkt  der  Befreiung  der  erwerbenden  Arbeit  von  Haus 
ans  in  seiner  vollen  Bedeutung  gewürdigt.  Derselbe  kam  zum 
Dorchbruch  in  dem  Edikt  von  1807  über  die  Aufhebung  der 
Erbunterttönigkeit,  sowie  in  der  Stadteordnung  von  1808,  welche 
nur  die  Elueiirechte  des  IjürgertliiiniK,  nicht  aber  den  Aufenthalt 
und  die  Niederlassung  in  den  Stallten  (als  Sehutzverwandter)  von 
dem  Eriorderniss  moralischer  Unbescholtenheit  abhängig  macht. 
Auf  Grund  dieser  Gesetze  und  des  gleichzeitig  proklamirten  Grund- 
satzes der  Gewerbefreiheit,  wuide  im  Departement  der  inneren 
Verwaltung  der  Grundsatz  der  Freizügi^eit  als  ein  feststehender 
angesehen,  und  wiedelholt  in  BSrlassen  an  die  Provinzialbehörden 
als  solcher  ausgesjjrochen. 

In  der  Ausführung  zeigten  sieh  nun  aber  doch  Schwierig- 
keiten und  Zweifel,  insbesondere  in  dem  Verhältniss  der  Frei- 
zügigkeit zu  den  U emeindeverbänden  und  Gutsherrschaften, 
denen  das  Gesetz  von  Altersher  die  Verpflichtung  zur  Armen- 
unterstützung  und  mancherlei  konnexe  Verpflichtungen  auferlegte, 
deren  Vervielfältigung  sich  doch  nicht  von  der  blossen  Willkür 
der  Erwerb  suchenden  Personen  abhängig  machen  liess.  Eine 
emsiditige  Verwaltung  hat  mit  Hülfe  der  neuorganisirten  Regie- 
rungscoUegien  und  mittels  des  in  Preussen  weit  ausgedehnten 
^Aufsichtsrechts"  über  die  (Juniumnen,  solche  Collisionen  eine 
längere  Zeit  hindurch  auszugleichen  vermocht^  wobei  ihr  der  Um- 
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stand  zu  statten  kam.  dass  die  t  hat  sächliche  Grwöhnuug  dir 
völkeruug  und  die  dcutsclii*  Liehe  zur  Heimath  den  VVandertneb 
noch  eine  Zeit  lanj?  in  niässi^rpu  Srhnnikeii  hielt. 

Allein  die  Oollisionen  der  Uemeindeinteressen  mit  der  Frei- 
zügigkeit wurden  doch  immer  fiLhlbai«r,  und  mit  dem  nnkenden 
£influ8s  des  preussischen  Staatskanzlers  wurden  auch  schon 
genstr^mungen  gegen  die  Freizügigkeit  in  den  höheren  Kreisen 
der  Vei-waltung  fiihlhar. 

Der  Minister  des  Tnneni  sah  sich  daher  im  .Jahn'  1824  ver- 
anlasst,   eiin  ii  ( M  .sützent\vui*f   ühor   die   Modahtäten   der  Ver- 
pflicUtnn<^  derOommuueii  zur  Armenpflege  auszuarbeiten, 
der  vom  Staatsministerium  angenommen»  demnächst  dem  Staats- 
rath zur  Begutachtung  überwiesen  wurde.   In  diesen  Berathungen 
zeigte  sich  alsbald,  dass  der  leitende  Grundsatz  von  der  Ver- 
pflichtung der  Commune  die  ihr  angehörigen  Armen  zu  unter- 
halten, in  unzertrennlichem  Zusammenhang  stand  mit  der  Vorfrage, 
ob  und  wieweit  Gemeinden  und  G utsbezirke  zur 
Aufnahme  neuanziehender  Personen  verpflichtet 
sein  sollen,  (denn  ohne  das  konnte  man  keine  Bestim- 
mung treffen,  dass  nach  eiii-  oder  mehrjährigem  Aufent- 
halt eine  communale  Pflicht  zur  Armenunterstützung  ein* 
treten  soll). 

Auf  Grund  dessen  wurde  nun  das  Staatsministerium  veran- 
lasst, zwei  neue  Gesetzentwürfe  auszuarbeiten 

1)  einen  Gesetzentwurf  über  die  Verpflichtung  der  Com- 
munen  etc.  zur  Aufnahme  neuanziehender  Personen, 

2j  über  die  Verpiiiciitung  der  Oommuuea  etc.  zur  Armen- 
unterstützung. 

Beide  Gesetzentwürfe  wurden  nach  der  Berathung  im  Staats- 
ministerium in  Erwägung  der  dabei  in  Frage  kommenden  „Iiiter- 
essen  der  Communen^  im  Jahre  1838  den  acht  P^ovimdal- 
landtagen  vorgelegt,  mit  Rücksicht  auf  deren  Monita  mehrfach 
umgearbeitet  und  dem  Staatsrath  zu  wiederholter  Berathui  i^^ 
überwiesen,  aus  welcher  schliesslich  di(>  beiden  Gesetze  vom 
31.  Dez.  1842:  1)  fd)er  die  Aufnahme  nenanziehender  Personen 
(G.-S.  1843  S.  5),  2)  über  die  Verpflichtung  zur  Annenpflege 
(G.-S.  1843  8.  8)  hervorgegangen  sind. 

Das  letztere  G^etz  hat  eines  der  schwersten  JEhrobieme  der 
Ven^'altungsgesetzgebung,  die  Regelung  der  dfientlichen  Armen- 
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pflege,  in  so  tüchtiger  Weise  gelöst,  flass  es  auch  andern  deutschen 
Staaten  als  Muster  gedient  hat  und  noch  heute  als  die  bewährte 
Grundlage  der  prenssischen  ArmenTerwaltnng  fortbesteht. 

Aber  auch  für  das  erstere  hier  allein  in  Betracht  kommende 

sog.  NiederlassnngB-  oder  Heimathsgesetz  ergeben  die  für  die 
Beratluing  im  Staatsrath  jjednickten  Motive  de«  Staatsministe- 
rium«  vom  9.  Februar  1B3H  (Gt-h.  Staatsarchiv  Kcj).  80,  Innere 
Aiifjol.  S.  10 — 29)  Gesichtspunkte,  welche  aus  einer  vielseitigen 
ErlUhrung  im  Departement  des  Innern  hervorgegangen,  das  Ver- 
hältniss  der  Staatsverwaltung  zu  den  Interessen  der  Communen 
in  durchaus  sachgemässer  Weise  zur  Geltung  bringen. 

^Es  hat  sidi  m  neuerer  Zeit  das  BedÜrfiiiss  bestimmter 
Grundsätze  über  die  Frage :  ob  und  wieweit  es  den  Communen  etc. 
gestattet  wi-r(ien  könn»^',  iieuanziolieiulen  Personen  die  Aufnahme 
bei  sich  zu  versagen  'i'  bei  der  jrrosseu  Verwirrung,  weiclie  tbcils 
aus  den  früheren  Untertliänigkeitsverhältnisseu,  theils  aus  einzelnen 
unpassend  gewordenen  ProvimdalTerordnungen  hervorgehend,  viel- 
fiiltig  wahrgenommen  worden,  immer  fühlbarer  gemacht^.  Zwar 
gebort  diese  Frage  dem  Privatrecht  überhaupt  nicht  an:  denn 
die  Communen  in  unserem  Staate  oder  die  in  staatsrechtlicher 
Beziehung  ihnen  gleichzuaclitenden  Gutskomplexe  sind,  wie  überall 
in  civilisirten  Rtaaten,  als  zum  crloicliterten  Voll  zu  fr  der 
Gesetze  organisirte  l' nterabtheilungen  des  Staatsgebiets 
und  der  Staatsangehörigen  anzusehen.  —  Diese  staats- 
rechtliche N<atur  gestattet  nicht,  dass  die  Gemeinden  dem  Staate 
einen  Theil  seines  Gebiets,  eine  Abtheilung  seiner  Angehörigen, 
gleichsam  schliessen  oder  unzugängheh  machen.  Es  würde  dies 
der  Fall  sein,  wenn  der  Rogiening  die  ßefugniss  bestritten  werden 
dürfte,  neue  Mitglieder  in  die  vorliaiidenen  Verbände  aufzunehmen. 
Da  das  ganze  St.iatsgei)iet  in  <i  laeinden  oder  andere,  jenen 
gleichzuacbtende  (Jrgaiüsationsforna  u  getbeilt  ist,  so  folgt  daraus, 
dass  das  Verhältniss  eines  in  die  Gemeindeeint  heil  ung  eingereihten 
Staatsbürgers  an  sich  Niemandem  einen  Grund  zur  Beschwerde 
geben  und  vernünftigerweise  die  Autorität  zur  Begründung 
eines  solchen  Verhältnisses  vom  Staat  nicht  aufgegeben  werden 
kann**. 

.,Die  durcli  (li<-  IVübere  (Gesetzgebung  begründet  gc^wesenen 
Keschränkuiigen,  sind  an  sidi  durcli  dns  Wegfallen  der  sie  he- 
(hngeudeu  Beziehungen,  durch  den  ganzen  Geist  der  neueren 
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Gksetzgehung  und  durch  den  ausdrücklich  erk]lu*teii  Willen  Sr.  Ma- 
jestät des  Königs  ganzlich  abolirt**. 

„Es  handelt  sich  also  jetzt  nur  darum,  oh  und  welche  Nütz- 
lichkeitsrttcksichten  es  gebe,  den  Gemeinden  und  Gutsobrigkeiten 

eine  Befugniss  einzuniiiiiieiij  die  sie  dermalen  nicht  besitzen,  die 
Beftigniss  nämlich,  deni  preussisclien  Staat  angehörige  Perbuueii 
aus  ihrer  Mitte  ausziischh'esseii?"  — 

„Als  solche  Gründe  nun  sind  nur  von  einigen  Seiten  auf- 
gestellt worden: 

1)  Bescholtenheit  des  Ru&^ 

2)  Zustand  der  Verarmung,  ausgedehnt  auf  den  mangelnden 
Kachweis  an  Gelegenheit  zu  einer  den  Lebensbedarf  sichernden 

Anwendung  der  Kräfte  und  Fähigkeiten. 

^Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dass  ilvv  nn  sicli  nnbestiniinte  Begiiff  von  ^^Eoscholtenheit'*  und 
„Un])escholtenheit^  von  der  Art  ist,  dass  schon  seiner  gänzlichen 
Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  wegen  das  Gesetz  davon  keinen 
unmittelbaren  Gebrauch  machen  kann>  sondein  eventuell  auf  eine 
nähere  Analyse  eingehen  mUsste.  Indessen  ist  so  viel  klar,  dass 
die  ünbescholtenheit  Niemandem  gewisser  und  in  höherem  Grade 
fehlen  kann,  als  dem  bestraften  Verbrecher,  als  dem,  der  so- 
eben vom  Zuchthause  kommt,  und  es  leuclitet  also  ein,  dass  man 
diesen  Punkt  gleichsam  in  seiner  äusKersten  Spitze,  in  senit  r  noth- 
wendigsten  Folge  prüft,  wenn  man  ihn  auf  ilie  bestimmte  Frage 
begrenzt:  „Kann  einem  Individuum,  welches  zu  irgend  einer  Zeit 
ein  gemeines  Verbrechen  begangen,  und  desshalb  Kriminalstrafe 
erlitten,  solche  aber  völlig  abgebüsst  hat,  aus  diesem  Grunde  die 
Niederlassung  an  einem  andern,  als  seinem  bisherigen  Wohnorte 
(wenn  nämlich  letzterer  vorhanden)  versasrt  werden?" 

Biese  Frage  wird  nun  verneint  aus  nv\\i  (iiiiiulen,  von  denen 
hl'  r  nur  das  Wesentliche  wiedergegeben  werden  kann.  Zunächst 
niiiniit  das  Staiitsministerium  an,  dass  zur  Zeit  kein  Gesetz 
bestehe,  welclies  den  (Temeinden  oder  Gutsobrigkeiten  eine  solclie 
Befugniss  beilege.  Die  älteren  Vorschriften  in  dem  A.  L.-R.  U 
7  §§66,  116  und  die  konnten  Paragraphen  desselben  Titels, 
sowie  n,  8  §  17  seien  mit  Aufhebung  der  Gutsunterthänigkeit, 
und  durch  die  neueren  Städteordnungen  beneiti^.  Die  über- 
zahlreichen  ProvinziaJgesetze  aber  seien  nnr  aus  dem  Ober- 
aufsichtsrecht  auf  die  Handiiabung   der  polizeilichen  Ordnung 
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entsprungen,  uhnc  dlspo.sitive  Vorschriften  über  die  rechtlichen 
Vorbe(Unfruup«Mi  d»  !-  NiederlaHsung  zu  geben. 

WoUt«*  nuui  die  Uubescholteniieit  zur  rechtlichen  Vorbedingung 
(]vr  Niederlassung  machen,  so  würde  darin  eine  nicht  beabsichtigte 
Schärfiing  aller  gerichtlichen  Bestrafongen  liegen;  indem  der 
Bestrafte  nach  AbbfiSBung  der  Strafe  seb  ganzes  Lebelang  die 
Befogniss  verlöre,  den  Ort,  wo  er  eben  wohnt ,  zu  veriassen  nnd 
eine  neue  Heimath  zu  begründen,  weil  jede  andere  (-remeindc 
seine  A  II t nähme  vei-sapen  dürfte.  Der  Rechtsgrundsatz  der  „Un- 
bescholu  nheit**  wäre  auch  vöUig  unaus»lührbar  hei  allen  den  un- 
gemein zahlreichen  ludiridnen,  die  bei  B^ehung  des  Verbrechens 
ihr  Heimathrecht  schon  verloren  oder  niemals  ein  solches  gehabt 
haben.  Da  ein  solches  Individuum  aufzunehmen  kein  Ott  ver- 
pffichtet  wäre,  so  bliebe  zuletzt  nichts  öbrig,  als  ein  lebensläng- 
licher Aufenthalt  im  Armenhause.  —  Es  sei  auch  keinesweges 
dem  allgemeinen  öffentlichen  Interesse  angemessen ,  dass  der  Sträf- 
img  nach  ahtrcbiisster  Straie  unhechngt  wieder  an  den  früheren 
Wohnort  zuruckivehre.  Seine  Hessening  sei  nir^jendH  so  schwer 
als  an  dem  Ort,  wo  er  seine  Ehre  verloren,  wo  Jeder  ihn  kenne 
und  folghch  ihn  Niemand  in  Dienste  nehme.  Umgekehrt  sei  es 
viefanebr  wünschenswerth  fiir  ihn,  eine  neue  Heimath  zu  begrün- 
den,  in  welcher  er  leichter  wieder  einen  ehrlichen  Unterhalt  finden 
küime,  wie  denn  auch  die  Vereine  zur  Besserung  der  Straf- 
gefangenen im  Ganzen  eine  damit  übereinstimmende  Erfahrung 
gemacht  haben.  AUenUii.L's  zt  ige  sich  bei  den  Genit  indcn  vor- 
wie^iend  das  Bestreheii,  bestrafte  IndivHlie  n  wni  ilut  in  Verbände 
abzuwehren.  Allein  die  Staatsgewalt  stehe  unparteiisch  über  der  einen 
wie  über  der  andern  Gemeinde  nnd  habe  das  höhere  Interesse, 
die  Rückkehr  des  Bestraften  zu  ehrHchem  Erwerb  zu  ennöglichen. 

Wenn  man  dagegen  erinnere,  die  öffentliche  Sicherheit  für 
Personen  und  Eigentbum  erfordere  mehr  Rücksicht  als  der  Frei- 
brief fiir  Verbrecher  und  Vagabunden,  beliebig  ihre  Hütten  auf- 
zuschlagen,  —  „es  konnten  sieb  bei  solcher  Freiheit  au  einem 
Orte  ganze  Banden  zursannncntnulcn,  und  einzelne  Orte 
ein  Sammelplatz  von  Verbrechern  werden**,  —  so  sei  nur 
in  diesem  letzten  Gesichtspunkt  eine  Wahrheit  euUialten,  die 
zu  gewissen  Reservaten  im  KommunaUnteresse  führen.  Von  diesem 
Gksicbtspunkt  aus  hat  dann  die  ministerieQe  Vorlage  folgende 
drei  Ausnahmsbestimmungen  anerkennen  zu  sollen  geglaubt. 


Digitized  by  Google 


—    262  — 


1)  Selbstverständlich  bleibt  ein  Einspruchsrecht  der  Kommune 

gegen  solche  Individuen,  ge^'en  welclie  durch  rechtskräftiges 
Strafurtheil  auf  Ortsveru  t  isunj;  aus  dem  l)isherifren  Aiil"»  iit- 
haltsorte  erkannt  ist.  Die  Strafgesetze  jener  Zeit  tiitluelten  eine 
Strafandrohung  der  Art  gegen  Verbrechen,  denen  eine  besonders 
kontagiöse  Natur  beigemessen  wurde,  oder  mit  Rücksicht  auf  ein 
öffentÜches  Aergemiss^  wie  Sodomie^  Blutschande,  fiazard^el 
(A.  L.-R.  n,  SO  §  997,  1043,  1070  etc.)  Die  Ortspolizei  erfuUt 
in  Anweisung  solcher  Personen  nur  die  ihr  gesetzlich  obliegende 
Pflicht,  und  es  ist  selbstverständlich  auch  ein  Recht  der  Kommun  e, 
auf  die  Fernhaltung  o<h>r  Kntfcnumir  solcher  PersoiicMi  /u  dringen 
(durch  die  neuere  Strafgesetzgchmig  sind  diese  Fälle  veraltet). 

2)  Durch  die  Freiheit  der  Niederlassung  kann  ein  föimlicher 
Sammelplatz  von  bestraften  Verbrechern  entstehen,  und 
dadurch  die  Lage  der  überzahlreichen  kleinen  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  in  Preussen  m  hohem  Maasse  gefiÜirdet,  ja  bis  zur 
Unerträglichkeit  gesteigert  werden.  Es  ist  daran  zu  erinnern, 
dass  zu  jener  Zeit  in  Preussen  etwa  10,000  Landgemeinden  unter 
100  EinNvoliiicni  und  viele  Tausend  noch  zwerghaftere  Gutsl)ezirke 
bestanden.  Li  den  Motiven  des  ministeriellen  Entwurfs  ist  als 
der  nächstliegende  Fall  hervorgehoben  die  Niederlassung  ent- 
lassener Verbrecher  in  den  den  gi'ossen  Strafanstalten  nächst- 
liegenden  Ortschaften,  bei  welcher  sogar  ein  geheimer  Zu- 
sammenhang zwischen  den  in  und  ausserhalb  der  Strafanstalt 
befindlichen  Oomplizen  fortdauern  könnte.  In  den  Verhandlungen 
der  Landtage  und  Provinzialbehörden  wird  die  bekannte  Thatsache 
herv()r<^t'li()beu,  wie  gewisse  Klassen  von  (Tewohnheitsverbrccherii 
sich  an  kleineren  Orten  so  zusamniciiMedeln ,  dass  solche  fa^t  den 
Anschein  von  Verbrechercolonien  gewinnen,  —  wie  in  der  Nähe 
der  Grenzen  gewaltthätige  Schmugglerbanden ,  in  der  Nähe  grosser 
Forsten  Wilddiebe  geradezu  eine  Mehrheit  der  Bevölkerung  bilden. 
Der  in  unseren  Provinzen  Bewanderte  weiss  ^  wie  ganze  Ortschaften 
von  Altersher  als  Sammelplatze  für  Diebstahl,  Hehlerei  u.  dgl. 
bekannt  sind,  wi(»  namentlich  die  Naclibarschaft  von  Messen, 
gi'ossen  Miiikten,  reiclu  u  liatidclsplätzen  hauii^  die  Veranlassung 
zur  Ansiedelung  voji  (/omplizen  gewisser  Eigenthinnsverhrecher 
wird.  Es  erscheint  einleuchtend,  dass  die  Zusammensiedelung 
\  jB  bestrai'ten  Verbreclierii ,  die,  wenn  sie  einmal  Fuss  ge&ast 
haben,  in  solchen  Orten  auch  leicht  ein  ostensibles  Unterkommen 
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Hinbn.  <iii  kleines  Kommnn«lwesen  depravireii ,  den  Aufenthalt 
für  diu  reciitscliafleueu  Einwuhuer  uiileidlicli  machen  mut»s,  tiuü 
das»  liier  ein  Kommunaliiiteres^e  von  so  scliwerwiejrendei*  Bedeu- 
tuDg  in  Frage  steht,  dass  eine  Abhälfe  durch  polizeüiche  Maass- 
regeln  nicht  verweigert  werden  kann.  In  den  vieljährigen  Verhand- 
lungen hat  dieser  Fall  einer  polizeilichen  Beschrinkung  der 
Niederlassung  von  keiner  Seite  einen  Widerspruch  erfahren,  und 
es  siiul  nicht  einmal  Zweifel  ^e^joii  flie  Berechtigung  dieses  Stand- 
punkts erhüben  worden.  Die  uiuusiurielle  Vorhige  hat  nun  aber 
l>ei  Ausführung  dieses  Vorbeluilts  folgende  Gesichtspunkte  ver- 
folgt, welche  sich  aus  den  vorangestellten  ^lotiven  ergeben: 

a)  unter  keinen  Umständen  darf  die  Entscheidung  dieser 
Kollision  der  Gemeinde-  und  der  Einzelinteressen  der  Orts- 
polizei überlassen  werden,  welche  in  den  kleinen  Gemeinde-  und 
Guts  verbänden  regelmässig  der  Tendetus  einer  Abwehr  lästiger 
Auzügler  folgt,  und  weldie  ausser  Stande  ist,  die  Interessen  einer 
Mehrheit  von  (gemeinden ,  die  liier  in  Frage  kommen,  unbefangen 
abzuwägen  und  zu  übersclu  n; 

b)  vielmehr  soll  auf  Antra der  geliihrdeten  Ortsgemeinde 
die  Provinzialbehörde,  und  nur  die  Provinzialbehörde  die  Nieder- 
lassung zu  versagen  befugt  sein;  wozu  die  erste  Abtheilung  der 
Provinzialregieningen  um  so  mehr  geeignet  erscheint,  als  sie  die 
Polizei-  und  die  Kommunalsachen  in  ihrem  stetigeu  Zusammen- 
hange zu  })oarbeiten  hat; 

c)  nur  glaubte  man  den  Antra der  Gemeinde  nicht  zur 
absoluten  Vorbedingung  machen  zu  sollen,  da  kleine  Gemeinden 
und  Gutsbezurke  bereits  so  korrumpirt  sein  können,  dass  sie  den 
Antrag  unterlassen.  Es  musste  vielmehr  für  solche  Fälle  das 
allgemeine  Sicherheitsinteresse  für  sich  genügen.  Daher  der  Zusatz: 
„oder  von  Amtswegen"; 

d)  und  da  man  auch  bei  ilieseii  üezirkslx  hördvn  nic  ht  sicher 
zu  sein  glaubte,  dass  eine  verschiedenartige  provinzielle  Behand- 
hmg  der  Frage  sich  geltend  machen  könne,  so  sollen  sie  für 
jeden  euizelnen  Fall  der  Versagung  die  Genehmigung  dos 
Ministers  des  Innern  einholen. 

Die  Oollision  zwischen  dem  wohlberechtigten  Interesse  der 
Kommune  und  dem  individuellen  Interesse  der  Freizügigkeit  wird 
so  in  (ItT  dorn  letzteren  günstigsten  Weise  gelöst  (und  zwar  so- 
wohl zu  üuusteu  der  bestraften  Individuen,  wie  in  den  weitereu 
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Bestimmiingen  zu  Gunsten  ilor  Arbeit  suchenden  Klassen).  Be- 
schultciihrit  oder  einr  ciiitteiie  ( .'riniinulstmle  sollen  iii(mials  ein 
ul)solutei  Uiund  zur  Ausschliessung  eines  Individuums  von 
der  Niederlassung  sein,  weil  sonst  die  8t:uitsge\valt  genöthigt 
wärei  irgend  eine  andere  Commune  zur  Aufoalune  des  Bestraf« 
ten  und  sog&r  zur  Sorge  filr  dessen  Unterhalt  zu  zwingen. 
Nur  für  den  aussersten  Fall  der  Gefahrdung  eines  ganzen  Korn- 
munalwesens  durch  die  Massenansiedehing  gemeingeföhrlicher 
Verbrecher  bleibt  der  höheren  Stjuitsbehürdt'  ein  Müfh  r.uiR'ii  \or- 
behalten,  dcni  Bt-stratU-u  die  NiederlassuiiL«  an  oiiieni  sokheu 
(.)rt  auf  Antrag  <ler  (vounnune  oder  auch  (im  Interesse  der 
SicherhcitspoUüei)  von  Amtswegen  zu  untersajren.  nDie  Landes- 
polizeibehörde hat  also  in  jedem  einzelnen  J«'aUe  zu  erwägen,  ob 
die  Niederlassung  eines  bestraften  Subjekts  gerade  an  diesem 
Ort  gefährlicher  erschemt  als  anderswo,  und  sie  soQ  dabei  im- 
mer dessen  eingedenk  bleiben ,  dass  dem  Bestraften  an  ii'gend 
einem  Ort  die  MöcrhVhkeit  eines  ehrlichen  Erwerbs  vei^schafft 
werden  niuss."  ^^ahczu  wörtlich  in  difscr  Weiso  ist  der  Sinn 
der  öesetzesklausel  nach  den  Staatsratlisverhandlungeu  in  einem 
späteren  Reskript  des  Ministers  Grafen  von  S(  n webin  vom 
14«  Dec.  1860  (Min.-Bl.  d.  Inn.  Verw.  1861  S.  12)  wiedergegeben 

Nur  an  einem  Ort  schien  zur  Zeit  jener  Verhandlungen 
die  Gefahr  ^ner  Massenanhäuiiing  bereits  notorisch  vorhanden, 
in  der  Stadt  Berlin,  und  darauf  beruhte  ein  dritter  Vorbehalt. 

3)  Besondere  Gesichtspunkte  schiciien  schon  damals  bt  i  dt  n 
modernen  Grossstädten  in  Betracht  zu  konnnen  ,  in  dcueii 
ein  ga)iz  uugewöhidicher  Andrang  von  bescholtenen  und  arbeits- 
losen Personen  stattfindet.  Au  diesen  Oiten  sind  es  vorzuga- 
weise  die  Verbrechen  des  Betrugt  und  der  Fälschung,  des 
Schwindels  in  allen  Gestalten,  gewisse  Unzuchtsverbrechen  und 
dgl.,  welche  ein  ergiebiges  Feld  finden.  Trotz  des  verstärkten 
Polizeipersonids  vervieltaltigt  si(  h  in  den  Grossstädten  die  Ge- 
legenheit zur  Begehung  solcher     erbrechen  und  die  Schwierig- 

*)  Wenn  der  YerfasstT  iler  Kritik  in  der  ^Nation-  vom  14.  Oktober  lfä4 
die  Fnge  auf  wirft,  warum  das  Gesetz  nicht  lieber  «Iah  in  pefasst  sei : 

irgendwie  bcslraft«'  l*ersonen  haben  zu  ihrer  NiederlAüsuu|r  die 
Gonelimigunfj  d<r  PcdizeibeluWdc  dos  Ortes  einzuholen, 
so  7cit't        r1.en  drtrin.  in  w.Miem  Maasso  die  ganze  Seite  der  communalen 
Interesse»!  in  jener  Abhandlung  ttberschcn  ist. 
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keit  ihrer  Yeriiinderung  und  Entdeckung  in  dem  Maasse,  dass 
die  modernen  Metropolen  in  ersclu^kender  Weise  auch  die 
6ross8anunelptätze  der  Verbrecher  bilden.    Für  die  Haupt"  und 

Resiflenzstadt  Berlin  wjir  dessluilb  sclion  von  ültcrer  Zeit  her  eine 
strensrero  Praxis  ein^'ctiilirt  wurden,  mnl  am  2n.  Juli  lb22  hatte 
in  VerlruiQiig  des  Mniistt-r«  »1er  MinisterialduL'ktor  von  Kamptz 
unter  Mittheilung  eines  Königlichen  Erlasses  das  hiesige  Pulizei- 
präsidiam  angewiesen,  bei  der  Zulassung  neuanzieliender  Per- 
sonen nach  den  strengeren  „bis  zum  Jahre  1821  bestandenen 
Grundsätzen**  zu  verfahren  und  Nenanziehenden  die  Niederlassung 
in  Berlin  nur  dann  zu  gestatten,  „wenn  dieselben  Uber  ihren 
bisherigen  unbescholtenen  Lebenswandel  nnd  gleichzeitig  über 
genügsame  ehrlirhe  Subsistonzmittel  sich  liiiireichend  aus- 
weisen kuiiuen'^.  Und  in  Aljwcsciihrit  des  Ministers  hatte  ilcr- 
selbe  Ministerialdii'ektory  iin  Widersprm  Ii  mit  der  bisherigen 
Praxis  des  Ministeriums,  ein  Gircular-l^^skript  mit  d<  r  j^leichen 
Anweisung  vom  29.  Juli  1822  an  alle  Kegierungen  erlassen.  Bei 
seiner  Rückkehr  hat  indessen  der  Minister  von  Schcckmann  durch 
Erlass  vom  9.  Augast  1822  die  Veröffentlichung  dieses  Circular- 
Reskripts  untersagt  nnd  demnächst  in  einer  Reihe  von  Reskrip- 
ten die  freiere  Praxis  in  der  Zulassuni,'  Xciiauziehender  mit  voller 
Energie  autVtcht  erhalten.  Nur  fiir  die  Hauptstadt  sah  sich  der 
Minister  durch  eine  Allerliöchste  Cabinets(n-dre  vom  11.  Nov.  1824 
veranlasst,  die  strengere,  von  dem  Director  von  Kamptz  ergan- 
gene Anweisung  aufrecht  zu  erhalten  und  da»  Polizeipräsidium 
anzuweisen  y  ^nach  dem  Reskript  vom  20.  Juli  1822  pünktlichst 
za  Terfahren.^  Es  war  dadurch  ein  abweichendes  Yerhältniss 
entstanden,  welches  in  den  Verhandlungen  des  Staatsraths  als 
das  p Privilegium  der  Stadt  Berlin"  bezeichnet  zu  werden  pflegte. 

Wie  schon  aus  dem  letztcnMi  Hcrcang  sich  orf?iebt ,  \vai*en 
in7wi«5rhen  auch  in  der  (.'enlnüverwaltiiiiL;  vciscliiiMiciu'  Strcimun- 
geo  zur  G-eitung  gekommen.  Auch  bei  den  späteren,  meistens 
ein.<^timmigen  Beschlüssen  des  Staatsministeriums  wird  eine 
Stimme  (von  Kamptz)  als  dissentirend  fortgeföhrt. 

Noch  starker  war  der  Widerstand  gegen  diese,  »der  natür- 
lichen Freiheit  günstige  und  unserer  bisherigen  (j-esetzgebung 
und  der  Gewerbefreiheit  v6Dig  entsprechende  Basis**  in  den  acht 
Provinziallaiidtagen  der  Monarchie.  Diese  Jjaiidtage  in 
üuer  ^ieliriieit  bcgrüsseu  zwar  die  uunibterielle  Vorlage  als  eine 
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„zeitgemässe  uimI  (Umi  heutigen  VcrhältiiisMit  entspiTcheiKlp" 
Vorlage,  haben  aber  so  viel  Ameiidenuiits  zu  dem  ( Jcsrtzeiitwiirl  (die 
meisten  unter  lebhaftem  Wideispruch  der  betreffenden  Obei'präßi' 
denten)  zu  Tage  ^'e])rachty  dass  mit  Ausnahme  df  s  Rheimschen 
Landtages  die  Zustimmung  nur  als  eine  nominelle  bezeichnet 
werden  kann. 

Als  entschiedenster  Uegner  erscheint  der  Westfälische 

Landtag,  welcher  daran  festhält,  dass  im  Interesse  des  Staats 
wie  der  Communen  die  Priitun«;  der  (^hialilikation  der  Neiiaii- 
ziehenden  den  Communen  seibbt  zu  überlassen  sei,  und  dass 
den  Conmiunen  auch  die  Entscheidung  darüber  zustehen  müsse, 
ob  sie  die  Zulassung  von  dem  Nachweis  des  unbesc'  oltonen 
Rufes  und  der  Erwerbsfähigkeit  in  concreto  abhängi{$  macheu, 
oder  ob  sie  „nach  ihrem  Ermessen^  davon  abstrahiron  wollen. 
Sei  es  der  Widerspruch,  in  welchem  gerade  in  der  ProTmz 
Westfalen  die  halb  durchgeführte,  verflachende  französische 
Munizipalgesetzgebui))[4  iiiit  n  kräftigeren  Institutionen  des  deut- 
schen Landgemeindelebens  ^'otreteii  war,  seien  es  die  besonderen 
Bedürfnisse  einor  auf  isolirten  Bauerhöfen  beruhenden  Landge- 
meindeverfassung: so  erscheint  durchweg  in  der  Mehrlirit  des 
Provinziallandtags  eine  dem  Entwurf  ])nnzipiell  widei*streitende 
Auffassung,  welcher  auch  der  Oberpräsident  von  Vincke  auf  das 
Entschiedenste  das  Wort  redet.  „In  früheren  Zeiten  habe  man 
daran  nicht  gedacht,  weil  die  Grundlage  der  Gesellsehaft  auf 
einen  beharrlichen  Znstand  hingewirkt  und  dadurch  dem  häufi- 
geren Wechsel  de«  Wohnorts  widerstanden  habe.  Jetzt  aber 
wo  alle  Bande  gelüst .  die  den  Meiiselieu  an  das  ererbte  Besit«- 
thum  knüpfen,  wo  »las  zersplitterte  (yrnndeigenthum  wie  eine 
Waare  von  Haud  zu  Hund  gehe,  wo  Jeder  alle  Gewerbe  ü'ciben 
dürfe,  ohne  sie  zu  verstehen;  jetzt  sei  es  freilich  anders  und 
er  selbst  stehe  nicht  an,  sich  daliin  auszusprechen,  dass  wenn 
dieser  Zustand  fortdauere,  nichts  anderes  als  die  Freiheit  aller 
Personen,  ihren  Wohnsitz  selbst  zn  wählen  übrig  bleibe.  Da- 
mit müsse  man  dann  aber  auch  darauf  verzichten,  in  den  Ge- 
meinden Gemeiiibiiin  zu  erlialteii,  und  die  Aufgabe  einer  (le- 
meindeverfassung  wprde  dann  sehr  leicht .  iiuh  m  dabei  (he  Rück- 
sicht auf  die  Bildung  in  den  und  clurcli  die  Gemeinden  zum 
Staatbleben  ganz  W(>gfaUe  und  die  (Tcmeinden  nur  als  Frak- 
tionen des  Staatsgebiets  erscheinen.   Dies  aber  sei  es,  wogegen 
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»eil  der  gesuiulo  Sinn  so  od  in  den  Gememden  sträube;  sie 
wollten  ihre  Persönlichkeit  aufrecht  erhalten  und  dazu  gehöre, 
dass  sie  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Wahl  ihrer  Mitglieder 
haben,  wenn  sie  Jeden  aufnehmen  miissten,  so  unterdrücke  dies 

den  Gemeingeist.** 

Fn  der  dem  niitiisterielleu  Gesi'tzentwuH'  anj^efiif^en  j^eBchicht- 
licheTi  Darstellung;  wird  dagegen  bemerkt,  da^s  ilev  frühere  hv- 
harrlichere  Zustand  der  Gesellschaft  (womit  nur  auf  die  Eigen- 
behörigkeit  des  platten  Tjandes  uiul  die  gesclüossenen  Zünfte  der 
Städte  hingedeutet  sem  könne)  dem  häufigeren  Wechsel  des 
Wohnorts  widerstanden  habe,  so  sei  dabei  auch  wohl  zu  merken, 
dass  er  ebenso  dem  Umlauf  der  Kräfte  und  der  Kapitale  wider* 
stand.  Die  Erfahrung  weise  oft  genu^'  Fälle  des  Widerwillens 
der  Gomeinden  gegen  neue  Ankömmlinge ,  welche  in  egoistisch 
kleinhclu'ii  und  untergoordtieteii  iTiterosst  n  ,  in  Handwerksneid 
und  dergl.  wui-zelu,  nach,  aber  keiue  praktischen  Hcliä<llichkeiten. 
Cranz  irrig  aber  erscheine  die  Auffassung  von  der  Bildung  des 
„Gemeinsinns^  in  den  Gemeinden ;  denn  gerade  umgekehrt  könne 
die  Bildung  durch  die  G^einden  zum  Staatsleben  nur  gewonnen 
werden,  wo  die  Gemeinde  sich  als  Glied  des  grossen  Ganzen  er- 
kennen lerne ,  wo  sie  sich  diesem  Gtmzen ,  —  dem  Staate  — 
unterordne  und  nicht  ihr<>  isolii  ten  Zwecke  gegen  den  St.uit  ver- 
folge, dem  Staat  iiirht  opiionire.  Der  Genieiiisinn,  der  sich  da- 
gegen sträube,  sei  nicht  Gemeinsinn,  sondern  gerade  das  Gegen- 
theil  davon,  Corporations-  und  Isolirungsgeist,  Egoismus  — 
keineswegs  gesunder  Sinn. 

Li  der  Sache  selbst  bleibt  der  Ministerial-Entwurf  dem 
gegenfiber  dabei  stehen,  dass  eine  Abschliessung  der  Communen 
gegen  die  Niederlassung  bestrafter  Personen  unvereinbar  sei  und 
unvereinbar  bleibe  mii  dem  allgemeinen  Interesse  der  Beseitigung 
des  Vagabundentluims  und  der  Arbeitslosigkeit,  welches  der  Staat 
zu  vertreten  habe. 

Von  mehreren  Landtagen  wurde  das  Amendement  Ixantragt, 
dass  für  den  entlassenen  Sträflmg  zunächst  ein  Probejahr  in 
seinem  früheren  Wohnsitz  eintreten  solle,  und  erst  wenn  dies 
tadellos  überstanden,  dann  die  freie  Wahl  der  Niederlassung 
einzutreten  habe. —  Es  wird  darauf  entgegnet:  „dasn,  wen  die 
Strafe  niclit  bessere,  den  bessere  präsumtiv  auch  ein  Probejahr 
nicht^,  wobei  es  auch  mit  den  Attesten  über  gute  Führung  be- 
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kaimtlich  nicht  genau  gcaoaunon  Morde.  Uebri^ciis  sei  auch  die- 
ser A"!»!  schlag  unaust'ührhar  tiii*  die  grosse  Zahl  dei-er,  die  keine 
Heiuiath  g(^ha))t  oder  solche  verloren  haben;  und  das  seien  gerade 
die  verderbtesten  äträflinge.  Der  Hauptgrund,  dass  es  der 
Besserung  des  bestraften  Verbrechers  und  dem  ehrlichen  Fort- 
kommen desselben  hinderlich ,  ja  sogar  lÜr  die  öffentliche  Sicher- 
heit bedenklich  sei,  ihn  gerade  nach  dem  Schauplatz  seines 
früheren  Verhrechens  zurückzuw(»isen ,  wo  die  i  ih  htlic  lieu  Ein- 
wohner ihn  möglichst  meiden  und  er  sich  daher  an  die  dort 
geiuiulcneu  Genossen  wieder  anschliessen  werde,  stehe  der 
Id(M*  eines  Probejahres  direkt  und  absolut  entgegen.  Alle  Vor- 
schlüge dieser  Art  würden  darauf  hinauslaufen ,  dass  man  mit 
dem  Heimatlüosen  nirgends  zu  bleiben  wisse,  oder  irgend  eine 
G-emeinde  polizeilich  zwingen  müsse»  den  Heimathlosen  au&u- 
nehmen  und  dass  man  bei  den  Heimathberechtigten  die  Gemeinde 
nicht  nur  zur  Aufnalune  sondern  auch  zur  Beschaffung  eines 
Unterkouimens  nütlii-^eii  niiisse. 

In  Erwäj^uno:  dieser  (iründe  war  das  Staatsmiuistei'um  zu  loi- 
gender  Fassung  des  Entwurfs  gelanf^t. 

§  3.  Wer  durch  Urtel  und  Recht  oder  dui-ch  obrigkeitliche  Ver- 
fügung aus  einem  bestimmten  Orte  Terbannt  oder  entfernt 
worden  ist,  dem  darf  die  Rückkehr  dorthin  und  die  Nieder- 
lassung daselbst  vor  Aufhebung  der  entgegenstehenden 
ürtel  oder  obrigkeitlichen  Anordnungen  nicht  gestattet 
werden. 

§  4.  Sonst  aljcr  kann  tlemjenigen  ,  welcher  zu  einer  Krim inal- 
8 träfe  verurtheilt  worden,  nach  vollständiger  Abbüssung 
oder  (im  Begnadigungsfall)  Niederschlagung  derselben ,  die 
NiederUssung  bloss  aus  diesem  Grunde  nirgend  versagt 
werden. 

Nur  den  Proyinzial- Polizeibehörden  bleibt  es  vorbe- 
halten,  aus  besonderen  polizeilichen  Gründen  (sei  es  auf 

Antrag  der  Gemeindebehörden  oder  ohne  solchen  Antrag)-) 
einem  Individuum  dieser  Art  den  Aufenthalt  oder  die 
Niederlassung  in  einem  oder  mehreren  bestimmt  zu  be- 
zeichnenden Ortschaften  zu  versagen :  sie  müssen  aber  dazu 
in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung  des  Ministe- 


*)  Diete  Eintchaltang  ist  io  der  apftteren  II«daetion  «eggebltebeo. 
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riums  des  Innern  iiii'l  der  Polizei  einholen,  sind  jedoch 
gegen  das  betretende  Individnum  zu  keiner  Bechenschaft 
Uber  die  Gründe  einer  solchen  Maassregel  yerpfUchtet. 
Der  in  dieser  Gestalt  dem  Btaatsrath  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf ist  in  den  Kommissionen  wie  im  l^lenum  einer  sehr  ein- 
gelu'utl*  11  Rprathunj?  nnterzogen  \\(H(l('ii,  welche  letzteren  in  den 
acta    adhibt'uilii  des   Geheimen    Staatsarchivs  Nr.  62.   63,  64 
(fol.  93  h\H  1.50)  auch  sämmthche  von  den  Provinziallandtagen 
erliobenen  Einwendungen  und  Amendements  wiedergeben.  Auch 
hier  kehrt  der  Gesichtspunkt  von  einem  Kecht  der  Glemeindeo, 
^bescholtenen^  Personen  die  Niederlassung  zu  versagen,  von  der 
Gefährdung  des  Gemeindelebens  durch  die  Ansiedehing  bestrafter 
Personen,  sowie  der  Versuch  der  Einschiebung  eines  „Probejahres" 
wieder.    Mit  grossem  Nachdruck  wird  von  dieser  Seite  aus  aber 
geltend  gemacht ,  dass  eine  Reihe  von  Landesgesetzen ,  älteren 
Pro vinzial Verordnungen  und  lokalen  Verfassungen  noch  zu  Recht 
bestehe,  nach  welchen  die  Niederlassung  bescholtener  Personen 
als  Mit^eder,  Schutzverwandte  oder  Einwohner  verhindert  wer- 
den könne,  und  dass  zur  Abänderung  der  so  vorhandenen  Bechts- 
Verhältnisse  kein  genügender  Grund  vorhanden  sei. 

Weit  tiefer  eingehend  als  die  voi  angi  gangenen  Landtagsver- 
handhingen  krimmt  in  den  PlenaiTerliandlungen  des  Staatsraths 
der  (TFundcliui  akter  der  Reformen  der  STKiN-HAUDENBERo'scheu 
Zeit  zur  Erscheinung ,  welche  in  dieser  Weise  nur  aus  der  Initia- 
tive einer  monarchischon  Regierung  zu  Stande  gebracht  werden 
konnten  durch  eine  feste  Scheidung  der  wirthschaftlichen  und 
der  staatlichen  Gesichtspunkte. 

Vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  aus  beruht  diese 
(resetzgeliiuig  aut  dem  Grundgedanken ,  dass  der  Einzelne  für 
sein  Fortkommen  und  Wohl  selbst  zu  sorgen  und  dass  dess- 
halb  dem  Anziehenden,  der  sein  Unterkommen  zu  finden  venmig, 
in  der  Regel  kein  £inzelverband  sein  Gebiet  verschliessen  dürfe. 
(Freizügigkeit.) 

Vom  staatlichen  und  kommunalen  Standpunkte  aus 
hält  die  G^etzgebung  dagegen  in  Städte-  und  Gemeinde -Ord- 
nungen an  dem  Erforderniss  der  „Unb  scholtenheit**  fest,  soweit 
sich  solches  rechtlich  begrenzen  lässt,  und  stellt  demgeniiiss 
den  engeren  (-lonieindevcrbaud ,  das  kuniinunale  Waldrecht ,  die 
Gemeindevertretung,  die  Gemeindeverwaltung  und  die  Pflicht  zu 
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den  Gremeindeänitern  auf  die  Vorbedingung  des  Besitzes  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte. 

In  dieser  Scheidung  ist  ebenso  das  Lebensbedürfniss  der 

freien  Erwerbsgesellschaft  wie  das  Wesen  der  Selbstverwaltung 
in  ihrer  i^nu/en  Bedeutung  fiir  die  innere  Entwickeluiig  des 
Staatslehens  crcwahrt,  niul  der  Boden  für  die  npäter  weitergehen- 

lieforiueii  dtr  Jahre  1872  u.  tl".  geschaffen  worden,  in  wesent- 
iiclicm  Unterschied  ebensowohl  von  der  englischen  wie  von  der 
französischen  Keformgesetzgebung. 

Ein  sog.  konservativer  Parteistandpunkt  ist  dagegen 
im  Staatsrath  sehr  ausfüluiich  zu  Wort  gekommen.  Dieser 
Standpunkt  beruht  auf  einer  stetigen  Vermenginig  der  obigen 
hcidcM  (jL'sichtspunktt'.  Ih  m  Bcujiirt*  und  Wo^en  des  Gemeinde- 
verhandes  wird  duhei  der  selir  vcrsi  hicdeue  Begriff  der  ^Oorix» 
ration"  untergeschoben,  der  dazu  dient  ,  von  privatrtchtlichen 
Gesichtspunkten  aus  der  Körperschaft  eine  autononiische  Ent- 
scheidung über  die  Aufnalime  ihrer  Mitglieder  m  vindiciren,  und 
damit  auf  die  alten  Beschränkungen  der  Erwerbsfähigkeit ,  die 
Fesselung  der  arbeitenden  Klassen  an  der  Scholle ,  die  Ab- 
schliessung  der  gesellschaftlichen  Klassen  in  rechtlich  geschiedene 
Stände  zurückzukommen.  Die  Frage,  was  mit  den  Mitgliedern 
der  (-resellscbaft  geschehen  soll ,  die  in  den  geschlossenen  ^Cor- 
poratiunen"  ihr  riitci  komnicn  nicht  linden  können ,  wird '/.iniiichst 
(Uncli  eine  lleihe  unklarer  und  uuausfülirbai'er  Vorschläge  ver- 
dunkelt, und  wenn  deren  nnansführbarkeit  evident  gemacht  ist, 
schhesst  dieser  Parteistandpunkt  mit  dem  Gteständniss:  „solche 
Leute  gehörten  eben  nicht  in  eine  Gemeinde,  sondern  in  ein 
Zwangsarbeitshaus*^ 

Parallel  diesem  Parteistandpunkt  geht  der  so'^.  christliche, 
welcher  in  dem  kollateralen  Gesetz  über  die  \  ei  pHü  liUm^  zur 
Armenpflege  dem  Staat  diese  Fniiktion  streitig  macht.  Diese 
f  Üicht  soll  vielmehr  von  der  Kirche  übernommen  wenlen,  woruu- 

')  Ein  entgegengesetcter  90g.  liberaler  Standpunkt  ist  in  den  SUat»- 

rathsverhandluii^fcn  nicht  zur  Erscheinung  gekommen.  E.s  ist  die  aragekehrte 
Tendenz,  *len  wirthscbaftlicbeu  Geeicht^punkten  ik's  freien  £rwerbs  und  GOter* 
austauschen  die  Lebensinteressen  des  Staute»  und  der  Commune  unterzuordnen 
und  die  politische  Freiheit  mit  einer  wirtbachnftliclien  Freiheit  zu  identifiziren, 
die  in  dieser  schrankenlosen  (it^talt  hentitren  Tagea  allerding»  zu  einer 
schrankenlosen  Herrschait  des  isLapitals  lührcn  wUrde. 
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t«r  die  Parti"!  ausscliliesslich  ihre  oigetie  (herrschende)  Kirche 
Tersteht.  Die  nicht  anerkannten  Konfessionen  sollen  dann  für 
sich  selbst  sorgen,  und  wenn  dies  nicht  ausführbar  ist,  so  ge- 
boren sie  in  ein  Armenhaus*' ,  für  welches  dann  der  Staat  Sorge 
tragen  darf. 

Der  Staatsrath  hat  jenfin  Paiieistanflpunkt  gegonii!»er  sich 
schlicsNÜcli  eiitscliieden  auf  dvii  Boden  der  niiiiistcricllrn  \  urlage 
gestellt,  iiideui  er  (Fol.  21  a.  a.  O.)  die  absichtlich  aut'  die  Spitze 
gestellte  Frage: 

Sollen  die  Genieiiideu  berechtigt  »eiti,  einem  Neuanzie> 
henden  die  Aufnahme  aus  dem  Grunde  zu  verweigern, 
weil  derselbe  sich  eines  entehrenden  Verbrechens 
schuldig  gemacht  hat? 
mit  29  gegen  13  Stimmen  verneint. 

Im  Verlauf  der  Debatten  war  insbesoudeiL'  der  (Jesichtspunkt 
scharf  gekeiinzeichiict.  welcher  die  wirthsclialtlichc  iS  letleilassung 
von  einer  persünhchen  „Unbescholtenheif^  abhängig  macht,  sowie 
die  UnStatthaftigkeit,  der  Einzelgemeinde  eine  autonomische  Ent- 
scheidung" Uber  die  Zulassung  zu  gewfihren^  überzeugend  dar- 
gelegt. Ohne  Widerspruch  dagegen  blieb  der  Vorbehalt  des  §  4 
der  Vorlage,  dass  im  Interesse  der  Oommunen  und  zugleich  der 
aU$i;emeinen  Sicherheit  ein  Mittel  gegeben  sein  müsse,  die  Massen- 
uiihiiutung  von  gemeingefährlichen  Verltret  lieni  in  Einzelgenieiiiden 
und  Giitsbezaken  zu  verhiiideni.  Meinun^sditterenzen  drehten  sich 
hier  nur  um  die  Frage,  wie  die  Klasse  solcher  „bestralter"  Per- 
sonen 7.\\  begrenzen  und  zu  bezeiclmen  sei. 

1)  Der  ministerielle  Entwurf  hatte  die  Bezeichnung  „zu  einer 
Criminals träfe  Verurtheilte*'  gewählt,  m  der  erklärten  Absicht^ 
bloss  polizeiliche  oder  fiskalische  Bestrafungen  jedenMs  auszu- 
achHessen.  Man  fimd  später  den  Ausdruck  Criminalstrafe  nicht 
geeignet,  da  er  im  preussischen  Recht  keine  legale  Begrenzung 
hat.  Wesentlich  einvei*standen  war  man  ül)er  die  ausdrückliche 
Nennung  der  „Zuchthausstrale'',  nur  konnte  diese  nicht  geniigen. 
Denn  es  giebt  eine  lange  Reilie  von  Vergehen,  bei  welchen  auf  Ge- 
iangn issstrafe  erkannt  wird,  obwohl  sie  in  der  Massenansiedeluug 
dieKommunenimäusserstenMaasse  gefälirden,  wie  Betrügereien  aller 
Art,  einÜMdiere  Diebstähle,  Jagddiebstähle,  UrkundenfiUschungen, 
gewisse  Unzuchtsvergehen  und  eine  durch  Aufzählung  nicht  zu 
erschöpfende  Reihe  mittlerer  Vergehen  welche  zeit-  und  ortweise 
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sich  zu  einer  besonderen  Gefahr,  namentlich  in  kleineren  Ge- 
meindeverbänden  gestalten.  Es  blieb  zuletzt  nichts  übrig,  ab 
diese  Vergehen  nach  dem  dabei  leitenden  Gesichtspunkt  zusammen- 
zufassen als  solche,    wodurch  der  ThKter  sich  als  einen  die 

ÖfiFeiitiiehe  Sicherheit  uiul  Moralität  gelUlirliclieu  Menschen  dar- 
stellt". 

2)  Von  Seiten  der  rheinischen  Landstäntle  wai-  stliou  in  <len 
früheren  Verhandlungen  der  Vorschlag  gemacht,  dir  nach  dem 
dortigen  Strafrecht  durch  Gerichtsurtheil  unter  Polizeiaufsicht 
gestellten  Sträflinge  als  die  Kategorie  zu  bezeichneni  auf  welche 
das  Notiirecht  der  Kommune  gegen  Massenansiedlungen  beschränkt 
werden  solle.  Es  wurde  dagegen  erinnert,  dass  der  strafrecht- 
liche Gesichtspunkt  dieser  Zusatzstnife  sich  nicht  decke  mit  dem 
Zweck  des  §  4,  (welcher  den  Kommunen  einen  Schutz  gegen 
Massen ansiedelungen  gewäliren  soll)  und  noch  rim  Schluss  der 
Berathung  dieses  Punktes  im  Plenum^  darüber  ein- 
▼erstanden,  dass  die  Vorschriften  des  neuen  Stnifgesetzbachs 
Über  die  PolizeiaufBicht  auf  die  jetzt  zu  treffenden  Bestimmungen 
nicht  von  Einfluss  sein  könnten*^.  (Fol.  123^  a.  a.  0.) 

3)  Büclcsichtlich  der  im  Entwurf  vorbehaltenen  Genehmi- 
gung des  Ministeriums  für  jede  von  der  Provinzialregieniiiix 
verfügten  Versagung  Grewanii  die  Ansicht  die  Oberhand,  dass  <  s 
dieser  besonderen  Kautel  nicht  bedürfe,  da  man  den  Provmzial- 
behörden  im  Ganzen  eine  unbefangene  Abwägung  der  wirthschaft- 
liehen,  kommunalen  imd  sicherheitspolizeilichen  Interessen  zutrauen 
könne.  Ünter  Beibehaltung  der  gewohnlichen  BessortverhiÜtniase 
erschien  es  genügend,  die  Centralbehdrde  als  allgemeine  Be- 
8  ch  wer  de  Instanz  beizubehalten. 

4)  Rücksichtlich  der  für  Berlin  ergangenen  besonderen  Er- 
la'^'^e  von  1822  und  1824  erschien  nach  diesem  Besehluss  die 
Beibehaltung  emes  besonderen  „Privilegiums"  dem  Staatsi-ath  nicht 
mehr  nothwendig,  da  man  dem  Polizeipräsidium,  welches  hier  zu- 
gleich Landespolizeibehörde  ist,  die  nöthige  Wachsamkeit  zutrauen 
könne,  um  die  in  den  Königlichen  Erlassen  bezeichnete  Massen- 
aufh&ufung  von  bestraften  und  arbeitsloBen  Subjecten  unter  der 
Rekursinstanz  des  Ministeriums  zu  verhüten.  Der  Minister  dee 
Innern  liatte  schon  in  den  Coinmissionsberalhuii^c  u  (Fol.  6.  8.  35) 
schliesslich  auf  die  Aufnahme  eines  solchen  Vorbehalts  verzichtet. 

5)  Mit  üücksicht  auf  den  Zweck  der  Verhuiderung  einer 
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Biassenansiedelung  von  Yerbrechem  wurde  noch  die  besondere 
Frage  aufgeworfen:  ob  im  Fall,  dasa  eine  solche  Aufhaufang 
wirUich  eingetreten  sei,  die  Landespolizeibehörde  auch  befugt  sein 
solle,  schon  domicilirte  Verbrecher  dieser  Art  auszuweisen.  Sie 

wurde  mit  23  gegen  21  8tiiiinn*ii  im  Stantbiath  bejaht;  doch  hat 
diese  BeschlieHRiiiis:  keinen  besonderen  Ausdruck  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  gefunden. 

Die  aus  diesen  Berathnngen  des  ^taatsriiths  hervorgegangene 
Fassung  des  (demnächst  publicirteu)  Gesetzes  lautet  nun  dahin: 

Wir  Friedrich  Wilhehn  etc.  etc.  verordnen  Uber  die  Auf- 
nahme neu  anziehender  Personen  in  einem  G-emeinde- 
oder  Gutsbezirk: 

§  1.  Keinem  selbstständigen  Preuss.  ünterthan  darf  an  dem 
Orte,  wo  er  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  ['i)terkomnieii 
sich  selbst  zn  verschaffen  im  Stande  ist,  der  Aufenthalt 
verweigert  oder  durch  lästige  Hedini.nni'^en  erschwert  werden. 

§  2.  Ausnahmen  hiervon      1)  finden  Statt: 

1)  wenn  Jenumd  durch  ein  Strafurtheil  in  der  freien  Wahl 
seines  Aufenthaltes  beschränkt  ist; 

2)  wenn  die  Landespolizeibehörde  nöthig  findet,  einen  ent- 
lassenen Sträfling  von  dem  Aufenthalte  an  gewissen  Orten 
auszuschliessen.  Hiezu  ist  die  Landespolizeibehörde  jedoch 
nur  in  Ansehung  solclier  Sträflinge  l^efugt.  welche  zu 
Zuchthaus  oder  wegen  eineN  A'erln'eeheus,  wodnreli  der 
Thäter  sich  als  einen  für  die  öti'entliche  Sicherheit  oder 
Moialität  gefahrlichen  Menschen  dai^stellt,  zu  irgend  einer 
anderen  Strafe  verurtheiit  worden  oder  in  einer  Korrek- 
tionsanstalt eingesperrt  gewesen  sind,  lieber  die  Gründe 
einer  solchen  Maassregel  ist  die  Landespolizeibehörde  nur 
dem  Torgesetzten  AGnisterium,  nicht  aber  der  Partei 
Rechenschaft  zu  i^eben  schuldig. 

Als  Gnmdcharakter  des  nun  so-^enannten  Heiimithsgesetzes 
ergiebt  sicli  danach  der  eines  Verwaltungscresetzes,  d.  h. 
einer  ilechtsuorm,  welche  zunächst  die  Aktion  der  Behörden 
in  Ausübung  eines  Staatshoheitärechta  zu  regeln  bestimmt  ist. 
Die  Behörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  keinem  Unterthanen, 
der  ein  Unterkommen  in  einem  Gemeinde-  oder  Gutsverband  ge- 
fonden  hat,  der  Aufenthalt  aus  dem  Grunde  einer  Bescholtenheit 
versagt  werde.  Die  Provinzialpolizeibehörde  kann  aber  beim  Vör- 
ie* 
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handonsein  besoüdcitr  örtlicher  Miss  stände  (der  Massen- 
ansiedelung gemehigefährliclier  Vorbrecher  in  einer  dem  Gemeinde- 
leben oder  der  öffentlichen  äicherheit  geflUirlichen  Weise)  auf 
Antrag  der  Kommune  oder  auch  von  Amtswegen  die  AnsSssig- 
machung  solcher  Personen  versagen. 

Völlig  fremd  ist  dieser  G-esetzgebung  der  Gedanke  einer 
Strafe ,  einer  Nohcnstratc  oder  einer  \\'rs(-liä!'f!ing  der  Strafe  für 
ViTln-eclier.  welelic  ihre  ^Strafe  abgelnisst  ha])en.  Weit  entfenit, 
eine  neue  litschränkiing  der  individuellen  Freiheit  herbeizutüluren, 
ist  das  Gesetz  vielmehr  bestimmt,  diese  Freiheit  zu  schützen 
und  zu  erweitern,  indem  sie  alle  früher  geltenden  Bechte  der 
Kommunen  und  Gutsbezirke  auf  ZurückweiBung  bescholtener  Per- 
sonen beseitigt,  an  die  Stelle  der  Bescholtenheit  das  Merkmal  des 
gemeingeflÜirlichen  Vergehens  setzte  die  Verweigerung  der  Nieder- 
lassung aus  diesem  Grunde  auch  nur  facuhativ  stellt,  fiir  den 
Fall,  dass  fiii  einen  Gemeindebezirk  besondere  Gefahren  aus 
der  Aufhäufung  gewisser  Verbrechensgruppen  entstellen,  von  diesem 
arbiträren  Elrmessen  aber  die  Oi-tspolizeibehörde  ausschliesst.  Nur 
die  Wortfassung  erweckt  den  Schein,  als  ob  hier  eine  polizeiliche 
Beschränkung  eingeföhrt  sei:  der  Sache  nach  ist  es  eine  durch- 
greifende Beseitigung  der  kommunalen  Beschränkungen  det  Frei- 
zügigkeit, eine  ZurfickfÜhrung  der  Ansprüche  der  Kommune  auf  Ab- 
wehr auf  ihr  geringstes  Maass:  das  Zusammentreffen  derKommu- 
ualiüteressen  mit  dringenden  Anforderungen  der  Sicherheitspolizei. 

TT.  Die  Strafgesetzgebung  über  die  Stellung  unter  Polixei- 
aofsioht  hat  einen  \on  dem  Heimathsgesetz  sehr  verschiedenen 
Ausgangspunkt  und  Verlauf  genommen. 

Das  der  Polizei  unentbehrliche  Becht  einer  „Aufitcht*'  über 
bestrafte  Personen  war  in  früheren  Zeiten  nach  dem  allgemeiiien 
Begriff  der  Sicherheitspolizei  und  nach  der  G^eneraldausel  §  10, 
A.  L.-R.  II,  17  gehandhabt  worden.  Auf  dieser  (Truudlage  Hess 
sich  ans  dem  Be^^i-iff  einer  strengen  Aufsieht  eine  nahezu  un- 
gemessene Behandlung  ableiten.  Ausser  der  Keuutmssuaimie  von 
dem  Tielu  n  und  der  Beschäftigung  der  Observaten  erachteten  die 
Polizeibehörden  auch  die  ITntersagung  des  Besuches  von  Ver- 
gnügungsorteu;  Märkten  etc.,  Verhaftungen  und  ECaussuchungen 
auch  auf  leichte  Verdachtsgründe  hin  und  andere  Beschränkongen 
der  Lebensweise  und  Erwerbsthätigkeit  f&r  zulässig,  soweit  der 
Zweck  einer  „Verhütung'*  neuer  Verbrechen  darin  erkennbar  blieb. 
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Schon  in  den  frühoi'en  Stadien  der  Revision  des  preussischen 
Strafrechts  (1839)  fülirte  die  stetige  Vergleichung  mit  den  in  der 
Bheinprovinz  geltenden  Gnindsfitzen  des  code  pönal  zu  dem  Be- 
8clilii88,  das  Ihstitat  der  „Stellung  unter  Folizeianfsicbt^ 
aus  jener  Gesetzgebung  aufsunehinen,  um  den  form-  und  schranken- 
losen Observatenwesen  einige  »Schranken  zu  setzen.  Diese  Ver- 
handlungen begannen  schon  gleichzeitig  mit  dvii  Herathungen  über 
das  Heimathsjjosotz  (Staatsrathsprotokdll  IH'UI.  S.  1710  und  liefen 
panillel  uiul  unabhängig  davon  weiter.  Ks  sollte  dabei  unberülirt 
bleiben  die  allgemeine  Befugniss  zur  Kenntnissnahme  von  dem 
Leben  und  Treiben  der  Observaten  (das  jus  cognoscendi).  Da- 
gegen sollen  die  besonderen  Maassregeln  (das  jus  interdicendi  et 
prohibendi),  soweit  solche  eine  empfindliche  Beschrankung  der  per- 
sönlichen Freiheit  oder  ehrenkrSnkende  Maassre^eln  einbegreifen^ 
au  gewisse  Vorbedingungen  geknüpft,  auf  wirklich  genieingefälu'liche 
Verbrechen  beschränkt  und  die  zulässigen  Maassregeln  fester  he- 
stimmt  werden.  „Im  Sinne  dieser  Gesptzeiebunc^  (snjreii  die  Motive) 
soll  die  besondere  Polizeiaufsicht  im  Unterschied  vuu  der  gewöha- 
lichen  Aufsicht,  welche  die  Polizeibehörde  nach  ihrem  Ennessen 
gegen  alle  bestrafte  Verbrecher  und  selbst  gegen  blos  verdächtige 
Personen  eintreten  lassen  könne,  gewissermaassen  eine  fort  gehende 
Strafe  sein,  indem  der  Verurtheilte  dadurch  besonderen  und  sehr 
grossen  Beschrankungen  der  persdnlichen  Freiheit  unterworfen  werde^ 
welche  bei  der  persönhchen  Polizeiaufsicht  (fortan)  nicht  zulässig 
sein  sollen."  «Die  Stelluriir  unter  jene  besorulere  Aiilsic  lit  müsse 
daher  auch  als  eine  Strafe  behandelt  und  demnach  die  Dauer 
derselben  nach  einem  gesetzlichen  Maximum  festgesetzt  werden"* 
(Akten  des  Geh.  Staatsarchiv,  Revision  des  Strafrechts,  Justiz- 
sacfaen  Ko.  l^Q,  Seite  i72T).  Dieser  Auffassung  als  Secundär- 
strafe  entspricht  ihre  spätere  Stellung  im  Anschluss  an  die  Strafe 
der  Landes-  und  OrtsTerweisung. 

In  diesem  Sinne  wurde  die  Stellung  unter  Polizeiaufeicht  auch 
in  den  Entwurf  des  8trafges<'tz})U(  hes  aufgenomnicn,  welcher  1847 
einem  Ausscliu'^R  des  Vereini^'tcn  Tifindtnijs  zur  I^crMtliimi:  über- 
wiesen ist,  dessen  Zustandekommen  aber  durch  the  politischen 
Kreignisse  des  Jalires  1848  unterbrochen  vnirde.  Das  Verhältnis» 
der  Stellung  unter  Foli2eiau&icht  zu  den  gesetzücbcn  Beschrän- 
kungen der  Niederlassung  war  übrigens  in  den  sehr  ausfiihr- 
Hchen  Debatten  darüber  nicht  zur  Erörterung  gekommen. 
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Von  eben  diesur  Zeit  an  crsrliieii  die  Fra^e  im  Zusajiiüjt»n- 
bang  mit  der  allgemeinen  Forderung  der  Anerkemmnp;  verfassungs- 
mässiger „Grundrechte  der  Nation^  und  zwar  im  Aoschluss  au 
die  voB  allen  Seiten  geforderten  Habeascorpusakten,  unter 
welchen  nach  Vorgang  der  Englischen  und  Französischen  Gesetz- 
gebung eine  Reihe  von  gesetzlichen  Beschränkungen  der  Folizei- 
gewalt  über  die  Person  und  über  die  Wohnung  gemeint  war. 
Schon  vor  Erlftss  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dezember  1848 
erschien  daviilicr  cnn  ftir  dringlich  (»rachtetes  Gesetz  vom  24.  Sep 
tember  1848,  und  ungefälu*  gleiclizeitig  mit  der  Revision  der  Ver- 
£a88ungsurkundc  wurden  die  beiden  Gesetzentwürfe  „zinn  Schutz 
der  persöidicben  Freiheit"  und  „übe  r  di«-  Stellung  unter  Polizei- 
aufsieht'^  berathen  und  demnächst  als  Verordnungen  vom  12.  Febr. 
1850  publicirt. 

In  den  Motiven  des  letztem  Gesetzes  ist  fiherall  der  obige 
Gesichtspunkt  einer  Secundärstrafe  festgehalten,  welche  unter  be- 
sonderer Rüc  ksicht  der  Beschaflenhcit  der  That  oder  des  Thäters 
hi'i  f^ewisseu  Verbrechen  eintreten  soll  zum  Scliutz  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  im  Allgemeinen  ohne  Beziehung  auf  einen  ge- 
wissen Kommunal  verband.  Des  Einspruchs  der  Kommunen 
und  Gutsbezirke  gegen  die  Niederlassung  bestrafter  Personen  ist 
dabei  ebensowenig  gedacht  wie  der  polizeilichen  Beschränkungen 
durch  Quarantänen,  Sanitätscordons  und  dergl. 

Von  Bedeutung  sind  die  weiteren  Verhandlungen  über  das 
grundlegende  Gesetz  vom  12.  Februar  1850,  in  welchen  sowohl 
die  Berichte  der  Referenten  (Du.  1 5« »ilnk.mann  und  Du.  Hkkii- 
HAL'PT)  wie  auch  die  gründliciien  Debatten  der  1.  Kammer  «las 
Wesen  der  Polizeiaufisicht  am  eingehendaten  behandelt  haben. 
Diese  Vc^rhandlun-^cn  machen  den  Eindruck,  als  ob  man  sich  das 
AVort  darauf  gegeben  hätte,  das  Heimathsgesetz  vom  31.  Dez.  1842 
und  die  darin  vorbehaltencn  Bescliränkungen  des  Niederlassungs- 
rechts niemals  zu  erwähnen  oder  auch  nur  zu  streifen.  Die 
Veranlassungen  dazu  schienen  nalie  genug  zu  liegen.  In  dem 
Gesetz  über  die  Polizeiaufsicht  sollten  jetzt  nicht  die  (,)rtsbehörden, 
sondern  nur  di«  lja  ndespolizeilM  liörden  Beschränkungen  des 
Aufenthalts  verfüi^f»  n  aus  analogen  Gründen,  wie  im  Heinniths- 
gesetz.  Dei"  Ausdruck  ^Aufenthalt  m  besondern  (oder  gewissen) 
Orten"  war  in  beiden  (Tesetz(Mi  besomleis  wohl  erwogen  u.  s.  w. 
Dennoch  ist  das  parallele  Gesetz  nirgend  berührt  oder  erwähnt, 
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—  unverkennbar,  weil  das  Gesetz  über  die  Polizeiaufsicht  im  Zu- 
saiiiuioiili.iii^r  mit  der  so^.  HabeascorpiisactL«  als  ein  AiistUlirungs- 
gesrt/  zu  (It.Mi  (Truiulroclitün  «lor  V^erfasbuiigsui  kuiule  gedacht  war 
und  daher  immer  nur  die  Kechtsverhältuisse  des  Einzelnen  zur 
Staatsgewalt  im  Auge  hat. 

Dasselbe  gilt  Ton  der  Aufnahme  der  Bestimmungen  über  die 
Polizeiaufsicht  in  das  preussische  und  später  in  das  deutsche 
Strafgesetzbuch,  denen  jede  Bezugnahme  auf  jene  Yerwaltungs- 
r^cbtKche  Norm  zur  Beschränkung  der  Freizügigkeit  ebenso  fremd 
gt  bliebcu  ist,  obgleich  die  Verwaltiingsgesetze  und  Ortsvei  labbungen 
der  Einzelstaaten  sehr  zahlreiche  Bescliräukuugen  der  Nieder- 
lassung bescholtener  bezw.  bestrafter  Personen  als  Bürger,  Schutz- 
verwandte oder  Einwohner  in  Gemeinden  enthielten  und  in  dem 
Anbang  3  zu  den  Motiven  des  Deutschen  Strafgesetzbuchs  alle 
Varianten  aufgezahlt  sind,  welche  bezügl.  der  Polizeiaufincbt  in 
den  Deutschen  Einzelstaaten  vorkommen. 

Es  fragt  sich  nun :  welche  Bedeutung  ist  diesem  standhaften 
Stillschweigen  beiz u  1  *  i^en ? 

ni.  Das  Verhäitniss  der  Norm  des  Strafgesetzbuches  zu 
dem  §  2  des  preussischen  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1842 
bietet  allerdin^^s  eine  überraschende  Scheinübereinstimmung  dar. 
Es  heisst  im  §  39  des  Strafgesetzbuches: 

Dem  Verurtheilten  kann  der  Aufenthalt  an  einzelnen  be- 
stimmten Orten  von  der  höheren  Landespolizeibehörde 
untersagt  werden. 
Es  heisst  im  §  2  des  Gresetzes  von  1842  ungefähr  ebenso: 
Die  Laiule.si)olizeil)eli<)idc  kann  iiutii  entlassenen  Sträf- 
ling von  dem  Aufenthalte  an  gewissen  Oi-ten  aus- 
sclüiessen. 

Handelte  es  sich  um  die  Auslegung  zweier  correspondierender 
Gesetzparagraphen  des  bürgerlichen  oder  des  Straf  rechts,  so 
wfirde  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  beide  Rechtsnormen  fiir 
identisch,  das  ältere  Gesetz  durch  das  neuere,  das  preussische 
Gesete  durch  das  deutsche  Reidisgesetz  für  aufgehoben  zu  er- 
achten, und  es  ist  wohl  erklärlich,  wie  unsere  <an  die  Auslegung 
vuii  (Jivil-  und  Strafgesetzen  sje.wöhnten  Kechtsvprständifien  mit 
der  Streitfrage  rasch  im  Reinen  zu  sein  glauben.  An^  dem  Kreise 
meiner  Beiiifsgeuosseu  iu  der  juristischen  Praxis  und  in  den 
Parlamenten  ist  mir  Kemer  erinnerlich,  der  die  Sache  nicht  so 
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angesehen  hätte.  Meini  i  Erinnerung  nacli  hat  in  früherer  Zeit 
sogar  daR  Justi/niinisterium  einmal  so  voÜrt. 

Und  doch  hernht  diese  Uebereinstimmung  nur  anf  einem 
Schein,  der  lediglich  durch  einige  formelle  Redaktionsändenmgen 
entstanden  ist,  welche  die  Redaktoren  för  Verbesserungen  gehalten 
haben. 

Zunächst  ist  der  Sinn  des  Wortes  Aufenthalt  in  beiden 
Gesetzen  ein  völhg  verschiodoner. 

In  dem  Strnf;T;osetz  ist  gemeint:  die  Tiitcrsagung  iles  Aufent- 
liaits  in  ei] HMD  Ort,  Haus,  Lokal,  im  engsten  und  im  weitesten  Sinne. 

Im  Ht  iniathsgesetz  ist  gemeint:  rlio  Ycrliiiulerung  der  Nieder- 
lassung, des  dauernden  Aufenthalts  als  £inwohner  eines  Ortes, 
als  Schutzverwandter  in  einer  Stadt  etc.  In  den  ursprüni^chen 
Entwürfen  waren  daher  die  Ausdrücke  gebraucht: 

seinen  gewöhnlichen  und  ordentUchen  Aufenthalt  nehmen, 
seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  ncliHini, 
den  Aufenthalt  oder  die  Niederlassunc:  versagen. 
Dagegen  waren  Bedenken  laut  geworden,  ob  damit  etwa 
Avi(  der  Streitfragen  über  das  Bomicil  im  juristischen  Sinne  auf- 
leben könnten.  Bei  der  Schlussredaktion  hat  man  den  Ausdruck 
Aufenthalt^  für  den  geeigneten  gehalten,  ohne  den  Sinn  andern 
zu  wollen*). 

Bei  der  Schlussredaktion  sind  femer  die  Worte  y^Aui  An- 
trag der  Gemeinde  oder  von  Amtswegen"  (als  selbstver- 
stilndlieii)  weggelassen  und  damit  der  Zusammenhang  der  Vor- 
schriften mit  der  Ordnung  des  Kommunalwesens  stark  verwischt. 

Bei  der  Schlussredaktion  sind  femer  die  Worte  weggelassen: 
Nur  der  Provinzialbehörde  ist  es  vorbehalten,  —  und 
damit  der  2rweck  des  Gesetzes  verdunkelt,  nach  welchem  die 
höhere  Staatsbehörde  eintreten  soll,  um  die  in  der  Regel  viel 
weiter  gehenden  Anträge  der  Kommune  zu  ermässigen  und 
nur  im  Falle  eines  wirklichen  Nothstandes  dem  localen  Interesse 

*)  Gemeint  ist  immer  dass.lbo:  das  domiclHiH'i  t;(rti  im  kanonischen 
Sinn*^,  la  r»'si<lence  usuelle.  <l»'v  ..li^cwöhnHchc  Viif.  iiüi  ilt "  Es  ergebt  sich 
dies  Hus  dem  Rincfnn?  des  (.Jesetzes:  „Auliialnuo  neu  u uz i «'Ii eiider  Per- 
sonen, aus  dem  weitem  Inhalt  und  ans  dem  §  14:  „Die  llestiinuiungen  des 
ge^enwSrtitj-Mi  Gesetzes  sind  aul  «uUlic  Pur»onen ,  welche  sich  blos  als  Fremde 
oder  Keiseudo  an  einem  Orte  aufhalten,  nicht  zu  beziehen",  —  es  ist  dies 
aach  unbostritte».  (Vgl.  Reecr.  des  MinUt.  dM  Inneni  tom  14.  Dexember  1860 
and  T.  Rohre,  Preius.  Staatsrecht,  4.  Aofl.  11.,  Seite  66.) 
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statt  zii  gehen.  Ei*8t  durch  diese  Jj'assuiigsniideriingen  ist  der 
Sobein  entstanden,  als  oh  sicli  im  Hciniathsgesctz  lun  eine 
einfache  Maassrege]  der  Sicherheitspolizei  handle,  wäh- 
rend doch  der  Eingang  des  Ge8et2es:  „Wir  verordnen  Über  die 
Anfnahme  neu  anziehender  Personen  in  einem  Gemeinde-  oder 
Gutshezirk^,  nnd  der  ganze  Inhalt  des  Gesetzes  (von  §  1  bis  15) 
sowie  alle  vorangegangenen  Verhandlungen  sicher  ergeboi.  dass 
es  sich  nm  eine  Ma^issregel  zur  Ordnung  der  C o mm u nai- 
ve r  hiil  tnisse  handelt:  audernfalis  \sürde  der  §  2  Nr.  2  am 
a.  O.  aus  dem  Ralimen  des  Gesetzes  völlig  lierausfidlen ! 

Es  drängt  sich  hier  eine  Bemerkung  auf,  die  in  der  Ver* 
waltongsrechtsprechong  oft  wiederkehrt.  Unsere  Bechtsverständi- 
gen  sehen  es  als  einen  Fortschritt  an,  dass  die  neueren  Justiz- 
gesetze  sich  immer  möglichst  knapp  (nach  französischem  Muster) 
auf  tlie  dispositiven  AVorte  beschränken,  l  ud  sie  IuiIxmi  in  solriii 
Recht,  als  fiir  unsere  Civil  -  und  Strafgesetzp  da«  «enieine  Kcclit 
den  sicheren,  breiten  Hintergrund  bildet  und  tlen  Zusammenhang 
ergiebt.  Anders  verhalt  es  sich  mit  den  Verv^ltu  ngsgesetzeu, 
die  ihren  positiven  Hintergnmd  in  einer  älteren,  oft  sehr  wenig 
zusammenhängenden  Gesetzgebung  und  Praxis  haben.  Hier  dient 
die  heutige  Weise  des  Wegschneidens  aller  ErwSgungsgrfinde, 
Zweckbestimmungen  und  Beziehungen  auf  vorhandene  Einrich- 
tungen nm*  dazu,  zahlreiche  Älissverständnisse  zu  veranlassen,  die 
sich  noc  l»  vermehren,  wenn  man  den  8inn  aus  den  oft  sehr  wenig 
zii^aninitidiängenden  und  wenig  klai'en  iicmerkungen  emzelner 
Parlamentsredner  feststellen  soll. 

Hier  liegt  ein  solches  Beispiel  vor,  wo  das  B<  streben  nach 
einer  präcisen  Fassung  dazu  gedient  hat,  den  eigentlichen  Binn 
des  (Gesetzes  zu  verdunkeln,  und  durch  einen  scheinbar  gleichen 
Wortlaut  die  Wahrheit  zu  verdecken,  dass  das  Strafgesetz 
und  das  Heimathgesetz  in  der  That  einen  völlig  verschie- 
denen Zweck  und  Inhalt  haboti. 

Das  Strafgesetz  fugt  bei  gcNMs^cn  gefährlichen  Verbrechen 
eine  Zusatzstrafe  hinzu  zum  Schutz  des  Publikums  im  All- 
gemeinen bei  jeder  Art  der  Berührung  der  Gesellschaft  mit 
dem  als  aUgemeingefahrlich  anerkannten  Subjekt. 

Daa  Heimathsgesetz  dagegen  will  die  Kommunen  gegen 
die  Massenanhäufiing  gemeingefährlicher  Verbrecher  schützen  durch 
Beschrankungen  der  dauernden  Niederiassung. 
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Das  Heimathgesetz  hiiulert  eben  deshalb  nicht  den  voiüIkt- 
gehenden  Besuch,  soihUmh  nur  die  Doniizilierinig  gc^Yis5^er  Ver- 
breclier  in  einem  bestiniiiiten  K  ommuua  1  verband. 

Das  Strafgesetz  legt  dem  Verurtheilten  eine  unabsehbare  Reihe 
von  persönlichen  Beschränkungen  (im  Besuch  von  Theatern^  Wirth- 
Schäften,  Yergntigungsorten,  öffentlichen  Platzen,  Strassen  etc.) 
anf  und  daneben  auch  noch  die  Zulassung  nächtlicher  Haus- 
suchungen,  Verbot  des  Verlassens  der  Wohnung  bei  Nachtzeit  u.  A. 

Das  Hciiaathsgesetz  dagegen  niutliet  Niemanden  eine  den  täg- 
lit  lieii  \'eikelir  beengende  oder  kränkende  BeschränkuiiLj  zu,  son- 
dern stellt  nur  Bedingungen  für  the  dauernde  Niederlassu.ug 
in  einem  Gemeinde-  oder  Gutsbezirk,  welche  im  Interesse  des  Koni' 
munal Verbandes  jeder  rechtschaffene  Mann  sieb  gefiüien  lassen 
muss,  der  im  Augenblick  kein  Unterkommen  zu  finden  weiss,  oder 
der  gewisse  äussere  Symptome  einer  Unterstützungshedürftigkeit 
an  sich  trägt. 

Die  Zwecke  des  Hcimathsgcsct  zes  sind  el)en  des- 
halb durcli  die  Bestimmungen  über  die  Polizeiaufsicht 
überhaupt  nicht  zu  erreichen,  weil  beide  verschiedeue  Zwecke 
verfolgen. 

Schon  in  der  ältesten  strengereu  Gestalt  reichten  die  Vor- 
schriften über  die  Polizeiau&icht  nicht  aus,  die  Kommunen  vor 
einer  Massenansiedelung  gewisser  Kategorien  von  bestraften  Indi- 
viduen zu  schützen.   In  jedem  weiteren  Stadium  aber,  hei  den 

weiteren  Beschränkungen  der  Polizeiaufsicht  im  preussi sehen 
Strafgesetzbuch,  im  hayorischen  Gesetzlmch  und  den  noch  weiter 
greifenden  Beschränknni^cn  im  dent seilen  Str;irLceset/)«neh,  sind 
diese  Normen  immer  uuzur  ei  eilender  geworden  znni  Schutz 
der  Konununen,  während  das  Bedürfniss  für  diesen  Schutz  stetig 
gewachsen  ist* 

Das  deutsche  Strafgesetzbuch  ermächtigt  die  Gerichte  zu  dem 
Ausspruch  der  Polizeiaufsicht  in  der  Kegel  nur  wegen  schwererer 
Verbrechen,  lässt  dagegen  ausser  Betracht  eine  lange  Reilie 
von  Vergehen:  Betrügereien  aller  Art,  alle  nicht  mit  Zuihtliuus 
bestiaüen  Diebstähle,  Erj)rpssungen,  Uiiztiehtsverlneelien  etc.  etc. 
(sowie  alle  Verlnecher  unter  IB.rahnMi),  welche  durch  eine  Massen- 
ansiedelung  in  Kommunalverhändmi  erfahrungsmässig  ebenso  viel 
Gefahren  darbieten,  wie  die  im  Strafgesetzbuch  benannten  Ver- 
brechen. 
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Das  Straigcsetz  beschiänkt  di»'  Poli/finufsicht  auf  eine  höch- 
stens fünfjährige  Dauer  und  uiitciNMitt  dieselbe  noch  ander- 
weitigen Beschränkungen^  die  fär  die  Abwehr  einer  Massenansie- 
delimg  keinen  Sinn  haben. 

Das  Strafgesetz  stellt  die  Vernrtheilung  zur  Stellung  unter 
Polizeianfeicht  nnr  facultativ  und  macht  dieselben  von  dem  in- 
dividuellen Charakter  des  Thäters  und  der  That  in  dem  Maasse 
;il)liänid.ir.  <l;iS8  in  der  heutigen  Praxis  nur  in  einer  geringen  Z.tlil 
vou  Fällen  darauf  erkannt  wird,  während  die  Zahl  der  durcli 
Massenansiedelung  den  Konununen  gefährlichen  Sträflinge  ehie  sehr 
grosse  ist  und  den  Polizeibehörden  der  (irossstädte  mehr  Sorge 
und  Mühe  Temrsacbt^  wie  die  kleine  Zahl  der  durch  Q-erichtsspnich 
unter  Polizeiaufsicht  Gestellten. 

Der  Strafrichter  kann  in  seinem  Urtheil  über  That  und 
Thäter  im  Einzelfall  überhaupt  nicht  vorhersehen^  welche  Ge- 
fahreu  lui-  dun  Bestand  einer  Kommune  oder  eines  Gutshezirks 
die  Zusamme  nsiedeliint»  dieses  Incnlpnten  mit  anderen  Ver- 
breclieru  haben  kann,  und  dieses  zu  bcurtheileu  ist  auch  seines 
Amtes  nicht. 

In  den  vieljährigen  Verhandlungen  über  das  Heimathsgesetz 
ist  femer  die  Nothwendigkeit  irgend  eines  Schutzes  der 
Kommunen  gegen  eine  solche  Anhäufung  von  Verbrechern)  ohne 
jeden  Widerspruch  anerkannt.   Die  Gründe,  welche  damals  ein 

solches  kommunales  Nothrecht  als  zulässig,  ja  nothwendig  erscheinen 
liessen,  sind  nun  aber  in  neuerer  Ent^vicklung  der  Verhältnisse 
nicht  weggefallen,  sondern  in  jeder  Richtung  stäiker  geworden, 
und  die  Bedenken  dagegen  gemindert. 

Die  Aufiiahme  in  das  Bürgerrecht  nnd  sonstige  aktive 
Gemeinderecht  war  zur  Zeit  des  Gesetzes  von  1842  meistens  noch 
von  der  Ertheilung  eines  Bürgerbriefes,  Zahlung  eines  Bürger- 
geldes, Einzugsgeldes  etc.  abhängig:  nach  der  späteren  Gemeinde- 
gesetzgebung  tritt  der  Erwerb  des  vollen  Bin  irerrechts  ipso  iure 
ein;  die  Bestraften  gewinnen  auch  das  Gejueinduwalili k  lit.  (Ue 
Fälligkeit  zu  den  Aenitern  etc.,  soweit  ilnien  nicht  die  hürgerhchen 
Ehrenrechte  ausdrücklich  aberkannt  sind. 

Die  Massenaufliäufung  der  bestraften  Verbrecher  ist  femer 
erst  durch  die  moderne Entwickelung  der  M  illionenstädte,  nament- 
in  London  und  Paris  sichtbar  und  fühlbar  geworden,  und  wird  es 
jetzt  auch  in  Berlin.   Die  Zahl  der  Bestraften  lässt  sich  hier 
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ungpfähr  (Innius  vcniuithpn,  flass  da55  Bfrliiior  Polizeiprai^idinTTi  zur 
Zeit  ii57,863  Specialakten  über  bestrafte  Pt  rsoiieu  zu  fuhren  hat; 
darunter  freilich  auch  eine  erliebliche  Zahl  Ausserhalbwoliiionfler 
und  (polizeilich  nicht  abgemeldeter)  Verstorbener.  Die  Zahl  der 
durch  Gerichtsspruch  unter  PoHzeiaufeicht  Gestellten  dagegen 
beschränkt  sich  auf  1343  und  ist  in  stetiger  Abnahme  begriffen, 
trotss  der  starken  Zunahme  der  Bevölkening.  Die  Zahlen  in  den 
JalüTii  1880— 1885  waren:  1607,  loüi.  IIIH.  137«,  1399,  1343. 
Zum  Aüzii^  imltlen  sich  jährlich  durchbclnntihCli  mehr  als  2000 
bestrafte  Pei-8onen  (vom  1.  Januar  bis  3o.  September  1885  =  1603), 
von  (Iciion  die  Niederlassung  auf  Grund  des  Heimathsgesetzes 
durchschnittUch  450 — 500  Personen  versagt  wird^). 

Anderseits  sind  die  Bedenken  gegen  polizeiliche  Ausweisungen 
in  Preussen  wesentlich  verändert,  nachdem  das  ganze  Gebiet  der 
Polizeiverfiigungen  seit  1876  durch  die  Verwaltungsgerichts- 
barkeit  eingehegt  ist.  Insbesoiidero  schützt  diese  nach  Aul- 
hcbuMg  der  Fremdeii])olizei  (die  diucli  das  liistilut  der  Aiifent- 
haltskarten  Handhabe  zu  einem  tendenziösen  Misshrancli  but) 
die  au  der  Niederlassung  behinderten  Personen  jetzt  auch  in  dem 
davon  unabhängigen  Kecht  zu  einem  „vorübergehenden  Aufenthalt," 
zum  Besuch  von  Verwandten,  zur  Besorgung  von  Geschfiften  n.  s.  w. 
(Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  Band  X  336). 

Es  macht  einen  seltsamen  Eindruck,  wie  unsere  Strafgesetz- 
gebung über  die  Polizeiaufsicht  von  Jahrzehnt  zu  Jahi'zehnt  so  ab- 
geschwächt ist,  dass  sie  zum  Schutz  der  Kninnumen  in  keiner  Weise 
ausreuhen  kann:  wälireiid  (his  Bedürimss  thescs  Scliutzes  sich  von 
Jalir/ehnt  zu  Jahrzehnt  gesteigert  hat.  Es  ist  doch  nahezu  un- 
denkbar, dass  der  Gesetzgeber  sich  über  so  «cliwere  Bedenken 
hinweggesetzt  und  den  Kommunen  jenen  seiner  Zeit  von  allen  Seiten 
als  nothwendig  anerkaimten  Rechtsschutz  h&tte  versagen  wollen, 
wenn  man  bei  dieser  Strafgesetzgebung  jene  Verwaltungsrechts- 
normen  über  die  Niederlassung  überhaupt  im  Auge  gehabt  hätte. 

Vom  Standpunkte  einer  amiraten  Jurispriuhnz  aus  hesse 
sich  nocii  der  letzte  Einwand  erheben,  dass  der  Gesetzgeber 

Klagen  wejj:«'!!  der  Versaguiig  bind  beim  Uberverwaltuügsgcriclit  seit 
tles.sen  P.estohpii  •  ini^e^'anj^cn:  \2  aus  Berlin,  aus  den  Provinien  keini«. 
SammtUi  Ii«.  Klag.  ii  sin*!  iu  der  Hauptvsacho  unbegründet  befunden;  in  3  Füllen 
jedoch  mit  dem  Vorbclmlt,  dti»^  dein  Bestraften  eio  zeitweiser  AufeDtUalt  ni 
geätatten  Ist 
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durch  ein  ausdrückliches  pro  vis  o  jene  Gesetzesbestimmungen  über 
die  kommunale  Niederhissung  ausdrücklich  hätte  vorbehalten  müsBen. 
Allein  auch  dies  Bedenken  ist  nicht  zutreffend.  Denn  es  ist  eben 
Maxime  unserer  neueren  Gresetzgebung,  unter  Beseitigung  der  in 
iUterer  Zeit  tiblichen  Erwägungsgründe  und  Vorbehalte  die  Ge- 
sotzt'sparafjpaphen  luuj^lichst  knapp  und  (lisi)ositiv  zu  halten,  um 
niclit  in  die  engiisclie  Weise  der  Ueberladunf!;  mit  endlosen  pro- 
visoä  zu  geratheu.  Mitten  unter  den  präcine  gefassten  Artikeln 
unseres  Strafgesetzbuchs  würde  sich  ein  solches  proTiso  wunder- 
lich genug  ausnehmen!  Solche  Vorbehalte  haben  nach  dem  6e- 
sammtbau  imserer  Gesetzgebung  ihre  SteDe  Yiehnehr  in  den  Yer- 
waltungsgesetzen  zu  finden,  die  von  den  Beschrankungen  der  Nieder- 
lassimg handeln.  Und  hier  hat  der  Vorbehalt  in  der  That  auch 
seine  Stelle  gefunden  in  dem  Reichsgesetz  über  die  Freizügigkeit 
vom  l.  November  1867.  Dies  Reichsgesetz  dehnt  im  Eingang 
den  Grundsatz  des  preussischen  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1842 
§  1  auf  das  ganze  deutsche  Reich  aus: 

1^  Jeder  Bundesangehörige  hat  das  Becht,  innerhalb  des 
„Bundesgebietes  an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder 
„niederzulassen^  wo  er  eine  eigene  Wohnung  oder  ein 
„Unterkonmien  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist.^ 
l'nd  hier  —  loco  cougruo  —  ist  dann  auch  das  proviho 
eingefugt: 

„Insoweit  bestrafte  Personen  nach  den  Landesgesetzen 
„Aufenthaltsbeschränkungen  durch  die  Polizeibehörde 
„unterworfen  werden  können,  behält  es  dabei  sein  Be- 
„wenden*'' 

Es  erscheint  bei  dieser  Sachlage  wohl  ebenso  begreiflich  wie 
gerechtfertigt,  dass  das  preussische  Ministerium  des  Innern 
und  s&mmtliche  Verwaltungsbehörden  seit  einem  Men- 
schenalter die  fortdauernde  Gültigkeit  der  Verordnung 

vom  3  1.  December  1842  §  2  als  unzweifelhaft  anj^esehen 
und  gegen  erhobene  Widersprüche  sowohl  im  preussischen  Land- 
tag wie  im  deutschen  Reichstag  aufrecht  erhalten  habeu'^). 

Ea  gehören  dahin  die  Verhandlungen  des  Hauses  der  Abg.  i.  S.  des 
T  .  >ir.  Wander.  Stenog.  Ber.  A.-H.  1859  S.  152  -158.  Die  Redner  (Matuis, 
Falük  u.  ä.)  erkennen  hier  das  Heinmthsgeselz  1842  §  2  als  geltendes  Recht 
an.  bestreiten  aber  die  Anwendbarkeit  auf  diesen  Fall.  —  Die  Verhandlungen 
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Die  Eni  Wickelung  dieser  preussischeii  Gesetzgebung  orgiebt 
aber  auch  den  übei'zeugenden  Beweis^  wie  der  Grundsatz  der  Frei- 
zügigkeit dabei  wolil  gewahrt  und  polizeiliche  Beschrankungen  der* 
selben,  auch  wo  sie  im  Intei*e88e  der  Kommunen,  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  Sittlichkeit  unentbehrlich,  mit  Rolclier  Vorsicht  ge- 
handhabt werden,  dass  Bescliwcrdeii  in  die.seiii  (lehiete  verbältniss- 
niässii?  sein  selten  erseheinen.  Da  der  hestrHfte  \'erl)reelier  doch 
in  irgend  einem  Orte  ein  Uutex'komiueu  und  die  Möt^hchkeit  (3iues 
ehrliehen  Erwerbs  linden  muss,  so  konnte  der  Minister  des  Innern 
den  Landespolizeibehörden  wohl  keine  andere  Instruktion  ertheüen 
als  die  noch  geltende  in  dem  Rescr*  des  Grafen  von  Schwerin 
vom  14.  Dez.  1860, 

in  jedem  einzelnen  Fall  zu  erwägen,  ob  besondere 
Giiinde  vorhanden  sind,  welche  die  Niederlassung'  eines 
genieingeiiihrUchen  bestraften  Menschen  an  diesem  Orte 
geliihrhcher  ei*8cheinen  lassen  als  an  anderen,  und  da- 
bei stets  eingedenk  zu  bleiben,  dass  dem  Bestraften  die 
Möglichkeit  einer  Btickkehr  zu  redlichem  £rwerb  ge- 
währt werden  muss. 
Auch  de  lege  fer^da  ist  bis  jetzt  meines  Wissens  noch  kein 
positiver  Vorschlag  zur  Verbesserung  dieser  Nonnen  aufgestellt 
worden.    Solche  nniglicheu  \'erbesserungen  liegen  ziendich  nahe, 
da  einige  Sätze  des  preussischen  Vei*^'altungsgesetzes  (§  2  Nr.  1) 
durch  das  heutige  Strafgesetzbuch  antiquirt,  und  in  §  2  Nr.  2 
das  Wort  Verbrechen  nach  heutigem  legalen  Sprachgebrauch 
dujch  „Verbrechen  und  Vergehen''  ersetzt  werden  muss.  Man 
könnte  auch  einen  Versuch  machen,  jetzt  (nach  dem  Weg£ali 


dea  Abg.-H.  voa  1861,  Stcuogr.  Bcr.  IV.  S.  2071,  sind  znnidut  durch  die 
Potisei-Praiii  dar  AnfentbAltsksTtcn  TeranUHt,  dorch  deren  Bntdehang  ein 
anbeachrSnktes  Anawebongsrecht  der  Polizei  gegen  miseliehige  Pereonen 
enndglicht  wnrde.  Die  Bedner  des  Abg.-H.  hekfiropfen  dieaen  Mieebranch 
mit  der  Bebauptong,  daes  dtee  dem  Art  V  der  Gmndrecbte  widerapreebe  nnd 
den  Paragraphen  des  Strafgesetzbuchs  über  die  Stellang  nnter  Polizcianfäicht, 
dnrch  wolclie  auch  §  2  Nr.  2  des  Prcuss.  Hoimathf^ffcsetzes  antiquirt  sei.  Später  ist 
jene  Freindcnpolizei  durch  die  Aufentbaltskarten  durch  das  Keichsgcsetz  fOn 
18G7  beseitigt.  —  Diese  VerhandluDo:en  enthalten  nach  La;cre  der  Sache  weni^ 
zur  Aufklarung  der  Streitfrapo.  El>enso  die  Verhandlnngeu  de^  Deutschen 
R^^irhstasp?  von  1870.  Stenoirr.  Bor.,  wo  zwar  der  Abir.  I>r.  T-Af^KKR  die  Auf- 
hol)iinu'"  «K'i.  HeiniathH|,'osctzei>  §  2  Nr.  2  für  unzwt-ilV'lhalt  erachtet,  aber  nur 
unter  Beratung  auf  die  jaristiacben  Autoritäten  ohne  nähere  Begründang. 
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einer  besonderen  Eremdenpolizei)  die  Grenzscheidung  zwischen 
einer  „Niederlassung*'  und  einem  „vorübergehenden^  Aufenthalt 
etwas  näher  zu  definiren.  Em  arbiträres  Ermessen  der  Polizei- 
behörden aber,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  Aufhäiifunc?  ge- 
meiiK'elalirlicber  bestrafter  Ptnsüiien  unter  den  besonderen  Ver- 
hältiiisseii  einer  Kommune  zu  verhindern  ist,  ^nrd  durch  keine 
Gesetzgebung  zu  heseitigen  sein-  Es  wäre  denkbar,  dass  man  in 
Preussen  ein  umfassendes  Landesgesetz  erliesse  über  die  „Zulässig- 
keit  der  Ausweisungen^  etw^a  analog  dem  bairischen  Gesetz 
über  „Heimath,  Yerehelichung  und  Aufenthalt^  vom  16.  April 
1868y  bei  dessen  Erlass  übrigens  ein  Bedenken  der  Vereinbarkeit 
mit  den  Artikeln  des  Strafgesetzbuchs  über  die  Pohzeiaufsiclit 
nirgends  erhoben  ist  (von  Riedel's  Commentar  zum  Gesetz  vom 
16.  Apiil  1868  5.  Aufl.  1881  8.226—246).  Man  kann  in  einem 
solchen  Gesetz  die  Polizeil)efugniss  zu  Ausweisungen  sehr  aus- 
fuhrlich detiniren.  wie  es  dort  Artikel  45  Nr.  1  —  10  geschehen 
ist.  Erschöpfen  kann  man  aber  diese  Gründe  (z.  B.  aus  sani- 
tatspolizeüichen  Gründen)  nicht,  und  alle  legalen  Formulirungen 
können  ein  breites  polizeiliches  arbitrium  doch  nicht  beseitigen. 
Jedenfalls  gehen  die  bairischen^^Bestimmungen  in  den  Hemmnissen 
der  Freizügigkeit  sehr  viel  weiter  als  das  preussische  Heimaths- 
gesctz  von  1842,  und  auch  wohl  weiter  als  wün«chen.sworth,  wenn 
m^n  dem  Beätraften  die  Möglichkeit  eines  redlichen  Erwerbs  er- 
leichtem will. 

Es  ist  allerdings  ein  natürliches  Bestreben  des  richterlichen 
Berufes,  die  arbiträren  Gewalten  der  Pohzei  nach  Möglichkeit  zu 
beseitigen,  und  dies  Bestreben  begegnet  sich  mit  der  Abneigung 
tmseres  Publikums  gegen  Alles,  was  Polizei  heisst.   Allein  die 

innner  wiederkehrenden  Versuche,  das  gesammte  Gebiet  der  Po- 
lizeiverfügungen durch  das  Strafrichteramt  zu  ersetzen,  scheitern 
an  den  praktisclien  iiedürfnissen  des  Lebens. 

Wohin  man  gelangt,  wenn  man  darin  zu  weit  geht,  zeigen 
die  Sicherheitspolizeiverhältnisse  von  London,  Paris  und  anderen 
GrossBtädten.  Wenn  man  in  wohhneinender  Intention  glaubt, 
fm  abstractes  „Grundrecht*^  der  Freizügigkeit  Über  alle  Rechte 
des  kommunalen  Zusammenlebens  setzen  zu  soUen,  so  verfehlt 
dies  Bestreben  seinen  Erfolg,  weil  das  Bedürfhiss  des  Lebens 
sich  daini  auf  andere  Weise  zu  helfen  weiss.  Es  ist  bekannt, 
wie  die  ^aiizöäiäche  Polizei  auch  äolcheu  Grundsätzen  gegenüber 
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sich  zu  helfen  weisa.  Iii  England  hat  die  früher  unzureicliende 
Polizeigewalt  in  neuester  Zeit  Gesetze  henrorgenifen ,  wie  die 
Habit ual  Criminal  Acts,  wonach  der  unter  Polizeiaufsicht 
Gestellte  auch  ohne  einen  Beweis  einer  strafbaren  Handlung  zn 
Ge<Ängni«8«trafe  bis  zu  einem  Jahre  verurtheilt  werden  mag,  auf 
Aii/.(Mg(Mi  (l«>s  Polizeibefimten  wegen  „Verdachts  eines  unre<l- 
liclicii  Kiweilm'*,  oder  wenn  er  nnt«^r  Umständen  hi'trotiV'n  wird, 
welche  die  Absicht  der  Begeluing  eines  Verbrechens  vermuthen 
lassen,  oder  wemi  er  in  einem  Wohnhaus,  Hof,  Geschätitslokal  etc. 
in  verdächtiger  Weise  betroffen  wird,  ohne  sich  über  die  Ab- 
sicht semes  Aufenthalts  ausweisen  zu  können  u.  s.  w. 

Solche  Erzeugnisse  der  Gesetzgebung  (und  dann  wmter  Aus- 
nahmsgesetze  gegen  die  gememgefiihrlichen  Bestrebungen  etc.  etc.) 
komn\en  zum  Vorschein,  wenn  man  die  Polizeigewalt,  wo  sie 
unentbehrhch  ist ,  durch  Strafgesetz  und  Strafgerichte  zu  ersetzen 
versucht.  Ich  Imi  auch  de  lege  ferenda  der  Ansicht,  dass  sich 
die  bürgerliche  Freiheit  besser  befindet,  wenn  man  die  Polizei, 
da  wo  eine  Kücksicht  auf  die  individuellen  VerhältniBse  an- 
*  venneidlich  ist,  walten  lasst  und  sich  mit  einer  Hechtscontrole 
der  Verwaltungsgerichte  begnügt,  wie  solche  jetzt  in  Preuasen 
nach  jeder  Richtung  hin  vollständig  besteht. 

Dem  gestrengen  Kritiker  dvi  „Nation"  vom  11.  Octob.  Iöö4 
muHs  ich  zugestehen,  dass  die  Fassung  der  streiti^jen  Gesetze 
dazu  wie  geschahen  war,  Missverständnisse  zu  erzeugen,  und  dass 
auch  die  Entscheidungen  des  K.  Oberverwaltungsgerichts  in  Folge 
der  sehr  gedrängten  Fassung  der  Gi-ünde  Zweifel  übrig  lassen 
konnten.  Nach  dieser  volleren  Darlegung  der  Sachlage  aber 
wird  sich  mein  hochgeschätzter  Kollege^  Herr  v,  Bab,  doch 
vielleicht  selbst  fiberzeugen,  dass  die  Vorwürfe,  wdche  er  gegen 
den  obersten  Venvaltuntis^icrichtshof  erhebt ,  nicht  begründet  sind. 

Der  Gerichtshof  hat  keineswegs  ein  neues  Reichsgesetz 
aus  einem  alten  Landesgesetz  auszulecken  und  zu  restringieren 
versucht,  sondern  er  hat  festgestellt,  dass  das  ältere  Laudes- 
gesetz eine  Spezialmaterie  aus  dem  Kommunalrecht  ordnet,  die 
durch  das  spätere  generelle  Rdchsgesetz  nicht  berührt  wird. 

Der  Gerichtshof  hat  nicht  die  auszulegenden  Gesetze  aus 
einer  unsicheren  Quelle  (wie  aus  Aeusserungen  einz^ner  Paria« 
mentsredner)  inter][)retirt ,  sondern  er  hat  den  Willen  des  Gesetz- 
gebers aus  der  sichersten  (Quelle  festgestellt,  die  es  überhaupt 
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giebty  aus  den  Motiven  der  Gesetzesvorlage  und  aus  den  Kommis- 
»onsprotokollen  und  Pienarverhandlungen  des  Staatsraths. 

Er  hat  nicht  Tersucht  ans  „emigen  alten  Protokollen  des 
Staatsraths''  die  späteren  Beschlüsse  ttber  die  strafrechtliche 
Stellung  unter  Polizeiaufsicht  weg  zu  interpretiren,  sondern  er 
hat  sich  überzeugt ,  dass  in  jedem  Stadiuni  der  Gesetzgebung;  (hus 
Hoiniathsgesetz  und  das  Strafgesetz  nicht  dieselben,  sondern 
selir  versciiiedenartige  -Materien"  l)etreffpn. 

Es  bedurfte  keiner  Ennahming  an  den  Uerichtsliot,  den 
hohen  AVcrth  der  Freizügigkeit  und  die  gerechten  Bedenken 
gegen  die  Wülldir  der  polizeilichen  Ausweisungen  genügend  zu 
würdigen:  er  hat  das  vollkonunen  ausreichend^)  gethan  und  ge- 
währt sdion  durch  die  öffentliche  Verhandlung  der  Streitsachen 
•^c^^t-n  etwaige  Willkür  der  Poliüeiverfiigungen  einen  wirksameren 
Schutz  nls  die  Remülmnf];(Mi  der  Sc-liiit^tsteller  nnd  Parlaments- 
redner bislii-r  vennoclit  lialx^n.  —  Das  stol/c  Wint  „civis  Ro- 
mauus  sum"  passt  iit  diesem  Fall  dui  chaus  niclit  auf  die  Tauseude 
von  Dieben  und  Scbwindlem ,  welche  schon  seit  Jahren  sich 
darnach  sehnen,  ihren  Wohnsitz  aus  den  Provinzen  und  Ländern 
Deutschlands  nach  Berlin  zu  verlegen. 

Die  Verwaltungsgcrichte  machen  aber  oft  die  Erfahrung, 
wie  schwer  es  dem  an  die  Civil-  und  Strafjustiz  gewöhnten 
.Juri.shii  »unl,  publizistisrbe  Ht'clitsverliaUüisse  anders  als  vom 
Standpunkt  des  Individualrechts  anzusehen  und  der  besonderen 

')  Der  G'-iiclitshof  winl  auch  «lie  Aus v vi, nn^- Verfügungen  auf  (Jruiul 
,!?»>ringfügiger'*  Vergehen  koinoswotfs  aulreclit  erli;tit.eu.  In  den  wenigen  streitigen 
Ausweisangssaclicn.  welche  im  Laufe  von  zehn  Jahren  za  seiner  Entscheidung 
gelangt  Rind,  hat  er  die  AnweisnngRverfugung  bestätigt  gegen  B.»  welcher 
wegen  UfknndenlShcliiiiig  zu  nenn  Uontten  OeBtagniM  vemrtlient  war;  gegen 
K«,  welcher  wegen  Oiebatahls  and  Untersehlagang  mit  5  Monat  und  2  Wochen 
HefingniBs  beitraft  war;  gegen  L.,  der  wegen  qnalifidrten  Betröge  nnd  einfachen 
Bankerotte  so  swei  Jahren  Gelangniea,  Verloat  der  Ehrenrechte  etc.  vernrthetlt 
war  0.  s.  w.  Wenn  unser  Kritiker  Bedenken  erhebt  in  S.  J.,  der  nur  wegen 
veraoehter  neauitenbestechun«?  m  drei  Monaten  Gefibigniss  verurtheilt  »ei,  »o 
kommt  cft  auf  die  Lage  der  Saolu^  in  concreto  an;  das  Strafgcrichts-Urtheil 
erachtete  das  Vergehen  als  mit  besonderer  „Frcchhf'it'*  (j^ewohnheitsimlsHitf » 
b^gtiii^on  und  m  kam  dabei  auch  noch  ein  (wenn  auch  j,'f'richtliih  nicht 
erwiesener;  Vcrdaiht  «Irr  VcihiTidniii,'  mit  einer  Fals(  liinunzerbaude  in  Betracht. 
Jedenfalls  ist  d«'r  ( Jtrirhtshdf  coiiipetent,  eine  etwa  tt'ndL-nziiV.sf»  Handhabung  den 
Aaswfisung^srotbts  zu  verhüten  und  er  ist  sich  seiner  dies('üllig«'u  Pfliciit  sehr 
wohl  bewusst. 
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Natur  der  Verwaltungsrechtsnormen  geiecht  zu  werden.  Die 
Differenz  der  Anschaaungen  beruht  zuletzt  darauf,  dass  nian  ron 
einer  Seite  das  Wesen  der  bürgerlichen  Freiheit  lediglich  darin 
sieht,  ob  und  wie  weit  der  Willenskreis  des  Einzelnen  durch  die 
Staatsgewalt  beschränkt  werden  darf;  w&hrend  man  von  der  an- 
deren Seite  auch  die  Koclitsvoiliiiltuisse  im  Auge  behalten  nmss, 
die  zwisrluMi  dein  Staat  und  dem  Einzelnen  liegen,  und  welche 
das  Leben  der  Kommune,  der  Kirche  und  anderer  öttentlicli 
rechtlicher  Verbände  zu  ordnen  berufen  sind.  Das  Verwaltungs- 
gericht muss  die  praktischen  Zwecke  seiner  Verwaltungsnormeii 
im  stärkeren  Maasse  vor  Augen  behalten»  als  der  Civil-  und 
Strafrichter,  wenn  es  nicht  auf  Schritt  und  Tritt  vor  ein  vacutmi 
oder  absurdum  gerathen  will.  Die  Rechtsprechung  der  VerwaJtungs- 
gmchte  ist  firilifh  verliiiltnissmüssig  von  so  neuem  Datuin.  dass 
eine  allseitige  Verständigung  ül)or  die  Verscliiedenailigkeit  des  Kechts- 
schutzes  —  nach  dem  verschiedenen  Wesen  der  Justiz-  und  diT 
Vcnvaltungsgesetze— keineswegs  leicht  ist.  Aber  sie  schreitet  weiter 
mit  der  8tabilierung  der  Verwaltungsrechtsprechung,  und  die  viel- 
seitige Bildung  des  deutschen  Juriaten,  welche  durch  die  Natur 
und  Entstehung  unseres  ^Gemeinen  Rechts'^  bedingt  ist ,  wird 
auch  diese  Schwierigkeit  lösen,  wie  sie  eben  so  schwere  Auf- 
gidjen  bereits  gelfist  hiit.  Zur  Klärung  derselben  tragen  aber 
concrete  Slrt  itiragen  d(N  öft'entlicin  u  Hct  hts  in  der  Hegel  mehr 
bei,  als  allgemehic  the»uelibche  Untersuchungen  über  die  „Xatur- 
der  Verwaltungsrechtsprechung^). 


")  Ich  thc'üe  insoweit  nicht  die  pessimistische  AofTassr.nir  ( inof;  nenc^t^ 
Schriftstellers  (GüMPr.nwirz.  Snciologie  18><5) .  der  nn  t  iiior  \  erstand itfuiig' 
nherhaupt  zwciftlt  und  diosoin  ZwriH  (S.  241)  f<dgenden,  in  der  That  des- 
peraten Ausdriirk  j^'-ielit :  _lni  (iiiinil"-  hat  es  Oher  dir  oinyelnen  Iheile  d<»s 
ReclitR  nie  einm  Widerspnicli  «re^^cbt  ii ;  dpnn  die  EintMi  («Ii«'  StafitRinunner) 
kiiinmerten  sich  nie  nms  Privatrctlit,  und  ilire  Beliauptungen  über  das  Recht 
galten  nur  dem  StaaUsreclit.  Die  Andern  aber  (die  Jurist^^n)  die  stt.ck<  n 
immer,  wie  heutzutage  noch,  bis  i>ber  die  Ohren  im  Privatrecht,  und  hab<  >i 
vnn  jeher,  wie  m^t  nooh  heutzutage,  Ober  den  Staat  die  iHsehrünktcstcn 
Ansichten  f^habt;  daher  waren  ihre  Meinnngen  nnd  Behanpttm^en  immer  nur 
f\»tn  PHraireeht  branebbar»  fUr»  Staatmreeht  lieferten  sie  immer  nnr  «Poctrin*. 
d.  b.  srhStxbares  Material  für  den  Papierkorb,  wie  noch  hentKatage!" 
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Ueber  die  Auslieferung  der  Inländer  wegen  der  im 
Auslände  begangenen  Verbrechen. 


Von 

H.  .T.  Hamakkr, 

rrnfemor  der  Kcvhlc  in  Utrocht. 

Dem  Gegenstände  nnserer  Darstellung  gebricht  es  sicher 
nicht  an  Actualität.  Im  intemationalea  Strafrechte  gibt  es  keine 
Frage,  ausgenommen  vielleicht  die  über  die  Auslieferung  wegen 
politiseher  Verbrechen,  welche  in  den  letzten  Jahren  mehr  die 

Anfniorksamkcit  der  Fachkitisc  erregt  liätto.  als  diese.  .ledocli 
ist  man  noch  iirnnpr  weit  <lavou  ontfornt,  sie  schon  Air  ab«je- 
sc blossen  halten  zu  können.  Es  bedarf  desshalb  wohl  keiner  Knt- 
schnldigungy  wenn  si(>  liier  noch  einmal  einer  speciellen  Unter- 
suchung  unterworfen  wird.  Ich  glaube  nicht  sehr  zu  irren,  wenn 
ich  annehme,  dass  nur  durch  eine  priticipielle  Behandlung  der 
Frage  über  dieselbe  etwas  mehr  Licht  verbreitet  werden  könnte. 
Dass  sie  am  engsten  mit  dem  ganzen  internationalen  Strafrecht 
/usanmicnhängt.  ist  schon  oft  erkannt.  Dass  sie  mir  in  diesem 
Zusumnienlian.Lie  Itei^ritten  nnd  t^el<ist  werden  kann,  dieses  wenig- 
stens hotte  ich,  wird  durch  diesen  Aufsatz  Uber  allen  Zweiiei  er- 
hoben werden. 

Wir  wollen  mit  der  Erörterung  der  gegenwärtigen  Lage  vor- 
liegender Frage  beginnen. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Auslieferung  wegen  Verbrechen  als 
eine  geregelte  Institution  eigentlich  erst  seit  diesem  Jahrhunderte 

liesteht.  In  friilieren  Jalirliunderten  fehlte  es  nicht  an  be- 
sonderen Fällen  von  Auslieferung;  dass  diese  jedoch  verliiiltniss- 
nmssig  selten  waren ,  und  nicht  nach  festen  Regeln  stattfanden, 
erhellt  hinreichend  aus  der  Lehre  der  Criminalisten  und  Praktiker, 

19* 
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die  von  Auslieferung  uiclits  hören  wollton  und  höchstens  zugaben, 
dass  die  Staaten  für  ein  einsdges  IM  il  und  unter  Innlänglicher 
Garantie  gegen  das  Ableiten  einer  Hegel  aus  dem  besonderen 
Falle  sich  dazu  entschliessen  konnten.  Ja  selbst  zwischen  den 
verschiedenen  Gichten  eines  und  desselben  Staates  wurde 
die  Auslieferung  eines  Verbrechers  als  etwas  Abnormales,  als  eine 
Gunst  und  Jiicht  als  eine  Verptiichtung  betiiiclitet.  80  war  es 
z.  B.  der  Fall  hier  zu  Tjande  (Nioflfrlaud)  nicht  nur  zwiscIk-u 
den  Gerichton  vorschiedener  Provinzon:  iheses  verstand  sich  von 
selbst,  da  die  Provinzen  hinsichtlich  der  Justizverwaltung  als 
souveräne  Staaten  auftraten;  sondern  auch  zwischen  den  ver- 
schiedenen Gerichten  der  Stadt  und  des  Landes  innerhalb  einer 
und  derselben  Provinz  galt  die  Auslieferung  als  der  Regel  zu- 
widerlaufend. Nur  bei  den  Lehrern  des  Völkerrechtes ,  so  bei 
Hugo  Grotius  und  soinon  Nachfolgern,  findet  man  eine  andere 
Ansicht.  Sie  erkannten  sell)st  zwischen  bouveräneu  Staaten  eine 
Kegel;  welche  die  Auslielerung  des  Verhrechers  erlieischt,  sprachen 
aber  hierdui'ch  nur  nm.  was  ihrer  Meinung  gemäss  nöthig  und 
aus  dem  zwischen  den  Staaten  bestehenden  Verhältniss  gegen- 
seitig abzuleiten  war,  nicht  aber  was  in  der  Praxis  thatsSchlich 
stattfand. 

Ich  glaube  vielmehr  den  thatsächliehen  Zustand  mit  Bezu^ 

auf  die  Ausliefern nj]j  und  den  Umfang  des  Gebietes,  wofiir  die 
St;taten  und  die  I  ntenihtheilungen  der  Staaten  von  ihrer  Straf- 
heiii-iii  -  (Tel)rauch  machten,  am  Ende  des  vorigen  «lalirbuiiderts 
wie  h>lgt  besclu-eiben  zu  dürfen. 

Jeder  Eichter  bestrafte  die  Verhrechen,  welche  innerhalb 
seines  Sprengeis  von  wem  immer  und  gegen  wen  immer  anch 
begangen  wurden;  er  that  dies  kraft  des  forum  delicti  commissi. 
Der  Verbrechen,  welche  ausserhalb  seines  S))rengels  jedoch  inner- 
halb des  Gnmdjg^ehietes  des  Staates  von  Personen  beengen  wurden, 
welche  iniuihalU  st^ines  Sju-engels  wohiitiMi.  naliin  er  sich  gleich- 
falls an,  wenn  sie  von  irgend  einnw  Relange  waren:  es  sei  deini. 
dass  er  es  für  gut  fand,  den  Schuldigen  für  ein  einziges  Mal  und 
als  besondere  Gunstbezeugung  dem  iudex  delicti  commissi  zu  über- 
geben. Im  Falle  er  selbst  strafte,  so  that  er  dieses  kraft  des 
forum  originis  oder  domicihi.  l*nd  endlich,  wurde  ein  Verbrechen 
ausserhalb  seines  8])rengels,  jedoch  innerhalb  des  Gebietes  des 
Staates  durch  Jemand  begangen«  welche  nicht  innerhalb  seines 
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Sprengeis  wohnte,  ttnd  wurde  der  Schuldige  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  (Tcriclitsl);!!  k^  it  ergriffen,  dann  hielt  vv  sich  auch  vermöge 
des  forinn  (le])rf heiisionis  zur  Bestrafung  des  Scluildigen  befugt. 
Nur  bei  ganz  besouderen  ADläs.sen  mag  er  sich  dazu  eutschlo!»sen 
haben,  —  sei  es,  weil  er  es  für  Ix  saer  hielt,  sei  es  aus  Ge- 
fiilHgkeit  in  einem  besondeni  falle,  der  abei'  dann  doch  nicht  als 
Präcedenz&ll  gelten  durfte^  —  den  Schuldigen  dem  iudex  delicti 
commifisi  auszuliefern. 

Was  geschah  aber,  wenn  das  Verbrechen  ausserhalb  der 
Grenzen  des  8taats^'el)ietes  begangen  worden  war?  Es  unterHegt 
n:nli  nieinein  Datürljalten  keinem  Zweifel,  dass  auch  dann  dei' 
Richter,  innerluilh  tlessen  Bereiches  der  Schuldige  wohnhaft  war 
oder  ergriffeu  wurde,  für  befugt  gehalten  wurde,  ihn  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen.  Daneben  jedoch  steht  es  wohl  fest,  dass 
thatsachlich  von  dieser  Befugniss  höchst  selten  Gebrauch  gemacht 
wurde.  Bei  den  Schriftstellem  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
findet  man  denn  auch  mit  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  so  gut 
wie  keinerlei  Bemerkung.  Sie  erörtern  die  drei  fora,  aber  d(»r 
Fia^'e,  ol)  vdii  den  foris  domicihi  und  de])reheiisi(Hiis  auch  (le- 
branch  griiiaeht  wei'dcii  niu»>  mit  Be/.ug  aul  ausländische  Vcr- 
breclieu,  \sivd  nur  von  Einzelnen  und  von  diesen  auch  nur  im 
VorbeiL'elien  Erwähnung  gethan.  Erst  seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  trat  diese  Frage  mehr  in  den  Vordergrund  und 
wurde  von  einigen  Schriftsteilem  ex  professo  behandelt. 

Ebensowenig  wie  die  Staaten  ausserhalb  des  Landes  began- 
gene Verbrechen  selbst  straften,  ebensowenig  setzten  sie  durch 
Auslieferung  den  Staat,  innerhalb  dessen  Gebietes  das  Verbrechen 
verübt  war,  in  die  Lage,  die  Bestrafung  selbst  vurzunelnucn.  Die 
Auslieferung  erfolgte  gewiss  niu'  huckst  selten  und  nur  einige 
Staaten  liessen  sich  einzelnen  anderen  gegenüber  und  dann  auch 
nur  in  sehr  ernsten  J^'ällen  hieran  bereit  finden.  Und  so  kam 
es  denn,  dass  die  Staaten  Europa's  wechselseitig  zum  Asyle  ?on 
Verbrechern  dienten. 

Am  Ende  des  vorigen  und  am  Anfange  dieses  Jahrhundert« 
ti.il  eine  wesentliclie  Aenderung  ein  in  dem  bisherigen  Zustand, 
Der  literariüehen  Arbeit  einzehier  Autoren  folgend,  begannen  die 
Gesetzgel)er  sich  die  I^'ra^ie  zu  steilen,  welcher  sie  bis  jetzt  olfenbar 
aus  dein  Wege  gegangen  waren,  die  Frage  nändich,  welche  Haltung 
die  Strafrechtspflege  des  Staates  den  im  Auslande  verUbten  Ver- 
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brechen  gegenüber  einztmebmen  habe.   In  den  meifiten  Gesetz^ 

büchern  des  Strafrechtes  oder  de«?  Strafprocesses,  welche  am  Ende 
des  vorigen  und  im  Laufe  dieses  Juhrhiiinlcrts  ciii^'i'fiilat  wiirdm, 
finden  wir  den  Gegenstand  und  zwar  gewöhnlich  in  dem  Sinne 
geregelt,  dass  die  Staaten  ausser  den  von  wem  immer  oder  gegen 
wm  immer  innerhalb  des  Staatsterritoxiums  begangenen  Ver- 
brechen auch  noch  gewisse  schwerere  von  eigenen  Unterthanen 
im  Auslände  begangene  Verbrechen  verfolgen  mid  stiufen  zu  wollen 
erklärten.  Einige  von  diesen  Gesetsbüchem  unterbreiten  ausser- 
dem dem  inländischen  Strafrichter  Verbrechen,  welche  von  Aus- 
ländern ausserhalh  des  Landes  gegen  den  Stiuit  selbst  oder  gt^gt  u 
seine  rnterthancn  l)egangen  wnrden;  die  meisten  aber  thun  es 
nicht  und  aus  diesem  Grunde,  wie  auch  um  mcht  zu  weitläufig  zu 
werden,  lasse  ich  diese  Bestimmungen  vorläufig  ausser  Betracht. 
Die  Gesetzbücher  bringen  also  unter  die  Competenz  der  inlän- 
dischen Stra&ichter  die  Verbrechen,  welche  innerhalb  des  Staats* 
gebietes  verübt  sind  und  diejenigen,  welcher  sich  Unterthanen  im 
Auslande  schuldig  machten.  Mit  anderen  Worten,  sie  halten  sich 
dem  Auslande  gegenüber  an  das  ibnini  dehcti  coiumissi  und  tlas 
forum  domicilii,  das  foium  depreheiisionis  dagegen  lassen  sie 
fallen ;  der  Verbrechen,  welche  von  Ausländern  im  Auslande  verübt 
werden,  sich  anzunehmen,  dazu  zeigte  man  sich  jetzt  ebenso 
abgeneigt  ab  man  es  früher  gewesen,  und  man  ging  jetzt  nur 
insofern  weiter  als  ehedem,  als  man  durch  die  ausdruckliche  ge- 
setzliche Begelung  der  Frage  sich  nun  selbst  unbefugt  machte, 
rechtlich  ausser  Stande  setzte,  von  den  im  Aushmde  begangenen 
Verbrechen  Kenntnis«  zu  nehmen. 

Wünschte  man  aber  denn  in  der  That,  dass  der  Staut  iu 
der  Kolge  wie  früher  zum  Asyle  für  fremde  Verhrcciier  dienen 
sollte?  Im  Gegentheil,  man  begriff  besser  als  man  es  je  getlian 
hatte,  dass  dieser  Zustand  nicht  länger  andauern  dürfte,  da  er 
nur  allzusehr  als  Ermathigung  zum  Verbrechen  diente,  Vielmelir 
glaubte  man  zugleich  lieber  auf  andere  Weise  Abhülfe  schaffen 
zu  müssen,  nämlich  durch  das  Institut  der  Auslieferung.  Indem 
die  Gesetzgeber  /u  Kode  des  vori^^en  und  Anlan;i;s  dieses  Jalir- 
hunderts  das  forum  deprehoiisjoni^i  mit  Bezug  auf  ausländische 
Verbrechen  fallen  Hessen,  erklärten  sie  sich  zugleich  bereit,  fremde 
Verbrecher,  welche  hierher  gcÜüchtet  waren,  demjenigen  Staate 
auszuhefem,  unter  dessen  Competenz  sie  nach  Maassgabe  des 
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Ort€B  des  b^angenen  Verbrechens  oder  ihres  Wohnsitzes 
gehörten. 

Diese  in  den  meinten  Gesetzbüchern  der  bezeichneten  Epoclio 
iiieckTgeh'^te  Regeluii«;  der  Frille  gilt  wie  bekannt,  noch  heut  zu 
Tajro.  Man  Hiulet  sie  mit  iMizählharon  V'ariatiuncii  in  den  Eiir/.el- 
hcitrii  in  liiinalic  nllen  Gesetzgelmugcn  der  letzten  Zeit  wieder, 
l  ud  richten  wir  unser  Auge  auf  die  Praxis,  so  sehen  wir,  wie 
<lif  Auslieferungen  an  fremde  Kegierungen  je  länger,  Je  maunich- 
faltiger  geworden  sind,  und  dass  die  Verträge,  durch  welche  die 
Staaten  sich  zur  Auslieferung  verbinden,  in  reicher  Menge  zu 
Stande  kamen.  Zugleich  begann  die  Wissenschaft  sich  mit  unserer 
Frage  zu  beschäftigen:  durch  sie  wurden  aus  der  Praxis  die  Begeln 
abgeleitet,  fl<.'iR'n  die  Auslieferung  unterworten  sein  soll.  So  war 
sie  nicht  liin,i?er  eine  von  der  Fianne  dtjb  Augeublickeb  abliiingigc, 
zui^ülige  Handlung,  sondern  zu  einer  ausgebildeten  Kecbtsinsti' 
talion  ge^vorden. 

Wie  stellte  sich  unterdessen  das  Verhältniss  hinsichtlich  der 
eigenen  Unterthanen?  Wurden  auch  diese  ausgeliefert  wegen  aus- 
ländischer Verbrechen?  Im  selben  Zeitpunkte  als  die  oben  be- 
schriebene Entwickelung  stattfand  und  die  jetzt  noch  geltenden 
Haiiptregeln  des  internationalen  Strafreclites  sich  befestigten,  ent- 
stand die  Regel  der  Nichtausliefciung  der  eigenen  Unterthaiien, 
uelclie  ileii  Gegeubtand  unst  ii  i-  Unterauciiung  bildet.  Bei  den 
Schriftstellern  des  16,,  17.  und  lö,  Jalu-hunderts,  insoweit  ich 
Gelegenheit  hatte,  sie  zu  Käthe  zu  zielu^n.  koninit  sie  nicht  vor; 
sie  sprechen  über  diesen  Punkt  nicht  und  dies  braucht  uns  auch 
nicht  Wunder  zu  nehmen.  Wer  da  glaubt,  dass  der  Staat  nie 
zur  Auslieferung  vei-i)iiichtet  ist  und  dass  diese  nur  ganz  ausnahms- 
weise aus  besonderer  Grünst  zugestanden  werden  kaim;  wer  dess- 
hall»  alles  von  den  rmständen  des  besonderen  Falles  abii^ngig 
inai  Iiea  will,  der  hat  es  auch  niclit  in'Ulii:,'  der  Kraice  näher  /u 
trt'teii.  ob  eigene  UntertUaueu  ausgelielert  werden  sollen  oder 
nicht.  Auch  cUu*ül>er  kann  pro  re  nata  ein  Kutschluss  geiksst 
werden.  Anders  wurde  es  aber  als  man  dazu  übergieng,  die 
Auslieferung  als  Regel  in  dem  Uesetze  hinzustellen.  Jetzt  war 
sicherlich  auch  die  Zeit  gekommen,  diese  Pnige  uufzuwerfen  und 
es  war  nur  natürlich  und  kein  Wunder,  dass  man  sie  verneinend 
ln-ant  woi  Icti*.  Denn  die  Auslieferun^j?  ^vul•<le  als  eine  Ki-uän/ung 
der  eigenen  ätraibefuguiss  betrachtet  und  konnte  also  iuiüudor 
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nicht  betreffen,  da  diese  auch  wegen  im  Auslände  hegangener 
Verbrechen  von  den  einheimischen  Kichtem  zur  Bestraüaig  ?c 
zogen  werden  konnten.  Man  hatte  das  forum  deprehensionis 
insoweit  es  ausländischen  Verbrechen  galt,  fallen  gelassen  und  durch 
die  Auslieferung  ersetzt,  —  das  forum  donucilü  aber  beibehalten. 
Wie  sollte  man  also  dazu  gekonunen  sein,  auch  den  l  -ntertbau 
wopoii  ausländischer  Verbrechen  der  Aiislicleruag  zu  unterwerfen  V 
Man  führte  dadurch,  dass  man  die  Auslieferinipr  als  Regel  in  das 
Gesetz  aufiiahm,  etwas  Neues  ein  und  bescluünkte  die  neue  Ein- 
richtung  sehr  natttrUch  auf  diejenigen  Fälle,  für  welche  sie  un- 
entbehrlich war. 

Seit  dem  Anfang  des  vorigen  und  dem  Beginne  dieses  Jahr- 
hunderts ist  die  Regel,  dass  Unterthanen  nicht  ausgeliefert  werden, 
auf  dem  Festlande  Europa's  ziemlich  strenge  gehandhabt  worden« 
In  vielen  Gesetzgebungen  ist  sie  aufgenommen  und  auch  von  deo- 
jenigen  Staaten,  in  deren  (jesetzgebimg  sie  nicht  zu  tiudeu  war, 
wurde  sie  in  der  Praxis  und  beim  Abschlüsse  völkerrechtlicher 
Verträge  als  Direktive  beobachtet.  Eine  Ausnahme  hiervon  hil 
deten  nur  die  Länder  des  Englischen  Rechtes.  In  diesem  Rechte 
wurde  ein  forum  domicilii  mit  Bezug  auf  die  im  Auslande  be- 
gangenen Verbrechen  nur  ausnahmsweise  anerkannt,  wesshalb  auch 
England  und  Amerika,  als  sie  einmal  die  Nothwendigkeit  der  Aus- 
heferung  im  Allgemeinen  einzusehen  anfingen,  nichts  dagegen  hatten, 
sie  anch  auf  eifrene  Unterthanen  anznwonden. 

Tn  den  Nieiiei  landen  kommt  das  Verbot  schon  vor  in  den 
Gesetzbüchern  von  den  Jahren  1799  ^)  und  lÖÜÜ  In  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung,  sowie  sie  hier  im  Jahre  1811  in  Kraft 
trat,  wurde  es  nicht  gefunden:  daher  denn  auch  in  einem  Vor- 
trage, geschlossen  mit  Hannover  im  Jahre  1817,  die  Auslieferung 
eigener  Unterthanen  zugestanden  werden  konnte,  unter  dem  Vor- 
behalte allerdings,  dass  die  contrahirenden  Theile  befugt  sein 
würden,  sie  in  jedem  besoutlcien  Falle  zu  verweigern  und  hie  zu 
p(  w  ilircn  nur  gehalten  nein  sollten  ^hv'i  solelien  schweren  und  nh- 
scheuhcheu  Verbrechen,  welche  denjenigen,  der  sich  iluer  schuldig 
machte,  jeder  Beschtttzung  von  Seiten  der  Regierung  unwürdig 

*)  Art.  98:  Stantsani^'eiturige  dieser  iiepubUk  sulleu  nie  eioeni  aunwärtigeu 
Richter  ausgeliefert  Wiarden. 

*)  Art.  065:  Staatsangehörige  sulleu  nie  an  lUcliter  oder  Collegien  au^sci- 
halb  des  Reiches  übergeben  werden. 
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TU.'i'  hf'Ti  würde".  In  iilleti aiidereu  von  den NipfU'rlanflcn  f^i'^cldossenen 
Veilrägeii  mü  de  das  Verbot  der  Auslieferung  eigeuer  üntcrthaiicn 
ausdrücklich  aufgenommen.  Das  Verfassungsgesetz  vom  Jahre  1848 
sanctionirte  es,  wie  man  gewöhnlich  annmunt  bn  Art.  3  §  8*): 
man  betrachtete  damals  die  Nichtauslieferung  so  sehr  für  selbst- 
verständlich,  dass  man  an  ein  ansdnickliches  Verbot  nicht  einmal 
dachte.  In  den  beiden  die  Auslieferung  regelnden  Gesetzen  (das, 
inssoweit  jvUi  autgehobene  Gesct/  vom  13.  August  1849  Stxiats- 
blad  Nr.  39  Art.  20  und  das  ih'sviz  vom  H.  Aj)ril  1875  Stiuits- 
blad  Nr.  66  Art.  16),  wird  denn  auch  dem  Gesuch  der  Auslielerung 
gegenüber  eine  Einrede  des  Staatsbürgerthums  zuerkannt. 

8o  wurde  denn  die  Regel,  dass  Unterthanen  nicht  ausgehefert 
werden,  wenigstens  auf  dem  Festland  von  Europa,  förmlich  zu 
einem  Gbubensartikel,  Aber  dessen  Wahrheit  ein  Zweifel  nicht 
entstehen  durfte,  bis  derselbe  in  den  letzten  Jahren  nicht  allein 
von  englischer,  sondern  auch  von  verschiedenen  anderen  Seiten 
energisch  augefocliten  wurde. 

Gegenwärtig  ist  die  Zahl  dvr  ßekämpfer  schon  sein-  gi'oss. 
Man  trifft  deren,  ausser  in  England,  auch  in  Frankreich,  Deutsch« 
land  und  Italien  an  und  auch  die  Niederhuide  bheben  an  dieser 
Stelle  nicht  zurück,  bis  endlich  auch  das  Institut  de  droit  international 
in  seiner  im  September  1880  zu  Oxford  gehaltenen  Versammlung 
der  Frage  naher  trat.  Dasselbe  spricht  sich  in  seinen  bekannten 
Beschlüssen  über  das  internationale  Strafreciit  unter  Nummer  VI 
foluendermaassen  aus:  „Entre  pays  dont  U's  legishitions  cnminelles 
repuseraient  sur  des  bases  analogues,  et  qui  auraieut  uae  nuitudlo 
coniiance  dans  lern*»  institutions  judiciaii'es,  Textradition  des  na> 
tiouaux  serait  un  moyen  dWurer  la  bomie  administration  de  U 
justice  pönale,  parce  qu'ou  doit  considerer  comme  d^sirable  que 
la  juridiction  du  forum  delicti  commissi  seit,  autant  que  pos- 
sible,  appel6e  ä  juger.*^ 

Man  kann  die  Gründe,  mit  deren  Hülfe  die  Aushefenmg  von 
l'nterthaneti  bekämpit  wij'd,  so  wie  diej»  iiif^en,  mit  welchen  sie  ver- 
theidigt  wird,  iu  zwei  Klassen  zerlegen.  Dor  c^inen  Gruppe  prhi- 
cipieller  Aagumcnte  zu  Folge  soll  eine  derartige  Auslieferung  dem 
Wesen  des  internationalen  Strafreobtes  sowie  dem  Verhältmsse 

*)  ,l)as  fgewühnüclic)  Gesetz  regelt  «lie  ZuUissung  und  du:  Aiiswcisnncr 
füll  Fr<Miitlen,  sowie  «lie  allg'fnieineii  Bedin>,'mi^en.  unWr  wcKIkmi  üIkt  ihre 
Aasheferung  mit  fremden  licgierungeu  Verträge  geschlossen  werden  künuen". 
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wdersja  »  i  hl  II,  wt-lclios  von  Nntnr  und  Rechtswegen  zwisHien  dem 
Staate  und  seinen  üiiterthauen  Ijchttiit;  und  auf  der  iuiduren  Seite 
wird  mit  gleich  starker  Üeberzeugimg  dargethau^  dass  (He  Aua- 
lieferun;;  von  l'uterthanen  von  den  ncbtig  erkannten  Grundsätzen 
aus  gefordert  werden  mttsse.  Jedoch  neben  diesen,  den  wahren 
oder  vermeintHchen  Rechtsprincipien  entlehnten  Beweisgründen 
fuhrt  man  von  beiden  Seiten  auch  Nützlicbkeitsgründo  zum  Beweise 
dafür  an,  dass  entweder  die  Auslieferung  jetzt  noch  nicht  ange- 
bracht sei,  oder  dass  sie  zur  besseren  Bekäuipluui;  des  Ver- 
brechens allerdings  wühl  Mngel)racht  sei. 

Die  ^iitzlichkeitsgründe  werde  ich  bei  Seite  lassen:  ici» 
will  mich  ausschliesslich  mit  der  Principienfirage  beschäftigen. 
Hier,  wo  die  Frage  ganz  im  Allgemeinen,  ausser  aller  Be- 
ziehung zu  irgend  einem  bestimmten  Staate  hingestellt 
wird,  scheint  diese  Beschränkung  wUnschenswertfa  zu  sein,  tun 
so  mehr  als  die  priiicipielle  Frage  wohl  an  und  für  sich  ge- 
nug des  Interessanten  darbietet.  Die  verschiedenen  principiellen 
Argumente  nun  haben,  wie  es  scheint,  ihren  Ursprung  in  fineni 
wenn  auch  nicht  immer  deuthch  in  (h'n  Vordergrund  i^otelltcu 
Unterschiede  in  dei'  Auffassung  der  Aufgabe,  welche  der  Stiutt 
mit  «einer  Stra&echtspfiege  zu  erfüllen  bat,  und  in  Verbindung 
hiennit,  in  der  verschiedenen  Auffassung  der  eigentlichen  Natur 
der  Auslieferung. 

Der  Kern  der  Theorien  des  internationalen  StrafrecUtes  ist 
in  der  Unterscheidung  zu  suchen,  welche  sie  bei  den  in  gleicher 
Weise  innerhalb  der  Bestimmungen  des  Stnifrecbtes  fallenden 
Handlungen  eintreten  lassen,  je  nach<leni  sie  den  <  h't  oder  <lie 
Nationalität  der  Personen  ins  Auge  fassen,  an  weklieni,  UeziehuuL'N- 
weise  von  welchen  oder  gegen  welche  jene  strafbiu*en  Hanil- 
lungen  verübt  wurden.  JBs  gibt  Fälle  von  Tf)dtschlag  und 
Diebstahl,  so  lehrt  man,  welche  diesen  Staat  betreffen,  derer 
sich  dieser  Staat  anzunehmen  hat  und  als  strafwürdig  be- 
handeln muss,  weil  sie  inn^lialb  seines  Grebietes,  oder  von,  be- 
ziehungsweise  gegen  seme  Unterthanen  begjxngen  worden  sind, 
und  es  gibt  andere  Fälle  von  Tudtscblag  und  Diebstahl,  womit 
<lii  N<'i*  Staat  sich  nicht  zu  l)ef}usssn  bat,  wi-ii  >ic  nicht  der  obig'  ii 
Aiiforderung  des  Ortes  oder  dei'  Nationalität  entsprechen.  Dabei 
stützt  miUi  diese  Unterscheidung  auf  den  l'olgcnden  Uechtögruud: 
die  Handlungen,  bei  w^elchen  die  angegebenen  Beziehungen  des 
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Ortes  (»der  Her  Nationalität  zutreffen,  stelle»  sich  als  solche  dar, 
welclje  ixegen  das  Recht  oder  die  Reclitsurduiing  dieses  Staates  ge- 
richtet sind,  es  aiud  Uehertretiingen  seines  (iesetzes,  Verletzimgeu 
seines  Hechtes;  er  bat  also  die  BefugniflSi  sie  als  Verbrechen  zu 
qualifidien  nnd  zu  strafen*  Die  Handlungen  jedoch,  welche 
weder  Innerhalb  seines  Grebietes,  noch  durch  oder  gegen  seine 
ünterthanen  Terflbt  worden  sind,  mögen  sie  auch  vom  moralischen 
Staudpimkte  aus  durchaus  verwerflich  sein,  sind  vom  juristischen 
Gesichtspunkte  iiü*  diesen  Staat  gleichgültig  und  nicht  strafbar, 
denn  sie  sind  nicl)t  gegen  ihn  nn<l  s(>iiu'  Keclitsordnung  gerichtet. 

Ich  Mriedi-rliole  es,  hier  liegt  tler  Kern  der  Theorien  dt«  inter- 
nationalen Stra&'echtes  und  der  Punkt ,  woiin  sie  beinahe  alle 
übereinstimmen.  Sie  ziehen  eine  Grenzlinie»  zwischen  Hand- 
lungen, weldie  alle  g^etcherweise  innerhalb  der  Bestimmungen  des 
Strafgesetzes  irgend  eines  Staates  fallen:  was  diesseits  der  Unter- 
scheidungslinie  liegt,  ist  für  diesen  Staat  Verbrechen;  was  sich 
auf  jener  Seite  befindet,  ist  fiir  diesen  Staat  kein  Verbrechen, 
wie  nnmoralisch  es  immerliin  aucli  ;in  sich  sein  mag.  2\nr 
in^ofeni  gibt  es  einen  rnteiNchied  zwischen  d<M!  verschiedenen 
Theorien  als  die  Grenzlinie  hier  anders  als  durt  gezogen  wird. 
Wälirend  einige  das  Augenmerk  nur  auf  den  Ort  gerichtet 
haben  wollen,  wo  das  Verbrechen  stattfand  und  die  Grenz* 
linie  atwischen  den  Handlungen  zusammenfiülen  lassen  mit  den 
Grenzen  des  Staatsgebietes,  wollen  Andere  auch  einen  Theil 
der  Handlungen,  welche  ausserhalb  des  Staatsterritoriums  verübt 
wurden,  unter  den  Begriti'  deb  Verbrechens  aufnelnnen;  jene  Hand- 
iujigrii  niindich,  welche  ausserhalb  <les  (lebietes  begangen  wurden, 
sei  es  nur  von,  sei  es  nur  gegen,  oder  von  und  gegen  l  uter- 
thanen  des  diesseitigen  Staates,  oder  gegen  den  Staat  selbst. 

Als  was  stellt  sich  nun  im  Lichte  einer  derartigen  Theorie 
die  Auslieferung  dar?  Sie  ist,  und  das  ist  auch  zugleich  die  Vor- 
steilong,  welche  man  bei  der  übergrossen  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller wiederfindet,  eine  That  der  Hülfe  des  einen  Staates  gegen 
den  anderen,  eine  Hülfe  in  der  Ausübung  seiner  Jurisdiction.  Es 
ist  eine  That  verübt  wordt  n,  wt-lelie  in  Bezug  auf  diesen  Staat  keitj 
Verbrechen  ist  und  welche  er  desshalb  weder  vertuigeu  will  noch 
(lart ;  irgend  ein  anderer  Staat  dagegen  erkennt  eben  dieselbe 
That  durchaus  als  ein  Verbrechen  an.  AV^enn  nun  der  erstgenannte 
Staat  den  andändischeu  Thäter  in  seiner  Macht  hat,  was  soll  er 
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dann  thun?  iStnifcu  will  und  daif  er  ihn  nicht;  ei  hat  al^o  die 
Wahl  nur  zwischen  zwei  Dingen:  ciitwedtr  den  Tliiitcr  in  Kulie 
zu  belassen  und  ihm  so  viclicirht  die  Uelegeobeit  2U  vei'scliaffeu^ 
ruhig  die  Früchte  seines  V' erbrechens  zu  geniessen  und  neue  vor- 
zubereiten, oder  ihn  dem  Staate  gegen  dessen  Rechtsordnung  das 
Verbrechen  verübt  worden  war,  zu  überliefern,  damit  dieser  nun- 
mehr in  der  Lage  sei,  über  ihn  die  verdiente  Strafe  zu  verhangen. 
Früher  nun  mag  mau  meistens  dem  ersten  Theile  des  Dil^nma^s 
den  Vorzug  gegeben  haben,  jetzt  jedoch  geht  das  nicht  länger 
mehr  an.  Erstens  \videi*set/.t  sich  Diesem  <las  znnitist  freundschaft- 
liche und  auf  gegenseitiger  Anerkennung  benüiende  Verhältnis» 
zwischen  den  Völkern  unter  einander.  Wie  würden  sie  sich  weigern 
können^  einander  in  der  Ausföhrung  einer  solch  wichtigen  Auf- 
gabe, wie  es  die  Administration  der  Justiz  ist,  beizustehen?  Und 
zweitens,  wo  würde  es  hinauslaufen,  wenn  jeder  Staat  die  Ver- 
brecher jedes  anderen  Staates  annehmen  und  besdurmen  wollte? 
Würden  nicht  durch  die  Hoffnung  auf  Straflosigkeit  als  Folge 
einei-  rcclit zeitigen  Flucht  die  Verbrechen  überall  auf  eine  Schrecken 
erregende  Weise  zunehmen':' 

80  ist  also  die  Auslieferung  die  Form,  in  welcher  der  eine 
Staat  dem  anderen  in  der  Kechtspilege  behtilÜich  ist.  Der  St.uit 
wirkt  zur  fiestrafung  einer  That  mit,  welche  in  seinen  Augen  kein 
Verbrechen  ist  und  keine  Bestrafung  verdient  und  er  thut  dies 
als  eine  Folge  und  zur  Aufrechterhaltung  der  guten  Beziehungen 
mit  anderen  Staaten,  ohne  welche  er  selbst  auf  die  Dauer  nicht 
l)estelien  kann:  er  thut  es  ausserdem,  weil  ohne  nllgemeinr  und 
geregelte  Auslieferung  die  Verbrechen  zu  sehr  zuuciunen  wiirdoii. 

Dieses  ist  also  die  eine  Anscbauimgsweise  des  int«rnationtJeu 
Sti'afrechtes  und  der  Auslieferung  als  eines  Theiles  des  ganzen 
Systems.  Sie  ist  unzähhge  Male  mehr  oder  weniger  klar  aus- 
gesprochen worden  und  behauptet  ohne  Zweifel  nocli  in  diesem 
Augenblicke  in  der  Wissenschaft  die  Oberhand. 

Auf  die  Entscheidung  der  Fnige  welche  ims  beachätligt^  ist 
sie  von  überwiegendem  EiiiHusse.  Sollen  die  Stauten  auch  ihro 
eigen f  11  1  nterthanen,  wclt  lic  iimerhall)  des  (rehietes  eines  anderen 
Staates  ein  V  erbrechen  iiegingen,  auslieferen  i*  ^ein!  nmss  die 
Autwort  sein,  denn:  1.  der  Staat  liefert  nur  aus,  um  einem  an- 
deren Staate  in  der  Ausübung  seiner  Jurisdiction  beizustehen. 
Handlungen  jedoch,  welche  von  semen  Unterthauen  ausserhalb 
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des  Landes  begangen  wurden,  gehören  2U  seinem  eigenen  Bechte- 
gebiete.  Wie  also  wfirde  er  ausliefern  können?  Mnem  anderen 
Staate  bei  der  Bestrafung  von  Handlungen,  deren  er  sich  als 
Verbrechen  annimmt,  Hülfe  zu  leisten^  ist  eine  schone  und  nütz- 
liche Sache,  aber  eine  schünerc  und  höhere  Pflicht  ist  es,  (loi*t 
selbüt  mit  Strafe  vorzugehen,  wo  HuiHllungeii  vurliegen,  denen  er 
selbst  zu  steuern  die  Auigal>e  hat.   Diese  Pflicht  geht  vor. 

2)  Die  Ausheferung  ist  nicht  eine  That  der  Strafverfolgung, 
sondern  internationale  Kechtshülfe.  Jemand,  welcher  gegen  unsere 
Rechtsordnung  kein  Verbrechen  beginge  mit  Bezug  auf  uns  und 
vom  juristischen  Standpunkte  durchaus  unschuldig  ist,  wurd  er- 
griffen und  einem  Bichter  überliefert,  welcher  trachten  wird,  ihn 
seines  Verbrechens  zu  ühoHiiliren  uii<l  zu  strafen.  Solcherweise 
Z!i  handehi  ist  einem  Aushiiuior  j^egenüber  erlaubt,  welcher  kein 
Heclit  hat  in  unserer  Mitte  zu  verweilen  und  der.  wenn  er  nicht 
so  behandelt  hätte  sein  wollen,  eben  ferne  hätte  bleiben  müssen. 
Wir  dürfen  ihn  über  die  Glrenze  setzen:  warum  sollten  wir  ihn 
nicht  einem  ausländischen  Richter  übergeben  dürfen,  von  dem 
wir  wisseui  dass  er  den  Angeklagten  nur  in  dem  Falle  strafen 
wird,  dass  er  es  wenn  auch  nicht  hier,  so  doch  dort  verdient  hat. 
Wie  aber  würde  es  erlaubt  sein  können,  auf  diesf  Weise  einem 
Unterth.Mji  gegenüber  zu  handeln ?  Eins  von  heichMi;  er  ist  ent- 
weder auch  in  unseren  Augen  strafwürdig,  da  er,  wenn  auch 
ausser  Landes,  dennoch  unser  Gesetz  übertrat  (und  dies  ist  die 
gewöhnliche  Ansicht)  oder  er  verdient  bei  uns  keine  Strafe,  weil 
seine  Handlung  keine  Uebertretung  unseres  Gesetzes  war. 

Im  ersten  Falle  gilt  das  soeben  unter  1.  Angeführte:  wür 
strafen!  Auf  Verbrechen  steht  Strafe,  nicht  Ausliefening.  Tm 
zweiten  Falle  düifen  wir  aber  ebensowenii;  ausliefern.  Wir  sind 
im  AUscmeiuen  nicht  herechtigt,  den  lulüiuh  r  zu  er^icifen  und 
über  ilie  (xrenzen  zu  setzen;  wie  wollten  wir  auch  die  liefugniss 
dfizu  ableiten  können,  aus  einer  von  ihm  begangenen  Himdlung, 
wel(*he  in  unseren  Augen  vielleicht  unmoralisch,  jedoch  sicherlich 
kein  Verbrechen  ist. 

So  bringt  also  das,  was  ohne  Zweifel  noch  die  herrschende 
Theorie  oder  den  Kern  der  hen^schenden  Theorien  des  inter- 
nationalen Strafrechts  .'nisinnelit.  die  VersaRuni^  der  Aus- 
lieferung cifjener  l  nterthnnen  mit  N  n  t  Ii  w  e  n  d  iijk  e  i  t 
hervor.    Mir  wenigstens  ist  es  nicht  kki*,  wie  man  die  (iiimd- 
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Sätze  festhalten  könnte,  welche  ich  erörteite  und  sich  dennoch 
für  eine  derartige  Auslieferung  erklären  wollte.  Aber  so  nn- 
natürlich  diese  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger  in  dieser 
Gedankenfolge  ist,  ebenso  natürlich  ist  sie  in  dem  Ideen- 
gangc,  welchen  ich  nun  zu  entwickeln  die  Absicht 
habe. 

fn  dit'8i»r  Tlieorit»  fallt  dasieiiif^o,  was  Ich  drn  K(M"n  dtr  lim*- 
siheiideii  Tjphro  {^'oiiannt  hn\n\  we<;.  Eine  Sc  hciduiig  zwischen 
Haiidhni<^eii  von  gleicher  Alt  in  solche,  welche  dieser  Staat  als 
Verbrechen  qualificirt  und  für  strafbar  erachtet  von  denjenigen, 
welche  für  ihn  vom  Rechtestandpunkte  gleichgültig  sind,  wird 
nicht  gemacht.  Auf  die  Strafbarkeit  der  Handlungen  haben  weder 
der  Ort,  wo  sie  verübt  sind,  noch  die  Nationalitat  der  bezüglichen 
Personen  Einfluss,  so  lange  sie  wenigstens  mneriialb  des  Gebietes 
uinl  unter  Bewohnern  der  civilisirtcn  Welt  bleilten.  Dieb- 
stahl ist  eiiu'  strafbare  Handlung,  Hclbst  wenn  sie  ausserlmlb  drs 
Staatsgebiete:»  und  von  einem  Ausländer  einem  Ausländer  geijeii- 
über  stattgefunden  hat.  Der  Staat,  welcher  nun  einmal  urt heilt, 
dass  Diebstahl  bestraft  werden  muss,  soll  der  That  gegenüber  , 
nicht  anders  auftreten  und  sich  nicht  anders  betragen  wegen  der 
zufalligeiv  die  Natur  der  Handlung  kemeswegs  bestimmenden  Um- 
stände  des  Ortes  und  der  Personen. 

Es  mag  eine  Zeit  f^egeljeii  haben,  wo  es  natürlirli  wni\  da^^s 
der  Staat  nicht  gegen  dasjenige  reagirte,  was  ausserhalb  sciucr 
(ircnzen  vorfiel,  wenn  es  wenigstens  weder  ihn  selbst,  noch  seine 
llntertlianen  betraf;  diese  Zeiten  sind  aber  jetzt  vorbei.  Die 
fortdauernd  zunehmende  Solidarität  der  Interessen  hat  der  alten 
Uleichgiltigkeit  nothwendig  ein  £nde  gemacht.  Wir  handhaben 
sie  nur  noch  mit  Bezug  auf  die  Handlungen,  welche  dem  dop- 
pelten Erfordemiffft  entsprechen,  dass  sie  ausserhalb  des  Territo- 
riums der  (Jultiu>>laateii  und  von  oder  gegen  Wilde  oder  Barbaren 
verübt  shid.  Was  jene  dort  einander  gegenüber  verbreclieiu  em- 
pfinden wir  nicht  als  Mord  oder  Diebstahl:  es  fällt  vielleicht 
innerhalb  unserer  strafrechtliehen  Definitionen^  aber  es  lallt  nicht 
innerhalb  unseres  Begriffes  des  Strafwürdigen.  Den  Wilden, 
welcher  sich  in  seinem  Lande  einer  „soustraction  frauduleuse  de 
la  chose  d'autrui^  schuldig  machte,  werden        wenn  er  hieher 

  ff   

kommt,  nicht  als  des  Diebstahls  schuldig  erachten:  jene  That  lasst 

uns  kalt  und  wir  denken  nicliL  au  Bestrafuug.  Nicht  in  der  gleichen 
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Lage  fiililen  mr  uns  aber  dorn  Engländer  gegenüber,  welcher  sich 
an  ddm  Gute  eines  anderen  Engländers  in  England  vergriff.  £r 
ist  in  unseren  Augen  ein  Dieb  und  verdient  ebensogut  wie  der 
Inländer y  welcher  das  Verbrechen  in  unserer  Mitte  verübte,  ge* 
straft  zu  werden.  Innerbalb  der  civilisirten  Welt  können  solcherlei 
Grenzen  für  das  Strafwihvli^^e  nicht  länger  gezogen  werden;  thun 
wii*  es,  sö  liaiuleln  wir  nicht  nur  gegen  unsere  Interessen,  sondern 
auch  gegen  unseren  Begrili*  von  Recht  und  Unrecl)t.  Wir  nuis^seu 
den  Mörder  bestrafen,  ohne  auf  den  Ort  des  ^^'rbrechens  oder 
auf  die  Nationalität  seiner  selbst  oder  seines  Sclüachtopfers  zu 
achten.  Die  einzige  Bedingung,  welche  erfüllt  sein  muss,  bevor 
wir  strafen  können,  ist  die,  dass  wir  den  Schudligen  auch  wirklich 
in  unserer  Macht  haben. 

Wenn  dieses  der  Grundgedanke  dieser  Theorie  ist,  was  wird 
ü;uui  in  ilu-em  Lichte  die  Auslieferung? 

rinicrhalb  der  Grenzen  unsorcs  Staates  lietindet  sich  ein  Aus- 
liinder,  weh  lier  sich,  nachdem  er  andenvärts  ein  Verlirecheu  be- 
gangen hat,  hierher  flüchtete.  Wir  selbst  sind  befugt,  ihn  zu 
strafen  und  verlangen,  daas  dieses  geschehe.  Der  Staat  jedodi 
innerhalb  dessen  Gebietes  die  That  stattfand,  bietet  sich  an,  dies 
zu  thun  und  verlangt  zu  diesem  Zwecke  den  Schuldigen  von  uns. 
Wenn  wir  nun  diesem  Ersuchen  entsprechen,  den  Angeklagten 
ergreifen  und  der  Justiz  des  anderen  Staates  iiherheiern ,  damit 
er  dort  ab^euitheilt  werden  könne,  wie  ist  alsdaini  die  Handlung 
zu  charakterisiren  ? 

Die  Antwort  ist,  dünkt  mir,  nicht  schwer.  Wenn  der  Re- 
w(»frgi-und,  welcher  uns  leitet,  das  Gefühl  der  Strafwürdigkeit  der 
Handlung  i»t,  deren  der  Ausgelieferte  sich  schuldig  machte,  und 
unser  Verlangen,  dass  er  der  verdienten  Strafe  nicht  entgehe,  wenn 
femer  seine  Stellung  vor  den  Richter  der  Zweck  ist,  so  ist  die 
That  selbst  ein  Akt  der  Strafverfolgung.  Wir  thun  hier  durch- 
aus ;;enau  dasselbe,  was  wir  sonst  thun,  wenn  wir  eine  verdächtige 
Pei"son  ^fet'an.Li;en  nehmen,  um  sie  von  unserem  eichenen  T^ichtei- 
aburtheilen  zu  hissen.  Wir  venichten  eine  Handlung  der  .Inris- 
dictinn.  Der  Unterschied  gegenüber  den  gewcnuiliclien  Fällen  ist 
nur  der,  dass  wir  das  Urtheü  über  das  Verbrechen  anstatt  un- 
serem eigenen  einem  ausländischen  Riditer  auftragen,  weU  wir 
ihn  zur  Urtheflfallung  besser  im  Stande  achten  als  uns  selbst. 
Die  Auslieferung  ist  nicht  eine  That  der  internationalen  Rechts- 
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liiilfe,  zu  der  wir  uns  im  Interesse  eines  anderen  Staates  ])ereit- 
finden,  obschon  die  der  verdächtigen  Person  zur  Last  gelegte 
Handlung  fiir  uns  kein  Verbrechen  ist  und  von  uns  keine  Strafe 
verdient;  sie  ist  viehnehr  eine  That  der  Strafrerfolgnng,  damit 
im  gfnneinsainen  Interesse  der  civilisirten  Welt  dasjenige,  waa  wir 
;ils  X'crhreclien  betrachten  uiul  wius  in  unseren  Augen  Strafe  ver- 
dient, seiner  Strafe  nicht  entgehe. 

Dass  mr  anstatt  der  gewölmliciicu  Fonn  diese  wählen,  hat 
seinen  Grund  nur  in  unserer  Ueberzeugun^  dass  auf  diese  Weise 
das  Ziel  besser  und  sicherer  erreicht  werde.  Wir  enthalten  uns 
der  eigenen  Bestrafung,  nicht  weil  wir  eine  Bestrafimg  unserer- 
seits für  unpassend,  unrechtmässig,  dem  wahren  Begriffe  des  Ver« 
brechens  widerstreitend  erachten  würden,  sondern  weil  die  civi- 
lisirten  Staaten  gleichsam  stillschweigend  ii hereingekommen  sind, 
die  Ahurthuihiug  der  V('rl)rechen,  ohsclioii  sir  alle  auf  gleiche 
Weise  davon  erfasst  werden,  nach  gewissen  ilcficln  ujtter  einander 
zu  veilheilen.  Wenn  wir  in  den  (ieRetzeii  der  verschiedenen 
Länder  die  Vorschriften  darüber  lesen,  welche  Verl)rechen  sie 
von  ihren  eigenen  Richtern  aburtheilen  und  für  welche  andere 
sie  Auslieferung  eintreten  lassen  werden,  so  müssen  wir  in  diesen 
Bestimmungen  Vorschriften  erblicken  von  gleicher  Natur  und 
Zweckrichtiuig,  wie  z.  B.  die  des  Ai-t.  23  der  Niederländischen 
Strafprocessordnung '*).  Sic  cntlialten  eine  Auftheihnig  der  Ver- 
brechen, «leren  Ahuitheihmg  siimnitlichen  Cultni-staaten  zukonnut 
nach  Maassgabe  der  vei*scliiedenen  grossen  Bezirke,  in  welche 
dieses  ganze  Gebiet  der  civilisirten  Welt  zerfallt. 

Waa  nun  schliesslich  bei  dieser  Auffassung  aus  der  Regel ,  — 
das»  bei  Unterthanen  Auslieferung  nicht  statt  haben  soUe  — , 
werden  muss,  ist  klar.  Wenn  die  Auslieferung  ehie  That  der 
Jurisdiction,  eine  Aeusserung  der  staatlichen  Strafbefngniss 
iu  tlersclben  Weise  ist,  wie  die  Unterwerluiig  <les  Verbrechei's 


*)  Art.  2.*^  bestimmt:  Zur  Ausfibottg  4er  Amtsverriehtangen ,  welche  im 
Torig«'n  Art.  den  Officiemi  der  Jont»  (StastaanwSltcTi)  anfgtftngm  timl.  sind 
zu  gleicher  Zeit  befng^t: 

der  Officicr  des  Sprongels,  wo  das  Verbrechen  begangen  ist, 

der  Ofticier  des  Sprengel^,  wo  der  Ängeachnldtirti^  wohnhaft  ist. 

der  ütlM'ier  des  Sprengeis.  wo  der  AngeselmMigte  verbaftet  worden  i*»t. 

Itn  Fullo  .'iiifT  gleichzeitigen  Kinmisehnnir  melnor»T  Officier»'  süU  der  iu 
der  Heibe  truher  Genaunte  mit  der  Verfolgung  beauftragt  bleibtit. 
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unter  die  Gerichtsbaikeit  des  inlandifichen  Bichtersy  so  kann  die 
Regel  nicht  länger  gehandhabt  werden. 

Der  Staat  muss  alsdjiiiii,  wenn  seine  Untertbanen  im  Aus- 
lände Verbrechen  bej^iii^jen.  zw  ihrei-  A uHlieferunp;  befupt  eraehtet 
werden  ans  genau  deiiselbeu  Gründe»,  jml' wdclie  gestüt/.l  vv  selbst 
^ie  stiaft,  weun  die  strafbare  Handlung  iuuerlialb  seinem  Tcni- 
toriiim^  stattgefunden  bat. 

Es  ist  mm  offenl)nr  i^eworden,  dass  icb  nicbt  mit  Unrecht 
behauptet  habe,  dass  die  Frage  über  die  Auslieferung  der  Unter- 
tbanen auf  das  Engste  mit  der  ganzen  Lehre  des  inteniatio- 
nalen  Strafrecbtes  zusammenhMngt.  Denn  zweierlei  Ansichten 
^>teben  sich  hier  gegenüber,  welclie  beide  das  innerste  Wenen  des 
inteniationaleii  Strafreclifos  betreffen,  und  von  dfiien  die  eine 
mit  derselben  Fulm  i ichti^keit  und  Jju;;ik  auf  die  Niclitausliefe- 
rung  der  Tnländer,  wii-  die  andere  auf  die  Auslieferung  derselben 
liinauHläuft.  Die  Vorbimbi i ig  zwischen  der  aufgestellten  Frage  und 
den  beiden  erörterten  Anschauungsweisen  tibor  das  Verbrechen 
vom  internationalen  Standpunkte  aus,  ist  selbst  so  eng,  dass  wir 
die  erste  nicht  beantworten  können,  ohne  uns  f&n*  eine  von  den 
beiden  letzten  zw  entscheiden  nnd  umgekehrt.  Und  da  die  Haupt- 
sache die  XelKMiSMche  nach  sicli  /lebt ,  so  müssen  wir  uns  also 
jetzt  entscbliesseii.  für  welche  von  l)ei(ien  Anschauungsweisen  wii- 
uns  erklären  wollen. 

Wenn  wir  uns  in  unserer  Wald  durch  die  Anzalü  der  Auto- 
ritäten leiten  lassen  wollten,  welche  uns  vorliergingen,  so  war(»  die 
Entscheidung  nicht  schwierig.  Ansichten,  wie  diejenigen,  welche 
ich  an  erster  Stelle  erörterte,  werden  mehr  oder  weniger  deutlich 
in  beinahe  allen  Theorien  des  internationalen  Strafrecbtes  wieder- 
gt  tuiidf'u.  Die  Ideen  dagegen .  deren  Darlegung  uns  soeben 
behchäftigte,  sind  verbiiltnissmnssig  nui-  selten  ausgesprochen  und 
nie,  wie  ich  glaube,  mit  der  Schärfe  und  Vollstiindii^keit,  die  ich 
zu  erreichen  bestrebt  war.  Sie  kamen  meist  nur  ncbeulier  zur 
Sprache  und  zeigen  sieb  zuweilen  in  einer  Verbindung,  in  der  man 
sie  nicht  erwarten  würde.  Die  Theorie,  die  denselben  am 
nächsten  kommt,  ist  die  der  sogenannten  „Weltrechtspilege^  von 
Hobest  von  Mohl^). 

*)  Si<  lie  aoin  StaatsK  i  lit .  Völkerrecht  und  Politik  I,  H.  637  uud  folg., 
vorzüglich  S.  H^J  nnd  folcjeiiüc. 
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Wollen  wir  uns  dagegen  nicht  von  Autoritäten  führen  lassen, 
sondern  unsere  BiUigung  jener  Auffassung  zu  Thefl  werden  lassen^ 
welche  am  meisten  mit  den  Thatsachen  fibereinstimmt  und  am 

besten  den  Bedürfnissen  unserer  Zeit  entspricht,  dann  ist  die  Sache 
nicht  so  leicht,  obgleich  ich  fiir  meinen  Theil  liiciiil^er  keinen 
Zweifel  lio<r(\ 

Ich  hin  überzeugt,  dass  die  Lehre,  welche  die  HÄudhingcn 
einer  und  doi-selhen  Art  fiu*  jeden  Stajit  in  zwei  Grtippen  zerlej^t, 
in  die  nämlich|  welche  fiir  ihn  Verbrechen  sind,  weil  sie  innerhalb 
seines  Territoriums,  oder  Ton  seinen  Unterthanen  begangen  wurden 
und  in  die,  welche  fttr  ihn  keine  Verbrechen  sind,  weil  sie  ausser- 
halb seines  Gebietes  von  AuslM^iidem  verübt  wurden,  nicht  mehr 
zeitgenüiss  ist.  Ks  ßtih  eine  Z<'it,  wo  sie  un  ihrem  Platze  war, 
jetzt  aber  ist  sie  es  eben  nicht  mehr. 

Walii-  war  sie  nodi  im  vorigen  .Tahrliunderte.  als  die  Staaten 
sich  v  itklicli  des  l'nreclites,  welches  ausserhalb  ihres  Gebietes 
verübt  wurde,  niclit  als  eines  Verhrecliens  annahmen.  Gegen  aus- 
ländische Verbrechen  reagirten  »ie  nicht,  wenn  auch  der  Schuldige 
nach  der  That  innerhalb  ihres  Ten'itoriums  sich  aufliiclt:  selbst 
straften  sie  nicht  und  ebensowenig  lieferten  sie  aus,  es  sei  denn, 
w^ie  bereits  bemerkt,  nur  ganz  ausnalunsweise.  Der  im  Auslande 
bcLraii^iene  Mord  nml  Dii  bstahl,  vorzüglich  wenn  Thäter  nnf  Opfer 
beide  Auslaiidei-  waren,  rei/ten  das  Keelitsgefühl  der  Völker  eben- 
sowenig, wie  jetzt  noch  unser  Kechtshewusstsein  nfficirt  winl  durch 
dasjenige,  was  wir  von  den  Unmenschlichkeiten  hören,  welche  bei 
Wilden  imd  barbarischen  Völkern  an  der  Tagesordnung  sind. 
Diese  erregen  unsere  Neugierde  und  zuweilen  unser  wissenschaft- 
liches Interesse;  wir  verwimdem  uns  über  derartige  sonderbare 
gesellschaftliche  Zustände  und  messen  mit  Erstaunen  den  Abstand, 
der  uns  ron  alldem  trennt  und  entfernt.  al>er  das  eigenthündicbe 
(Tcfühl.  welches  Bestrafung  der  Scliuldigen  forilert,  entsteht  nicht 
hl  inis«*reni  Imn^rn.  Die  Handlungen  von  Wilden  und  Barharen 
unter  einander,  wenngleich  sie  anrh  innerhalb  uiiberei*  gesetzUchen 
Definitionen  von  Mord  und  Diebstahl  fallen«  und  wenn  sie  auch 
durch  dieselben  Motive  hervorgebracht  werden,  welche  unter  uns  den 
Mörder  und  den  Dieb  machen,  sind  unserejn  Geföhle  nach  keine 
zu  bestrafenden  Handlungen.  Der  Abstand  zwischen  diesen  Völkeni 
und  uns  selbst  ist  zu  gross:  in  solcher  Entfernung  winl  das 
Kt^chtsgelÜhl  nicht  nu'hr  ailicirt. 


Digitized  by  Google 


—    295  — 


So  wie  wir  uns  jetzt  also  dem  Uiu*echte  von  Wilden  und 
Barbaren  gegenäber  fühlen^  ebenso  fühlte  man  sieb  noch  im  vorigen 
Jahrhtmderte  in  den  verschiedenen  Staaten  der  civilisirten  Welt 

dem  Unrechte  lyregenüber,  welches  innerhalb  des  Gebietes  anderer 
iStfmten  stattfand.  Die  Sclicidiintr,  wckhe  man  nun  noch  iu  der 
Tbe(»rie  machen  will,  liestand  diuaals  in  der  Wkklichkeit.  Die- 
selbe Handlung  war  strafliar  oder  nichts  je  nachdem  sie  hier  oder 
dort,  von  einem  Individuum  dieser  oder  einer  anderen  Nationa- 
lität begangen  war.  In  jene  Tage  gebort  die  Theorie,  welche  ich 
bekämpfe. 

Damals  wurde  sie  gebildet  und  damals  deckte  sie  auch  die 

fiictischen  Zustände.  iSie  war  der  Niederschlag  des  damals  Be- 
stehenden. In  dem  fit  fühle  der  Völker  war  das  Verbrechen, 
wt'lches  aiiN^crlialb  der  Gi-cnzcn  vciiibt  worden,  nicht  stratwürdig 
und  die  Theorie  tial)  diesem  Bewusstsein  Ausdruck  durch  die 
Jjehre:  Die  Gesetze  haben  territoriale  Wirkung.  Handlungen, 
welche  ausserluilb  des  Territoriums  verübt  sind,  sind  nicht  strafbar, 
denn  sie  sind  keine  LTebertretung  des  Gesetzes. 

Aber  ist  die  Lehre,  welche  unzweifelhaft  richtig  gewesen  ist, 
jetzt  noch  richtig  ^  oder  haben  wir  sie  als  ein*Ueberbleibsel  aus 
früheren  Zeiten  zu  betrachten,  welches  sich  aufrecht  zu  halten 
ifcwnsst  hat  nncli  Inn^r^'  n:iehileia  die  Wirkln  likeit  ihr  entwaclis(?n 
war?  Ich  glaube,  dn-^»  letzleres  der  Fall  ist.  Ich  glaube,  dass 
in  dem  Bewnsstsein  der  civilisirten  Volker  das  Verbrechen  von 
Ort  und  Nationalit.'it  unabhängig  geworden  ist.  Für  mich  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  ilir  Rechtsgefühl  jetzt  auf  Beize 
reagirt,  für  welche  es  sich  früher  unempfindlich  gezeigt  hat. 

Ich  beginne  mit  der  Behauptung,  dass  in  einer  derartigen 
Entwicklung  und  Verfeinenmg  des  Rechtsbewusstseins  nichts 
rnerhöiles  gele^M»n  sei.  Sie  erscheint  nur  aU  <lie  Vollendung  eines 
Processes,  welcher  s<  lion  viele  .Tnhrhunderte  vorher  begonnen 
hat.  F<  gab  eine  Zeit,  in  der  die  Kechtsgemeinschaft  nur  die 
Verbrechen,  welche  von  oder  gc'gen  ihre  Glieder  begangen  waren, 
unter  ihre  8trafrechtsp6ege  brachte*,  was  von  oder  gegen  Aus- 
länder,  wenngleich  innerhalb  ihrer  Grenzen  verübt  wurde,  dessen 
nahmen  sie  sich  nicht  an.  Erst  allmalig  wurde  die  Strafrechts- 
)»ilege  auch  auf  den  Schutz  von  Ausländem  ausgedehnt,  bezie- 
Inmgswoise  Ausländer  zur  Verantwortung  gezogen.  Am  längsten  er- 
hielt sich  der  alte  Grundsatz  iu  Ansehung  desjenigen,  was  Ausländer 
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gegen  einander  rerbrachen^  aelbat  wenn  es  innerhalb  des  StaatRge- 
bietes  stattfand.  Schliesfilich  aber  nahm  man  als  Regel  an,  dafis 
der  Strafrichter  befbgt  sei,  über  alle  Verbrechen  st«  nrtheflen,  die 

innerhalb  der  (Tivnzoii  des  Staates  vt'iiiht  winden,  und  duss  die 
Nationalität  des  Sid)je(  tes  oder  des  Ohjeetes  d.ihei  ganz  Lrli*ieli- 
gültig  sei.  Sehon  vor  dem  Ende  des  Mittelaltei-s  war  diese  Knt- 
wicklung  im  westliclu>n  Europa  vollendet.  Dhsh  aber  der  neue 
Grundsatz  mir  allmäli^  rlurc]ip>di'ungen  ist,  davon  legt  die  mittel- 
alterliche Rechtsgeschichte  Zeugniss  ab.  Es  hat  lange  gedauert, 
bevor  als  unbestrittene  Reclitsregel  angenommen  var,  was  bei- 
spielsweise jetzt  im  Art.  B  §  1  des  Niederländischen  Grundgesetzes 
und  im  Art.  8  der  allf^emeinen  P^inleitunj?  zur  Coditieation  *"')  als 
all^enieine  I?eelitsn<»nn  erilt.  Schon  die  Thatsaehe  allein,  »las-,  nun 
t's  in  iht  >t  in  .Tahrhun<U  rte  in  Xiederland  noch  iuv  nötliig  gefunden 
Imt,  deraitige  Bestimnnmi^f  n  in  die  fJesctzgebung  ant/.uneliinen,  be- 
weist die  Zähigkeit  der  alten  \  oi-stelluiig  und  den  schweren  Streit, 
welchen  der  neue  Grundsatz  zu  fiiliren  gehabt.  So  stand  es  also  nun 
fest,  dass  in  dem  Strafrechte  die  Nationalität  der  Pei*sonen  keinen 
ITuterschied  machen  sollte.  Aber  nur  mit  Bezug  auf  Verbrechen, 
welche  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates  verilbt  sind.  Für  das- 
jenige was  ausserhalb  des  Staatsterritonums  stattfand,  hielt  man 
noch  immer  den  rntei-sehicd  fest.  Man  achtete  entwcdci  gar 
nicht  darauf,  oder  man  tliat  es  mir.  wenn  Subject  und  (M)ject, 
mler  wenigstens  eines  von  den  Beiden  l^nterthan  war.  Die  Hand- 
lungen der  Ausländer  unter  einandei-,  ausserhalli  des  Staatsgebietes, 
üelen  noch  stets  ausserhalb  des  Begriftes  des  V>rbrechens.  Man 
blieb  also  in  dem  Entwicklungsprocesse  halbwegs  stecken;  inner- 
halb des  Staatsterritoriums  war  der  Nationalität  aller  Einfluss 
auf  die  Htrafliarkeit  unteisagt,  ausserhalb  des  Temtorinms  hing 
wie  früher  die  Fra*;e,  ob  ein  Veihreclien  bestand  oder  nicht,  g;»nz 
von  der  Nationalität  (h»r  an  der  Handlung  betheiligten  Peixonen, 
beziehungsweise  <  Hijecte  ab. 

Wenn  sich  dieses  Alles  nun  so  verhält,  würde  es  dann  so 


*■•)  Art.  .'i  1  dos  (inuulfres.:  Alle,  w«>lclio  sicli  auf  dem  Unimlgebwte 
Hen  Rficlips  )>efindon,  »v'mi  ff«  Einwohner  oder  Fremdlinfre,  linlten  f^leirhen 
Ati»|>ruc)i  auf  ßeschimiunp  ilirt'i"  Porson  und  (TÜtor. 

Alt.  ö  i\er  All'jftn.  Kirilfittniff:  dif»  Strftf^osftzo  und  Polizi'i- Veionl- 
uuKufii  siud  fiir  Alle,  die  aicU  auf  dem  Uruildgebiete  dee*  Reicliei  betiudeu, 
tiudeod. 
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betVcuKk  n ,  wenn  gugt  nwärti;:^  bpi  dem  so  ungeheuer  gestei- 
gerteu  V'erkelu*  zwischeu  alK  n  T heilen  der  civilisirten  Welt  die 
£ut>vickluag,  die  vor  vielen  Jaluhunderteu  schou  innerhalb  der 
Staatsgrenzen  sich  voUzogeit  bat»  die  Grenzen  überschiitte  und 
also  auch  ausserhalb  des  Staatsgebietes  der  Begriflf  des  Verbrechens 
von  dem  Elemente  der  Nationalität  entkleidet  würde,  einem  Ele- 
mente also,  welches  innei  halh  des  Staatsgeliietes  schon  hiii^^c  nicht 
mehr  ein  constitutives  Mcrkmiil  tlcs  N'crlu  i'clu'iis  jiusniachty 

Liegt  il;ilier  in  dvv  'rii(.'üri»'.  wclclic  jrdum  Staate  das  Recht 
zuerkennt  und  die  Verptiiclitung  auterltigt,  Handluii'jen ,  welche 
innerlialb  der  Bestimmungen  seines  Strafgesetzes  fallen^  als  Ver- 
brechen zu  qualiiiciren,  wo  oder  von  wem  auch  immer  sie  verübt 
sein  mögen,  nichts  Sonderliches  oder  Unerhörtes,  so  ist  damit 
natürlich  noch  nicht  bewiesen ,  dass  die  Wirklichkeit  mit  der 
Anforderung  jener  Theorie  jetzt  schon  übereinstunmt.  Jedoch 
scheint  auch  dieses  mir  nicht  zweifelhaft.  Ich  behaupte,  dass  in 
diesem  Augenblick  schon  die  Staaten  der  ci\ilisirten  Welt  im 
Widerstreite  mit  der  panfjbareii  Theorie  das  Verbrechen  als  solches 
erkennen,  gleichgültig  wo  in  aller  Welt  es  auch  stattgeftinden  habe, 
uml  zu  welcher  Nationalität  der  Thäter  auch  immer  gehören  nuige. 

Zum  Beweise  dieser  Behauptung  kann  ich  mich  natürbch 
nicht  auf  die  Ausüefei'ung  berufen,  denn  wir  liaben  gerade  ge- 
sehen, dass  sie  als  internationale  Rechtshülfe  aufgefasst  auch  unter 
di«'  Ältere  Theorie  untergebiticht  werden  kann.  Wohl  aberlienife 
irli  nii(  Ii  auf  zwei  Ik'Htinnnungen  des  Auslieferungsrechtes,  so  wie 
CS  sich  jetzt  in  iler  Wissenschatl  und  Praxis  zeigt. 

1 )  Beinahe  alle  Stallten  der  civilisirtt'n  Welt  liefern  jetzt  an 
iH-inalie  alle  anderen  Verbrecher  aus;  bei  weitem  die  meisten  haben 
div  Verpriichtung  dazu  durch  die  mit  anderen  Mächten  abgeschlos- 
sFiien  völken'echtliclien  Verträge  auf  sich  genommen.  Die  Aus- 
liefeitiug  ist  zur  festen  Kegel  gewoi*den  und  kein  Staat,  welcher 
auf  die  Achtung  und  Freundschaft  der  übrigen  Glieder  der  grossen 
StaHtengesellscliaft  Werth  legt,  wird  die  Regel  übertreten.  Iii 
rebereinstiniiimiii^  nut  die<;('r  Praxis  wir<l  in  der  Wissenschall  von 
den  einthissreichsten  Sehritlstelleni  iler  letzten  Z«»it,  ( 'riminalisten 
sowohl  als  Völken'echtslehrern,  eine  Verplliciitinig  zur  Auslieferung 
angenommen,  welche  auch  ohne  Vertrag  iiir  jeden  civilisirten 
Staate  allen  anderen  gegenüber  bestehe,  in  sofeni  cüe  letzteren 
gehörige  Garantien  für  eine  geordnete  Rechtspflege  gewähi-en. 
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Eine  solclio  Vrrjitlirlitimg  nun  ist  mir  innerhalb  der  Tliooric 
der  iiiteraatioiialen  Hechtsliülfe  uubegreitlich.  AVie  kann  mau  von 
einer  Verpfliclitiini?  zur  Hülfe  sprechen?  In  welclieni  Kcchts- 
systeme  ist,  unabhängig  yon  einem  Versprechen ,  eine  derartige 
Verpflichtung  bekannt?  Liegt  nicht  eine  Contradictio  in  der 
Idee  einer  Hfilfe,  zu  der  ich  verpflichtet  sein  sollte?  Meines 
Erachtens  kann  von  einer  Pflicht  zur  Hülfe  ebensowenig  die  Rede 
sein,  als  von  der  Pllicht  zu  einer  Sclienkuni?.  Hülfe  ist  ilirer 
Natur  nach  di<'  freie  Tliat,  weldie  mau  ohne  Verlelzimg  ii'gcud 
einer  Vei*pfiichtuag  auch  hätte  unterhissen  können. 

Wie  aber  kommt  man  denn  doch  dazu,  eine  Verpflichtung 
zur  Ausheferung  anzunehmen?  Man  kann  es  nur  dadurch,  dass 
man  die  alte  Lehre  fallen  lässt  und  Anschauungen,  wie  die  hier 
▼ertheidigten,  darauf  anwendet.  Die  Schriftsteller  gründen  die 
Verpflichtung  auf  das  allgemem  menschliche  Interesse  der  Unter- 
drückung des  Verhrechens.  Durch  die  Ausbreitung  des  inter- 
nationalen Verkelu's  liat,  wie  sie  lehren,  die  Repressiou  des  Ver- 
hrechens anfi<eli<»rt,  jetzt  nur  tur  diesen,  diuui  wuuler  nur  tiir  jenen 
Staat  von  Belang  zu  sein,  je  nachdem  die  That  liier  oder  dort 
stattgefunden  hat,  die  Kepression  ist  vielmehr  zu  einem  universellen 
Interesse  geworden,  zu  dessen  Wahrung  alle  Staaten  gleichroässig 
verpflichtet  sind.  Diese  Verpflichtung  ist  es,  welche  der  Staat 
verletzt,  wenn  er  die  Auslieferung  verweigert.  Er  vergisst  dann, 
dass  die  Staaten  der  civiHsirten  Welt  neben  den  besonderen  In- 
ten^sscu  eines  jeden  Staates  auch  gewisse  geiüeinsch.aftliclu«  Intt-r- 
essi^'U  liahen,  in  Ausehuup^  welcher  sit«  eine  Einh(»it  oder  eine  Vereiui- 
gung  bilden,  die  wie  jede  Yereimgung  für  ihre  Mitglieder  gewisse 
Verpflichtungen  mit  sicli  führt,  dass  zu  diesen  gemeinscliaftlichen 
Interessen  die  Repression  des  Verbrechens,  und  zu  diesen  gemein- 
samen Verpflichtungen  die  Auslieferung  gehört. 

Die  Gtedankenfolge  scheint  mur  vollkommen  richtig  zu  sein 
und  ich  bin  bemt,  ihr  unbedingt  Folf?e  zu  leisten ;  ich  fi^e  aber 
auch  zugleich,  was  ist  sie  anders  als  da«  Ueberl)ordwerfeii  der 
herrschenden  Theorie?  Wenn  die  ganze  eivihsnte  Welt  in  der 
TUat  bei  der  Kepression  des  Verbrechens  interessirt  ist,  gleich- 
gültig wo,  von  wem,  gegen  wen  es  verübt  ist,  so  ist  hiermit  die 
Scheidung  der  gleichartigen  Handlungen  in  diejenigen,  welche  för 
diesen  Staat  Verbrechen  sind  und  in  die,  welche  es  nicht  sind, 
grundsätzlich  aufgegeben. 
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So  lie^;t  also  in  der  AiKTkoimuiig  einer  Vci  jjt'l  iclit  min;  zur 
A tt'i  niit,'  eine  l' jjtri  \v('i('iiii;^  uegeiiüber  dei'  /weiten  AiiseliHii- 
uii*;s\\ei^e,  während  diejenigen,  weiche  die  Yerptliciitiuig  anuelimeii 
uiid  dennoch  an  der  alten  IMieohe  festhalten^  sieb  einer  offenbaren 
luconsequenz  »chuldig  machen. 

2)  E»  i»t  eine  fetttetehende  Kegel  den  Auslieferuugsrechte«, 
das»  der  Staat  um*  ausliefert  wegen  solcher  im  Auslande  verübter 
strafbaren  Handlungen,  welche  der  Art  sind^  dass  sie  im  Falle 
ihrer  VerÜbung  im  diesseitigen  StaMtsgelnete  Iner  strafbar  sein 
\.  uidrii.  Wolier  diese  Hesrln  iinkung Wenn  die  Auslieferung 
<lie  That  i>t,  w  ixlnrch  man  tleni  anderen  fSlaate  in  der  Veiiolgung 
clc3ssen  liilit.  was  er  lur  ein  Verbrechen  hält,  aber  des  Ortes  wegen, 
wo  es  >tattrand,  in  unseren  Auiren  nicht  strafwürdig  ist,  wesslialb 
dann  die  Fordenmg,  dass  wir  eine  derartige  Handlung,  im  Falle 
sie  innerhalb  unseres  Temtoriums  stattgefunden  hätte,  flir  strafbar 
erachten  mttssten?  Diese  Bedingung  der  Auslieferung,  welche  in 
der  alten  Lehre  vollkommen  unerldfirbar  ist^  ist  selbstverstSndlich, 
wt  un  wir  lUe  ^Auslieferung  als  eine  That  der  Jurisdiction  betrach- 
ten:  uns(»r(»  StrafrechtspHege  wird  nur  dann  tliätig,  wenn  dasjenige 
^tatiiindet,  wa»  lUicli  unserem  Gesetze  Verbrechen  ist  und  Strafe 
verdient. 

ich  will  es  bei  dieseu  beiden  Punkten  bewenden  lastteu,  ob- 
gleich  es,  wie  ich  glaube,  nicht  schwer  sein  würde,  noch  andere 
bei  allen  Schriftstellem  wiederkehrende  wissenschaftliche  Ansichten 
und  überall  angenoinuieue  praktische  Regeln  des  Auslieferungs- 

n-ehte^  fuhren,  welche  daratif  hinweis(»n,  dass,  wie  selir  man 
aneh  <h  iii  Worte  iiadi  ilcr  vom  Orte  und  der  Natiou.ihlat 
abhän.^igen  Authissunir  des  N'erhrediens  festhält ,  in  der  That 
und  im  Gefülile  die  univei-sale  Aulfassung  sich  geltentl  macht. 
Und  wenn  man  in  den  letzten  Jiüiren  sich  je  länger  je  dringender 
für  die  Auslieferung  der  eigenen  Uutertlianeu  erklärt,  so 
sehe  ich  liierin  nichts  ids  eine  Offenbarung  dessellien  Umschwungs 
der  Ideen. 

Ans  dem  bisher  Entwickelten  erhellt,  wie  ich  hoffe  zur  Ge- 
nüge, dass  in  d«  r  »  i-weiterten  AuHassiniu  des  Begriffes  vom  Ver- 
brechen, welche  (lie>rs  voft  den»  Oite  uiitl  nou  der  Nationalität 
der  Fersuncu  unabhängig  macht,  nichts  l  nerhörtes  «)der  Sonder- 
bai'es  lieg<'n  würde,  ja  dass  die  erweiterte  Auii'assuug  schon  in 
Lehre  und  Pi-axis  durchgedrungen  ist. 
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Hieimit  ist  jedoch  die  Sache,  die  ich  vertrete,  noch  durchaus 
nicht  gewoiiiicii;  denn  inaii  wüidr  mir  aiicli  jetzt  noch  vorli.dtcii 
köuiien,  dci?>s  die  hier  vertlieidigtc  Tlieojic,  luüge  sie  aucli  iioch 
so  aanelimbar  sein  und  so  Tiel  Eiutluss  ausüben,  wie  oui*  inuaer 
anderen  feststehenden  Principien  widerspreche,  so  dass  sie  nur 
als  eine  grosse  Veriming  betrachtet  werden  mfissei  von  weldier 
man  je  eher  je  besser  auf  den  rechten  Weg  wieder  «nnlenken  müsse. 

Die  Einwurfe ,  welche  ich  im  Auge  habe,  sind  im  Wesent- 
lichen die  folgenden: 

1)  Die  weit  über  ilire  waliren  (rrenzen  ausgedehnte 
Wiikung,  welche  auf  diese  Weise  dem  »Strufgcsft/e  eines  jeden 
titaates  zuerkannt  wird.  Der  Staat  übt  seine  Straüechtspllege 
ausschliesslich  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  aus,  auf  die  Anwen^ 
dung  ausländischer  Strafgesetze  lässt  er  sich  nicht  ein;  dieses 
wird  jetzt  nicht  mehr  bestritten.  Wenn  man  nun  verlangt,  dass 
der  Staat  die  innerhalb  der  Begriffobestimmungen  seines  Straf- 
gesetzes fallenden  Handhmgen  —  von  Ausländem  gegen  Auslünder 
im  Allslande  begangen  —  betrachten  und  iK'handeln  solle,  so  setzt 
man  eine  universale  Wnkung  seiner  Strafgesetze  voraus.  Man  ^eht 
von  der  Annahme  aus,  dass  jeder  Mensch,  wer  oder  wo  er  auch 
sein  möge,  den  Gesetzen  dieses  Staates  Gehorsam  schuldig  ist 
und  diese  Annahme  ist  vollständig  uniichtig.  Dim  Strafgesetz- 
buch hat  eine  territoriale  Wirkung  und  bindet  also  jeden,  welcher 
sich  innerhalb  des  Staatsgebietes  aufhält;  es  hat  ausserdem,  der 
gewöhnlichen  Meinung  nach,  eine  persönliche  Wirkung  und  bindet 
desshalb  auch  die  Unterthanen  in  der  Fremde,  weiter  jedoch  er- 
streckt sich  seine  bindend»  Kiaft  nicht.  AVeim  es  also  wuhv  ist, 
dass  der  Staat  nur  nach  .soniom  t  ij^^cnon  St  raffresetze  s traten  kann, 
so  erhellt  schon  aus  dieser  eiutadieu  Bemerkung,  wie  verkelirt  es 
ist,  von  ilim  zu  vpi  lmgen,  dass  w  auch  die  Verbrechen  der  Aus- 
länder im  Aushinde  für  straibar  halten  und  als  solche  behandebi  soll. 

Das  Gewicht  dieser  Gregengrfinde  ist  von  den  Anhängern  der 
hier  vertheidigten  Anschauung  immer  gefühlt  worden;  daher  die 
verschiedenen  Vei-snche,  denselben  zu  eutgelien,  Versuche,  welche 
alle  auf  die  Anualuae  von  Rechtsprincipien  und  Rcclitsregeln 
hinauslaufen,  deren  Wirkung  sich  über  alle  Staaten  gleichmässig 
ausdehnt. 

Die  italiemscheu  J  uristen  des  14.  mid  15.  Jahrhunderts  tindeii 
die  universell  verbindenden  Regeln  im  römischen  Rechte,  dem  ins 
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commune  aller  Völker.  Spätere  Schriftsteller  sjireclien  von  rineni 
ins  geutiimi  und  verlanjren,  (iass  der  Staat  sich  univeiselle  Straf- 
befogniss  zuschreiben  solle  nur  init  Bezug  auf  diejenigen  Ver- 
brechen, welche  als  Debertretungen  diesem  jus  gentium  chamk- 
terisirt  werden  können :  die  sogenannten  delicta  iuris  gentium.  Und 
jetzt  ist  es  wieder  durchaus  nichts  Ungewöhnliches,  dass  man  in 
Praxis  und  Literatur  sich  auf  eine  „höhere  Hechtsordnung"  beruft-, 
vnii  der  alle  positiven  Gesetze  nur  ein  schwacher  Hetlex  sind  und 
deren  Wirkung  sich  über  alle  Zi  itcn  und  über  alle  Oric  erstreckt. 

Diejenigen,  welche  den  bezeichneten  Einwuif  auf  eine  dieser 
drei  Weisen  bekämpften,  erkennen  die  Gruiulthese  an,  worauf  er 
sich  stützt:  der  Staat  darf  nur  dann  strafen,  wenn  durch  die 
Handlung  eine  die  handelnde  Person  im  Augenblicke  der  That 
bindende  Yorschrift  übertreten  worden  ist  und  die  Wahrung  dieser 
Vorschrift  diesem  Staate  obliegt.  Man  giebt  weiter  zu,  dass  der 
Staat  keine  die  Ausländer  ausserhalb  des  Landes  bindenden  Straf- 
gesetze geben  kann  und  traehtet  nun  sich  durch  die  Annahme 
zu  helfen,  dass  es  ausser  den  positiven  Gesetzgebungen  der  ver- 
schiedenen Staaten  auch  noch  solche  vom  Territoriimi  und  der 
Nationalität  nicht  abhängige  Rechtsregeln  giebt,  als  deren  Wächter 
sich  jeder  Staat  zu  betrachten  hat. 

Ich  für  meinen  Theil  verwerfe  die  Grundthese.  Die  ganze 
Vorstellung,  worauf  sich  der  Einwurf  stützt,  ist  unrichtig.  Es 
ist  nicht  wmIm-.  das«  die  Strafe  die  Folge  der  Uebertretung  eines 
uns  bindenden  Stiatu^setzes  ist;  dass  nur  dann  Kraft.  Rechtes 
nach  einem  bestimmten  Gesetze  eine  Strafe  ausgesprochen  werden 
kann,  wenn  die  handelnde  Person  in  dem  Augenblicke,  wo  sie 
die  That  gesetzt  liat,  gehalten  war,  sich  nat  Ii  ohen  diesem  Gesetze 
ZU  betragen.  Im  Gegentheil,  nicht  die  bindende  Kraft  des  Ge- 
setzes bringt  die  Strafe,  sondern  diese  die  bindende  Kraft  hervor. 
Gerade  weil  mein  Thnn  und  Lassen  an  einem  gewissen  Gesetze 
jijeprüft  werden  wird,  hxit  dieses  Gesetz  für  mich  bindende  Kraft. 
Das  wahre  Verhältniss  ist  nirOit  dieses:  das  Gesetz 
bindet,  also  ni  uss  es  an  jiicwcndet  w  erdm  ,  sondern:  diehCi» 
Gesetz  wird  angewendet  und  dadurch  bindet  es. 

Habe  ich  in  dem  Gesagten  Recht,  so  ist  es  unricbti^r.  eine 
universelle  Auffassung  des  Verbrechens  und  eine  universeile  Straf« 
rechtspflege  zu  verbieten^  solange  nicht  bewiesen  ist,  dass  die 
Strafgesetzgebung  eines  jeden  Staates  selbst  eine  universell  bm- 
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(kiide  Ki'ai't  b('>it/,:.  \\' vi  die^u  Foitkruiig  hiustcUt,  der  vrrl.iii^^t, 
(Imss  (las  Ende  voi  (li-m  Autaii.u«^  sein  soll.  (t<']>mi  \vii-.  wcim 
hiurniit  doiii  Interesse  der  menschlichen  Geselibchatt  gedient  wjrd, 
dem  Strafgesetze  eine  universelle  Anwendung,  die  uuiversell  bin- 
dende Kraft  folgt  alsdann  von  selbst. 

Wenn,  so  wie  ick  zu  zeigen  getrachtet  Imbe,  eine  Erweiterung 
des  Begriffes  vom  Verbrechen,  so  dass  dieser  unabhängig  wird 
von  dem  Orte  der  Handlung  und  von  der  Nationalitat  der  be- 
trelVenden  iVrsonen,  für  die  Staaten  der  eivilibiiten  AWlt  nichts 
anderes  sein  würde»  als  du  lieinalio  sich  von  sellist  verstehender 
Fortschritt,  die  Fortsetzung  einer  vor  .lalirliumli  rten  schon  be- 
gonnenen Jiutwicklung;  wenn  es  Cü  iiude  iür  die  Animhme  giebt, 
dass  jene  erweiterte  Auftassung  Tvirklich  schon  begonnen  bat  sich 
in  dem  Rechtsiebon  der  civilisirten  Welt  zu  offenbaren,  so  müssen 
wir  uns  durch  die  Erwägung,  dass  doch  eigentlich  unseren  Straf- 
gesetzen eine  so  wdtareichende  bmdende  Kraft  nicht  zukommt^ 
nicht  zurückhalten  lassen,  in  der  eingeschlagenen  Richtung  vor- 
zugehen. Es  steht  in  unserer  iVFai  lit,  ihnen  dieselbe  zu  gehen. 
Die  ganze  Srliwicriukeit  ist  huü  der  Luft  trcL'riffeii  und  wir  brauchen 
dann  nicht  zu  der  Annahme  eines  jus  geniuun  oder  einer  ,jubtice- 
oder  ^niorale  universelle"  zu  schreiten,  brauchen  nicht  zu  einer 
„höheren  Keclitaordnung^  Überirdischen  Ursprunges  unsere  Zu- 
flucht zu  nelmien. 

2)  Ebensowenig  wie  diesem  eisten,  kann  ich  einem  zweiten 
möglichen  Einwurfe  Kraft  zuerkennen.  In  dem  hier  erörterten 
Systeme  des  internationalen  StrnlKchtes  zeigt  sich,  insoweit  es 
die  Strafreclitspdegc  betritit,  di«'  civilisirte  AVeit  als  ein  (Janzes 
und  die  einzelnen  Staaten  als  (he  Bezii'ke^  in  weiche  das  ijiauze 
vertheilt  ist.  Das  Verbrechen  ist  unabhängig  von  Ort  und  Natio- 
nalität und  jeder  Staat  ist  gleich  berechtigt  und  verpHichtet  et$ 
zu  verfolgen,  wenn  es  nur  den  IMmter  in  seiner  Macht  hat.  Die 
Auslieferung  ist  die  Uebergabc  des  Angeklagten  au  den  judex 
delicti  commissi  und  hat  ihren  Grund  darin,  dass  bei  der  gleichsam 
durch  eine  stillschweigende  intelnationale  Uebereinkuntt  festge- 
stellten AiitlhpilunL'  der  .Iurisdi(  1  iun^gewait  das  loruni  dehcti 
commissi  als  das  cr»lbeüigte  liezrichnet  ist. 

Eben  diese  Voi*stellung  nun  könnte  man  snirf  n,  taugt  nicht. 
Die  fcit:uiten  sind  keine  Districte  eines  grösseren  (lanzen.  soTtfleni 
solbstständige  souveräne  Körper;  die  Menschheit  ist  nicht  eine 
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iKKMOgeiie  Masse,  soatlern  jcdor  Staat  hat  seine  Uiiterthaiieii.  mit 
w'  lrlieii  er  es  ausiJcliüesslich  zu  tlniii  hat;  und  zum  Schlüsse,  die 
StratVeehtspriege  eines  jeden  Staates  ist  uicbt  bestimmt,  der  gauzeii 
civiUsirten  AVeit  und  all  ibreii  Bewohnern  zu  dienen,  sie  bat  nur 
die  Interessen  deijenigeu  Vereinigung,  von  welcher  sie  ausgeht, 
zu  befördern.  Und  da  sich  dieses  Alles  so  verhält,  so  kann  nur 
die  gewohnliche  Theorie  des  internationalen  Strafrechtes  die 
wahre  sein. 

Es  braucht  W(»hi  kaum  erst  iresutjt  zu  werden,  dass  durch 
eine  derartige  Einwendung  nichts  htwusiMi  wird.  Ich  würde  «lein 
entgegensetzen  wollen:  der  Zustand,  wekhcn  man  oben  beschrieben, 
hat  bestni  l  'U,  aber  er  besteht  nicht  nielir.  Was  ich  behaupte 
ist  gerade,  dass  er,  insofern  er  die  Strafrcchtspflege  betrifft,  einem 
anderen  Zustande  Platz  gemacht  hat.  Unmerkbar  und  ohne  ihre 
Ankunft  laut  anzukündigen,  ist  die  Einheit  der  civilisirten  Welt 
mit  Bezug  auf  das  Verbrechen  und  seine  Repression  aufgetreten 
und  so  ist  es  zu  erklären,  dass  so  Viele  an  ihr  Bestehen  noch 
nicht  glauben  wollen.  Dennoch  ist  sie  jct/.t  fiir  denjenigen,  (Ur 
sehen  will,  deutlich  sichtbar.  Es  ist  mit  ihr  gegangen  wie  mit 
jeder  Veränderung  in  der  Aussenwelt,  idlmälig  und  langsam,  ohne 
Sprünge,  durch  eine  fortdauernde  Bewegung  ist  sie  zu  Stande 
gekommen  und  wenn  sie  noch  nicht  in  die  Theorie  aufgenommen 
ist,  so  liegt  der  Fohler  in  der  letzteren,  die,  weil  sie  der  Wirk- 
lichkeit immer  nur  mit  8i)rüngen  nachfolgt,  jedesmal  hinter  ilu* 
zurück  ist.  Ausser  Stande  der  Wirklichkeit  in  all  ihren  Ent- 
wirl-;hiiiirssta<li"ii  zu  folgen,  setzt  sie  sich  ;iiif  ciueni  willkürlich 
gewählten  Pmii<te  lest  und  bleibt  dort  stehen,  bis  sif  durch  irgend 
eine  Ui'sache  aus  ihrer  Ruhe  aufgeschreckt  wird.  Dann  si(>ht  sie 
rund  um  sich  hfM-  tnnl,  indem  sie  hemerkt  wie  gross  der  Ah^iand 
zwischen  der  Wirklichkeit  und  ihr  selbst  schon  ist,  legt  sie  den 
Weg,  zu  dem  das  wurkliche  Rechtsleben  eine  Reihe  von  Jahr- 
zehnten oder  Jahrhunderten  nöthig  hatte,  in  einem  einzigen  Sprunge 
zurück.  Solch  einen  S^irung  bat  die  Theorie  mit  Bezug  auf  tbesen 
Tunkt  jetzt  zu  machen. 

Diese  zweite  liesehwerde  ist  nichts  anderes  als  die  allt 
Theorie  des  internationalen  Strat'rechtes  selbst,  welche  noch  nicht 
bat  einsehen  lernen,  dass  die  Wirklichkeit  ihr  eutwacbseu  ist 
dass  sie  nicht  nur  alt,  sondern  auch  veraltet  ist. 

3)  Eine  dritte  Einwendung,  welcher  ich  entgegen  sehe,  läuft 
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darauf  hinaus,  dass  da>s  hier  erörterte  System  d«Mii  »Staate  die 
8trat1jei"ugiiiss  ül)ei'  Pei-aoiieii  giebt,  welclie  sich  in  diesem  Augen- 
bUcke  zwar  iunerhjilb  seines  Gebietes  hetinden,  die  aber  in  dem 
Zeitpunkte  da  sie  handelten,  auf  keinerlei  Weibe  zu  ihm  in  Be- 
ziehung standen.  Sie  sind  keuie  bleibenden  Untei-thaneu  dieses 
Staates,  sie  handelten  nicht  innerhalb  seines  Temtoriums,  noch 
gegen  ihn  selbst,  oder  seine  Unterthanen;  sie  nun  dennoch  zti 
strafi  II.  weil  er  sie  ziitUllig  in  seiner  flacht  hat,  ist  Anuia^uiii: 
einer  Ciewalt.  welche  ihm  nicht  zukömmt,  und  wüi'de  selbst  zu 
internationalen  V  erwickluitgen  t'ülnen  können. 

Es  gab  (ine  Zeit,  in  welelier  man  dieser  Argumentation 
vielleicht  entscheideude  Kraft  hätte  zuerkennen  müssen,  in  unserer 
Zeit  ist  sie  sicherlich  nicht  mehr  am  Platze. 

In  der  ersten  HSlfte  des  Mittelalters '  scheint  wirklich  der 
Ginindsatz  gegolten  zu  haben,  dass  Verbrecher  nur  vor  den 
Richter  gezogen  wurden,  innerhalb  dessen  Competenz  sie  entweder 
dm-ch  Alistammung  oder  durch  den  Wohnsitz  gehörten.  Das 
fonim  (luiiiicilii  inachte  noch  im  13.  Jalirhundei-te  in  Frankreich  auf 
aussclilicssliclie  Herrschaft  Anspnich  und  auch  in  den  germanischen 
Ländern  stand  die  Sache  nicht  andei*s.  Nur  allmälig  wusste  das 
fonnn  delicti  commissi  in  der  StrafrechtspHiege  sich  Eingang  zu 
verschaffen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  wai'  es  also  ein  wirklidi 
anerkannter  und  gehandhabter  Gnindsatz,  daKs  man  nur  vor  das- 
jenige Gericht,  zu  dem  man  durch  seiiir  Ai)kinitl  oder  dureli  seinen 
Wolmort  gehörte,  gezogen  werden  konnte.  Wurde  der  Tute  i  tli.in 
dieses  (Toriclitcs  vor  vm  anderes  gezogeu.  so  nuichte  letzteres  sicli 
einer  Maclitid)crschreituug  schuldig.  Aber  allmähg  vollzieht  sich 
hifr  (»ine  Veränderung  und  endlich  wird  es  zu  einer  feststehenden 
Kegel,  dass  jedes  Gericht  auch  über  Unterthanen  anderer  Ge- 
richte, wegen  innerhalb  seines  Gebietes  veiiibter  Verbrechen,  Juris- 
dictionsgewalt  besitzt. 

Wenn  man  nun  jetzt  den  Staaten  verbieten  will,  über  Aus- 
länder wegen  im  Auslande  begangener  Verbrecluii  H<(lit  /u 
sprechen,  was  ist  diesr^  underes,  nls  das  alte  forum  domicdii, 
welches  nnt  seiiu  n  Ansjuüchen  auf  ausstilüicb.sUche  Competenz 
wie<ler  einmal  das  Haupt  erhebt? 

Wenn  dieses  sich  »o  verhält,  dann  hallen  wir  es  auch  jetzt 
nicht  mehr  zu  schonen.   £s  steht  nun  einmal  fest,  dass  in  der 
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Strafverhängung  (Iber  einen  Ausländer  nichts  Unrechtmässiges 
liegt  dem  Lande  gegenüber,  dem  er  angehört.  Im  Principe  ist 
man  hierOber  schon  seit  sechs  Jahrhunderten  einig.  Die  Frage 
ist  jetzt  nur  noch  diese,  ob  die  Staaten  dasjenige  das  sie  billigen, 
"wonn  CS  ein  im  Gebiet o  <le.s  strafenden  Staates  venU>tes  A^er- 
breclien  gilt,  untersfiaeii  k  imen  und  wollen,  wenn  ilir  oi«,'i'n('r 
l'nterthan  von  eincni  »Staute  gestraft  werden  soll,  in  dessen  (ie- 
biet  das  Verbrechen  nicht  begangen  worden  ist.  Em  handelt 
sich  eben  nicht  um  ein  neues  Princip,  sondern  uin  eine  neue  An- 
wendung eines  Grundsatzes,  welcher  schon  einige  Jahrhunderte 
alt  ist.  Und  diese  neue  Anwendung  scheint,  nach  all  dem  oben 
Angeführten,  durch  den  tmiversalen  vom  Orte  der  Handlung  und 
v«in  der  Nationalität  der  betreffenden  Personen  unabhängigen 
(  L.iiakUi  gelordeit  zu  werden,  welchen  das  Verbrechen  im  Be- 
wus-stscin  der  eivjlisirten  AVeit  jetzt  aiigenommen  hat. 

l'nd  hiennit  ist  nun  auch  der  letzte  Einwurf  gegen  die  er- 
weiterte Auflassung  des  Verbrechens  und  gegen  die  daraus  un- 
mittelbar entstehende  Auffassung  der  Auslieferung  als  einer  Tliat 
der  Jurisdiction,  die  letzte  Einwendung  wenigstens,  welche  ich 
mir  denken  kann,  beseitigt. 

Frfiher  sahen  wir  schon,  dass  in  der  er^'eiterten  AuffjisRung 
nichts  rnt'ihörtes  oder  Soii<h'rh:ir('s  liegen  würde,  ja  dass  sie 
bereits  in  das  in  der  Praxis  geltende  lieeht  gedrungen  ist.  .let/t 
wissen  wir  ausserdem,  dass  sich  ihrer  Annahme  keine  allgemein 
anerkannten  Recht sprincipien  widei-setzen. 

Nmi  bleibt  hier  nur  noch  übrig,  die  aus  dem  Vorhergellen- 
den  sich  darbietenden  Schlüsse  in  Kürze  zusammen  zu  fassen. 

Das  Endresultat  also,  zu  welchem  ich  gekommen  bin,  lautet: 
das  Verbrechen  ist  in  dem  Bewusstsein  der  civüisirten  Welt 
universell  geworden,  d.  h.  unabhängig  von  dem  Orte  wo,  und  von 
der  Nationalität  der  l^'rs()uen,  \u]i  oder  gegen  welche  es  veriil»t 
wurde.  Auf  jedem  »Staate  ruht  deshalb  die  Verpflichtung,  das 
Soinige  zur  Unterdrückung  ijucli  derjenigen  Verbrechen,  welclie- 
nicht  innerhalb  seines  Territoriums,  weder  von  noch  gegen  seine 
Unterthanen  verübt  wurden,  beizutragen.  Der  Staat  kann  sich 
dieser  Verpflichtung  auf  zweierlei  Weise  entledigen.  Er  kann 
den  Schuldig(>n,  welchen  er  in  seiner  Macht  hat,  entweder  selbst 
seiner  Schuld  zu  überfiilu*en  und  zu  strafen  trachten,  oder  die 
Untersuchung  der  Saclie  und  —  im  Falle  der  Verurtheiiung  —  die 
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Bestrafung  einem  anderen  Staate  übertragen,  m.  a.  W.  den  An- 
geklagten ausliefern. 

Die  Auslieferung  ist  daher  eine  That  der  Jurisdic- 
tion über  eine  Handlung,  welche  auch  mit  Bezug  auf 

den  fiuslioferiidon  Staat  ein  Verbrechen  ist,  niclit  eine 
That  i  nt  ernationalcr  Reclitsliiilie,  wodurch  wir  nur  dem 
Staate  an  welchen  ausgc  1  i  c  t  (  rt  wird  in  der  Verfol^nn*; 
dessen  beistehen,  was  für  ihn,  nicht  aber  für  uns^  ein 
Verbrechen  ist. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  welche  von  beiden  Formen  in 
jedem  vorliegenden  Falle  zu  w8hlen  ist,  hängt  von  praktischen  Ruck- 
sichten, vorzüglich  aber  von  den  folgenden  beiden  Erwägungen  ab : 

1)  Oh  der  Staat,  welcher  den  V(  rhrecher  in  Händen  hat 
selbst,  oder  ein  andcn  i  in  Folge  der  thatsächlichen  Umstände 
des  Kalks  l'iir  gerii^iu'tcr  iTachtet  werden  inuss,  in  dem  Stral- 
processe  die  Wahrheil  zu  erinittclu. 

2)  Ob  im  letzteren  Falle  jener  nndere  Stnat  hinreichende 
Gewähr  bietet  flir  eine  ehrliche  und  unparteiische  lintersuchung 
und  für  eine  nicht  unmenschliche  Strafe,  und  bereit  ist  diese  Auf- 
gabe zu  übernehmen. 

AVenn  ein  anderer  Staat  besser  im  Stande  ist  in  diesem  bo- 
stinniitcu  Falle  die  Wnln*heit  zu  t  utdcckcii  (  in  der  Kegel 
wirtl  kein  Kichter  dazu  so  ^ut  uceignt-t  sein,  wie  der  judex  delicti 
commissi  — )  und  wenn  dieser  Staat  bereit  ist  sic  h  des  Falles  anzu- 
nehmen und  zugleich  genügende  Garantieen  für  die  gelu'irige  Aus- 
flihrung  bietet,  so  soll  der  Staat,  welcher  den  Verbi-echer  in  seiner 
Macht  hat,  nicht  selbst  strafen  sondern  ausliefern. 

JedenffülB  jedoch  muss  sich  der  Staat  auch  Air  diejenigen 
Ffille^  in  welchen  gewöhnlich  Auslieferung  stattfinden  wird,  sub- 
sidiäre eigene  Strafbetugniss  vorbehalten. 

Auf  die  Entscheidung  dei*  Frage,  ob  der  Angeklagte  au<^- 
gelielcrt  oder  wohl  vor  den  eigenen  Jiif^hter  zur  A'eiantwortung 
gerufen  würde,  soll  im  Allgemeinen  die  Nati()nalität  des  Ange- 
klagten keinen  Einfiuss  ausüben.  Wie  man  jetzt  schon  die  Futer- 
thanen  des  Staates  A  dem  Staate  B  wegen  der  innerhalb  des  Gebietes 
des  letzteren  Staates  verübten  Verbrechen  ausliefert,  so  muss  auch 
in  demselben  Falle  die  Auslieferung  eigener  Unterthanen 
aus  dem  Onuide  allein,  dass  es  eigene  Unterthanen  sind,  nicht 
verweigert  werden. 
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Die  Auslieferung  ist  doch  eine  That  der  Jurisdiction,  welche 
dem  Staate  über  seine  Unterthanen  nicht  weniger,  als  über 
jeden  Anderen,  welchen  er  in  seiner  Macht  hat,  erlaubt  ist  und 
daliir,  dass  er  zur  Ausliefemtig  der  I^nterthaneii  schreite,  sprechen 

voUkonimon  «liesolben  (iiiiii(U'  dos  pniktisclion  Nutzens,  welche 
überhaupt  die  AusUeferung  nnempfehlcii. 

Das  Endresultat,  zu  lieni  ohij^c  lU  tniclitungen  führen, 
ist  daher  eine  Fordening  des  Prim  i])os  der  Territorialität:  jeder 
Staat  erachtet  die  innerhalh  seines  Gebietes  von  wem  immer  ver- 
übten Verbrechen  innerhalb  seiner  strafrechtlichen  Competenz 
fallend  und  wird,  im  Falle  der  Thäter  geflüchtet  ist,  dui-ch  die 
Auslieferung  in  die  Lage  versetzt,  denselben  zur  strafrechtlichen 
Verantwoi-tuuR  zu  ziehen.  Diese  Teiritorialität  ist  aber  eine 
andere  als  diejenifr?*,  an  welche  heim  Gehruuclie  dieses  Wortes 
gewühiüich  gedaclit  wird. 

Diejenigen  ii.'iiiiliVh,  welche  sich  für  die  ausschliessliche  Terri- 
torialität des  Stratrechtes  erklären,  ivr»11<  n  damit  in  der  Regel  nur 
zu  erkennen  geben,  dnss  der  Staat  sich  keiner  anderen  Handlungen 
als  Verbrechen  anzimehmen  hat,  dass  mit  Bezug  auf  ihn  selbst 
keine  anderen  Handlungen  überhaupt  als  Verbrechen  zu  qualificiren 
sind  als  diejenigen,  weh'he  mit  den  vom  Strafgesetze  geforderten  Be- 
♦,n  itlV.Hierknialen  ansgest;i<  t«*t  iiiiu  rluilh  seiner  Grenzen  veriiht  wur- 
di'ii:  was  dn^nssen  vrvhroclu'n  wird,  ist  nicht  gegen  seine  Kechts- 
orduung  gerichtet  uml  geht  ihn  desshalb  niclits  an. 

Die  Territorialität  in  diesem  Sinne  aul'gefasst  verdient  meines 
Erachtens  die  grösstmögliche  Afisshilligimg,  weil  sie  den  Bedürf- 
nissen der  civUisirten  Welt  und  ihrem  Bechtsgefühle  widei*streitet. 
Die  Proteste,  welche  sie  hervorgerufen  hat,  sind  vollkommen  be- 
rechtigt und  haben  nur  den  Fehler,  das«  sie  nicht  weit  genug 
j;flHn.  Ks  ist  niclit  genug,  (H<'  Personalität  ni-lun  die  Tmito- 
rialität  zu  stellen:  nur  der  Grundsatz  der  UniversaUtiit  kann  ji  tzt 
Genüge  leisten.  Die  hier  ins  Auge  gefasste  Territorialität  he- 
xeichnet,  dass  der  Staat  von  seiner  alle  Verhrechen  umfassend(?Uj 
vom  Orte  der  Handlung  wie  von  der  Nationalität  der  bezüglichen 
Personen  nnabhäugigen  Strafbefugniss  einen  derartigen  Gebrauch 
machen  muss,  dass  er  den  Schuldigen  vor  seine  Bichter  zieht,  so- 
bald da»  Verbrechen  innerhalb  seines  Gebietes  verübt  worden  ist, 
in  jedem  andi  n  n  Kalle  ihn  dem  ju<lex  di'Iicti  connnissi  überliefert. 
Eine  Ten ittaialität  also,  welche  nicht  aus  der  G  leichgUltigkeit 
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hervorgebt  fiir  dasjenige,  was  »usserhalb  der  Grenzen  stattimd^, 
sontleni  aus  dem  Bestreben,  das  Verbrechen  durch 
dasjenige  Land  untersuchen  und  aburtheilen  zu  lassen, 
welches  hierzu  am  besten  im  Stande  ist.  Von  dieser 
Auffassung  der  Territorialität  aus  gelangen  wir  dahin,  dass 
wir  für  unseren  Theil  nur  das  in  Anspruch  nehmen,  was  von 
diesem  Standpunkte  aus  uns  /ukonimt,  wälirend  wir  das  l'ebnp;e 
jenen  anderen  Staaten  üherlasHen,  von  denen  wir  wi^Heu,  dasü 
sie  dazu  bereit  und  eingeiielitet  sind ,  ihren  Theil  der  geniein- 
sehaftlidien  Jurisdicti<»ns- Aufgabe  auf  sieb  zu  nehmen.  £ine 
solche  Territorialität  endlich  entsteht  aus  vollkommen  den- 
selben Motiven,  welche  innerhalb  jedes  Staates  dazu  geführt  haben, 
dass  das  forum  delicti  commissi  in  den  Vordergrund  gestellt 
wurde.  Eine  solche  Auifiissung  fülirt  aber  desshalb  dann  auch 
nieht  zur  ausschHessHehen  TerritoriaUtät ,  sondern  stiit/t  ^i«  h  im 
Hintercnnnide  und  zur  notluvciidij^en  Er^iiii/.uiii:  wie  iunerhaUi 
des  Territoriums  eines  jeden  J^taates  so  auch  innerhalb  ilesjenigeii 
der  civiHsii-ten  Welt,  auf  die  fora  dumicihi  und  deprebensionis. 

Ist  dieses  die  TerritoriaUtät,  l)ei  weicher  wir  angekommoi 
sind|  so  ist  die  Ausliefenwg  von  einem  zum  anderen  Staate,  wenn 
nicht  in  der  Form»  so  doch  in  Art  und  Wesen  eine  Handlung 
welche  vollkommen  gleichkommt  der  Auslieferung  eines  Verdiich- 
tigen  oder  Angeklagten  von  dem  index  domicilii  oder  deprehen- 
sionis  an  den  iudex  delieti  (■l>^lnli^■^i  imierhall)  desselben  St:i;it.\>>. 

Hi<'rnnt  bin  ich  am  Eiulc  meiner  Kr(lrtenni«ir  des  frM«,dielieu 
Punktes  angelangt.  Im  Beginne  meines  Aufsatzes  habe  ich  die 
Behauptung  aufgestellt,  d:i^>  durcli  eine  piinciptelle  Behandlung 
dei*  Frage  darüber  mehr  Licht  verbreitet  werden  würde.  Ich 
tiberlasse  es  dem  geneigten  lieser,  zu  entscheiden,  ob  ich  diese 
Behauptung  wahr  gemacht  habe. 
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enn  auch  die  ttl>6r  die  Auslieferung  von  Verhrerhern  ab- 
geschlossenen  Verträge  regelmässig  jene  Delicte  einzeln  anwählen, 
wegen  deren  eine  AusUefenmg  stattfinden  soll,  so  wird  doch  nicht 
Jeder^  der  der  Yerühnng  eines  der  im  Vertrage  genannten  DeUcte 
heschuldigt  ist,  ausgeliefert.  Durch  die  Verträge  und  durch  das 
Herkommen  ist  vielmehr  f]jewissen  Uiiistilnden  die  Wirkung  bei- 
gelegt worden,  die  Zuläsaigkeit  oder  doch  weuigtsteu»  die  PHicht- 
mässigkeit  der  Auslieferung  auszuscidicsseu.  Diese  Ilmstände  be- 
ziehen sich  zum  Theile  auf  die  Person  des  flüchtigen  Verbrechers, 
zum  Tlieile  auf  die  ihm  zur  Last  fallende  Tiiat  oder  deren  straf- 
rechtliche Folgen  und  zu  einem  anderen  Theile  sind  sie  rein 
äuflserlicher  Natur. 

Was  nun  die  m  der  Person  des  flüchtigen  Verhrechera  liegen- 
den Umstände  betrifft,  so  ist  heute  nur  noch  die  Nationalität  des- 
selben von  wirklicher  Bedeutung.  Besonderer  Besprechung  ))e- 
dürfeu  in  dieser  Beziehung  die  beiden  Fälle,  in  welchen  der 
Auszuliefernde  kein  Unterthan  jener  Macht  ist,  die  ihn  requirirt, 
sondern  entweder  ein  Angehöriger  jenes  Staates,  auf  dessen  Grebiet 
er  sich  geflüchtet  hat,  oder  ein  Bürger  eines  dritten  Staates.  Im 
Gegensätze  zu  diesen  beiden  Fällen  ist  jener,  in  welchem  es  sich 
um  Auslieferung  an  eben  den  Staat  handelt,  welchem  der  flüchtige 

*j  Aus  eiiier  binnen  Kurzem  zu  pu  biicircnden  sjstematiachen  Darstellung 
der  Bechtes  clor  Auäiiefertmg. 
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Verbrechrr  seiner  Nationalität  nach  zugehört  und  in  welchem  er 
auch  die  fraghche  Tlmt  verübt  hat,  nicht  zweifelhaft.  Gerade  fiir 
diesen  Fall  überwiegt  der  Strafanspnich  des  reclajBirenden  Staates 
über  deD  Strafanspruch  des  Zufluchtsstaates  in  solchem  Maasse, 
dass  die  Rechtmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Aueliefeniiig 
nicht  in  Frage  kommen  kann. 

Wenn  aber  ein  Staat  ersuclit  wird,  einen  seiner  eigenen 
Unterthanen  an  eine  andere  Macht  wegen  eineb  m  deren  TTehietc 
verübten  Delictes  auszuliefern,  steilen  sich  der  Gewähi'img  dieses 
Ansuchens  mancherlei  Bedenken  entgegen.  Die  meisten  sowohl 
der  europaischen  Mächte  als  auch  der  der  europäischen  Oultur 
theilhaften  transatlantischen  Staaten  betrachten  ihre  Unterthanen 
auch  während  ihres  Aufenthaltes  im  Auslande  ab  den  Gesetzen  der 
Heimat  fortdauernd  unterworfen  und  ziehen  sie  nach  ihrer  Röck- 
kehr  vor  den  Gerichten  der  Heimat  auch  für  ihr  rechtswidiigeü 
Verhalten  im  Auslände  /.iir  Verantwortung.  Gleichzeitig  halten 
alle  Ötaaten  es  für  eine  ihrer  obersten  Pflichten,  ihre  Angehörigen 
vor  jeder  Vergewaltigung  durch  Behörden  des  Auslandes  am 
schützen.  Der  Richter  des  Heimatsstaates  erscheint  nach  dieser 
AttffiissuDg  als  der  judex  proprius  aller  diesem  Staate  angehören- 
den Individuen,  mag  es  sich  auch  um  die  Beurtheüung  einer  im 
Auslande  entäusserten  Thätigkeit  derselben  handeln.  Ueberlieferung 
des  Inländers  an  auslündisehe  Behörden  erscheint  hieuaeli  als  Ptlicht- 
versäumniss  und  Reehiawirli  i<j;keit  der  inländischen  Staai>j4ewdlt. 

Mancherlei  praktische  Bedenken  kommen  zu  diesen  grund- 
sätzUchen  Erwägungen  hinzu.  Es  gilt  als  eine  Härte,  als  eine 
Unmenschhchkeit,  den  Inländer,  der  auf  Feststellung  der  Frage, 
ob  er  eines  Verbrechens  schuldig  ist  oder  nicht,  durch  die  Gerichte 
und  nach  den  Normen  des  Inlandes  ein  durch  seine  G«hurt  er- 
worbenes Recht  besitzt,  den  Behörden  des  Auslandes,  weldie  uns 
vielleicht  nur  ein  geringes  Vertrauen  in  die  Rechtsmässigkeit  ihres 
Vorgehens  einilüssen,  zu  {i])erantworteii.  Diese  Härte  tritt  be- 
sonders hervor,  wenn  der  Fremde  durch  seine  Unkeuutuiss  der 
Institutionen  des  fremden  Landes,  durch  seine  ünkunde  der  Sprache, 
durch  Mangel  an  Bekannten,  die  seiner  sich  annehmen  könnten, 
als  Angeklagter  in  eine  ungunstigere  Lage  geiiethe  als  ein  An- 
gehöriger jenes  Staates,  an  den  er  ausgeliefert  wird.  Und  wirk- 
lich mag  zu  Zeiten  derjenige,  den  unschuldig  der  Verdacht  eines 
Verbrechens  triflPt,  grosser  öefahi-  ausgesetzt  sein,  wenn  etwa  in 
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dem  Staate ;  an  welchen  er  ausgeliefert  wird,  aus  nationalen» 
confessionellen  oder  politischen  Gründen  eine  seinem  Volke  un- 
gOnstige  Stimmung  herrscht.  Zum  mindesten  läuft  in  solchen 
Zeiten  der  wirklich  schuldige  Ausländer  die  Geiahr  einer  un?er- 

hältnissmässig  strengen  Beurtheilung. 

Aber  selbst,  wenn  wir  von  solchon,  in  violleicht  nur  zufälligen 
oder  vorübergehenden  T^mständen  gegründeten  Bedenken  absehen, 
wird  die  Ueberiiefeniog  eines  Xuläuders  an  ausländische  Gerichte 
rerwerflich  erscheinen  müssen,  wenn  sich  das  Gerichtsverfahren 
oder  das  Strafensystem  jenes  fremden  Staates  TOm  dem  der  Heimath 
des  Verhrechers  in  wesentlichen  Beziehungen  unterscheidet.  Ein 
Staat,  dessen  Stra^rocessrecht  aQe  von  der  modernen  Wissenschaft 
geforderten  Grarantieen  gegen  die  Möghchkeit  der  Verurtheilung 
eines  Unschuldigen  verwirklicht  hat,  wird  sieh  nicht  leicht  ent- 
scliliessen,  cman  seiner  Angehörigen,  den  der  Verdacht  tritt't,  im 
Auslande  ein  Verbrechen  verübt  zu  haben,  an  den  Staat  des  Ortes 
der  angeblichen  Uebelthat  auszuliefern,  wenn  dem  Strafverfahren 
dieses  Staates  noch  alle  Gebrechen  des  alten  Inquisitionsprocesses 
anhaften.  Und  ebenso  wird  ein  Staat,  welcher  sein  Strafen- 
system den  gegenwärtig  herrschenden  humanen  Anschauungen  an- 
gepasst  hat,  nicht  leicht  einen  seiner  Bürger  an  ein  ausländisches 
Gericht  ausliefenj,  wenn  derselbe  von  den  fremden  Richtern  viel- 
leicht zum  Tode  oder  zu  einer  Leibesstrafe  oder  zu  einer  beson- 
ders qualvollen  Art  der  Freiheitsstrafe  vei-urtheilt  werden  müsste 
oder  doch  wenigstens  verurtheilt  werden  könnte,  w  ährend  die  ihm 
zur  Last  liegende  That  nach  seinem  heimathlichen,  ihm  ange- 
borenen Becht  mit  einer  verhältnissmässig  weit  milderen  Strafe 
geböaat  würde. 

Bedenken  dieser  Art  stehen  nicht  bloss  der  Auslieferung  von 
Staat  zu  Staat  entgegen,  sondern  unter  Umständen  auch  der  Al> 
heferung  eines  Beschuldigten  vom  forum  deprehensionis  an  das 
forum  delicti  commissi  innerhalb  desselben  Staatsgebietes,  sofern 
nämlich  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates  sehr  verschiedene 
Processrechte  und  sehr  verschiedene  Strafensysteme  nebeneinander 
gelten,  wie  dies  etwa  in  Betreff  der  einzehien  Cantone  der  Schweiz  der 
Fall  ist.  So  konnten  sich  denn  auch  wirklich  „die  Cantone,  welche 
einem  humaneren  Strafensysteme  huldigen,  nicht  dazu  verstehen,  ihre 
eigenen  Angehörigen,  welclie  ausserhalb  ihres  Gebietes  ein  Ver- 
brechen begehen  würden,  an  andere  Cantone  auszuUefem,  welche 

21* 
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härtere  tnler  unzweckniässige  Strafen  anzuwenden  pHegeu  oder  wo 
noch  ein  St  rat  verfahren  liesteht,  welches  keine  Gewähr  dafür 
bietet,  dass  nur  der  Schuklige  bestraft  wird" ')  luid  deshalb  kann 
nach  al.  '2  des  All.  l  des  Buudesgesetzes  vom  24.  Juli  1852 
(amendirt  durch  die  Gesetze  vom  24.  JiiU  1867  und  vom  2.  Februar 
1872)  auch  innerhalb  der  Schweiz  die  Auslieferung  Yon  Personen, 
die  in  einem  Canton  verbiirgert  oder  niedergelassen  sind,  ver- 
weigert werden,  wenn  der  von  einem  anderen  um  die  Auslietei  ung 
ersuc'lite  Canton  nich  verptiichtet,  dieselben  nach  seinen  Gesetzen 
zu  beurtheilen  nnd  zu  bestrafen  oder  eine  über  sie  bereits  ver- 
liäugte  Stiute  vollzieheu  zu  lat^sen.  Diese  Ausnahme  von  der 
sonst  anerkannten  Ausliutci  inigspflicht  von  Canton  zu  Canton  ist 
um  so  wichtiger)  als  sie  in  bewusstem  Gegensatze  zu  dem  auf 
dem  Ooncordate  vom  8.  Juni  1809  (bestätigt  am  18.  Juli  1818) 
beruhenden  älteren  Rechte  steht.  Aus  ganz  ähnlichen  Gründen 
erhob  sich  auch  im  norddeutschen  Reichstage  bei  Berathung  des 
Rechtshilfegesetzes  vom  21.  .liiiii  18()^>  »ine  lebhafte  t )j)i)osition 
gegen  den  Satz  des  §  23,  durcli  welchen  die  einzelnen  Stuten 
des  norddeutschen  Buudes,  wenn  auch  nur  unter  gewissen  ganz 
erhebhchen  Einschränkungen  und  Bedingungen  (vgl.  §  25),  zur 
AusUeferung  ihrer  eigenen  Angehörigen  verpflichtet  wurden'). 

n. 

Erwägungen,  ähnlich  den  bisher  entwickelten,  sind  es  ge- 
wesen, welche  die  Gesetzgeber  der  meisten  Staaten  bestimmt  haben, 
die  Auslieferung  der  Inländer  zu  yerbieten*).   Die  Folge  dieser 

>)  BLinon,  Hacdoneb  des  Schweiler.  BoDdewiMtBrcehtes«  beranagetrebeD 
TOD  Mobil  1877,  h  257. 

*)  VgL  EitDBiiAni,  Die  Beehtshilfe  im  norddeatschen  Bunde,  1869,  S.  104. 

•)  D.  R.-St-G.-B.  §  0,  österr.  St.-G.-B.  §§  86  und  235,  österr.  St.-G.- 
Eotw.  §  6,  ungarisches  St.-G.-B.  §  17.  C.  p.  Toicano  Art.  9.  Kriechische 
St.-P.-O.  von  1834  Art.  3,  St.-G.-B.  für  Bern  von  1866  Art  4  (aber  untor 
Vorbehalt  dt-r  Staatsvertrape  Art.  5).  Auch  das  St.-G.-B.  für  Bosnien  wnd  die 
Hcrcei^ovina  verbietet  in  72  die  .Xiifliefcrnng'  eines  Inländer.s  an  jeden 
fremden  Staute  abo  auch  au  die  Türkei,  uiul  «leimt  \m  §  75  diese?  Verbot 
auch  auf  die  Auslieferung  ein«?  Angehörigen  der  oÄtcrreichisch-uugarisi  hen 
Monarchie,  der  ja  nicht  InliimUr  im  Sinne  d»»s  liopnischen  St.-G.-li.  ist, 
aus.  Das  belgische,  luxemburgische  uii«l  niederländische  Ausliefe- 
ruugsgesetz  bringen  dieses  Verbot  dadurch  zum  Ausdrucke,  dass  sie  bd  Fert- 
iteUong  der  Bedingungen,  onter  welchen  die  BegierQng  Aaslieferong  gewflnen 
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gesetzlichen  Verbote  war  es  denn^  dass  auch  in  der  Mehrzahl  der 
geltenden  AusltefenmgBvertrfige  die  Verpflichtung  zur  Auslieferung 
der  Iniander  abgelehnt  wird. 

In  der  Literatur  hat  diese  Einschränkung  der  Aosfieferungs- 


kann,  nur  Ton  Inslfindeni  sitrechen.  (Vgl.  übrigens  ancb  noch  niederländisches 
Ansliefernngsgesetz  Art.  16  nnd  %  965  der  nicht  in  Wirksamkeit  getretenen 
P.-O.  Ton  1809  hei  H&BBOBVp  Uitlovering  p.  35.)  In  Belgien  nnd  ebenso  in  den 
Niederlanden  beruht  dasselbe  fibrigens  schon  auf  Art.  8,  bes.  Art.  167  der  Con* 
stitntionen :  «Nal  ne  pent  ötre  distrait,  contre  son  gr^,  dn  jugc.  qne  la  loi  Ini 
aesigne".  «Niemand  kan  tegen  zijn  wil  worden  afgetrokken  van  dra  rechter,  dien 
de  wet  hem  geeft"  bei  de  Fonoe,  Uitlevering  van  eigen  onderdanen,  Leiden  1884, 
p.  185.  Diose  Bestimnmn?r  enthält  für  unsere  Frage  eine  klare  Norm,  während 
man  sich  vergeblich  b-  tniihi  hat.  aus  dem  Satze  ilcr  Iranzösischen  Charten  von 
1^14  nnd  1880  (Art.  Icz.  53)  „Ntil  w  pourra  etre  distrait  de  scs  ju^es 
n.itiirel«'  uino  solche  licraus  zu  iiitor[)i-«.'tiion.  Der  belgische  bez.  niederliiinlischi^ 
Richter  ist,  in  sofern  vvenigäitcija  als  da»  bcl{,'i.sihe  bez.  niederländische  Gos.tz 
den  Belgier  oder  Niederländer  für  Delicte  im  Äuslandf»  der  Conipetenz  dieses 
Uichters  unterstellt,  der  juge  assigne  par  la  loi,  während  es  bestritten  werden 
lunn«  oh  er  sein  juge  natorel  hinsichtlich  dieser  Delict<>  ist.  (Vgl.  de  Jonog. 
p.  185  if.  aber  auch  Taünat,  De  tractaten  tot  uitlevering  van  misdadigers, 
Amsterdam  1872.  p.  5ir.  Ans  dieser  Fassung  des  Art.  8  der  belgiscban  Con« 
atitotioii  uid  des  Art.  167  des  holt.  GrnndgesetzeB  ergiebt  es  sich  dentlieh, 
daes  der  Anspruch  des  Belgiers  nnd  Niederlündem,  niebt  ausgeliefert  vol  Verden, 
ab  ein  subjectives  Recht  desselben  anerkannt  ist.  Er  k5nnte  also  auf  dessen 
Oeltendmachung  auch  verzichten  (arg.  verb.  «contre  son  gre",  , tegen  zijn  wil") 
und  selbst  seine  Auslieferung  beantragen.  Auch  in  Frankreich  wird  der 
Grundsatz  der  Nichtausliefcmng  der  Inländer  als  ein  Privilegium  derselben 
aufgefasst,  welch*  s  ihn^n  7.11  ihr^r  Hogflnstigung  verliehen  ist  und  nicht,  oder 
wenigstens  nicht  v  erwiegend  als  ein  in)  öffentlirlipn  ln*orcs<;e  aufgestellter  Satz. 
Deshalb  wird  denn  auch  ein  Vorzieht  dersrlbt  ii  iiiif  «lics-s-  Privilp£jjiim  als 
wirksam  »Tachtot.  So  hat  Fratikicich  in  KtmO  d.-^  N'rrtrairi's  von  1843  die 
von  England  an>fesuchte  AnslirtViung  des  rincs  Mordversm  lies  an  ütin^'m  Sohne 
beschuldigten  Baron  Vjdil  v.  rwoigert.  ^v  mI  derselbe  Franzose  war.  dieselbe 
.aber  dann,  als  Vidil  selbst  um  seine  Auslieferung  an  England  ansuchte,  ge- 
wihrt,  (Fiobs-Antoike  No.  464 j.  Ganz  in  demselben  Sinne  bestimmt  Art.  9 
des  St.-G.-B,  für  den  Canton  Basel  «Stadt:  „CantonsbQfger  dSrfen  an  einen 
aQsserscbweiserjffchen  Staat  nur  mit  ihrer  Einwillignng  ausgeliefert  werden". 
Im  Oegensats  zu  dem  Rechte  dieser  Staaten  wäre  in  Oester  reich -Ungarn 
und  im  Deutschen  Reich,  in  welchen  Staaten  des  gesetzliche  Verbot  der 
Auslieferung  von  InlSndem  als  ein  unbedingtes  besteht,  eine  solche  Kttcksicht- 
nafame  auf  den  Antrag  des  reqnirirten  IndiTidnnms  numöglich.  Dasselbe  gilt 
anch  nach  dem  Entwürfe  eines  Auslieferungsgeaetjscs  für  Italien  von  1885:  ,11 
gövemo  del  Re  non  pub  consentire  la  estradixione  di  nn  cittadino  del  Rcgno" 
(Art.  5). 
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pflicht  nahezu  aiigememen  Beifall  gefundeTi*)  und  ist  sie  in  der>elb<  ii 
von  vielen  Autoren  mit  Gründen,  und  noch  öfter  und  leideuschaitr 
lieber,  mit  Phrasen  vartheidigt  worden.  Insbesondere  neigen  die 
Lehrer  des  Staatsrechtes  dazu,  die  Ausschliessung  der  Iiüfinder 
von  der  Attslieferungspflicht  für  eine  absolute  und  nothwendige 
Consequenz  des  Staatsbürgerrechtes  zu  halten.  Vgl.  z.  B.  Laband, 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  1876,  I  S.  153,  welcher  lehrt, 
das«;  auch  zu  aiuleren  Zwecken,  als  zu  dem  der  strafgorichtlichen 
Verfolf.'ung  und  Bestrafung,  ein  Deutscher  an  ausländische  Rejiie- 
rangen  nicht  überliefert  werden  dürfe  und  hienu  soweit  geht,  dass 
seiner  Ansicht  nach,  „wenn  z.  B.  im  Fall  eines  Krieges  eine  be- 
freundete Begiening  sich  erbieten  würde,  verwundete  deutsche 
Krieger  zur  Verpflegung  und  Heilung  zu  übernehmen,  doch  die 
deutsdien  Soldaten  wider  ihren  Willen  nicht  an  ausländische 
Lazarethe  abgehefert  werden  dürften"  **).  Doch  scheint  mir  hierbei 
dasjenige,  was  von  der  Ausweisung  ^It.  unberechtigterweise 
auf  die  Auslieferung  übertragen  zu  werden.  Der  8chutzi)Hic}it 
des  Staates  gegenüber  seinen  Bürgern  entspricht  jülerdings  ein 
Recht  derselben  zum  Aufentlialte  auf  dein  Gebiete  ihres  Heimath- 
staates, keineswegs  aber  auch  ein  Anspruch  auf  Exemptiou  von 
der  GMchtsbarkeit  anderer  Staaten  wegen  solcher  Delicte,  die  sie 
während  ihres  Aufenthaltes  im  Audande  verübt  haben.  G^egen  diese 
Strafgewfllt,  der  sie  sich  freiwillig  unterworfen  haben,  besitzen  sie 
keinen  Anspruch  auf  Schutz  durch  die  Staatsgewalt  iliii'r  Heinuith. 

Erst  in  neuester  Zeit  beginnt  eine  lebhaftere  Opposition 
gegen  dieses  Privileg  der  Inländer  sich  zu  regen 

*J  Eben  deshalb  anterlasse  ich  es,  air  die  einsehieii  Autoren  aaftauhleo 
wekhe  8icb  für  dieielbe  EnsgesprocheD  haben. 

**}  Vgl.  auch  Zobn,  Staaterecht  des  Deutschen  Bdches,  I.  S.  284  IT.. 
velcbev  die  NichtaiisHefieniBg  der  InUnider  oh  eine  Consequens  des  .Gnuid* 

rechtes  der  Freizügigkeit*'  auffasst  (S.  288). 

Die  ältere  contiiientale  Literatur  (etwa  bis  1820)  behandelt  es  ab 
ganz  selbstverständlich,  dass  auch  Inländer  der  Auslieferung  nnterliegeu.  Vgl. 
2.  B.  Vattel.  T.  II.  h.  V.  ch.  6.  §  75.  Es  hängt  dies  wohl  insbesondere 
auch  ilamit  zu^iauiuicn.  dass  die  älteren  Autoren  die  Auslieferung  regelmä^si?? 
unter  dem  (iLsiichtspunkte  oiiKv  iiuxae  dcditiu  betraoht<»n.  ind<>ni  sie  den  Satz 
aufstellen,  dass  der  Sluat.  dt  in  derjenif^e,  welcher  im  Auslände  v'm  Verbreelien 
verübt  hat,  angehört,  verpflichtet  sei,  ihn  entweder  selbst  zu  bestrafen  od(.r 
iiiu  au  den  von  ihm  „beleidigten"  Staat  auszuliefern.  Sobald  die  Frage  abei  zum 
Gegenstande  besonderer  Erwägung  wird,  wird  sie  auch  meist  verneint.  Doch  haben 
8i«h  für  die  Auslieferung  der  InlSnder  u.  A.  ausgesprochen,  Abbog,  Ueber  die 
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Seine  nothwendige  Ergänzung  muss  der  Grundsatz  der  Nicht- 
aasliefemiig  der  Inländer  in  eincni  Rechtssatze  finden,  demzufolge 
die  Bestrafung  dos  in  seine  Heimat  zurückgekehrten  Inländers 
wegen  aller  ausserhalb  deü  (iciiietes  seiner  Heimat  verübten, 
cinigenuaabsen  scliweren  Delicto  zulässig  ist^)«   Wenn  ein  Staat 

Bt.strafuntr  ini  Auslände  begangener  Verbrechen  1819.  S.  9-i,  Convkrt.  de 
•klinqoeiitiuui  iiaditione  in  Bclgio  pcrmissa,  1828  \>.  10.  v.  PEUERBAnn,  Tlit  inis 
1812,  S.  '620  and  327.  S.  aucli  die  unten  crwülinteii  hanzüüiiieljt-u  Autoren 
und  aber  die  neuere  Literatur  uDtcn  §  IV  Ann».  42. 

*)  Bin  solcher  BecbtnaU  besteht  im  Reehte  Oesterreichs,  St-G.-B. 
§  36  (gilt  derzeit  auch  ooch  fftr  Groatien  und  Slavonien),  Ungarns  8t.-0.-B. 
g  8;  des  deutseben  Reiches  §4  No.  8;  Frankreichs  C.  Instr.  er.  Ari  $ 
(«dt  der  Amendimng  dnreb  das  Geseta  vom  27.  Juni  1866);  Belgiens  C. 
Instr.  er.  Art.  7  und  8  (seit  der  Amendimng  dnrch  das  Gesetz  t.  30.  Decbr. 
I83G,  und  in  weiterem  Umfange  seit  dem  Gesetze  v.  17.  April  1878  ;  der  Nieder- 
lande St.-G.-B.  V.  1881  Art.  5;  Luxemburgs  Art.  5.  C.  Instr.  er.  (amendirt 
durch  Gesetz  v.  4.  Juli  1845  tttiiI  mvcitert  durch  das  Gesetz  v.  18.  Januar  1879); 
Italiens  (excl,  Toscana)  C.  p,  Art.  «j;  Toscnnasron  1853.  Art.  1 ;  Spaniens 
§  S.S9f.  des  Ges.  vom  15.  Sept<'inb.T  IST»';  Portn^'als  Gesetz  vom  1.  Juli  1807 
Art.  1  No.  4;  Dänemarks  St.-(i.-B.  von  186r,  §  <5;  Schwedens  St.-G.-B. 
von  1864  Cap.  1.  §  1 ;  Noi  wegens  St.-G.-B.  v.  1812  Cap.  1.  §  1;  Russ- 
lands  Kt.-G.-B.  von  1866  §  173—175;  G  i  icchoulaiidü  St.-P.-O.  von  1834 
Art.  3;  Bosniens  und  der  llerzegovina  St.-G.-B.  von  1880  §  72.  Auch  die 
neaeren  Gesetae  einzelner  gchweuer  Gantone  ermöglichen  dieBestrafnng  der  Cantons- 
angehSrigen  wegen  ausserhalb  des  Cantons  and  auch  ausserhalb  der  Eidgcnoasen- 
acbaft  Terttbter  Delicto  TgL  z.  B.  8i-G.-B.  für  Zllrich  1871  %  8,  lit.  c; 
Einfttbrongsgesetz  zum  St-G.-B.  fto  Bern  v.  1866  Art  9  (Tgl.  Art.  18  u.  M 
St-P.'O.  und  Art  3  St.-G.-B.);  Genf  C.  p.  ron  1874  Art.  8  No.  3  und  4; 
Freiburg  C.  ]>.  von  1873,  Art.  3,  lit  b.  Von  au.s.serenroj  iii-i liosi  Gesetzen, 
welche  für  Bestrafung  der  Inländer  wegen  im  Auslände  verübter  Delicte  Sorge 
tragen,  sind  mir  nur  bekannt  da«  St-G.-B.  für  Bri  tisch-In  dien  v.  18<J0 
Ch.  I  Sect.  3  (nur  unter  Voraus.setznng  einer  vorhergegangenen  bes^nderi  n  An- 
Ordnung  d<»s  Oencralgouvenicura),  dns  brasilianische  Gesetz  v.  4.  Aug.  1^75, 
Arta  (  v-1.  muh  Art.  1),  die  .^t  -P.-U.  Hir  Jupuii  von  1881  Art  4f>tt'..  das  St.-G.B. 
für  Xew-York  vuu  1881  (jcLtcli  nur  in  sehr  vereinz<-U' n  Fällen.  v;/l.  unten 
S.  322)  und  nach  Angabe  Fiore-Aktoikk's  ]\  244  das  S(..-G.-B.  für  Kuli  via 
von  1830,  Art.  11.  Doch  weichen  die  angLraiirten  Ücaetze  hinsichtlich  der  Be- 
dingungen, unter  welchen  sie  eine  Verlolgung  der  Inländer  wegen  im  Auslände 
TcrObter  Verbreeben  anordnen  oder  zBbusen,  insbesondere  in  BetroiT  der  Ab- 
grenzung jener  Delicte,  wegen  welcher  dieselbe  stattfinden  soll,  sehr  von  ein> 
ander  ab.  Die  Erörterung  und  Kritik  der  betreüenden  Detailbestinunungen 
w<lrde  weit  aber  den  Rahmen  der  vorli^enden  Abhandlung  hinaosgreifen  und 
muss  daber,  ebenso  wie  die  Besprechung  der  in  der  Theorie  und  in  Gesetz- 
entwürfen Torliogeuden  ReformTorachlage,  einer  selbststftndigen  Erörterung  vor- 
behalten bleiben. 
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seine  Angehörigen  wegen  im  Auslände  yerObter  schwerer  Delicte 

weder  ausliefert  noch  im  Inlande  hestraft,  oder  wenn  er  sie  etwa 
nur  wef^en  der  gejyen  die  inländische  Staatsgewalt  und  ^e^eii 
Inländer,  iiiclit  M])er  aufli  wo^en  der  ge^en  Ausländer  veniUten 
Verbrechen  bestraft,  wie  dies  beispielsweise  in  Jj'rankreich  vuu  lb3u 
bis  zum  Gesetze  vom  27  Juni  1H6<)  der  Fall  war  und  heute  noch 
in  aumchen  Oantonen  der  Schweiz  der  Fall  ist  (vgl.  unten  S.  328), 
sind  alle  übrigen  Mächte  berechtigt,  gegen  eine  derartige  Verweige- 
rung der  Justiz  die  emstlichsten  Vorstellungen  zu  machen  und  die 
Abstellung  einer  solchen  egoistischen,  die  Pflichten  gegenüber  an- 
deren Staaten  völli^r  inriiorirr-ndon  Art  von  j, Rechtspflege "  zu  fordern. 

Aber  seihet,  wrim  dem  Grundsätze  der  Nichtausliefeniiig 
der  Inländer  der  der  Verfolgung  derselhen  wegen  im  Auslände 
verübter  Verbrechen,  also  das  sogenannte  Nationalitätü-  oder  Per- 
sonalitätsprincip  des  internationalen  Strafrechtes  ergänzend  ent- 
spricht, ist  die  grundsätzliche  und  ausnahmslose  Ablehnung  der 
AusUeferung  der  Inländer  nicht  frei  von  Bedenken. 

HL 

lind  in  der  That  ist  denn  auch  dei'  iiechtssatz  von  der  grund- 
sätzlichen Exemption  der  Inländer  von  der  Ausliofening  weder  all* 
gemein  recipirt,  noch  ist  er  auch  nur  in  jenen  Staaten,  welche 
heute  nach  ihm  handeln,  ein  alt  hergebrachter.  Die  erste  Spur 
einer  grundsätzlichen  Verwdgerung  der  Auslieferung  von 
Inländern  findet  sich  in  den  österreichischen  Niederlanden. 
Nach  Art.  \2  der  braban tischen  Bulle  von  1355  geh(irte  es 
zu  den  Privilegien  der  Bürger  dieser  Provinz,  nicht  vor  aus- 
ländische Richter  gestellt  zu  werden  und  die  V^erwaltung  der 
österreichischen  Niederlande  sah  sicli  daher  genöthigt,  Frankreich 
wiederholt  die  Auslieferung  von  nach  Biabant  zustandigen  Ver- 
brechern abzuschlagen^).    Es  scheint,  dass  hieraus  sich  die 

'}  „Voert  jfhelovcn  wi  licn.  soc  wat  inaini»'  ijlicvaen  wert  liinnon  oii^en 
lande  van  Brabant.  <lat  inen  dien  niet  vucivn  <  ii  sal  ^'hevaen  Uuten  onsen  lande 
van  Brabant",  Art,  12  der  Jovcuse  Entrec  Wencdas':  vgl.  Poüllet,  Histoire 
de  le  J.  E.  de  Brabant;  Bruxclles  1863.  p.  103  und  Tli.  Woutbks  in  der 
Belgiqne  judiciaire  1870  Nu.  80,  sowie  de  Jongk,  1.  c.  j».  170  und  Uarbohd, 
Jets  Over  uitlcvcring  van  misdadigers,  Amsterdam  1870,  p.  59,  welcher  sich 
Hbrigens  ancK,  ebenio  «iePouLLiBT,  1.  c.  p.  103  auf  eine  altborgebraeht«  Gewolm- 
beit  der  Staaten  Ton  Holland  benift,  die  in  der  That  bereits  1687  die'Ton  Jakob  II. 
▼on  England  auf  Gnind  deaVertrageB  von  16U2  (vgl.  meine  Monographie  Uber 
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Gewohnheit  bildete,  iiberhaui»t  (ho  Auslieferung  von  Niederländern 
zu  verwdgeni.  Und  so  statuirte  denn  der  französisch -belgische 
AoslielerangSTertrag  Tom  23.  Juni  bez.  17.  August  1736  die 
Pflicht  zur  Auslieferung  nur  unter  Aufrechterbaltung  der  den 
InlSadem  zustehenden  PriTÜegien  (vgl.  de  Jonge  p.  170).  In  den 
österreichischen  Brhländern  hingegen  herrschte  bis  1772  die 
AuHasMiitg,  (las.s  auch  Inländer  aiiSjE^eliefcrt  werden  küniieii.  Noch 
ein  Hofdecret  vom  19.  Docember  1761  (Suppl.  ('od.  Austriari, 
VI,  p.  250)  hatte  verfügt,  dass,  „nachdem  in  allen  Reichsländeru 
die  mutuelle  nachbarlichem  Stellung  der  in  alieno  dehnquirenden 
Unterthanen  besteht,  ein  gleiches  auch  in  den  Ihrer  Majestät 
zugehörigen  Staaten  respectu  der  in  ausländischen  Territorien 
delinquirenden  und  in  den  diesseitigen  Ländern  betretenen  Unter- 
thanen erga  Reversales  de  ohserrando  reciproco  und  nebst  dem 
de  casii  in  cafüini  zu  leisten  kouimenden  Krsatz  der  aus'^elegten 
Kosten  eingeführt  und  beobachtet  werden  soll."  Erst  iui  Jahre 
1772  resolvirte  die  Kaiserin  Maria  Theresia:  „Soviel  die  einge- 
borenen, in  einem  anderen  Territorium  verbrechenden  Oesteireicher 
und  nach  begangenem  Verbrechen  sich  wieder  in  die  k.  k.  Erb* 
länder  begebenden  Unterthanen  betrifft,  da  smd  solche  in  keinem 
Falle,  es  mag  das  Verbrechen  bestehen,  in  was  immmer  es  wolle, 
mehr  auszuüefem,  sondern  derlei  Verbrecher  von  den  betreffenden 
Landgerichten  in  Subsidium  Jus^titiae  vindicativae  selbsten  abzu- 
urtheilen  und  zu  bestrafen."  Docli  war.  wie  auch  Hyk'^)  ])ezo!ij?t, 
das  Verbot  dieses  Hofdecrets  spiiterhui  dadurch  in  Vergesseuiu^it 
geratlien,  dass  es  in  das  St,-G.-B.  von  1803  keine  Aufnahme 
g^ndeii  hatte  Erst  seit  1852  gelangte  es  im  St-G.-B  selbst 
zum  Ausdrucke. 


AMlieferang  w^en  jwlitucber  Verbrecbent  Wien  1884,  8.  2^,  Anm  4)  ge- 
forderte Aoslierennig  KoinanBT*«  mit  Rdckstcht  auf  die  von  demselben  erlangte 

Nataralisation  verweigert  hatten.   Vgl.  Clarke.  A  treatiae  npon  the  law  of 
extradition.  London  1874,  p.  20  ff.  Doch  Tgl.  auch  Bort  bei  ni  Jonoi,  p.  184. 
Commentar  8.  522. 

•)  Wenn  man  einer  Acusseruntif  .TorTJvET's  in  der  Sitzung  des  französi- 
Jüchen  Staatsratii.  -  vom  17.  Prnctidor  XII  (4.  S^^i-tl.r.  1^04)  Glauben  schenken 
darf,  so  hätte  Opsteneich  in  difsom  od»'r  dorn  vorhergehendt^n  .Tuhre  «'«ster- 
reiehiR/*h*>  rnUTtliaiKn.  welche  zusammen  mit  fraii7nsi<!rh<^n  rut-M  tli.iii'  n  falsche 
N('t»'ii  der  _l»ftniiue  de  Vienne"  (Wien  oder  Vitiui«' y)  hergestellt  h<aben,  an 
Frankreich  iuis^r.  liefert  (hocnt,  la  lei?islation  de  la  Fi.iiicc  XXIV.  p,  120).  Vgl. 
aach  Art.  12  des  österreiclnäcli-sardinischen  Vertrages  v.  1838  bei  Maucher,N.230. 
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Auch  in  den  Staateti  d(»R  heutigen  deutschen  R<'iche.s  bcheint 
die  Auslieferung  vou  Inläudem  erst  in  neuerer  Zeit  ak  unzu- 
lässig betrachtet  worden  zu  sein.  Noeli  eine  kurhessigche 
Vdg.  vom  1.  September  1820  schliesst  dieselbe  nicht  unbedingt 
ans,  während  schon  das  bayrische  St.-G.'B.  von  1813  Th.  IL 
B.  1  T.  1.  Art.  30  sie  geradezu  verbietet*')  und  das  pre«8- 
sische  Hofrescript  v.  10.  October  1803  (bei  Kamptz  a.  a.  O. 
S.  6Gj  das  Verbot  nicht  hh>ss  auf  die  Ausheferun«;  derjenifjen, 
„welche  ex  online  Unsere  I  ntertlnniPn  sind''  l)es(  luiinV:t,  sondern 
es  auch  auf  die  Unterthanen  ex  domiciho  ausdehnt.  Hingegen 
anerkennt  §  3  des  Auslieferungsvertrages  Hannovers  mit  den 
Niederlanden  von  1817  in  Betreff  der  schwersten  Verbrechen 
die  Zulässigkeit  der  Auslieferung  der  Inlfinder,  ohne  dieselbe  je- 
doch zur  Pflicht  zu  machen  *'). 

AnfFaUend  ist  die  Geschichte  der  Wandlungen  ^  die  das 
t i  a ii/ösische  Keelil.  welches  in  so  vielen  Beziehungen  der  Ent- 
wickeluncr  de«  Institutes  der  AushVfornnp  die  Kielitung  geirelien, 
durchgemacht  hat.  Unter  dem  ancien  regnne  war  der  König  das 
lebende  Gesetz:  d/iss  er  auch  die  Auslieferung  von  Franzosen 
an  fremde  Mächte  zugestehen  könne,  wurde  nicht  bezweifelte^). 
Und  obwohl  die  Parlamente  hie  und  da  gegen  solche  Au&liefe> 
rungen  von  Inländern  remonstrirten  (Billot,  p.  70  weist  auf 
eine  Vorstellung  des  Parlamentes  von  Paris  aus  dem  Jahre  15&5 
hin)  haben  die  französischen  Könige  doch  nicht  bloss  in  einzelnen 
Fällen  ihre  Unterthanen  ausgeliefert  (vgl.  den  Fall  RorssEi,  1707  '•^), 
ii^onderu  auch  in  Verträgen  die  Auslieferung  vuu  flüchtigen  Ver- 

*«)  Bei  V.  Kampts  JahrbQcher  XXIV,  8.  83. 

"}  Was  aber  berette  Feobsbach,  inisBbilligte  (Theims  8.  827)  »Dm  vn- 
bedingte  Verbot,  wie  es  bisher  in  Bajcm  bestand,  keinen  Unterthan  an  ein 
ansvartiges  Geriebt  car  Untersncliung  nnd  BeetrafuDg  alnnliefern,  mot»  die 
KegieriHig  in  mannigfaltige  Verlegenhciton  verwickeln",  weshalb  er  denn  anch 
in  §  2ö  seines  „Kntwurfes  ein*  s  Sf ;iat>virtriiges  über  die  gegenseitigen  Gerichts» 
Verhältnisse  zweier  benachbarter  Staaten "  die  Aasliefemng  von  InÜndem  taur 
dräckhch  zulasst. 

")  Bei  Martknp  N.  R.v  IV.  p.  8 IF. 

*•)  .l-  .I.H  h  wäre  nach  dk  Jonqe,  a.  a.  O.  p,  1H7  niemals  ilic  Aii>lit  ivinn  jr 
eine«  Niolcrhinders  auf  Grund  dieses  Vertrafres  erfoltjt,  und  wit  scheint, 
wohl  aucli  niemals  die  eines  Hannoveraners.    Vgl.  auch  Hauuürd,  j>.  UO. 

**)  Mangim,  Traiie  de  Taction  publique  et  de  Tactiou  civile  eu  luatiere 
criminelle»  Paris  1887,  I  No.  78. 

>*)  Bei  BnvAUD«  Trait^  de  rexiradition  1888,  I  p.  255  ff. 
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brechen!  ganz  allgemeiiiy  unter  ausdrücklicher  fänschlieesung  der 
Inländer,  Tersprochen^*). 

Nachdem  der  Code  d'instructioo  cnminelle  von  1806  im 
Gegensatze  za  dem  älteren  Rechte  und  zu  Art.  11  des  Code  vom 

3.  brümaire  IV  die  Gerichtsbarkeit  Prankreichs  über  die  von 
Franzosen  im  Auslande  verübten  Delicte  nur  auf  die  Fälle  eines 
Verlirecliens  j?e*4en  Frankicicli  oder  gef^en  Franzosen  cin^esclniinkt 
hatte,  wurde  es  um  so  nothwendiger,  die  Anslicfcnmg  von  Iran- 
zösischen  Uuterthanen,  welche  Im  Auslande  \  erbrechen  gegen 
Ausländer  verübt  hatten,  zuzugestehen*  Und  so  verfUgte  denn 
Ni^leon  L  durch  das  Decret  ddo*  Amsterdam,  23.  October  1611: 
p  . . .  .  Consid4rant> ....  que,  si  d'un  c6t£,  il  est  de  notre  justice 
de  ne  pas  apporter  d^obstacle  k  la  punition  du  crime,  lors  m^me 
qu'il  ne  Wesse  iii  uüus  ni  nos  siijcts :  d'un  autru  coti',  la  i)ro- 
tection  <jue  iious  lenrs  dev^uis  ne  nous  i)ermet  pa«  de  le«  livier 
a  une  juridiction  etrangere  saus  des  graves  et  legitimes  motifs 

reconnus  et  jugcs  tels  par  nous,  nous  avons  decrete  et 

decr^tons  ce  qui  suit:  Art.  X.  Toute  demaade  en  extradition, 
faite  par  un  gouvemement  ^tranger,  contre  un  de  nos  sujets 
pr6venu  d'avohr  commis  un  crime  contre  des  ^trangers  sur  le 
tenitoire  de  ce  gouvemement,  nous  sera  soumise  par  ndtre  grand- 
juge,  ministre  de  la  justice,  jiour  y  etre  par  nous  statue  ainsi 
qu'il  appartiendra'^.  (Billoj',  Ti-aite  de  ICxtiadition,  Pai-is  1B74 
p.  70  f.)  Xun  ist  freilich  in  Franki  eicli  die  Meinung  eine 
weit  verbreitete'**),  daf»8  diese«  Decret  niemals  zur  Ausführung 
gelangt  sei.  Aber  schon  filtere  JSchriftstelier,  wie  Mangin  1.  c.  No.  78 
und  insbesondere  IiEORAVEREKD,  Trait^  de  la  l^gislation  crimi- 
nelle 1616  Ch.  1.  Sect.  6  §  S  und  4  erwähnen  ausdrücklich,  dass 
sie  solche  FSlle  der  Auslieferung  von  Inländern  in  der  Praxis 
gesehen  hätten  tmd  in  neuester  Zeit  hat  Sbrükier  1.  c.  p.  15 
zwei  derselben  unter  Angabe  aller  Details  mitgetheilt.   Doch  ist 


'*)  FranzoHiseh-aebweizcriächer  Vertrag  von  1777,  Art.  (3  bei  Bbknard  II« 

p.  tOO  and  einige  andere  bei  v.  Kamptz  a.  a.  0.  F.  109  an{,'efülirte  Verträge. 

Dieses  Decret  ist  unter  dem  3.  December  1812  auch  für  das  König- 
mch  ))ei(ler  Sicilion  pnblicirt  worden,  vpl.  Rorro,  Tmttato  di  diritto  civile 
int^mazionalo  (Lifomo  1860)  p.  298  und  Pasgalb,  Estradizioue,  NaiK>U  1880, 
p.  227. 

'*)  Vgl.  z.  h.  Tr&dutien  II,  p.  137,  F.  lÜLis,  InstrucUuu  crimioelle  11, 
p.  671  (ed.  1846)  oder  Billot,  1.  c. 
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auch  er  der  Meinung,  flass  nach  dem  Jahre  1814  mit  Rücksicht 
auf  die  Bestimmung  des  Art.  62  der  Charte^  nacli  welcher  FranzoseD 
ihrem  nattirHchen  Richter  nicht  entzogen  werden  dürfen,  die  Fort- 
dauer dieser  Praxis  unmöglich  geworden  sei,  während  Autoren  wie 
Leoraverend  und  Bourguignon  auch  noch  nach  1814  das  Beeret 
von  1811  als  fortbestehend  betrachteten,  wie  dasselbe  denn  auch 
tbatsächUch  nocli  im  Jalire  1820  durch  di^^  wccon  Mordes  erfolgte 
Auslieferung  dejs  nachher  in  üeuf  hingerichteteu  J.  Machon  zur 
Anwendung  gelangte 

Jedenfalls  ist  seit  1830  in  Frankreich  die  Ansicht,  dass 
Franzosen  nicht  ausgeliefert  werden  können,  zur  herrschenden 
geworden.  Zum  ersten  Male  ist  dieselbe  1834  in  dem  Vertrage 
mit  Belgien  zu  autoritativem  Ausdrucke  gelangt.  Erst  in  aller- 
jüngster  Zeit  wurde  neuerlich  und  zwar  zuerst  von  Bonafos,  1.  c, 
dann  von  A.  W?:iss,  1.  c.  p.  39  ff.  mit  grossem  Scharfsinne  die 
Behauptung  vertreten,  (1ms>  die  von  den  (T(»giiern  angeführten 
Stellen  der  Charte  von  1814  nicht  den  ihnen  beigemessenen  Sinn 
haben  können  und  dass  auch  heute  noch  die  französische  B^e- 
rung  durch  Nichts  gehindert  sei,  die  Auslieferung  eines  Franzosen 
zuzugestehen. 

Der  Satz,  dass  Inländer  nicht  ausgeliefert  werden  sollen, 

iRt  also  keineswegs  ein  uralter,  sondern  er  hat  erst  etwa  seit 
d(Mn  letzten  Ajeiiel  des  vorigen  JaliilnuKlcits  langsam  all- 
gemeine  Anerkenn  in  ig  und  Vc^rbreitung  gefunden.  IVfit  Vorliebe 
tritt  er  in  dem  (jewjinde  der  pseudo-patriarchabschen  Ausdrucks- 
weise der  Politiker  der  Beactionszeit  auf:  „Landeskinder  können 
nicht  ausgeliefert  werden^. 

Im  Gegensatze  zu  den  Staaten  des  europaischen  Oontinentes 
haben  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika grundsätzlich  stets  auch  die  Auslieferung  ihrer  eigenen 
I  ntertliancn  in  ganz  demselben  Umfjinge  für  znliissjg  erachtet, 
als  die  fremder  Vcrljrochcr.  Das  cnglisclie  Ivecht,  welches  in  der 
Anschauung  von  der  territorialen  Begrenzung  der  »Stral  berech- 

Bonafos.  De  IVstraditioivp.  122,  mitgetheilt  hei  Fiobe,  Effetti  h\iet' 
nazionali  «lolle  sentoir/,e  e  Hegli  atti,  Pisa  1877,  No.  203  and  in  der  frantdsischen 
Ausgabe  Fiorf's  von  Anfoin.-.  V.nU  1«S0  No. 

•'*)  ,ln  neueren  Zeiten"  sdiriob  1S24  v.  Kamptz  in  seinen  JahrburliPrn, 
XXIV.  8.  lori,  wo  er  auch  eingehende  Literaturnacliweise  biofür  giebt 
(S.  1*  6  ff.). 
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Uguug  dev  Staaten  tief  befaugeu  ist  und  welches  daher,  al)gesehen 
von  einigen  AusnahmslaUen,  eiue  Verfolgung  des  in  Beine  Heimat 
zurückgekehrten  Inl&nders  wegen  eines  im  Auakinde  von  ihm  ver- 
übten Verbrechens  nicht  zullLsst,  hat  in  der  That  in  vielen  Fällen 
kein  anderes  Mittel,  um  die  völlige  Straflosigkeit  eines  ElngUinders 
zu  hindern,  der,  nachdem  er  im  Auslande  ein  Delict  verübt, 
sich  in  sein  \'aterland  flüchtet. 

Zwar  ist  es  nicht  richtig,  dass.  wie  öfter*')  behauptet  wird 
das  anglo-amerikanische  ßecht  nur  wegen  eines  im  Au&huide  ver- 
übten Tödtungsdclictes,  nur  wegen  murder,  manslaughter  und 
jeder  Art  von  Mitschuld  und  Begünstigung  hinsichtlich  dieser 
Delicto*^,  nicht  aber  auch  wegen  anderer  im  Auslande  verübter 
Verbrechen  die  Verfolgung  des  in  seine  Heimat  zurückgekehrten 
Engländers  oder  Amerikaners  gestatte.  Es  ist  vielmehr  auch  die 
Vert\)lrrung  und  Bestrafung  eines  Inländei*s  w^gcn  im  Auslände 
verübten  Hochverrathes  und  iiegiinstigung  desselben  (uiisprision 
of  treason) wegen  Bigamie^*)  uegen  im  Auslande  vor  eng- 
hschen,  bezw.  amerikanischen  Fuuctionären  abgelegten  falschen 
Eides  und  wegen  Anstiftung  zu  einem  solchen zulässig**). 

"j  U.  a.  von  PucciONi  iu  seinem  für  die  italiänische  Aoitlieferungsgesetz- 
eonuttiirion  «ntstt^ton  Bderate.  Atti  ddla  eommiatidiie  ndniateriale,  Roma  1885, 
p.  S20. 

">  48  Geo.  III.  0.  113  8.  6;  9  Geo.  IV.  c.  81  s.  7  für  England;  10  Geo 
IV.  c  84  8.  10  für  Irland;  21  a.  25  Vitt.  c.  100  s.  9;  G.  C.  Lbwis,  Od  foreigo 
jarisdiction  and  tiie  extradition  of  eriiniiials,  London  1859  1.  c.  p.  21,  äbch- 
BOLD,  Pleaduig  and  eridenoe  in  criminal  cases  1871  p*  29;  WaAKToa,  Criminal 
Uw  §  277 

")  Henry.  VIII.  c.  2;  L£wi^  p  Wharton  §  275:  Stkpukn, 
History  ol  Criminal  law  H.  p.  15  f.  Uebtr  tiiu  i»  besonderen  Fall  l  itu  s  auch 
bei  Verübnnjif  im  Auslände  strafbaren  bi^h  mi.sdcmeanor,  die  lex  Lu^mii  (Con- 
gre«8Äftc  vom  30.  Januar  1799)  vgl.  Wharton,  1.  c.  §  286,  p.  313  note. 

9  Geo.  IV.  c.  21.  a.  22;  24  a.  25  Vict.  c.  100  s.  57,  Lewis  p.  21 
Stbpbxv.  Digest  of  Criminal  law,  Ait.  2S7. 

*)  37  Oeo.  III.  c.  128  8«  6;  52  Geo.  III.  c.  104  b.  7;  fftr  die  United 
States  Congressaete  t.  18.  Augast  1856  bei  Wbaktom,  ff  276  und  285. 

**)  Anssesdem  sind  nach  englisehem  Recht  noch  folgende  im  Aaslande 
Terfthta  Oelicte  Sffentlich-Kcfatlicher  Natnr  strafbar:  1)  Zerstörnng  Ton  Kriegs- 
schiflen  und  Kriegsmagazinen  der  britischen  Macht  (12  Geo.  III.  c.  24  s.  2. 
Abcbbolu  p.  29),  2)  Amtsyerbrechcn  britischer  Beamteter  (12  Geo.  IlL  c.  85 
8.  1.  Abchbold  l.  c.)  und  3)  Unbefugter  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienst«  und 
anderweitige  Unterstützungen  frenulor  KriesTsmacht  (50  Geo.  III.  c.  69  s.  9; 
34a.  85  Vict.  c.  90  s.  16  und  17,  Akchuuld  1.  c),  Vergl.  auch  noch  die  Zu- 
sanuncDsteUang  b«i  Stephsh,  Digest  ot  Crim.  procedar«  Art.  87. 


V 


—  — 


Viel  wichtipjer  als  alle  diese  singulären  Bc?5timinungea  aber  ist 
es,  tlass  das  englische  und  namentlich  das  amenkauische  Recht 
unter  mancherlei  Voraussetzungen  ein  Delict  als  im  Inlande  ver- 
übt ansieht,  während  dasselbe  nach  dem  Begriffe  contineutaler 
Juristen  als  ein  im  Auslände  begangenes  gelten  mUssie.  So  wird 
nacb  einer  in  der  Praxis  der  Vereinigten  Staaten  yertretenea 
Ansicht  ein  Vermögensdelict,  insbesondere  ein  Diebstahl,  als  im 
Inlande  verübt  behandelt,  wenn  der  Thäter  desselben  das  Gebiet 
der  Union  mit  dem  verbrecherisch  erlangen  Gute  betritt.  Tns- 
])esoiulere  kann  naeh  jener  Autiassung  des  e(»nunon  law,  welche, 
nach  dem  Zeugnisse  Bishop's^*')  in  Connecticut,  Vermont,  Ohio  und 
Massachusetts  gilt  und  nach  den  Statuten  von  New- York  Ala- 
bama, Missouri  und  einiger  anderer  Staaten  ein  solcher  Verbrecher 
in  jedem  Staate,  in  welchem  er  sich  mit  dem  Terbrecherisdi  er- 
worbenen Gute  aufhält,  Terfolgt  werden.  Der  Grund,  welchen 
BiSHOP  biefÜr  anfUhrt,  ist  allerdings  fiir  die  Auffassung  continen- 
taler  Juristen  schwer  fassbar.  Er  verwahrt  sich  ausdrücklich 
dagegen,  als  wiird(>  in  diesem  Falle  eine  im  Auslände  verübte 
That  im  Inlande  bestraft,  sondern  er  deducirt,  dass  unter  dieser 
Voraussetzung  deijeuige,  welcher  die  Sache  im  Auslande  gestohlen 
hat,  durch  jede  Verfiigung  über  sie  und  durch  jede  Aendenmg 
ihrer  örtlichen  Lage  neuerdings  larceny  begehe,  so  dass  der  Dieb- 
stahl ab  ein  in  jedem  Verfiigungsacte  des  unrechtmässigen  Be- 
sitzers wiederholtes  Delict  erscheint'*}. 

Gommentariei  on  th«  Criminal  law,  Boston  1858,  §  598. 
Ancb  das  neao  St-G.-B.  flir  New-York  r<m  1881  §  16  Untat  (nach 
der  üelwrsotiang  in  der  Ztsebr.  f.  Siafnchtswissensehaft  IV.  Betlage):  »Der 
Bcstrafting  inneihalb  des  Staates  ist  unterworÜBn,  2)  wer  ausserhalb  des 
Staates  eine  strafbare  Handlang  begeht,  welche,  wenn  sie  innerhalb  des  Staates 
begangen  wäre,  nach  ilen  Gesetzen  des  Staates  Diebstahl  sein  wlbdennd  sp&ter 
innerhalb  dieses  Staates  mit  einer  Sache  betroffen  wird,  welche  von  dem  ge- 
stoliU'iion  <Hler  dem  verbrecherischer  W^eise  angeeigneten  (i'itt'  lierrührt."  Diese 
Bestimmung  kiinu  um«;o\v.Mii\''er  aiit"  die  in  einem  anderen  Staate  der  Union 
Torühtfii  Delicte  beschiankr  und  liinMichtlich  der  etwa  in  Europa  verübten 
Delicto  für  unanwendbar  gehalten  werden,  iils  sie  ijani  allgemein  lautet 
uud  iu  dieser  uUgomeiueu  Fassung  güvvis;»  abdicUtlicb  gewählt  wurde,  daiuit 
sie  auch  aof  die  in  hohor  See  vcrübteu  Delicte  anwendbar  sei.  Diese  Bestim- 
mung ist  nm  so  wichtiger,  aJs  nach  §  528  der  Begriff  des  Diebstahles  ein  sehr 
nnfasssnder  ist  nnd  insbesondere  anch  die  Yemntvennng  mit  einschliesst.  Bfaie 
ähnliche  Bcstimmang  gilt  ftr  die  Entflkhmng  Ton  Personen,  §  16  No.  4. 
*)  Ks  hat  4ai  Ansehsin,  als  oh  üi  dies«  wie  in  so  maneher  anderen 
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UebrigenB  scheint  osy  als  ob  in  neuerer  Zeit  diese  Auffassung 
immer  mehr  auf  den  Fall  beschränlct  würde,  dass  es  sich  um  einen 
in  einem  Staate  der  Union  verübten  Diebstahl  und  um  Flucht 
des  Thäters  in  einen  anderen  Staat  der  Union  handelt.  Doch 

führt  auch  Whakton,  r'riminal  law  §  291  und  §  930  Fülle  an, 
in  welchen  die  amerikanischen  Gerichte  sich  für  competent  er- 
jichteten,  obwohl  der  Diebstahl  in  Canada  verübt  worden  war. 
Nur  in  Massachusscts  und  in  Ohio  dürfte  in  Folge  von  dort 
geltenden  Präcedenzfällen  (§  291  n.  3)  eine  dergleiche  Anklage 
wegen  eines  ausserhalb  der  Union  verübten  Yermdgensdelictes 
ohne  jede  Aussicht  sein.  Im  Grebiete  eines  anderen  Staates  aber, 
insbesondere  in  dem  von  New- York  (s.  oben)  wäre  es  vielleicht, 
wenn  die  Auslieferung  eines  dahin  geflüchteten  Diebes  nicht 
zu  erhalten  ist ,  raöghch ,  die  Bestrafunii  desselben  innerhalb 
der  United  Htates  zu  erlangen.  Voraussetzuiii;  dafiir  wäre  aber 
natürlich  die  pei'söuliche  Anwesenheit  von  Zeugen  vor  dem  ameri- 
kanischen Gerichte.  Der  Versuch  könnte  daher  wegen  seiner 
grossen  Kostspieligkeit  nur  in  einem  Falle  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  gemacht  werden* 

Auch  fOr  England  hat  Sir  J.  Stephen  in  dem  ersten  Ent- 
würfe  seiner  Criminal  Code  Bill  von  1878  Sect.  4,  lit.  d.  den 
Vorschlag  gemacht,  in  Fällen  der  gedachten  Art  eine  Verfolgung 
in  England  zu'/ulassen,  w^elcher  Vorsehlag  jedoch  in  die  Bill  von 
1879  nicht  aui'genommeu  wurde.  Nachdem  in  England  gelten- 
den Hechte  aber  wäre  eine  Verfolgung  unter  diesen  Umst&nden 
jedenfaUs  unmöglich. 

Zudem  kaim  nach  englischem  und  wohl  auch  nach  amerika- 
nischem Bechte  ein  Verbrechen,  hinsichtlich  dessen  die  Thätigkeit 
des  Verbrechers  und  der  für  das  Verbrechen  charakteristische 
Erfolg  sich  in  verschiedenen  Staatsgebieten  abspielten,  in  England, 
bezw.  in  den  Vereinigten  Staaten  als  ein  im  Inlande  verübtes  ver- 
folgt und  bestraft  werden,  wenn  auch  nur  entweder  der  Erfolg 


Frage  das  common  law  rieh  anter  dem  EiaflnaM  d«r  Reminisceni  an  mittel- 
ilterliebe  Juristen  aaigeblldet  hätte.  So  lehrte  schon  Bartolüb,  dass  „ratione 
contreetationiB  rei  faratae"  der  Dieb  in  jedem  Territoriam  verfolgt  werden 
kdmie,  in  welchem  er  mit  der  gcstohloneu  Sache  betroten  wird,  ^'gl.  Farwa- 
cios,  Praxis  et  theorica  criminalis,  L.  I,  tit  1,  quaest.  7,  iio.  7.  Ein  F  ^sf 
dieser  Auff:t<;sun^<;weiB«  findet  sieb  auch  in  der  Scblassbestitnmaog  des  Art.  Ü 
d«t  C.  Sardo. 
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(idtf  die  That  sidi  in  England^  bezw.  in  <k'ii  Vereinigten  Staakn 
ereignet  haben.  Dana  die  Gericlite  jenes  Staates  competent  bind, 
auf  dessen  Gebiete  der  Eifolg  einer  im  AusLinde  verübteu  ver- 
brecherischeu  Tbätigkeit  eintrat,  it»t  nach  englischem  und  anienka- 
niflchein  Recht  zweifellos  Aber  aucfai  wenn  nur  die  Tbätigkeit 
des  Verbrechers  sich  im  Inlande  abspielte,  der  Erfolg  aber  ha 
Auslande  eintrat,  gilt,  wenigstens  was  Tödtungsdelicte  betriüt, 
in  England  seit  24  and  25  Vict.  c.  100  s.  10  die  (Jonipetenz  der 
englischen  Gerichte  (  Au(  I!M(H.I),  p.  Xl),  während  nach  dem  liechte 
der  Vereinigten  8taaten  <he  Mü^iiclikrit  der  Verfolgung  des 
Mörders  in  einem  solchen  FaHe  allerdiugb  zweifelhaft  wäre**). 

Sehr  bestritten  ist  die  Beliaudiuug  eines  in  England  einge- 
gangenen Complottes  zur  Verübung  eines  Delictes  im  Auslande, 
sowie  die  Frage  nach  der  Competenz  hinsichtlich  in  En^and  Ter- 
fibter  Anstiftung  oder  Beihülfe  zu  ausländischen  Verbrechen.  Im 
Falle  R.  t.  Kohn  (Roscoe  p.  250)  wurde  es  als  geltendes  Recht 
dargelegt,  dass  selbst  ein  Ausländer,  der  in  England  sich  iint 
anderen  Ausländern  zur  Verübung  eines  \'erbreciieu>.  (Straudimg 
eines  fremden  »Schiffes)  verbindet,  in  England  strafbar  aei,  wenn 
es  nicht  genau  festgestellt  ini,  ob  dieses  Verbrechen  im  Inlande 
oder  im  Auslande  verübt  werden  sollte.  BoscoB  aber  ist  der 
Ansicht,  es  müsste  dasselbe  auch  dann  gelten,  wenn  das  Ver- 
brechen gemdezu  im  Auslande  verübt  werden  sollte.  Doch  wurde 
bekanntlich  in  einem  Falle  dieser  Art  Dr.  Bbrkard  freigesprochen 
und  die  Legalität  einer  allfallsigen  Verurtheilun^  nicht  blos>  von 
Parteiniännern,  >undeni  auch  von  ernsten  Juri>>ten^*)  in  Zweifel 
gezogen.  Seither  aber  hat  allerdings  die  Consolidatiou  Act  24  a 
25  Vict.  c.  100  in  s.  4  nicht  bloss  ein  in  England  eingegangenes 
(Jomplott  zur  Ermordung  eines  Inländers  oder  Ausländers  im 
Auslände,  sondern  auch  die  einseitige  Aufforderung  oder  das  ein> 

*•)  Vgl.  insbesondere  R.  v.  Oarret  bei  Wharton  §  279  und  Bishop 
§  577.  Vgl.  auch  Whakton  §  292  und  U.  v  ICetn  (.PVancouiafall")  bei  Stephen, 
History  II,  p.  10  ff.  sowie  8t.-G.-l?   üir  New- York,  §  16  No,  5  «nt.'n  S  825. 

Vgl.  U.  St,  V.  Davis  bei  Bimuu'  577  und  insbesondere  bei  .^tkpuen 
Hitttoi}  II.  )).  11;  dagegeu  aber  Bit$uoi'  §  Ü50  und  t>G4  per  analogiam  und 
Wharton  §  288. 

VgU  die  sehr  reservirte  Ausdruck» weise  des  eagliiicheu  Ministers  des 
laneni  Sir  Gnoao  Cobmiwall  Liwib  In  d«Heii  dtiiter  Abhsndlang  p.  Ol; 
Stbpbiv,  Hbtoiy  II.  p.  12 ff.,  meine  Abh.  Aber  {lolitische  Verbrechen  gegen 
fremde  Staaten,  Ztacbr.  fOr  StrafrecbtsiviMentcbalt  III,  415. 
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settige  Anerbieten  zu  einer  solchen  That  fUr  ein  in  England  straf- 
bares Delict  erklärt. 

Und  ebenso  ist  nacli  §  16  des  St.-G.>B.  fOr  New- York  von 

1881  „der  Bestrafung  innerhalb  des  Staates  unterworfen,  3)  wer, 
Nvälirend  er  sich  ausserliidh  des  Staates  iM'tindet,  einen  anderen 
veranlasst,  btn'edet,  uateistiizt  oder  aiistiftot,  innerhalb  des  Staates 
ein  Verbrechen  zu  be^^eheii  und  5)  wer,  während  er  sich  ausser- 
halb di(  ses  Staates  befindet,  in  der  Absicht,  in  demselben  etwas 
herbeizuführen,  was  gegen  die  G-esetze  dieses  Staates  Terstösst 
eine  Handlung  begeht,  welche  in  ihrem  natürlichen  und  gewöhn- 
lichen Verlaufe  eine  Handlung  oder  Wirkung  herbeiführt,  welche 
dessen  Gesetze  verletzt**. 

Die  wichtigste  Ausdehnuuf^  der  Gerichtsbarkeit  über  im  Aus- 
lande verübte  Delicte  nach  englischem  Rechte  hegt  aber  darin, 
dass  nacli  dem  Merchaut  shippiiig  act  (17.  a.  18.  Vict.  c.  104 
s.  267)  alle  Delicte  gegen  Vermögen  oder  Personen,  welche  zu 
Land  oder  zur  See  an  irgend  einem  Orte  ausserhalb  der  Besitz- 
ungen der  Königin  von  emem  Schiffsfiihrer,  Schifismanne  oder 
Schiffsjungen,  der  zur  Zeit  der  Verttbung  des  Delictes  auf  einem 
britischen  Schiffe  angestellt  ist,  oder  nicht  seit  mehr  als  drei  Monaten 
aus  dem  Dieüste  mif  einem  solchen  ausgeticteii  ist,  verübt  werih'U, 
der  englisciieii  Strafgi-riclitsbarkeil  uiiterwortcii  sind.  fnsbesuiKU're 
verdient  es  heiTorgehoben  zu  werden,  dass  nacii  diesem  Gesetze  auch 
Ausländer  wegen  eines  im  Auslande  verübten  Verbrechens  der  Straf- 
gewalt der  englischen  Gerichte  unterliegen  können.  Noch  weiter 
scheint  das  Gesetz  18.  a.  19  Vict.  c.  91.  s.  21,  zu  gehen,  indem 
nach  diesem  auch  britische  Untertbanen,  welche  nicht  der  Handels- 
flotte angehören,  wegen  Verbrechen,  die  sie  in  einem  fremden 
Hafen  — wie  esbclieint,  aiicli,  wenn  auf  dem  Lande  —  begangen 
liabeu,  verfol^^t  werden  können,  wenn  sie  nachher  auf  britischem  Ge- 
biete betreten  werden.  Doch  ist  es  nicht  ganz  klar,  ob  sich  diese 
Bestimmung  nicht  etwa  bloss  auf  die  Fälle  bezieht,  in  welchen  das 
betretende  Verbrechen  an  Bord  eines  in  einem  fremden  Hafen 
liegenden  britischen  Schiffes  begangen  wurde.  Ausserdem  gestattet 
das  Statut  30  und  31  Vict.  c.  124.  s.  11  (Lawrence,  Oommentaire 
snr  Wheaton  IV.  433)  die  Verfolgung  emes  britischen  Unter- 
tbanen, der  in  hoher  See  auf  einem  nicht  britischen  Schiffe, 
wenn  er  auch  nicht  auf  demselben  angestellt  ist,  ein  Verbrechen 
verübt  hat, 

Ardür  fUr  öffeatlichei  Btdit  I.  9.  QO 
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Obwohl  CS  also  nicht  richtig  ist,  dash  das  englische  uu<l 
amerikanische  Reeht  bloss  desshalh  die  Auslieferung  der  Eng- 
länder und  Amerikttuer  gestalte,  weil  es  auf  dem  starren  Terri- 
torialpnncipe  vertuurre  und  weil  demnach  die  Verfolgung  eines 
Inländers  wegen  eines  im  Auslande  von  ihm  yertthten  Yerbrechens 
nach  seiner  Rückkehr  in  die  Heimat  unmö^ch  wäre,  indem  viel- 
mehr  auch  nach  anglo-amerikanischem  Rechte  das  Territorial- 
priiicip  diiicli  zahliTiclie  Ausnahmen  tlurchl)rorhen  ist,  dürfte  doch 
der  für  die  Regel  geltende  Satz  „The  common  law  eonsulers  crime 
as  altogether  local**)  den  ersten  Anlass  dazu  gegeijcn  haben,  dass 
£ngland  und  die  Vereinigten  Staaten  die  Auslieferung  ilirer  Bürger 
zugestehen.  In  der  That  enthalten  weder  das  enghsche  noch  das 
nordamerikanische  Ausliefeningsgesetz,  noch  sonst  irgend  ein  Ge- 
setz dieser  Staaten  ein  Verbot  der  Auslieferung  Ton  Inländern**). 
Nichtsdestoweniger  haben  beide  Staaten  in  der  Mehrzahl  ihrer 
Auslieferungsverträge  doch  nur  die  \'erpfliclitung  zur  Auslieferung 
von  Ausländern  übernommen,  da  sie  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
der  andere  Contrahent  die  VerpHichtung  zur  Auslieferung  seiner 
Angehörigen  ablehnte,  diesem  nicht  weiter  gehende  Rechte  ge- 
währen wollten,  als  ihnen  selbst  eingeräumt  wurden'^). 

Chief  Justice  Gray  bei  Story.  Conttict  2"^  odit.  p.  874. 

Der  älteste  mir  bekannte  Fall  der  Auslieferung  eines  Eng^ländera  an 
einen  fremden  Staat  ist  der  Fall  Hütohinsons».  der  unter  Carl  II.  wegen  murder 
an  Portugal  ausgeliefert  wurde.  Beaoii  Lawrence  IV,  H72  setJ!t  diese  Aus- 
lieferung in  das  29.  Regicrungsjahr  des  nur  '2'>  Jaiuc  herrschenden  Cabl  H. 
Als  weitere  Beispiele  verdienen  angeführt  zu  werden  aus  älterer  Zeit  der  Fall 
J.  BoBBms  (1799)  bei  Cläres,  p.  85  4P.  nnd  tns  iMoerer  Zeit  die  Fälle  Bdr- 
LST,  (ClabkBi  p.  88  ff.)»  Ttlms  (Cl4BKS,  p.  68  nnd  Report  from  the  Select 
Conunittee  npon  extraditien.  Ijondon  1868,  qu.  1001  nnd  1107)  sowie  der  be- 
kannte Fall  der  AneliefeniDg  Toubtillis  an  Oestemieh  wegen  des  anf  der 
Stil&eijocliatnme  1876  an  seiner  Fkau  Tetftbfen  Mordee. 

**)  Im  Jahre  1845  allerdings  hat  der  Senat  der  U.  St  einem  Vertrage 
mit  einer  Anzahl  norddeutscher  Staaten  seine  Genehmigung  deshalb  ver- 
weigert, '^cil  derselbe  die  Auslieferungspflicht  nur  anf  ansl&adischc  Verbrecher 
beschränkte.  Doch  hat  die  beharrliche  Weigerung  Prcassens,  die  Aas- 
liefenin»,''  eifjencr  Vnterthanen  zuzugestehen,  1852  die  V.  St.  ztir  Annahme  des 
ungeänderten  Vertrages  <2ren?>thipt  (Rkaoh  Lawbemoe  IV.  41:^  und  416).  — 
Einige  ältere  Verträge  Enjü^lands  und  der  V.  St.  enthalten  hingegen  in  der 
That  keine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Nationalen.  Doch  haben  die  mitoon- 
traliirendeu  Parteien  diese  Verträj^c  stets  in  dem  Sinne  ausgelegt,  dass  die 
eigeucu  Angehörigen  ausgeuomiueu  seien.  So  insbesondere  Frankreich,  als 
es  1861  gegenüber  England  die  AntliedBrang  des  Baron  YniL  anf  Grond  dca 
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Da  durch  den  Vertrag  aber  seinem  \\  escn  nach  nur  die 
Grenzen  der  Pfliclit,  auszuliefeni,  nicht  auch  die  Grenzen  des 
R  V  eilt  es  der  Auslieferiuig  festgesetzt  werden**),  waren  England  und 
die  Vereinigten  Staaten  durch  solche  Verträge  nicht  gehindert,  auch 
eigene  Unterthanen  auszuliefern,  wenn  auch  der  andere  Staat  kein 
Recht  hatte,  eine  solche  Auslieferung  zu  fordern.  So  gewährte  denn 
England  z.  B.  Oesterreich  die  Auslieferung  des  der  Ermordung 
seiner  Gattin  beschuldigten  Toukmi.le  187()  Im  Falle  Wil- 
son hingegen  verweigerte  die  Queens  Bench  Division  des  High 
Court  im  Gegensatz  zur  Ansicht  des  police  raagistratc  die  Aus- 
lieferung eines  Engländers,  der  im  Auslände  (in  der  Schweiz) 
einen  Diebstahl  von  sehr  bedeutendem  Betrage  verübt  hatte,  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  Vertrag  mit  der  Schweiz  von  1874 
aosdracklich  bestimmte:  No  subject  of  the  United  kingdom  shall 
be  delivered  up  by  the  Government  there  of  to  Switzerland,  also 
die  AuslR  lirung  des  Inländers  geradezu  verbot,  während  der  Ver- 
trag mit  Oesterreicli  nur  die  Pflicht  zu  dorsolben  ne^^irte Um 
Bedenken  dieser  Art  für  die  Zukunft  vorzubeugen,  wurde  in  Art.  I 


älteren  Vertrages  von  1843  ablohnte.  (Rekaült,  Bulletins  1879,  p.  187  und 
3.  oben  S.  ;>13)  Nur  der  Vertra<r  der  Vereinigten  Staaten  m\t  der  Schweiz 
von  1853,  in  welchem  ebfTifnlls  der  Uuterthanen  des  um  die  Auslieferung  er- 
Buchten  Staates  keiue  Imung  geschieht,  muss  wohl  dahin  verstanden 
werden,  dass  beide  coiitrahirende  Staaten  sich  auch  zur  Auslieferung  ihrer 
Unterthanen  verpflichteten.  Nachdem  nSmllch  die  Vereini.Lrteu  Stauten  die  Ver- 
handlungen deshalb  scliou  ah^'ebruchen  hatten,  weil  die  Schweiz  die  Auslieferung 
der  eigenen  Unterthanen  ablehnte,  fand  sich  endlich  die  Schweiz  zur  Hinweg- 
laanng  des  von  d«n  Yereiiiigteii  Staaten  perhoffssoirten,  die  Aiuliefermig  der 
NttufuJen  auecUieMenden  Zuatm  bereit.  VgL  Nbssx  und  Martin  in  der 
Beme  de  dr.  intemat.  XIII  p.  804IL  Unter  den  neueren  VertiSgen  der  United 
Statea  £ehlt  die  Auenabme  n.  A.  aocli  in  dem  Vertrage  mit  Italien  Ten  1869. 
Doeli  icheint  man  in  Italien  der  Ansieht  zn  sein*  dase  sieh  dieselbe  von  selbst 
Teratehe. 

**)  Gans  unpassend  ist  es  daher,  wenn  es  in  einem  Vertrage,  wie  diess  in 
simmtlichen  Tom  Deutschen  Reiche  abgeschlossenen  Verträgen  der  Fall  ist, 
heisst,  d;iss  die  Auslieferung  der  Angehörigen  des  ersuchten  Staates  nicht  ge- 
währt werden  solle.  Für  den  Vertrag  genügt  es  vollständig,  wenn  derselbe 
besagt,  das^  eino  Auslieferungspflicht  nicht  besteht. 

••)  Vgl.  W  iLiRTON,  Conflict  §  841}  Journal  de  dr.  inteni.  privo  1870 
I».  425  ;  Rivi.sta  i)enale.  V  p.  484 

Vgl.  Renault,  Bulletins  de  laSoc.  de  legislat.  comparee  1880  p.  230  f., 
Holland,  Revue  de  dr.  inteni.  X  176,  Webtlakr,  ibid.  X  548,  Martw, 
ibid.  XIII  p.  51,  RiTlsto  penale  Xni  587  ff. 

22* 
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des  Ausliefenuigsvertrages  zwischen  Grossbritannien  und 
Spanien  von  1878  die  strenge  Reciprocitftt  ausgeben,  so  zwar, 
dass  während  Spanien  sich  nur  zur  Auslieferung  von  Ausländern 
veriiflichtet  (all  persons  exceptiiig  her  own  subjocts),  Grrossbri- 

taiinicii  die  l^Hiclit  der  Auslieferung  AlKr  übernahm,  die  eims 
der  aufge/iililten  Deücte  Ijesrhiildip;!  werden  Auch  in  seinen 
neuen  Verthigen  mit  der  Schweiz  von  1880  (Art.  1)  und  mit 
Luxemburg  von  1880  (Art.  1)  hat  England  an  die^i^er  Art  der 
Losung  des  Contlictes  seiner  Rechtsanschauungen  mit  den  auf  dem 
Continente  herrschenden  festgehalten.  Dieser  auch  von  der  Royal 
Conunission  on  Extradition  von  1878  (Report,  Sect.  1  und  II) 
empfohlene  Vorgang  zeigt  deutlicher  als  alle  Resolutionen,  wie 
sehr  man  in  England  als  den  Hauptvurtheil  des  Institutes  der 
Auslieferung  es  erkennt:  „to  get  rid  of  the  malei'actorb  ul'  other 
countries".  Zum  mindesten  für  jene  »Staaten,  welche  ihre  Unter- 
thanen  nicht  wegen  aller  einigermaassen  erhebhchen  im  Auslande 
von  ihnen  verübten  Verbrechen  bestrafen,  ist  eine  derartige  Cor- 
rectur  unbedingt  nothwendig.  Sehr  zu  missbilligen  ist  es  daher, 
dass  auch  die  Schweiz  in  ihre  Auslieferungsverträge  die  die  Aus- 
lieferung der  Iniander  ausschliessende  Olausel  grundsätzlich  auf- 
nimmt, da  doch  nach  dem  Hechte  einiger  Cantone  ein  Angehöriger 
derselben  wegen  eines  im  Auslande  verübten  Verlirecliens  nach 
seiner  Rückkehi'  nur  dann  bestraft  wird,  wenn  er  durch  sein  Ver- 
brechen einen  Schweizer  verletzt  hatte,  während  derjenige,  der 
im  Auslände  gegen  einen  Fremden  delinquirte,  völlig  straflos 
bleibt 

Von  anderen  Staaten  anerkennt  m.  W.  nur  Norwegen 

grundsätzlich  und  ausdrücklich  die  rechtliche  Möglichkeit  der  Aus- 

lieferung  von  Inliindeni  ^vegen  Verbrechen,  welche  dieselben  im 
Auslände  gegen  Ausländer  verübt  haben:  ^Do  i  §§  1,  2  og  3 
givne  Foi"ski*ifter  skulle  ikke  vvere  til  Minder  tor,  at  derfra  afvi- 
gende,  paa  Grundsaetningen  om  tuidkommeu  Lighed  stoittede  Be- 
stemmelser  angaaende  Forbrydelser,  der  i  Riget  foroeves  af  Udlsen- 
dinger  mod  andre  end  Norge  eller  norske  Undersaatter^  eil  er 

Ueber  den  sonderbaren  Vorgang,  durch  den  es  kam,  dass  dieser  Vertrag 
in  der  von  der  officiellen  Gaoeta  de  Madrid  veröfTentlicliton  Gestalt  das  gerade 
Gegentheil  besagt,  vgl.  HBinin4V,  in  den  Balletin«  de  la  Soci^tö  de  legiaUtkm 
comparde  1880      2^3  f. 

K.öMa,  Verhandlungen  des  Scbweixer  Juristenfereina  XVIIL  S.  157. 
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forneves  uden  for  Riget  euten  uf  üdlaendinger  eller  af  In- 
Isndinger  mod  andre  end  Norge  eller  norske  linder- 
saatter,  blive  ved  Forband  med  fremmede  Ma^r  til  gjenBidig 
Jagttageke  ▼edtagne'^.  Kap.  I  §  6  ^%  während  D&nemark  und 
Schweden  die  Auslieferung  der  Inländer  nur  nicht  geradezu 
aussclüiessen  *  *). 

IV. 

In  neuerer  Zeit  werden  in  tdlen  Staaten  die  Stimmen  immer 
häufiger^  welche  es  empfehlen,  das  grundsatzliche  Verbot  der 

Auslieferujig  vuu  J-iUauticiu  aufzulieben  * 


Bei  (toon,  Dans>k<'  St iMtV-T'-t  1  iO^»,  bei  (t.m»s,  iteUeiicikloiwidi  V  270 
hintfcgcii  als  §  .>  citirt.  U»>bri^'<'iis  liefern  sich  Schweden  und  Norwegen 
nuter  eiiiauvlcr  vertragismüjiyig  ihre  Unterthanen  wegen  aller  in  dem  anderen 
Staate  verübten  Verbrechen  aus.  (Norwcg.  Gesetz  vom  11.  September  1818, 
schwed.  Vertrag  rom  1.  Jnni  1819  bei  Gtoos,  Betsendclop.  V  270),  wahrend 
bekanntlich  in  dem  Verhiltniase  iwischen  Oesterreich  and  Ungarn  d«8 
Gegenthea  stattfindet  rSsferr.  J.  M.  Erl  6.  October  1869  Z.  12181). 
")  Gt>08,  Annuaire  de  Vlnctitnt  III  p.  292. 

**)  In  Frankreich  J.  Fatbb  und  Pigakd  (Bfoniteor  31  mal  1866,  FtoBE- 
AsTOvm  No.  369)  bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen  d*  s  Corps  l^gislatif  Ober 
das  Gesetz  vom  27.  Jnni  1866;  Bonafo^?,  I.  c.  p.  103;  BsnNAnn  II.  p.  98; 

eigentlich  auch  sclion  Billot  \k  67  it  und  80.  Weiss  p.  32  ff.  Bojtboy  et 
Gilbbin  p.  29  if.  Vergl.  anoh  Bregeault,  De  l'audition  en  inatiere  criTninollc 
des  tenioins  r^sidants  a  Tetran^rer.  Paris  1878.  In  Italien  FroRK,  No.  281  Ü. 
(Fiork-Antoin'k.  No  3ii3ff.),  in  Spanien  Gracia  y  Parkjo,  Rstudio  sobre 
la  •_xtr.\ilicii>n,  Madrid  p.  Til  If.  und  171.  In  l)L'iit.-ohland  v.  Hültzen- 

DOKKK.  die  AusliefenniL:  der  Verbrtchor  nnd  das  As\h>cht,  Berlin  1881 
S.  12  ff.,  in  der  Schweiz  Brocher,  C;ipi"trt  ä  Tln^ititut  de  dr.  intern. 
Annuaire  1879  I  p.  210  und  Revue  dr.  intern.  VII  174  and  KÖMIO  in 
seinem  Vortrage  vor  der  18.  Versammlung'  des  Schweizer  JnristenTereines  (Ver- 
handlnngen,  Bern  1880  8.  lo7),  in  Belgien  Th.  Woütebs  a.  a.  0.,  in  den 
Niederlanden  som  Theil  schon  Tatjnat,  De  tractaten  tot  nitlevering  van 
misdadigers,  Amsterdam  1872,  p.  30  ff.  nnd  insbesondere  db  Jonob  in  seiner 
oben  angeführten,  dieser  Frage  speciell  gewidmeten  Dissertation,  für  Buss- 
land  8.  die  Brlänternngen  znnEntwtirfe  eines  St.-G.-B.  fflr  Rassland  (Allgem. 
Tlieil)  St.  Petersburg  1882.  S.  5.3 f.  In  uenester  Zeit  hat  ancb  das  Institut 
de  droit  international  auf  dem  Congresse  zu  Oxford  08  ausgesprochen;  Jüntrc 
pajs  dont  les  legislations  criminelles  repoiteraieut  sur  des  bases  ana1o<^ues.  et 
qui  auraient  nne  mtitn-  ll'*  rontiarif'e  djins  leiirs  institutions  judioi;iiro8.  restra- 
dition  d»'«;  n^tionaux  serait  nn  nioyn  d'ap^nm-  ];i  l»onne  administration  de  la 
justice  penaie,  parce  qu'on  iloit  considcn  r  rmiuin'  desiruble  que  l;i  juridiction 
du  forum  delicti  commissi  soit,  autant  quo  possihlc,  uppelee  ä  juger  ^These  VI). 
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ÜBd  in  der  Tbat  lässt  es  sich  nicht  yerkenneii,  dass  je  toU- 
Btändiger  die  Umwandlung  der  Auslieferung  aus  einer  ausnahms- 
weisen  Gunstbezeigung  einer  Regierung  gegenüber  einer  anderen 
in  ein  Institut  des  regelmässigen  Rechtes  sich  vollzieht^  um  so 

mehr  die  Befreiung  der  Inländer  von  der  Auslieferung  den  Cha- 
rakter der  Sinfnilantät,  der  Ausnahme  annimmt. 

Die  gegenseitige  Gewährung  der  Auslieferung  setzt  ein  ge- 
wisses Maass  von  Vertrauen  in  die  geriditlichen  Institutionen  des 
anderen  Staates  voraus.  Man  kann  daher  mit  Recht  sagen,  dass 
deijenige  Staate  welcher  glaubt,  einem  anderen  seine  eigenen  Unter- 
thanen  nicht  ausliefem  zu  können,  auch  nicht  berechtigt  sei, 
diesem  die  Angeliörigen  anderer,  dritter  Nationen  zu  ttberliefem 
Gegenüber  einem  Staate,  dessen  Rechtspflege  unseres  Vertrauens 
nicht  würdig  ist,  düifen  wir  iil)erliaupt  eine  jülgemeine  Veiiiflich- 
tung,  ihm  eines  Verbrechens  verdächtige  Individuen  zu  überliefern, 
gar  nicht  eingehen. 

YgL  die  Varhandlungcn  hierfiber  im  Annoaiie  V  p.  110  ff.,  insbceondera  Uber  die 
Ablehnung  dea  Antrage»  PniNfl.  SelbstTentandlicb  ist,  daas  die  englischen 
und  amerikanischen  Autoren  die  Anffittsangiweise  ihres  heimischen  Bechtes 
vertheidigen.  Sine  Ansnahme  macht  m.  W.  nnr  Wbartqm,  Conflict  §  840, 
wdcher  dafOr  plaidürt,  dass  Staaten,  welche  dem  Personatititsprincipe  hnldigen, 
die  Auslieferung  ihrer  Unterthanen  verweigern  sollen.  Unter  den  südameri 
kanisclien  Scliriftstellem  spricht  sich  inE:besondcre  Calvo  II  §  1255  fQr  die 
Zulä8sigkeit  der  Auslieferang  von  Inländern  aus.  Mit  besonderem  Nachdrucke 
sin<l  gagcn  die  Zulassung  einer  Ausliofernri:?  von  Inländern  in  letzter  Zeit 
aufgotrctfii  PRrs's  in  der  Revue  de  dr.  intiTii.  ]\  80  niid  v.  Bau  im  Ge- 

riehtÄsaal  XXXIV  p.  492  f.  In  legislativen  K;.r].orschaftrn  ist  ausser  in  der 
französischen  Deimtirtenkamuier  auch  noch  in  den  spanischen  Cortcs  der  Antrag 
gestellt  worden,  die  Auslieferung  der  Inländer  zuzugestehen.  Vgl.  Art.  ♦»  (aber 
auch  Alt.  7,  No,  3  und  4)  des  von  Nieto  1882  eingebrachten  Eutwurles  eiucs 
AosUeferungsgesetses  fftr  Spanien  bei  Gracia  y  Parejo,  1.  c.  p.  231  fil  In 
höchst  cigenthQmlicher  Weise  verlangt  Tadkat,  L  c.  p.  30  ff.«  die  Anslieferang 
der  Inländer  insbesondere  fQr  jene  Delicto  welche  dieselben  im  Anslande  gegen 
fremde  Staaten  nnd  deren  Institutionen  verübt  haben,  so  f&r  Bestechung  ans- 
iandiscber  Beamteter,  Filschnng  fremder  Httnxen  und  Creditpapiere.  Er  wird 
ZQ  dieser  Forderung  durch  die  ganz  wiUkttrlidie  nnd  unrichtige  Annahme  be- 
stimmtt  dass  der  Ueiroathstaat  des  Verbrechers  in  einem  solchen  Falle 
denselben  wegen  des  von  ihm  im  Auslande  gegen  einen  fremden  Staat  ver- 
übten Delictes  nur  mit  einer  unangemessen  geringen  Strafe  treffen  könne  und 
dass  dahor.  wenn  dem  Verbrecher  die  verdiente  Strafe  vn  Theil  erden  solle, 
dessen  Auslieferung  an  den  durch  sein  Verhalten  verletzten  Staat  erfolgen  mAsse. 
VgL  insbe.sondere  p.  35  1. 
*")  Vgl.  unten  §  IX. 
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Emern  solchen  Staate  mag  ab  und  zu  nach  genauer  PrUfong 
des  eiBzelnen  Falles  eine  Auslieierung  gewährt  werden,  aber  Ter- 
tragsmäsaig  sollte  sich  zur  Auslieferung  an  denselben  kein  anderer 
Staat  rerpflicbten,  da  er  sich  dadurch  zum  Werkzeuge  fremder 
Ungerechtigkeit  machen  würde. 

Hegt  ein  Staat  aber  \'ertrauen  in  die  Justiz  eines  anderen, 
so  kann  er  diesem  in  aller  Regel  untei*schiedslo8  die  Aus- 
lieferung Aller  Individuen,  welche  eines  schweren,  nicht  politi- 
schen Verbrechens  verdächtig  sind,  gewähren.  Ja  er  wird  im 
Int^^resse  der  Rechtsfindung  dies  geradezu  thun  müssen.  Mag 
ein  Staat  auch  noch  so  sehr  von  der  üeberzeugung  durchdrungen 
sein,  dass  sem  Becht  und  dass  seine  Gerichte  besser  fungiren  und 
vertrauenswürdiger  seien,  als  die  jenes  fremden  Staates,  so  wird 
er  es  doch  nicht  verkennen  dürfen,  dass  die  Beweise  hinsichtlich 
eines  in  einem  fremden  Lande  verübten  Verbrechens  in  eben  diesem 
Xiande  viel  vollständiger  und  deuthcher  werden  vorgeführt  werdeji 
können,  ah»  in  einem  anderen,  welches  vielleicht  weit  von  dessen 
Grenzen  entfernt  ist.  Ausliefeinrng  ist  eben  Ueberlieferung  an 
den  judex  proprius,  an  den  judex  deUcti  commissi.  Die  thatsäch- 
lichen  Vorzüge  des  Verfahrens  im  forum  delicti  commissi  können 
in  vielen  Fällen  durch  keine  Ueberlegenheit  in  der  Besetzimg 
eines  anderen  Gerichtes  und  in  den  Formen  seines  Verfahrens 
ersetzt  werden.  Je  mehr  die  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit 
des  strafgericlitiiciien  Verfahrens  znr  Geltung  gelangt,  desto  uner- 
träglicher wird  ein  Verfahren  auf  Grund  von  duich  einen  anderen 
Richter  aufgenommenen  und  vor  dem  rrleimenden  Gerichte  nur 
herabgdesenen  Protokollen.  Und  doch  wird  in  aller  Begel  der 
Beweis  eines  im  Auslande  verübten  Verbrechens  nur  auf  solche 
Protokolle  gegründet  werden  können.  Das  erkennende  Gericht 
whyl  ja  nur  in  den  seltensten  Fällen  die  Zeugen  einer  im  Aus- 
Linde  begangenen  That  selbst  zu  vernehmen  in  der  Tjage  sein.  Und 
wie  bedenklich  wäre  es  erst,  wenn  etwa  die  eine  Gruppe  von  Zeugen 
(z.  B.  die  Belastungszeugen)  unniiltelbiir  vor  dem  erkennenden 
Gtorichte  deponiren  würde ,  wahrend  die  Aussagen  einer  anderen 
Gruppe  (z.  B.  der  Entiastungssseugen)  nur  verlesen  würden  ?  Wie 
wenig  Gewicht  würden  die  letzteren  bloss  in  Folge  dieses  äusseren 
Unterschiedes  haben,  mögen  sie  auch  noch  so  grosse  Beachtung 
verdienen  ^^).    Wenn  die  beiden  Grandsatze  der  Mündlichkeit 

**)  Treffend  scbUdert  v.  Holtzekdorpf  a.  a.  ü.  S.  15  das  Bedenkliche 
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und  Unmittel bai'keit  des  8ti;iivt  rf.ilircus  unseren  contin»  i  t  d«  ii 
Juristen  einmal  so  tief  in  Fleisch  und  Blut  iilT(T«c^':nim*u  >vm 
werden  wie  den  Engländern,  so  werden  auch  sie  nicht  mehi*  ge- 
neigt sein,  die  Durchführung  emes  Stra^rocesses  vor  den  Genchteii 
eines  anderen  Staates  als  dem  des  Thatortes  zu  begttnstigen  ^^). 
Und  je  zuverlässiger  in  einem  Staate  dafür  gesorgt  ist,  dass  aus 
demselben  nur  solche  Personen  zur  Auslieferung  verurtheüt  werden, 
gegen  welche  ein  ernstlicher  und  gegründeter  Verdacht  besteht^, 
dass  sie  in  einem  anderen  Lande  wirklich  ein  Verbrechen  verüht 

einer  Anklage  wegen  eines  iu  fronulem  Lande  verübten  Delicto»  mit  Bezug« 
nähme  auf  den  Fall  Tourtillb:  ,  Angenommen  man  hatte  sämmtliclie  Be- 
lastungszeugen au  den  Thalern  der  Orllergruppc  nach  London  kommen  lassen, 
um  sie  vor  dem  Centralcriminalgeriehtshof  verndim^  sn  Icihinen,  hatte  man 
in  London  die  Dolmetscher  rar  Hand  gebäht,  nm  den  Dialekt  der  biederen 
Tjroler  nach  allen  Nuancen  den  Geachworenen  Terständlich  zo  machen?  Und 
angenommen,  es  wäre  auch  in  London  als  nothwendig  erachtet  worden,  an 
Ort  und  Stelle  auf  der  Stilfser-Jochsti  asse  durch  Augcnscheinsoinnahme  genaa 
festiustellen,  welchen  Weg  ein  in  die  Tief.'  theiis  herabgestürzter,  theils  horab- 
geaclileifter  Körper  genommen  hatte,  würde  jene  juristische  Keisiegesellscliaft 
von  Richtern,  Geschworenen,  Anklägern  und  Vertheidigem  die  Mittel  cfefunden 
haben,  um  sich  durch  nnmittclharf  FraGrestelInntf  an  S'ai  liverstiuvliLre  und 
Zeug«'n  ilic  .Ttonlcrlichc  AuJklärung  /  i  \'  rs(  hallen  y"*  uiich  dl.-  schlagen- 
den Auslühi  uniT'  n  des  lit-port  fron»  the  Hoyal  C»»muii!».si*ai  on  Kxtradition  187>^. 
Sect.  2,  aus  wekhcm  sich  erii^ieht,  wii;  nicht  bloss  die  oben  (S.  ^21  ff.)  erwähnten 
Rücksichten  auf  das  das  englische  Strafrecht  btdierrschcnde  Territorialprincip. 
sondern  eben  so  anch  die  strenge  Verwirklichung  der  Mündlichkeit  nnd  Un* 
roittdlbarkeit  des  Verfahrens  im  englischen  Processrecht  mit  Nothwendigkcit 
znr  Gestaltung  der  AnsUeTerong  von  Inländern  hindrängt.  Dass  das  Terrl- 
torialprincip  nicht  der  einsige  Grand  ist,  weshalb  England  die  Ausliefemng 
seiner  Unterthanen  zugesteht,  beweist  vielleicht  am  achlagendsten  eben  der 
Fall  Tourville's,  der  ja  des  murder,  also  eines  Delictes,  weg-  n  d.-'s^en  er  andl 
in  F^ngland  hätte  verfolgt  werden  können.  K>schnMiirt  war.  Nach  einer  an<l«pen 
Richtung  äusserte  sicli  die  Unzwcckmässigkeit  der  Ablehnung  der  Auslieferung 
in  dem  Falle  des  preussischen  Matrosen  Störmkr,  der  in  Dänemark  und 
Schweden  verühfer  M<«rde  l)os<'hu!digt  wnr.  dadiiieh.  dass  man  ih.'n  irofeeselten 
Angeklagten  /um  Zwiik*-  (h  r  Conlrontirung  mit  <len  Zeugen  eine  Jiündr>  i>e 
durch  die  skandina\ i-<  hiMi  Ki»nigreiche  —  nach  Kopenhacrt'n  .  H<'lsingr»r,  Nyborg 
und  Mandel  und  wieder  /-urück  nach  Dan/.ig  —  niach<ii  Ii»  .  statt,  diiss  wie 
im  Falle  der  Anslieferuug  an  Schweden,  die  Zeugen  hatten  an  den  t>rt 
des  Gerichtsverfahrens  citirt  werden  können  (Hitiig,  Zeitschrift  VII. 
S.  61,  67,  77.) 

Vgl.  namentlich  die  grandlicbe  Erörterung  der  fttr  die  Zulassung  der 
Auslieferung  von  Inländern  sprechenden  Argumente  im  Report  of  the  Rojal 
Commission  on  Extradition,  London  1878,  p.  0.  f. 
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haben,  je  sorgfaltiger  also  das  dem  auf  Auslieferung  erkennenden 
üribefl  vorhei^;ehende  Verfahren  geordnet  und  in  je  Tertrauens- 
würdigere  Hände  daatielbe  gelegt  ist,  desto  gründlicher  werden 
alle  Bedenken  gegen  die  Auslieferuiig  der  Inländer  behoben  sein. 

Sind  sulclic  (xai  iiitieen  gegeben,  so  muss  die  Kücksicht 
auf  inain)itrt";u'lH'  lieduiikliclie  Comi)licati()ncij,  \v(>lcli(*  aus  der  Ver- 
weigerung der  Auslieferung  der  Inländer  entstehen  können  und 
welche  geeignet  sind,  die  Ueherweisung  des  Schuldigen  oder  die 
Bechtfertigung  des  Nichtschuldigen  zu  erschweren  oder  selbst  zu 
vereiteln,  die  Staaten  bestimmen,  die  grundsätzliche  und  all- 
gemeine Negirung  der  Auslieferung  ihrer  eigenen  Unterthanen 
au£Ettgeben. 

Eine  solche  Coniplikation  trat  z.  B.  iin  Falle  des  Grafen 
Gustav  C'iiouixsky  und  der  Julie  v.  Eheu^jknyi  ein.  Die  letztere 
hatte,  über  Anstiftung  von  8eite  ihres  Geii('i)ten  Ohorinhky,  deböen 
CJattin  in  München  vergütet.  Choihnsky  wurde,  als  ei*  zum 
Leichenbegängnisse  seiner  Gattin  nach  München  gereist  war,  dort 
Terhaftet,  angeklagt  und  verurtheilt.  Die  EBEBOEim  wurde  erst 
nach  ihrer  Rückkehr  nach  Wien  verhaftet,  und,  da  sie  Oester- 
reicherin  war,  an  Bayern  nicht  ausgeliefert.  So  iänä  das  Yer- 
fahi-en  gegen  Chokinsky  wegen  der  in  Wien  verübten  Anstiftung 
in  Minichen  und  das  gegen  die  i^ßi-UGENYi  wegen  des  in  München 
verübten  Mordes  in  Wien  statt.  Wie  leicht  hätte,  "vväre  das 
Beweismateiiale  nicht  so  überzeugend  klar  gewesen,  diese  Spaltung 
des  Verfahrens  zu  einer  Hinderung  des  Ganges  der  Rechtspflege 
führen  können? 

V. 

Manmchlache  Verwickelungen  können  sich  schliesslich  auch 
dann  ergeben,  wenn  die  Nationalität  des  auszuliefernden  Ver- 
brechers zweifelhaft  oder  streitig     ist,  sowie  in  dem  Falle,  wenn 

**)  ISm  Fall  dieaer  Art  hat  lu  einem  ziemlich  lebhaften  Confliete 
twiecben  LuxembaTg  und  der  ReiehsverwnHnng'  in  Elsass-Lothringen  gef&hrt. 
Ein  Luxemburg'^r  Namens  Merten  ,  welcher  als  Zollbeaniteter  in  elBaaa-lothrin- 
giicbe  Dienste  getreten  war,  hatte  in  seinem  Amte  Unterschlagungen  und  Fälsch- 
ungen verübt  und  sich  hierauf  in  seine  Heimath  geflüchtet.  P.  ut><  l'lind  vt*r- 
lanirte  die  Auslieferung,  welclie  aber  von  der  botrf^ffenden  luxeniburf,Mschen 
Anklagekaramer  mit  Rflcksicht  darauf  abgelehnt  wnnl«',  dass  Merten  dor  mit 
Zustimmung  der  loxcmburgiscben  Begierung   in  die  Dienste  des  deutschen 
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VI  seit  Verül)U!i(4  der  ihm  ziu*  Last  liegeuden  That  seine  Natio- 
ualität  geweeliselt  hat.  Schwierigkeiten  bereitet  iusbesondere  das 
Recht  jener  Stmiten,  welche«  die  deHnitive  Bestimmung  über  die 
Nationalität  im  Inland«  geborener  Kinder  von  Aualändem  bis 
zur  Abgabe,  beziehungsweise  Nichtabgabe  einer  Optionserklämng 
von  Seite  derselben  nach  erlangter  GhrossjShrigkeit  in  suspenso 
belässt.  Nach  französischer  und  belgischer  Praxis  (vergl. 
die  Entscheidung  der  Appelhüfe  von  JJriissel  vom  16.  Jämier  1872 
und  von  Gent  vom  27.  Februar  1874  ^'j  gilt  die  Au-Ik {eninfi 
iusolange  für  zulässig,  als  die  betreifenden  nicht  für  die  fran- 
zösische, beziehungsweise  belgische  Nationalität  optirt  babeu^"). 

JedenMls  kann  die  Befreiung  von  der  Auslieferung  als  ein 
Privilegium  nur  den\jenigen  zugestanden  werden,  der  noch  zur  Zeit 
der  Anbringung  des  Begehrens  Angehöriger  jenes  Staates  ist, 
aus  welchem  seine  Auslieferung  nachgesucht  wird.  Dass  er  zur  Zeit 
seiner  That  Angehöriger  dieses  Stiiates  wm-,  kann  ihn,  wenn 
er  seither  aus  was  immer  für  einem  Gmnde  diese  Zugehörigkeit 
verloren  bat,  nidit  von  der  Auslieferung  exinüren.   Ein  „Deut- 


Reiclislandes  getreten  war,  nach  Art.  17  Code  civil  trotz  dieses  Dienstver- 
hältnisses Luxeiiibnrj,'er  coblioben  sei.  Die  reichsländische  Verwaltung  hin- 
gefTOii  betrachtete  ihn  in  Kraft  des  Art.  9  des  Gesetzes  Ober  die  Bundes-  nnd 
Staatsangehörigkeit  v.  8.  Jaunar  1873  als  Deutschen  Der  ConHict  wurde 
dadurch  noch  geschärft,  dnss  ilKuiPiK,  als  er  nach  Abli^hnnng  des  Ausliefer- 
iMigsbegeluens  vor  die  luxemburgischen  Gerichte  gestellt  wurde,  von  diesen^ 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  4.  Jali  1845  sur  la  poursuite  des  crimes  ou 
delits  comniis  a  Tetranger  par  des  Luxeinbui^eois  in  letzter  Instanz  freige- 
sprocben  wurde,  weil  er  die  ihm  ssr  Last  gelegte  im  Auslände  verübte  That 
nicht  gegen  eine  Priratpcrson ,  sondern  g€|pen  einen  fremden  Staat  verübt 
hatte.  Obwohl  die  Inxeinbnrgische  Begiernng  sieb  sofort  bereit  erUirte ,  das 
dtirte  Gesetz  von  1845  za  findern  und  dies  auch  dorcb  das  Geseta  vom 
18.  Jannar  1879  snr  AnsfAhrang  brachte«  verfügte  die  Rcgiemng  des  Beichs» 
landes  Nhis  auf  Weitoros**  eine  Reihe  von  fttr  die  im  clsass*lotbringischen  Staats- 
dienete  stehenden  Luxemburger  sehr  ungünstigen  Momien.  (Erkläning  des 
Imemburgiscben  Generaldirectors  der  Justiz  Eyschen  in  der  Sitzung  der 
luxemburgischen  Kammer  vom  1*^'.  Dcf^nnber  1878  p.  478  ff.)  Eine  Anzahl  von 
ähnlichen  Fällen  zvvoifelhnfter  Nationalität  bcnchtct  Arlta  Lc  eouvenzioni 
U'eatr;vli7i<»nc  tra  il  llcj^no  d'italia  <•  ^^V\  St:)ti  »^tranieri.    Torino  1871. 

Bei  OoDDYN  et  Mahkls,  Droit  criniiuel  Beige  au  point  de  vue 
international.  1880  p.  104  f. 

Vergl.  Dunois  in  der  Rcvuo  de  dr.  intern.  VIII  (1876)  p.  487  und 
Weiss,  Extradition  p.  55  ff.  sowie  Traitö  elömentaire  de  dr.  intern,  prive, 
Paris  1885,  p.  55. 
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bchei"  im  8ume  ties  §  9  des  R.-St.-G.-B.,  ein  „Unterthan  des 
österreichischen  Kaiserthums'^  im  Sinne  des  §  36  öst.  St.>G.-B. 
ist  nur  deijenige,  der  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Ausheferungs- 
Terfahrens  ein  Deutscher,  beziehungsweise  Oesterreidier  ist. 
IVenn  es  auch  richtig  sein  sollte,  dass  ein  solches  Individuum 
wegen  seiner  im  Auslände  yerübten  Delicto  in  Deutschland  nach 
§  4  Nr.  3  R.  Str.-G.-B.  bestraft  werden  könne  *^),  so  folgt  daraus 
doch  keineswegs,  dass  Deutschland  Ixrechtigt  wäre,  mit  Kiick- 
siclit  unfeine  derartige  rein  subsidiäre  Kompetenz  seiner  Gerichte 
die  angesuclite  Auslieferung  zu  verweigern.  Vgl.  auch  HäL8CHN£B 
a  a.  O.  S.  167  *°).  Vielmehr  sind  die  deutschen  Gerichte  zw 
Verfolgung  des  Beschuldigten,  der  aufgehört  hat,  ein  Deutscher 
ai  sein,  nur  dann  competent,  wenn  die  Auslieferung  desselben 
entweder  nicht  begehrt  wird  oder  nicht  bewilligt  werden  kann. 

Aber  auch  für  den  entgegengesetzten  Fall  möchte  ich  mit 
Bernard  II.  156  ü',  und  v.  Bäk,  Gcriclitssaal  XXXIV  493 
glauben,  dass  derjemge,  der  ei*st  nach  dem  betreffenden 
Verbrechen  Augehöriger  des  requirii'ten  Staates  geworden  is, 
nicht  berechtigt  sei,  auf  das  Privilegium  der  Inländer  Anspruch  zu 
erheben  und  dass  daher  der  reqnirirte  Staat  seinerseits  nicht  den 
mindesten  Anlass  habe,  in  einem  solchen  Falle  die  Auslieferung 
2n  ▼erweigem. 

Nach  belgischem  und  niederländischem^'),  sowie  nach 


**)  Vgl.  Hamm  in  GoMtannnir«  Archiv,  1878  8.  422  ff  und  Jie  Ent- 
scheidung des  preussischeu  Ober-Tribunals  vom  20.  Jsoptoniber  1877  gegen 
Halscbner,  Gerichtssaal  1878,  S.  161  ff.  und  die  dort  angeführte  Entschei* 
dxmg  des  Assiaenhofes  sa  Cöln. 

*")  So  kann  nnd  mius  dentiaaeh  derjenige,  der  als  Denttcher,  benehung»- 
wrise  Ofltteneicher  oin  Verbfecheo  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord« 
Anurika  Terftbt  hat,  aber  nadiher  dorrb  Natnralteirnng  Bürger  der  lettteren  ge- 
worden ist,  nach  seiner  BQckkebr  nach  Dentscbland  oder  Oesterreich  an  die 
Vereinigten  Staaten  ausgeliefert  werden  (Vgl.  Art.  I  .l.js  Vertrages  der  United 
StateB  mit  dem  norddeutschen  Hunde  vom  22.  t^ebr.  1808,  mit  Hayern 
▼om  26.  Mai  1868  und  mit  Oesterreich-Ungarn  vom  20.  Sept.  1870). 

Der  Art.  10  d-'s  bclijisehen  Ausliofernn<,'f!?<'sel7.es  von  1871,  welcher 
die  Verfol^un^,'  d»'sjciii^'en  vnr  tloii  belgischen  Gerichten  gestattet,  dor.  iiachd<Mn 
er  ein  Ausliefeniiii^sdelict  im  Auslande  verübt  hatte,  dif  bpl^isrho  Nutionaiitat 
erwirbt  oder  wiodorerwirbt,  hat  den  Zweck,  die  Liicke,  welche  dmcli  die  nach 
belgischt-r  Auffassung  nothweudige  Verweigerung  der  Auslieferung  in  einem 
solchen  Falle  in  der  ä trafrech tspflege  entstünde,  auszufüllen.  Frankreich  hat  denn 
aacb  daranf  verzichten  müssen»  die  Aofnabme  einer  dem  Art.  2  des  französisch- 
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(h'ii  t  s  clu'in ''-)  Rechte  und  grundsätzlich  auch  nach  frarizösi- 
bchem  liechte ''^*^)  niues  aber  auch  iu  (iiesem  Falle  die  Ausliefer- 
ung vcrweigei-t  werden,  während  sie  nach  ö sterr eichischem 
Hechte  zulässig  sein  dürfte  ^^).  In  demselben  Sinne  bat  auch 
das  Institut  de  droit  international  zu  Oxford  beschlossen:  «En 
admettant  mSme  la  pratiqne  (jui  soustrait  les  naüonaux  ä  Textra- 
dition,  on  ne  devrait  pas  tenir  corapte  d'une  nationalite  acquise 
depuis  la  perpetration  du  l'ait  pour  lequel  l  extradition  est  re- 
damee."  (These  VII)  und  schon  vorher  haben  einige  Verträge, 

•Miglisclipn  Vertrages  cntsprciiieiKlen  Heätiiiiiuun^  d.  T'>xt)  in  «l^ii  n-  ikii 
Auslieteruu^'svertrag  mit  Belgien  durchzusetzen  (Vazkliies  j».  ^6}.  Jü  nach 
DuBOis,  Kevue  de  dr.  intern.  V'III  491  und  Haus  .  rrincipes  du  droit  penal 
Beige  Nr.  955  Anm.  10  wird  eogar  derjenige  Ausländer  von  Belgieu  nicht 
«Qsgcliefert,  der  erst  nach  aeioer  znm  Zwecke  der  Dorchfahrung  eines  Am- 
liefernngttbegehrens  erfolgten  vorlaafigen  Verhaftung  seine  Nataralisurang  in 
Bdgien  erwirkt.  Allerdings  seheint  es ,  dase  hiebei ,  anders  als  in  der  nnten 
in  erwaljnenden  £ntscheidang  des  hohen  Gerichtshofes  der  Niederlande 
vom  5.  Juni  1874  (Dubois  r.  a.  0.)  vorausgesetzt  war,  dasa  das  reqnirirte  Indi- 
viduum bereits  vor  seiner  Verliaftung  um  die  Naluralisirung  nachgesucht 
hütte.  Selbst  unter  dieser  Einschrankiing  aber  steht  die  Ablehnung  der  Aos- 
liefcrung  in  einem  Falle  dieser  Art  mit  df^n  internationalen  Verpflichtungeo 
der  Staaten  im  offtMilKir-  ii  Widerspruche.  Den  lctzt»'ren  wörde  es  vielmehr 
allein  entsprechen  .  <lass  das  Auslieferungsbegehren  oler  selbst  schon  der  An- 
trag auf  vorlfiutij^^o  Verhüllung  die  Naturalisirung  limimt.  Richtig  Arlta 
p.  ]'.hK  Auch  lür  das  fran/r.si^ilio  Recht  hebt  \Vkis<.  Trait«  de  droit 
internst,  prive.  p.  121  es  aiu  lnuklich  iiervor,  dass  die  Naturalisation  erst 
Tom  Moment  der  Einschaltung  des  betreffenden  Dccretes  iu  das  Bulletin  des  lois 
wirke,  woraus  fftr  tuuere  Frage  wohl  folgt,  dass  da«  blosse  Ansaehen  um 
Natnralisirong  die  Zaiassigkeit  der  Anslieferang  noch  nicht  ansschliesst. 

**)  §  9  ß.-St.-G.-B.  rerhietet  eben  absolnt  die  AosUefening  eines  jeden 
Deutschen  nnd  §  4  aL  2  sagt  ansdracklieh:  «Die  Verfolgung  im  deatscfaen 
Bdche  ist  anch  inlassig,  wenn  der  ThSter  bei  Begehong  der  Handlang 
noch  nicht  Deutscher  war".  Vgl.  anch  Olshavsen,  Commentar  Nr.  1  ad  §  9, 

*»)  BiLLOT,  p.  74.  Vgl.  aber  auch  oben  Anm.  51,  a.  E.  und  Babü  p.  56, 
Bernard  II,  159,  BoMBOT  et  GiLDKiN  p.  44.  Doch  tritt  Tertragsoiassig 
mitunter  eine  Ausnahme  ein.    S.  den  Text. 

^)  §  •>(>  v«»rbiot<»t  nur  di*'  Ansliot>riiii£r :  .wcijen  Verhrwlion ,  die  tin 
Unterthan  d'-s  österreiclii.^olM.n  Kaiscrtliuiiis  im  .\nsl:in^ir'  beirangrn  hat".  w:ih 
m.  K.  auf  Verbrechen  7U  be>vlirrinken  wäre,  die  Tiinaul  als  L' ii  t  ei  t  h  an  Aii-s 
östeiTeichischen  Kaiserthumt^  iui  Auslande  begungen  hat.  NichtAdeat'>\\\i!iL,'cr 
hat  die  österreichische  liegiorung  gegenüber  Grossbritannien  und  Brasilien  es 
abgelehnt ,  sich  zur  Auslieferung  wegen  der  vor  der  NaturalLsirnng  verübten 
Verhrechen  ansdrttcUicb  an  vorpflichten. 

**)  Ueber  die  AnlTassang  der  Sehweit  s.  nnten  S.  338  Anm.  61. 
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wie  der  englisch-braBilianiBche  von  1872  Art.  3,  der  eng- 
lisch-italienische Ton  1873  Art.  4**),  der  englisch-franzö- 
sische von  1876  Art  2,  der  französisch-dänische  von  1877 
Art.  1,  §  2,  der  italienisch-griechische  von  1877  Art.  6 

mal  der  jtjiliciiisch-bi  asiliaiiist  he  Veitiag  vuii  1873  Art.  2 
für  erst  iiacli  dein  X'crhrcHdicii  Naturalisirtcu  ausdrücklich  für 
der  Auslieferung  unterworfen  erklärt''^)'''*).  Und  so  entscheidet  diese 
Frage  auch  der  Entwurf  des  Auslieferungsgesetzes  fiir  Italien  von 
1885  Art.  5  al.  2  trotz  der  von  £LLEfiO  dagegen  erhobenen  Ein- 
wendungen^*):  ^uesto  divieto  (della  estradizione  dei  dttadini 
italiani)  non  comprende  coloro,  che  abhiano  ottenuto  la  natura- 
Hta  posterionnente  al  reato  pi  l  ([uale  ^  domandata  la  estradizione. 
Jedenfalls  kann  eine  nach  Venibung  des  Verbrechens  erfolgte 
Naturalisation  keine  Wirkung  haben ,  wenn  sie  durch  fidsche 
"Wjrspiegebmgen  und  Ausweise,  z.  B.  unter  einem  falschen  Namen, 
erfolgt  ist.  Aber  auch  eine  ohne  jeden  dolus  erwirkte  Aenderuug 
der  XationaUtät  sollte  nur  dann  zur  Ahle! mini g  eines  Ausliefemngs- 
begehrens  berechtigen  können,  wenn  dieselbe  vor  Anbringung 
des  Gesuches  um  Ansliefening  perfect  geworden  war.  Eine 

^)  Doch  enthält  dieser  den  einschränkenden  Nachsoti:  «Gependant 
rextraditiou  ponrra  ötre  refosle,  8*il  8*est  ^tde  cinq  aon^es  depuis  que  la 
iiaturalisatioD  est  acqniae ,  et  si  deputs  ce  motiient,  Tindividu  r^clame  est  rest^ 
domicUie  dans  h  pays  rcquis";  dieselbe  Beschrankung  enthält  auch  der  ita- 
lienisch-griechische Vertrag  von  1877  Art.  6  \nn\  ilie  das  Ausliefirnngs- 
reeht  zwischen  Italien  und  Malta  betreffende  Ordonnanz  von  18^0  Art.  7. 

Vgl.  auch  die  der  Verschiedenheit  der  beiderseitigen  AulViissung  an^-^t  i  asste 
Bestimmung  des  französisch-bayrischen  Vertrage«  von  18Ö9  Art.  15: 
L'etrang»;r  qui  uoquerra  oii  recouvrcra  la  qualite  de  Vran(,Mi8  ou  de  Bavarois 
aprei  avoir  cuiiiiais  auv  \c  teiiitoire  de  Tautrc  Ktut  avaut  Tepo^ue  de  sa  natu- 
ralisation  one  dee  infractions  prcvues  par  la  preseute  Convention,  sera  livrd 
EVE  MttoritAi  hsvaroisea,  8*11  te  tronve  en  France,  k  moias  qne  U  llgislation 
fran^aige  n'  antorise  ea  mise  en  jugement;  8*U  ae  tronve  en  Baviire,  il  y  aera 
ponrsidvi,  jogi  et  puni  conform^ment  anz  Ion»  da  pays. 

**)  Ffir  den  Fall  von  Gebietscessionen  ist  in  das  Vertragsreeht  die  Be- 
stimmnag  ttberg^ngen ,  dasa  ohne  Gestattong  einer  Option ,  die  ans  dem 
abgetretenen  Gebiete  stammenden  Sträflinge ,  wdche  sich  in  den  Gefängnissen 
des  dem  abtretenden  Staate  verbleibenden  Gebietes  befinden,  sofort  überliefert 
werden  sollen  (4.  Protokoll  zum  Züricherfrieden  vom  10.  November  1859  bei 
Stork.  Option  und  Plebiszit  Seite  125;  Nachtragsconvention  hinsiehtUeh  der 
Abtretung  SavoytnH  vom  23.  August  1860  ibid.  S.  132.) 

Atti  Ii  1hl  conunissione  per  lo  studio  ela  compilaziune  di  ud  progetto 
di  legge  üuUa  e^tradiitione,  Koma  IÖbd|  p.  41  ff. 
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Auffassung,  wie  jene,  weiche  der  hohe  Aath  der  Niederlande  in 
der  Entscheidung  Toni  5.  Juni  1874  bekundete  (Düboib,  Berue 
de  dr.  intern.  VIII.  491  und  DE  JoKG£  p.  191)  fuhrt  m  dem 
Resultate,  dass  eine  Frauensperson,  deren  Auslieferung  begehrt 

worden  ist,  sich  wuv  iiotli  im  letzten  Momente  vor  V^erbeschci'iun^^ 
dieses  Ansueliens  der  sie  verfolgeiuleii  Regierung  mit  einem  Nieder- 
länder zu  verheirathen  braucht,  um  gegen  die  Auslieferung  ge- 
schützt zu  sein. 

Auf  welche  Weise  die  Nationalität  erworlien  worden,  ob  mit 
Rücksicht  auf  den  Ort  der  Greburt»  oder  auf  die  Abstammung, 
ob  durch  Ehe  oder  Legitunation,  oder  ob  durch  Option^  oder 
Naturalisation  ist,  wenn  wir  Yon  dem  bereits  erörterten  Falle 
einer  Naturali.satiuu  nach  Verübung  des  betreffenden  Verbrechens 
absehen,  gleichgiltig'^ »Selbstverständlich  ist  es  aber,  dass  nur 
eine  wirkliche  Naturalisation  in  dem  ersuchten  Staate ,  nicht  etwa 
die  hlose  Zulassung  zum  Hechte  der  Niederlassung  oder  die 
Aufnalime  in  den  Verband  der  Schutzgenossen  des  betreffenden 
Staates  in  der  Levante**)  genügt,  um  die  Auslieferung  zu  ver* 
weigern.  Eben  desshalb  ist  aber  auch  ein  Staat  nicht  ver- 
pflichtet, denjenigen  auszuliefern,  der  zwar  in  einem  anderen  Staate 
ein  Aufenthaltsrecht  erworben,  dadurch  aber  seine  bisherige  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  ersuchten  Staate  nicht  verwirkt  hat.  Mit  Recht 
hat  desshalb  Italien  die  von  der  Schwei/  an^esuchte  Auslieferung 
des  Mansueto  Oassina  venveigert,  da  dei-belbe  durch  Erlangung  des 
Aufenthaltsrechtes  (viciuato)  im  Cauton  Tessin  nicht  aufgehört 
hatte,  italienischer  Bürger  zu  sein  (Ablu  p.  161  ff.)* 

•*)  lieber  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  Znlassung  eiiuT  (»ption  im 
Fall  ein«.'!- Gebietsabtretung  für  unsere  Fräj?e  er?ebrn,  v?!,  dio  (vom  französischen 
Interesse  gctraLrr  n,  n)  Ausfübrnngen  bei  BoMBut  et  »jILBbin,  p.  35  tf. 

Außdriuklich  sagt  Art.  1  a.  E.  des  schweizerisch-portUiüriesi- 
adien  Vertrapfes  von  1873:  Les  indiridus  naturaliise^i  Jans  les  tliui  pays 
avant  la  perpetration  du  crime  ^»ont  coiupris  dans  l'exception  de  cet  article. 
Doch  scheint  gerade  die  Schweis  auch  der  erst  nach  Terftbang  des  Ddiktes 
eiworbenen  Eigenschaft  dnes  Schweizer-Bürgers  eine  die  Anslielerang  aiii- 
aebliessende  Wurkang  raiaerkenneii.  So  berichtet  weaigateiu  Arlu  p.  84, 
dass  die  Schweiz  die  von  PTankreidi  1869  TwgeadiUgene  entgegengomlsle 
Stipulation,  wdche  sich  in  ähnlidier  Weise  schon  in  dem  nicht  snr  Wirksam- 
keit gelangten  anglo-franx9itscben  Vertrage  Ton  1852  Art.  6  iknd,  abgelehnt 
habe. 

•3)  PiooioM  s  Bericht  an  die  italienische  Gommission:  Atti  della  oom- 
missione  1885  p.  226. 
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Auch  wenn  dor  Verlust  der  Angehörigkeit  an  den  ersuchten 
Staat  nicht  auf  eiiieiu  Imuii  Acte  dess  Ddinqut'iitun  beruht,  son- 
dern in  Folge  eiuer  Gebictscession  eingetreten  ist,  schliesst 
derselbe  keineswegs  die  Ptiichtmässigkeit  der  AusHeierung  des- 
jenigen^ der  jetzt  eben  nicbt  mehr  Bürger  dieses  Staates  ist,  aus. 
So  mnaste  Oesterreich  nach  Abtrettuig  der  Lombardei  und  Vene- 
tiens  Individuen,  die  nur  in  Folge  der  Cession  dieser  Gebiete  auf- 
gehört hatten,  Oesterreicher  zu  sein  und  Italiener  geworden 
waren,  wegen  der  von  ilinen  noch  zur  Zeit  der  österreichisclien 
Herrschaft  in  Venetien  oder  in  der  Lombardei  verübten  JDeücte 
ausliefern  (Vgl.  Arlia  p.  284). 

Jedenfalls  ist  der  um  die  Auslieferung  ersuchte  Staat  be- 
rechtigt, die  Frage  nach  der  Nationalität  des  requirirten  Indiri- 
duums  nach  seinem  Bechte  zu  entscheiden,  so  dass  er  die  Aus- 
lieferung verweigert,  wenn  derselbe  nur  nach  seinem  Bechte  das 
inlfindische  Staatsbtirgerrecht  erworben  oder  behalten  hat,  obwohl 
er  aucli  von  dem  riMinirirenden  Staate  in  Kraft  von  dessen  Na- 
tioiialitätsgosetzen  als  Inliinder  behandelt  wird.  Ausdrücklich 
hebt  dies  z.  B.  der  österreichisch-spanische  Vertrag  von 
1861  Art.  1  a.  E.  hervor.  Aber  auch  olme  besondere  Bestim- 
mung versteht  es  sich  von  selbst**). 

VI. 

Sehr  verschieden  ist  nach  dem  Rechte  der  einzelnen,  um  eine 
Ausheferung  ersuchten  Staaten  die  Frage  zu  beantworten,  welchen 
Behörden  die  Entscheidung  darüber  zusteht,  ob  das  requirirte 
Individuum  Inländer  oder  Ausländer  ist  und  In  welchem  Verfahren 
diese  Entscheidung  zu  erfolgen  hat   Eine  ausdrückliche  Bestim- 

**)  VgL  tauk  den  Fall  BIibtin  obeo  Ann.  46.  Eine  eig«iit1i11iDliche  Be- 

gtimmnng  in  dieser  Bezieliuiig  enthielt  die  BedttTttion  mm  preassisch- 
belgischen  Vertrag  von  1836  (bei  v.  RoHRSCBiniT,  Preusseoa  Staatsvertrage 
S«  704).  Sofemc  nach  dem  Recht  eines  Staates  gewisse  Personen  als  sajets 
mirtes  anerkannt  werden,  war  es  daher  conseqnent,  wenn  nach  Art.  C  und  7 
der  Münchengrätzerstipulation  zwischen  Oesterreich  und  Rnssland  vom  7.  bezieh. 
19.  Öeptomber  1833  (F.  dk  Matitex.^^  .  Hecueil  de  trait^s  conclns  par  la  Riissie 
IV.  p.  -M9  ff.)  der  ersuclito  Staat  da-s  Kecht  erhielt,  die  wegen  eines  aufge- 
zähltcn  (politischen)  Delictes  begehrte  Anslieferung  eines  snjet  mixte  abzu- 
lehnen, soferne  er  selbst  die  Verfulgung  und  Bestrafung  desselben  auf  sich  nahm. 
Auf  alle  Details  der  Frage  nach  den  strafrechtlichen  Wirkungen  eines  Wechsels 
der  Natfamalitit  einsogehen ,  fehlt  ai  hier  an  den  nStblgeti  Baume. 


Digitized  by  Google 


—    340  — 


mung  enthält  m.  W.  nur  das  nie(l<M  lä  udische  Auslieferiings- 
gesetz,  welches  *lie  Entscheidung  über  die  Frage  der  Nationalität 
des  requirirteii  Snbjectes  dem  Hohen  Rathe  zuweist  (Art.  16 — 18). 
Bei  dem  Umstände^  dass  die  übrigen  Gesetze  und  alle  Verträge 
keine  einschlagende  Bestimmung  enthalten,  sind  wir  in  Betreff 
der  anderen  Staaten  auf  eine  unter  Umstanden  sehr  schwierige 
und  weitwendige  Untersuchung  der  Frage  verwiesen,  ffier  dCbrfte 
es  genügen,  festzustellen,  dass  nach  eii<r  Ii  scher  und  amerika- 
nischer Praxis  der  mit  der  Ihitersuchuuj^  der  Anslieferungssache 
bofas^te  Kichler  nicht  bloss  über  die  Zidässigkeit  der  von  dem 
requii*ii*teu  Individuum  erhobenen  Einrede  der  englischen,  bezw. 
amerikanischen  Staatsbürgerschaft,  sondeni  auch  über  deren  that- 
slU^hliche  Begründung  entscheidet.  Auch  in  der  Schweiz  ent- 
scheidet auf  Grund  des  Art.  9  des  Bundesheschlusses  vom 
25.  Jänner  1675,  wie  Über  andere  Einwendungen,  so  auch  über 
die  des  schweizerischen  Bürgerrechtes  das  Bundesgericht.  Und 
ebenso  scheint  in  Ii(>l<iien,  wo  doch  sonst  der  Justizminister  in 
seiner  Entscheidung',  nicht  wie  in  Lux«'ml)urg,  an  das  (Tutachten 
der  Cour  d'appel  gebunden  ist,  die  Frage  der  Nationalität,  als 
eine  Statusfrage,  ausschliesslich  der  gerichtlichen  Cognition  zu 
unterliegen"').  Und  für  Frankreich  h(  zeugen  Bohbot  et  Gil- 
bbin, p.  30  dasselbe:  Quand  c'est  k  la  France,  qu'  une  requ^te 
d'extradition  est  adress^e,  le  procureur  de  la  lUpublique,  confor- 
m4ment  aux  pr^scriptions  de  la  circulaire  du  12  octohre  1875, 
v^rifie  le  Statut  personnel  de  Tinculp^  et  le  mentionne  dans  Tin- 
teriugatoire.  En  presence  de  graves  difficultes  sur  le  point  dv 
savoir  f^i  le  n'liifiie  est  Franrais  ou  ttranger,  le  procureur  de  la 
liepubiique  n'hesitera  pas  ä  saisir  le  tribunal  civil.  Vgl.  auch 
die  ebendort  p.  41  angeführte  Entscheidung  des  Tribuuals  m 
Strassburg  in  Sachen  Ostennaim's  1868.  Nach  italienischem,  bay- 
rischem*^)  und  preussischem^*)  Rechte  hingegen  scheint  es, 

•*)  V^l.  Hals,  Priuci})«»  g^neraux  du  droit  peiial  Be\ge  II.  p.  221. 
welcher  eine  eiiirfolilagendc  Kntsclieidniif,'  der  Cour  de  cafssation  vom  23.  Oktober 
1854  anlulirt,  wäliiend  es»  nach  der  ejitgcgengeiicUt«iu  Auiiahme  nicht  recht 
denkbar  wäre,  wie  der  Cassationshof  mit  der  Sache  hätte  befasst  werden 
kSiinen.  Vgl.  auch  GonnijM  et  MAHiKirfi  p.  IM  flfl 

**)  Nach  frenndUcher  Hittheilung  des  fierm  Amtniditen  und  PriTat- 
doeenteo  De.  HaRBinteKR  in  Hflnchen. 

*")  leb  entnehme  dies  einer  amtUehen  DanteUnng  dea  in  Preossen  In 
Uebnng  stehenden  AnsUefemDgaverfahreiis,  welche  8e.  Ezeelleni  der  kOngL 
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da»  Über  einen  im  Zuge  eines  AuslieferungsTerfalirens  entstan- 
denen Streit  über  die  Nationalität  des  Bequirirten  einzig  und 
allem  die  Verwaltungabehöiden  entscheiden,  obne  dass  derselbe 
das  Recht  hätte,  die  Gerichte  nm  die  Anerkennung  seiner  Eigen- 
sdmft  als  Inländer  anzugehen.  In  Ungarn*')  wiederum  ist  die 
Entscheidung  über  diese  Frage  diircli  Erlass  der  Obcrstaats8n- 
\wilt-r]iMft  vom  30.  Nov(  iiilx  1  1H7H  Z.  ()171  ausdriU  klu  Ii  «Im 
(jeiichten  übertragen.  iSehr  verwickelt  gestaltet  sich  liic  i^'rage 
endlich  nach  österreichischem  Bechte.  Zweifellos  gehört  es 
zu  den  Pflichten  der  Rathskammer  und  des  Oberlandesgerichtes, 
deren  Gutachten^  bezw.  Beschlüsse  im  Sinne  des  §  59  8t.-P.-0. 
eingeholt  werden  müssen,  sich  über  die  von  dem  Beschuldigten 
geltend  gemachte  Einrede,  dass  er  Inländer  sei,  zu  äussern. 
Regelmässig  werden  diese  richterlichen  Beliördeii  auch  die  Meinung 
des  Milli^U  1  iiiins  des  Innem  über  den  betretVenden  Fall  einholen. 
Wenn  nun  der  Justizmiuister,  indem  er  sich  an  das  Gutachten, 
be^w.  den  fie^chluss  des  Gerichtes  nicht  für  gebunden  erachtet, 
im  Widerspruch  mit  demselben  die  Auslieferung  des  rec[uinrten 
Individuums  als  die  eines  Ausländers  bewilligt,  so  steht  dem  Be- 
schuldigten zweifellos  das  Recht  zu,  sich  wegen  angeblicher  Ver- 
letzung  eines  staatsgmndgesetztich  gewährleisteten  politischen 
Rechtes  an  das  Reichsgericht  zu  wenden,  da  ja  das  Recht  des 
Staatsbürgers,  als  solcher  Ix  handelt  zu  werden,  welches  Recht  für 
ihn  die  Quelle  so  vieler  anderer  durch  die  Verfassung  garantirter 
politischer  R*'<  hte  ist,  durch  Art.  1  des  Öt.-G.-G.  über  die  all- 
gemeinen Hechte  der  Staatsbürger  anerkannt  ist.  Aber  selbst 
dann,  wenn  die  Entsclieidung  des  Justizministers  den  Gutachten, 
bezw.  Beschlüssen  der  Gerichte  conform  wäre,  könnte  in  Erwä- 
gung, dass  ja  doch  die  Angelegenheit  nicht  im  gerichtlichen,  sondern 
„im  administrativen  Wege  ausgetragen"  worden  war  (Art.  3 
St.-G.  G.  über  die  Einsetzung  eines  Reichsgerichtes)  dem  Be- 
schuhligU  n  das  Recht  nicht  abgesproclien  werden,  eine  richter 
liehe  iiiDt&cheidung  über  seine  ^Nationalität  beim  Heiclisgerichte 
zu  provodren. 

Was  schliesslich  diese  Frage  de  lege  ferenda  betrifft,  so  lässt 

prvuü&iäcliü  Justizminister  Herr  Dk.  Frikobsro  die  Utisonilere  Q  Qtc  hatte,  mir 
ttbi*r  meine  Bitte  zukoimnoii  zu  liissen. 

Nach  gtttiger  Mittheilang  des  Hi^rru  jStaatsanwalt^ubsistaten  Dr.  HjtiL 

in  liucla-IV>tb. 

ArdÜT  fOr  öffentUchoa  K«ckt.  1.  2.  23 
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sich  darüber  streiten,  ob  es,  unter  Voraussetzung  einer  Rechts- 
ordnung, welche  die  Entscheidung  über  die  von  anderen  Staaten 
gestellten  AualiefeningBbegehren  entweder  vollständig  den  Gerichten 
ttberweist,  oder  welche  doch  wenigstens  den  Gerichten  einen  her- 
vorragenden Antheil  an  diesen  Entscheidongen  zntheilt,  die  Sache 
des  mit  der  Untersuchung  des  Anslieferongsbegelirens  beftissten 
Strafgerichtes  sein  solle,  incidenterweise  über  die  Nationaliuit 
des  refjuirirten  Individuums  zu  entscheiden,  oder  ob  vielmelir  dieses 
Erkenntniss  dem  zur  Entscheidung  über  Statusfragen  der  be- 
treifenden Person  uach  allgemeinen  Normen  competenten  Civil- 
gerichte  überlassen  werden  solle,  bis  zu  dessen  Urtheü  über 
diese  Pri^ndicialfrage  daher  der  Ansliefemngsrichter  die  FSUiiiig 
seines  Spruches  vertagen  mfisste. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  auch  sonst  regelmässig  (aller- 
dings mit  nach  den  verschiedenen  Strafproeessgesetzen  verschiedeiien 
Ansii.ihnien)  die  Straffrnnrhte  üborcivih'echtliche  und staatsrechtHcho 
Vorfragen  entscheiden  und  dass  die  Wirksamkeit  dieser  Jm  idenz- 
entsrheiflungen  auf  die  betreffende  Strafsache  beschränkt 
l)leibt  und  wenn  man  femer  erwägt,  welche  Verzögerung  der  Ent- 
scheidung eine  Ueberweisung  der  Vorfrage  an  das  Givilgericht 
zur  Folge  haben  dürfte,  wird  man  wohl  kaum  Anstand  nehmen, 
die  Beurtbeilung  der  Nationalität  dem  mit  der  Ausliefeningssache 
bcfassten  Strafgerichte  zu  überLossen '^}. 

VII. 

T^ebrigens  haben  einige  Staaten  das  den  Nationalen  zu- 
stehende Privilegium  noch  besonders  ausgedehnt.  So  war  dies 
namentlich  nach  dem  niederländischen  FremdengesetÄe  von 
1849  der  Fall,  in  Kraft  dessen  die  Normen  über  Ausweisung 
und  Auslieferung  nicht  bloss  für  die  Iniander,  sondern  auch  für 
die  nach  dem  Oivilgesetzbuche  den  Niederländern  gleichgehaltejien 
Personen  ausser  Anwendung  gestellt  wurden**).   Es  war  dies 

'^'')  Vgl,  auch  die  Protocolle  zum  Entw.  des  ital.  Attsliefemngfsg'csctTos 
p.  LXXIX  f.  und  Vt'iliarullungcn  der  ital.  Commisrion  p.  65  f.  über 
die  Anträge  Pirkantoni  k  und  Xocito's-. 

Vgl.  Harbort)  1.  e.  1».  ili  tr.  DK  JoNOK  1.,  c.  p.  188  ff.  Mit  ROrk- 
sicht  tlarüuf  entlialti-n  d.'mi  auch  die  älteren  Ausliofrruntfsverträge  dor  Nii-der- 
1  Uli  de  don  futspreehende  13estiniinunf?ei> ,  so  dir  Vertrag  mit  Pn'u>son  von 
1850,  uüt  Hessen  ?on  1853,  mit  Bauern  von  1852,  Württemberg  voa 
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mn  BO  unpassender,  als  die  betreffenden  Ausläiuler  hierdurch 
gfinstiger  gestellt  wurden,  als  die  Inlfinder.  Denn  während  die 
letzteren  wenigstens  unter  Umständen  vor  den  niederländischen 
Gerichten  verfdgt  werden  konnten,  waren  die  ersteren,  wenn  es 
sich  um  ein  van  ihnen  im  Ausland  gegen  einen  Ausländer  ver- 
übtes Delict  haiitieltc,  von  j(!cler  Verfolfirun^  eximirt fin  (iegen- 
satze  hiezii  besa^  Art.  22  dt-s  lioUändisclieii  Aus;lieferuii}^sg('sotzos 
vom  G.  April  1875  ausdrücklich,  dass  die  nach  Art.  B  des 
üi?ilgesetzbuches  den  Niederländern  assimilirten  Personen  im 
Sinne  dieses  Gesetzes,  also,  waa  die  Auslieferung,  nicht  auch 
was  die  Ausweisung  betrifft'^),  als  Ausländer  zu  behandeln 
seien.  —  Femer  enthält  auch  eine  Anzahl  der  mit  Dänemark 
und  mit  Russland  abgeschlossenen  Auslieferungsrerträge  Vor- 
behalte ähnlich  denen  der  älteren  niederländischen  Verträge,  so  dio 
Verträge  zwischen  Däncmnrk  und  Russlaii<l  sol])st  vou  1866 
Art.  2^*),  danu  die  Verträge  Dänemarks  mit  Krankreich  von 
1877  Art.  1  al.  2,  mit  Belgien  von  1876  Art.  3  al.  1,  mit  den 
Niederlanden  von  1877'*),  mit  Luxemburg  von  1879  Art.  3 

1852,  Sichsen  ?od  1856,  Bado»  m  1864,  Bnsslaod  von  1869  (sjiiiimt- 

lieh  Art.  1):  Sont  compris  quunt  a  rapplieation  de  ccttc  Convention,  aoiu 
la  denomiiiiitloii  des  ii.itiimanx  (sujcts)  les  etrangen,  qoi  sdon  1««  loiä  da  pnys, 
nni|nc>I  rextradition  cat  demandtk',  8ont  assiinilös  aux  nationaux  (sujet«)  ainsi 
«jne  \es  ('irnn^nn.  qui  sc  sont  etablis  d.ans  le  pays  et  qui  ont  ^tc  Dianas  a 
nne  f.'itMii«'  dn  i  nvv,  dont  \h  nnt  un  fufant  oa  des  cnfnnts  rx's  dan«  1«' pays. 
Itjsovvt'it  \ottr  ::r  dieser  Art  heute  noch  ssu  Kecht  bestehen,  wie  diess  m  Ue- 
trefr  der  Vcrtnigc  mit  den  Staaten  des  Deutschen  Reiches  der  Fall,  ist  auch 
lieoto  noch  die  niederländische  RegierunjSf  tur  Ausliefernnj?  der  fraglichen  In- 
dividuen nicht  vcrpt'lic'litet,  wohl  alwr  steht  lieutc  der  Gewährung  der 
AaaBafBniag  dner  tokheii  Penon  nach  Behehnng  des  gegen  dieselbe  ge- 
riehteton  geMfadiehcn  Verbotet  kein  HhidemiiB  im  Wege. 

^)  TgL  Art  9  Wetb.  t.  Stfafregt  und  Dt  JoMea  p.  190. 

TgL  bierdber  di«  Verha&diongoD  der  2.  Kammer  der  Oenerabtaaten 
Tom  11.  Mars  1875.  Bjblad  t.  d.  NederUmdscfae  Staate-Courant  1874—5,  II. 
II.  1031. 

")  Sont  oompris  dans  la  d^omination  des  snjete,  qaant  a  rapplieation 
de  oe  traite  non  seulement  cenx .  qui  par  Icnr  naissance  ou  d'autrc  tnaniftre, 
nnt  acqnis  la  sujetion ,  sans  etrc  dcpouilles  plus  tard  de  eette  qualite  dana 
fomics  determine^s  par  laloi,  maia  aassi  les  etrangers  ftxis  on  do- 
micilii''^ dans  le  pays. 

Danisrlt-nirdprlnndiscbf^r  Vertrag  Art.  1  a.  E,:  ^L'oldifiratiün  <1  extra- 
ditioTi  jie  s»''ti'ud  \ma  aux  nationaux.  I.e  Dänemark  sc  reservt'  on  ontre  la 
i  a  c  u  1 1  e  de  ne  pa»  lirrer  les  etrangers  lixes  et  doioicilieti  ciaus  le  pays ,  a 
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al  3  und  die  Verträge  Russlaiids  mit  Bayern  von  lb(i9  Art.  2 
und  mit  Hessen  von  1869  Art.  2. 

Eine  eigenthttmliche  Beschränlrong  enthält  das  luxemburg- 
ische Ausliefernngsgesetz  von  1870,  Art.  II  al.  6,  nach  welchem 
in  Betreff  jener  Fremden,  welche  durch  kgl.-grossheROglicfaen  Be- 
scMum  ermächtigt  sind,  ihren  Wahnsitz  im  G^rossherzogthiim  zu 
nehmen,  die  Auslieft  rini^'  erst  nach  Ilücknalaue  jener  Enaiich- 
tigiing  ausgesprochen  werden  kann. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  zwei  auch  staatsrechtlich  enj» 
mit  einander  verbundene  Staaten,  wie  Oesterreich  und  Ungarn 
die  Angehörigen  des  anderen  Staates  einem  diitten  fremden  Staate 
nicht  ausliefern^  sondern  dass  sie  dieselben,  wenn  sie  eines  im 
eigentlichen  Auslande  verübten  Verbrechens  beschuldigt  werden« 
ihrem  Heimatsstaate  Überliefern  (vgl.  Österr.  Justizministerialeriaas 
vom  28.  Jäimer  1877,  Z.  966  bei  Starr,  Rechtshilfe  m  Oester- 
reich, S.  251  f.'*). 

Hingegen  entspricht  es  dem  Oharaktei  <ler  reinen  Pei-sonal- 
uuion,  wie  sie  zwi>ichen  dem  Königreiche  der  l^ieder lande  und 

moins  qae  la  dcmande  d'extradition  ne  conccmc  \m  fait  commis  par  T^iHruiger 
avant  son  arrivee  en  Danemark  et  que  la  deniande  soit  faite  avant  que 
Tetranj^cr  soit  domicilii  dopnis  dem  ans  rcvolus.  Aehiilich  iH»^  V«'Hr:ii,'e  mit 
Bel«'i»'n  nnd  mit  Luxembur<;.  in  Kraft  deren  ebenfalls  nur  Dätientark. 
nicht  aber  auch  der  andere  Cmtrahont  da«  Kecht.  di.^  Auslieferung  Ton  Aos- 
landeni  unter  den  bezcicimcten  N'orausset^nntrt'u  aiLsnahiuaweisc  abfnlehnen, 
sich  vorbehÄlt.  während  nach  dem  frauzüsi  sch-d  änt:icbeu  Vertrage  sich 
beide  Staaten  zur  Wahrung  der  Reciprocitat  die  betreifende  ausnabtu^wei^^c 
Befugnis«  vorbehalton,  Die  drei  letztgenanaten  Verträj^e  weisen  aosdrücklieh 
auf  §  6  des  dftaiscbeD  St.-(T.-B.  ab  auf  die  ratio  dieser  SonderbeBtimmang  hin. 
nach  wetcbem  ein  »her  hjcmme  hmnde  Untersaat*  wegen  eines  im  Analandf 
begangenea  Verbrechens  aaf  besondere  Anordnung  des  Jastitministerinnis 
in  Dänemark  Terfolgt  werden  bann.  Da  nnn  die  Praxis  den  Begriff  des  .her 
hjemme  heerende  Untersaat*  nicht  anf  ^bditi  perpetai  beschtinbi,  sondern 
ihn  anter  andern  insbesondere  auf  Auslander  ausdehnt*  welche  in  den  Dienst 
des  dänischen  Staates  getreten  sind  oder  sich  an  ein  dänisches  Schiff  verheuert 
haben,  (rioos,  den  danske  Strafferet  T.  \).  275  ff.  und  284)  hat  sich  die 
dänische  Rcgieninj?  veranlasst  gesehen,  ohne  übrigens,  wie  mir  scheint,  durch 
§  G  Straffe  Lore  dazu  genothigt  zu  sein,  für  Delicte  solchia*  Indi¥iduen  die 
MügUchkeit  einer  Vfrfol^nng  im  Inlande  vor/nbehniten. 

Vgl.  auch  l>ANTs(  HKH  V.  KoLLKisUKHG ,  der  nionarchi.sche  Bniul.'s.vtiiat 
Üt^tcrroich-Ungarn  und  der  Berliner  Vertmjr .  Wien  li^80.  S.  313  ff.,  der  dies 
abi  eine  Folge  de«  von  ihm  mit  gcwieliti^en  ijriiinlen  vcrthfidigten  österreitb- 
nngarischen  BefchsbQrgerrechtes  auffasst. 
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dem  GroBshenogthum  Luxemburg  besteht)  dass  irder  dieser 
beiden  Staaten  die  Angehörigen  des  anderen  nicht  als  seine  na- 
tionanz  betrachtet  und  deren  Auslieferung  jenem  Staate^  in 
welchem  dieselben  em  Verbrechen  begangen  haben,  nicht  grund- 
sätzlich verweigert.  Uanz  ausdrücklich  heisst  es  daher  im  Vertrage 
Grossbritanniens  mit  TiUxemburg  von  1880  Art.  1,  dass  der  König 
von  Holland  als  (irosslierzog  von  Lnxeniburij;  an  Grossbritannien 
„tous  les  individus'^  ausliefert  Texception  des  smets  du  Graud- 
Dnch^«. 

vm. 

Mit  Rücksicht  auf  die  oben  dargestellten  nach- 

tlieiligen  Folgen  des  Verbotes  der  Anslieforung  von 
Inländern  scheint  es  mir,  trotz  der  numnigfiiclien  zu  dessen 
Rechtfertigiuig  angeführten  Giiinde  n  o t h w  endig,  diese s  Ver- 
bot fallen  zu  lassen.  Keineswegs  aber  möchte  ich 
es  empfehlen,  dass  die  Staaten  sich  sofort  zur  Aub- 
lieferung  der  Inländeri  ebenso  wie  zu  der  der  Frem* 
den  Terpflichten. 

Die  richtige  Lösung  scheint  mir  vielmehr  die  zu  sein,  die  Ent- 
scheidung dem  einzelnen  Falle  vorzubehalten.  Ergibt  dessen  Prüfung, 
da.ss  eine  gerechte Entscheidunij,  über  die  gegen  einen  Inländer  wepien 
eines  im  Auslüiule  von  iinn  angeblich  verübten  Verbrechens  erhobene 
Anklage  nur  im  Auslände  möglich  ist,  dass  das  Beweisverfalnen 
nur  in  jenem  Staate,  in  welchem  der  Ort  der  That  liegt,  gründlich 
durchgeführt  werden  könne  und  dass  eine  Befangenheit  der  aus- 
ländischen Richter  oder  Geschworenen  gegen  unseren  Mitbürger 
nicht  zu  besorgen  sei,  dann  liegt  gar  kein  Grund  vor,  die  Aus- 
Kefennifj  zu  verweigeni;  dann  wäre  im  Gegentheil  die  principielle 
Ablcliiiung  dei^selben  eine  Hindernnu  drr  Hcchtspfieg«'.  Diese 
Lösung  der  Frage  entsprit  lit  anch  vollständii;  jenen  Grundsätzen, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  für  den  Fall  der  Auslieferung  eines 
einem  dritten  Staate  angeUöreudeu  Individuums  schon  heute 
gelten  ^^).   Von  dem  msbesondere  von  den  Lelireni  des  titaats- 

Doch  haben  bicli  auch  noch  iu  neuester  Zeit  eine  Iteibe  hervorragen- 
der  ttecbtslebrer  fttr  die  Ausschliessung  Aoslieferung  eigener  Unterthancn 
Mfgesprochen .  fo  unter  den  Deutschen  namentlich  V.  Bar  .  Gerichtssaal 
XXXIV.  492.  (4KYKH.  Ztschr.  fUr  .lie  f?ebil(U'te  Welt  IU.  110,  BiKDINe, 
ötrafrecbt  1,  ^6  and  BaaNiB,  Ötoiü-ecbt,  ^  lai. 
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rechtes  betonten  Standpunkte  der  natioiuilen  Ehre  und  der  den 
Inländern  gegenüber  bestehenden  Scluitzpflicht  kann  m.  E.  um 
80  weniger  ein  Einwand  gegen  die  Zulässigkeit  der  Auslieferung 
von  Inländern  erhoben  werden,  wenn  man  bedenkt,  dass  Nationen 
von  höchster  Empfindlichkeit  für  die  Ehre  ihres  Staates  und  den 
Scliutz  ihrer  Bürger,  \vie  England,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Frankreich  unter  Napoleon  I.  in  dieser  Rechtsubung  Nichts  für 
ihr  Nationalgefiihl  Verletzendes  gefunden  haben. 

Wenn  man  sich  entscliliessen  würde,  den  8atz  von  der  Un- 
zulässigkeit  der  Auslieferung  von  Inländern  au&ugeben,  so  würde 
dies  auch  auf  die  Fortbfldung  des  ganzen  Bechtsinstitutes  der 
Auslieferung  von  segensreicher  Wirkung  sein.  Wenn  auch  In- 
länder  der  Auslieferung  unterliegen,  so  werden  die  Staaten  in  der 
Aufstellung  der  für  die  Zulassung  der  Auslieferung  trforder- 
hchen  Garantieen  sorgsamer  sein,  als  bisher,  da  diese  Maassregel 
uui'  auf  i^'renide  Anwendung  findet. 

Die  Auslief ei*ung  eines  iuländers  kann  aber  nicht  bloss  zum 
Zwecke  der  Entscheidung  über  eine  gegen  ihn  anhängige  Straf- 
kkge,  sondern  auch  zu  dem  der  Vollstreckung  einer  ihm  bereits 
zuerkannten,  insbesondere  einer  von  ihm  im  Auslände  bereits 
fheilweiae  verbiissten  Strafe  in  Frage  kommen.  Zweifellos  ist  es 
unzulässig,  das  ausländische  Strafurtheil  über  den  Inländer  im  In- 
lande  einfach  zu  vollstrecken.  Aber  auch  ^^egen  die  Dm  ( liiühning 
einer  neuerlichen  üntersiK'lnincr  und  HauptvcM-lmndlung  wegen  des 
im  Auslande  verübten  Deliktes  sprechen  die  oben  angefiihrten 
Bedenken  gegen  die  Vertrauenswürdigkeit  eines  in  einem  anderen 
Staate  als  dem  des  Thatortes  durchgeführten  Processes.  Daher 
dürfte  es  auch  für  diesen  Fall  am  zweckmässigsten  sein,  dem 
Zufludits-  und  Heimatsstaato  je  nach  Beschaffenheit  des  «nzefaien 
Falles  die  Möglichkeit  der  Wahl  zu  gewähren,  seinen  Angehörigen 
entweder  znr  V^^bubsung  seiner  wef^en  eines  an«ländisehen  Dclictes 
ihm  zuerkannten  Strafe  (uishesoHtlere  im  Falle  der  Verhüssung 
eines  blossen  Äestes  derselben)  auszuliefern  oder,  wo  dies  nicht 
zulässig  erscheint,  ilm  nunmehr  wegen  derselben  That  auch  im 
Inlande  in  Untersuchung  zu  ziehen  und  eventuell  (selbstverständlich 
unter  Anrechnung  der  im  Auslande  bereits  verbüssten  Strafe  oder 


ThcRe  XII  der  Münc honer  lieachlü8.se  <l»'s  Institnt  tle  droit  ioter- 
»»tional  und  vgl.  selbst  v.  Bah  iia  Gericbtssaai,  XXXV,  S.  5H9. 
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sonst  ausgestandeuen  Haft,  vergl.  Art.  13,  AI.  3  des  belgischen 
Gesetzes  vom  17.  April  1H7H)  zu  bestrafeu'*"). 

In  einer  grossen  Anzalü  von  Verträgen,  welche  die  Auslie- 
ferung eigener  Unterthanen  des  ersuchten  Staates  ansschliessen, 
findet  sich  im  Zusammenhange  damit  die  folgende  Bestimmung: 
^Jedoch  verpflichten  sich  die  hohen  vertragenden  Theüe,  ihre 
respcctivoii  Angehörigen,  welche  irgend  eines  der  im  Art.  1  aul- 
gefiihrteu  Verbrechen  begangen  haben,  in  Untprsnchun?  ziehen 
und  vor  Gericht  stellen  zu  lassen,  wenn  die  (Tehet/>gel)uug  des 
ersucliten  Landes  wegen  eines  solchen  Verbrechens,  welches  seine 
Angehörigen  ausserhalb  seines  Gebietes  begangen  liabeu,  das 
Btrafver£ähren  zulassf"*).   Complicationen  können  sich  dann  er- 

*••)  Austührlicher  hierauf  einzagehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Es  wüi  Jc 
dicB  eine  genaue  Prflfang  der  Fnge  nach  der  ReditekFftft  andiadischer 
Stwfmriheüe  voiaiieselM&.  Die  mir  beksanten  Geaetzgehungen  dei  ContinentB 
üMcheii  duiduMit  auch  ÜBr  dieeen  Fall  die  Ausliefttimg  nnvÖgUch  und  ordnen 
entweder  eine  nenerlidie  ünterraehnng  nnd  eventuelle  Beatiafnng  im  Inlaade 
an  (Oeaterreieh  %  SS,  Bentschland  §4  Kr.  3;  Tgl.  Nr.  1  und  §  7)  oder 
eie  aehlieiMn  selbst  diese  ans :  so  dass  sie  dem  Iniander,  dem  es  gelnngen  ist, 
aidi  nach  »1er  Vemrtheilung  wegen  eines  im  Auslände  verühtcn  Verbrechens 
m  seine  Ueimath  zu  fluchten.  ?oilBtindige  Straflosigkeit  gewähren  (C.  Instr. 
erim.  fran^.  Art.  5  nach  dem  Amendement  von  1866).  Einen  Fall  dieser  Art 
erzählt  Renault.  Bulletins  IB^n  p.  401  Note  2. 

Vgl.  Vcrtra;^  des  deutsdien  Kelches  mit  Brasilien  von  1877  Art.  2. 
Gruiullos  waren  die  Bedenken  d*'s  Abgeordneten  Hopf,  ob  diese  IJestiuimung 
mit  dtin  facultütiveu  Charakter,  welchen  §  4  des  R,  8t.-0.-B.  der  Vei-foljrung 
vvegeu  eines  im  Auslande  verübten  Verbrechens  /tnveist ,  in  Einklan<(  gebraelit 
werden  könue  (Verhandlungen  des  deutüclieii  licichstiigcs  1878.  11.  SeÄbion 
256).  Hinsichtlich  der  von  Deutschen  in  Brasilien  verübten  Verbredien 
wird  eben  durch  den  Vertrug'  die  sonst  nar  facultatiye  Verfolgung  im  deatechen 
Reich  tn  einer  obligatofiscben.  Dt  der  Vertrag  für  das  deatacbe  Reich  ohne- 
dies mit  Zostimmaiig  sämmtUcher  aar  Abindemng  emes  Rdcfasgesetxes  er- 
forderliohcn  Faetoren  tu  Stande  kommt,  steht  einer  derartigen  AbindemDg  des 
9  4  des  B.  8t.-G.*B.  nichts  im  Wege.  Vgl  anch  Bimdimo.  Strafrecht,  I  404. 
Aehnlidi  aacib  Art.  2  des  sebweizeriscb-russiächen  Vertrages  von 
1873,  des  russisch-bayerischen  und  russisch-hessischen  Ver- 
tagea  toh  1869  und  Art.  3  des  österreichisch-russischen  Ver- 
trages von  1874.  Andere  Vertrag«  wie  z.  B.  der  österreichisch- 
schwedische von  besagen  nur.  dass,  wenn  nach  den  Gesetzen 
jenes  Staates,  dein  der  Besehuldigtf  ani^eliört .  Anlass  vorhanden  sein 
sollte,  ihn  wegen  der  in  Frau'e  st  liriii  ri  1! mdlnnpr  zu  verfolgen,  der 
andere  ^^taat  die  Krliebnus^eii  und  ^;cilnlt^^u<  ke .  dio  zur  Ko^tst^llun^  des 
TlidliKitand^-s  dienenilen  Gf^'cnstünde  und  jede  andere  iür  da^>  Stratvert'ahreu 
erfordeiliche  Aufklärung  oder  Urkumle  uiittheilen  solle.  Wünacheuswcrth  wäre 
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geben,  wenn  Jemand,  nachdem  er  in  dem  Staate  A  ein  Verbrechen 

verübt  hat,  sicli  in  seinen  Heiinatstaat  B  flüchtet  iiiul,  naclidem  dort 
auf  Grund  der  von  dorn  Lande  A  tiberschickten  Akt<  ii  das  Straf- 
verfahren gegen  üui  enigeleitet  worden  ist,  sich  demselben  durch 
seine  Rückkehr  iu  den  Staat  A  entzieht.  Kann  in  einem  solchen 
Falle  die  JElegierang  von  A  die  Rücksendung  der  ilbemiittelten  Be- 
weisdokumente  TerhiDgen,  bezw.  iat  der  Staat  B  veipflichtet,  ein  im 
Auslände  gegen  einen  Beiner  Angehörigen  durcbznfiihrendes  Steaf- 
ver&hren  zu  fördern?  Meines  Erachtens  w8re  es  die  ftoBserste 
Ueberspannung  des  Nationalitätsprincipes,  unter  Voraussetzungen 
dieser  Art  die  Rechtshilfe  verweigei'n  zu  wollen.  Aucli  würde 
sieh  eine  soh  l  ic  Weigeining  mit  dem  Sinne  der  auf  Rechtshilfe  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  meisten  Auslieferungsverträge  wohl  kaum 
veremigen  lassen^").  Nichts  destoweniger  stellt  Arlia  p.  191,  im 
Gegensätze  zu  einer  von  ihm  selbst  angefahrten  Entscheidiing 
des  italienischen  Staatsrathes  im  Fall  Zanblli,  den  Satz  aof : 
ffTosto  chft  0  magistrato  del  paese  d'origme  si  ^  impossessato  dell* 
azione  penale,  ed  ha  spiegato  la  propria  giurisdiztone;  il  momen- 
taneo  fatto  della  luga  del  colpevole,  sia  ancbe  sul  teritorio  ove  com- 
mise  il  reato,  non  senibra  che  possa  s])ogliarlo  della  propria  giuris- 
dizione,  e  potrebbe  anche  chiedeme  la  consegna  per  proseguire 
il  giudizio'^. 

IX. 

Der  Fall,  dass  der  llüchtige  Verbrecher  weder  Ihiterthaii  des 
ihn  reklaiiiiK  iiden  Staates,  noch  üaterthan  der  um  seine  Auslie- 
ferung ersuchten  Macht  ist,  sondern  einer  dritten  Nation  ange- 
hört, wird  bei  dem  geläuterten  Zustande  des  heutigen  Ausheferungs- 

jeJenfalls  der  in  dem  brasilianisch-doutsch  cn  Vertrag  vorkommcmlc 
Zosatz:     In  (lipsom  Falle  werden  alle  Schriftstücke  kostenfrei  auf;{?est«llt." 

'^j  Ausiial  uns  weise  behalten  sich  aller<lings  nach  dem  franzrisisrh- 
bayrischeu  Vertrag  von  1869  Art.  12,  al.  2,  „die  cnntrahirentlca  ^Truht*'  da- 
Kecht  vor,  die  Mittheilang  von  BeweinatOcken  und  den  Vollzug  von  Kequiöitioucii 
abzulehnen,  welche  geeignet  sind,  die  Schuld  eines  eigeueu  Uutertbaneu 
darzuthun."  Ein  eolcher  Vurbebalt  lässt  sich  lu,  E.  selbst  dann  nidit  recht- 
fertigen, wenn  er  noch  an  die  weitere  Voraiusetsang  geknüpft  ist,  da»  e«  «sieh 
um  dum  Yon  der  r«qiiinniid«n  Behörde  noch  nicht  varbafleleii  ünterthnwn 
des  ermchteo  Stastos  handelt*,  wie  dies  in  den  Vertiigen  des  Denis  chen 
Beiebes  mit  JtsHen  Art.  12,  Brasilien  Ari  U,  der  Sehveis  Art.  12 
der  Fall  Ist. 
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rechtes  in  der  Kegel  keine  Sclnvierigkeit  hereitcn.  In  früheren 
Zeiten,  so  lange  wegen  politischer  Delicte  Auslieferungen  gewahrt 
inirden,  waren  Fälle  dieser  Art  allerdings  sehr  häufig  Ursachen 
internationaler  Differenzen^*).  Das  Recht,  AusÜefening  zu  fordern, 
grOndet  sich  mnzig  und  allein  darauf,  dass  das  reqoirirte  Lidivi* 
(luuin  iu  dem  Gebiete  des  reklamirondeu  Staates  ein  Verbrechen 
verübt  hat  und  ebenso  hat  die  Verpflichtung,  diesem  Begelireu 
zu  entbpiechen.  keinen  anderen  Grund,  als  die  völkerrechtlich  au- 
erkannte Pflicht,  Verbrecher  der  verdienten  Strafe  zu  überliefern 
und  sich  im  allgemeinen  und  im  eigenen  Interesse  jeder  BegUn- 
stigang  derselben  zu  enthalten.  Die  Nationalität  des  Verbrechers 
hat  grundsätzlich  mit  der  Frage  der  Auslieferung  nichts  zu  thun. 
Audi  in  dem  regelmässigen  Falle,  dass  deijenige,  der  im  reMa- 
mirenden  Staate  ein  Verbrechen  verübt  hat,  seiner  Nationalität 
nach  eben  diesem  8t;i;it(  an^^i  In  rt.  erfolgt  die  Auslieferung  an 
(hesen  Staat  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  er  dessen  Unterthan  ist, 
sondern  weil  er  auf  dessen  Gebiet  ein  Verbrechen  verübt  hat, 
also  nicht  an  den  judex  originis,  sondern  an  den  judex  loci  de- 
hcti  commissi. 

Nichtsdestoweniger  kann  gerade  der  Umstand,  dass  das  re- 
qnirirte  Individuum  Unterthan  eines  dritten  Staates  ist,  unter 
besonderen  Voranssetzungen  Anlass  zu  Bedenken  gegen  die  Aus- 
lieferung an  den  Staat  des  Thatortes  geben.  Denken  wir  uns, 
der  Angeliürige  des  Staates  A  habe  in  dem  Staate  B  ein  Ver- 
brerhen  verübt  und  sich  in  den  Staat  C  geflüchtet,  und  es  ver- 
langt nun  der  Staat  B  von  0  die  Auslieferung  des  Schuldigen. 
Nun  gebort  aber  der  Staat  B  zu  jenen  Staaten,  deren  Rechts- 


^80  s.  B.  im  Fklle  des  tcbwedlschsB  Grafen  Hordt,  der  politucber 
ÜBtritbe  w«goii  au  adoeiD  Yatwlaade  17$6  nach  PreoveD  flob,  hi  die  AniMe 
FuniBifat  U.  ehittat  uid  too  den  Bnoen  kriegege&ngeii  genommeo  wnide. 
Als  nun  Budand  lich  geneigt  uigte,  ihn  den  Schweden  anmliefeni,  konnte 
FamiBica  II.  diee  nur  dadurch  hindern,  dass  er  drohtet  den  In  prenasiaebe 
Kriegagefangenschaft  gerathenen  rassischen  Gcnerallieotenant  Ft&rsten  Soi*TiXOW 
ebenso  an  behandeln  wie  die  Schwodfu  den  Grafen  Hordt  behandeln  würden. 
(MofiSB,  Vanndi  d.  prallt .  cnrop.  VölkeiTechtea  IX.  B.  Ö.  Tap.  §  4).  Daher 
begreift  es  sich,  dass  die  älteren  Schriftsteller,  so  auch  noch  O.  ¥.  Marte.vn 
§  101  und  KLUrr.  de  deditione  profugoruin  1S*29  p.  62  der  Ausliofornng  der 
Anj^chörigen  <lntt<'r  Xatininii  abgeneigt  sind  und  dieselbe  mihvi  ganz 
vfTweigcrn  wollen  oder  wenigstens  die  AusUeterung  an  den  Heiiuatbsstaat 
vorziehen. 
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pllege  die  Staaten  A  und  C  iiiclit  vertrauen  und  denen  sie  dess- 
halb  ihre  eigenen  Unteillianen  nicht  ausliefern.  Oder  es  besteht 
gerade  eine  heftige  (xereiztheit  zwischen  den  Nationen  A  und  B 
oder  es  würde  etwa  gar  zwischen  ihnen  mit  allem  nationalen  Fa- 
natismus Krieg  geführt.  Wird  nnter  diesen  Umständen  der  Staat 
A  nicht  zum  Schutze  seines  Unterthanen  berechtigt  sein  müssen, 
Einspruch  gegen  dessen  Auslieferung  an  den  Staat  B  zu  erheben? 
Man  denke  sich  nur  ein  in  England  lebender  Deutscher  wäi-e 
1871  der  Verübnng  eines  Verbrechens  in  Frankreich  heschuldigt 
gewesen.  Hätte  Enghuid  zui'  Zeit,  ab  Frankreich  mit  dem  Auf- 
wände aller  nationalen  Begeisterung  gegen  die  deutschen  Occu- 
pationsheere  zu  den  Waffen  griff,  mit  Beruhigung  den  eines  Mordes 
angeklagten  Deutschen  nach  Bordeaux  ausliefern  können?  —  Oder 
man  denke  sich,  die  Türkei  verlange  von  den  Vereinigten  Staaten 
die  'Auslieferung  eines  Deutschen,  der  eines  in  Constantinopel 
verübten  ^[«irdes  bebchukligt  ist.  Wird  nicht  Deutschland  mit 
Recht  sagen:  „Ilu*  Amerikaner,  die  ihr  sonst  Eure  eigenen  l  iiter- 
tlianen  fremden  Mächten  ausliefert,  macht  doch  hinsichtlich  der 
Türkei  eine  Ausnahme.  Also  dürft  ihr,  was  ihr  Euren  Mitbürgern 
nicht  zufügt,  auch  meinem  Unterthanen  nicht  anthun". 

Es  muss  also  die  Möglichkeit  offen  stehen,  unter 
besonderen  Umständen  die  Auslieferung  eines  An- 
gehörigen einer  dritten  Nation  zu  verweigern  oder  die- 
selbe, statt  dem  Staate  des  Thatortes,  dem  Heimats- 
staate zu  gewähren.  Hiezu  bedarf  es  aber  mit  Rücksicht 
auf  jene  Verträge,  welche  zur  Auslieferung  ;iller  wegen  eines 
der  aufgeführten  Delicte  verfolgten  oder  verurtheilten  Personen 
verpflichten  und  höchstens  hinsichtlich  der  Angehörigeu  des  er- 
suchten Staates  eme  Ausnahme  zulassen,  einer  eigenen  Bestim- 
mung. Eine  solche  findet  sich  denn  auch  zwar  in  vielen,  aber 
durchaus  nicht  in  allen  Verträgen.  Und  zwar  lassen  sich  ver- 
scliicilcnc  FoniKMi  dirser  AnMialinic  aufweisen.  Die  älteste  iie- 
siiiU ,  in  Avclcher  die  uns  l)i'M  häftigende  ('ompbcation  ihre 
Lösung  fand,  ist  zugleiuli  die  sclnolistc.  Nach  den  Verträgen 
Frankreichs  mit  Sardinien  von  1838  und  mit  Baden  von  1844 
(der  letztere  ist  noch  in  Kraft)  heisst  es:  ^Si  des  individus 
etrangers  ä  la  Fi'ance  ou  aux  Etats  de  la  Sardaigne  (et  Bade) 
venaient  ä  se  r^fugier  d'un  pays  dans  Fautre,  apr^s  avoir  commis 
un  des  crimes  enumeres  a  rarticle  I,  leur  extradition  sera  accordee, 
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totttes  les  fois  que  le  gouvernement  du  pavR  auquel  ils  appar- 
tiennent  y  aura  donn^  soti  assentimetit"  (Art.  3  des  badisclieii 
Vertrages;  französisch-sardinisclie  Deklaration  vom  89.  No- 
vember 1838  bei  Billot  p.  85).   Hiernach  müsste  also  in  jedem 

Falle  dieser  Art  die  Zustimmung  des  Heimatstaates  ein- 
geholt werden  und  würde  die  aus  was  immer  für  Gründen**') 
erfolgte  Vonveigerung  derselben  die  Aiisliel'eniiig  hiiHlern. 

OtienbcU-  geht  eine  Norm  dieses  Inhaltes  viel  zu  weit.  In 
aller  Regel  wird  der  Heimatsstaat  gar  keine  stichhältigen  Ein> 
Wendungen  gegen  die  AusUefenmg  seines  TInterthanen  erheben 
können  und  es  wird  daher  diese  Vorschrift,  sofern  sie  nicht  im 
Falle  einer  materiell  unbogrfindeten  Verweigerung  der  Zustimmung 
m  einer  gewiss  nicht  wünschenswerthen  Hinderung  der  Rechts- 
ptiege  dient,  mir  zu  einer  für  den  Auszuliefernden  sehr  niisshchen 
Verzögerung  des  Verfahrens  führen.  Neuere  Vertrüge  haben  daher 
ein  dergleichen  unhedingtes  Widerspruchsrecht  des  Heimatsstaates 
nicht  anerkannt.  Auch  in  anderer  Beziehung  ist  ein  Ansuchen 
um  die  Zustinmiung  des  Heimatsstaates  zur  Auslieferung  seines 
Unterthanen  an  einen  dritten  Staat  unzweckmassig.  Es  mag  sein, 
dass  dieser  in  Folge  eines  gegen  die  Auslieferung  oder  auch  nur 
gegen  die  Zulassung  der  Ausliefennig  von  Inländern  gerichtettm 
gesetzlichrn  Verlxites  eine  solche  ausdrückliche  Zustimmung  nicht 
geben  kann,  obwohl  er  im  roncreten  Fall  gegen  diu  Aushefcrung 
seines  Angehörigen  von  8citeu  jenes  diitteu  Staates  an  den 


iSo  ist  denn  auch  gerade  die  Irauzösjisch-sanlinische  Convention  von 
Kuglaud  aufgefasst  woiden.  Ein  Enji^landcr  Namens  Hodoe  wurde  1858  von 
der  fraDzö«i8ehen  Kegierung  der  Theilnahiue  am  Attentat«  Ohsikis  beschuldigt 
und  seine  Auslicferunfi:  von  Sardinien  verlaugt.  Die  sardinische  Regierung 
woidete  sich  au  die  englische  um  ihre  Zustiuimong.  Diese  requiruie  die  von 
^tf  firaniSnscIwii  B^^fenmg  ftbenandten  Akten  von  Sardinien  nnd  crklirte, 
dam  sie  „aprts  nvoir  «xtminl  Ifö  papiers  et  tronYant  qu'ils  ne  soffinuent  point 
ponr  antoriMT  rairestation  l^ale  de  Mr.  HooeB  en  Angleterre*  nicht  im 
Stande  sei,  dem  Ansuchen  der  eardinisclien  Bq;ierang  stattsngeben  nnd  daher 
ilve  Zoetimmnog  snr  Aoeli^Bnuig  Hojnib*8  oadi  Frankreich  ferweigem  mfieee. 
(DnuMOBiT  za  Fonux  §  612.  Vgl.  auch  BmLOT  p.  85  ff.  und  Bkrnabd  II. 
p,  185  ff.).  Uebrigens  schreibt  auch  noch  der  belgisch'Spanieebe  Ver- 
tng  von  1870  und  der  belgisch-schwedische  Vertrag  aus  demselben 
Jahre  die  Benachrichtigung  von  dem  Auslieferungsbcgehren  an  den  Heiinatlis- 
ftaat  vor  und  gestattet  die  Auslieferung  nur,  wenn  dieser  sich  dcrsolben  nicht 
widersetzt  (Art  6,  al.  1  bez.  Art  9), 
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Stnat  des  Thiitortcs  inv  iiiclits  «'inzuwi-iHicii  hat  und  er  daher, 
wenn  er  nur  ^'t  IVagt  würde,  ob  er  gegen  diese  Auslieferung 
keinen  £inspruch  erhelie,  dieselbe  geschehen  Hesse  *^).  £^e 
neueren  Verträge  haben  desshalb,  wenn  sie  äberhanpt  dne 
einschlagende  Norm  enthalten,  dieselbe  darauf  beschrünkt,  dass 
der  um  die  Auslieferung  ersuchte  Staat  berechtigt  (nicht  ver- 
pflichtet)**) sei,  die  Regierung  des  Heimatsstaates  des  Requirirten 
von  deiu  .Vuslieferiin<?sbc'gehren  7ai  benncliriclitieen  und  fiir  deu 
Fall,  dass  diese  Kegieriinp  ebenfalls  die  Auslielerung  desselben 
zum  Zwecke  seiner  Verfolgung  (wegen  eben  dieses  Delictes)  be- 
ansprucht, sich  nach  freiei  Wahl  zu  entscheiden,  welchem  der 
beiden  Staaten  er  die  Auslieferung  gewähren  wolle  (Vgl.  alle 
Vertrage  des  deutschen  Reiches  mit  Ausnahme  dessen  mit  Eng- 
land, die  meisten  österreichischen*')  eme  grosse  Anzahl  der  neu- 


Vgl.  dl«  FfiUe  bei  8t4BK  s.  a.  0.  8.  802  Nr.  4  nnd  8.  828  Nr.  1 
**)  Anden  naeb  dem  italieniichen  GeMtientwnrf  Ton  1885  Art.  6.  «Se 
lo  stranicro  )m\  e  cittadino  dello  Stato  ricliiedeiite ,  il  6o?emo  del  Re  «14 
notizia  della  domanda  di  estradiiionc  al  govenio  dello  Stato  a  cui  lo  stranieru 
abbia  provato  di  appartenere."  So  richtig  die  Beschräokang  di^er  Be- 
stiinmnnj»  auf  jene  Fälle  Ist.  in  weklien  der  Bmhuldigte  erwiescnermaasscn, 
und  nicht  etwa  bloss  luuli  seiner  durch  Nichtü  unterstützten  I? 'hrinptnu^, 
Angehöriger  eines  tlritten  StaiiteM  ist.  öo  unzweckniässig  erscheint  nni  rlbst  lur 
dio^?  Kiille  die  AuIüWHung  einer  Pflicht  zur  Benachrichtigung  deü  Uei* 
luatstaate?«. 

*•)  Eine  beachtenswerthe  Ausnahme  hinsichtlich  der  deutschen  und 
österreichischen  Verträge  macht  der  Beschluss  der  deutschen  Bundesversamm- 
lung vom  26.  Jaouar  1854,  iofeni  man  diesen  Bcseblnss  ab  einen  Irante  noch 
geltenden  AnsliAfemngsvertrag  iwiachen  Oesterreich  (>Ungani?)  mid  dandeai> 
sehen  Reldie  anAwsen  wilL  Nach  Art  1  dieses  BcseUnsses  raOssen  nimlicli 
die  eontrahirenden  Staaten  den  der  Verttbong  eines  Verbrediens  in  dem  nnden 
Staate  hescbvldigten  Amlinder  dem  Staate  des  Thatortes  ansliefem,  ohne 
dass  hinsichtlich  der  Angehörigen  dritter  Staaten  eine  Ausnahme  gemacht 
wäre.  Obwohl  also  Oosterreicb  einen  Deutschen,  der  in  Frankreiefa  ein  Ver- 
brechen verübt  hat.  nicht  an  Frankreich  ausliefeni  niuss.  sondern  deseen 
Auslieferung  auch  an  das  deutsche  Ueich  gewähren  kiiiin  (Art.  tJ  des  Vertrage* 
mit  Frankreich),  könnt.-  (^c.-iterreich  einen  eines  in  Deutschland  begangenen 
Verbrechens  beschuldigten  l-'r^inzfü^en  nielit  an  sein  Vaterland  ausliefern,  son- 
dern muäste  denselben  an  da^  dcut^(  lu- licii  h  Qberliefeni.  Vgl.  auch  den  Fall  bei 
Stakb  8.  287  Änm.  1.  Auel)  hierin  liefet  riiic  jener  vrahlreichen ,  den  citirten 
]{undesbeschlus«  ganz,  diin  h^-'tzcndcu  auumitlen  und  hf-di-nkliehon  Normen .  mit 
Küelv.si.  lit  auf  wehhe  derselbe  lieute  nicht  mehr  alb  zu  iieciit  bc*teheud  er- 
achtet werden  kann. 
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eren  französischen'*),  belgischen,  italienischen  Verträge**), 
Und  in  der  That  genügt  eine  Norm  dieser  Art  vollständig,  um 
den  oben  angedeuteten  Gefahren  und  Bedenken  zu  begegnen. 
Anderseits  aber  ist  eine  Bestimmung  dieses  Inhaltes  auch  noth- 

wendig,  weil  in  Ermangelung  derselben  der  ersuchte  Staat  in 
Fol^o  seiner  vertragsmässig  ühiTiioii  itK  iion  Pflicht  zur  Auslieferung 
wegen  ilov  aufgezählten  Dclicte,  seihst  unter  den  f>l)en  8.  316  «lar- 
gestellten  Voraussetzungen,  keinen  Titel  aufweisen  könnte,  der  ihn 
berechtigen  würde,  die  Auslieferung  des  Beschuldigten  an  den 
Staat  des  Thatortes  zu  verweigem.  Ich  kann  mich  daher  mit  der 
Forderung  Bsknabd's  II,  p.  132  und  189,  keineswegs  einver- 
standen erklären,  dass  der  ersuchte  Staat  auch  in  einem  solchen 
Falle  stets  dem  Staate  des  Thatortes  die  Auslieferung  gewähren 
niüsse,  et  (|u'il  no  peitt  donner  la  [)i'et"erence  jtu  pays  «rorigine 
{|ue  dans  le  eas  exreptionnel  üü  il  auinit  «'te  snisi  de  sa  demnnde 
4  une  date  anterieure  ^'').    Uud  ebenso  scheint  es  mir  ein  bekla- 


S<nid«rlNumr  Weise  liiicl  Bombot  et  Gilbbin  p.  27  der  Aneiolitt  dasB 
Franlmicli,  wenn  es  von  irgend  einem  Staate,  in  wekhem  sich  ein  der  Ver- 
ftbong  eines  Verbieehens  in  einem  dritten  Staate  beschnldigter  nnd  ron  diesem 
tnr  Avslieferaag  verlangter  Franxose  befindet,  ersackt  nird,  mitEntheilen,  eib 
et  etwa  sellMt  die  Auslieferong  dieses  seines  Angehörigen  beanspruche,  nicht 
in  der  Lage  sei,  dies  zu  thun.  Die  genannte  Autoren  berufen  sich  auf 
Art,  5  C.  instr.  er.  i,  tine,  welcher  besagt:  „aucane  poursuite  n'a  lieu  (contre 
nn  Fran^ais,  qni  hors  du  tf'rritoire  s'cst  rcndu  coujiable  d'un  crime  puoi  par 
1a  loi  franrais*»)  avant  le  retour  de  Tinculpe  en  France."  woraus  sio  ffilgom, 
da.ss  die  iraiszoslsche  B^?i>rung  nicht  in  <ler  Laj^c  sei.  vor  der  freiwilligen 
riikkkchr  des  Boschnldigten  deääcn  Verfolgung  cinzuloiten  oder  auch  nur  eine 
vorlauHge  Zusicherung  abzugeben.  doRs  sie  dieselbe  werde  einleiten  lassen. 

In  den  Details  stimmt  jedoch  die  Ke<lactiou  der  einzelnen  Verträge 
hinsichtlich  dieser  Bestiminnng  in  manchen  Beziehungen  nicht  Qberein.  Ihre 
scfairltte  Formnlimng  hat  sie  m»  W.  im  belgisch- dänischen  Vertrage 
von  1876  gefonden;  Art.  8  aL  4:  8i  rindividn  redam^  n'est  sujct  d*ancun 
des  gouTemements  contractants,  le  gonTcmement  anqnel  Teitradition  est  de- 
maad^  ponrra  informer  de  cette  demaade  le  gonvemement  anqnel  appartient 
le  pottrsnivi,  et  si  ce  gonvemement,  sans  ancnn  retard»  r^daroe,  a  soo 
tonr,  le  ptiwatu  ponr  le  faire  jnger  par  ses  tribnnanx  ponr  Taete  incrimin^, 
la  disposition  de  Talinea  prdcMent  aera  applicable*.  Dieses  letztere  aber  lautet : 
^Si  rindividn  r^m^  par  nne  des  parties  contractantes  est  r^lam^  en  mtaie 
tem]«  par  un  autre  on  plusieurs  autrcs  gouvememcnts,  Ic  gonTemement  anqnel 
le<j  denmndes  d'cxtradition  ont  cte  adressees  ponrra.  a  son  choix,  le  livrcr 
&  Tan  ou  Tautre  des  gouvernements  recbmants.'! 

Ganz  absolut,  selbst  ohne  Bücksiebt  auf  die  Priorität  des  Begehreos 
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geuswprther  Feliler  zu  sein,  class  die  Auslieterungsf^esetzc  und 
selbst  eiiie  Reibe  der  neuesten  Auslieleruiigsverträge  z.  B. 
Frankreichs  eme  diessbezügbche  Eestinunung:  überhaupt  gar 
Dicht  enthalten.  Die  Meinung  Billot^s,  p.  89,  Vazelhbs'  p.  76 
und  Weiss'  p.  76,  dass  trotsdem  eine  Nonn  dieser  Art  zu  snb- 
intelligiren  sei,  vermag  ich  nicht  su  theilen. 

Unter  ganz  besonderen  VerblUtnissen,  SimHch  den  oben  S.  316 
angedcTitctcTi.  kann  es  anch  ein  Gebot  der  Humanität  avin,  die 
Auslieierung  cinefs  im  Auslände  biToits  Vcrurtbeilten  an  den- 
jenigen Staat,  von  dessen  (rerichten  er  wegen  des  dort  verübten 
Verbrechens  verurtheiit  worden  ist,  abzulebnen,  und  ihn  viehnehr 
seinem  Heimatsstaate  zu  neuerlichem  Yerffthren  zo  fiber- 
liefem.  Die  vorgeschlagene  Ausnahmsbestimmung  darf  daher  nicht 
auf  den  Fall  der  Auslieferung  Angeklagter  beschrSnkt  sein. 


eincü  audern  Staates  bfütiiiiint  der  französiscli-liay l  ischt*  Vortrag  ?od 
1809  Art  H.  al.  3;  „Dans  le  cas  reclaniation  »Iii  meiiw  iiulividti  d.-  la  part 
de  ilcux  Ktat«  pour  la  iin  in«'  iulrudioii,  roxtr.nlitioii  sera  aieurtlee  ü  ct^lui 
sur  le  territülre  duc|uel  riiifractiuu  aura  ete  comiuise.*' 
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Die 


Verantwortlichkeit  der  Beamten 

fiir  die 

Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen 

nach  dem  ßeckte  des  deutedieii  Eeiclies 
and  der  grosseren  Gliedstaaten  desselben. 

Von 

Dr.  jur.  Fritz  Werner  Frei  nu, 

Refrrondar  za  StTMü^nrj;  1.  E. 

[Fortsetzung  uud  Scbluss  zu  Seite  108  S.  den  1.  Heltes.] 

§  2.    Die  zivil-  und  strafrechtliche  Schuldl'rage. 

Wie  wirkt  der  eben  entwickelte  BegriiT  der  „ÖesetjsniSssig- 

keit  der  auttlicheii  Handlunj^on"  auf  die  subjektiven  l'rageu  tler 
zivilrechtlichen  Kntsciiädiguugspflicht  und  der  strafrechthchen 
Aimdiiiig  y 

Auch  liier  interessiren  uns  nur  di^enigen  Amtshandliuigen, 
welche  auf  höheren  Befehl  vorgenommen  werden;  üir  die  übrigen 
sind,  wie  schon  oben  bemerkt,  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Zivil-  und  Stra&echts  maassgebend. 

Die  allgemeinen  subjectiven  Voraussetzungen  der  Tivil-  und 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  werden  filr  die  VeiautwcMt- 
liclikcit  des  auf  höheren  Befehl  handelnden  Beamten  durch  das 
hereinragende  staatsreciitliche  Element  seiner  Stellung  im  Amts- 
organismus modifiadrt.  Die  Beobachtung  seiner  Unterordnung, 
d.  h.  die  £rfUllung  seiner  gesetzlichen  Prüfnngspflicht  gegenüber 
dem  erhaltenen  Befehl  eximirt  die  Amtshandlung  des  Beamten 
von  der  Herrschaft  des  allgemeinen  Hechtes.  Eine  staatsrecht- 
liche Verschuldung  ist  also  die  Voraussetzung  für  die  An- 
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Wendung  der  nllgemcinoii  (TruiKlsiitzo  über  zivil-  und  strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit  auf  die  Anitsliandkmg  des  Beamten.  Die 
staatsrechtliche  Verschuldung  stellt  die  auf  höheren  Befehl  voll- 
zogene Amtshandlung  auf  eine  Linie  mit  der  aus  eigener  Initiative 
des  Beamten  ausgeführten  Amtshandlung. 

Die  Rücksicht  auf  die  Zentralisation  der  Verwaltung  und 
auf  die  dadurch  bedinp^tu  (jebundenheit  des  Willens  des  von  der 
höheren  Stelle  angewiesenen  Beamten  l)ewirkt  eine  Beschränkung 
seiner  Prüfungsptiicht  und  folgeweise  eine  entsprechende  Be- 
schränkung der  Verantwortlichkeit :  innerhalb  dieser  Schranken 
aber  ist  sein  Wille  frei;  er  hat  seihständig  zu  prüfen,  ob  der 
Befehl  ordnungsgemäss  erlassen  worden  ist,  ob  er  von  der  kom- 
petenten Behörde  ausgeht  u*  s.  f. ;  er  muss  demnach  fiir  den  Aus- 
fsll  seiner  freien  Entschliessung  voll  verantwortlich  sein.  Tnvolvirt 
seine  Amtshandlung  eine  Verletzung  seiner  PriU'ungspHicbt ,  so 
kann  ilui  die  Jlüc-ksicht  auf  die  Zentralisation  der  Verwaltungs- 
tbätigkeit  vor  der  Anwendung  des  allgemeinen  Verantwortungs- 
recbtes  nicht  schützen.  Die  Rücksicht  auf  die  Zentrali- 
sation der  Verwaltungsthäti gk eit  deckt  den  einen 
Befehl  des  Vorgesetzten  ausführenden  Beamten  be- 
züglich der  zivil-  und  strafrechtlichen  Verschuldung 
nur  solange,  als  er  nicht  durch  j  ene  Ausführung  seine 
staatsrechtliche  Verpflichtung  verletzt. 

Zur  Begründung  der  zivilreclitlirben  T)e1ilvt  kinijo  pegen  einen 
Beamten,  welcher  in  seiner  Amtshanciiung  enien  höheren  Befehl 
vollzogen  bat,  bedarf  es  sonach  eines  doppelten  subjektiven  Klag- 
fnndamentes,  einer  Staats-  und  einer  zivilrechtlicheu  Verschuldung. 
Das  Analoge  gilt  von  der  kriminellen  Anklage. 

Wir  haben  im  vorigen  Paragraphen  gesehen,  dass  der  Begriff 
der  Rcditmftssigkeit  der  Amtshandlung  keineswegs  durch  die  ma- 
terielle Gesetzmässigkeit  derselben  bedingt  ist.  —  immer  voraus- 
gesetzt, dass  dieselbe  auf  Grund  eines  amtHchen  Befehls  vnll- 
zrjgcn  worden  ist.  Der  Begiiff  der  Gesetzmässigkeit  der  Anits- 
haudlung  ist  ein  relativer.  Eine  materiell  ungesetzliche  Amts- 
handlung, welche  der  Vorgesetzte .  befjdd,  kann  gleicliwohl,  wie 
wir  sahen,  in  der  Person  des  vollziehenden  Beamten  gesetzmässig 
sein,  wenn  nftmlich  das  Moment,  welches  dieselbe  zur  un- 
gesetzlichen macht,  der  Kritik  des  Letzteren  nicht  unterlag  und 
derselbe  seüier  gesetzlichen  Prüfungspflicht  in  allen  Stücken  nach- 
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gekommen  ist.  Wenn  der  Gericktsvolkieher  aus  einem  mit  der 
VoUstreckungsklausel  versehenen  Urtheil  pfändet,  die  Yollstrek- 
kungsklansel  aber  vom  Gerichtsschreiber,  bevor  das  Urtheil  die 
Rechtskraft  beschritten  hatte,  also  ungesetzlich  ertheilt  war,  so 

ist  die  Ptanflung  hinsichtlich  des  Gericlitsvollziehers  eine  gesetz- 
mässige,  liinsichtlich  des  Gericlitssclneibers  eine  ungesetzliclie 
Amtshandlung'-'*).  Erwächst  luerdurch  dem  Exequenden  ein 
Schade,  so  ist  dci-selbe  zwar  munittc^lliar  durch  die  materiell 
ungesetzliche  Amtshandlung  des  GericlitsvoUziehers  eriblgt,  fällt 
aber  nicht  diesem,  sondern  dem  Gerichtsschreiber  zur  Last,  da 
in  dem  Letzteren  das  subjektive  Postulat  der  Schuld  eifullt  ist, 
mid  der  Gerichtsvollzieher  nur  als  Werkzeug  in  seiner  Hand  be- 
trachtet werden  nmss  ^•*). 

So  \(  rtlu'ilon  sich  in  Fällen  der  hier  bcsproclioiieii  Art  die 
objfktiveu  und  die  subjektisen  Krloideriiisse  der  Ent.schii(ii^iings- 
pfliclit  oft  aut"  verschiedene  Personen:  die  Verantwortung  aber 
triHt  demjenigen,  in  welchem  sich  das  yivilrecbtlicht'  und,  wenn  er 
auf  höheren  Befelil  handelte,  das  sütatsrechÜiche  Erfordemiss  der 
Schuld  erfüllt. 

Nach  diesen  Ausführungen  ist  denn  gegenüber  den  Zivilrecht- 
rechtlichen  l)eliktskl:ii;i  ii  der  dentsclien  Jjandesreclite,  welchen 
wir  inis  nnch  einer  kurzen  Eröi-terung  über  nclitcrlic  he  licamte 
zuwenden  wiilien'^"),  hhisichtiicli  der  Auitsbantiiuiigen  die  Piiühiv- 
legitiniation  durch  folgende  (Uei  iSüiav  bestimmt: 

Der  IXdiktsklage  haltet,  wenn  ihm  der  jeweils  ert'orderiiche 
Grad  von  tichuld  zur  Last  fallt, 

1.  der  aus  eigener  Initiative  handelnde  Beamte; 


**)  Aeliiilichc  praktische  Fülle  in  iler  Uecbtsiir.  des  Il.-G.  III  S.  342. 
IV,  S.  418, 

*^)  Nor  SD  dieieni  Sinne  darf  man  das  d^kratirende  im  Gegensats  m  dem 
eickatircnden  Beamtcntham  ab  das  Terantwoitliche  beseicbncn:  So  Gnkist, 
der  Reeht«ataat  S.  122,123. 

**)  Die  Grondafitio  der  kriminellen  Bcamtonvonuitwortlichlteit,  welche, 
abgeaeben  von  der  bis  hierher  erörterten  staatweehtlichen  Seite  dendben, 
darcli  das  B.-Str.-G.-B.  einheitlich  f&r  das  deutsche  Reich  feetf^esteUt  sind, 
können  hier  um  80  eher  nnerortert  bleiben,  als  sir  liiivifi^  zum  < '»egenstand 
orscliüpfender  Darstellungen  ^^'cinacht  woiden  sind.  Ks  genügt  hier  eine  Vcr- 
wmaonR  auf  die  Darstellungen  der  LvhrbUcber  dcM  deutschen  Straf  recht«,  ausser' 
dem  aber  auf  Labakd  I  S.  4:»:>  tt'. 

Arehif  Ar  4ff«oilichoi<  Itochl  1.  i,  24 
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2)  der  auf  höheren  Befehl  handehide  Beamte,  welcher  seiner 
Prüiuiigspflicht  nicht  nachgekommen  ist*^; 

8)  der  Vorgeeetste^  dessen  Befehl  Ton  dem  Unteiiteamten 
unter  Beobacbtnng  aemer  Prüfungspflicht  ToOzogen  worden  ist**). 

§  3.   Einschr&nknng  der  entwickelten  Rechtssfttze  in 
Beziehung  auf  richterliche  Beamte. 

Die  Deduktionen  der  vorhergehenden  Paragraphen  hatten 
ihre  wesentliche  Voraussetzung  in  dem  Charakter  der  Amtahie- 
rarchie  innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungsressorts«  Diese  Vor- 
aussetzung hatte  ihren  Ausdruck  gefunden  in  der  Formulirung 
der  Frage,  in  wieweit  der  Beamte  der  Anweisung  des  Vorge- 
setzten  Folge  zu  geben  habe 

Der  richterliche  Beamte  vereinig];!  zwei  Eipfenscbaften  in  siel»: 
einmal  ist  er  Ver^altungsbearater,  insotern  ihm  Geschäfte  der 
sogen.  Justizverwaltung  obliegen,  und  weiterhin  ist  er  dies  nicht, 
insofern  seine  rein  richterliclien  Funktionen  in  Betracht  kommen*^). 
Nur  in  ersterer  Eigenschaft  hat  er  „Vorgesetzte**  und  unterföUt 
den  oben  entwickelten  Grundsätzen;  in  letzterer,  der  eigentlich 
richterlichen  Eigenschaft  ist  er  ^keiner  anderen  Autorität  als  der 
des  Gesetzes"  unterworfen  '  '^). 

**}  Hier  ist  auch  der  h$h«re  Beamte  als  Urheber  des  angeaetiUclien 

Befehl.«  nntvorbsftet. 

**)  Was  »pezii'll  die  zivilrochtliclie  Verantwortlichkeit  des  Keichs» 
licamtf'Ti  anbelangt,  so  darf  für  dieselbe  dem  §  R.-B.«G.  m.  K.  nicht  inohr 
entnommen  werden  als  die  bi?»  hierher  erörterton,  d.  h.  Staatsrecht  lieben 
OJrundsätze  Für  alle  anderen  Fragen  dieses  Gebietes  kommen  die  im  nächsten 
Kapitel  zu  belmndelnden  Sätze  der  einzelnen  rartikulancchte  —  und  xwar 
die  statuta  loci  d»  icti  coinmisHi  (Laband,  I  8,  44'2  A.  1 J  —  zur  Anwen«1nnj?. 
Zu  dieflcn  letzteren  Fragen  gehört  aber  auch  die  der  Unentschuldbarkeit  Oibf 
Enteehnldbarkeit  dee  Irrthnms  &ber  die  Goeetimfagigkeit  der  Amtahandlung, 
wclehe  ein  Theil  der  rein  sivilreebtliehen  Sebnldfrage  iat  Labavd  will  jedoch 
die  UiMntMbvldbarkeit  einee  eolehea  Iirthoon  für  den  Reiehabesinten  dem 
WorUant  der  M  18  and  154  R.-B.-G.  entaebmen  (I  8.  44U).  In  Resultat 
treffen  wohl  beide  Ansichten  icsammen,  da  der  RechtBirrfhnm  Ar  die  Bogel 
wenigstem  im  gemeinen,  franiüeiscben  nnd  pretusischen  Becht,  onenteehnldigt  ist 

**)  ScauidEB,  preoss.  Staatsrecht  I  S.  327.  v.  GsaBiaa.  a.  0.  S.  118—119 
T.  Kohl  a.  a.  0.  II  §  102  8.  lOS/104.  Entscheid,  desprenea.  Ob.-Trih.  III 
B.  257  n.  30. 

^»*')  Art.  86  der  preoBS.  rev.  Verf.-Urk.  v.  Jan.  is:,0.  §  1  G  -V..G.: 
„Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  unabhängige,  aut  deio  Gesetze  aiiter- 
wodieDe  Gerichte  ausgeübt/ 
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lu  Gremässheit  dieser  seiner  freien  Stellung  hat  der  Richter 
gnmdsätzlicli  Anträge  andt'rer  Uerichte,  sowie  insbesondere  An- 
träge der  Staatsanwaltschaft  nicht  blos  nach  der  formellen,  boq- 
dem  auch  der  materiellen  Seite  hin  za  prüfen. 

FraktiBch  wird  dieser  Ghrmidsatz  namwtlich  im  Gebiete  des 
StrafproasesBrechts  wichtig,  und  zwar  im  Yerhältniss  der  Staats- 
anwaltschaft zu  dem  Bichter  des  vorbereitenden  Verfahrens  und 
zum  Untersuchungsrichter. 

Su  liestiromt  §  160  R.-Str.-Pr.-O.: 

„Erachtet  die  Staatsanwaltscliafl  die  Vornahme  emor  richter- 
lichen Untersuclmngshandluug  für  erforderlich,  so  stellt  sie  ilire 
Anträge  bei  dem  Amtsrichter  des  Bezirks,  in  welchem  diese 
Handlung  vorzonehmen  ist. 

Der  Amtsrichter  hat  zu  prfifen,  ob  die  beantragte 
Handlung  nach  den  Umständen  des  Falles  gesetzlich 
zulässig  ist." 

Eine  sehr  wichtige  Anwendung  findet  diese  Vorschrift  weiter- 
iun  dann,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  bei  dem,  mit  dem  vt)rhe- 
reitenden  Verfahren  beiassten  Amtsrichter  einen  Antrag  auf 
eidliche  Vernehmung  eines  Zeugen  stellt.  Da  eine  solche  in 
diesem  Stadium  des  Yerfiihrens  nur  unter  dw  Voraussetzung  ge- 
setzlich zulassig  ist,  dass  f^Gefahr  im  Verzuge  obwaltet*^  oder  dass 
^die  Beeidigung  als  Mittel  zur  Herbeiführung  einer  wahrheits- 
gemäßsten Aussage  über  eine  Thatsachc,  von  der  die  Erhebuni^ 
der  «»ileiitlichen  Klage  abhängig  ist,  erforderlich  ei*scheint",  sa 
hat  der  Amtsrichter  gemäss  §  160  cit.  das  Vorhandensein  dieser 
Voraussetzungen  selbständig  zu  prüfen  und  tUe  Ausführung  oder 
Ablehnung  der  beantragten  Untersuchungshandlung  von  seinem 
Ermessen  abhängig  zu  machen'®'). 

Hieraus  folgt  auch,  dass  der  Begriff  der  „gesetzlicfaen  Zu- 
lassigkeit''  der  beantragten  Handlung,  welche  der  FHUung  des 
Amtsrichters  unterstellt  ist,  nicht  Uos  abstrakt^  sondern  konkret 
zu  verstehen  ist. 

Das  Analoge  gilt  von   dem  Antrag  der  Staatsan\N altscliaft 

bei  dem  Amtsrichter,  vor  Eihebung  der  öfi'enthcheu  Klage  einen 

Haftbefehl  zu  erlassen 

»•»)  §  ü.»  al.  .'^  Str.-Pr.-O.  LoEWE,  die  Str.-Pr.-O.  für  dm  4eiitMlie  Bddi 
(Kunun.)  ZQ  §  66  n.  4. 

8  128  iL  1  Str.-Pr.-O. 
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EHne  Ausnahme  von  dem  (Trundsatze.  dass  cfer  Richter  den, 
Anträgen  anderer  Behörden  gegeiiülx  r  iti  eine  selbständige^  um- 
fassende Prüfung  der  gesetzliclien  Zulässigkeit  einer  beantragten 
Handlung  einzutreten  habe,  ist  im  Keichs-BechtshilfegesetE  xom 
21.  Juni  1869  gemacht,  dessen  §  1  al.  2  verfügt: 

^Das  ersuchte  Gericht  darf  die  Hechtshilfe  selbst  dann  nicht 
verweigern,  wenn  es  die  Zuständigkeit  des  ersuchenden  Gericlits 
nicht  für  begründet  hält''. 

üiid  wt'iterliin  hestimnit  §  12  nl.  2  dessciixMi  (TcsttyA's  l)e- 
zügüch  der  Vollsti\M>kuug  gerichtlicher  Erkeuntnihse  in  einem 
anderen  Bundesstmite : 

„Die  Vollstreckungsklansel  wird  ohne  Prüfimg  der  Gesetz- 
massigkeit der  Entscheidung  oder  Vcrfilgung  (und  ohne  Anhörung 
dor  Parteien)  ertheilf*. 

Jedoch  findet  nach  §  37  a.  a.  O.  die  Rechtshilfe  nicht  stntt. 
^weim  die  Voiiiahuu»  der  ])emitr;iut(Mi  H;ui(lliiiig  nicht  v.u  «1cm 
(xeschältskreise  des  ei^suchtcn  (jciiciits  fj;<*hrtit,  oder  wenn  vino 
Handhmg  des  Genchts,  einer  Partei,  oder  eines  Dritten  heAiitragt 
wird,  deren  Vornalnne  nach  dem  für  dieses  Gericht  geltenden 
Kochte  verl)oten  iHt". 

Und  ahnUch  bestimmt  §  159  des  B.-G.-Y.-G.  Ober  die 
Rechtshilfe : 

„Das  Ersuchen  darf  nicht  abgelehnt  werden.   Das  Ei-snchen 

eines  im  liistjnizt'ii/u.u:('  vorgesetzten  (iericlits  ist  jedoch  ;ih/.ii!(^linon, 
ucnn  dem  ersiiclitcii  Crericlite  (hc  öi  thclic  ZtisliiiKH^kcii  mangelt, 
oder  die  voiy.unehmende  Handlung  muh  dem  Hechte  de»  ersuchten 
(j^ciichtes  verboten  ist". 

Diese  ausnahmsweise  Einschränkung  der  nchtorUchen  Prii' 
fungspihcht  im  Gebiete  der  Reclitsliilfe  war  durch  den  >Sweck 
geboten,  die  Elnergie  des  Rechtsschutzes  innerhalb  dos  deutBchen 
Reiches  möglichst  wenig  zu  behindern. 

Für  die  Regel  nmss  jedoch  der  Uichler  für  hereclitigt  und 
verpllu'lit(>t  eiaeljtet  werdeji,  nn  ilni  gestellte  Ant!*:i?e  anderer 
Hehr>rileii  nicht  nur  auf  ihre  iormellc,  sondern  aucii  materielle 
Uesetzmässigkeit  zu  prüfen. 

Daher  sind  die  Rechtssätze  über  die  Verantwortlichkeit  des 
Richters  für  die  Gesetismässigkeit  seiner  Amtshandlungen  gnmd- 
sätzlich  unabhängig  von  der  Frago^  ob  er  ans  eigener  Tuitijitive 
oder  auf  Antrag  irgi^nd  welcher  Behörden  thätig  geworden  ist» 
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Der  Begriff  der  ^Gesetzmässigkeit  der  Amtshandlung"  ist  beim 
Kichter  g;rtindsätadich  konform  mit  dem  Bogriffe  der  Gesetzmäs- 
sigkeit einer  Handhung  im  allgemeinen  Bechte* 


Zweites  KAPixEii.  . 

Die  &Qolit88ätse  ubor  die  sivilrecJitUolie  YerantwortliolLkeit  der 
Beamtoa  in  den  wlohtigsten  deutsohen  LandesreobteiL 

§  1.   Allgemeine  Uebersicht. 

Das  privdtrechtliclie  Delikt  beruht  im  Allcremeinen  auf  einer 
Verletzung  der  negativen  Pflicht  de*?  Eiiizphu'n,  in  die  Privat- 
rechtssphäre  des  Anderen  nicht  storontl  einzugreitnn 

Wie  verhält  sich  dieser  Satz  zu  der  Venuögensverletzung 
durch  die  Amtshandlung  eines  Beamten? 

In  der  Stellung  des  öffentlichen  Beamten  sind  zwei  Rechts- 
Terlialtnisse  genau  von  einander  su  unterscheiden,  ein  inneres  und 
ein  äusseres.  Das  innere  wird  bestimmt  durch  den  öffentlich- 
rechtlichen  Anstellungsvertrag  mit  dem  Staate.  Vermittelst  dieses 
Vertrages  k;inn  dein  iicanUeu,  wie  dies  iiisl»e.sündere  für  den 
Kiehter  /utritit  ,  die  Sorije  inii  frenide  Privat  rechte  und  djuiiit 
die  positive  Ptlicht  zum  Eingriti'  in  eine  fremde  liechtssphäre 
übertragen  werden.  Hier  darf  der  Einzelne  verlangen,  nicht  nur 
dass  der  Beamte  wie  jeder  Dritte  sich  gesetzwidriger  Eingriffe 
in  seine  Rechte  enthalte^  sondera  auch  dass  er,  soweit  es  die 
Walimehmung  seiner,  des  Dritten  Rechte  angeht,  seinen  posi- 
tiven Verpflichtungen  aus  dem  Anstellimgsvertn^  nachkonmie  *). 

*)  SOHLATKB«  Die  Lehre  von  der  tivilreehtKdMD  Haftbarkeit  der  Behftr- 
den;  Ztschr.  f.  Zi?ilr.  a.  Prex.  d.  F.  Xltl  8.  laO  iF.  Vgl.  aach  vom  Vanoibow, 
Pandekten  III  8.  582,  Puohta,  Pandekten  §  388  8.  566,  WisosoBsm,  Pan* 
dekten  (5.  Aufl.)  II  8.  7U  Z.  2  and  A.  0.  Sobv,  Institationen  8.  240 
AnderenmtB  PEBincB.  iSachbeschädi^rirag  S.  76  und  16  (  ft,  nnd  besOgUcb  des 
denfefchen  Rechts  SACnssirsnBOBti  II  88  nnd  Stobbr,  «leatsches  Privatr.clit 
III  S.  375.  T)KRNBURG,  prensB.  Privatrecht  (2.  .\nfl.)  II  §  294  A.  U  8.  829 
und  preus:«.  A.  h.-ll.  ^0,  !.  (\. 

So  fuhrt  Art.  5  »5  n.  I  des  coUo  de  proc.  civ.  als  Aiilass  der  IJc^xrcss- 
klage  gegen  den  Ilicliter  den  Fall  auf:  „s'il  y  ;i  deni  de  j^8t1^••.•^  Justiz- 
verweigemn«:,''  i>t  die  sclnverstf  V«'r!etzaHg  jener  positiven  Vertragapflicht  des 
Bicbters.  Vgl.  auch  §  11,  I,  6  preuss.  i.  L.-B. 
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Was  nun  dieses  äussere  Rechtsverhältnis^  in  der  Stellung 
des  Beamten  anbelangt,  so  tritt  er  im  konkreten  Falle  nicht  etwa 
in  ein  yertrag8verhältllls^,  mit  demjenigen,  dessen  Bechtsverhält- 
nisse  durch  seine  Amtshandlung  berührt  werden*).  Vielmehr 
steht  er  ihm  gegenüber  wie  jeder  andere  Dritte,  nur  dass  ihn 
die  Yerletzimg  einer  poutiven  Pflicht  zum  Nachtheü  des  Anderen 
haftbar  macht,  —  d*  h.  die  Grundsätse  der  Deliktsklage  werden, 
entgegen  ihrem  allgemeinen  Grundgedanken,  auch  auf  die  Ver- 
letzung der  positiven  Pflicht  ziu-  Vornahme,  und  zwar  zur  ge- 
setzmässigcn  Vornahme  einer  Amtshnndluni;  angeweiidi  t , 

Wir  werden  nun  bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Üechts- 
Systeme  zu  untersuchen  hahen,  oh  und  beziehentlich  inwieweit  das 
änssere  RechtSYerh&ltniss,  d.  h.  die  Haftbarkeit  des  Beamten  ge- 
genüber der  Deliktsklage  des  Beschädigten  durch  das  innere 
Rechtaverhiltniss,  d.  h.  seinen  staatsrechtlichen  Vertrag,  berührt 
wird.  Mit  anderen  Worten:  wir  werden  zu  untersuchen  haben, 
ob  und  beziehentlich  inwieweit  das  Moment  des  öffentlichen  Amtes 
die  Verantwortlichkeit  seines  Ti-äcrers  im  Vergleiche  zu  dexjenigen 
eines  Privaten  gegenüber  der  Deiiktsklage  modifizirt. 

Im  Gebiete  der  zivilrechtüchen  Verantwortlichkeit  des  Be- 
amten findet  in  last  allen  Bechtssystemen  die  Stellung  des  Bich- 
ters  eine  besondere  Berücksichtigung.  Die  allgemeinen  Grund* 
Sätze  Über  die  Deliktsklage,  beziehungsweise  über  die  Delikts- 
klage gegenüber  der  Amtshandlung  des  Beamten  —  vgl.  das  im 
voraufgehendeu  Alinea  Bemerkte  —  erheischen  beim  Richter  eine 
gewisse  Spezi alisirung  oder  auch  Modilizirung. 

Wir  werden  uns  daher  eingehender  mit  der  Dehktsklage 
gegen  den  Richter  in  den  verschiedenen  deutschen  Landesrechte, 
insbesondere  im  sogenannten  gemeinen  Bechte  zu  be8chäft^{en 
haben. 

§  S.  Das  sogenannte  gemeine  Recht. 

a«  KtehtrlehtfirlMie  lleante« 

Das  römische  Recht  unters<'heidet  genau  zwischen  jenen 
beiden  Rechtsverhältnissen,  welche  wir  im  Vorhergehenden  das 

»)  fr.  5  §  4  D.  de  Ü.  et  A.  44,7;  fr.  ult  D.  de  extr.  cogu.  50  13;  pr.  J. 
de  obligat.  qü<ic  quasi  ez  del.  4,5 :  ,si  jadci  litein  üuam  fecerit,  non  proprie 
ex  malefido  obUgatos  vkletur,  sed  quia  .  .  .  ueque  ez  coatrsets  obü* 
gattti  est". .   Womsonm  a.  a.  0.  Ii  g  470  S.  772  A.  1. 
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innere  nnd  clas  äussere  naainteiL  Das  erstere,  d.  h.  das  staats- 
ri'flulKho.  findet  im  Tit.  Dig.  50,8  ^de  administnitione  iTruni 
ad  civitates  pertiiicntium^  seine  Beiiandluag  uad  wird,  insbeson- 
dere bezüglich  der  Haftung  des  Beamten,  von  wesentlich  anderen 
Bechtagnmdsfitzen  geleitet^  als  das  letztere  ^  d.  h.  das  Zivilrecht- 
liehe  BechtsverhältnisSy  welchem  die  folgenden  Betracfatungen  ge* 
vidmet  8e«ii  werden. 

Das  römische  Recht  liat  die  zivjlrecht'^che  Verantwortlich- 
keit des  Beamten  im  Allgemeinen  einfach  dergestalt  geregelt, 
dass  es  auf  die  Delikthkiage  gegen  Amts1mndlii!if?PTi  fl'o  (Truud- 
sätze  der  Deliktsklage  gegen  Privat haiu^'r  igen  anwendete.  Das 
öffentliche  Amt  bewirkte  hier  hinsichtlich  der  Strenge  der  ssivil- 
rechüichen  Haftbarkeit  grundsätzlich  keine  Modifikation^). 

Was  zonachst  die  Sachbeschädigung  angeht,  so  haftet  daher 
der  Beamte  wie  jeder  Private  nach  den  Grundsätzen  der  actio 
legis  Aquiliae^).  Es  ist  uns  bezüglich  dieses  Punktes  in  fr.  12 
und  13  (Mommsen:  fr.  13  nnd  14)  D.  de  peric.  et  comiu.  rei 
vend.  18,*)  ein  i)eispiel  berichtet: 

^Ticctos  cmptüs  aedilis^  cum  in  via  publica  positi  essent, 
ooncidit:  si  traditi  essent  emptorl  aut  per  eum  stetisset  quo 
minus  traderentur,  emptoris  periculum  esse  placet  eumque  cum 
aedilii  si  id  non  jure  fecisset,  habituri^m  actionem  legis  Aqui- 
liae:  aut  oerte  cum  venditore  ex  empto  agendum  esse,  ut  is 
actiones  snas^  quas  cum  aedile  habuisset,  ei  praestaret." 
Wegen  anderweitiger  Vermögensbeschädigung  wird  im  rci- 
oii^ehen   Beeilte  bekanntlich  nur  für  dolus  creliaftet.    Dalier  ist 
auch  der  Beamte  wegen  blosser  V^ermögensbeschäd^gung  nur  für 
dolus  verhaftet*). 

Dieser  Satz  ist  jedoch  in  Praxis  und  Theorie  unter  Hinweis 
anf  hr.  6  (MoManEU  fr.  8)  D.  de  admin.  rer.  ad  dv.  pert.  50,8  be- 
stritten worden^).  Dieses  fr.  6,  welches  folgender maassen  lautet: 


*)  MOMU^^N,  romiachee  Sttiatsrecht  I  8.  673  ff.  Ö74  unc!  A.  1. 

V^l.  Budde  und  ScumDT,  Entscb.  det  Gr.  Mecklenbarg  O.-A.-G. 
Ko«to..k  VI  (n,  F.  1)  n.  66,  S.  252  ff. 

*)  SoHM  Institut.  §  72  S.  242  g.  E.  Steht  aadi  hier,  wie  bei  Kon- 
trakten culja  lata,  dem  dolus  gleich  V  Eine  bekannte  Streitfrage.  Vgl. 
Fr.  Mommsem,  Beiträge  ^uui  Obligationenrecht  III  8.  358/359. 

')  8.  B.  das  oberstricfit  Erk.  in  Sbüftibt,  Archiv  etc.  XX  o.  88 
1,        U,  54,  III,  326;327,  V,  135,  174.  SiorniT,  Lehih.  d«  piakt 
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„Magistratus  roi  publicae  uou  doluin  sollt  iiimodo,  sed  et 
latam  negligentiam  et  hoc  amplius  etiain  diligentiam  debenf^.  be- 
zieht sich  jedoch  nur  auf  das  bnere  Bechtsverhältniss  des  Be- 
amten (den  Munizipien  gegenüber),  wie  schon  ein  oberiläcUicher 
Blick  in  den  Tit.  Dig.  50,8  sseigt.  Für  das  äussere  Bechtsrer- 
hältniss  des  Beamten  ist  im  römischen  Rechte  nicht  nur  keine 
Aiisnahmo  von  den  all^jcnn'iiipn  Rechtssätzen  über  die  Delikta- 
klage  konstatirt,  sundern  die  Anwendbarkeit  der  letzteren  i>t.  soi^ar 
durch  die  Analogie  der  Haftbarkeit  des  mensor  positiv  bezeugt. 
Der  mensor  ist  nicht  Beamter,  indess  der  Gesichtspunkt,  wel- 
cher für  eine  verschärfte  Verantwortlichkeit  des  Beamten  sprechen 
vrürde,  der  Gesichtspunkt  nämlich,  dass  deijenige,  von  wdchem 
man  eme  besondere  Kenntniss  des  Geschäftes  verlangen  dürfte^ 
auch  dementsprechend  strenger  haften  müsst«*),  triflft.  auch  für 
ihn  zu.  Den  mensor  aber  lässt  das  prii torische  Edict  nur  für 
dolus  (und  culpa  lata)  hatten  unter  der  Begründung. 

n  Visum  est  enim  satis  abundeque  coerceri  mensorem,  si 
dolus  malus  solum  conveniatur  eins  hominis  qui  civiliter  obli- 
gatus  non  est.  proinde  si  imperite  versatus  est,  sibi  imputare 
debet  qui  eum  adhibuit:  sed  et  si  negligenter,  aeqne  mensor 
secunis  erit:  lata  culi)a  ])lane  dolo  comparabitur" 

Das  heisst  eine  strengere  Haftung  als  für  dolus  und  culpa 
lata  findet  nur  in  Kontrakten  htatt;  da  aber  mit  dem  nu  nsor  du 
solcher  nicht  abgeseliioshen  wird  ( —  r^^ima  non  credidcrunt  vcteres 
iuter  talem  persoiiam  locatioueui  et  conductionem  esse,  sed  mdgLn 
operam  beneficii  loco  praeberi  et  id  quod  datur  ei^  ad  renume- 
randum  dari  et  inde  honorarium  appellari  —^^^),  haftet  er 
lediglich  nach  den  Regeln  der  Deliktsklage:  Der  Gesichtspunkt, 
dass  er  als  Sachverständiger  den  Angelegenheiten  Dritter  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden  müsse,  bleibt  dabei  ganz 

Bindektenr.  II  §  425.  Habhbl,  Lehre  vom  Schadensenatz  §  42  8.  52/53. 
ScHWEF»,  rSmkdMB  Privstr.  III  §  572  S.  474  n.  A.  1.  Vgl.  aa^  Zobpfl, 
Gmiidsätze  deB  allg.  und  dentschen  Stsateraebti  (4.  Aufl.)  II  §  519  S.  792  a. 

A.  Zu  den  Aiisführunj^eii  des  Textes:  Funke,  über  die  Nichtanwendbarkoit 
der  Grnadsätze  des  röni.  Reclits  q.  8.  f.  in  seinen  Beitragen  aar  ErÖrter.  prakt 
fiecbtsmat.  8.  103.  118.  135  tf. 

*)  «0  im  proussischen  Rechte      22,  23, 11,  3j  $§88,  89,  U,  10  A.  L.-K, 

^)  fr.  1  §  I  D.  si  mensor  ll.'l. 

*")  fr.  1  pr.  T\  b.  t.  Darüber  von  Kkllkk,  Paiulektcu  §  371  8.0^0  und 
WniDSCBKiD,  11  §  404  A.  4  8.  523  und  §  470  A  1  S.  772. 
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ausser  Betraclit.  Dieselben  Erwägungeu  schliesscn  eine  strengere 
Haltung  auch  des  Beiuuteu  aus,  der  ja  ebensowenig,  wie  oben 
bemerkt,  mit  dem  Dritten,  in  dessen  Hechtsverhältuisse  er  eingreift, 
koDtraliirt 

Für  die  gegentheilige  Ansicht  wird  des  Weiteren  auf  die 
Stellung  des  magistratus  munictpalis  als  Obervormundes  hinge- 
wiesen, wie  sie  aus  dem  Tit.  Dig.  de  imigistratibus  conveniendis 
27.8,  insbesondere  aus  fr.  4  ilascllist  hervorgeht,  wonach  der 
genannte  Beamte  wegen  seiner  Verpthchtuiig  zur  Ernennung  eines 
geeigneten  Vormundes  „in  omne  periculum  succedit"  lieber 
den  eigenthümlichen  Cliarakter  dieses  Ediktes  und  die  Unan- 
wendbarkeit  seiner  Grundsätze  auf  die  Stellung  des  Beamten 
überhaupt  soll  weiter  unten  in  dem  Abschnitt  über  die  geroein- 
rechtliche  Verantwortlichkeit  des  richterlichen  Beamten  in  Sachen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ( —  sub  b  2  — )  die  Rede  sein. 

b.  Rtebterllehe  Beamte^*). 

Das  prätorische  Edikt  hat  die  zivilrechtliche  Verantwort- 
lichkeit fies  Richters  an  zwei  Stellen  behandelt ;  es  erörtert  einer- 
seits die  Haftung  des  ^udex  qui  litem  suam  fecit**  und  anderer- 
seits die  Haftaug  des  magistratus  municipalis;  welcher  seiner 
Verpflichtung  zur  Ernennung  eines  geeigneten  Vormundes  nicht 
nachgekommen  ist.  Da  das  Edikt  über  den  judex  qui  litem 
suam  fecit.  wenii^stens  in  seiner  heutigen  Gestalt'*),  nur  den 
Richter  innerhalb  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  betriü't^^),  und 

")  Koch,  Lehrb.  dos  preu^.^.  ^'ein.  l'nvuir.  IJ  §  711  S.  54G. 

Sküitabt,  Lelirb.  des  Paudektonr.  II  §  425;  Seuffest,  Arcbiv  XX 
n,  38;  SoHwippi  a.  a.  0. ;  dagegen  Foim  s.  a.  0. 

Dis  1885  in  Freibnrg  erschienen«  Bnch  von  Dr.  Uaffner:  »Ueber 
die  dTllreehtUche  Verantwortlichkeit  der  Richter*  konnte  ich  zn  meineni 
Bedaaem  f&r  diese  Arbeit  nidit  mehr  benfttKen. 

^)  welche  es  darch  die  Reichs^Kammcrgerichts-Ordnang  erlangt  hat  — 
(Vgl.  auch  Rcichsabsdi.  v.  1582  Art  I  §  17.) 

Jedoch  ist  dies  nicht  unbestritten.  Für  die  Bejahung:  Bsorrmt* 
.\rchiv  XXr,  57-  Schwsppe  a.  a.  0.  §  572  S.  474/475.  Funke  a.  n.  0. 
130  ff.  ÜKTBRHOLZHEB ,  Soll uMvei hfiltiiidsc  II  §  »;98  S.  730  ff.  Fnr  die 
Vemeinunsr:  Puchta,  P.ukI  ^  :>H0  8.  5t)7.  BüLOW  und  H.\gkmann,  prakt. 
Krörter.  VIII  S.  88  89.  Sintknih,  das  prakt.  gem.  Zivilr.  H  §  125  S.  771  772 
Unsere  Ansicht  i^-t  hinsii.-litlii-h  d.'s  rnmischcn  Recht;»  auf  Seito  ilor  lotzterou. 
hin*ichtlicl)  dos  Iieutigen  (auf  Giiind  der  R.-K.-G.-O.)  auf  »Seite  der  crstereu 
«Schriftsteller.    Vgl.  die  Ausführungen  des  Textes. 
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h  rnor  das  Edikt  Whvr  die  magistrutus  coiivenieiKli  von  «lern 
Richter  innerhalb  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  handelt ,  sollen 
hier  die  sehr  verschiedenen  Grundsätze  jener  beiden  Lebren  eine 
gesonderte  Behandlung  finden. 

1)  Streitige  Gerichtsbftrkeit.  Mit  der  BrSrtenmg  der 
actio  in  judicem  qui  liteiu  siuim  fccit .  der  von  den  Neueren  so- 
genannten Syndikatsldage  ,  begeben  wir  uns  m  eines  der 
kontroversenreichsten  Gebiete  des  Obhgationenrecbts Die 
vielumstrittenen  Stellen  des  corpus  jmis  finden  sich  ''n  fr.  15  §  1 
D.  de  judic*  5,1;  c.  2  C.  de  poen.  judic.  7,49;  —  pr.  Inst,  de 
oblig.  quae  quasi  ex  del.  4,&;  fr.  5  §  4  de  O.  et  A.  44,7; 
fr.  ult.  D.  de  Tariis  et  extraord.  cogn.  et  si  jud.  Ht.  suam  lec. 
die.  5043.  Die  hier  zum  Ausdruck  gelangten  Ansichten,  welche 
fast  allgemein  als  einander  widersprechend  bezeichnet  werden, 
mögen  in  ihren  Grundtypen  durch  das  erstgedacbte  Digesten- 
fragment  und  die  an  dritter  Stelle  gena^mte  Institutioneustelle 
vertreten  werden. 

fr.  15  §  1  D.  cit:  „Iudex  tunc  Htem  suam  facere  intel- 
ligitnr,  cum  dolo  malo  in  fraudem  legis  sententiam  dizerit 
(dolo  malo  autem  videtur  hoc  facere,  si  evidens  arguatur  ejus 
vel  gratia  vel  inimicitia  vel  etiam  sordes),  ut  ven>m  aeatimatio- 
nem  litis  praesta**e  cogatur." 

pr.  1.  cit:  „Si  judex  litem  su!*m  tecerit,  non  proprie  ex 
liiaieiicio  obligatus  est  et  utique  peccasse  aliquid  iutelligitur, 
licet  per  imprudentiam:  ideo  videtur  quasi  ex  maleficio  teneri 
et  in  quantnm  de  ea  re  aequum  reiigioni  judicantis  TidehitoTy 
poenam  sustinebit.^ 
Mit  der  Syndifcatsklage  beschäftigt  sich  von  deutsclien 
Beichsgesetzen  die  Beichs-Kammergerichts-Ordnuug  vom  Jahre 


*•)  LiYsüR,  raeditiit.  ;ul  i>an<l.  XI  8}ieo.  GHO  S,  46:  «iiouieuqae  tmxit  a 
symlicis.  peculiari  magistratn  ApwA  It;ilos  .  .  ad  boc  coustitato,  nt  latioiit's  a 
»ua^istratibus  ropuscat  at  ileUctis  in  otticio  ab  iis  comiiiissis  coguosceiet  i^«06- 
(jne  qni  ileliquerunt  jmniat^. 

")  Kine  Uebersicht  gilben  SintKNIs  a.  a.  O.  11  §  i2ö  n.  38  S.  76i>  uud 
WiNDSCHBiD,  II  §  470  A.  1  S.  771  ff.  —  Von  der  Erorteraug  bleibt  der  Tit 
DIg.  II,  2,  (piod  quiikiue  jorit  in  altmram  ttataerit  tit  ips«  eodem  jare  QtatBr, 
aiugesefaloMeD,  weil  dioes  Edikt  aiieilwiuitennBM86ii  Älr  das  deatache  Beclit 
kein«  gcaetiltche  Geltung  hat;  OlOok,  Gommmtar  III  §  2tO  8.  d58  C 
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1555,  welche  über  die  privatrechüicbe  Haftbarkeit  der  Bicbter 
das  Folgende  bestnumt^*): 

Tb.  in  tit.  53  §  6:  „Ob  sich  aber  aus  der  Partheyen 
Ffirforingen  oder  sonst  soviel  beftinde,  dass  der  ürtheOer  einer 

oder  mehr  .  .  von  Geschenk ,  Miet ,  Gaab ,  Bitt ,  Freuiulsclialt, 
Feindschaft,  ein  nichtige  oder  ungerechte?  Uilheil  geben  .  .  soll 
der  Partheyen  .  .  dieselben  darum ,  wie  sich  gebührt,  zu  be- 
klagen, und  gegen  den  Urtheiltrn  das  Syndikat ,  in  maassen  her- 
nach gemelt,  ttlrzunehmen,  vorbehalten  seyn". 

Und  §  10  daselbst:  „Wo  aber  eine  Parthey  verm^t,  oder 
sich  ans  der  Berisionen  belttnde,  dass  ans  Betrag  oder  Arghst,  von 
Gteschenk,  Miet,  Gkuib,  Bitt,  Freundschaft,  Femdschaft  oder 
anderer  dergleichen  Ursachen  wegen,  ein  nichtige  oder  ungerechte 
ürtheiJ  gefallt  und  gegeben  wäre,  dieselbe  Parthey  soll  in  iliesem 
Fall  jederzeit  sich  nicht  nllnin  der  Revision,  wie  obgemelt,  zu 
gebrauchen ,  sondern  auch  Fug  und  Macht  haben ,  die  Urtheiler  .  • 
ad  syndicatum  za  stellen,  ond  nie  es  sich  des  Orts,  vermög  der 
Bechte  gebfihrti  gegen  ihnen  zu  handeln.  . 

An  dieses  Gesetsesmaterial  knifft  sich  in  der  Litterator  die 
Kontroverse  über  den  Grad  der  Haftung  des  Bichters  nach  ge- 
meinem Becht.  Man  fragt  sich  zunächst,  welche  Bedeutung  der 
B.-K.-G.-O.  zukuiiHiif.  Ks  ist  behauptet  wurden,  dieses  Reichs- 
gcsetz  wende  sich  Icdighcli  an  du  Mitglieder  des  Reichs-Kammer- 
gerichts  und  eine  Ausdehnung  desselben  auf  andere  Ricliter  sei 
durch  nichts  belegt  ^'').  Die  heirschende  Ansicht  erkennt  diese 
Auflassung  mit  Becht  nicht  an  und  betrachtet  die  Bestimmungen 
der  B.-K.-G.-0.  als  gememrechtUches  Gksetz**^).  Vom  Stand- 
pfunkt  dieser  Ansicht  aus  ist  es  wiederum  bestritten,  ob  das 
Beichsgesetz  eine  authentische  Interpretation  des  römischen 
Rechtes  bedeute,  oder  ob  es  diesem  als  widersprechendes  Gesetz 
derogire  ^'). 

Was  nun  die  Interpretation  der  römischen  Gesetzesstellen 
betrifiti  80  sind  hier  vier  verschiedene  Ansichten  geltend  gemacht 

!•)  lu  ElomroBAUS,  corpus  jofis  Gernaiiisi  (2,  Asfl.)  S.  298. 
HimiB,  gemeioer  ZlvilproMn  f  91. 

Somsis  a.  a.  0.  8.  770.  Scblatkr  n.  a.  0.  S.  132.  Holzsghuhbb, 
Tbeorie  und  Easaistik  des  gem.  anlr.  Iii  S.  1137/1138.  Vgl.  niwb  Wnin- 
scann,  II  §  170  A  T  8.  772. 

Vgl.  statt  fiioxdoei  die  mehrerwälmta  Uebersidit  bei  Sintbhis. 
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worden.  Die  eine  macht  den  Richter  fiir  jedrs  Vei-seheii  hart- 
bar-*-), eine  zweite  nnr  liir  dolus  mit  Ausbchluss  der  culpa 
lata^^);  die  dritte  und  herrschende  Ansicht  sieht,  wenngleich 
auf  Grund  verschiedener  Argumente,  im  römischen  Rechte  die 
Haftung  des  Bichters  für  dolus  und  culpa  lata  ausgesprochen 
eine  vierte  Ansicht  endlich  hält  dafür,  dass  das  römische  Recht 
gar  keinen  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  l)e8timmten  Grad  der 
Schuld  für  die  Syndikatsklage  aufgestellt  habe"). 

Die  ii.-K.-Gr.-O.  aber  soll  nach  einer  Ansiciit  letUghcli  den 
dolus  als  subjektives  Erforderniss  der  Syndikatsklage  aufstellen 
nach  einer  anderen  auch  die  culpa  lata*^. 

Je  nachdem  also  für  das  römische  Recht  und  das  deutsche 
Beichsgesetz  diese  oder  jene  Interpretation  adoptirt  wird,  beant- 
wortet sich  die  Frage,  ob  das  letztere  dem  ersteren  derogire 
oder  nicht. 

Wenden  wir  uns  behufs  eigner  Stelluugnalime  zunächst  zur 
Auslegung  des  römischen  Rechtes.  Die  Theorie,  nach  welcher 
im  römischen  Rechte  der  judex  fUr  jedes  Versehen  einstehen 
soll  und  zwar  auf  Grund  einer  angebUchen  aequitas,  ist  heute 
in  der  litteratur  gänzlich  aufgegeben.  Aber  auch  die  Theorie, 
welche  den  Richter  nur  für  dolus  mit  Ausschluss  der  culpa  lata 
verhaftet  y  konnte  sich  ihrer  schwachen  Argumente  willen  unter 
den  Neueren  keine  Freunde     werlien.    Sieht  sie  doch  völlig  vou 


*^  A,  D.  WfiBKR,  systeniat.  Eutwkkhing^  der  Lehre  von  d^u  uatürl. 
Verbiudlichkeiten.  (5.  Aufl.)  (1825)  §  12  S  :V2  ff. 

**)  Namentlich  Güttfriku  Weber  .  Erürter.  der  Grunds,  von  der  actio 
contra  judicem  qai  1.  s.  f.  etc.  i.  d.  Ztschr.  f.  Civilr.  u.  Prozess.  III  S.  3.  ff. 

LlYSIR,  1.  c  XI  spec.  GSO  incd.  IV  S.  47.  Schwbppk  a.  a.  O.  A.  5. 
BtiLOW  Qnd  HAOSKAHir  a.  0.  v.  Wvmna-lHOBsrHBiM,  Lohrb.  des  gem. 
Civilr.  II  §  831,  Batib,  VortrSge  aber  den  CSvilproiKs  p.  277.  Sohlatr 
a.  a.  0.  FinrsB,  S.  180  ff.  KocB,  pr^nss.  Privat.  II  §  741  S,  546.  URTBi- 
HOLziTBE  a.  a.  0.  WiHDSOHBn)  a.  a.  O.  SiUFrxBt»  Arch.  XXI,  57  und 
XXIV,  227.  Nach  Sohwabzb,  Inwieweit  i«t  der  Richter  znm  Ersatse  a.  a.  w. 
i.  d.  Ztscbr.  f.  BechtspH.  u.  Verwaltung  N.  F.  XI  S.  12G.  127,  ist  als  impru- 
dentia.  für  welche  er  den  Richter  verliaftet,  eine  Entscheidung  «contra  jas  in 
tbesi*  oder  ^contrn  acta"  aufsofassen. 

Lknel.  Cilictimi  pcrpotuum  §  G4  S,  137.  Kbllur.  römischer  Civil- 
prozess  (5.  Aufl.)  §  .^<J  S.  420.  427.    I)f?rselbe,  Pandclvt.Mi  §  097  S.  ;'>7J. 

»")  <i.  Webek  a.  a.  0.  S.  34.   ScuwABZK  a.  a.  0.  8.  l:>2  ff.  How- 
SOllUUEK  a.  a.  0.  S.  1138.  1142. 

Bayer,  Unterholznkb,  Sjntknis  (S,  770)  a.  a.  0. 
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der  lüNUlutionenstelle  und  den  mit  dei'sellx  n  iilx  icinstimmendcii 
Digesteiifra.^Tneiiton  ab.  von  denen  sie  (iiitail»  hcliiiupift ,  sie 
widersprächen  dem  ir.  15  §  1  D.  5,1  und  den  Piinzipieu  der 
Vernunft  »^). 

Die  herrschende  Doktrin  erklärt  sich  fUr  die  G-leichstellung 
des  dolofi  und  der  culpa  lata;  zum  Theil  desshalb,  weil  unter 
der  imprudentia ,  für  welche  die  drei  Giyanischen  Stellen  (pr.  J. 
4,5,  fr.  5  §  4  D.  44,7,  fr.  ult.  D.  60,13)  den  Richter  haften 

,  liiclits  anderes  als  die  culpa  lata  zu  verstehen  sei-'); 
zuna  Theil  nacli  Analo<]^e  der  Kla«:«'  ^(.trrii  (h  n  mensor  qui  fal- 
som  modum  dixerit ,  da  der  judex  gleich  diesem  civiliter  ohlipitus 
non  est  Für  die  Gleichstellung  der  imprudentia  mit  der 
nilpa  lata  ist  jedoch  ein  Quellenbeleg  nicht  gegeben^').  Aber 
au<^  die  andere  Argumentation  schafft  mit  der  Analogie  des  men- 
5H>r  über  die  Bedeutung  der  imprudentia  nicht  mehr  Licht,  son- 
dern kommt  vielmehr  auf  einem  Umwege  zur  Gleichstellung  der- 
selben mit  der  culpa  lata. 

Die  letzte  Ansicht  ondlich  frcht  davon  aus,  dass  das  v(»r- 
licgendc  Edikt  mit  demjenigen  über  die  entschuldigte  Ver- 
saamniss  des  judex,  d.  i.  des  Privatgeschworenen,  zusamnien- 
liSnge'^)  und  seinerseits  die  unentschuldigten  Versäumniss- 
(alle  behandle.  Hierher  gehört  aber  z.  B.  die  Yerabsaumung 
eines  Termins der  Verstoss  gegen  die  gesetzlichen  Regeln 
über  Vertagungen  u.  s.  f.  Solche  Versehen  würden  mit  „impru- 
dentia- bezeichnet,  nicht  alnn*  Fälle  der  culjut  hei  der  Uitlieils- 

«')  G.  WSBIR  Ä.  a.  0»  H,  17.  19  ff. 

**)  Snrrens  S.  769/70.  BOlow  und  HAOKMAHir  VIII  B,  9»,  Suhwrppk 
8.  474  A.  S  a.  E. 

**)  WnrDSCBKiD  IL  B.  0.  SoHLATKB  S.  130  ff.  KooH,  pi«iiM.  Privstr. 
II  %  741  S.  546. 

Viel  deutlicher  dnlclicn  sich  die  Quellen  über  die  juristische  lioden- 
tQiig  der  »itnperitia"  aus,  fr.  132  I).  de  U.  J,  50,17:  „inipcritia  rulpae  ad 
numoKitnr"  ;  fr.  0  §  '»  D.  Inc.  cond.  10.2:  ,  .  .  et  qtiod  impcritia  j>eccnrit 
cnlpam  es^e."  fr.  8  §  1  D.  ad  1.  Aquil  0,2.  Aber  eine  Gleirh«!tellnnsr  »Icr 
ifniK»ritia  und  .imprndmtia".  wir  Schwarze  a.  a.  (>.  S.  122  ff.  sie  behauptet, 
ist  durch  dir  (^n»'l!«'n  nicht  zu  bowcisrn.  Iniporitia  hoisst  der  Mangel  an 
Kenntni.sseii .  imi  r  i  1  iitia  der  Mangel  an  Anfmerksaiuki  it.  Anders  SoHM,  der 
in  imprudentia  •  iiitn     Vcrstandesfehler"  sieht.    Instituiioucn  S.  243  §  TH. 

'*)  fr.  i:»  D.  de  vjicat  50,5.    fr.  18  pr.  D.  de  judic.  5,1. 

**)  Maobobiüb,  Sttnro.  ccmit.  TT.  12:  «inde  ad  connitiam  vadnnt,  tio 
Utem  snam  faeUuit.* 
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fHllunü.  ..Mit  sehr  riclitigem  Takt"  —  sagt  Lenel  nach  diesem 
Austühruügen  —  ?,hat,  wie  es  scheint,  der  Prätor  in  unserem 
Edikt  jede  Andeutimg  des  erforderlichen  Versclmldungsgrades 
unterlassen  und  so  diese  Frage  ganz  in  die  Hand  der  Praxis 
und  Wissenschaft  gegeben.^ 

Und  in  der  That  vezmögen  wir  aus  den  Quellen  nicht  zu  ent^ 
nelimen,  dass  unter  imprudentia  ein  bestimmter  Grad  von  Ver- 
schuldung verstauderi  worden  wäre.  Vielmehr  zeigen  un^  div 
wenigen  überlieferten  Ffillo  der  Syndikatsklage ,  dass  immer  nur 
die  objektive  Verletzung  gewisser  Gesetze  den  Richter  liafthar 
machte**).  Bei  dieser  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials  ist 
von  allen  darauf  gegründeten  Hypothesen  diejenige  Lbnbl's  und 
Ksller's  am  nftchsiliegenden.  Es  mag  demnach ,  wo  nicht  be- 
stimmte Qesetse  sprachen^),  Sache  des  richterlichen  Ermessens 
gewesen  sein,  im  konkreten  Falle  das  Vorhandensein  der  impru- 
dentia anzuuehnien.  Der  dolus  aber  machte  den  judex  stets 
haftbar. 

War  das  Edikt  ursprünglich  gegen  den  judex  als  Privatge- 
schworenen  gerichtet,  so  müssen  seine  Grundsätze  mit  Einführung 
der  extraordinaria  cognitio  auf  die  hchterUchen  Beamten,  die 
nun  den  Prosess  von  Anfang  bis  su  Ende  leiteten,  ausgedehnt 
worden  sein,  widrigenfalls  sie  in  der  überlieferten  Fassung  keine 
Auihahroe  im  cori)iis  juris  gefunden  haben  würden ^^). 

Was  min  die  Interi)retatiün  der  U.-K.-(j.-0.,  gegen  deren 
allgenioine.  reiclisgeset/.liciie  (-rcUung  kein  begründeter  Einwand 
erhohen  werden  kann,  anlangt,  so  spricht  dieselbe  mit  ilunen 
Worten  eine  Verantwoiiüchkeit  des  Richters  nur  für  dolus  aus. 
Die  Ausdehnung  auf  culpa  lata  ist  diesem  Gesetze  nicht  zu  ent- 
nehmen. 

Für  das  sogen,  gemeine  deutsche  Recht  ist  das  Resultat 

"*)  Z.  B.  die  Unt^rlawang  der  Venurthciliin?  des  B«*klAgten  in  die  Ka^t«n 
die  Vereitelung  des  Zengenverhöra  u.  s.  f.  c.  13  ^  6  C.  de  jud  .^l ;  c.  14  i\ 
de  test.  4.20;  c.  29  C.  de  pacL  2.3.  —  Sirbinhaar,  Comm.  zum  sficlis.  burtr. 
(Tiesiotzh.  III  S.  173  zahlt  ohne  Weiteres  jede  GeBetzcKverletzuiiff  ih  r  in\[m,  kto 
zu,  uud  behauptet  desähalb,  der  Richter  hafte  fär  cal|«a  Uta,  weil  ebeu  nur 
die  üesetät^verleUunt?  bo'lrnht  at'i. 

•*)  Z.  B.  die  ziiirten  Kmb  xt^ldlen. 

■*)  Hkkftkk.  jfem.  Pro».  S.  98.  Sintenis  8.  7»i7.  Scuwahzk  S.  11«». 
FcNüfi      134  a.  a.  0. 
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mitiiin  dahin  zu  bestimmen^  dasB  der  Richter  nur  für  dolus  haft- 
bar gemacht  werden  könne  — 

Im  Veifolg  unserer  Ausfiibmngen  über  das  römische  Recht 
des  corpus  juris  erledigen  sich  andere  auf  die  SyndikatsUage  be- 
zügliche Kontroversen.  So  streitet  man  über  den  Umfang  der 
condemnatio,  da  ^\  15  §  1  D.  5,1  von  „veram  aestimationem 
litis  praestare",  pr.  J.  4,5  jedoch  von  ^poenam  sustiiiere,  in 
quantum  de  ea  re  aequuin  religioni  judicantis  videbitur'^  spräche. 
Die  verbreitetste  Ansicht  ist  hier  die,  dass  im  Falle  des  dolus, 
den  die  DigestensteJle  ausschliesslich  im  Auge  habe,  die  dort 
angedrohte  KondenmaÜon,  im  Falle  der  culpa  lata  aber  — ,  mit 
welcher  man  die  imprudentia  verwechselt,  und  von  welcher  die 
InstitutionensteUe  reden  soll,  —  die  minder  strenge  Verurthei- 
lung  dieser  Stelle  Platz  greifen  solle '^).  Dieser  Ansicht  wird 
mit  Recht  entge*^eiigehalten ,  dass  die  beiden  verschiedenen  Be- 
zeichnungen für  den  limfang  der  Haltung  keine  Gegensätze  ent- 
halten ;  dass  vielmelir  das  richterliche  arbitrium ,  welchem  die 
InstitutionensteUe  die  Abschätzung  anheimgebe,  sich  vielfach  in 
einer  vera  aestimatto  litis  geltend  machen  werde**). 

Auch  erklärt  sich  von  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  aus 
sehr  einfach  die  römische  Auffassung  der  Syndikatsklage  als  einer 
(^uasideliktsklage,  eine  Auffassung,  die  gleichfalls  y.u  verschiedenen 
H'y|)otheseii  Veranlassung  gegeben  hat^").  Denn  es  ist  ktiu 
Zweifei,  dass  ein  Versehen  des  judex,  wie  die  Versäumung  eines 
Termins,  die  Verletzung  prozeasleitender  Vorschriften  u.  s.  w. 

Somit  bewirkte  für  das  romiache  Recht  des  corpus  juris 
Stellang  des  RichtorK  vermöge  seiner  Haftung  für  die  oben  charakterisirte  im- 
prudentia eine  MüdiUkutiun  .ler  allgemeinen  (irundsatze  über  Deliktsklu^'t'u, 
nicht  aber  fQr  das  gemeine  deutsche  Recht,  nach  welchem  auf  Grand  der 
R.-K.-6.-0.  die  Haftung  des  Richters  in  Gemassheit  jener  allgemoinfln  Ornnd' 
lAtse  herabgemiUert  worden  ist.    Vgl  jedoch  Fünkb  b.  a.  0.  8.  133/134. 

^  ÜHmHOLsnB,  II  S.  740,  HouESCHOnm,  III  8.  1137  A.  s.  ».  0. 
P90IITA.  PMid.  §  890  S.  567.  Vgl.  SoHl^Tn,  S.  188  a.  s.  0.,  welcher 
g^go&Qbcr  dem  dolooen  Richter  den  KUtger  sam  januneotam  in  litein  salawen 
will ,  gegenüber  dem  Mos  kulposen  Bekkgten  aber  lediglich  das  arbitriom  ja> 
dids  fQr  bestimmend  halt. 

Schon  LzYsiE,  medit  etc.  XI  S.  48.  SnrriBiS  §  12r.  A  38.  Schwarze 
8.  127  tl.  129.  ScHWSPPS  8.  474  n.  a.  0.  Hmron,  Areh.  XIV  n.  140 
H.  230,  j6t2t  nnmentlidi  Lbitel  §      a.  a.  O. 

*^  A.  D.  Wkbek  ii.  n.  O.  FuNKK  S.  134.135  A.  ^lu  Kellis,  röm. 
CirUpr.  ii.  427.  Soum,  loatiiatioDen  S.  243. 
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an  siel)  nicht  den  Tbatbestaiul  cinos  Delikts  bildet  nnd  nnr  in 
seinen  Wirkungen  einem  solchen  gleiclikommt^'). 

Man  hat  weiterhin  über  die  Frage  gestritten,  ob  die  Syndi- 
katsklage subsidiärer  Natur  sei,  wie  dies  von  den  Klagen  gegen 

den  mensor  —  Tit.  Di^.  11,6  —  und  gegen  <lio  munizipalen 
ObcrvormundsrlinftshelK'Jrden  —  Tit.  Dig.  27,8  —  in  dt-u  t^uellfn 
ausdrücklich  bezeugt  ist,  tl.  Ii.  ol>  sie  nicht  thinn  ausgeschlossen 
sei,  wenn  der  entstandene  Schaden  anderweit,  also  insbesondere 
durch  Anwendung  der  zulä88ig(ni  Rechtsmittel  gegen  den  Richter- 
S[ni]chy  gedeckt  werden  konnte.  Viele  «furisten  bejahen  diese  Frage 
unter  der  Begründung,  dass  durch  die  Nichtanwendung  der 
Rechtsmittel  eine  Kompensation  der  Schuld  eintrete,  oder  aber 
dass  darin  ein  Verzicht  auf  die  Anst(»lltung  der  Syndikatsklago 
gesehen   werden  müsse  Andere  h  ULnien.  dnss  ein  Schad«  u 

dann  ni<;ht  als  erwachsen  angesehen  werden  könne,  wenn  W'ietlrr- 
aufhebnng  dessellien  mjiglich  war,  und  bestreiten  daniit  die  Sub- 
sidiarität der  Klage ^').  Die  letztere  Ansicht  hat  das  Zeugniss 
der  Quellen,  sowohl  der  römischen  Gfesetzc  wie  des  deutschen 
Reichsrechtes,  insofern  ftir  sich,  als  diese  von  einer  suhsidiAren 
Natur  der  Klage  nichts  sagen ,  während  dns  römische  Rocht  die- 
selbe doch  für  die  Klagen  i,m  i^cn  den  mensor  und  den  magistra- 
tus  municijiaiis  ausdrücklich  ausspricht"), 

SouM  a.  a.  0. 

G,  Wkber  a.  n.  (»,  S.  ar,  tr.  Untetutot.znkr  a.  a.  O.  S.  741. 
SdfWAUZK  a  a.  0.  S.  11,h  (T.  1«;0  nti.l  R<1.  XII  dcrs.  ZNchr.  S.  l»!>I  ff.  will 
in  dorn  Niclitirc'^rfinch  »b'r  H<^Hitsinittel  nicht  ni)thwcn<b'j,'  t  inc  ciiliui  eiblicki^ii, 
<(lauht  aber  eiiK'ii  wirkliclit  n  Sclui'len.  wif»  ihn  ilie  SyMilikatsklai^'c  voranssot/t, 
«kinn  luclit  annolinifn  v.w  ilürft-n  .  W'Miu  mch  den  (Jrundstitzen  vom  aequum  et 
lioiniii)  eiuf  Schuld  des  Hescltüdit^ten  knnkurrirt. 

SlNTENTs,  SniWKPPK        ..72  A.  <)).    RaYKR,  (S.  280),  WlNPOHKlD. 

(S.  77ä)  a.  9.  0.  SxuvTEBT.  Lehrb.  II  §  425.  SisürrRRT,  Arcii.  XIV  n.  HO. 
8.  280^81. 

**}  Für  das  moderne  Pandektenrecht  ist  noch  die  Frage  der  Haflanir  von 
Kolleipalgeriehten  Gegenstand  weitlfiafiger  Erörterungen  gewordi^n.  Die  An- 
sichten, welche  sich  auf  romische  Stellen  nicht  sn  stützen  ?erm9gen,  dilTeriren 
hier  je  nach  der  Annahme  des  filr  die  Sjndifcatskhige  erforderliehen  Sdinld* 

grades.  Vgl.  KoLZscnrnER  S.  1146  ff.  v.  Lanoenn  und  Kori.  Erörterung 
prakt.  Recl)t8fr.  H.  n.  3  S.  42  ff.  Schwarze,  Dd.  XVIII  d.  r  Zts<  hr.  f.  lUvlitspfl. 
«nd  Verw.  S.  193  ff.,  fWr  das  preuss.  Hecht:  §§  127  ff.  II.  10  A.  L.-R.; 
dazu  DERNneRO ,  prons's.  Privatr.  II  §  298.  S.  841.  Die  herrschende  Meinung 
scheint  sich  aaf  Annahme  einer  fiolidarischßn  Haftbarkt*it  des  KoUegi  nms  mit 
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2)  Freiwillige  Gerichtsbarkeit.  Im  Gebiete  der  nicht- 
fltreitigeii  Gerichtsbarkeit  hat  das  römische  Recht  fiber  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Oberrormundschaftsbehörde  Bestimmungen  ge- 
troffen, welche  im  Tit.  Dig.  27,8  de  magistratibus  conveniendis 
md  im  Tit.  CJod.  5,75  Aufnahme  gefunden  haben. 

Die  Munizipalmagistrate,  d.  h.  die  Obrigkeiten  der  italischen, 
und  solcher  aussoritalischer  Städte.  w«*l(-he  jus  Itahcum  hatten, 
haften  hiemacii  iiir  jede  Schuld  wegen  ihrer  Obhegenheit^  nach 
erhaltener  Auffordenmg  dem  Mündel  einen  geeigneten  Vormund 
za  bestellen,  sowie  Yoa  diesem  eine  genügende  Kaution  zu  for- 
dern«). 

Die  auffidlendste  Eigenthfimlichkeit  dieser  Klage  ist  ihre 

Beschränkung  auf  die  niederen  Magistrate,  denon  das  imperiuni 
mixtum  mandirt  werden  konnte.  Der  Konsul  oder  sein  Lesiat, 
der  Prätor  oder  praeses  provinciae,  waren  dui'cli  das  Edikt  nicht 
betroffen 

Die  c^eiinnnte  Behörde  —  der  Mumdpalmagistrat  —  haftete 
ittr  jedes  Versehen  —  „in  omne  periculum  succedit''  (fr.  4  D.  h.  t.)  — , 
wenn  sie  selbständig  den  Vormund  zu  ernennen  hatte;  ernannte 
ihn  der  praeses  provinciae,  nachdem  er  dem  Munizipalmagistrate 

die  Benennung  geeigneter  Vormünder  oder  die  Erkundigung  wegen 
iinlervseit  vorgeschlagener  Vonminder  aulgegeben,  so  sollte  der 
Magistrat  nach  einem  rescrij)tum  Divi  Marci  nur  für  dolus  und 
co^a  lata  haften^').  Der  ordo  decuriouum,  der  Beirath  der 
Stadtohrigkeit.  Viaflete  nur  dann,  wenn  er  in  Vertretung  der  letz« 
teren  die  fraghchen  Amtshandlungen  yorgenommen  hatte,  bezw. 
vorzunehmen  hatte 

Kegressrecht  gegen  den  Schuldigen  zu  tixiivn  :  Sintknis  S.  773  (Text)  Hef»- 
TEE,  gem.  Pr.  S.  98.  Fünkk  S.  13.^  a.  a.  0.  Seiffert,  Arch.  XIV  S.  232. 
Vgl.  für  das  österreicli.  Recht  die  kais.  Verordnung  v.  12.  Marz  1859  i^ll.-G.-B. 
N.  46>  §  5.  Nur  die  liuhii^'cn.  welche  zu  diesem  Zwecke  aaszumittelQ  sind, 
UäTU-o  uach  Bayer  a.  a.  0.  S.  278/279. 

*»)  fr.  1  pr.  §  2.  3.  6.  11.  12  fr.  4  D.  h.  t.  Die  Bewcislast  darüber, 
dam  dei  Vonnund  und  wine  BQrgtehftfl;  geeignet  war,  liegt  dem  magistratus 
ob:  fr.  1  §  13  D.  h.  t.  fr.  11  D.  de  probat.  22,8. 

^  «Neque  pnetor  neqne  qiiia  alins  eni  totoiia  dandi  ju  eit,  hae  aetione 
teBeUtor.«  fr.  1  S  1  D.  b.  i 

*«)  fr.  1  §  2.  8  D.  h.  t 

**)  Dies  gilt  insbesondere  von  den  Prorinzialstildteii,  die  verfassungs- 
mässig keinen  Magiftimt  hatten.  RunoBiT,  Recht  der  Yonnnndecbaft  III 

§  1«^  S.  160. 
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Diese  Klage  ist  nur  in  gnbsidtom  mUfcssig,  d.  h*  nur  dann, 
wenn  von  dem  Vonnnnd  und  den  fär  denselben  haftenden  Bürgen 

und  anderen  Nebenverpfiichteten  ein  Schadensersatz  nidit  an  er- 
langen ist*®). 

Die  actio  in  factum  gegen  den  Müpristrat  ist  keine  Delikts- 
oder (^uasideliktsklage :  ist  der  iSchuidige  Haussohn,  so  steht 
gegen  seinen  Vater  die  actio  de  peculio  zu^),  eine  Klage,  die 
bekanntlich  nur  aus  Kontrakten  des  Geiraltunterworfenen  gegeben 
wurde.  Auch  haftet  der  Erbe  dea  magiatratus  für  dessen  dolns 
oder  culpa  lata^*),  wie  auch  der  Erbe  des  Vcnmundes  selbst  nur 
für  diesen  Grad  von  Schuld  haftet**).  Die  condeinnatio  ent- 
spriclit  derjenigen  bei  der  actio  tutelae^*),  dalier  man  denn  die 
Klage  oft  actio  tutelae  subsidiaha  genannt  hat**).  Die  Obii 
gation  des  magistratus  municipahs  ist  hiemach  i^eich  der  des 
Vomumdes  im  römisohen  Becht  als  eine  quaaikontraküiche  asf- 
gefitsst  worden«  Dieselbe  entsteht  aber,  wie  fr.  1  §  6  D«  h.  t 
zeigt,  erst  mit  der  Aufforderung,  einen  Vormund  zu  beeteilen. 
Die  zi\ürcchtliche  Verantwortlichkeit  des  magistratus  municipalis 
ist  also  euie  wesentlich  verschiedene  von  derjenigen  anderer  Be- 
amter. Wälirend  uämhch^  abgesehen  von  dem  Edikt  über  den 
judex  qui  htem  auam  fecit,  der  Beamte  auf  Grund  des  Args- 
mentea,  dass  er  civiliter  obligatua  non  est,  lediglich  für  dnlns 
haftbar  gemacht  worde,  stand  man  hier  nicht  an,  ans  besonderer 
Rücksicht  für  den  Pupillen,  den  Obervormundschaftsbeamten  für 
civiliter  obligatus  zu  erachten  und  folgeweise  seine  Haftung  auf 
„omne  ptriculum'^  zu  erstrecken.  Man  sah  diesen  Beamten  gleich- 
sam als  Kaventen,  rem  pupilli  salvam  fore,  an. 

Auch  in  diesem  Gebiete  hat  das  deutsche  Beichsrecht,  and 
zwar  in  der  Beichs-Polizet-Ordnimg  von  154B  Tit«  31  §  3,  ron 
1677  Tit.  32  §  B^^)  eine  gesetzliche  Bestimmung  an&uweiaen;  es 
heisst  daselbst  (gegen  Ende  des  §  3  cit.): 

^  0.  1  0.  5  G.  h.  t  (5,75).  f  2  I.  d«  aatM.  tut  l,24Bemit  aie  Klafs 
.iietio  aobBidiaria  qiiss  nltimom  ds  Q^apfllis)  pnsridinm  poirit  sflSsn.* 

•«}  fr.  1  §  17  D.  h.  t        fr.  4  D.  b.  i 
fr.  4  dt,  e.  t  C.  ds  herad.  tat.  6,54. 

**)  fr.  9  D.  b.  t.  «quoniam  eidem  in  magistratibas  actio  dator  qoae 
oompetit  in  tutores."  Wisdsciietd  Tl  §  435  mit  A.  4  S.  680.  Uab«  dit 
Formel  der  Klage  BunOBW  8.  156.   Lehel  §  127  S.  257  a.  a.  0. 

^)  Z.  B.  PoOBTA,  Fand.  §  357  S.  525. 

^)  in  EnnaMCHAUS,  corp.  jar.  Germ.  S.  404.   Vgi.  S.  231  A.  1. 
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y,indeme  (lann  alle  und  jede  Obrigkeiten,  vennög  göttlicher 
und  unserer  Kayserlichen  Grebott,  sonders  fleifisiges  Aufsehu  zu 
tbun  aus  tragendem  Ampi  sich  schuldig  erkennen,  und  dammb 
keineB  Vormünders  Fahrlässigkeit  noch  weniger  Yenrortlieflung 
bei  seinem  Fflegkind  oder  dessen  Gütern  nngestrafil  hingebn 
lassen  sollen^. 

Durch  dieses  Gesetz  ist  die  strenge  Haftung  des  magistratus 
municipaUs  des  römischen  Rechts  auf  jede  obervormundschaftliche 
Behörde  ausgedehnt  worden^*). 

Wie  es  nach  dem  ausdrücklichen  Wortlaut  der  reichsrecht- 
liehen  KammergerichtBordnung  unrichtig  erscheint,  die  Syndikats* 
klage  gegen  den  Froseasrichter  (,|Uriheyler^)  auch  auf  die  lichter- 
fiche  ThStii^eit  in  Sachen  freiwilliger  Gkrichtsbarkett  zu  beziehn, 
ebenso  unrichtig  ist  es,  die  Grrundsätze  der  actio  subsidiaria  in 
magistratum  auf  das  ganze  Gebiet  der  nichtsti-eitigen  Gerichts- 
barkeit auszudehnen^^).  Man  müsstc  denn  behaupten,  dass  der 
Richter  auch  in  allen  anderen  freiwilUgen  Augclegenlieiten  der 
verletzten  Partei  civiliter  obÜgatus  sei,  eine  Behauptung,  welche 
sich  natürlich  nicht  halten  Ifisst.  Vielmehr  ist  die  actio  subsi- 
diaria  in  magistratum  eme  singulare  Erscheinung  im  romischen 
Bechte;  ihre  juristische  Natur  ist  eine  Ausnahme  Ton  den  Prin- 
sipien  des  Obligationenrechts.  Diese  Ausnahme  yerdankt  aber 
ikie  Anerkennung  einzig  und  allein  der  besoiidercu  Rüeksiclit  auf 
das  AVulil  des  Mündels,  dessen  Entschädigungsansprüche  auch 
über  das  Vermögen  des  Vormundes  und  seiner  Bürgen  hinaus 
Befiiedigung  gewärtigen  sollten  ^^). 

Weiche  Haftung  trifft  nach  diesen  Ausführungen  im  gemeinen 
Becbt  den  Bichter  in  Sachen  der  freiwilligen  Gkiichtsbarkeit? 

Die  Antwort  liegt  nach  Obigem  auf  der  Hand:  der  Bichter 
haftet  in  dem  fraglichen  Gebiete  wie  jeder  andere  Beamte,  mit 


**)  RUDOBVF  s.  s.  0.  S.  161  IL  A.  15.  HoLSSOHüHia  s.  a.  0.  III,  1145, 
WmMOHXiD  a.  a.  0.  A.  3  S.  679/80  n.  A  FIr  Bai  ein  vgl  Codex  Maxim. 
Barar.  Civ.  I  c.  7  S  29. 

FuNKB  S.  103.  118.   WiNDSCireiD  §  470  S.  773/74. 

Gleichwohl  hat  die  Praxis  und  Theorie  sehr  huufii,'  die  Gnindsätxi 
des  römischen  Rechts  über  die  actio  subsidiaria  auf  die  richtorliclie  Thiitiglceit 
in  nichtstreitigen  Angdegenheiton  ausgedehnt.  Ho  Seitfkrt,  Arch.  XVII 
120.  SKürFKKT.  Fand.  II  §  425.  Vgl.  äoHWABZl  a,  a.  0.  Xi.  S.  45  und 
die  ZiUte  in  Anm.  75  das.  S.  146  fi.  152. 

25* 
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Ausnahme  des  Spruchrichters  und  des  Obervormundschaftsrichters^ 
d.  h.  er  haftet  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  actio  doli^*) 
und  der  übrigen  Deliktsklagen. 

§  3.    Preuösisches  Recht. 

Allgemeines.  Das  preussische  Allgemeine  Landrecht  zieht 
ausser  der  priTatrechtlichen  Seite  des  BeamtenTerhaltnisses  auch 

tlio  L  itsrochtliche  Seite  dcssellKMi  in  den  Kreis  seiner  gesetz- 
liclien  Bestimmungen'^**).  Indess  unterselieidet  es  sich  vom  römi- 
schen Recht;  welches,  wie  wir  bemerkt  haben,  im  Tit.  Dig.  50,8 
gleichfalls  die  staiitsrechtUche  Seite  des  Beamtenverhältnisses, 
speziell  die  Pflichten  des  Beamten  gegen  den  Staat  behandelt, 
wesentlich  dadurch,  dass  es  bei  Erörterung  der  BeamtenTorant* 
wortlichkeit  nicht  wie  jenes  das  innere  und  das  äussere,  das 
staatsrechtliche  nud  *las  ])rivatrechtliche  Verhältuiss  ausi  iiiMiider- 
hält.  Vielmelir  gelten  sowolil  für  das  Rechtsverhält niss  iles  Be- 
amten dem  iStaate  gegenüber,  als  auch  tiir  da^yenige  der  eiuzelueu 
Privatperson  gegenüber®'),  die  sehr  allgemein  gehaltenen,  weit- 
tragenden §g  88  und  89,  II,  10  A.  L.-B.: 

§  88:  n^et  ein  Amt  ttbemimmt,  muss  auf  die  pflichtmässige 
Führung  desselben  die  genaueste  Aufinerksamkeit  wenden". 

§  89:  „.Tedes  dabei  begangene  Versehen,  welches  bei  gehöriger 
Aufmerksamkeit,  und  nach  den  Kenntnissen,  die  bei  der  Ver- 
waltung des  Amts  erfordert  werden,  hätte  vermieden  werden 
können,  muss  er  vertreten'*. 

Um  zu  erfiihren,  ob  im  preussischen  Bechte  das  Moment  des 
Amtes  auf  die  zivilrecbtliche  Haftung  seines  Trilgers  einen  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen 


Man  hat  sich  hier  fQr  eine  verschärfte  Haftuttg  wohl  auf  ein  Ge- 
wohnheitsrecht berufen,  üeber  die  Tendenz  des  umi  modemos  pandectamni, 
bei  blosser  Venndgenebeschiidigung  eine  Delikteklage  wegen  dolos  und  calpa 
schlechthin  za  geben,  Tgl.  DiBKBUBO,  preou.  Frivatr.  II  §  2&9  S.  690  Teit 

und  Anrn.  4  und  5. 

<^«)       1  ff.  II,  10  A.  L.-R. 

*')  Arg.  §  90,  II,  10:  „Vorgesetzte,  wl^IcIh»  durch  vorschriftsmassi^e 
Aufmerksamkeit  die  Amtsvergehungen  ihrer  Untergebenen  hutten  hinlern, 
können,  sind  für  den  aus  VernachUiääiguQg  dessen  entstehenden  Schadtii  so- 
wohl dem  Staate  als  einzelnen  PriTatpersonen»  welche  daranter 
leiden,  verhaftet." 
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modifinrenden  Emfluss  äussert^  wollen  wir  den  letzteren  etwas 
naher  treten. 

Das  zivilrechtliche  Delikt  beriiht  iiü  preussischen  Recht  nicht, 
wie  im  gemeinen,  auf  dem  Gedanken,  dass  Jerleniiann  gleich- 
massig  haftbar  ist  Air  schuldhafle,  schädigende  Kiagriti'e  in  eine 
fremde  Bechtssphäre.  Vielmehr  weist  das  subjektive  Erfordemiss 
der  Verschnldnng  Abstafungen  auf  je  nach  den  Qraden  der  Auf- 
merksamkeit, welche  das  G^etz  von  dem  Einzehien  ervrartet. 
Im  Allgemeinen  haftet  Jedermann  fÖr  den  durch  seine  Hand- 
langen oder,  bei  Aiissorachtlassung  einer  .,Zwanf^sptlielit*'.  auch 
durch  seine  Uiiteila^suiigen  einem  Dritten  aus  Vorsatz  oder 
massigem  Vei*selui  zugefügten  Schaden;  so  zwar,  dass  der  Umfang 
seiner  Ersat^pfiicht  im  Falle  des  Vorsatzes,  dem  das  grobe  Ver- 
sehen ^eichateht,  weiter  als  im  Falle  blos  massigen  Versehens 
bemessen  wird**).  Ein  mtissiges  Versehen  ist  aber  dasjenige, 
„welches  bei  einem  gewöhnlichen  Grade  von  Anftnerksamkeit  ver- 
mieden werden  konnte",  eine  Anforderung,  welche  eben  aai  Jeder- 
mann gebteilt  wird*^).  Daneben  soll  jedoch  derjenige,  „welchen 
die  Gesetze  besonders  verpÜichten,  vorzügliche  Fälligkeiten  und 
Kenntnisse,  oder  eine  mehr  als  gewöhnliche  Aufmerksamkeit  bei 
einer  Handlung  anznwenden^  für  ein  „geringes  Versehn",  wenn 
auch  in  engerem  Umfange  ^^),  verhaftet  sein.  Ein  geringes  Ver- 
sehn ist  aber  dasjenige,  „welches  nur  bei  vorzüglichen  Fähigkeiten, 
oder  bei  einer  besonderen  Kcinitniss  der  Sache  oder  des  Ge- 
schäftes, oder  durch  eine  ungewöhnhche  Anstrengung  der  Auf- 
merksamkeit, vermieden  werden  konnte®^).  Aus  dem  AVortlaute 
dieser  Definition  geht  hervor,  dass  hier  insbesondere  die  Haftung 
des  im  Gesetzbuch  so  genannten  „Sachverständigen"  gemeint 
sei«*). 

Als  „Sachverstandiger"  in  diesem  weiten  Sinne,  haftet  fiir 
„geringes  Versehn",  d.  h.  culpa  levissima,  aueli  der  Beamte  aus 
unerlaubten  Handlungen;  denn  auch  von  ihm  wird  „eine  beson- 
dere Kenntniss  der  Sache^  verlangt^').   Jedoch  lässt  §  91,  II3 

~~  *^§§  10  (Tgl.  8),  n,  9. 12  ff.  I,  6. 

»)  §1  20.  16  ff.  21  I,  S. 

^)  TgL  §  1$  mit  §§  10.  12.  1  ff.  Ip  dasa  BsnBim  (ond  Rdnokk,  dw 
allg«meine  I<aiidr«eht  (mit  ErUatar.)  I,  S.  216  Anm.  4  ni  §  12  I.  6. 
§§  82.  28.  I,  3;  $  15,  I,  6. 
**)  Ueber  die  Kontiakte  de«  Sachverst&ndigra :  §  231,  I,  5. 

Dkbhbdm  a.  a.  0.  II,  $  298  A.  6  S.  840/41.  Kooh,  prenn.  Flrivatr. 
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10  diese  Klage  ausdrücklich  nur  daan  zu,  „wenn  kein  anderes 
gesetzmässiges  Mittel,  wodurch  den  nachtheiligeii  Folgen  eines 
solchen  Yersehns  abgeholfen  werden  konnte,  mehr  fibxig  isi^*^. 
Hiemach  hat  im  preussischen  Recht  allerdings  das  Moment 

des  Amtes  den  Eiufluss  auf  die  privatrechtliclio  Stellung  seines 
Tiägei*8,  dai>8  es  seine  Verantwortlichkeit  aus  unerlaubten  Hand- 
lungen verschärft. 

JRichterlicke  Beamte.  Das  Allgemeine  Landrecht  hat 
über  die  Verantwortlichkeit  des  Richters  nur  im  Gebiete  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Bestimmungen  getroffen.  Es  wttrde 
danach  die  Thätagkeit  des  Spruduichters  wohl  unter  die  soeben 
erörterten  strengen  Grundsätze  Men,  weim  nicht  hier  Theorie 
und  Praxis  last  einhellig  aul  die  herrschende  Auslegung  des  ge- 
meinen Rechtes  zurückgegangen  wäre  und  den  Spruchrichter  nur 
für  dolus  und  culpa  lata  vertretungsverbindiich  erklärt  hätte. 
Man  stützt  sich  hierfür  auf  das  Argument,  dass  schon  die  Haftung 
fiir  ein  „mässiges  Versöhn*'  (culpa  leris)  dem  Prinzip  der  freien 
richterlichen  Würdigung  der  That-  und  Rechtsfragen  wider- 
strebe 

Anlangend  das  Gebiet  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit^  so 

kennt  das  Allgemeine  Landrecht  füi'  den  Richter  in  Testaiueuts- 
sachen  nur  eine  Haftung  wc^fren  mässifrcn  Versehens  ^^).  Die  Be- 
stimmungen des  Gesetzbuches  über  die  Haftung  des  Vormund- 
schafts- und  des  Hypothekenrichters  ^*),  sind  durch  die  Vormund- 
Schaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  und  die  Gbrundbuchordnong  vom 


II,  §  741  S.  547.  FOERSTBB,  preüss.  Privatr.  II,  §  145  S.  538  mit  A,  18. 
Kkhbein-Runüke  n.  a.  0.  A.  43  zu  §  88,  II,  10.  Bd.  IV  S.  47.  Erk.  in 
8TK1KTU0BST,  Archiv  f.  Rechtfifälle  70.  Bd.  S.  180.  Kocn,  Kummeat.  zum 
A.  L.-R.  (4.  Anfl.)  IV,  1.  Abth.  S.  276,  Anni.      §  bö  II,  10. 

Ueber  die  Auslegung  dieses  Paragraphen,  insbesondere  über  die  Frage, 
ob  derselbe  den  Qebnuch  aller  zulässigen  Rechtsmittel  erfordert.  Tgl.  Dns- 
atmo  S.  848  8.  21^28,    Bimiinr-BiniOKB  IT,  S.  48  so  dem  dt  Pa- 
ngimpheo.  Foibstib  8.  588  A.  19  a.  a.  0. 

*V  BiBHBimG  S.  842.  FoiBsm  8.  $89/40.  RiBBmi*BnnroKB,  A.  42 
XU  $  88  II  10  s.  0.  0.  Dain  Entseh.  des  Obertrib.  III,  8.  257  n.  80 
Stbuthobst,  Areb.  Bd.  76  8.  225  ff.  YgL  aneh  Allgexn.  Gerieb tsordng 
§  28  Tb.  III  tit  1. 

§§  91.  140.  1  12.   Ebenso  vor  dem  Inkrafttreten  der  Vetm.-Ordnaiig 
ftr  den  Vormundscbaftsrichter  §§  301  ff.  514,  II,  18. 
")  DBBKBimo  S.  843  A.  23. 


Digitized  by  Google 


—   379  — 


5.  Mai  187S  aufgehoben  worden.  Da  das  erstere  Gesetz  über 
diese  Materie  schweigt,  so  greifen  bezüglich  des  Vonnundechafts- 
lichten  die  §§  88  II,  10  A.  L.-B.  Platz Die  Gmndbuch- 
ordmtQg  aber  macht  den  GnindbuchbeaEnten  haltbar  ,|flir  jedes 
Versehen  bei  Wahmehmnng  seiner  Amtspflichten,  soweit  för 
den  Beschädigten  von  anderer  Seite  her  Ersatz  nicht  zu  erlangen 
ist«  ^»). 

Soiuit  steht  der  Richter  der  freiwüiigeii  ( i  erichtsbarkeit  mit 
Ausnahme  des  Gebietes  der  Testamentsangelegenheiten  unter  den 
allgemeinen,  för  Beamte  geltenden  Gesetsen,  insbesondere  unter 
§§  88  ff.      10  A.  L..B.'«). 

§  4.  Französisches  Recht. 

Allgemeines.  Da  auch  die  franzosische  Gesetzgebung  der 
Yeiantworäichkeit  des  Biditers  gegenüber  der  allgemeinen  Be- 
amtenTerantwortlidikeit  eine  besondere  B^cksichtigiiiig  hat  zu 
Theil  werden  lassen,  so  mögen  auch  hier  in  erster  Linie  die  all- 
gemeinen Rechtssätze  und  in  einem  zweiten  Theile  die  Eechtssätze 
über  die  Verantwortlichkeit  des  liichters  Platz  tinden. 

Die  französischen  Privatdeliktsklagen  werden  durch  die 
Art.  13B2  und  1383  des  code  civil  normirt. 

Art.  13811:  ^Tout  £ait  quelconque  de  Thomme  qui  canse  & 
antrui  un  dommage,  oblige  celni  par  la  &ute  dnquel  il  est  arrivd, 
i  le  reparer". 


DSBKBDaO  8.  843.    £SHB£IN*ii£lNCKE  A.  21  ZQ  |  107,  U»  18;  lY, 

a  740. 

FoEBST£B,  preuäs.  Grundbuchrecbt  S.  40.   AcmLLia,  prcass.  Gesetze: 
aber  Gnmdarwerb  ood  Hjpoth.  t.  5.  Mii  1872  S.  118  A  9. 

»)  BiiiMlat  FOl«  fiditerlidi«  Haltpfliebt  in  fraiirilli|(tt  G«rieli1sbarkeit 
«iuM  Brfiirdffiuis  dneg  beitbimten  Sehnldgnmdei :  §§  3S5->358. 1»  11,  §  183, 
I,  6;  8  827,  I,  14  (abgeBehaHt  durch  Gcseti  Tom  1.  Dezember  1869)  §§  141. 
158,  I,  12. 

**)  Zar  Eontrorene  niwr  fnuiiSsiache  «Delikte*  ond  .Qoesidellkte'  vgl. 
Z4CBABIAK ,  Handbuch  des  franz.  Zirilr.  II,  §  446  S.  578,  der  den  Unterschied 
antei  denäclben  in  der  Yerachiedonheit  dor  haftbaren  Personen  gemäss  Art. 
1383,  1384,  nnd  die  französischen  Schriftsteller  —  insbesondre  Mf»üRLON- 
DCXANOKAT,  Bep^t  Pentes  sur  le  code  civ,  IT,  n.  1691  S.  926  und  Marcad^, 
EipHcation  theoret.  et  prat.  du  r«"!r-  oiv.  V,  S.  275.  welche  jenen  Unterschied 
in  der  Verschiedenheit  des  Scholdgrades  .avcc  dessein  de  noiie"  —  sani 
deeeein  de  n.  erblicken. 
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Art.  1383:  „Chacim  est  responsable  da  dommage  qa'fl  a 
causd  non  seulement  par  son  M%  mais  oncore  par  sa  negligence 
011  par  son  imprudence". 

Hiermit  liat  das  französische  Rt  clii,  dem  ja  die  rümisch- 
rechtliche  Dreitheiluug  der  culpa  fremd  ist,  eine  Haltbarkeit  ein- 
Dach  für  „faute^  aufgesteUt  und  zur  Vervolistäiidigiing  liinzugesetzt, 
dass  unter  die  „faute''  auch  „negligence''  und  „imprudence^  MißiL 
Die  französischen  Juristen,  welche,  nach  Vorgang  des  grOBsen 
PoTHiER^  ihre  Werke  über  das  französische  Recht  gern  dnrch 
röniisclirechtlirlu'.  wenn  auch  nicht  stets  zutreüende  Konstruk- 
tionen buiehcii,  iit'iuien  diese  fante  wohl  eine  „faute  aquilienne'*, 
im  Gregeusatz  zur  „faule  couveutionelle'^  und  behaupten,  die  erstere 
fasse  die  culpa  leTissima,  mo  im  romischen  Rechte  die  actio 
Aquiliae,  in  sich^').  Abgesehen  von  der  mangelhaften  Begrün- 
dung dieser  Andcht  ans  dem  römischen  Rechtssatze  über  Sacb- 
beschädigung,  ist  sie  wohl  geeignet,  den  Sinn  des  code  ciTil  m 
treffen,  welcher  hier,  wie  so  häufig,  einem  weisen  ricliterlicheii 
Ermessen  nicht  durch  eine  allzu  genaue  Spezialisirung  der  Erfor- 
dernisse hemmend  in  den  Weg  treten  wollte.  Denn  schon  die 
Motive  zu  diesem  Gesetzbuche  betonen,  dass  man  bei  Abmessuxig 
des  erforderlichen  Schuldgrades  nicht  in  erster  Linie  vom  Stand- 
punkte des  Verletzenden,  sondern  vielmehr  von  dem  des  Verletzten 
ausgehen  müsse,  dass  aber  nach  natürlicher  Billigkeit  die  Ver- 
letzung eines  völlig  Seliuldloseii  aueli  von  demjenigen  Ersatz 
fordere,  welcher  die  Verletzung  nur  durch  ein  geringes  Versehen 
veranlasst  habe^^). 

Eine  allgemeine  Bestimmung  über  die  Haftung  nichtrichte^ 


cooTs  ellmeDt.  da  droit  dv*  III  n.  357  ff.  8.  811  ft 
Die  &iite  conventionelle  aoU  g«iii8i8  Art»  1137  e.  c  di«  tevis  enlpa  beufclmai: 
eine  Haftung  ftlr  culpa  lorianina  im  Vertrag  soU  aiudr&ekllcker  Vereiiibanng 
vorbehalten  bleiben.  Dieae  strengen  Scheidangen  sind  m.  E.  wenigitene  on- 
firaniöaiacb. 

Vgl.  die  Worte  von  Biaox^PaiAKnnü  bei  Laubbht  imd  dieMn  edbit 
a.  a.  0.  Zaohabuk  a.  a.  0.  S.  574.  Anlangend  den  Umfiuig  der  SntMbidi* 
gnngspflicht,  so  wird  gewöbnlioh  dat  damnnm  emergens  nnd  Incrum  eessans  ge- 
fordertf  jedoch  ist  auch  hier  dem  freien  ricbterlicben  Ermessen  keine  Schranke 
geeetst.  Die  Vorschriften  der  Art.  1110  sq.,  besonders  1150,  über  die  «dem- 
mages  et  intc'rots*'  beziehen  sich  ausdrücklich  nur  auf  Vertrage.  Zachabui 
§  445  S.  577.  AuBBT  et  Raxj,  Droit  eiv.  (ran(.  IV,  §  i45  &  748.  Maboad^ 
S.  276. 
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lieber  Beamten  aus  privatrechtliclicn  Amtsdelikten  enthält  das 
französische  Recht  nicht.  Es  kann  dalier  die  Subsuinption  auch 
dieser  Fälle  unter  die  genannten  Gesetzesbestimmungen  nicht  wohl 
besweifeit  werden  '^).  Allein  man  ist  hinsichtlich  der  Amtsdelikte 
liber  den  Begriff  der  „fante'^  nicht  einig,  eine  Thatsache,  welche 
sieh  leicht  ans  der  schon  angedeuteten  Tendenz  des  Gresetzbnches 
erklSrt,  über  das  Voihandensein  der  &nte  mehr  das  richterliche 
Ermessen,  als  ein  festes  gesetzhches  System  entscheiden  zu  lassen. 
Zac  jlvkiae  will  für  diejenigen,  welche  ^])ei  Ausübung  einer  Wissen- 
scliaft  oder  Kunst-  die  Verletzung  begaugcu  liaben,  eine  Haltung 
nur  wegen  groben  Versehens  eintreten  lassen,  ^propter  Judicium 
Ittturicnm  artis''  ^*).  Dieser  Klasse  von  sachverständigen  Personen 
scheint  er  schlechthin  den  Beamten  zuweisen  zn  wollen.  Das 
Besnltal  wSre  hiemach  fiir  das  französische  Becht  dem  preus- 
sischen  System  entgegengesetzt,  welches  aus  der  gleichen  Ihwä- 
gung,  dass  der  Beamte  Sachverständi^nM-  ist,  ^\ie  wir  sahen,  eine 
verschäri\€  Haftung  fiir  denselben  herleitete.  Von  den  älteren 
französisclien  Scliriftstellern  will  auch  Merlin  den  officier  pubhc 
nur  für  dolus  und  culpa  lata  haften  lassen,  und  zwar  nach  Ana- 
logie der  römischrechtlichen  Grundsätze  Tom  mensor;  doch  zeigen 
seine  Ausführungen,  dass  er  selbst  dieses  System  für  nicht  unter- 
scfaiedsloa  durohfährbar  hält*^).  Unter  den  neueren  französischen 
Juristen  hat  insbesondere  Laltrent  einen  der  Theorie  Zacrabiae*s 
entL«  l:<  ni^csetzten  Standpunkt  eingenummen.  Nach  diesem  Scluift- 
steikr  soll  in  s  Gewicht  fallen,  dass  die  durch  eine  kulpose  Amts- 
handlung verletzte  Partei  bezüglich  der  Person  des  Beamten, 
dessen  Funktionen  sie  in  Anspruch  genommen  hat,  nicht  freie 
Wahl  hatte,  dass  ihr  viebnehr  der  Beamte,  im  Gegensatz  zu  einem 
Yertragsgegner,  oktroyirt  war.  Sie  soll  hiemach  berechtigt  sein, 
von  dem  Beamten  wegen  seiner  verletzenden  Amtsbandlungen 
schon  im  Fall  des  geiingstens  Versehens  Ersatz  zu  fordern^'). 


Vgl.  den  Wortlaut  der  citirten  Artikel:  «qoelconquc  de  rhoinme" 
xmd  „chactin  est  resp."  Batbie,  Pr^  du  oours  de  droit  public  .  .  S.  7d7 

erU&rt  den  Beamten  haftbar  für  ,dol  ou  n^gh'^ence.*' 

'*)  ZACnAiüAK  §  444  S.  574  ff.  und  A.  5  S.  575. 

^  MsBUN,  Be|>ertoire  aaiversel  et  rai«ona^  XXI,  s.  t.  NalUte  §  Y 
S.  408  ff. 

Laüreht  a.  a.  0.  ii.  059  S.  213.    Mkblin  a.  a.  0.  §  V  i.  f. 

S.  412. 
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Da,s  Rpsnltfit  der  Lai RENx'schen  Theorie  ist  auch  dasjenige  der 
herrschenden  Meinung®*). 

Am  lebhaftesten  wird  in  Tlieorie  und  Praads  die  Furage  der 
Haftung  des  Kotars  fttr  die  Gilltid^t  seber  Akte  erörtert 
Zachabiab  und  Andere"*)  behandeln  sie  bei  der  Lehre  Yon  dm 
Deliktsobligationen  und  übersehen  vollstfindig,  dass  der  fehlerhaft 
handehide  Notar  gar  nicht  aus  einem  Delikt,  sondern  aus  einem 
Vertrage  haftet**).  Ebensowenig  haftet  der  Anwalt  und  der 
Gerichtsvollzieher,  domi  Verantwoi-tlichkeit  in  Art.  293  und  1031 
des  Code  de  proceduic  civüe  erwähnt  wird,  aus  Art.  1382,  1383 
c.  c,  sondern  als  Mandatar  aus  Art.  1992  daselbst*^). 

Von  den  uns  interessirenden  Beamten,  welche  auf  Grand  von 
Art«  1382,  1388  c.  c.  wegen  ihrer  „feutes^  yerfolgt  werden  können, 
sind  im  französischen  Oivilgesetzbuoh  ausdrücklich  der  Cinlstaads* 
beamte  und  der  Hypothekenbewahrer  genannt.  (Art  51.  62  — 
Art.  21  (JH.  2197  sq.  c.  c.)  Diese  Bestimmungen  enthalten  jedoch 
nichts  j^enaucrcs  über  den  zur  Klage  erforderlichen  Grad  der 
Yersc}iuiduBg'^^)i  stellen  sich  vielmehr  dar  als  einzelne  Anwen- 
dungsfalle des  in  Art.  1382,  1383  c.  c.  ausgesprochenen  allge- 
meinen Prinzipes  auf  die  spesiell  Torgesehriebenen  Amtsobliegen^ 
heiten  der  genannten  Beamten. 

Richterliche  Beamte.  Der  code  de  procMure  drile  hat 
dem  älteren  französischen  Rechte  der  coutumes  das  Institut  der 
„])iise  a  partie"  gegen  richterhche  Beamte  und  Beamte  des  öftent- 
hchei)  Mimsterhuns  ®^),  d.  i.  der  Staatsanwaltschaft,  entiionmien 
Die  piise  &  partie,  d.  h.  die  üegressklage  der  durch  ein  gesetzlich 


*^  YgL  IiUtMonftn,  TMma  et  pratiqo«  dM  obligat  Bd.  V  8.  696  £ 
AvBBY  <t  Rau  8.  766  a.  a.  0. 

**)  Z&atAaiAi  8.  575  A.  5.  LABOMBiftBS  a.  a.  0. 

Die  Prudt  ist  in  dieser  Frsge  Ung»  Mthwaukend  geweeen:  MuLor 
a.  a.  0.  Bd.  XXI  S.  408  ff.  Vgl.  Abrigmt  Art  10.  16.  68  des  Noteikfagei. 
T.  25.  Ventose  XI  (fllr  ElMv-IiDtliiiDgen :  ALTHOn^FoiBTSOE,  Hammlsag 
u.     f.  II,  S.  195  ff.) 

Uebrigens  haftet  genlM  Art.  1992  e.  mdi  der  IfABdatw  eeUeciii» 
weg  für  »faate*. 

Zaühariab  n,  §  268  S.  122'123  lässt  den  HypotlieVenbewahrer,  seinem 
Prinzip  getrea  für  »eine  Gefährde  und  eine  grobe  Nachlässigkeit'  haften. 
Wegen  der  sog',  «faate  aquilienne"  haftet  er  nach  LArRENT  III  n.  360  !S.  213. 

Cabbe-Chaütiaü,  Lois  de  la  proced.  IV  n.  1800  S.  388/889, 
**)  MaaLur  a.  a.  0.  XXY,  s.  t.  .prise  a  pirtie''  3.  38  ff. 
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bestmimtes  Versehulden  des  Bichtera  n.  s*  f.  Terletzten  Partei^ 
ist  nach  dem  franzSeischen  Gesetebuch  eine  besondere  Form  des 
Kechtsstreites,  welche  zugleich  die  Gkurantien  ▼otter  Gtougthnimg 
ffir  den  Verletzten  und  energischen  Schutzes  gegen  frivole  Klagen 
lUr  den  Richter  bietet. 

Diese  Klage  ist  nach  Art.  bOb  c  de  pr.  civ.  iu  vier  Fällen 
zulässig: 

1)  wenn  dem  Richter  dol,  fraude  oder  concussion  im  Lauf 
des  Yer&hrens  oder  bei  der  Entscheidang  zur  Last  gelegt  wird**); 
wenn  das  Gesetz  diese  Klage  ansdrüddich  znltot; 

3)  wenn  es  den  Richter  lär  verantwortfich  bei  Yenneidimg 

der  Schadensersatzpflicht  erklärt; 

4)  ^senn  eine  Rechtsverweigerung  vorUegt. 

Betreffs  rles  zweiten  Falls  enthält  der  code  d  mstruction  cri- 
minelle vier  i'älle  von  Versehen  des  Richters,  welche  eine  prise 
&  partie  begründen;  durch  die  deutsche  Reichsgesetzgebung;  welche 
di^enigen  Bestimmimgeni  deren  Yerletzong  das  französische  Gesetz 
mit  jener  BegressUage  bedroht,  nicht  kennte  sind  hier  die  Be- 
slimmnngen  des  letzteren  in  WegM  gekommen*^).  Auf  den 
dritten  Anwendungsfall  der  prise  ä  partie  besriehen  sich  die  noch 
in  den  deutschen  Rechtsgebieten  geltciulun  Vorscluiiten  des  code 
de  proc.  civ. :  Art.  928  (vorzeitige  Abiialmie  der  Siegel  bei  Todes- 
fällen durch  den  Richter)  und  des  code  peual:  Art.  114.  117 
(willkürhche  Verletzung  der  individuellen  Freiheit  oder  der  staata- 
b&qgerlichen  Rechte  des  Bürgers  durch  ehnen  öffentlichen  Beamten, 
oder  wiDkflrlicbe  Verletzung  der  Veiiassang  dnrdi  einen  solchen, 
entsprechend  §  341  des  deutschen  B.-Str.^.-B. 

Li  französischer  Gestalt  war  die  Regressklage  gegen  den 
Richter  nicht  ohne  vorherige  Erlaubniss  des  Gerichts  anzustellen, 
vor  weichem  der  Prozeös  verhandelt  werden  sollte.    Für  Deutsch- 

**)  Lata  culpa  steht  im  Allgemeinen  dem  dol  nicht  gleich:  Sirbt  et 
OiLBiBT,  las  Codes  annoUs  in  Art.  505  c.  do  proc.  cIt.  S.  849  A.  5  ood 
Cäaaä-CBAXJWMLV  n.  1806  8.  892  ff. 

*^  El  rind  di«t  Art.  77.  122.  I6i.  871  c  dlnitmot.  ctjm.  Tgl.  ALTHonr- 
FonmoB  ^  a.  0.  I  H. 

**)  Wdober  Psngnph  auf  Onmd  von  Art.  III  8.  0.  snm  8t<6.-B.  inr 
EigiosaDir  dei  Art  117  c  pfo.  an  Stdla  dm  äxMÜä  ^msu  Art  in  Jkng 
gßmaumea  Art.  114  tritt  Vgl.  AKTHOffV-FosBTSCH  I  G.  in  Art  114  c.  p. 

Das  GenM«ie  in  dtm  G«Mgl«n  bei  CABB*<2BAlimu  o.  1805  C 
8.  392  ü. 
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land  hat  §  11  zum  G.-V.-G.,  über  welchen  im  zweiten  Ab- 
schnitt dieser  Arbeit  noch  geiuiiier  gehandelt  werden  wird,  diese 
BestinimuDg  beseitigt,  indem  er  nnter  aUeiniger  Znkssung  einer 
nicht  hierher  gehörigen  Ansnahme  im  Prinzip  diejenigen  landes- 
rechtlichen Gesetze  aufhebt,  durch  welche  die  straf-  oder  zivfl- 
rechtliche  V^erfolgung  öflfentlichcr  Beamten  wegen  ihrtT  amtlichen 
Handluiigoii  nn  l)esondere  Yoraiissetziingcn  gebuiulf^n  war.  Auch 
die  Prozessstrafeu,  welche  die  mit  ihrer  requete  zurückgewiesene 
(Art.  513  c.  de  pr.  civ.),  sowie  die  durch  Endurtheü  abgewiesene 
Partei  (Art.  516  das.)  trafen,  sind  durch  den  neuen  deutschen 
Prozess  f&r  uns  weggefiülen 

Somit  sind  für  die  deutschen  Rechtsgebiete  die  formellen 
Eigenthiimhchkeiten  der  prise  ä  partie  beseitigt,  und  dieselbe  reiht 
sich  folgeweise  den  regelniiissigen  Prozessen  an. 

Die  französische  .Jurisprudenz  bezieht  die  Vorschriften  des 
Art.  505  und  der  folgenden  (code  de  pr.  civ.)  auch  auf  die  richter- 
liche Thätigkeit  in  niclitstreitigen  Sachen,  indem  sie  für  den 
Bichter  schlechthin  das  Prinzip  der  Art.  1382. 1383  c.  c.  lediglich 
in  der  durch  die  gedachten  Artikel  des  code  de  pr.  cIt.  gegebenen 
SpeziaUsirung  anerkennt*^). 

Demnach  ist  im  französischen  Rechte  der  Richter  überhaupt 
von  der  strengeren  Haftung  anderer  Beamten  frei^*). 

§  6.   Sächsisches  Recht. 

Es  sei  zum  Schlnss  gestattet,  unter  den  übrigen  Gesetzes- 
kodifikationen auf  das  sächsbche  bürgerliche  G^etzbuch  Ton  1863 
einen  Blick  zu  werfen,  weil  dasselbe  eine  eigenthümliche  Regelung 

unserer  Frage  enthält. 

Die  Dehktskkxge  des  sächsischen  Hechtes  setzt  eine  durch 
Begehungen  oder  Unterlassungen  erfolgte  Rechtsverletzung  und 
eine  dem  Urheber  oder  dem  Unterlassenden  zur  Last  fallende 
„Verschuldung^  voraus      §  116  sächs.  bürg.  Gth**).  Das  Po- 


**)  ALTaOTf-FoKBTSOH  T  D.  sa  Art  505—111  c.  de  pr.  civ.  Anm.  18. 

**)  SiRBT  et  Gilbert  a.  a.  0.  zm  Art.  505  cit.  A.  9, 
^)  Di6M8  Besaltat  behauptet  auch  fl&r  das  ältere  Kecht  dar  ooatanNS, 
in  Anlehnung  an  das  rumische  Recht  MnLnr  XXV,  8.  41. 

**)  Von  der  aqnUisclien  Deliktaktoge  spenell  handeln      14S3  £ 
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stolat  der  Verachuldong  wird  daim  in  §  121  Tom  Standpfunkte 
des  düigenB  pater  fimuliaa  aus  erUärt*'). 

Von  diesem  Grundsatz  wird  fUr  die  FSlie  der  ^Verletzung 

besonderer  Berufspflichteu"  in      1506  ff.  eine  Ausnahme  gemacht. 

§  1506:  „Wer  durch  absichtliche  Verschulduug  oclor  gro])o 
FahriÜssigkeit  eines  rieliterlichcn  Beamten  bei  Verhandlung  oder 
Entscheidung  eines  Rechtsstreites,  oder  in  Geschäften  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit"^)  Schaden  erleidet,  kann  dessen  Ersatz 
Ton  dem  schuldigen  Beamten  fordern.  Dieser  Anspruch  fiUlt  weg, 
wenn  der  Verietste  Beohtsmittel  nicht  gebraucht  hat,  durch 
welche  er  die  ihm  Schaden  bringende  richterliciie  Handlung  hätte 
abweiulen  kOnnen"*. 

§  15U7 :  „Von  dem  Staate  oder  von  Gemeinden  angestellte 
V'erwaitnngsbeamte  haften  für  den  Schaden,  welchen  sie  bei  Be- 
handlong  der  ihnen  obliegenden  Geschäfte  absichtlich  oder  durch 
grobe  Fafarlfissig^it  verursachen,  ausgenonunen,  wenn  der  Beschä- 
digte unterlassen  hat,  die  gesetzlichen  Mittel  zu  gebrauchen,  durch 
welche  er  tüe  Schadenzufiigung  hätte  abwenden  können". 

Nach  sächsiscliem  Rechte  stellen  also  alle  Beamte,  die  rich- 
terlichen und  die  nichthchterlicheu,  bezüghch  ihrer  Haftung  aus 
unerlaubten  Amtshandlungen  einander  gleich,  so  zwar^  dass  dem 
öffentlichen  Amte  die  Kraft  innewohnt,  die  Haftung  seines  Trägers 
gcgentther  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Verantwortlichkeit 
aus  unerlaubten  Handlungen  zu  rermindem 

§  6.  Resultat. 

Wir  haben  üus  den  Ausiuhiungen  dieses  Kapitels  ersehen, 
dass  für  das  römisciic  und  französische  itecht  die  Stellung  des 
Beamten  bezüglich  seiner  Haftung  aus  gesetzwidrigen  Amtshand- 
lungen keine  rechtUchen  Besonderheiten  bewirkt,  während  dieselbe 
im  preussischen  Rechte  eine  Vf  rscharfongi  im  sächsischen  eine 


Vgl.  Stobbe,  deutsches  Privatrecht  III  S.  375. 
Unter  dieses  Moment  fiillt  auch  die  Beurtheilung-  der  Rogressklage 
gegen  den  OberroffmondadiAftgnchter  Siksshhaab,  Kommentar  z.  bürg.  Qh, 

in  8.  173. 

^)  Ueber  die  Haftung  dos  IJeamtcn  im  bairischeu  Üechte,  insbesondere 
über  die  Uaftong  des  Bichters  in  nichtstreitigen  Sachen  Roth,  bair.  Ci?ilr.  I 
ä.  52S  §  102  g.  £. 
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Abmilderung  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  Deiiktsklagen  zur  Folge  hat.  Die  Ver- 
aatwortlicbkeit  des  Richters  in  str^tigen  und  bezw.  auch  in  nicht- 
streitigen  Angelegenheiten  war  im  preussischen  und  fransösischen 
Bechte  gegenüber  der  Verantwortlichkeit  der  anderen  Beamten- 
kategorion  eine  mildere.  Im  sächsischen  Rechte  stellt  auch  der 
Richter  unter  den  Grundsätzen  über  Beamten  Verantwortlichkeit, 
und  auch  für  das  s.  g.  gemeine  Recht  darf  man,  insbesondere  auf 
Grund  der  R.-K.-G.-0.  behaupten,  dass  der  Richter,  wie  der  Ver- 
waltongsbeamte,  im  Wesentlichen  unter  den  allgemeinen  Gnmd- 
sätsen  über  Deiiktsklagen  steht. 


IL  Al)sclmitt. 

F^nnellreeMUeher  Theili  die  Terfelgbarkelt  derBesmIen  wegen  sItU- 

eder  strafteehtlleher  Delikte. 

Ekstes  Kapitel. 
Sie  allgemeinen  luBtorisolieii  and  dogmaüMliea  önrndlagaa. 

§  1.    Der  Grundsatz  der   freien  Verfolgbarkeit  der 
Beamten  und  die  französische  Lehre  Yon  der  Trennung 
der  Gewalten  in  ihrem  Einfluss  auf  denselben. 

Soll  der  R(  <  ]its<»rundsatz  der  VerantwortHchkeit  der  Beamten 
für  die  Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen,  wie  ihn  diese 
Arbeit  bis  hierher  entwickelt  hnt,  nicht  leerer  Schall  sein,  so 
muss  für  seine  unbehinderte  YerwirkUchung  die  richterüche  Au- 
torit&t  im  Staate  ausrichtet  sein.  Die  freie  gerichtliche  Ver- 
folgbarkeit des  Beamten  charakterisirt  den  Rechtsstaat 

Diese  Forderung  sehen  wir  im  römischen  Recht  wie  im 
Rechte  des  alten  deutschen  Reichea  ohne  Einschränkung  anerkannt. 
Es  war  der  Zeit  der  französischen  Revolution  vorbehalteni  gegen 
dieselbe  Widerspruch  zu  erheben. 

Im  römischen  Rechte  war  die  zivü-  und  strafrechtUche  Ver- 
folgung der  Beamten  im  Grossen  nnd  Gänsen  unter  die  Begebi 

')  V<r!  hierzu  und  zu  dem  Abscbniite  uberliaupt  die  yortügliclie  Ab- 
handlung über  die  Idee  der  Verwaltangsgerichte  von  Lob.  Stum  in  aeincr 
»Yerwültongtlebre"  I.  Th.  (2.  Aufl.)      408  ff. 
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des  aUgemeinen  Rechtes  gestellt').  Die  Gefahr,  welche  für  den 
Recbteaclmts  des  Privatmaimes  gegen  den  höheren  Beamten  in 
dem  Gnmdsatse  lag,  dus  der  Magistrat  nur  bei  einem  par  nift- 
jowe  magistratns  Teildagt  werden  konnte,  wurde  paralysirt  durch 

das  tribunizische  Recht,  jeden  Beamten  in  Strafe  zu  nehmen  und 
zu  verliaften.  Wenn  der  untere  Beamte  erst  nach  Niederlegung 
seines  Amtes  zur  Verantwortung  gezogen  wurde,  so  schemt  dies 
mehr  in  der  aUgemeinen  Uebungi  als  in  zwingendem  Bechte  be« 
grfindet  ' gewesen  zu  sein^). 

Im  altdeatacfaen  Bechte  war  der  Grundsata  der  unbehinderten 
Veifölgbarkeit  des  Beamten,  ja  der  höchsten  Obrigkeit,  des 
Xdmdeshenm,  des  Kaisers,  zu  noch  entschiedenerer  Aneikennung 
gelangt.  Eb  sind  uns  Bechtsstreitigkeiten  gegen  den  Kaiser, 
welche  auf  Grund  von  gesetzwidrigen  Amtshandlungen  desselben 
vor   dem  Roichskanimergericht  zum  Austrag  kamen,  bekannt*). 

Emen  piiozipieiien  Wandel  der  Anschauungen  bewirkte  erst 
^e  MoKTBSQDiBo'sche  Theorie  yon  der  Trennung  der  Gewalten^). 
Der  neue  GhrondsaitE,  dass  die  j^hheM  poUtiqne'^  des  Bürgers 
bedingt  sei  duzdi  die  selb  st  findige  Aktion  der  gesetzgebenden, 
ToUziehflnden  und  richteilicfaen  Gewalt,  welche  Termoge  des  ste- 


*)  .Dia  ungeBMioe  politbebe  Begibmig  der  BOmer  hat  sieb  in  Betraff 
der  magiitiatischcii  TeiutwortUelikeit  tot  Allem  darin  offenbut,  dsn  sie  im 
AUgemeimit  den  Beamten  keine  Aamshmeetellimg,  weder  eine  erschwerte  noch 
eins  erleichterte,  gegeben  haheiu  Im  Ganzen  genommen,  unterliegt  der  Be- 
amte wie  der  PriT&te  der  gewShulicben  Kriminnl«,  Administrativ»  and  Ciiil- 
jnriediktioD,  und  hat  du  monströse  Institut  exseptioneller  politiecher  Kon- 
trolhSfe  bei  den  Römern  nicht  die  Rolle  gespielt,  die  die  Annalen  so  Tieler 
anderer  Staaten  entstellen."  Mommsen,  römisches  Staatsrecht  I  S.  672—674 
0.  A.  1  das.  Die  cntgegengesetite  AnffawiBng  rertritt  I^oimva,  deatechee 
Verwaltungsrecht  S.  771. 

•)  Mommsen  a.  a.  0.    S.  679/680  (u.  A.  5)  681. 

*)  LüENTKG  a.  a.  0,  S.  771.  772  mit  Anm.  2  und  3:  Bezüglich  der 
Landesherren  vgl  Jon.  Jag.  MosiE,  Von  der  Teutschea  Unterthanen  Rechten 
und  Pflichten  1774,  cap.  UI  §  46  sL  2:  .Und  so  kOnnen  sie  (die  deutschen 
Uatethsneo)  nneh  Bm  eignen  Landeehemi,  nnd  tlle  Andwe,  in  denen  nseb 
dm  Beuhagesetnn  . .  dam  qnnlilidrten  FiBent  in  cnter  Ineteni  vor  denen 
hOehetmi  oder  rmp,  aneh  tot  denen  enbaltemen  Beich^gericfaten  hebogen*. 

")  MomiQUiiü,  de  Teeprit  dei  loii  L  11  eh.  6  «de  In  eonstitation 
d^Angletem*  (In  der  Lihnte*ielien  Aoig.  der  OeaTne  eompleli  de  IL  t.  L) 
&  180  £  137  fP.  Vgl.  auch  r.  Sabwit,  die  iMbntliehe  fieeht  nnd  die  Ycr- 
wiltangireolitepflege  1880,  S.  806. 
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tigen  Kampfes  unter  denselben  (vermöge  des  „se  contrebalanoer^) 
die  irillkurlicbe  Heirscbaft  einer  einzelnen  von  diesen  €(ewalteD 
hindert  und  so  die  Macht  der  Regierung  zu  Gunsten  der  Rechts- 
stellung des  Unterthans  eindämmt,  —  dieser  neue  Gnindsatz 
zog  eine  feste  Grenze  zwischen  den  (Terieliten  und  Vi'r\vaUun;?s- 
orgauen.  Das  Zurückdrängen  der  richterlichen  Kompetenz  musste 
in  einem  Lande  freudig  begrüsst  werden,  welches  danmls,  wie 
man  weiss,  von  Misstrauen  gegen  die  Gehebte  beherrscht  war. 
So  sanktionirten  denn  die  Gesetze,  welche  zuerst  das  Prinzip  der 
„Separation  des  pouvoirs^  au&tellten,  zugleich  den  Grundsatz,  es 
solle  kein  Vorwaliuugsbeamt^r  in  Sachen  seiner  AmtsohH(\f?en- 
lieiten  vor  die  Clericlite  fi^ezogen  wei-den  dürfen,  es  sei  denn  auf 
die  Weisung  der  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst 

Den  Schiussstein  dieser  Entwickelung  bildet  der  bald  des 
Näheren  zu  erörternde  Art.  75  der  Konstitution  vom  22.  fii- 
maire  Vni^  welcher  als  Yoraussetzung  der  gerichtlichen  Verfolg- 
barkeit eines  ^agent  du  gouvemement**  wegen  ^faits  relatife  k 
ses  foüctions^  die  vorhorii^e  Genehmigung  durch  den  JStaatsrath 
erfordert^).  Ausgenonnnen  von  der  Geltung  des  Art.  75  sind 
desshalb  alle  richterlichen  Beamten,  weil  das  Prinzip  der  Trennung 
der  Gewalten  dadurch  nicht  verletzt  wird,  dass  ein  Justizbeamter 
▼or  den  Justizbehörden  frei  verfolgbar  ist^). 

Der  gedachte  Artikel,  entstammend  der  revolutionären  Lehre 
von  der  Trennung  der  Gewalten  und  der  wahren  bürgerlichen 
FreDieit,  ist  gleichwohl  der  Ausdruck  eines  für  die  W  j  wii  klicliung 
der  letzteren  höchst  bedenklichen  büreaukratischen  Systems.  Das 
Recht  des  Einzelnen  wird  gefährdet  durch  die  exorbitante  Be- 


•)  So  ntnNotlich  das  Ges.  v.  7./14.  o«tobre  1790  —  ch.  Oe«.  v.  16.^. 
«oüt  1790  —  und  die  K<ni8titatio&  vom  5.  frnctidor  III. 

^}  »Afin  de  mloaz  asBiirer  U  ■Sparst  ion  des  pouvoirs  ad  mini* 
stratif  et  jndieiaire,  le  l^gitlateor  na  petmet  pss  quo  les  igenti  du  Gon* 
temmmt  totent  ponnaivis  dsvatit  kt  tribnaauz  ordinaina  aant  raatoiSsatifln 
prMablo  de  Tautorit^  administraUve,  ordinairenient  isoa  la  pemissiou  da 
oonadl  d'Etat."  Batbie,  Pröcis  du  conrs  de  droit  pablic  etc.  S.  787.  —  Sil* 
BXONT,  Traite  de  Torfi^anisation,  de  la  cowp^tonce  et  de  la  procödure  en  mat- 
content,  admin.  etc.  I  8.  128.  Dalloz,  Jarisprudence  gto^ale,  Kepert.  de 
Ugial.  etc.  XXXn,  s.  v.  «miae  en  jugement  des  fontionnaires  pablics"  n.  5,20  n.  21 

*)  Dalloz  a.  a.  0.  n.  18.  252  ff.  251.  Aus  dem  gleichen  Grunde  entzieht 
sich  auch  der  Fall  der  Verfolgung  eines  Verwaltungsbeaniten  vor  dem  Ver- 
waltoogigericht  der  Vorschrift  des  Art.  75.   Ssbeiont  a.  a.  0.  b.  li^  Z.  26^ 
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ftiguBS  des  pouToir  ez4cuti£|  die  gerichUicfae  Verfoigimg  semer 
Qi^gaiie  nach  freiem  Ermessen  zuzulassen  oder  zu  versagen.  Was 
war  naiörficher,  als  dass  diese  Konsequenz  derMoNTSSQUiEu'schen 

Lehre  Seitens  der  Liberalen  seihst  unter  dem  Drucke  der  berüch- 
tigten Restaurutionsepoclie  die  lieftigsten  Au^^riffe  erfuhr  ?  Man 
stellte  auf,  Art.  75  der  Konätitution  v.  J.  VIII  sei  ausser  Kraft 
getreten  durch  Art.  68  der  Charte  Tom  4.  Juni  1814,  welcher 
besagte:  „les  lois  actneUement  ezistantes,  qui  ne  sont  pas  con- 
traires  k  la  präsente  charte,  restent  en  vigueur,  jusqu'd.  ce  qa'fl 
y  soit  16galement  d^roge^ ;  denn  die  Behinderung  des  Rechtsweges 
ge^eu  den  Beamten  A^derspreche  dem  Geiste  der  chaite.  Jedoch 
\vi.(lrr  der  Kassationshuf  noch  auch  der  Staatsrath  machte  diese 
ZU  der  seiMicr<»n  Unter  Loüls  Philippe  wurde  so- 
dann im^Jahre  lb35  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  mit 
dem  Privileginm  dw  Beamten  ans  Art.  75  dt.  aofr&umen  sollte. 
Bei  der  Berathnng  desselben  mussten  sich  die  Ijiberalen  Ton  einem 
Vertheidiger  des  Art.  75  (Vivien)  zurufen  lassen,  sie  könnten 
doch  ujimüghch  ein  (iesetz  auftieben  wollen,  welches  als  Ausfluss 
der  Trennung  der  Gewalten  die  Garantie  der  biugerhchen  Freiheit 
enthielte  ^^).  Der  vorgelegte  Entwurf  wurde  nicht  zum  Gesetz, 
und  die  Gkltung  der  so  viel  angefochtenen  „garantie  Constitution 
ndle^,  wie  das  Beamtenprivileg  genannt  ward,  blieb  unbezweifeit  ^^), 
bis  dnrdi  Dekret  der  Regiemng  der  nationalen  Vertheidigung  vom 
19-  September  1870  Art.  75  für  Frankreich  aufgehoben  wurde 

Unter  den  deutschen  Rechtagehieten  erhielt  Art.  75  der  Kon- 
stitution V.  J.  Vni  in  Elsass-Lothringen,  Khein-Baiern  und  Kheui- 
flessen  gesetzliche  Geltung.  Baden,  Hessen  und  Baiem,  die 
beiden  letzteren  Länder  für  die  nichtrheinischen  Gebiete,  und 
Prenssen     haben  Nachbildungen  des  Art.  75  geschaffen.  Dabei 

•)  Dalloz  a.  81.  22. 
Bakloz  n.  88. 

DaUiOZ  vu  28. !.  f.  FoBSTSOB  i.  d.  Pacb/achea  Ztnshft.  a.  a.  0. 8. 846. 

ÄLTHorF-FoiBTSOH«  Sammlung  etc.  II  S.  155  A.  1  sa  Art  75. 
^*)  Der  piwiHische  Jastizminister  Simons,  der  Urheber  des  vielaagefoch- 
tenen  Gesetzes  vom  13.  Februar  1854  nannte  den  Qnmdsatz  der  „garaatie'' 
d«a  Bflamtea,  wie  ihn  Art.  75  aufgestellt  hatte,  eine  «nothwendige  Konse- 
quenz der  neuen  konstitutionellen  Begier ungsform."  Onetst,  Vier  Fragen 
zur  deatschen  .Strafprozessordnung  S.  41.  Derselbe,  Rechtsstaat  S.  208  II. 
Desselben  Rede  im  Reichstag  (Sess.  1876  I  S.  383—384)  Vgl.  auch 
Schulze,  preoss.  Staatsrecht  S.  118 — 120. 
Irddf  f&r  5ffntUolM9  fiecht  I.  2. 
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var  jedoch  — ,  was  wolil  zu  beachten  ist,  —  nichi  sowohl  das 
Prinzip  der  Tremning  von  Justiz  und  Yerwaltmig,  als  vielmdir 
der  Gesichtspmikt  massgebend»  dass  der  Beamte  gegen  Texato- 
rische  Klagen  und  Denunziationen  geschützt  werden  müsse,  eine 
Erwägung,  welche  insbesondere  für  Preussen,  dessen  früherer 
Prozess  die  gerichtliche  Zurück\\  eisung  frivoler  Klagen  limine*^ 
kannte^  nicht  eben  fem  lag  '^).  Die  Leidenschaften  des  Unter- 
thanSf  der  sich  durch  ein  Organ  der  StaatsverwaHung  mietet 
glaabt  und  auf  Genngthuung  drängt,  sollen  aufgehalten  werden 
können  durch  die  Nothwendigkeit  der  Vorentscheidung  einer  Ver- 
waltungsbehörde über  die  Frage,  ob  der  Beamte  sich  einer  AmU- 
Terletzung  schuldig  gemacht  habe. 

In  den  deutschrechtlichen  Nachbildungen  des  französischen 
Gesetzes  war  mithin  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  für  die  Frage 
der  BeamtenTerfolgnng  nicht  in  Zwei^Bl  gezogen  worden^  wie  dies 
in  dem  oxigmalen  Art.  76  geschehen.  Die  Genehmigung  der 
Verwaltungsbehördef  welche  im  französischen  Gesetze  den  Ge- 
danken der  Treiiiiuug  von  Justiz  und  Verwaltuni,^  repräseutirte, 
bedeutete  in  den  deutschen  Nachbildungen  nichts  als  eine  iSchutz- 
wehi'  gegen  frivole  Verfolgungen.  Es  muss  streng  daran  fest- 
gehalten werden,  dass  diese  Genehmigung  hier  niemals  eine  ver- 
waltnngsrechtliche  Zuständigkeit  in  Fragen  der  Beamtenverant- 
wortlichkeit  zum  Ausdruck  bringen  wollte.  Dadurch,  daas  die 
Verwaltungsbehörde  mit  der  Genehmigung  betraut  wurde,  entstand, 
namentlich  in  Preussen^  eine  Verwirrung  in  Theorie  und  Praus, 
von  welcher  weiter  unten  zu  handeln  sein  wird. 

Es  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  die  diametral  entgegen- 
gesetzten Ausgangspunkte  des  französischen  und  des  preussischen 
Boohtes^  der  Schutx  der  bürgerlichen  Freiheit  gegen  den  Druck 
der  Regierung  einerseits  und  der  Schutz  des  Beamten  gegen  die 
Leidenschaften  des  Unterthans  andererseits  zu  der  nämlichen 
Rechtsinstitution  gefilhrt  haben. 

So  herrschten  in  den  deutschen  Ländern,  welche  schon  mit 
dem  Grundsatze  der  garantie  constitutionelle  theils  direkt  (wie 
ESlsass-Lothringen^  Rhein-Baiem,  Bhein-Hessen),  theils  indirekt 
(wie  Baden,  die  nichtrheuiischen  Gebiete  ▼on  Bauern  und  Hessen^ 

**)  ^r1-  Anm.  5  der  ganzen  Arbeit  (Heft  I  fies  Archivs).  Auch  schoa 
im  französischen  liecht«  hat  sich  dieter  GMicbtsponkt  gettend  gesmcbt 
Dalloz  q.  19. 
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Bowie  PreoBsen)  infisirt  wann,  Gesetze,  geeignet,  jeden  Eecfato- 
sclnits  gegen  Beamte  flluBomob  m  machen,  als  die  Aufgabe  an 

die  neue  deutsche  Reichsgesetzgebung  herantrat,  die  Rechtsverliält- 
nisse  der  Eeichsbeamten  und  die  Ordnung  der  Gehcht8V6r£»ssung 
gesetzlich  zu  normiren. 

§  d.   Der  Einfiuss  der  Eeichsgesetzgebung  auf  die  Ver- 
folgbarkeit der  Beichs-  und  La&desbeamteB. 

aj  I  13  dei  l&eicliBbeaiiiteng«ieties« 

Ea  war  voraiisziisehen,  daaa  die  zaUreicfaen  Feinde  des  adop- 
tirten  franzSdschesi  Systems  das  Recht  der  Beichsbeamten  hier- 
ron  rem  eifaalten  wollten.   Es  war  von  rom  herein  Toraoszosehen, 

dass  die  diesbexügüche  Regierungsvorlage  des  ersten  Entwurfes, 
welcher  am  18.  März  1869  dem  Reichstag  zugmg  und  seitdem 
noch  drei  Mal,  zuletzt  am  12.  März  1872,  vorgelegt  wurde,  ent- 
Bchiedenen  Widerspruch  finden  würde.  Denn  diese  Vorlage  be- 
stimmtey  wie  wir  sahen,  dass  bis  anm  Eriass  eines  Beichsgesetae» 
Uber  die  Zulfissii^eit  der  gerichtlichen  Yerfolgong  eines  Beichs- 
beamten wegen  diensüidier  Handlungen  oder  ünterlassongen  hier* 
för  diejenigen  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten 
enthaltenen  Bestimmungen  mit^sgebend  sein  sollten,  welche  am 
dienstlichen  Wohnsitz  des  Reichsbeamten  für  die  Behandlung  der- 
selben Frage  bezüglich  der  Staatsbeamten  gelten  u.  s.  w.  Das 
hiess  also,  die  in  den  Landesrechten  mit  garantie  constitutionelle 
domizilirten  Beichsbeamten  unter  jenes  Friiüeg  stdlen.  Sdion 
die  an  die  beiden  ersten  Begienmgsentwlirfe  von  1869  und  1870 
anknüpfenden  Beschlüsse  der  Betchstagskommission  eraetaten  jene 
Voriage  durch  die  Aufstellung  des  Grundsatzes  der  BeamteuTer- 
antwortlichkeit.  In  dem  Kampfe  mii  diese  beiden  Positionen  gab 
der  Bundesrath  die  seinige  auf^^):  an  Stelle  der  Regieruii£^gvor- 
lage  trat  §  13  R.-B.-G.,  dessen  Wortlaut:  „Jeder  Reichsbeamte 
ist  für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen  verant- 
wortlich" bereits  im  ersten  Abschnitt  dieser  Arbeit  eine  einge- 
hendere Besprechung  £and. 

Hat  nun  §  13  B.-B.-G.  für  die  Beichsbeamten,  die  in  den 
Landesrechten  der  garantie  constitutionelle  domizihrt  sind,  eine 
Exemption  von  diesen  Gesetzen  geschahen?  Und  irnt,  was  damit 

")  XAmrfiiassia  a.  «.  0.  S.  8  ff. 

26* 
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aufs  engste  zusamraenhäu^t.  der  gedachte  §  13  die  Crarantie  auch 
für  die  clsass-lothringisclien  Landesbeamten,  auf  deren  Bechts- 
verhältnisse  durch  Art.  I  des  Gesetzes  Tom  28.  Dezember  1873 
das  B.-B.-G.  ausgedehnt  worden  ist,  aufgehoben? 

üeber  die  Beantwortung  dieser  Frage  herrscht  Streit.  Was 
das  Rocht  der  Keiclislteamten  angeht,  so  behauptet  die  herrschende 
Ansicht,  dass  mit  dem  Grundsätze  des  §  13  von  der  Verant- 
worthchkeit  des  Reichsbeamten  diejenigen  Fartikulargesetze  unver- 
träghch  seien,  welche  die  Verfolgbarkeit  des  Beamten  von  der 
willkürlichen  Entscheidung  einer  Verwaltungsbehörde  abhfingig 
machen.  „Der  Satz",  sagt  Foebtscu  vom  Standpunkt  des  elaaas- 
lothringiachen  Rechts  aus „der  Satz:  „„der  Beamte  ist  haftbar 
für  gesetzwidrige  Amtshandlungen"^  und  der  andere  Satz:  ^r,der 
Beamte  kann  nur  haftbar  gemacht  wenlen,  wenn  es  der  Ober- 
])räsi<lent  gestattet"",  widersprechen  sich  (iat  kt,  weil  das,  was 
der  eine  als  Recht  gewährt,  in  dem  anderen  zur  Vergünstigung 
wird".  Der  letztere  Satz  könne  demnach  nicht  eine  Ergänzung, 
sondern  nur  eine  Einschränkung  des  ersteren  enthalten:  darum 
dürfe  für  seine  Beibehaltung  auch  nicht  §  19  R.-B.-6.  heran- 
gezogen werden,  welcher  für  die  durch  Beichsgesetz  nicht  nor- 
mirten  BechtsverhSltnisse  der  Beichsbeamten  die  Ergänzung  durch 
die  Bestimnumgen  der  lietreffenden  Landesgesetze  zuliisst  *^). 

Diese  Ansicht  beruht  auf  einer  Verkennung  des  Begrilfes 

")  a.  a.  0.  S.  49b-. 

")  Gemäss  seiner  schon  oben  in  Anra.  9  der  Arbeit  (HeftT)  rn;^t' n  Auffks- 
sung,  als  behandle  §  13  R.-B.-G.  nur  ilie  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit,  folgert 
FoiBTSCH  aus  der  formellrechtlichen  Bedeutung  Jones  §  die  Freiheit  der  ^• 
richtlichen  Verfolgbarkeit  des  lieichsbearaten  von  den  landesrechtlichen  Be- 
schränkungen lediglich  im  Hinblick  auf  ziTilrechtliche  Klagen.  Da  nun  §  13 
rach  Iftr  die  BechttrmliiltaiMeddr  elnit-lotbringischen  L«iiMN«iiiilm 
gut,  MAQptet  diflMT  SchriftsteUer  «och  dio  IVviheit  d«r  dfilmcbtlidiai  V«r- 
folgbarkeit  der  letsteran  tob  der  VorMihilft  dea  Art  75.  Auf  itral)prweuiiaIaD 
Miete  hat  hiernach  Art,  75  eowoU  fUr  die  ebaee-lothrmgiecfaen  LaodeBbeamten» 
als  aaeb,  gemaaa  $  19  B.-6.-0.,  Ar  die  im  Belchala&de  doroiiilirteii  Beieha* 
beamten  gesetzliche  Geltting  —  a.  a.  0.  S.  503.  —  In  einer  nicht  veröffent- 
liehten  Entaebeidung  hat  im  Gegenaata  za  dieser  Ansicht  das  Reichsgericht  in 
Sachen  einea  Apotheken  gegen  einen  reichsländischaii  Beairksprasidenten  auf 
Sehndensersatr  wegen  ungesetzlich  verfügter  Schliessung  der  Apotheke  mit 
Recht  ausges^irochen .  dass  auch  hier  —  auf  zivilrechtlichem  Gebiete  —  die 
Vurschrift  des  Art.  75.  bezw.  des  §  11  al.  2.  E.-G.  zum  U.-V.-G.  und  §  11 
d«}  eU.-lothr.  Ausf.-Oos.  zum  G.*V.*G.,  Pbitz  greifen  dürfe. 
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der  Verantwortliciikeit ;  die  Verantwortlichkeit  hat  eine  materielle 
und  formelle  Seite.  Der  Grundsatz  der  matcriollrechtlichen  Ver- 
antwortlichkeit des  Beamten  wird  dadurch  nicht  aufgehohen,  dass 
för  seme  formellrechtliche  YerwirklichiiDg,  d.  h.  ftr  die  gericht- 
lidie  Verfolgbarkeit  des  Beamten^  gewisse  Bedingung^  vorge- 
schnellen  sind;  ja^  diese  fbrmellen  Bedingungen  bedeuten  nicht 
einmal  eine  Einschränkung  der  materiellen  Verantwortlichkeit, 
sondern  nur  eine  Ei-schwerung  ihrer  praktischen  Ver™klichung. 
Aus  diesem  Argumente  lässt  sich  daher  nicht  mit  Foertsch  die 
Ezemption  des  Keichsheamten  von  der  garantie  constitutiouelle 
des  Landesrechtes,  welchem  er  unterstellt  ist,  herleiten. 

Eine  andere  Ansicht  legt  dem  §  13  fL-B.-Q-.  eine  formell- 
rechtliche  Bedeutung,  kraft  deren  der  Beichsbeamte  von  der  lan- 
desreditlichen  Garantie  befreit  würde,  nicht  unter  und  hfilt  dem- 
nacli  die  hier  fraglichen  formellrechthchen  Sätze  der  Landesrechte 
für  wohl  vertraglich  mit  dem  Grundsatze  des  §  13  B,.-B.-G. 

Beruft  man  sich  aul  die  Entstehungsgeschichte  des  §  13 
B.«B.-G.|  80  wird  mau  die  Fvskge  nicht  fordern.  Es  ist  wahr, 
dass  dieser  Gesetzesparagrapb  eine  Regiei-ungsvorlage  über  die 
formellrecbtliche  Verantwortlichkeit  des  Beamten  ersetzt.  Es  ist 
wahr,  dass  eine  Anzahl  von  Bednem  im  Bdchstage  den  §  13  in 
dem  hier  bekämpitcn  fotmellrechtUchen  Sinne  interpretirte,  als 
enthielte  er  die  Anerkennung  der  unbehinderten  gerichtlichen 
Verfolgbarkeit  des  lleichsheamten  Aber  diese  Auffassung  ist 
im  Hause  ni<'ht  unbestiitten  gebheben.  Lisbesondere  hat  der 
Vertreter  der  verbündeten  iiegierungen  geltend  gemacht,  dass  der 


**)  HidTDAch  soll,  hinsichtlich  des  mchslindisch«n  Rechtes,  Art.  75  ftr 
die  IisndetbeuDteii  im  rolkn  Umfluige  anfMit  erhalten  sein.  So  ALTnovf- 
FonxsoH  a.  a  0.  II  n  Axt  75  A.  1  8.  155.  Lboni,  dss  Staatsr.  von 
E]8.-Iiotfar.  ui  llaniiiardsen*s  Handb.  d.  affmtl.  Rechts  1,  2  8.  252.  üeber  das 
Verhaltniss  des  Ari  75  sn  den  BechtsTerhiltnissen  der  el8.-1otbr.  Iteicbsbeamten 
ist  dsibei  nichts  gesagt. 

**)  Reden  «les  Abg.  Db.  Laskxb  (Verh.  1872  I  S.  163)  und  Miqüäl 
das.  S.  168),  bei  Kanngtesser  S.  61  und  62  und  MiQüfcL  (Verb.  1876  11. 
S.  935),  Abg.  KaN!IOIE88KR  (Rede  S.  54  seines  Kommentars).  Ein  an  die 
ßegieruncsvorlage  (m  §  13)  anknüpfender  Abänderungsvorschlag  des  Abg. 
V.  Zedlitz,  von  den  Landesrechten,  welche  vorläufig  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse der  lieichsbeauiton  ausgedehnt  werden  sollten,  das  preussische  Konflikts- 
gesetz vom  13.  Februar  1854  auszunehmen  ,  wurde  mil  der  Vorlage  vom  lieichs- 
tago  verworfen.    Kannoiesser  S.  54.  62. 
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Reehtssatz  des  Kommissionsbeschlasses  lediglich  die  BedeutuTig 
eines  „Programmes'*,  eines  „Prinzips"  hätte.  Ja,  er  hielt  dafür, 
dass  eine  Verfolgbarkeit  nach  den  allgemeinen  Hegeln  der  6e- 
riohtsyeifassang,  d.  h.  Yor  dem  im  AUgemeinen  kompetoiteA 
Gerichte  nicht  in  der  Ahacfat  der  AntngyteUer  liegen  I^nne*^. 
Der  Abgeordnete  Db.  Schwarze  stellte  dieselbe  Anncbt  den 
entgegengesetzten  Ausführungen  Laskeb's  entgegen. 

„Ich  befinde  mich  nun,"  sagte  er,  „wenn  ich  den  Herrn 
Abg.  Laskeb  richtig  verstanden  habe,  in  Bezug  auf  den  Sinn 
des  alin.  1  [der  als  §  13  zum  Gesetz  erhoben  worden  ist,]  in  sehr 
bedeutendem  Widerspruch  mit  seiner  Ausführung.  M.  H.!  Der 
8atB)  wie  ihn  der  Abg.  v.  Behnuth  u.  s.  f.  in  Vorschlag  ge- 
bracht haben,  reguHrt  nämlich  durchaus  nicht  und  in  keiner 
Weise  die  Kompetenz  zur  Entscheidung  über  die  Verantwortlich- 
keit der  Beamten.  Das  habe  ich  in  diesem  Antrage  nicht  ge- 
funden und  kann  es  auch  nach  der  Deduktion  des  Abg.  XiAfiKEE 
nicht  finden.^ 

Danach  war  man  also  auch  im  Beichstage  Uber  die  Be- 
nehungen  der  garantie  constitutionelle  zu  den  Becfatsyerhaltniaaep 
der  unter  den  betreffenden  Landesrediten  dondzilirten  Eeicha- 

btajüten  keineswegs  einig**). 

Wir  liaben  bereits  im  Eingange  der  Arbeit  unsorn  Stand- 
punkt daiun  präzisirt,  dass  im  §  13  R.-B.-G.  eine  Bestimmung 
über  die  V^erfolgbarkeit  des  Heichsbeamten  schlechterdings  nicht 
erblickt  werden  kann.  Bei  dieser  Lage  der  Dunge  kann  aber 
§  19  B.-B.-G.  nicht  zur  Ergänzung  dieses  formellen  Bechtsrer- 
hSltnisses  des  Beichsbeamten  durch  die  Bestimmungen  des  Landes- 
rechtes, in  welchem  er  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  hat,  heran- 
gezogen werden.  Denn  §  19  handelt  unbestrittener  Weise  nur 
▼on  den  im  R.-B.-G.  nicht  beiiihrten  materiellen  üechtsver- 
hältnissen  der  Beamten  ^^).  Aber  auch  aus  einem  anderen  Ge- 
sichtspunkte dürfen  die  landesgesetzlichen  Regeln  über  die 


")  Verh.  1872  I  8.  161,  bei  KunraoBSD  8.  66. 

»}  Verh.  A.     0.  a  166. 

El  wifldariiolte  iieh  hkr  der  Gadankengang,  welcher,  wis  wir  nho, 
Tide  fireoMaolie  Jntirteo  sit  der  Anrieht  ftbite,  daas  dem  Art  76  der  Em- 
etiietioii  T.  J.  VIII  dudi  den  Geiet  der  eharte  Ton  1814  dengiit  lei 

")  EAwroiassia  8.  89  fil,  v.  Zaniin  8.  12  ff. 
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garaniie  consütuUonelle  nicht  aul  die  Beichsbeamtcn  ausgedehnt 
werden.  Bieeelben  bedeuten  nämlich  Ausnahmen  von  dem  Gnmd- 
ntz  der  freien  gerichtUchen  Verfolgbiurkeit  des  Beamten  in  den* 
jenigen  Angelegenheiten ,  welche,  wie  die  Gksetsmissigkeit  seiner 
Amtehandlongen,  der  gerichtlichen  Kompetenz  an  sich  unter- 
liegen. Als  Ausnahmen  yerlangen  sie  aber  eine  strikte  Inter- 
pretation mid  dürfen  folgeweise  ihren  Geltungskreis  über  die 
Landesbeamten  hinaus  mcht  erstrecken.  Allein  aus  diesem 
Grunde  und  nicht  auf  Grund  einer  angebhchen  formellrechtücheu 
Bedeutung  des  §  13  R.-B.-G.  ist  der  Keichsbeamte ,  welcher 
unter  einem  Landesrechte  mit  garantie  eonstitutioneUe  domizilirt 
kt,  von  diesem  Privilegium  der  Landesbeamten  ausgeschlossen 
Da  wir  des  Weiteren  in  §  13  B.-B.-G.  den  Gnmdsata  der  Men 
gerichtüchm  VerfolgbariEeit  des  Reichsbeamten  nicht  erblicken 
können,  so  ibt  dauiit  die  Frage,  ob  (He  Erstreckung  des  R.-B.-G. 
auf  die  Landesbeamten  in  Elsass-Lothringen  die  Bestimmung  des 
Art.  75  der  Konstitution  v.  J.  VllI  iiir  die  letzteren  aufgehoben 
hat,  verneint.  Nur  die  Reichsbeamten  Elsass-Lothringens  sind 
Ton  der  Anwendung  des  Art.  76  nach  den  obigen  Ausföhrungen 

diesen  Erwägungen  wäre  mitbin  selbst  für  den  Fall,  dass  §  13 
B.-B.-G.  nicht  bestflnde,  die  Freiheit  des  Reichsbeamten  Ton  jenen  landes- 
rechtlicbcn  Be«chriiT)l(i!ngcn  zn  folgern.  In  gleichem  Sinne  sprach  sioh  Ahg. 
Db.  Lasketi  (bei  KAN'N(^TE<ä«»F.R  S.  60  g.  E.)aas:  „Auch  wenn  dieser  Purac^raph 
(13)  im  Ganzen  gestneben  würde,  bin  ich  der  Mdnang,  da»s  der  Beamte, 
unter  das  gemeine  Kecht  fallen  wiirde." 

•*)  Was  die  Frage  des  Gerichtsstandes  des  Reichsbeamten  in  nnserra  (Ge- 
biete anbelangt,  so  regelt  §  154  al.  1  R.-B.-G.  die  Örtliche ,  §  70  al.  2  Z.  2 
G.-Y.-G.  die  sachliche  Zuständigkeit  des  Gerichts.  Die  Bestimmangen  ab«r 
die  Zalissigkeit  von  Bflfihtnnittelii  und  die  Bestimmiiiigeii  Aber  die  oberate 
iBsisaB,  weidie  §  154  iL  2  B.*a<G.  enthilt,  tind  durch  daa  B.-a.-Y.-a  und 
die  Tsriadert  worden  (vgl.  nsMiUeh  §  509  Z.  2  C.-P.-0.  M  70. 185 

6.-T.-G.).  Qvwotl  §  154  ala  §  70  dt.  besieht  sieh  dem  Wortlaat  osfih  nur 
auf  Ftoiene  aber  YcnaSgeiiMiiiBprllebe  gegen  den  Bdchabeamten  «wegen 
Ueberschreitnng  ihrer  amtlichen  Befagntase  oder  pflichtwidriger  Unterlaarang 
von  Amtdiandlnngen",  nicht  aber  auf  Processe  wegen  solcher  Amtshandlungen 
wddie  zwar  keine  Ueberschreitang  der  Amtsbefngnisse ,  aber  eine  Verletzung 
der  pflichtmässigen  Aufmerksamkeit  enthalten.  Jedoch  beruht  dies  wobl  nnr 
auf  einer  Ungenauigkeit  der  Redaktion,  wie  sie  auch  in  an  lere  Gesetzesbe- 
stimmungen über  dieselbe  Frage  bezüglich  der  Landeäbcaiuten  sich  einge- 
schlichen hat.  Vgl.  §  70  al.  3  G.-V.-G.  und  §  39  Z.  3  des  Ausf.-Ges.  zur 
6.-y.  f&r  Prenssen.  Vgl.  Labakd  a.  a.  0.  I  443  mit  Anm.  1.  FoiBTSca 
a.  a.  0.  S.  497. 
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befreit.  Gerade  bezüglich  der  T?fcbtsverhältm8»e  des  Reichs- 
landes  zeigt  sich  die  praktische  Wichtigkeit  der  angestellten  Be- 
trachtungen. 

Ib)  1 11  des  BiBfBlurUftgeietieB  mm  CMekfcf TerrawwigigeietM. 

In  den  soeben  entwickelten  Rochtsziistnnfl  griff  §  11  E.-G. 
zum  G.-V.'G.  ein,  indem  er  fiii-  dii jcuigen  Landesrechte,  welche 
das  System  des  Beamtenprivilegs  luitten.  eine  Nonnativl>o'^timmung 
über  die  zi^-  und  strafirechtliche  Verfolgbarkeit  der  Landes- 
beamten  aufeteUte. 

§  11  cit.  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  landesgesetzlichen  Bustinimungeu ,  durch  Wikhc  die 
strafrechtliche  oder  zivilrechthche  Verfolgung  öffentlicher  Bciun- 
ten  wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung 
ihres  Amtes  Torgenommenen  Handlungen  nn  besondere  VoranS' 
Setzungen  gebunden  ist^  treten  ausser  Kraft. 

ünbertthrt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften ,  durch 
welche  die  Verfolgung  der  Beamten  entweder  im  Falle  des  Ver- 
langens einer  vorgesetzten  Behürde  oder  unhedingL  an  die  Vor- 
entsrheidnug  einer  besonderen  Beiiorde  gebunden  ist,  mit  der 
Ma&sgabc: 

1)  dass  die  Vorentscheidung  auf  die  Feststellung  beschränkt 
ist,  ob  der  Beamte  sich  einer  Ueberschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe; 

2)  dass  in  d(Mi  Bnndesstaaten,  in  welchen  ein  oberster  Ver- 
waltnngsgerichtshof  hesteht,  die  Vorentscheidung  diesem, 
in  den  anderen  Bundesstaaten  dem  Reichsgerichte  zusteht/ 

Dieser  G^setzesparagraph  trat  an  die  Stelle  des  §  6  des 
Entwurfes  eines  Einführungsgesetzes  zur  Strafprozessordnung, 
welcher  anordnete: 

„Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen: 

1)  

2)  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Strafverfolgung 
öffentlicher  Beamter  wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Verau- 
lassung  der  Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommenen  Hand- 
lungen stattfindet.'' 

Die  Reichstagskommission  hatte  diesen  Paragraphen  durch 
einen  mit  dem  ersten  Alinea  des  oben  zitirten  §  11  £.-G.  zum 
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Gr.-V.'G.  im  Wesentüchen  gleicUaiiteiideii  Bdschlnss  ersetsEt^ 
welchen  der  Reicbstag  in  zweite  Lesimg  annahm  Jedoch 
der  Bnndesrath  versagte  dem  Reichstagsbeschliiss  seine  Zustim- 
mung 1111(1  (  s  kam  in  iet/:ter  Bcmthung  ein  Kompromiss  zu  8t;iii(U'j 
dessen  Ausdruck  der  heutige  §  11  E -G.  zum  Ct.-V.-(t.  ist  -'). 

Für  die  Landesrechte,  welche  das  Beamtenprivileg  hatten, 
wollte  man  den  schon  oben  erwähnten  politischen  Öesichtspiinkt, 
dass  die  Energie  der  Verwaltung  einen  stärkeren  Schutz  des 
Beamten  gegen  vexatorische  Verfolgungen  nothwendig  mache, 
als  ihn  die  allgemeinen  Regeln  der  Gerichtsverfassmig  bieten 
koMiitt  lij  jlicht.  aufgeben-*).  Durch  die  in  die  Hand  der 
h'irhsren  Gerichtshii  fp  frelegto  Vorentsclieidung  glaubte  man 
zugleich  jenem  Momente  Kechnung  zu  tragen  und  der  Her- 
beiführung emer  Rechtseinheit  in  dem  so  schwierigen  Gebiete  der 
BeamtenTerantwortlichkeit  Vorschub  zu  leisten'*).  Die  bisherige 
Befogniss  der  Verwaltungsbehörden,  nicht  nur  über  den  That- 
bestand  dev  Amtsverletzong ,  sondern  auch  über  die  Opportunität 
der  gerichtlichen  Verfolgung  zu  cntsclieiden,  musste  dabei  noth- 
wendig he^f itigi  wci  <len ,  um  nicht  jeden  Rechtsschutz  gegen  den 
Beamten  weiterhin  illusorisch  zu  machen:  desshalb  beschränkte 
man  einmal  die  Vorentscheidung  auf  die  Frage  der  Verletzung 
der  Amtspflichten  und  betraute  ferner  mit  derselben  nur  die  mit 
den  richterlichen  Garantien  ausgestatteten  Verwaltungsgerichte, 
in  deren  Ermangelung  aber  das  Reichsgericht^. 

Mit  diesen  Bestimmungen  liat  mau  in  denjenigen  deutschen 
Landesrechten,  welche  für  die  Verfolgbarkeit  des  ölienthchen  ße- 


*^  Bt-Verh.  1876  I  8. 385.  888  (Sitig.  25.  Noy.  1876)  und  Stbüok- 
mm  und  Koch,  die  deutsche  Zi^lproMssordnang  (KonuDentBr)  n  1 11  E.^G 
s.  6.-T.-6.  8.  980. 

Terh.  1876  U  8.  986  (Siiig.  t.  90.  Des.  1876). 

Rede  des  Jostizroiniäters  Da.  Lionhabot,  Verb.  1876  I  S.  875). 
-«)  Keden  der  Abg.  Da.  Ghbut  and  Da.  Laskib  (Verh.  1876  II 

8.  932.  929). 

Redea  der  Abg.  MiQufiL  nnd  Da.  Lasker  (das.  S.  925.  926.  928.  029). 
Daf9r,  dass  man  gerade  die  Verwaltangsgerichte  der  fraglichen  Bandesstaaten 

und  nicht  für  alle  gleichmassig  das  Reichsgericht  mit  der  Vorentscheidung 
befaiastc.  war  der  Gedanke  massgebend,  dass  es  zweckmässig  sei.  demjenigen 
Gerichte  die  Vorentsc^if^i'lnng  zu  übertragen,  welchc^i  im  Allgemeinen  konnexe 
Fragen  entscheide,  bei  welchem  man  daher  „einige  Einarbeitung  und  Sach* 
ienntniAS  Toraussetzen"  dürfe.  Bb.  Gnsist  (Verh.  1876  Ii  iS.  933). 
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amten  die  Vorentscheidung  einer  besonderea  Behörde  erCordero^ 
eine  dem  Brrhtsstaat  gemäsee  Abänderung  geschaffen. 

Es  soll  die  Aufgabe  des  folgenden  Kapitete  «ein^  diwen 
neuen  Bechtorastand  m  den  von  $  11  mm  G**y.-G'.  be- 
troffenen Landesrechten  näher  zu  beleuchten. 


Zweites  Kapttbl. 

Die  Verfolgbarkeit  der  Landesbeamten  in  den  deutsohea  fieoiiU- 
systemeiL  der  „gar&uüa  oonsütuUoiialle." 

§  1.   Das  elsasS'lothringische  Recht. 

Wir  setsEen  das  elaass-lothringisGhe  Landesrecht  hier  an  die 
Spitze,  weil  darin  das  System  der  garantie  constitutionelle  in  der 

originalen  französischen  Form  erscheint.  Dieses  System  stützt 
sich  iiibbt sondere  auf  den  mehrerwähnten  Art.  75  der  Kon- 
stitution vom  22,  frimaire  des  Jahres  YIH,  welcher  wörtlich  so 
lautet: 

„Les  agents  du  GU>u?emement ,  autres  que  les  ministres,  ne 
peuvent  Itre  poursuivis  pour  des  futs  relatifa  ä  leurs  fonctions 
qu'en  vertu  d*une  d^cision  du  Conseil  d^iistat:  en  ce  cas,  la 
poursuite  a  Heu  devant  les  tribunanx  ordinaires." 

Die  EiKTgie  dieser  Vorscluilt  liegt  einei*seits  darin,  dass  die 
Einrede  der  fehlenden  Autorisation  unverzichtbar  ist  und  die 
Nichtbeobachtung  dieses  Umstandes  die  Vernichtung  des  Urthcils 
begründet'),  andererseits  in  der  Androhung  von  Strafen  (wegen 
„forfaiture'^,  Amtsuntreue)  gegen  den  richterlichen  Beamten, 
welcher  sich  durch  Verletzung  des  Art.  76  in  die  Thätigkeit  des 
pouToir  administratif  einmischt*). 

Wenn  die  Behinderung  des  gerichtJiofaen  Schutzes  gegen  die 
Organe  der  Verwaltung  auf  dem  Prinzipe  der  Trennung  der  Ge- 
walten hendit,  so  müssen  für  die  Verfolgbarkeit  der  richter- 
lichen Beamten,  denen  die  französische  Auffassung  übrigens  die 
gerichtlchen  üiifsbeamten,  sowie  die  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft und  der  gerichtlichen  Polizei  (d.  i.  für  Deutschland:  der 

')  Dalloz  a.  a.  0.  n.  170  sq. 

Art.  127*  codfl  ptoal :  Dazu  ALzaorr-FoKBTSH  I  G.  S.  5  A.  11.  YgL 
Art.  129  c  p. 
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Hilfsbeamten  der  Staatsanwaltscliail) zurechnet  ganz  andere 
Gresichtspunkte  in  Betracht  kommen.  Bezüglich  dieser  Beamten- 
Uassen  blieb  der  Rechtsweg  unbehindert;  jedoch  brachte  der 
Oedclitainuikt  der  grösseren  Unparteilichkeit  auf  stra^vozessnalem 
Gebiete  eine  Abweichung  von  den  Eegeln  der  örtlichen  nnd  sach- 
lichen Zuständigkeit  der  Gerichte  mit  sich,  so  zwar,  dass  meist 
die  höheren  Grerichtshöfe  mit  den  fraglichen  Angelegenheiten  be- 
fasst  wurden^).  Dieser  Grundsatz  ist  der  deutschen  Gesetz- 
gebung fremd  und  hat  daher  in  Elsass-Iiothnngen  derselben 
weichen  müssen. 

Art.  75  ist  in  der  franzosisdien  Jorisdiktion  zaweQen  anf 
strafrechtliche  Yerfolgongen  der  agents  du  Gouvernement  be- 
8c]iränkt  ^vo^dcn,  weil  der  Ausdruck  „poursuivre"  speziell  von 
jenen  gebraucht  werde  und  bei  dem  exzeptionelku  Clmrakter  des 
Gesetzes  eine  strikte  Interpretation  erforderlich  sei*).  Diese 
Anffassimg  xengt  von  einer  Yerkennong  der  Thatsache,  dass 
Art  76  nichts  anderes  als  eine  Konsequenz  der  Trennung  der  Ge- 
walten bedentety  was  doch  für  seine  gleichmfissige  Geltang  in 
ml'  und  strafprozessualer  Hhisicht  ausschlaggebend  ist.  Denn 
ein  Blick  m  dw  iViiii/öbische  Legislation  auf  diesem  Gebiete  be- 
lehrt uns,  dass  bereits  die  unserer  Konstitution  vom  Jalire  VIII 
Toraufgegaugenen  Gesetze  über  die  Separation  des  pouvoirs  ^  das 
Erfbrdemiss  einer  Autorisation  der  höheren  Yerwaltongsbehörden 
ra  strafrechtlichen  Verfolgungen  der  Verwaltungsorgane!  wie  dies 
ein  früheres  Gesetz  kannte*),  nunmehr  vermöge  des  neuen  Prin- 
zips auf  zivilrechtliche  Klagen  ausgedelmt  haben*). 

Art.  75  bezieht  sich  hiemach  auf  diejenigen  Arten  von  Ver- 
letzungen staatlicher  Pflichten,  mit  welchen  sich  diese  Arbeit 


^  §  153  G.-V.-G.,  dazu  §  27  els.-lothr.  A.-G.  z.  G.-V.-G,,  §  14  Verord. 
des  Beichskanzl.  f.  K-Lothr.  t.  12.  Juni  18i9  q.  Vcroid.  dM  Stfttth.  v.  £.-L« 

?.  26.  Jan.  1880, 

*)  Art.  127  c.  p.,  dazu  Art.  8  und  9,  479  and  483  c.  d'instr.  er. 

*)  Art.  419  ff.  c.  d'instr.  crim.  Dazu  Dalloz  n.  15  A.  1  und  2.  Dieser 
Grundsatz  war  niciit  nur  auf  die  Verfolgong  von  AmtsTerletzongen  beschriiikt: 
Dalloz  n.  168  i.  f.  254  ff. 

*)  So  ein  Erk.  des  tribunal  de  Limoges  Tom  14.  ätc.  IS'dl  bei  Dalloz 
o.  160,  woselbst  auch  andere  Zitate. 

*)  Ges.  y.  7./14.  oct.  1790  und  die  Konstitut,  t.  5.  fruct.  III. 

•)  Ge«.      14.  die.  1789. 

*)  Dalloz  q.  4.  5.  9. 
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ausschliesslich  beschätligt:  auf  straf-  und  zivüiechtliche  Delikte, 
welche  der  Beamte  in  Ausübung  oder  in  Yeranlassang  der  Aio- 
ttbnng  seines  Amtes  begeht  ^^). 

Für  die  Frage,  welche  Verwaltungsorgane  als  agents  da 
GkonTemement  m  beseichnen  seien,  Hat  die  Judikatur  des  Kassa- 
tioii^liufes  nach  nuuicht'ilei  Schwankiiiij^^eii  ein  weitgefasstes  Prinzip 
entwickelt:  Sie  zählt  zu  jener  Kategorie 

„les  individiif^  designes  par  le  gouvernement  pour  exercer  uae 

portion  quelconque  d'autorito  publique^  ^^). 

Einen  etwas  präziseren  Ausdruck  hat  dieses  Prinzip  in  neaeier 
Zeit  durch  die  Worte  des  Gkneraladyokaten  am  Pariser  AppeU- 
hofe  erhalten: 

^11  fallt  iFabord  que  le  fonctionnaire  re^oive  son  titre  de  la 
loi  meme,  en  deiixieme  lien ,  qu'il  y  ait  un  droit  d'initiatiTp, 
une  action  pei-Honneiie  et  uou  un  simple  droit  de  surveiliance 
ou  de  d^hb^ration ,  enfin  qu*il  exerce  sa  fonction  au  nom  mlms 
du  Gouvernement'*"). 

Hiemach  dürfen  drei  Momente  als  wesentlich  für  den  Begriff 
des  agent  du  Gouvernement  bezeichnet  werden: 

1)  Für's  erste  ist  erforderlicli ,  dass  der  agent  mit  einer 
selbständigen  Ausübung  seines  Amtes  betraut  sei.  dass  die 
Handhabung  eines  Theiles  der  Verwaltungstbätigkeit  seinem  selb- 
ständigen Ermessen  anheimgegeben  sei.  Die  der  blossen  Aus- 
führung dienstlicher  Befehle  dienenden  Organe  —  ein  Erkenntoiss 
des  Pariser  Eassationshofes  jfttbrt  an  die  „simples  agents  d^ei^ 
cution  et  auxiliaires  des  veritables  d^positaires  de  rantorit^ 
publique"  —  werden  der  Klasse  der  agents  du  Gouvernement 
nicht  zugezälilt 

2)  Weiterhin  ist  für  den  aufgestellten  Begriff  wesentlicbi 
dass  der  agent  nach  aussen  hin  thätig  werde,  dass  seine 
Functionen  sich  nicht  auf  die  Ueberwachung  des  inneren  Dienstee  j 

DM.ro-A  n.  29.  :^0. 

Dalloz  n.  31   sub.  3.    Vgl.  das  Urlh.  dos  Pariser  Kassationshof« 
T.  18.  April  1868  hei  Dalloz,  Rocueil  i>criodique  etc.  186i>  1""  partiö  S.  378. 
")  Dalloz.  Recueil  1868  IJ'"^  i.urtie  S.  5.   Foibtsch  S.  346/347. 

Vgl.  das  in  A.  11  soeben  zit.  Erkenritniss. 
'*  Hier  erlangt  «iio  von  Labasd  I  S.  300  aufgestellte  Behauptung'.  d4»ä 
eine  Scheidung  höherer  und  niederer  Dienste  zwar  nicht  für  den  BeAi»t«o* 
bcgrifi,  wohl  aber  fUr  die  Elassifizirujig  der  Beamten,  für  das  Maaas  von  Badi* 
tcn,  welches  ihnen  sttkommt,  hostiminend  eein  kaim,  eineii  pnktisdMD  Bel^. 
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beechränken  ^^).  So  werden  insbesondere  die  Abtheilungschef» 
der  Mbusterien  durch  die  Bechtsprechong  von  der  Klasse  der 

agents  du  GkniTemement  ausgeschieden 

3)  Endlicli  uhterralleu  dem  Art.  75  nur  die  Orj^Rne  der 
Zentr.'ilvonvaltiiii^,  nicht  aber  diejenigen  der  Selhslverwaltungs- 
korper ,  insbesondere  nicht  die  Mitglieder  der  Munizipalvertretun- 
gen.  Hierher  gehören  z.  B.  die  Mitghedcr  der  conscils  generaux 
de  d^partement  und  d'arrondtssement  (d.  i.  fUr  daa  fieichaland: 
der  Bezirks-  und  Kreistage ;  Gesetz  Tom  84.  Januar  1873), 
sowie  der  conseils  municipaux  '^). 

Ist  schon  bei  diesen  Ausscheidungen  aus  der  Klasse  der 
agents  du  G-ouvernenient  die  .ludikatur  sich  nicht  immer  kuiise- 
quent  geblieben,  so  sind  weitere  jQÜuscluränkungea  des  Begriffes, 
wie  sie  in  der  Praxis  Brauch  sind,  mit  dem  oben  aufgestellten 
Prinadpe  schwer  in  Rinklang  zu  bnngen.  Hierher  gehört  der  Aus- 
schloBS  der  agents  militaires,  für  welchen  Faustin  H£lie  den 
zwiefiichen  Grund  angiebt^  dass  jene  nicht  sowohl  ^^d^positaires" 
eines  Theiles  der  «autorite  admiiiibtmtive",  als  vielmehr  «aj^ents 
de  hl  force  pnhh(|ue-  sind,  und  dass  sie  niclit  selbständig^,  sun- 
deni  nur  auf  höheren  Befelii  liin  thätig  werden.  Diese  Argumen- 
tation ist  in  ihrer  ersten  Unterscheidung  nicht  recht  verständUch 
und  widerlegt  sich,  wie  Dalloz  richtig  bemerkt,  in  der  zweiten 
bei  der  allgemeinen  Fassung  durch  die  blossen  Thatsachen  ^*). 

Diejenigen  Verwaltungsorgane,  welche  in  sich  die  Eigenschaft 
eines  agent  du  CTOuvemcnient  luit  einer  andern  —  z.  B.  der 
Eigenschaft  eines  officier  de  poiiee  judiciaire  —  vereinigen ,  wie 
die  maires,  werden  durch  Art.  75  nur  bezüglich  derjenigen 
Funktionen  geschützt,  weldie  sie  in  erster  Eigenschaft  ausüben 

Der  Begriff  des  agent  du  Gouvernement  geht  weiter  als  der 
Begriff  des  Beamten.  Er  bezieht  sich  auch  auf  solche  Personen, 
mit  denen  der  Staat  behu&  Ausführung  von  Verwaltungsgesch&lten 
einen  Kontrakt  gesclüossen  hat,  ohne  dass  also  das  für  die  Bc- 
iimiciistellun}?  charakteristische  8ui)ordinationsverhältniss  begründet 
wurde^^).   Deumach  ist  es  nicht  korrekt,  den  BegriÜ:  des  agent 

")  Dalloz,  Bipert  a.  a.  0.  n.  118. 

")  DAL1.0Z  n.  118. 
>')  Das.  D.  51.  69. 

Dai.  n.  82.    »•)  Das.  n.  42.  51  ff. 
**)  Labavd  I  8.  886/387.  Dalloz  q.  119.   Vgl.  132. 
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du  Goamneiiieiit  mit  der  Beaseichnimg  ,,Tenraltiiiigabeamter"  m 
belegen  ^^). 

Der  Schutz  des  Art.  75  kommt  endlich,  wie  der  Kassationsliof 
nach  längerem  Schwanken  im  Einklang  mit  einem  Ausspruche 
des  Staatsratiies  festgestellt  hat,  nicht  nur  den  aktiven,  sondfra 
auch  den  ausgeschiedenen  agents  du  GFouYeruement  hinsichtlich 
der  in  der  Zeit  ihrer  Aktivität  begangenen  „fiiits  lelatife  ä  lerne 
fonctions^  m  Statten'*). 

Wbb  den  Gang  dee  YerfiibienB  anbelangt»  eo  bestimmt  be- 
züglicb  der  stralgericbilidien  Verfolgung  der  agente  da  GouTer- 
nement  ein  Dekret  vom  9.  August  1806  ■•),  dase  Art.  76  eine 
Information  Seitens  der  richterlichen  Behörde  nicht  ausschüesst. 
dass  jedoch  solchenfalls  sowohl  der  Erlass  eines  Haftbefehls  f^^e^f^n 
den  Beschuldigten  als  auch  die  Anstellung  eines  richterlichen 
Verliörs  mit  demselben  unstatthaft  sei.  Die  Frage,  ob  nicht  im 
Falle  der  ßrgreifimg  anf  frischer  Tbat  der  Erlaas  eines  Haft- 
befehls gerechtfertigt  sei,  wird  von  der  Jnrispradenx,  jedoeb  nicht 
ohne  Widerspruch,  bejaht 

Die  Entwicklung  ging  nun  dahin,  die  Entscheidung  über  das 
V  orhandensein  der  das  Beamtenprivileg  bedingenden  Erfordeiuisse 
des  Art.  76,  der  Eigenschaft  des  a?ent  du  (Tonvemenient  und 
des  fait  relatif  k  ses  fonctions,  dem  Gehöhte  anheimzugeben. 
Ergiebt  sich  als  Resultat  die  Notbwendigkeit  der  Autorisation, 
so  haben  die  richterlichen  Behörden  von  Amtsvegen  die  Froaednr 
solange  einzustellen,  bis  jene  ergangen  ist"). 

Von  der  Regel  des  Art.  76  sind  durch  Terscbiedene  Gesetn 
zwei  Gruppen  von  Ausnahmen  gemacht  worden: 

1)  der  Gl-eneraldirektor  des  Enregistremeuts  und  der  der  Zölle, 
die  (jreneralverwaituug  der  Brie^ost  dürien  für  die  ihnen  unter- 


FOKRTSCH  S.  347. 

»')  Dalloz  n.  35  fif.  37.  —  Nach  dieser  Erörterung  der  allgemeinen 
Qmndsätze  wird  man  ans  nm  so  eher  erlassen,  in  das  umfangreiche  Detail 
der  Frage,  welche  olsass-l  thringische  Landeabeamt«  agents  du  Gaavemement 
sind  ,  einzQgehen  ,  ab  dieselbe  mit  grosser  Ausführlichkeit  im  Aaschloss  an 
die  einäclilagigen  Darstellungen  der  französischen  Yer waltnngsrechtslehrer  Ton 
FoiBTSou,  in  der  schon  mehrfach  erwähnten  Ahhindluig  beiiaadelt  worden  ist. 

**)  ALTHOffv^FoimoB  II  8.  842. 

M)  Dallob  n.  168.  Dia  in  n.  164—166  dsidM  dtirtea  Brkenntmite 
seigoi,  wie  w«tt  die  Judikatur  in  der  Interpnta)tö<m  des  DekMli  geht 
**)  FontsoH  8.  467.  506/504. 
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«tellteii  agentei  der  Frfifekt  fihr  die  Steuerempl&Dgeri  an  Stelle 
des  Staatmths  die  Antorisation  ertheflen,  aber  nicht  endgiltig 
Terweigem.  Im  PaD  der  Nichtertheilung  ihrer  Autorisation  hat 
vielmehr  der  Vorletzte  das  Recht,  sich  an  den  Staatsrath  wegen 
der  Entscheidimg  zu  wenden**); 

2)  die  agents  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  des 
Oktroi  sind  Ton  der  Vorschrift  des  Art.  76  auBgenommen  und 
unter  das  allgemeine  Becht  gestellt'^.  Ebenso  wird  es  mit  ent- 
lassenen Bedmungsbeamten  gehalten*^. 

Als  durch  das  elsass-lothringische  Verwaltungsgesetz  vom 
30.  Dezember  1871  (art.  9  al.  3)  die  Verwaltungsbefugnisse  des 
conseü  d'Etat  auf  den  Oberpriisidonten  Ubergingen,  fiel  diesem 
auch  die  Autorisation  zur  gerichtlichen  Verfolgung  der  agents  du 
GouTemement  anheim^'). 

Wir  haben  im  vorigen  Kapitel  nachzuweisen  gesncht,  dass 
Art.  75  durch  den  auch  auf  die  elsass-lothringischen  Landes- 
beamten erstreckten  Grundsatz  des  §  13  R.-B.-G.  bezüglich  ihrer 
zivil-  und  strafrechtlichen  Verfolgung  unberührt  geblieben  ist,  und 
dass  er  nur  durch  §  11  E.-G.  zum  G.-V.-G.  eine  allerdings  er- 
hebliche Einschränkung  erfahren  hat:  die  willkürliche  Geneh- 
migung der  gerichtUchen  Verfolgung  eines  Beamten  durch  eine 
Verwaltungsbehörde,  den  Staatsrath  bezw.  den  Oberprisidenten, 
ist  umgewandelt  worden  in  eine  gerichtliche  Vorentscheidung  über 
die  Frage  der  Amtsverletzung,  und  mit  dieser  Vorentscheidung, 
da  im  Eeichslande  ein  oberster  Verwaltuugsgerichtshof  nicht  be- 

**)  GeMtie  vom  9.  Plnr.  X,  29.  Thermid.  XI,  10.  Flor.  X,  29.  Flnr.  XI, 
die  Fontoidoiintiis  t.  1.  Aug.  1827  (Art  89).  üeber  difl  B«diti?eriiiltiiiiw 
dar  tfenti  ßm  Fontrerwaltiuig  in  Ekaas-Lothringflii:  ALTHon**FonMOB  I L. 
8.  21  A.  22.  Vgl  im  üebrfgen  d aa olb •  t  II  Anm.  sb  Art  75  imd  Foibtsch 
8.  485.  466.  471.  481.  488  A 

^  OeMtM  8.  Dfli.  1814  (Art  144)  imd  t.  28.  April  1816  (Art.  244) 
ALtBOVr-FoiBVMB  n  S,  386  m  Ittsterom  GaetM  ond  Axim.  lu  Art.  75 

**)  Staatfrathagataditea  16.  Mfiii  1807  (art  1)  AiiKOvr-FoiiTBOB 
8.  245.  FoKSTSCH  S.  468  Ob  auch  der  in  den  französischen  Finanzgttetua 
periodisch  wiederkehrende  Sali,  dass  diejenigen  Behörden  und  Beamtenf 
welche  ungesetzliche  Steuern  anordnen  oder  eintreiben,  fird  verfolghar  seien, 
soch  in  Geltung  ist,  wird  bezweifelt.  ÄTHorr-FoKBTsCH  II  S.  399.  400 
(zu  §  PI  Ges.     15.  Mai  1818)  und  8.  262  (sn  $  80  Qss.  ?.  15  Mai  1850). 

FOEBTSCH  8.  351. 

**)  ALTHorr-FoBETSca  II  zu  Art,  7ö  S.  156,  III  S.  188.  FOKETSOH 
8.  470,  Lsom,  8taatn«cbt  t.  £l8.-Lothr.  a.  a.  0.  S.  252. 
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steht,  das  Reichsgericht  hetraut  worden  Eine  w^tere  Ein- 
schränkung hat  §  11  des  elsaa84othrmgi8chen  AusfiüiiiuigBgesetiea 
zum  Q-.*y*-G.  vom  4.  November  1878'')  hmzugefügt^  welcher  das 
Erfordemiss  der  Vorentscheidung  aus  Art.  75  auf  den  Fall  des 

Verlangens  der  vorgesetzten  Ik'hönle  bes<  liräiikt  ujkI  so  die  oben 
bezüglich  einiger  Venvaltungszweige  aulgestellte  Ausnahme  zur 
Regel  macht. 

§  2.  Das  preussische  Recht. 

Die  Nviclitigste  Nachbildung  des  französischen  Systems  der 
garantie  constitutionelle  finden  wii*  in  Preussen.  Dieselbe  hat  in 
dem  ^Gesetze,  betreffend  die  Konflikte  bei  gerichtlichen  Verfol 
gungen  wegen  Amts-  imd  Diensthaadlungen",  vom  13.  Febr.  1854^) 
ihren  Ausdruck  gefunden.  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ruhn  in  §  1  und  §  3: 

§  1:  „Wenn  gegen  einen  Zivil-  oder  Militärbeamten  wegen 
einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines 
Amtes  vorgenommenen  Handlung,  oder  wegen  Unterlassung  euier 
Amtshandlung  eine  gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Ziiü- 
oder  Strafprozesses  eingeleitet  worden  ist,  so  steht  der  voiige- 
setzten  Frovimdal-  oder  Zentralbehörde  des  Beamten^  Mk  sie 
glaubt^  dass  demselben  eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete 
Ueberscbreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  Unterbissung  einer 
ihm  ()l)li(^g(mden  Anitslumdlung  nicht  zur  Last  fällt,  die  Befugmss 
zUf  den  Konflikt  zu  erheben. 

Auf  emen  solchen  Konflikt  finden  die  Vorschriften  des  Ge- 
setzes vom  8.  April  1847  (Gesetz-Sammlung  1847  S.  170)  An- 
wendung**. 

§  3:  „Befindet  der  Gerichtshof  {.       dass  dem  Beamten 

eine  zur  gcricbtliehen  Verfolgung  geeignete  Ueberscbreitung  seiner 
Amtsbefuguisse  oder  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amts- 

Das  Verfuhren  vor  demselben  ist  kein  besonders  g'cree.'U»'?  K^Jeu 
der  Abg.  Miqükl  uod  Dr.  Läskbr  (Vcrh.  Iä7ö  il  S.  925.  929.)  bTftUOJUUSX 
and  Kocn  a.  a.  0.  S         983.   Fobrtsob  S.  501.  602. 

Althoff-Fuektscu  I  C.  iS.  25, 
»*)  (jesetzsammlung  f.  d.   preuss.  Staaten  1854  S.  86  ff.    Auf  die  im 
J.  18GG  liinzugetrcteiien  Provinzen  ist  das  Gesetz  durch  Verordn.  v.  16.  Sept  1867 
ausgedehnt  worden.    Vgl.  m  dem  Ganzen  v.  Saewky  a.  a.  0.  (das  ütleotliche 
Recht  etc.)  S.  306  ff. 
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haudluug  nicht  zur  Last  laHt,  so  entsclieidet  er,  dass  der  Kechtsweg 
gegen  den  Beamten  unzullissig  sei,  im  entgegengesetzten  i^'alle 
abear^  dass  derselbe  zulässig  sei.  —  Ein  Urtheil  der  letzteren  Art 
prjgudizirt  weder  dem  Beamten  in  seiner  weiteren  Vertheidigiing 
vor  dem  Gerichte,  noch  dem  Gerichte  in  seiner  rechtlichen  Eut- 
scheiüiiiig  der  iSaclie". 

Eingeschlossen  in  den  Geltungshereich  des  Gesetzes  wnrden 
auBgesehie<kme  und  mittelharo  Beamte,  sowie  „Personen  des  Sol- 
datenstandes für  welche  der  über  die  Zulassigkeit  des  Rechts- 
weges entscheidende  Gerichtshof  eme  besondere  Zusammensetzung 
erfuhr;  ausgeschlossen  wurden  hingegen  richterliche  und  „andere 
Justiz-Beamte  mit  Ausnahme  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft 
und  der  gerichtlirlicn  Polizei-  '■). 

Der  für  die  verlangte  Vurentsclieidung  durch  Gesetz  vom 
8.  April  1847  geschaffene  „Gerichtshof  zur  Entscheidung  der 
KompetenzkonHikte'^  bestand,  ausser  dem  Staatsraths-Präsidenten 
noch  aus  dem  Staatssekretär  und  neun  anderen  Mitgliedern  des 
Staatsrathes,  von  denen  fünf  Justizheamte,  die  übrigen  vier  aber 
VerwaHungsbeamte  sein  mussten.  Diese  Mitglieder  wurden  vom 
König  auf  Vorschlag  des  Htaatsraths-Präsidenten  ernannt. 

Was  das  Verlahren  anbelangt,  so  konnte  der  „Gerichtshof 
zur  Kntscheidung  der  Konij)etcnzkonflikte"  vor  Fällung  des  Vr- 
thcils  etwaige  thatsächliche  Feststellungen  durch  Gerichts-  oder 
Verwaltungsbehörden  veranlassen,  über  deren  Ergebniss  die  he- 
theiligten  Personen  sich  binnen  einer  Präklusivfrist  erklären 
durften**).  An  dem  Verfahren  wnr  weiterhin  sowohl  der  Chef 
derjenigen  Beliöiik*,  welciie  den  Kontükt  erhoben  hat,  als  auch 


")  §8  4.  5.  6.  7  des  cit.  Ges.  ~  Der  Umstand,  dass  noch  dem  Vorbild 
des  Art.  75  der  constit.  V.  22.  friiii.  VIII  die  JustubcamtCD  von  der  Geltung 
dieses  Gesetzes  ausgeschlossen  wurden,  zei«^t,  wie  wenig  man  sich  de»  funda- 
m-  ntaleti  Gcsjensatzcs*  der  Grond Innren  des  preussischen  und  des  franzosischen 
Gesetiteij  bewusst  war.  I>riuht  im  fninzösisrhen  Ht^cht  der  Ausschluss  der 
JostizbiMiiitLii  von  der  Vürscliiilt  des  Art.  75  auf  der  s(5i)aration  des  pouvoirs, 
anf  vchb.'  das  ^niize  Gesd'/  «jfe^ründet  war.  so  ist  jener  Ausschliis«;  im 
pr.u>>isciK'ii  Il'-rbte,  den  französischen  Gruiuliiatz  von  der  Trriiiiuii«,'  der 
(iowalten  nicht  nzinirte,  um  so  unvtictümllicher ,  als  der  Zweck  de.»  Kon- 
flikt sgesctzes,  dcu  lieaniten  gegen  frivole  Verfolgungen  ni<>glichst  zu  schUt/.cu, 
gerade  bei  den  Justizbeamten  begründet  erscheint,  —  Dieselbe  Erscheinung 
bittet  jetzt  das  badische  Gesetz  vom  24.  Februar  1880.  —  Text  weiter  unten, 
f  2  Oes.  T.  1854. 
AfoUv  fte  «ff«Qt1t«liM  Utkl  I.  2.  27 
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der  Justizminister  wesentlich  betheiligt.  Das  mit  der  Sache  be* 
lasst^?  (jei-iclit  liattc  iiiinilicli  nach  der  Erlicljung  des  Konfliktes 
und  uadi  VerajUassunj;  einer  Krklärunf»  der  betheiligten  Privat- 
personen über  den  Konflikt  gutachtlich  an  den  Minister  zu  be- 
richten, während  der  Verwaltungsbeliörde,  von  welcher  der  Kon- 
flikt erhoben  worden,  die  gleiche  Pflicht  dem  betheiligten  Vor- 
waltungschef  gegenüber  oblag.  Der  letztere  konnte,  wenn  er  die 
Konfliktserhebung  nicht  ftir  begründet  hielt,  dieselbe  zuriicknehmen, 
und  der  JustizuiiiHNter  veranlasst»'  daraufhin  den  Fortgang  dos 
Re(  litsvi  rfalircns.  Im  eiitgciroiigcst't/ten  Falle  durften  beide  Vor- 
Wiütungsheaiuten  nicht  nur  ihre  Bemerkungen  dem  (.lerichtsliolV' 
vorlegen,  sondern  auch  den  Berathungen  desselben  einen  Hatii 
ihres  Departements  beigehen.  Die  Entscheidung  des  Kompetonz- 
gerichtshofes  ei'folgte  nach  Vortrag  zweier  Referenten  unter  lifit- 
Wirkung  von  mindestens  sieben  Mitgliedern '^). 

Die  mannigfachen  öffentlichen  Besprechungen,  welche  das 
Uesetz  von  1854  erfahren  hat,  bewegen  sich  meist  auf  politisclic»m 
Felde.  Fast  einstimnn'g  und  oll  erbittert  ist  Tendenz  und  Aus- 
führung angefochten  worden,  wie  ein  Blick  in  die  hewegtt  u  Ht'it  h>- 
tagsverhaudlungen  bei  Berathung  de«  §  13  R.-B.-G.  und  Sil 
E,-G.  zum  G.-V.-tx.  einerseits  und  in  die  vielen  zum  Thcil  aiio- 
nymen  Schriften  anderei-seits  lehrt.  Unsere  Autgabe  ist  es,  unter 
ITebergehung  dieser  politischen  Streitfragen  das  Gesetz  im  Zu- 
sammenhange mit  seinen  Vorgängei-n  zu  betrachten,  als  deren 
organischer"*  Bestandtheil  es  von  eim'gen  wenigen  Scbriftstellem 
erachtet  wird  ^''),  wiilu  t  ud  es  die  idx  rw  legende  Meia  /ahl  für  den 
Aubdruc.k  eines  völlig  neuen   Systems  in  Preusseu  ausielit^*^. 


S§  1.  5.  6.  9  ff.  H)  ff.  r.ps.  V.      April  1817. 

Koch,  ein  zweiter  r»oitrajf  zur  Konfliktscfcsctzpebnnir.  in  Gruchot's 
Hohr,  mr  Krl.  des  prenss.  II.  etc.  V  S.  240  ff.  2r»s  ntnl  «lie  anonym'' 
.Schrift  eijiei»  preu.ss.  liiilitris  über  die  llefujjniss  ihn-  onl.ntl.  Berichte  zur 
straf-  uml  jfivilrechtlichen  \ Ci f<)ls<iin£r  v.  StaatslM'anitcn  u.  s.  f.  S.  7. 

Jiit'rhpr  £r«'lir»ren  die  luelirl.uh  nngezo^tiicn  ImhIcu  dcü  Ah^.  Dr.  (»nktst 
ihei  Her.  de.s  §  II  K.-G.  zum  G.-V.-G.).  ferner:  Derselbe.  Verwaltung. 
Ju.stiz,  Reehtswcg  S.  188.  Derselbe,  Vier  Fragen  u.  s.  f.  S.  41.  lI.iOKNH. 
Uber  Koinpetenikonfliktc  in  Schering's  Arcb.  f.  rechts w.  Abb.  I  8.  349. 
SriCfC,  aber  das  preuss.  Konfliktsgcs.  t.  18,  Fob.  1854  in  Hinticbittii  ubiI 
Behrendts  Ztachrft.  f.  Uesctzf^eb.  and  R<>«bt8pa.  in  PreoMen  III  S.  47  S. 
T.  BömiSr  preou.  Staatw,  II,  1  S.  506  IT.  n.  3b. 
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Prüfen  wir,  ob  nicht  vielleicht  die  extreme  Fassung  dieser  An- 
sichten beide  unrichtig  macht. 

Die  erste  Entwicklung  auf  diesem  Wege  ging  dahin,  hei 
«1er  strafrechtlichen  Verfolgung  öffentlicher  Beamten  dienstliche 

mi<l  aiisseiUieiistliclir  Vort^f^hunafpii  i^cMiau  von  einander  zu  trennen, 
(ic'i^^tstiilt,  (liiss  nur  liir  letztere  der  Reclitbweji;  unbehindert  zu- 
gelassen wird.  S(t  schrieb  §  47  al.  3  der  „Verordnung  wegen 
verbesserter  £iiu*ichtung  der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finanz- 
behorden^  vom  26.  Dezember  1808  vor: 

„Untersuchungen  gegen  Regienmgs-Ofiizianten  über  blosse 
TMenstvergebun«<en  können  die  Gerichte  nicht  anders  als  auf  einen 
Norlu  r  ergangenen  Aiitr;i*z;  der  l)eti'otrcnden  Hepienim^  einb'iten; 
L'jj  wiire  denn  mit  dem  Verteilen  ein  soleber  Kxzess  verbuntlen, 
der  dm  Thäter,  aueb  wenn  er  nicht  Offiziant  wäre,  schon  der 
Beahndung  der  Gesetze  schuldig  macht^  '^'*), 

Killen  Schritt  weiter  ging  das  Gesetz  „betreffend  das  ge- 
richtliche und  Dis/i))linar*Strafverfahren  gegen  Beamte"  vom  29. 
Mäiz  1844 wekdies,  unter  Aufstellung  einer  Unterscheidintg 
innerhaü»  tb  s  liegriiVej;  der  Dioiistvcrireluingen ,  flii'  Zivil-  und 
Alilitiirlieamte  wesentlieb  zweierb'i  bestinnute,  nämbcb 

1 )  dass  die  llutersucbung  wegi'U  soleber  Dit^nstvergohungen, 
welche  in  den  Gesetzen  mit  Kassation  oder  Amtsenthebung  be- 
droht sind,  (Amtsverbrcchen)  zwar  zur  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte gehöre  —  §  2  — ,  jedoch  nur  auf  den  Antrag  der  vorge- 
setzten l)ienstbeli(»rd<'  cingeb'itet  werden  dürfe  —  §  5  al.  1  — ,  nn<l 
<b<ss  nUe  arubTcii  Dicustvcrgelinngen .  einselilii'sslicli  (b  r 
au&  J?'iibriä5>bigkeit  oder   unonk^utUcbcr  Lebensweise  voJi  dem 

*)  OppENUorF.  die  preussiachcn  Gotetze  Ober  Oio  Ht'ssortverlmltnissc 
n.  P.  f.  S.  \  ',2.  17.i.  Vgl.  §  2:.'2  Anhang  zn  §  04  I  :?:>  A.  C5.-0.  —  In  §  47 
rit.  al.  1  wird  oinc  Anzeige  an  die  IJo^ierung  insbesondere  bei  nt^rcss*  und 
Injuricnklagen  ans  A'cranlassung  tha  Amtes"  verlangt,  wogegen  jedoeli  sclion 
dt»  Ges.  T.  25.  April  18:?.'»  (G.  S.  S.  .'iO)  anordnet,  dass  wegen  derartiger 
Ehrenkränkun«en  die  Beschwer-Ie  an  die  Dienstbehörd  e  d.  s  Bc.niitiMi  m  r'wU- 
ten  hf ,  welche  die  Frage  der  Änitsuberschreitnng  prüft  und  mu  h  in  riiLr-  niii 
Umfange  Straten  ver]i;iiii,'t'n  «larf.  l'ohcr  diesen  Umfang  hinaus  ist  nur  d;H 
<^ericht  zustündig.  an  \vcl.h.'<  ntifli  im  anili  i.  n  Kali  iler  Verletzte  die  Ko- 
rufun^  gegen  die  Entsohi-idung  «U  r  UionstlM'lirn  .li'  hat.  Die.ses  (le».  wunie 
durch  §  7  Gos.  v.  2}>.  März  1841  (O.  S.  S.  77»  aul «gehoben. 
G.-ö.  1844  S.  77. 

27* 
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Beamten  vcrüMcü  Aiiitsvei'hrt'clic'n  oder  -Vergehungen ,  als 
Disziplinarvergehungen  zu  ahnden  seien  —  §  3,  dazu  §11.  — 

Durcli  diese  Bestimmungen  ist  nickt  nur  das  früliere  Er- 
forderniss  des  yerwaltungsseitlichen  Antrages  zur  Einleitang  der 
strafrechtlichen  Verfolgung  wegen  Dienstvergehen  aufrecht  er- 
halten^ sondern  sogar  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  fUr  die 
Melirzalil  dieser  Delikte  aufgehoben  worden. 

Weiterhin  sollte  nach  diesem  Cresptze  bei  gerichtlichen  Ver- 
folgungen von  Beamten  wegen  Ehreukrankungen ,  welche  sie  aus 
Veranlassung  ihres  Amtes  verübt,  die  Dienstbehörde  dersclbeo 
nach  Beendigung  der  vorläufigen  Ermittelung  und  vor  Eröffnung 
der  Untersuchung  mit  der  Ek-klärung  gekört  werden^  ob  der  Be- 
amte sich  in  Beziehung  auf  die  ihm  angeschuldigte  Handlang 
einer  Ueberschreitung  der  Amtsbefngnisse  schuldig  gemacht  hat 
-  §  7  -. 

Das  ganze  Gesetz  wurde  durch  §  3  der  Veioidiiung  ^über 
einige  Grundlagen  der  künftigen  preussischen  Verfassung'^  vom 
6.  April  1 848     bezüglicli  des  Bichterstandes  ausser  Kraft  gesetzt. 

Durch  §  8  des  Gesetzes  vom  29.  März  1844  \Mirden  zwei 
frühere  Gesetze  über  den  Waffengebraach  der  Grenzauüsichta- 
beamten  vom  28.  Juni  1834^')  und  über  den  Waffengebrauch  der 
Forst-  und  Jagdbeamten  vom  31.  Mai  1837*^  aufrecht  erhalten, 
welche  im  System  erst  jetzt  zu  erwähnen  sind,  da  ihnen  das 
Kojiliiktsgesetz  von  1854  am  näehsteu  stellt 

Wegen  des  missbräuchlichen  Wafi'eiigel)rauohes  Seitens  der 
in  den  beiden  G^etzen  genannten  Beamten  soll  das  Gericht  des 
Tliatortes  unter  Zuziehung  eines  Beamten  aus  dem  betreffenden 
Ressort  die  Erhebungen  machen  ^  sodann  die  Akten  an  die 
ProvhuEtalsteuerbehörde^  bezw.  an  die  Regierung  einsenden,  da- 
mit sich  dieselbe  Über  Einleitung  der  gerichtlichen  Untersuchung 
erkläre.  —  §§  7—8  Ges.  v.  1834,  I^J;  4  iL  Ges.  v.  1837; 
„Nach  Eiuiiauf^  dieser  Erkliiruiirj  Wissi  djus  Gerieht  einen  Be- 
sclduss  wegen  Erütthung  der  llntei-suchung  ab.  Wird  die  KiotT- 
nung  der  Untersuchung  gegen  die  Ansicht  und  den  Widersprach 

«")  G.-S.  1848  8.  87. 
*')  G.-S.  1834  S.  83. 
")  G.-S.  18.^7  S.  65. 

*•)  OprKNHoFF  a.  a.  0.  Anm.  1  und  2  zum  Konfliktäges.  v.  1854 
S.  526/527. 
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der  ProTinzialsteaerbehörde  (bezw.  Begierong)  beschlossen,  so 
iniiss  die  Sache  nach  AnleituDg  der  über  die  Kompetenzkon- 
ilikte  zwischen  den  Verwaltungsbehörden  und  Gichten  ertheilten 
Vorschriften ^0  erledigt  werden.*  —  §9  Ges.  v.  1834,  §  7  Ges. 

Y.  1837. 

In  diesen  Gesetzen  erscheint  liiernach  das  frühere  Prinzip 
des  Antrages  der  Regierung  zur  Verfolgung  dienstlicher  Ver- 
gehen in  das  Prinzip  des  Kompetenzkonfliktes  umgewandelt:  es 
soll  nach  Anleitung  der  über  den  Zuständigkeitsstreit  ertheilten 
Vorschrülen  Über  ein  Delikt  erkannt  werden,  welches  an  sich 
anerkanntermaassen  zur  Zuständigkeit  des  Gerichts  gehört. 

Waren  durch  alV  diese  Gesetze  die  zivihrechtlichen  V^ol- 
gungen  eines  Beamten  unbehindert  geblieben,  so  schrieb  ein 
Gesetz  «über  die  Zidässigkeit  des  Rechiswe{?es  in  Beziehung 
auf  polLzeiiiclie  Yorfügungen"  vom  11.  Mai  1842**)  vor,  dass 
erst  dann  der  Zivilrechtaweg  gegen  einen  PoUzeibeamten  offen 
stünde,  wenn  die  von  ihm  ausgegangene  Amtshandlung  im  Wege 
der  Beschwerde  als  gesetzwidrig  oder  unzulässig  aufgehoben  wäre. 
—  §  e,  §  1  al.  1  und  3.  — 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  durchbrachen  diese  Rechts- 
pnt>vicklung  und  drängten  zu  einer  Befestigimg  des  gerichtlichen 
»Schutzes  gegen  ungesetzlich  handelnde  Beamte.  Die  oktroyirte 
Verfjissungs -Urkunde  vom  5.  Dezember  1848***)  hebtinimte  in 
Art.  96:  „Es  ist  keine  vorgängige  Geneimiigimg  der  Beiiörden 
nöthig,  um  öffentliche  Zivil-  oder  Militärbeamte  wegen  der  durch 
Ueberschreitung  ihrer  Amtsbefugnisse  yerflbten  Rechtsverletzungen 
gerichtlicfa  zu  belangen^  ^^). 

Schon  einen  Schritt  von  diesem  Wege  ab  bedeutete  Art.  97 
der  revidirten  Vei-fassungs- Urkunde  vom  31.  Januar  1860**),- 

**)  D.  i.  gi^mSM  der  AUerh.  Kab.-Ordre  v.  30.  Juni  1828  (G.-S.  1828 
S.  80),  nach  wdeber  die  Entscheidung  den  betheiligten  MisUtem  und  im  Fall 
nicht  enielter  Einigang  dem  Kdnig  oblag,  der  wieder  den  Stnatsnth  anziehen 
oder  dem  höchsten  Geiichtahofe  die  Entscheidung  aberlaasenkimnte;  —  später 
gemSse  Gee.     8.  April  1847  (O.-S.  1847  S.  170). 

^)  Bei  OppsraoTF  a.  a.  0.  S.  837  ff. 

«*)  G.-a  1848  S.  875  ff. 

Ebenso  die  Keichsverfassun g  vom  28.  März  184»  §  MO:  ,Bine 
vori^ängige  Genehmigung  der  Behörden  ist  nicht  nathwendig,  nm  öftentlicbe. 
BeaJiit^^  wegen  iTiver  amtlichen  Handlungen  gerichtlifli  zu  verfolgen." 
Kommentict  bei  ßBUBiUT-RniiOKB  a.  a.  0.  IV  S.  383. 
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welcher  bestimmte:  „Die  Bediogun^m,  unter  welchen  öffeutliche 
Zivil-  und  MUitärbeamte  wegen  durch  Ueberschreitung  ihrer 
Amtsbefugnisse  verttbten  Rechtsverletzungen  gerichtlich  in  An- 
Spruch  genommen  werden  können,  bestimmt  das  Gesetz.  Eine 

vorgängige  Genehmigung  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  darf  je- 
doch nicht  verlangt  werden"  *^). 

Formell  zur  Ausliikrung  dieser  Bestimmung  der  Verftissungs- 
Urkunde  ^**),  materiell  zur  Ausdehnung  des  früheren  Systems  der 
(xesetze  von  1834  und  1837  wurde  das  an  die  Spitze  dieses 
Paragraphen  gestellte  Konfliktsgesetz  vom  13.  Februar  1864  er- 
lassen,  welches,  wie  wir  sahen,  sowohl  für  Zivfl.  wie  MOitär- 
heamte ,  ja  fiir  die  „Personen  des  SoldatenstandeB**  die  straf-  vm^ 
zivilrechtlirho  Verfolgung  wegen  Dienstverletzungen  auf  Verbnif!«  « 
der  vorgesetzten  Behörden  von  der  Genehmigung  eines  besoudwi^n 
Gerichtshofes  für  Kompetenzkonllikte  abhängig  machte^  der- 
gestalt i  dass  derselbe  nicht  nur  über  die  Frage,  ob  der  Beamte 
eine  Amtsverletzung  begangen  habe,  sondern  auch  Aber  die 
weitere  Frage ,  ob  im  konkreten  Falle  die  Eröffnung  des  Rechts- 
weges angezeigt  sei,  zu  entscheiden  hatte. 

Hiennit  war  denn  (Uis  französische  System  des  All.  7.'^  der 
Konstitution  v.  J.  VJll  erreicht,  im  Wesentlichen  unter  der 
einzigen  Abänderung .  rlass  hier  die  Vorentscheidung  unbedingt, 
im  preussischen  Recht  dagegen  nur  auf  Verlangen  der  vorgeseti- 
ten  Behörde  erfordert  wurde. 

Man  verhess  damit  den  Standpunkt  des  Gesetzes  vom  99. 
Man;  1844,  welches  grundsätzUch  „Amtsverhrechen*'  und  ^andere 
I)icnsitvcrgehunj»en"  durch  Aufrichtung  einer  K(jnipetenzgrtii/,i 
zwischen  straü'echtlicher  (gerichthcher)  und  disziplinarrechtlicher 
.(administrativer)  Verfolgung  unterschieden  hatte,  wiewohl  auch 
wegen  der  erstgenannten  Dienstvergehungen,  der  Amtsverbreclien 
die  Untersuchung  nicht  ohne  Antrag  der  Verwaltungsbebörden 
eingeleitet  werden  durfte.    Die  Frage  der  Kompetenz  hatte 


*•)  Dic>o  Faüsun»^  rülirf  von  einer  l*ro|K)sition  der  K«»niiirliclieii  Hotsduft 
her,  welche  von  ]ieid«»n  Kamin orn  angenommen  wurde,  n.ulnlem  »lie  ;nis  ien 
PeschlÜÄsen  dor  /.weitcu  KannntT  li''rv«uxetrfin£?"on<'  FajsÄUU^%  ,ciuo  vor;:;n!i:i^'c 
iiciiohmiguni.,'  .'1er  Behörde'  darf  jcdorli  nicht  verlangt  werden",  dio  Zu.st-.ui- 
mting  der  ersten  Kammer  nicht  erhuUen  liatte.  Stievk  a.  a.  0.  S.  4?. 
V.  RoENNE  a.  a.  0.  S.  507  A.  4. 

V.  RosNMS  S.  508.  Oppinuoff  8.  526  n.  1  a.  a.  0. 
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schon  durch  diese  letztere  Einsr  liränkuug  des  Rechtsweges  eine 
verschwindende  Bedeutung  erkuigt;  das  Konfliktsgesetz,  welches 
auf  der  denkbar  weitesten  Veraligemeinerung  jener  Eiuschräukuiig 
berafate^  durfte  daher  die  Frage  der  Kompetenz  ignonren.  Nur 
der  Umstand,  dass  zur  Eröffnung  oder  VerschUesstmg  des  Rechts- 
weges eine  Erkeinitnisü  des  Gerichtshofes  für  l\()mi)etenzkonflikte 
Husersehen  wurde,  dessen  Verfahren  sich  luich  den  ülx'r  den 
Koinpetenzkontlikt  erlassenen  Vorschrü'ten  regelte .  bringt  das 
Moment  des  Zuständigkeitsstreites  ,  wie  es  durch  das  Q^setz  vom 
29.  März  1844  in  dieses  Gebiet  eingeführt  war,  in  schwache 
Erinnerung. 

Bei  dieser  L^ige  der  Dinge  ist  die  nicht  geringe  Unklarheit 

ühor  «hus  \'<'rliaitiii8s  der  Zuständigkcitsfrage  zwischen  Gcriclit 
und  Verwaltung  zu  der  ., Trockenlegung^  der  gerichtlichen  Xw- 
folgungen  auf  Grund  des  Konfliktsgesetzes,  über  das  VerUäituiss 
des  ^Kompetenzkontliktes'^  zum  „Konflikt^  wenig  zn  verwundern. 
So  deuten  nach  Oppenhoff  die  Gesetzesworte  „zur  gericht- 
lichen Verfolgang  geeignet^,  „nach  dem  Vortrage  des  Regierungs- 
Kommissars  (in  der  Kommission  der  2.  Kammer)  fiir  den  Struf- 
prozess  auf  den  gesctzUch  hegründeten  Unterschied  derjenigen 
Päll»' ,  welche  sich  nur  zuni  f  )is/,i|»]iiiarv('rf;ihren  eignen,  von 
deneu,  die  eine  gerichthche  8tral Verfolgung  nach  sich  ziehen-. 
Stievk*'-)  hält  es  für  eine  ganz  schiefe  Auffassung,  den  liestrit- 
tenen  Fall  als  einen  Konflikt  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  zu 
beluindeln,  während  doch  der  Konflikt  nur  zwischen  den  Inter- 
essen des  Einzelnen  imd  den  entgegenstehenden  Interessen  der 
Regierung  ohwnitet.  „Darum",  so  schliesst  er,  „passen  die  \'or- 
siiiriftt^ii  des  Kompeieiiz-Konfliktsgesetzes  niclit  hierher.-  Aiicli 
die  Praxis  hat  die  ohen  forinulirte  Fnige  des  Verhältnisses 
zwischen  Kompetenzkonflikt  und  Konflikt  nicht  einheitlich  bciuit- 
wortet.  Hcliüesslicli  drang  jedoch  die  Ansicht  durch  ^  dass  die 
Bestimmungen  des  Konflikt«ge.setzes  mit  denjenigen  über  Kompe- 
tenzkonflikte gar  nichts  ausser  der  entscheidenden  Belilirde  ge- 
mein haheii.  eine  Ansicht,  di<'  in  der  Litteratur,  ausser  hei 
SriKVK,  inshesoiidre  i)ei  MvusKU  '-')  erscheint  und  seit  einem 


»•)  OmNuovr  8.       530  n.  22. 
•*)  Srim  S.  51 ;  vgl.  S.  4$. 

**)  Haus»,  Ztachr.  f.  Bdcfas-  a.  Landesr.  IV,  8.  805  ff.  V.  S.  1  ff. 
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Erkenntnisfie  des  Kompetenzkonflikts-Crerichtshofes  vom  6.  Okto- 
ber 1855^*)  auch  die  Praxis  belierrüclit  liat.  Das  Krkenutiiiss 
fuhrt  aus: 

„Der  Konthkt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13,  Febr.  1854 
iiiitei-sülieidet  sich  von  einem  eigentlichen  KompctenzkonÜikte 
darin,  dasB  ein  Kompetenzkonflikt  nur  da  an  seiner  Stelle  ist,  wo 
nach  der  bestehenden  VerÜEissnng  die  Angelegenheit,  um  die  der 
Rechtsstreit  sich  bewegt,  der  Kognition  der  Gerichtshöfe  an  nnd 
für  sich  entzogen  ist,  während  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854 
l)ei  an  sich  zulässigen  geriehtlichen  Wrloiguiif^eii  eines  Beamten, 
der  im  Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses  wegen  einer  in  Aus- 
übung oder  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  vorgenom- 
menen Handlung  oder  Unterlassung  einer  Amtshandlung  in  An- 
spruch genommen  wird,  der  vorgesetssten  Dienstbehörde,  wenn 
sie  glaubt: 

„„daöH  dem  iimteu  eine  zur  ^rcrichthchen  Verfolgung  geeiguek' 
Ueborschreitung  seiner  Amtslu  lu^iiisso  oder  Unterlassung  einer 
ihm  obliegenden  Amtshandhiiig  nicht  zur  Last  falle"", 
den  Konflikt  zu  erheben  gestattet  und  mit  der  Entscheidung  über 
solchen  Konflikt  in  den  Formen  des  durch  das  Gesetz  vom 
8.  April  1847  vorgeschriebenen  Verfahrens  den  Gerichtshof  zur 
Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  beauftragt;  der  also  in 
diesem  Falle  einer  in's  Materielle  eingehenden  Kognition  sich  zu 
unterziehen,  nämlich  auch  die  Frage  zu  entsclieiden  hat: 

ob  der  Beamte  die  Grenzen  seiner  Amtsbeflignisse  eingebalteö, 
resp.  Handlungen,  zu  denen  ilm  sein  Amt  verpflichtet,  unte^ 
lassen  hat, 

während  in  eigentlichen  Kompetenzkonflikten  nur  die  Frage: 
ob  über  deii  streiti'^en  Gegenstand  die  Gerichts-  oder  die  Ver- 
waltungslx  horde  verfassuiij^smässig  zu  eutscheideu  habe, 
zu  seiner  Beurtheilung  steht". 

Dieses  £rkenntnisH  spricht  in  klaren  Worten  aus,  dass  dui-ch 
das  Gesetz  vom  13.  Februar  1864  die  Konfliktserhebung  nicht 
behufs  Feststellung  der  Zustandigkeitsfrage,  sondern  der  mate- 
riellen Vorfrage^  ob  der  Beamte  durch  die  ihm  zur  Last  gelegte 
Handlung  seine  Amtsbefugnisse  iilx'rsrlnitten  habe  u.  s.  f.,  eiii 
gefiilu't  sei.    Hieraus  folgt,  dass  das  Ei-kenntniss  von  der  obcu 


^)  Bei  KAmronssn  a.  a.  0.  zu  §  13  R.-B.-G.  S.  65  Anm. 
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ausgesprochenen  Ansicht  ausgeht^  dass  das  Eonfliktsgesetz  das 
System  des  Gresetdses  vom  39.  MSrz  1844  verhissen  und  sich  an 

da«  System  der  Greset^e  von  1834  und  18*37  angeschlossen  hat. 
Abgesclieii  von  unwesentlichen  Verschiedenlieiten  **'^),  hat  «las 
Kontliklsgosetz  mit  den  l)eiden  letztgenannten  Gej>et/A'n  das  we- 
sentliche Moment  gemein,  dass  die  Frage  der  Eröffnung  des 
RerhtNWpges  in  Sachen  der  gerichtlichen  Zuständigkeit 
beim  Widersprach  der  Administrativbehörde  nach  den  für  den 
Kompetenzkonflikt  ertheilten  Kegeln  entschieden  wird. 

Ans  aUedem  geht  hervor,  dass  das  Gesetz  vom  13.  Febr.  1864 
in  Beziehung  auf  die  Behinderung  der  strafrechtlichen  Beamten- 
verfolguugen  die  regelniässigen  (Tiiindsätze  der  vorliergegan- 
genen  Gesetze  verlassen,  um  das  exzeptionelle  System  für  Grenz- 
aofsichts-  uud  Forstheamten  zur  Regel  zu  erheben.  In  Beziehung 
anf  die  Behinderung  zivil rechtliclier  Beamtenverfolgnngen  jedoch 
hat  es  einen  vdDig  neuen  Weg  betreten;  denn  das  einzige  von 
8<^hen  handelnde  filtere  Gesetz  über  polizeüicfae  Verfügungen 
von  1842  bietet  keinen  Anknüpfungspimkt  dar,  indem  es  ein 
Gesetz  über  die  Kompetenzgrenzen  zwischen  Polizeiverwaltimg 
und  Gericht  ist.  —  fc?  1   al.  1,  Gesetz  vom  11.  Mai  1842  ■'••). — 

Diess  das  Verhältniss  des  Kouliiktsgesetzes  zu  semeu  preus- 
sischen  Vorgängern. 

Die  Tiril(nij;l>;ir  schiefe  Stellang,  welche  das  Gesetz  dem  »Ge- 
richtshöfe^ für  Kompetenzkonflikte  durch  die  Befugniss  einräumte, 
ausser  der  rechtlidien  Vorfrage .  der  Amtsverletzung  auch  über 
die  politische*^  Frage  zu  erkennen,  ob  die  gerichtliche  Verfol- 
gung in  concreto  angezeigt  sei,  hat  in  der  Praxis  nicht  zu  den 
Gefahren  gefuhrt,  welche  man  für  den  Rechtssclnitz  gegen  Amts- 
vergehungen  gefiirelitet  hatte.  Ein  Staatsministerialheschliiss 
schrieb  den  Verwaltungsbehörden  vor,  von  dem  Hechte  der  Kou- 
Üiktserhebung  nur  im  Falle  zweifelloser  Kechtmässigkeit  der  ver- 
folgten Amtshandlung  Gebrauch  zu  machen,  und  gleicherweise 


**)  Z.  B.  dsss  die  AmreDdong  der  6e«ets«  v<»n  1884  und  1837  ichoii 
dareta  die  Ibataaehe  dee  Widersprächet  xwiseheii  dem  OericbtebeKihlosse  (Iber 
Exöfbmng  der  Untetmichang  nnd  der  AMieht  der  vorgeeetctcn  Verwsltonga- 
bebSrdef  die  Anwendung  des  Geeetees  von  1854  jedoch  doreh  die  förmUdie 
Konfliktserhebnng  bedingt  itt  Vgl  OppsmiOFr  8.  527  n.  2. 

«)  Hauses  a.  a.  0.  V,  S.  21. 

**)  SiBvi  S.  46.  Haüsib  Y,  8.  5  n.  Amn.  a.  a.  0. 
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beschränkte  der  KompetenzkoDflikt^-Gerichtshof  thatsächUch  die 
Vorentscheidung  auf  die  juristische  Frage,  ob  der  Beamte  inner- 
halb seniea  Amtes  geblieben  sei  oder  nicht  ^^). 

Nach  einem  von  der  8tautsregiening  im  .lalire  1861  oiii?*»- 
hrachten  Gesetzentwurf  ^^ollte  unter  Aulliehiing  fies  Kunilikis 
gesetzes  der  HocLtsweg  gegen  Beamte  von  der  behindernden  Mit- 
wirkung (I  t  Verwaltung  befreit  werden.  Zur  Wahrung  des 
Schutzes  der  Beamten  gegen  Vexationen  sollte  der  Torgesetzten 
Behörde  eine  berathende  Stellung  eingeräumt  werden^*).  Der 
Gesetzentvrurf  scheiterte  am  Widerspruch  der  ersten  Kammer, 
und  so  erhielt  sieli  diis  Gesetz  von  1854  bis  zum  Inkraittretcn 
der  ßeichsjusti/gesetze.  — 

Bezüghch  der  in  Preussen  domiziiirten  Heichsbeamten  ist 
bereits  oben  ausgeführt  worden,  dass  dieselben  von  der  Vorschrift 
des  Konfliktsgesetzes  nicht  betroffen  werden« 

Was  hingegen  die  preussischen  Landesbeamten  aabelangt,  so 
wurd  hinsichtlich  ihrer  gerichtlichen  Verfolgungen  das  Konflikts- 
gosctz,  gleich  dem  oben  erörterten  französischen  Gesetze,  recht 
eigciitlieli  dureli  11  al.  2  E.-G.  zum  (t.-\'.-(i.  Im  t lutli  il  da 
in  der  That  die  gerichthcho  Verfolgung  der  (jüentlichen  BeainUu 
wegen  ihrer  Anitsverletzungen  ^im  Falle  des  Verlnngens  einer 
Torgesetzten  Behörde^  ^an  die  Vorentscheidung  einer  besonderen 
Behörde  bindet«^««).  In  Gemässheit  des  §  11  dt.  ist  die  Vor- 
entscheidung einerseits  auf  die  jurisUsohe  Frage,  ob  der  Beamte 
innerhalb  seiner  Anitsbet'uguisse  gehlieben  ist,  beschränkt  worden, 
anderei-s»»its  aus  den  Händen  des  Konipeteiizkonthkts-Gerichtslwife 
iu  diüjenigcu  des  preusäischeu  Übcrverwaltuugs-Geridttshofes  libcr- 
gegangen«»). 

g  :\.    Das  hairiscbc  Recht. 

Für  da»  Königreich  Baiern  liehtimmt  da»  Gesetz  vom  8.  Au- 
gust 1878  „betreffend  die  fh-richtung  eines  Verwaltungsgerichts* 

8TIBVK  S.  4(>.  Oppaimorv  S.  rm  n.  22,  vgl.  n.  II.  Krnst  Mkikr. 
über  diif»  Vcrhältuiüs  von  Justiz  uiul  Verwaltung  in  Knjrlim^ .  in  Aegidis 
Zti«cbr.  f.  deutsch.  Heclit  u.  tltsrli.  Verfsiüsungsgesch.  Hd.  1,  S.  J!>;^. 

»•)  llel.  acs  Abg.  MiQUKL  (Ut.  Vcrh.  Iö7ö  1,  S.  373)  8t«vs  8.  bt 

•"V  llAtsKR  V,  8.  23  ff.  '25. 

*M  Das  Vcrfalir'^11  v.»r  !<  in  UberverwaUungügericbt  ist  für  di.  so  \  oreut- 
sclicidung  iieuerdiuürs  durch  «las  Gesetz  Uber  die  allgemeine  Laudesverwaltung 
vom  30.  Juli  1S83  geregelt  worden. 
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bof€9  und  das  Yerfahirn  in  Verwaltangsrechteaachen*^  ^"),  in  §  7 
das  Folgende : 

^Der  V\'i waltinif^sj^erichtsiliol'  bildet  die  obeitite  Instanz  in 
Verw'altungsrechtssaclien. 

Er  ist  na(;li  Massgabe  der  hierüber  liestehenden  oder  zu  er- 
lassenden Gesetzesbestinimangen  berufen,  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  ein  Beamter  wegen  der  in  Ausübung  seines  Amtes  oder 
in  Veranlassung  der  Ausübung  vorgenommenen  Handlungen  straf- 
rechtlich oder  zivilrechtlich  verfolgt  werden  soll,  che  Vorfrage  zu 
entscheiden,  ob  der  Beamte  sich  einer  r(  l)ei-s(lir<«itnng  seiner 
Ämtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obhegeuden 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  hat^. 

Welches  sind  nun  die  ^hierüber  bestehenden  Gesetzes- 
bestimmungen?^ 

Es  ist  die  Pfalz  und  das  rechtsrheinische  Baiem  zu  unter- 
scheiden. 

In  der  Pfalz  hatte  Art.  75  der  tV:iiizösis(  li(>ii  Verfassung 
vom  22.  frimfiiro  Vir r  ijesetzliche  Geltung.  Auf  (i rund  desselben 
bedurfte  dort  die  zivil-  und  strafrechtliche  Verfolgung  der  Ver- 
waltungsheamten  unter  den  oben  näher  besprochenen  ft'atissösisch- 
rechtlichen  Modifikationen  der  unbedingten  Autorisation  des  Staats- 
rathes").  Nach  dem  bairischen  Ausführungsgesetz  zur  Beichs- 
Strafprozess-Ordnung  vom  18.  August  1879,  Art.  2.  Ziffer  14 
n.  H  ist  Art.  75  beziiglicli  st rafrechthcher  Verfolgungen  beseitigt 
wonien*  ').  Das  oben  zitirte  Gesetz  über  die  Errichtung  des 
bairischen  Verwaltungs^'cri'  htshofes  hat  demnach  die  allein  noch 
in  gesetzlicher  Geltimg  belassene  Autorisation  Ihr  zivilrechtliche 
Verfolgungen  pfälzischer  Beamten  in  die  Vorentscheidung  des 

«*)  Ges.-  0.  Verordn.^l.  f.  d.  Kgr.  Baiern  1878  S.  369  ff. 

**)  Kkais  in  DollniaDii's  {später  P9zl*s)  Geietigebang  des  Kgr.  Uftiern 
seit  Haiim.  II  mit  BrUnter.  Tk.  II  9.  Bd.  I.  Heft  a  48. 44.  Uausbb  a.  a.  O. 
Reden  der  Abg.  MiooAl  uid  Da.  Lask»  (1876  I  S.  378*  II  &  928/929) 

•«)  Qej.-Bl.  1879  1  Bd.  S.  781  ff.:  ^kma  Kraft  treten 


14)  das  in  der  Pfalz  geltende  ätrafpnizeiMgeaetsbQch  (code  dUnetr. 
crim.)  nebftt  den  mit  demselben  znaammenhüngenden  geeetiltclien 
Bestimmungen ,  insbesondere 
g)  Art.  75  der  Konetitotiun  vom  22.  frimaire  VHI  nebst 
den  hierzu  erlassenen  gesetzlichen  Bostimman^,  inaoweit 
sieb  diese  Yoiscbriften  auf  ätraCeacheu  besiehn*. 
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Tipuen  Gerichtshofes  über  die  Frage  der  Amtsvorlotzang  nach 
Massgabe  des  §  11  £.-Gr.  zum  G.-V.-G.  umgewandelt. 

Im  rechtsrheinischen  Baiem  ist  innerhalb  des  strafrechtlicheB 
Gebietes  der  Rechtszustand  vor  Einführung  der  R.-Str.-P.-0. 

kontrovers  gewesen,  da  der  Umfang  der  Bestimnmii'ren  iil^er  die 
Autorisation  des  Staatsrathes  *'^)  hezüglicli  der  cinzohicn  Kate- 
gorien von  Beamten  in  den  Gesetzen  nicht  zu  genauem  Ausdruck 
kam"*).  Da  jedoch  nach  dortigem  Rechte  < Ho  Entscheidung  des 
Staatsrathes  nicht  im  Binne  der  französisch-  oder  preussischrecht- 
Uchen  Autorisdtion  der  „besonderen  Behörde^  erfolgte,  vielmehr 
der  Voruntersuchung  freier  Lauf  gelassen  wurde,  an  welche  sieb 
erst  der  Besclduss  der  Verwaltungsbehörde  als  eine  strafprozes- 
suale Verfiigung  über  die  Eröffnung  der  Haiiptverliandluiig  ua- 
schloss,  so  ist  mit  der  reichsgesetzlichen  liegeiung  des  Kriminal- 
prozesses  von  selbst  und  obendrein  durch  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung der  Art.  2,  Ziff.  2  und  Art.  3  des  bair.  Aust-Ges. 
zur  R.-Str.-P.-0.  vom  18.  August  1879  die  GMtung  jener  Gesetie 
beseitigt  worden"). 

In  zi>ilrechtUcher  Hinsicht  felilt  es  an  gesetzlichen  Vor- 
schriften, und  wenn  auch  die  Praxis  vielfach  als  Bedingung  der 
zivürechtlichen  Verfolgung  des  Beamten  die  vorgängige  Feststel- 
lung einer  dienstlichen  Verschuldung  durch  die  Disziplinarbehörde 
aufgestellt  hat^  so  ist  damit  ein  Gewohnheitsrecht  noch  nicht  ge- 
schaffen worden"). 

"  )  Biüi  isclks  Str.-G.-B.  V.  1813.  Tli  II  Art.  484 ;  BeiUpe  IX  tut 
baiiLsdieii  Vcrl'assuii^.surkunde       Kdikt  über  die  Verhältnisse  der  tjUat^^difiicr 

V.  26.  Mn  1818)  §  IG  (G.-Bl  ISlÖ  S.  333  ff.)  GtJü.  v.  10.  Nov.  1848,  die  Ab- 
änderungen des  II.  Tli.  des  Str.-G.-B.  v.  1813  betr.  Art.  70-73  (Gea.-BI.  1848 
8.  233  ff.). 

^"j  Vgl.  eineneitfl  Poisl,  bsir.  TerfiMsaiigsr.  (4.  Aufl.)  8.  510  nnd  aadi«^ 
86itB  HAUsau  a.  a.  0.  S.  14/15. 

**)  Art  2:  , Ausser  Kraft  treten: 

2)  d.iä  Gesetz  v.  10.  November  18 1 8.  die  .\bändenuigeii  des  Ii.  Thdit 
des  Strafgesetzbuchs     1813  betreffend. 

3)  10  der  IX.  Beilage  zur  Verfassangsnrkunde." 

Vgl.  oben  Ann».  309.  Krais  a.  a.  0.  8. 44.  n.\üsKB  a.  a.  0.  S.  14.  10.  18.  19.  25 

**)  X,  A.  KraT8  S.  44.  Filr  die  im  Text  vertretene  Ansiebt  Hai-iseb 
J^.  "22  n.  42.    Seuffkrt.  Kommentar  zur  b.iir.  Gerichtsordnung  Hd.  1  13 

VI.  'Jb)  fasst  das  Verhültniss  der  Feststtllung  durch  die  Disziidinaibelmnle 
zu  der  zivilr»*rhtlichen  Verfolgbarkeit  des  !Je;imten  durch  das  iierieht  in  G^ 
luassbeit  der  Grundsätze  des  prenssiscUeu  Gesetzes  v.  11.  Mai  1842  auf. 
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So  werden  für  Altbaiem  weder  die  strafrechtlichen  noch  die 
aTilrechtUchen  Verfolgungen  von  Beamten  durch  die  umwandebden 
Beatinunnngen  des  §  11  al.  2  B.-G-.  zum  G-.-V.-G.  betroffen  ••). 

Die  an  die  Spitze  dieses  Pturagraplu  u  gestellte  Gesetzes- 
bestimmung über  die  Ririchtung  eines  Verwaltun,!?S2^erichtshofes, 
hat  mithin  lediglich  auf  die  zivil  recht  Hohe  Verfolgbarkeit  der 
pfälzischen  Beamten,  welche  unbedingt  an  die  Vorentscheidung 
des  genannten  Gerichtshofes  nach  Massgabe  des  Reichsgesetzes 
gebunden  ist,  Anwendung'^). 

§  4.  Das  badische  Recht. 

Für  das  ( irortslierzof^thum  Baden  schreibt  Art.  7  des  Ge- 
setzes 7om  8.  August  1878  „betretFend  die  Erriclitung  eines  Ver- 
waltungsgehchtshofes  und  das  Verfahren  in  Verwaltungsrechts- 
Sachen^      das  Folgende  vor: 

„Der  Verwaltungsgerichtshof  bildet  die  oberste  Instanz  in 
Verwaltungsrechtssachen . 

Er  ist  narli  Mass^jnbo  der  hierüber  liestehentU-n  odw  y.n  er- 
liussenden  Gesetzesbestunniungen  berufen,  in  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  ein  Beamter  wegen  der  in  Ausübnng  seines  Amtes 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  Torgenommenen 
Handlungen  strafrechtUch  oder  ziyilrechtlich  Terfolgt  werden  soll^ 
die  Vorfrage  zu  entscheiden^  ob  der  Beamte  sich  einer  lieber- 
schreitung  seiner  Amtsbefiignisse  oder  der  Unterlassung  einer 
ilun  obliegenden  Amtsluuullini£^  schuldig  gemacht  hat". 

Es  sind  hier  die  vor  und  nach  diesem  Gesetze  erlassenen 
Gesetzesbestimmungen  zu  unterscheiden. 

Vor  Emanation  desselben  galt  in  Baden  mnerhalb  des  straf- 
rechtlichen Gebietes^  auf  Grund  einer  seit  dem  Staatsdieneredikt 
Yom  5,  Februar  1819  (§  IG)")  sich  gleidigebliebenen  Gesetz- 
gel)ung"^)  der  Satz,  dass  „vorbehaltlich  fürsorglicher  Massrcgeln 

Da  die  bekr.  Oesetze  die  gerichtliche  Verfolgung  dw  Beamten  niclit 
U  dii-  ,Vorentscheii]ni\g*  einer  besonderen  Bebdrdc  binden.  Häuser  S.  24/25. 

lieber  die  Frage,  mumm  in  dem  neuen  bairischeo  Gesetz  gleichwohl 
der  strafrechtlichen  Verfolgung  gedacht  ist,  s.  KEilS  a.  a.  0. 

")  G.-Bl.  1878  S.  3ÜD  flf. 

")  Gr.  bad.  Staats-  u.  Rcg.-Bl.  181!»  S.  11  fF. 

•»)  §  9  E.-G.  zum  Str.-G.-B.  v.  l^r.l  (Rog.-Bl.  l^r.l  H.  7^^).  §  19  Ges. 
V.  Dez.  If^ll  -«leii  Vollzug'  der  Einführung  des  deutschen  ß.-St.-ü.-B.  in 
dem  Gr.  Baden  betr.'  (G.-Bl.  1871      431  S.) 
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in  ('ilt  iidoii  Falieu'^  ,,düe  stral'gericlitliche  Verfolgung  eines  Öffent- 
lichen Beamti  n  wegen  einer  amtlichen  Uaniilung  nicht  eingeleitet 
Verden^  dürfe,  pbevor  die  dem  Beamten  vorgesetzte  Dienst* 
beliörde  gehört  wurde.  Halt  diese  die  Verfolgung  für  nicht  gerecht- 
fei-tigt,  90  ist  eine  Entschliessnng  des  Staat sministeriums  aufVor- 
tnig  (los  .1  ii>ti/.niinist{MS  ühcr  die  8t;ittluitli<i;k('it  der  Veriulj^uiiu 
einzuliolen-  —  §  U>  Eiuf.-Ges.  zum  R,-Str.-(T.-B.  vom  23.  De- 
zember 1871, 

Die  durch  §  10  dos  Einf.-Ges.  zum  Strafgesetzbuch  von 
1851  erforderte  Äutorisation  der  vorgesetzten  Dienstbehörde, 
bezw.  des  Staatsministeriums  ftir  zivil  rechtliche  Yerfolgongen 
eines  Beamten  ist  schon  durch  Art.  TV  der  Schlussbestimmnii«[ 
zur  hürgerliolion  Prozess«»rd innig  von  10(14  ausser  Kruft  getretiMi. 

Nach   Erlass  des  Gesetzes  über  die  Errichtung  eines  \  ( r 
waltungsgerichtshofes  hostinnnte  das  Gesetz  vom  3.  März  1879 
,die  £infUhrong  der  Reichsjustizgesetze  im  Gr.  Baden  belr.*"^*) 
in  §  161  unter  Aufliebung  der  frillieren  Gesetze  über  diese 
Materie : 

„Die  strafrechtliche  oder  zivilrechtliche  Verfolgung  oifM^s 
lioanilt'U  wegen  einer  in  Ausübuu!?  nt](>r  in  Veraiilassun 'Z 
Ausübung  seines  Amtes  vcugenoiniiH  luii  Handlung  ist  im  Falle 
dos  Verlangens  einer  vorgesetzten  l)ienstbej»r»rde  an  die  in  11 
al.  2  Ziffer  1  und  2  des  K.-G.  zum  (i. -^'.-(J.  ermähnte  ^^>^ellt- 
scheidung  des  Venftaltungsgerichtshofes  gebunden. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Vorschrift  erlischt  mit  dem 
1.  Miirz  1880.'* 

Au  Stelle  aller  dieser  (Tosetze  ti-at  Art.  9  des  {ivsvV/.o>,  vmu 
24.  Februar  1880  ^den  VerwaUuugsgerichtsiiol  und  das  verwal- 
tungsgericht liehe  Verfahren  betr.'^  *^). 

„Die  strafrechtliche  oder  zivilrechtliche  Verfolgung  eines 
Beamten  wegen  einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  dor 
Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung  ist  im  Falle 
des  Verlangens  des  dem  l»eamten  vorgesetzten  Ministeriums  :m 
die  \  (»rt'iil.Nclicidung  des  \'er\\ altuiigsgerielitäluifes  g^'Iiiiiitini. 
Uaa  Verlangen  kann  nur  so  hinge  gestellt  werden,  als  in  (Km 

'*)  Gm  All  is;;»  ö.  ui  ir. 

r,.-Bl.  1H80  S.  20  ff.         ilariib  r  Souknkel,  StHatsrtrlit  «L-s  Gr. 
Baden,  in  Marqaardsen^s  Huidb.  d«  Sffentl  Bechts  III,  1  S.  23  §  2S  ^.  E. 
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j^iijclit  liehen  Verfahren  ein  En^hn-theil  nicht  verkündet  ist. 
(Str.-P.-O.  §  259.  r.-Pr.  0.  §  272). 

Eine  Vorentscheidung  int  nicht  zulässig  mit  Bezug  auf  zivil- 
rechtliche  Klagen 

1)  S^g^n  Richter'^),  einschliesslich  der  Bärgermeister,  be- 
Eiehongsweise  ihrer  SteUvertreter,  soweit  denselben  richterliche 
Funktionen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  übertragen  sind; 

5>)  y^o^en  (Terichtsnotare,  Notare,  Gerichtsschreiber  und  Ge- 
rn lilsvullzieher; 

3)  gegen  die  Mitglieder  der  (rrund-  und  Piandbuchbehördeu ; 

4)  gegen  iUe  ätandesbeaiuteu.'' 

§  6.   Das  hessische  Recht. 

Für  ihm  Grosslierzogtliiun  Hessen  koimaen  hier  zwei  der 
neueren  Zeit  angehöiige  Gesetze  in  Betracht. 

1)  Art.  8  al.  2  des  Ges.  vom  3.  September  1878  „Die 
AusllQhrung  der  deutschen  Gerichtsverfassung  betr.^  ^^): 

^Dem  Verwalttingsgeilchtsliof  steht  femer  die  Vorentschei- 
dung darilber  /.u,  ob  ein  öffentlicher  Beamter  wegen  einer  in 
Ausübung  oder  ans  Veranhissung  der  Ausü])ung  seines  Amtes  vor- 
genoinnu'iicn  Handlung,  insoweit  die  Verfolgung  nii  die  Vor- 
entschei(iuHg  der  vorgesetzten  Behörde  gebunden  ist,  sith  einer 
üeberschreitung  seiner  Amtsbefuguisse  oder  der  Unterlassung 
einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe.*^ 

2)  Art.  II  des  Gesetzes  vom  16.  April  1879  „die  Bildung 
und  Zuständigkeit  des  obersten  Verwaltungsgerichtshofes  betr. 
welcher  in  Ergänzung  der  durch  Gesetz  vom  11.  Januar  1875^*) 
bestimmten  Kompetenz  des  genannten  Goricbtea  und  in  An- 
lehnung an  das  unter  1)  zitirte  Gesetz  l)estininit:  der  Vcrwal- 
tungsgcrulitbiiof  ist  zuständig  .  . 

^in  deajenigeu  Fällen ,  in  welchen  nach  dem  bestehenden 
Rechte  ein  Beamter  mir  nach  der  Vorentscheidung  einer  be- 
sonderen Behörde  verfolgt  werden  kann,  zur  Vorentscheidung 
darüber,  ob  der  Beamte  sich  einer  Üeberschreitung  seiner  Amts- 


'•')  Vgl.  oben  Aniii.  ^5:^»  diosea  Kai>ito)s. 
Gr.  hessisches  Reg.-Ül.  1878  8. 
R  g.-Bl.  1879-  S.  131. 
Art.  5  du.  Beg.-Bl.  1875  8.  45  ff. 
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befugnisse  schuldig  gemacht  habe.  Diese  Eiitsclicidiinc  erfolgt 
UUX'  auf  Verlangen  des  dem  Beaintcn  vor^rest  tztcii  Miaijstehiuus. 

Die  Staatsanwaltschaft,  durch  welche,  bezw.  das  Gericht, 
vor  welchem  ein  öffentlielior  Beamter  wegen  einer  in  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen 
Handlung  verfolgt  wird,  haben  dem  dem  verfolgten  Beamten 
vorgesetzten  Ministerium  Anzeige  von  der  Verfolgung  zu  erstatten 
und  sich  bis  zu  erfolgter  Entschliessung,  dass  eine  Vorentschei- 
dung nicht  verlangt  werde,  oder  im  antleren  Falle  bis  zu  erfolg- 
ter Vorentsclieidung  weiteren  Vorsclireitens  in  der  Sache  ausser 
der  Anordnung  etwa  unverschieblicher  einstweiliger  Verfügungen  zu 
enthalten. 

Auf  die  im  vorhergehenden  Absatz  bezeichnete  Anzeige  wird 
das  dem  verfolgten  Beamten  vorgesetzte  Ministerium  Beschluss 
darüber  fassen  ob  eine  Vorentscheidung  zu  verlangen  sei  oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  sind  die  erwachsenen  Akten  dem  Venval- 
tuiigs^a  richtslioie  mit  dem  Verlangen  einer  Vorentischeidung  zu 
übersenden.^ 

Durch  Art.  III  dieses  Gesetzes  ist  der  Beginn  der  Geltung 
desselben  in  die  Zeit  des  Inkrafttretens  des  G.-V.-G.  gelegt. 

Ihrem  Wortlaute  nach  heabsichtigten  die  zitirten  Gesetze 
nichts  das  in  Hessen  vor  dem  Erlass  derselben  in  Geltung  gc>- 
wc»ene  materielle  Recht  zu  Rndera.  Was  nun  dieses  Hecht  an- 
lauft, so  ist  auch  hier  das  rheinische  und  das  nichtrheinische 
Hessen  zu  untorscheiden. 

In  Kheiiihcssen  gilt  Art.  76  der  französisclien  Verfas^sun;^ 
V.  J.  N'ill  als  Gesetz  mit  den  hei  dem  elsass-lothringischeu 
Landesrecht  besprochenen  Modifikationen. 

Die  unbedingte  Autorisation  des  Staatsraths  zu  zivil-  und 
strafrechtlichen  Verfolgungen  von  Beamten  ist  auf  Grund  des 
§  11  E.-G.  z.  G.-V.-G.  und  der  oben  zitirten  I^andesgesetzc  in 
die  allein  diurh  das  vorgesetzte  Miiiisteriuni  zu  provozirende 
Vorentscheidung  des  Vcrwnltungsgerichtshofes  üherge(jnn«;c'ii 

im  übrigen  Theile  des  Grossherzogthums  Hessen  liat  eine 
Behinderung  der  zivilrechtlichen  Veriblgung  eines  Beamten  nie 
gegolten. 


Garkis.  Stiutir.  des  iir.  Ifesscn,  in  Martiuardsen'«  Hamlb.  des  öfl'entl. 
Rechts  III,  1  §  14  8.  71. 
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Die  Ififcwirkimg  der  VerwaltmigBbehdrden  bei  strafrecht^ 

liehen  Verfolgungen  stfitet  sich  anf  Art  93  der  hessischen  Qivfl- 
dienstpr;i^nnatik  vom  2\K  Miiiv.  lH24 ,  welcher  bestimmt: 

y,Bt  ]  AnHcliukligung  oder  Vei'dacht  einer  Amtsverletzung 
hat  das  vorgesetzte  Golleg ,  mit  dem  Kectite  einstweiliger  Suspen- 
sion vom  Dienst ,  die  vorläufige  Untersuchung.  Zum  Behufe  der- 
selben sind  die  VerwaltungskoUegien  berechtigt,  eidliche  Zeug- 
nisse zu  fordern.  Der  Erfolg  dieser  Untersuchung  ist  Erklärung 
der  Unschuld  oder  Erkennung  einer  Disciplinarstrafe  oder,  wenn 
entweder  eine  höhere  Strafe  zu  erkennen,  oder  gerichtliche 
JSpeziahintersuciiung  (Verst  t/ung  in  den  Anklagestand)  nothwendig 
ist,  Stellung  vor  Gericht ,  womit  stets  Suspension  vom  Dienst 
und  Gehalt  verbunden  isf 

Nach  Hadsbr  kann  bezweifelt  werden,  ob  diese  Vorschrift, 
fihnlich  der  altbaiiischen  Vorschrift  Uber  die  „Vorgerichtstellung 
der  Beamten"  durch  die  Verwaltungsbehörde,  lediglich  eine 
stialprozessuale  Verfiignng  ül)er  Eröffnung  der  Hauptverhand- 
iuiig  oder  aber  eiue  wirkliche  „  Voreuüscheidung  einer  besonUereu 
Behörde"  ist. 

Da  jedoch  die  Einleitung  der  Voruntersuchung  nicht  wie 
früher  in  Baier en,  dem  Gerichte  überlassen  blieb,  viehnehr  eine 
„gerichtliche  Spesialuntersuchung"  überhaupt  erst  nach  einem 
dahingehenden  Erkenntniss  des  vorgesetzten  Kollegs  Platz  greifen 

durfte,  so  ist  die  Analogie  mit  den  bairischen  Gesetzen  abzu- 
weisen, und  der  in  Art.  23  cit.  erforderte  Verwaltungsbescheid 
gemäss  den  weiter  oben  zitirten  Gesetzen  als  in  die  reichsgesetz- 
tich  eingeräumte  Vorentscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes 
verwandelt  anzusehen. 

Demnach  hat  in  dem  nichtrheinischen  Hessen  der  Ver- 
waltungsgerichtshof auf  Verlangen  des  dem  Beamten  vorgesetzten 
Ministeriuniis  über  die  strafrechtliche  Verfolgung  desselben  eine 
Vorentscheidung  zu  fallen^'). 

§  6.  Besultat. 

Ans  den  vorstehenden  üntersnchungen  hat  sich  für  die  noch 

bestehenden  landesreclitliclien  Rrfordei  iiisf^e  einer  Vorentscheidung 
zur  zivil-  und  sti*afrechtücheu  Verfolgbarkeit  eines  Beamten,  auf 


")  Qaueib  a.  a.  0.  §  33  S.  96.  HAUSia  V  S.  10.  16.  17.  26. 
▲nkif  Ar  «ffmtUeäei  a«ekt  1. 8.  28 
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welche  nunmehr  die  Grundsätze  des  §  11  al.  3  E.-G.2iim  G.-V.-6. 
anwendiiar  sind,  folgendes  Resultat  ergeben: 

Eme  Vorentscheidung  fiir  zivil-  und  strafrechtliche  Ver- 
folgungen Ton  Beamten  ist  in  Prenssen,  Baden  ^  Rheinhessen 

und  Elsass-Lothringen  erforderlich,  und  zwar  in  keinem  dieser 
HochtsEjebiete  unbedingt,  vielmelu*  in  Preussen  und  Elsass-Loth- 
ringen auf  Verlangen  der  vorgesetzten  Behörde,  in  Baden  uud 
Rheinhessen  auf  Verlangen  des  vorgesetzten  Ministeriums. 

liCdiglich  für  die  zivilrechtliche  Verfolgung  von  Be- 
amten ist  die  Vorentscheidung  in  dem  Rechte  der  bairischen  Pialz, 
und  zwar  unhedingt,  erfordeilich. 

Lediglich  für  die  strafrechtliche  Verfolgung  besteht  im 
nicht iheiniscluui  Grossherzogtliuni  Hessen  im  Falle  des  Ver- 
langens des  vorgesetzten  Ministeiiums  das  Eiforderniss  der  Vor- 
entscheidung. 

Im  Königreicli  Baiern,  mit  Ausnalune  der  Pfalz,  in  Württem- 
liQfgSs^^  Sachsen  und  den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten^) 
ist  weder  die  straf*  noch  die  zivilrechtliche  Verfolgung  des  Be- 
amten an  besondere  Bedingungen  geknttpft. 

Bezüglich  der  richterlichen  Beamten  ist  in  Preussen,  Rhein- 
Baiern  ,  Rhein-Hessen  und  Elsass-Lothnngen  die  Verfolgung  in 
straf-  und  /ivilreciitlichpr,  in  Baden  nur  in  letzterer  Beziehung 
von  der  landesgesetzUchen  Beschränkung?  frei.  Im  niclitrh(Mms*  l»(Mi 
HessfMi  steht  auch  die  Verfolgung  des  richterlichen  Beamten 
unter  dem  firfordemiss  der  Vorentscheidung.  — 

"*)  V,  MoHL,  Staatsr.  des  K^r.  Württemberg  (2,  Aufl.)  1  S.  687;«?^8. 
Gaüpp,  Staatar.  des  Kgr.  Wörttoniberg.  in  Marqunrdsen's  Handl».  (Ks  r.lLMitl 
Tl'clits  III,  l  8.  05  §  .Sl.  Dil-  ••nttjt'gengcsetzte  Ansicht  v.  Sauwky's.  üWr 
AdniiniHtrntivjiistiz  nach  württombeii^iscbcrn  Rocht,  im  württemboi;,'.  Archir 
fiir  Hecht  mu\  R  litswiss.  u.  s.  f.  XV  S.  5;|  .>1  A.  73  geht  von  Betrachtun^rf'ii 
de  l4>go  f(»renil;i  aus-  a.  die  cit.  Anni.  a.  E.:  „ Allerdings  WttDJ  eine  geifetxl ich« 
llt'j<eluug  dieser  Frage  wünschcnswerth". 

*^  LommrOt  deatwhes  Verwaltungsrecht  8.  126  A.  1  a.  E. 

^)  So  t,  B.  Oldenbargisches  icfidirtei  Staatsgrandgoaeti  t.  22  Not.  18S2. 
Art.  48: 

»Jedem,  der  sich  dmcb  sine  VerwaltUDgitiianrcgel  in  seinen  Prirat« 
rechten  verlettt  glaabt,  steht  der  Bechtemg  ota,  ohne  dies  es  einer  beeen- 

deren  Erlaulni!4<^  bedarf.  .  Stokrk.  Handbach  der  deatsehen  Verfnssnngen 
S.  294  fr.  Vgl  auch  Anhalt*Bern burgisches  nnd  5>ch warzburg- 
Sondersbansen^sches  VerfasiiunjisgeBets  bei  Havsik  a.  a.  0.  V  8.  4  A.  4. 
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Schlußswort. 


Hie  SrgabnisM  der  Arbeit 

Jeder  Beamte  ist  für  die  Gesetsmäasigkeit  seiner  amtlichen 
Handfamgen  Terantwortlich;  —  jeder  Beamte  gemes8t>  soweit  er 
rechtmSssig  handelt,  eines  besonderen  Schutzes;  —  diese  Grund- 

8fltze  des  neuen  deutschen  ReichBrechtes  haben  als  hüchate  Au- 
toiität  fiir  die  Verwaltung  des  Staates  das  Gesetz  aufgerichtet: 
(lie  gosetziniissigr  Anitsliandlung  hat  an  Stelle  der  Amtshandlung 
als  solcher  verbindhche  Kraft  erlangt. 

Dabei  ist  dem  Momente,  welches  in  erster  Linie  einer  Gleich- 
stellung der  Verantwortlichkeit  des  Beamten  für  die  G^esetzmäs- 
sigkeit  seiner  Amtshandlungen  mit  derjenigen  der  Privatperson 
fiir  die  G^etzroftssigkeit  ihrer  Handlungen  widerstreitet,  dem  Br- 
tordomisge  dor  ZeatraHsation  der  Verwaltungstliiitigkeit  durcli 
die  BogrittV  der  „Gesetzmässigkeit  der  Amtshandluiif^"  und  der 
„Rechtmässigkeit  der  Amtsausübung^  Rechnung  getragen  worden. 
Denn  der  auf  höheren  Befehl  thätig  werdende  Beamte  mnss  dann 
als  gesetzmässig  handelnd  angesehen  werden,  wenn  er  zur  Aus- 
fährung jenes  Befehls  gehalten  war;  er  ist  aher  dann  gehalten, 
dem  Befehle  nachzuleben,  wenn  derselbe,  in  dienstlicher  Form 
von  iler  kdinpetenten  Oberbehörde  erlassen,  eine  An^^elegcnhoit 
^<'Jner  Ziistäiidii^keit  l)etrirt't.  Darüber  hinaus  in  eine  niatenolle 
Prüfung  des  Befehls  einzutreten  und  von  dieser  die  Ausführung 
desselben  abhängig  zu  machen,  ist  er  weder  verpflichtet  noch  auch 
berechtigt»  Der  Beamte  haftet  nicht  fiir  die  materielle  lieber- 
einstimmung  des  erhaltenen  Befehls  mit  dem  Gesetze,  sondern 
für  dessen  formelle  VerbindHchkeit. 

Dem  Grundsätze  der  Verantwortlichkeit  des  }^>eamten  für  die 
Gesetzmässigkeit  seiner  amtlichen  Handlungen,  ist  durch  die  prin- 
zipielle Befreiung  der  genchtlichen  Verfolgbarkeit  desselben  von 
besonderen  landesgesetzlichen  Bedingungen  praktische  Wahrheit 
gegeben  worden. 

Dabei  ist  das  formellrechtliche  Moment,  welches  sich  in  emigen 
deutschen  Partikulargesetzgebuugen  gegen  die  Gleichstellung  der 

28* 
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gerichtHclien  Yerfoli^Harkeit  des  Beamten  wegen  seiner  Amigm- 

Ictzungeii  mit  dei  i;L  richtlichen  Verfolgharkeit  der  Privatpei-soii 
geltend  ma(  lite,  der  Gresichtspuukt  nlimHch.  dass  die  Energie  dtM- 
Verwaltung  euien  besonderen  Schutz  des  Beamten  gegen  vexa- 
torische  Verfolgun^^en  erfordere,  bezüglich  dieser  Staaten  nicht 
iinberiicksichtigt  geblieben.  Jedoch  ist  flir  sie  an  Stelle  der  irait- 
gellenden  Kompetenx  einer  Verwaltnngsbehorde  oder  eines  be- 
sonderen GericbtshofeSy  ttber  die  Erttffiiung  des  Rechtsweges  ni 
entscheiden^  die  enghemessene  Kompetenz  des  höchsten  Verwal- 
tungsgerichtshofes, bt'/.w.  dos  Reichsgerichts  getietf  n.  tther  das 
Vorhandensein  einer  Amtsverletzung  eine  Voi*eutscheidung  zu 
Men. 

Damit  hat  das  Reoht  des  neuen  deutschen  Reiches  die  Fun- 
damentaiforderung  des* Rechtsstaates:  die  Verantwortlichkeit  des 
Beamten  für  die  GesetssmSssigkeit  seiner  Amtshandlungen  nnd 

die  freie  gerichtUche  Verfolgbarkeit  desselben  wegen  seiner  Amts- 
verletzungen erlÜlU. 
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Die  Beform  der  ungarischen  Magnatentafel 

Mitgetbeüt  durch 

Professor  Dk.  F.  Stoebk. 

lu  keinem  Staate  Europas  —  aiu-h  Eugland  uicht  aiisp^euiminieu 
hat  sich  da.»  Princip  der  ständischen  Vertretung  des  Adels  und  der  Cieist- 
lichkeit  im  Rahmen  der  LandesverfasBung  so  lanpe  formell  intakt  zu  er- 
halten vennocht  wie  in  Ungarn.  Waren  auch  die  Privilepneu  der  „oberen 
Stände",  des  Adeln  und  des  Clenn».  hinRichtlich  der  alljjeniein  staatsl)ürger- 
üchcu  Steuer-  und  jMilitärpfliclit  liier  nicht  befestigt  genug,  luu  dem  An- 
sturm der  auf  eine  Ausgleichung  in  der  Vertheil  ung  der  bürgerlichen  Lasten 
gerichteten  Bewegung  des  Jahre«  184B  stand  sn  halten,  so  verblieb  doch 
den  durch  Jahriranderte  bewahrten  historischen  Formen  der  Theilnabme 
jener  Stünde  an  der  Laodesgeaetagebung  ausreichende  Lebenskraft,  nm  sich 
hb  anf  unsere  Zeit  Susserlich  im  Wesentlichen  unversehrt  au  erhalten.  Seit 
der  gesetslich  im  Jahre  1606^X  faktisch  aber  schon  frSher  einigten  Zwei* 
theflnng  des  ungarischen  Gesetegebungskorpers  fungirte  inneriialb  desselben 
die  „Excel na  Tabula  Procerum**  als  die  Vertrctunj?  der  die  oberen 
Stände  bildenden  Magnaten.  Auch  der  GesetKes-Art.  1:  160B  hat  die  Mag- 
natentafel nicht  auf  neuer  Basis  konstituiri ,  sondern  nur  als  bestehende  Tu- 
!:titution  die  Berecht igmig  und  die  Pflicht  eiuefi  jeden  Adeligen  codiHcirt, 
^ich  als  j^eljoruen  Gesetzgeber  zw  betrachten.  Keinerlei  in  der  RechtsHtolluug 
hervortretende  Unterschiede  wie  in  l\Iittel-  und  Westem-opa  /.er8i)littertcn 
hier  die  staatsrechtliche  Einheit  des  Adels,  jeder  Angeliürige  desselben  galt 
vielmehr  als  „Mi^lied  der  heilijren  Stefanskrone**.  Es  entsprach  daher  auch 
im  Grunde  nur  einem  Ordnung  priucipc  nicht  einem  Principe  der  Unter» 
ordnong,  wenn  die  anderen  Stande  (niederer  Adel  und  königlich  freie  Städte, 
CbmmunitSten)  ihre  besondere  Vertretung  in  der  ^Iiiclyta  Tabula  Statavm" 
fanden.  Beide  Tafieln  lusammen  bildeten  die  rechtliche  Einheit  der  «Status 
et  Ordine«  Regni  Hungariae",  welche  in  Gesetagebung  und  Verwaltungi  und 
durch  fhn  in  den  Praesidien  volkogene  Terschniehtung  mit  der  obersten 
OeriehtsbehiSrde  des  Reichea,  auoh  in  der  Rechtsprechung  als  der  dem 

•)  G.-A.  1:  160)5.  Vergleiche  über  diesen  für  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  ständischen  Körper  wichtigen  Punkt:  VmozsiL,  das  Staatsrecht 
des  KoDigreichs  Ungarn.  Bd.  III.  §  75.  Genauer:  KoHBULT,  Magyarofsiag 
kaqog».  (Das  StMtemcht  Unganw.)  1.  Anita  286  ff. 


Digitized  by  Google 


—   428  — 


König  völlig  gleichberechtigte  zweite  Träger  der  gesammteD  Staat«gewalt  er- 
schienen. Die  gesnmTnto  Orgauisation  fand  ihr»'  .Stütze  in  deoBelben  Kinhch- 
tungeu,  welche  wu  in  der  (icschichte  der  Staaten  regelmässig  mit  der 
ständischen  Vertabsungsform  verbunden  sehen:  das  imperative  Mandat  hat 
in  derselben  seine  consequente  Durchführung  gefunden,  ebenso  wie  die  volle 
Freiheit  dei  Sul^i  idienbewilligwng  —  T)ei  eigener  Steuerbefreiung  der  Mehr- 
heit der  Votirenden ;  —  im  Geiste  der  alten  Landesverfassung  sollten  femer 
alle  Mitglieder  des  Reichstages  von  Adel  tein»  apäter  wurde  jedoeh  nur  von 
den  Ooimtaiiidei»tttuie&  gefordert,  dsM  ne  uerfaauite  JBdelleiite"  imd 
wohlbegütert  seien  Betdee  wurde  auch  von  den  SteUvertretem  gefordert, 
welche  von  den  am  ErBcheinen  verhinderten  Megntten  oder  den  Witwea  von 
Magnaten  mit  der  Bechtowirkung  entsendet  werden  konnten»  dam  sie  einen 
Sita  in  der  unteren  Ständetafel  airniehmen  und  dort  von  dem  Stammiveht 
ihrer  llbndanten  Gebrauch  machen  durften').  — 

Entscheidend  für  die  iirslaltung  des  Rechtsverhältnisses  beider  XaHela 
an  einander  und  folgenreich  für  das  gesaminte  öfTentliche  Recht  Ungarns 
war  jedoch  vor  Allem  die  nnmeRsbare  Ansdehnung  der  Kreise,  welche  da» 
Recht  der  Mitgliedschaft  in  der  Maguatontnfcl  1)o«!is«pt:;  derselben  gehörten 
wcfentlich  ausser  den  hohen  Würdentriigern  der  katholischen  r.nd  der 
griechiffch-orientalischen  Kirche*),  ausser  dem  hohen  weltlichen  Anitf:-  nnd 
Verdiensudi  i  der  Grosswürdenti-äger  und  der  Obergcspäne  (Comitatsver- 
wnltuugshäupter),  sänimtliche  volljährige  Glieder  des  Geburtsadels  der 
Fürsten,  Grafen  und  Barone  au,  welche  mittelst  eigener  königlicher  Einbe- 
miungssohreiben  (liierae  regales)  zur  Ständetafel  einberufen  zu  werden  dea 
Anspruch  hatten.  Die  Zahl  der  sammtUchen  Mitglieder  der  Uagnatentaftt 
entsog  sich  daher  jederzeit  einer  genanen  siffniBSssigen  Fixtmng,  gana  davim 
abgesehen,  dass  die  Ctrelmng  neuer  Indigenen  und  Titukr-Msgnatcn  eine 
Controle  des  Zuwachses  immw  mehr  ersdiweirte.  Zweifellos  ist,  dass  dieser 
erste  Yertretangskörper  in  reiohbewegten  Tsgen  über  80O  anwesende  stimm- 
berechtigte Mitglieder  enthielt,  dagegen  aber  nur  bei  seltenen  Anlässen 
eine  über  das  Quorum  von  60  Mitgliedern  beträchtlich  hinaufgehende  Zahl 
aufzuweisen  vermocht  hat,  wie  denn  auch  in  jüngster  Zeit  aus  genauen  seit 
sechzehn  Jahren  geführten  Aufzeichnungen  der  Rtatisfisclie  Nachweis  geliefert 
werden  konnte,  <\n99  e«?  300  Magnaten  c^ebe,  die  in  dieser  Zeit  keiner  ein- 
zigen Oberhaussitzung  beigewohnt  haljen.  — 

In  Folge  dieser  Unbestimmtheit  der  Formen  und  des  Umfangep 
Magnatentafel  vuU/.og  sich  allmälig  eine  gründliche  Verschiebung  des  politischen 
Einflusses  innerhalb  des  ungarischen  Gesetzgebungsknrjiers  zu  Gunsten  der 
Stifadetafel,  die  endlich  dahin  führte,  auch  die  rechtliche  Bedeutung,  die 
Competenz  der  strammer  ofgaaisirten  untern  Tsfel  aof  Kosten  der  ersten  zu 
erweitem.  Am  sichtbarsten  tritt  dies  in  dem  Umstände  hervor,  dass  daa 


•)  8.  VmozsTL,  da«?  Staatsrecht  des  Königreichs  Ungarn  Bd.  III  S.  30. 

•)  S.  ScHULKR  -  LoBLOY .  das  ungarische  Staatsrecht  S.  56  tt.  8.  auch 
Ulbrich,  das  Staatsrecht  der  dsterr.-ungar»  Monarchie  (in  MarqnardiOBs' 
Handbuch)  8. 138.  Das  Stimmrecht  der  Vertietsr  iMttiri KouiiLT  a.  a.  0. 8. 889. 
Seit  d«m  Ges«ts.-Art.  10:  1792. 
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Seeki  der  DutiatiTe  nur  der  Stilade-  aioht  auch  der  HagoateiDtefiB]  nutend; 
ein  Mitgtied  der  letsteren,  weloliei  einen  Antrag  zu  etdlen  oder  eine  Be- 
■chwerde  ▼ofiubriageD  hatte,  mutete  diee  —  vor  1848  —  snerat  m  einer 
Cbaitattvenammlung  thon,  wo  nach  vorläufiger  FrüBuig  und  Annahme  der 
G^enstand  den  Depntirten  der  GespansdiaA  rar  Anregung  in  der  Stände- 
tafcl  aufgetn^n  wurde').  Je  mehr  nun  die  neueren  GcBct^e  die  Grund- 
lagen des  öffentlichen  Recht»  veränderten,  nm  so  lebhafter  wurde  die  schon 
f.n  Ende  def  XVIII.  .lahrlmndort'^  in  den  Laudc'n'er«animlun|^en  j^cän'SKfrtQ 
\othwcn<liL'k(  it  prnpfnndfn,  eine  Reform  der  ^IajjiiÄtentaf»>1  eintreten  zu 
lassen,  wenn  auch  anerkauut  v.r  nlcn  muPR,  dass  die  in  T^niraru  an  Gesetzes- 
ttatt  giltigen  Traditionen  es  möglich  machten,  die  Macniatputafel  als  einen 
Faktor  der  Gewetzgebung  aiicl)  inmitten  der  successiven  Aendening  der  Ver- 
hältnisse in  den  Rahmen  der  Verfassungen  vun  1848  und  1867  einzufügen. 

Die  gesetzliche  Keugeataltung  der  —  wenn  auch  nicht  dem  Namen  w» 
doch  dem  Weeen  der  Befbrm  nach  —  com  Oberfaanse  umgebildeten  Hegnaten- 
ta&I  wurde  nunmehr  dnrch  das  unten  folgende  neue  Qeeeta  beaehongiwetie 
dnreli  die  Modifieationen  in  den  naohitehenden  Ponkten  bewiri^t 

Die  BCtg^edsohaft  wird  fortan  Ar  den  flberwiegenden  ^efl  der  MiU 
f^ieder  nicht  mehr  blon  durch  die  Geburt  in  der  qnalifiourten  AdelsfamiUe, 
bonehnngeweise  die  ttieiohte  YoUjährigkeit  erlangt;  als  reohUiche  weitere 
Voraiipsetzung  muss  dazu  auoh  noch  die  durch  das  neue  Gesetz  bestimmte 
jährliche  Minimalsteuerleistung  von  3000  fl.  Ü.  W.  treten.  Motivirt  wurde 
dies»»  Fordcnmg,  durch  deren  Aufstellung  f?ir  einen  beträchtlich r-n  Tlieil 
der  bisherigen  Magnaten  das  Hecht  der  Mitgliedschaft  8u«!]ien(li  rt  wird, 
ilurch  die  Thatsache,  dass  eine  grosse  Zahl  „prHtorener  (TeHct/;^(  i  *  i  in 
Folge  ihrer  wirtliHchaftlichen  I^agc  gänzlich  ausser  .Staude  war,  v.  n  ihrem 
gesetzlichen  Mitgliedsrecht«  (rebraucli  zu  machen.  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  persönliche  Thuilu&hme  an  deu  Beiathuugeu  des  Oberhauses  mit 
nieht  geringen  materiellen  Opfern  verbunden  ist,  erschien  es  geboten,  die 
dierfMlige  Verplliohtang  anf  diejenigen  zn  beedufinlran ,  denen  ihre  materieUe 
Stnelion  die  pflnktlidie  BrfGHong  derselben  ermSglidit  Die  Bfitgliedaebaft 
deijenigen,  welche  rar  Zeit  nnr  dcMhalb  aneaoheiden,  weil  ihreSteoerleiatang 
nieht  die  Höhe  dee  vom  Gesetae  geforderten  Genius  erreicht,  lebt  jedoch 
wieder  auf  (unter  den  im  Oeeelse  §  8  enthaltenen  Bedingongen)  sobeld 
dieser  Mangel  eines  Erfordernisses  bei  ihnen  wegfiOlt*  An  dieser  Stelle 
nähert  nch  das  ungarische  Verfassungerecht  in  seiner  neuesten  Formgebung 
an  einer  wichtigeii  Stelle  dem  Organiiationiprincip  der  englischen  Gentiy, 


Eben  darum  ist  auch  der  in  der  älteren  nng.  Staatsrschtsliterator  häalig 
gemachte  Versuch,  die  rein  äusserliche  Zweithciluiig  der  ungarischen  Stande- 
rpr<<rimmlang  als  eine  Verwirklichang  des  englischen  oder  continentalcn  Zwei- 
kammersysteoiis  hinzustellen,  ein  grundsätzlich  verfehlter.  Die  Wahrheit  ist, 
daie  Im  Oijganiamus  des  ungarischsn  GesetzgebungskSrpen  —  namenflidi  seit 
den  Beformen  des  Jahres  1848  —  die  wirkungslos  gewordenen  altständisch^ 
Recbtsformen  neben  den  Rechtsbildimgen  des  Principes  der  aHiremcinen  Volks- 
vertretaiu^  UDrermittelt  einhergingen,  and  dass  nur  die  der  ungarischen  Qent^y 
■na  jtfanniideitebnger  parhunentariichsr  Uebung  gciroidene  Gewandtheit  so 
hmgtt  «Im  oiliBaMii  Gcnflikt  dieser  widsapfscbcnden  Smmile  vcnnddeii  lim«  - 
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die  in  ihrem  Kernpunkte  die  socialen  VomiMetiiuigeii  des  engÜidMa  oflonU 
liehen  Lebens  trotas  der  jüngsten  Erweiterung  des  Wahlraehts  wohl  noch 
auf  lange  Zeit  hinaas  enthalt.  ^  Das  ungarische  Oheihaus  hat  dnreh  diese 
BesÜBunung  ein  neoea  Ventil  hekommeiL  Demi  ea  ist  des  betaeflSpndcB 
FaipUien  die  Möglichkeit  der  BeriUirung  mit  dem  Alltagsleben  dordi  eben 
jene  ihrer  Mitglieder  gegeben,  die,  nachdem  sie  ihr  Recht  zeitweilig  in  der 
Hagnatentafel  nicht  ausüben  können,  dasselbe  anderwärts  im  KoinitAtet  im 
Abgeordnt'U'uhatif?e  und  überall  im  üflentlichen  Leben  auRÜben  werden;  ferner 
aiH-))  dadurch,  dass  »irgeud«?  die  MogHchknit  ausgeschlossen  ist,  da«"  auch  jene 
fcrblicheu  Mitglieder,  die  ihr  Hecht  im  Uberliause  persönlich  ausüben  könn- 
ten, eventuell  zeitweihV  Mitglieder  des  Rtideni  Hauses  der  Legislative  sein 
nnd  dort  im  "Wege  dt  s  niiiuittelbaren  Kttntaktes  die  übrigen  n>assgehenden 
Elemente  der  Nation  nm\  ihre  BedürtnisRe  kennen  lernen  können.  —  Definitiv 
scheiden  aus  der  bisherigen  Magnatentafel  nur  die  Titularbischöfe  und  die 
mit  der  Geschichte  dieaes  Hauses  so  Innig  verwachsenen  Obetgespine  aus; 
letitere  ▼omehmlich  in  Folge  der  eingreifenden  Verindenmg  dw  Verwaltung 
fiberhaupt  und  femer  mit  RIteksioht  darauf,  dass  ea  kaum  sweckmlasig  und 
billig  erschien,  den  Obei^pSiien,  bei  deren  Auswahl  der  Oesiolitapiinikt 
des  Interesses  da*  Somitatndministration  massgebend  sein  musa,  im  Allge- 
meinen auch  noch  die  mit  der  Theilnahme  an  den  Beratbongen  der  geseta- 
gebenden  Körper  verlmndenen  Lasten  aufzubürden. 

Die  hervorragende  Würrh-  und  die  mit  Pietät  bewahrten  Traditionen 
hätten  auch  dann  für  die  Zukunft  eine  illustre  Stellung  für  die  Baunerherren 
des  Reiches,  <lic  Kronhütcr  und  die  Dignitäre  des  katholischen  hohen 
Klerus  gefordert,  wenn  die  Reform  der  Magnatentafel,  in  welcher  jene 
Fuuctiüiiäre  von  Altersher  eine  hervi «nagende  Stellung  ej]m.il)raen ,  auch 
nicht  mit  möglichi»ttir  Schonung  der  historischen  Kechtscoulmuität  durch- 
geführt  worden  wäre. 

im  Zusammenhange  hiemit  durfte  aber  aucii  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden,  dass  der  6.-A.  XX:  1848  die  KeciprocitÜt  der  recipiiten  cliritt- 
liehen  Konfessionen  garantirt.  Mit  Rücksicht  darauf,  dasa  die  Vertretung 
der  griechiscfa'orientalischen,  romSnischen  und  serbischen  Kirche  im  Sinne 
der  Bestimmungen  der  1868er  Oesetagebui^  durch  das  neue  Geeets  anf- 
recht  erhalten  wurde,  mnsste  daher  auch  nothwendig  die  Bereehtigong  der 
Vertretung  der  gesetsUch  recipirten  evangelisch  refonnirten,  der  Augsbuiger 
evangeli'r  In  n  und  der  unitarischen  Beligion  gesetzlich  anerkannt  werden* 

Was  die  Vertretung  der  israelitischen  Konfession  anbelangt,  so  wmrde 
die  auf  eine  solche  Vertretung  gerichtete  Pr'  i  '.sition  des  Regierungsent- 
wnrfes  ans  dem  (Inindo  abgelehnt,  weil  die  Israeliten  Ungarns  keine  der- 
artigem, im  ganzen  Lande  anerkannten  A'orstäiidc  wie  die  übrigen  Konfes- 
sionen haben,  welche  berechtigt  wären,  die  KuuTessiou  im  Oberhause  zu 
verti*eteu. 

Eine  weitaus  eingreifendere  Aenderung  des  hisherigen  ungarischen  Ver- 
fassungsrechts enthält  das  neue  Gesetz  durch  die  der  Kroue  fortan  einge- 
räumte neue  Bcfugniss :  um  Staat  und  Wissenschaft  verdiente  Männer  an  Hit- 
gUedem  der  l^bgnatentafel  au  ernennen.  Diese  Aufioahme  eines  Princ^s, 
das  in  den  meiiten  monarchischen  Staaten,  deren  Vertratangskörper  aaf 
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d^'n  rfnmdlafren  drs  ZwfikamTn»'i««vstcins  rnlit  ,  seine  Durchführung  gefunden 
bat,  begegnete  im  Laufe  der  Kefonnverhandluugen  dem  lebhaftesten  WidiT- 
»prudi,  der  denn  anch  zn  den  beträchtlichen  im  (lesetze  ausgebp rocheneu 
BeschmiijkuugCTi  des  königlichen  Emcnnungsrechtes  gefuhrt  hat.  — 

Endlich  sei  hier  noch  depienitren  Piinktes  gedacht,  desseu  lummgäuglich 
nothwendig  gewordene  Regelung  am  wirksaniston  dazu  beitrug,  die  f>eit 
nahezu  einem  Jahrhundert  geplante  Jiefunn  der  Magnatcutafcl  mit  ziel* 
bewowter  Energie  durchzuführen:  wir  meinen  die  hishcrige  rechtliche  Un- 
Uariieit  fiber  die  «toatibOigsrlielie  SteUting  der  Indigenen  im  «Dgarächen 
Hagnatenliaiiie^ 

WoDen  vir  das  onMrein  Spraehg^lmnidie  fiMt  fremd  gewordflne  Wori 
auf  den  Oehalt  sexner  Bedeutung  und  praktischen  Anwendung  präfen,  to 
mSaieii  w  vor  allem  voramaehtcke»,  daaa  der  BegrifftinhaU.,  welohen  die 
Yerliumng  des  Dentaclien  Reidiea  im  Art.  8  mit  dem  Anadradce  des  nge- 
mcdnsamen  Indigenata^  verbindet,  wesenÜich  von  dem  abweicht»  was  unter 
dem  Indigenat  der  ungarischen  Magnateutafel  KU  verstehen  ist.  Dort  be* 
deat«t  es  den  für  das  Individimm  —  durch  das  von  der  Bochagewalt  an  die 
Bundesstaaten  ergehende  Gebot:  den  Angehörigen  eines  anderen  deutschen 
Bundesstaates  rechtlich  nicht  als  Ausländer  (Fremden)  zu  behandeln  —  ge* 
schaffenen  Rcchtszustand*).  In  Ungarn  tritt  uns  der  Tndigena  al«  eine  Per- 
son entgegen,  welche  durchaus  frenidliiudisclicu  I'»v)«ninc:'<  und  in  fremdem 
Staatfeverbande  verbleibend  durch  die  (tnade  de;  Ki  ne  und  des  Reichs- 
tages den  Adt-1  und  damit  die  Reichsstandschaft  in  i  rigarn  erlangt  hat. 

Die  Einrichtung  dieser  fremdländischen  Mitglieder  im  gesetzgebenden 
Körj>er  Ungarns  ist  ziemlich  alten  UrKpnmg?«  und  hängt  aufs  Engste  mit  der 
Entwickluii^^  der  Besitzverhältnisse  und  de«  SteuerwefccnH  iu  der  österreichischen 
üe>ainirUmonarchie  zusammen.  —  Durch  die  dem  uugariticheu  Adel  rechtlich 
zukommende  Steuerfireiheit  bildete  das  Indigenat  ncmlich  eine  materiell  sehr 
werthvoUe  Ergänzung  grotaerer  Onterankaufe  imneihalb  des  Gebietes  der 
Stefimskroiie  mid  wurde  daher  namentlich  seitens  jener  begüterten  Ange- 
hörigen der  dentaehen  Erbfinder,  der  italiemschen  and  slavisehen  Provinaen 
vidfteh  bogehrt,  denen  sieh  eben  in  diesen  unter  einem  kriUtigen  Steuer- 
dmeke  stehenden  Thailen  der  Monarchie,  welchen  sie  staatsrechtlich  ange- 
hörten, eine  gleich  hicrattve  Kapitalanlage  nicht  darbot.  Die  Erwerbong  des 
Bndqpenata  wurde  daher  von  SeiteUngama  frühaeitig  durch  die  Auflage  empfind* 
fidier  Taxen  eraehwert  Nach  gutstindischer  Uebm^  sdheint  jedoiA  diese  Pro- 
kibitivnMSsregel  nie  recht  allgemein  zur  Durchfuhrung  gelangt  zu  sein.  Wir 
sdiesi  nf^P"l'fK  ftst  jeden  Reichstag  mit  der  Materie  be&ast  und  dieselben  Vor- 


*)  Es  ist  m.  E.  onmOgtich,  den  Rechtsinbalt  des  Art.  8  in  anderer  als  in 
n^ativer  Formalimng  anszulijsen.  Auf  diesem  Wege  allein  kann  der  Irrthuro: 
die  Differenz  zwischen  Reichsangehorigkcit  und  Bundesstaatabärgerrecht  durch 
da«  indigenat  aufgehoben  zu  erachten,  venuieden  werden.  Ueber  diesen 
üniersebied  nnd  floer  die  aus  dem  Indigenat  fliessendeo  Reditsfolgen  siehe 
Laband,  Staataredit  des  Deotachen  Reiches  I  §  10.  —  Ueber  da.s  eln/olnen 
Wirkung:*^!!  nach  mit  dem  ti!i «'arischen  Indigenat  übereinstimmende  „Inoulat" 
und  ,  Indigenat"  im  Verfa.«8uug8rccht  Bayerns  siehe  Setdel,  Bajr.  ätaats- 
recht  1  S.  519  ff. 
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aehriften  «uf  s  Neue  puUiewend.  80  Umsert  tteb  der  R«iohitag  von  1791 
im  69.  Artikel  in  Aneehuiig  der  berührten  Haterie  sdir  eiqgehend.  »Da  e» 
schon  im  Jahr  1715  durch  den  SA.  Artikel  feslgesetst  worden  ist,  daes,  wenn 
dicijenlgein,  welche  das  Beofai  der  Eingeborenen  bekommen,  die  iindesähliehe 
Taxe  aber  nicht  bezahlt  haben,  auch  doh  nicht  inartiknfiren  Uessen,  weder 
die  Vorrechte  des  Indigenata  noch  Güter  zu  besitzen  fähig  sein  sollten:  so 
ist  verordnet  worden,  dass  die  moht  artikulirten,  oder  difu^'QS'Bat  veMw  die 
Taxe  nicht  bezahlt  liabcn.  [hin  ?A\r  künftigen  Reiohsversammlung  den  Eid 
und  die  Taxe  leisten  mul  clic  Inartikulntioii  sich  verschaffen  sollen,  anson-'t 
sie  aus  der  Liste  der  Indiifcnen  auspcptr  iclu n  wfirden')."  NiVht'^de^towemg'er 
reiht  auch  dieser  Landtag-  iu  seinen  folgeud»  11  Artlkelu  als  ladigenen  ,in 
die  Zahl  der  übrigen  wahi  liafi  eingeborenen  Ungani"  ^in  der  sicheren  Hoff- 
uuug,  dass  dieselben  nützliche  Staatsbüi^r  Ungarns  und  eifrige  Bi  scluit^rr 
der  B-echte  desselben  zu  werden  sich  bestreben  würden"  —  den  Pnn^eu 
Josias  Hersog  yon  Saefasen-Koboi^,  den  Prinsen  Waldeck,  den  Marqois  von 
Hanfrodint,  die  Grafen  nnd  Herren  von  Clerfeit»  Sero,  Lambeiy,  Warteaa- 
leben,  Qemmingen,  Born  n.  A»;  aneb  der  im  Jahre  1680  an  PressbnrK  ▼er* 
sammelte  Reichstag  kam  wiederholt  auf  diesen  Punkt  surSek,  und  die  ein- 
schlügigen  Verhandlmigen  Hessen  dnrohgehe&ds  als  anabweiaUches  Badflifinss 
erkennen,  dass  die  ihrer  Staatsangehörigkeit  nach  dem  Kömgrsi^  üngani 
anmeist  fremd  gebliebenen  Indigenen  und  ihre  Nachkommen  der  widersproohs* 
vollen  Mitgtiedschaft  im  gesetzjjeb enden  K'iips'r  verlustig  erklärt  werden.  — 
Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1848  hat  die  Rechtsgrundlagen  der  MagnatfNn- 
\i\Jo]  unberührt  gelassen,  ungelöst  nach  Form  und  Wesen  wnrdo  dalier  auch 
ilic  Frage  der  Indigenen  iu  <lie  durch  den  österreif^fii'^i'h  nntrfiri'ichen  Aus- 
gleich vom  Jahre  1867  begründete  neue  Acra  des  fjffi  nt lu  1h  n  }{«  clits  Ungaru?« 
getragen.  Im  30.  <t.-A.  vom  Jahre  1868  wurde  hieraui  L(/iicfli<'h  dir»  Be- 
stimmung getroffen,  das«  die  Magnaten  und  jene  weltlichen  Wiirdeuti-ager, 
die  vor  1848  im  Oberhause  des  ungarischen  Reichstages  Sitz-  und  Stimm- 
recht hatten,  auch  fernerhin  mit  gleichem  Rechte  Mitglieder  des  Oberhauset 
sein  werden,  so  lauge,  bis  dieses  Haus  nicht  nach  anderen  GrondsitBCB 
oonstitnirt  wird.  —  Letstere  Eventoalitilt  ist  nmmefar  eingetvet»  nnd  das 
an  rechtlichen  Widersprüchen  und  prsktisohen  UnsakdmBdiclikeiten  führende 
Institut  der  Indigenen  ans  dem  nngariaehen  VeifiManngereoht  durch  die,  anf 
dem  vSUig  begründeten  Standpunkte  der  Unvereinbarkeit  sweier  Staatsb&iger- 
rechte  ndiende,  Bestimmimg  des  §  2  des  folgenden  Qesetaes  definitiv  an»' 
geschieden.  —  Abgesehen  von  seiner  praktischen  Bedeutung  für  das  öffent- 
liche Recht  Ungarns  und  Oesterreich-Ungarns  dürfte  das  im  Vorstehenden 
in  seinen  Hauptpunkten  commentirte  GeRetz  wegen  der  in  grosser  Zahl  sich 
darsinkuüjifeiideu  juristischen,  rechtsgeschiclitlichen  tnid  rcchtsverf?leicben- 
den  Fragen  die  Auüncrksamkeit  weiterer  fschlicher  lürcise  auf  sich  lenken*  — 
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Gesetz  betr.  die  Abänderung  der  Organisation  der  Magnatentafel 

I.  Absebmtt  Die  Organitstion  4er  MagnatentafeL 

§  1.  mtgUeder  der  Magnaientalel  tind  Jene,  dk 

a)  auf  dem  WegB  der  Erbfolge, 

b)  in  Fdga  ihrer  Wfirde  oder  ihres  Amtei, 

e)  in  Folge  der  durch  seine  Migettat  den  Konig  erfolgten  Emen- 
nnng  (8r  Lebenueit, 

d)  in  Folge  der  durch  den  kroaltjloh-aUnroniechen  Landtag  im  Sinne 
des  6.-A.  XV:  voigenommenen  Wahl  in  der  Magnatentafel  Sits  und  Stimm- 
recht haben. 

§  2.  Aui'  (Inm  Wofj^e  der  Erbfolge  sind  Hitglieder  der  Magnatentafel 

a)  die  vomährigen  Erzherzoge  des  a.  b.  Hem^cherhausea, 

b)  alle  jene  im  vollendeten  24.  Lebensjahre  stehenden  und  gros^jährigen 
männlichen  Mitglieder  der  bisher  in  der  IMag^natentafel  berechtigt  gewesenen, 
»ovrie  jener  Familien,  welchen  im  (irossfiirsteiitlnim  Siebpnbüi*cren  vor  der 
Vereinigung  desselben  mit  Ungarn  durch  die  ungarischen  Könige  der  (trafen - 
oder  Baronstitel  verliehen  wurde,  die  allein  oder  auch  das  Vcrmngen 
ihrer  mit  ihnen  in  gemeinsamem  Haushalte  lebenden  Frau  nnd  ihrer  niin- 
derjäiingen  Kinder  dazu  gerechnet,  auf  dem  (Tebicte  des  ungarischen 
Staates  grniKilnirgerliclic  EigcutJiüiaer  und  Xut/.niesser,  oder  lehensläugliche 
Nutzniusser  eines  Grundbesitzes,  oder  Besitzer  eines  Fanülieufuleicommisses 
sind,  dessen  direkte  staatliche  Grundsteuer  mit  sammt  der  Xlasseusteuer 
der  damnf  befindlichen  Wohnbinser  und  Wirthaohal^geblude  nach  der  auf 
Chtindlage  des  neuen  Katasters  für  das  Jahr  1886  erfolgten  Steuerbemessung 
wenigsteiis  8000  fl.  6.  W.  betrigt. 

BetreA  jener  Magnatenfiunilien,  deren  Mitglieder  ausser  der  Berechtigung 
in  der  imgansehen  Magnatentafel  auch  entweder  in  Folge  der  Gleburt  oder  auf 
andere  Weise  in  der  Legislative  des  anderen  Staates  der  Monarchie  oder  insend 
eines  anderen  Staates  Sitz  und  Stimmrecht  haben  können,  wird  festgestdlt,  dass 
sie,  wenn  sie  nach  ihrem  in  den  Ländern  der  ungarischenKrone  liegenden  Grund- 
besitz die  im  Punkte  b  des  §  2  erwähnte  Vermögensqualification  besitsen,  ihr 
Recht  in  der  ungarischen  Magnatentafel  nur  in  dem  Falle  ausüben  können,  wenn 
lie  öieae»  Recht  für  ihre  Person  ein  für  alle  Mal  ausschliesslich  in  der  un- 
garischen Magnatentafel  ausüben  wollen  nnd  sich  in  einer  an  den  königlich- 
ungarischen  Ministerpi-ü-sidenten  zurichtenden  Erklärung,  Diejenigen,  die  das 
24.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  bis  zum  1.  Juli  1885  —  die  jüngeren 
ö  Monate  nach  Erreichung  ihres  24,  Lebensjahres  —  äussern.  Der  Minister- 
phtäiJent  theilt  diese  Eiklärung,  wenn  der  Reichstag  versanimelt  ist,  hinnen 
acht  Tagen  von  der  Entgegennahme  der  Erklärung  gereclinet ,  wenn  er 
nicht  beisammen  ist,  binnen  einer  vom  Zusammentritt  des  Reichstages  ge- 
rechneten Frist  von  acht  Tagen,  dem  Prüsideuten  der  Magnatentafel  mit. 

c)  Diejenigen  kraft  ihrer  Abstammung  ungarischen  Staatsbürger  und 


')  Qesets-Artikei  VU:  1885. 


Digitized  by  Google 


—    434  — 


i)irr  erosrtzlichen  Nachkommen  lu  direkter  Desceudciiz»  denen  Se.  Majestik. 
der  K  önig  ausser  dem  entsprechenden  Titel  (Fürst,  Graf,  Baron)  auf  Vor- 
schlag des  Miui»terrathe8  das  Recht  der  erblichen  MitpfUcdschaft  der  Ma^aten 
tafel  noch  besonders  verleiht.  Die  nicht  ihrer  Abstaiinuung  nach  iingariscLeD 
Staatsbürger  können  die  Mitgliedschaft  auf  Vorschlag  des  MinisU^n-aUiea 
nur  auf  dem  AVegc  der  Goaetq^bimg  erhalten. 

Der  Bliniftemth  kuin  in  beiden  FSllen  nur  aolehe  im  volleodetet 
24.  Lebensjabre  stehende  und  groBqahrige,  verdiente,  nngerieebe  BimOt 
bfirgw  vortcblagen,  wdehe  die  in  diesem  Fkragraphen  festgestellte  Vcr- 
mögensqmlification  besitsen* 

§  8.  Wenn  einselne  Mitglieder  der  von  den  Punkten  b  und  e  dm 
§  2  berührten  Familien  nicht  die  festgestellte  Vermogensqualificttion  be- 
sitsen oder  dieselbe  spater  verlieren,  ruht  das  Reehi  filr  sie  von  dieser  Seit 
an,  es  lebt  jedoch  wieder  auf,  wenn  sie  diese  Qualification  spiter  eriaifnL 

lu  diesem  Falle  kann  das  Hecht  von  der  auf  den  Nachweis  der  fis* 
rechti^ng  nächstfulgenden  L^pwlaturperiode  ab  ausgeübt  werden. 

§  4.  Vermöge  der  von  ihnen  innei,nOiabten  Würde  oder  des  Amtes 
fiir  die  Dauer  desselben  sind  Mitglieder  der  Magnatentafel: 

A.  a)  die  Bannerhemi  de»  Reiche«  und  der  Qn,f  von  Preaaborgi 
)))  die  beiden  Kronhüt^r, 

»•»  dei-  (Tüuvorneur  von  Finme, 

d)  der  l'räsident  und  der  zweite  Präsident  der  königlichen  Kurie  und 
der  Präsident  der  Budapester  königlielien  Tufel. 

B.  Hloichfalls  vennöge  ihres  Amtes,  beziehungsweise  ilirer  Würxle  sin.i 
währerul  der  Dauer  ihrer  geistlichen  Funktionen  Mitglieder  der  MagiJUteinuW: 

a)  die  Prälaten  der  römisch-katholischen  Kirche  lateinischen  uuU  grie- 
chischen Hitus,  insbesondere: 

Der  Fnrstprimas  von  Ungarn  nnd  die  übr^|;en  Brsbisehdfe,  femer  die 
Diocesanbiseböfe  und  die  gleicbfiills  von  der  Emennong  des  Königs  ras 
Ungarn  aMiSngigen  Weibbischofe  von  Belgrad  und  von  Tinnin  ^nin),  end- 
lich der  Ermbt  von  Martinsberg,  der  Probst  von  Jiss6  und  der  Prior  tob 
Auranien, 

b)  folgende  Kirefaenfärsten  der  griechisclH»rientalischen  Kirebe:  dar 
serbische  Patriarch,  der  rumänische  MetropoKt  und  die  DiSeesanbischdfe, 

c)  die  amtsültesten  drei  Bisohöfo,  beziehungsweise  Superintendenten 
der  evRngeli8cli-refi)nnirten  und  der  evangelischen  Kirche  A.-K.,  fei-ner  die 
amtsältesten  drei  Überkuratoren  der  evangelisch-reformirten  Kircbei  bei 
deren  Feststellung  der  siel>enbürgische  Kirchendistrikt,  beziehnngswdw 
dessen  amtsältester  Oberkurator  zu  berücksichtigen  ist,  der  Generalinspector 
der  evangelischen  Kirche  A.-K.  nnd  ihre  beiden  amtsältesten  Oberinspectoren, 
endlirh  einer  fler  nmt'cnhesten  Präsidenten  oder  Bischöfe  oder  Oberkurstoree 
der  Ullitarischen  Kirche. 

5}  5.  Lebenslängliche  Mif^riietler  der  Maiinatentafel  werden  1  hrjeiiikrt'i: 
Mein,  welche  Se.  Majestät  zu  dem  IVliufe,  liannt  dadureh  das  Vei'dienst  Ix- 
lohnt  und  das  Ansehen  der  Magnatentafel  noch  eriiölit  wurde,  aus  dtoi 
Reilien  der  Staatsbürger  ^sunnitlicher  Länder  der  Stefanskrone  über  Vor 
bchlag  deb  Miuiüterralhe»  zu  solchen  erueuut.    Die  Anzahl  der  für  Lebens- 


Digitized  by  Google 


—   435  — 


dliiflr  enannten  daif  nur  Zeit  der  ersten  Konstituirung  der  im  Sinne  des 
gegenwartigen  (Jesetzcs  organisirten  BfagBatcntafel  30  nicht  Ubenchreiten. 
Darfiber  hinaus  geschieht  die  Ernennung  nur  stufenwdae  und  darf  in  keinem 
Fidle  sich  auf  mehr  als  jährlich  5  erstrecken.  Die  Gewunmtgahl  der  lebent* 
BagUehen  Mitglieder  aber  darf  r>0  nicht  überschreiten. 

§  6.  Der  T^nif^tnnrl,  (]mn  i^^nnand  im  Verbände  der  Wehmiaclit  oder 
in  einem  bürtr' i  In  In  n  mirr  kirclilichpn  Amte  oder  in  einer  Würde  activ 
(Htnit  oder  zu  emcni  solchen  Amte,  zu  einer  solchen  Würde  ernannt  wird, 
Ijildct  kern  Hindernis«  dagegen,  dass  er  seine  Rechte,  die  or  in  iler 
Magnatentafel  soust  besitzt,  ausüben,  oder  »ei  es  erbliches,  sei  es  für 
Iiebensseit  ernanntes  Mitp^Iied  der  Magnatentafel  sein  könne. 

§  7.  Wenn  wann  immer  neue  Würden  und  Aeniter  ias  Leben  gerufen 
wurden  oder  im  Scboosse  irgend  einer  der  im  §  4  erwMbnien  Konfessionen 
neue  Biithfbner,  bendmiigaweite  Kirefaendkkrikte  oi^ganieirt  würden,  dann 
werätm  £^|enigen,  die  fiir  die  in  aoleher  Weiae  entttandenen  Würden  oder 
Aemter  emaast  werden»  Site  nnd  Stimme  in  der  Bfagnatentafel  nnr  in  dem 
Fhüle  erlialten,  wenn  die  Gesetegebung  dies  für  aie  anadrüokUch  bestimmt. 

(  8.  Die  Im  §  1  Punkt  d  angefübrten  IGtglieder  haben  nnr  in  jenen 
Angelegenheiten  Berathnngs-  and  Stimmreebt,  weldie  die  Lander  und  Pro- 
vtnaen  der  hl.  Sielanskrone  gemeinaam  betreffen. 

§  9.  Mitglied  der  Magnatentafel  kann  —  da  der  §  59  des  O.-A.  XXX, 
1868  unberührt  bleibt,  —  nur  Derjenij^e  sein,  der  befähigt  ist,  jener  Ver» 
fiigang  des  §  1  (l  -  A.  XLIV,  1868,  nach  welcher  die  Sprache  der  Geeete* 
gebungr  einzig  und  allein  die  ungarische  ist,  /'i  cnf sjncclien. 

§  10.  Wer  Mitglied  der  Magnatentafel  ist,  verliert  die  Mitgliedschaft 
in  folpfenden  Fällen: 

fi)  Wey  Mitt/lied  auf  (Irund  seiner  Würde  ndt-r  seines  Amtes  ist,  in 
dem  Falle,  wenn  er,  sei  es  auf  Örund  frehv  illi<!ier  Resignation,  sei  es  in  fnljrp 
gesetzlichen,  »/ericlitliclien  oder  «liseiplinaren  Verfahrens  aufhört,  die  be- 
treffende Würde,  oder  das  beti-eBeude  Amt  zu  hekleichni: 

b)  das  lebenslänglich  ernannte  Mitglied,  wenn  seine  Resignation  auf 
Vorschlag  des  Ministerrathes  von  Sr.  Majestät  dem  König  angenommen  wird; 

c)  die  vom  kroatisch-slavonischcn  Landtag  gewählten  Mitglieder  dann, 
wenn  ihr  Mandat  abttnft; 

d)  ohne  Rüchaieht  auf  die  Reehttbasis,  wenn  der  Betreffende  au  Zueht- 
hana,  hexiehongaweiae  uchwerem  Kerker  oder  wegen  eines  gewinnsüchtigFr 
Abneht  entspringenden  Vergehen*  oder  Verbrecheni  verurtheiU  wird  oder 
•eine  Staatabüigenehaft  Terliert 

§  11.  Das  Recht  erlischt  nidit,  aber  die  Ausübung  desselben  wird  sns- 
pendirt: 

a)  für  simmtHcbe  Mitglieder  wShrend  der  Zeit,  lilr  deren  Dauer  sie 
w^i;en  eines  dem  Punkt  d  des  §  10  nicht  zu  subsumirenden  Vorgehens  oder 
Verbreehens  durch  die  ordentlichen  Ckrichte  aum  Verluste  der  bürgerlichen 
Rechte  venirtheilt  wurden; 

b)  für  Jene,  die  unter  Konkurs  stehra,  wahrend  der  Daner  des  Kon- 
kurses; 

c)  för  Jene,  welche  —  die  Fälle  von  Kuratel  wegen  Verschwendung 
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oder  Abwesenheit  atisirenommen  —  unter  Kuratel  geäteiit  worden  sind,  wah- 
rend der  iMuer  Knmtels; 

d)  fiir  die  crhlichen  Mitglieder  mit  Ablauf  jener  Sit/unirsjieriode,  in 
welcher  im  Sinue  des  §  19  dieses  Gesetzes  ausi^esprochen  wird,  das3  sie  die 
vermögensrechtliche  \  oi-nassetzung  ihrer  Mitgliedsclmft  verloi-en  liaheu. 

§  12.  Wenn  Einer  von  Jenen,  welche  auf  Grund  der  Abtheilung  A 
und  der  Abtheilung  B,  Punkt  a,  b  des  §  4  oder  auf  Gnmd  des  §  ä  Mit- 
glieder der  Magnatoitafel  «hui,  tum  Abgeordneten  gewSUt  wird  imd  die 
Wahl  annimmt,  so  hiSrt  er  auf,  Mitglied  der  Mignatentefel  m  «ein,  qAar 
ftbor,  wenn  er  nidit  mehr  Abgeordneter  ist»  gewinnt  jeder  der  im  Penkt  B 
a,  b  §  4  BrwShnten  sein  Mitgliedareoht  in  der  Magnateate&l  eolbrt  wiedor 
imd  hinn  dasselbe  von  der  nSohstfolgendon  Session  an  «nstlben.  Die  fibKgea 
der  in  diesem  Pttmgntphen  erwihnten  gewesenen  Mitglieder  der  Magnslen' 
iafel  abor  können  ihr  Recht  im  Sinne  des  §  4  oder  5  neverdings  erwerben. 
Die  Stelle  eines  der  im  §  4  Abschnitt  B  Punkt  c  genannten  weltlichen  oder 
konfessionellen  Würdenträger  hat,  Cslls  derselbe  zum  Abgeordneten  gewähtt 
wird  und  die  Wahl  annimmt,  dessen  noch  nicht  in  der  Magnatentafel  sitzen- 
dci",  ältester  Amtsgenosse  einzunehmen  \md  der  Letztere  behält  diese  Stelle 
so  lange  er  lebt  oder  sein  Amt  bekleidet,  wenn  auch  Jener,  an  dessen  Stelle 
er  getreten  ist,  ntifgehört  hat^  Ab<^'t'f>n1ueter  zu  sein. 

Wenn  von  den  im  We^e  der  i'Mjfol^e  in  die  Majrtmtentafel  gelangten 
Mitgliedern  Jemand  zum  Abffeordneten  gewühlt  wird  und  die  Wahl  annimmt, 
m  kann  er,  solanj/e  sein  Ab^eordnetenmandat  dauert,  sein  Mit^^lu  dsrecht 
uielit  ausüben,  und  wenn  i-r  sein  Ab^eorducUuuiHudat  im  Laute  einer  Lentis- 
latuii^eriodc  zui-üekle^t,  so  lebt  seio  Kecht  in  der  Magnatentafel  erst  la 
der  loU^endeu  SesKion  wieder  auf. 

Jedes  Mitglied  der  Magnatentafel,  welches  zum  Abgeordneten  gewsbH 
wurde,  ist  verpflichtet,  dies  nach  seiner  Yerifiairung  unter  Angabe,  ob  er 
die  Wahl  angenommen  habe  oder  nicht,  dem  Piisidenten  der  Magnatentdal 
amnueigen,  der  es  lur  Kamtmss  des  Hauses  bringt. 

II.  Capitel.   Die  Competenz  und  die  innere  Organisation  der 

Magnatentafel. 

§  13.  Die  Competenz  der  Magnatentafel  Ideibt  die  bishoige;  sneh  be 
züglich  der  Initiative  bleibt  die  bisherige  Praxis  so  lange  aufrecht,  bis  dureil 
ein  besonderes  Gcseti  darüber  entschieden  sein  wird,  in  wehshen  Angelegen- 
heiten beiden  Häusern  der  Legislative  und  in  welchen  anssohliesslich  nsr 

dem  Abgeordnetenhause  die  Initiative  zustehen  solle. 

4J  14.  Betreffs  des  Verkehrs  der  beiden  Häuser  der  Lerri'^lative  unter 
einander  und  der  Zusammenset/unnr  der  Landeskommissionen  wird  in  der  m 
§  27  festgesetzten  Weise  verfügt  werden. 

§  15.  Den  J^i-ä.'identen  und  die  beiden  Vieeprüsideuten  ernennt  aoi 
den  Mitf^Iiedern  des  Hauses  für  die  Dauer  jedes  Reich.stages  besonders  .lut 
Vortrag  des  Ministerpiüsidenten  Se.  Miijeätät  der  König.  In  gleicher  Weise 
geschieht  amli  die  Wiederbeset^iuug  der  einen  oder  anderen  mittlerweile  er 
ledigteu  Stelle. 

Sollten  sämmtliche  Mitglieder  des  Präsidiums  verhindert  sein,  in  euer 
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Sitzung  <len  Vorsitz  zu  (Uhren,  so  kann  in  dieser  einen  Sitzung  das  älteste 
der  ruiwrscnden  Mitglieder  des  HatiiiOR  als  Altersi)rä«idont  dieses  Amt  fuhren. 
S  illt  -  :ilir»r  das  Hindcmiss  fiir  alle  drei,  r.der  aueh  nur  für  eines  der  Mit- 
giu  lirr  dos  PräsidiunT^  voraussichtlich  längere  Zeit  dauern,  so  geschieht  die 
Anordntinsr  einer  .Stellvertretung  in  derselben  Weise  wie  die  Ernennung. 

Emcii  Quästor  und  die  Sehriftführer  wählt  die  Magnatentafel  im  Wege 
geheimer  Walil  aus  der  Zalil  ilirer  Mitglieder. 

Präsident  imd  Qnästor  bczielien  ein  vom  Hause  zu  bestimmendes 
Honorar.  Autaer  ihnen  beulen  die  Mitglieder  des  Hauses,  als  solche,  keinerlei 
Besoldung  oder  Becil^.  Hieduroh  wird  jedoch  die  bisherige  Praxis  besSg- 
lieh  der  vom  kroatiseh^slavontsohen  Landtage  gewühlten,  sowie  der  in  die 
Delegationen  entsendeten  Mit^ieder  nieht  berührt. 

§  16.  Die  sonstigen  Beamten  des  Hauses  erneimt  der  Pründent,  das 
Diener-Personal  der  Qniistor;  die  Anzahl  und  die  Bezüge  derselben  besümmt 
jedoch  dm  Haus. 

§  17.  Die  Mitglieder  der  Magnatentafel  werden,  wenn  sie  zum  ersten 
Male  das  Recht  erlangen,  ihre  Mitgliedschaft  auszaSbcn,  durch  ein  könig- 

liehf»"?  Sehreihen  einhenifen,  mit  Ajt?mnhme  der  vom  kroatisch-slavoni^chen 
Landtage  c/cwählten  Mitglieder,  tUr  welche  die  Wahlurkuude  ihre  Kredi- 
live  Lüdet. 

§  18.  W  1  einmal  durch  königliches  Schreiben  berufen  uud  von  der 
Magnatental'el  verifieirt  >\nirde,  erscheint  ohne  neuerliches  Kird»erufung8- 
schreiben  so  lange,  al«  sich  nicht  irgend  ein  Umstand  ergiebt,  auf  Grund 
dessen  er  sein  Recht  im  Sinne  der  §§  10,  11  und  13  für  immer  oder  seit- 
weOig  verliert. 

I  19.  BenigHch  der  Verificirung  ihrer  Mitglieder  veriugb  die  Magnaten« 
tafel  selbst  und  stellt  die  Modalitftten  des  Yerifikationsver&hrens  in  ihrer 
OeschSftsordnung  fest  Wenn  betrefft  der  Berechtigung  Binaelner  Zweifel 
aultauchen,  beschliesst  das  Haus  hierüber  definitiv  durch  eine  ans  seiner 

Mitte  zu  entsendende  UiilieilskuTninission. 

In  der  gleichen  Weise  w  ird  der  definitive  Beschluss  auch  dann  gefasst, 
wenn  der  Fall  eintritt,  dass  ein  Mitglied  die  gesetzliche  Qualifikation  ver- 
loren oder  neuerdings  er^vorben  hat. 

Bezüglich  der  Zti^sjuTimenstellung  der  IJrtJieilskoninn's«5ion  und  iler  Moda- 
litüten  den  Verfahrens  verfügt  das  Haus  betreffs  aller  solcher  Fälle  in  seiner 
(leschällsordnung. 

§  20.  Desgleichen  stellt  dan  Hans  in  seiner  Geschäftsordnung  alles 
Da-sjenige  fest,  was  auf  den  Cilang  der  Berat liuug  und  überhauxit  auf  iuuere 
Angelegenheiten  Bezug  hat. 

Die  neueren  auf  die  Bemthnngsordnung  im  engeren  Sinne  beaüglichen 
Bestimmungen  treten  erst  zn  Beginn  der  nSchsten  Sitzungsperiode  in  Kraft. 

Die  Verfügimgen  der  §§  10,  11,  IS  und  13  des  O.-A.  IV,  1848  bleiben 
aueh  femer  anfrecht*). 


*)  Die  citirten  Gcsctzcsstellen  regeln  die  Oeffentlichkcit  der  tandtaga- 
vrrhandlungcn  und  die  Handhabung  drr  Bitznugspolitei.    S.  ScnuiBB-LmuiY 

a.  a.  (>.    S.  88. 
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§  21.  Zu  Beffinn  oinof;  jedci)  IteichKtagCH  stellt  das  Haus  uacli  Bceadi- 
;;un<^  des  YerificiningsveHabrens  die  NamenlMte  seiner  «iauntliehen  beredi* 
t  igten  Mitglieder  zusammen  irnd  iSsst  dieselbe  in  Druck  lefpen;  zugleich  %eT- 
fügt  es,  das«  auch  die  Namen  deijenigen  neuen  Mitglieder,  welche  im  Latzüp 
der  Legislaturperiode  ihre  Berechtigung  erhalten  haben,  nach  ihrer  Yen* 
fidrung  in  diese  Liste  ei1^;retragen  werden,  die  Namen  Ueijenigen  al>er,  welche 
ihrer  Mitgliedschaft  ans  welchem  Grunde  immer  fiir  stet»  oder  aeitwe3i|E 
verlnstig  gegiangen  sind,  unter  Angahe  des  Gnmdes  aus  d«r  List«  gipstrichfii 
werden. 

TIT.  ('apit*'!.    r('l»or;rnnjfsl»ost  iininnn{ren. 

§  29.  Xücli  (lor  Proiuulgirun«  «To^ftnväHijrfn  (4»'«ot/f«  wählt  ilj«- 
Magnatcntiiirl  solort  c»ine  aus  21  Mitulictlt-rn  Ix'stclu'Milf  K>iiniiii-->-ion,  vveicln* 
unter  I><'tiioksichtiy:unfr  (Ipr  v<»n  Avr  Ji»'L;i<'nin^  vi-i-^M-lcotni  n.ttni 

u)  ilic  XaiiicnliNtc  jeiuM-  Fiiiuilifii  li-stslflli.  dHrtn  Miti^luMter  im  .Sinuc 
Urs  §  2  Punkt  b  erbliche  MitjflitMlm  ilvv  Mn^nuU-uiuM  xiu<l; 

b)  welche  feruer  eine  besondere  Xanieuliste  aller  jener  Mitgbeder  der 
nach  Punkt  a  konskribirten  Familien  verfasst,  die  ihr  24.  Lebeusjabr  beivitt 
vollendet  haben,  oder  dasselbe  bis  aum  1.  Juli  1885  vollenden  werden  ond 
auch  die  im  §  8  des  gegenwärtigen  Gesetxe»  festgestellte  Verrnngensquali' 
iikation  besitsen. 

§  88.  Die  im  Sinne  de»  Punktes  a  des  vorigen  Pai-agraphen  festige- 

«teilte  Xamenliste  wird,  nachdem  sie  von  der  Magnateiitafd  1*estatigt  ist. 
öUentlieh  vcrlauil»:nt  und  ^deichaeiti«;  dem  Ministerium  mit  der  Weisuuif  üImt- 
mittelt,  unter  Berücksi(>)ttigun<y  mittlf^rweile  etwa  erhobener  Riklaiuationra 
sofort  nach  ErtiHnimg  der  näc-hst<>n  L('<irislnturperindr  einen  (Te»etxosvor»cldii^ 
wegen  InartikiiMj-tJu«,'-  flic-ior  Twiste  einzubrinir**!!. 

l.otii'H-  HoU-lif'f  Faiiiiiitnj.  vojt  floTicii  iiur  einzelne  Zwcii,'i^  iln««  cibliehe 
Recht  Ije^it/.i'u,  siml  in  «lic-rm  (ic>ctz<'  iuich  liir  Zw<>io-o  {jenau  zu  be7,t»iclin»'U. 

Dieses  Irospt/.  wird  t'«'-^t >t eilen,  in  welcher  Wei.«-«'  die  Liste  mit  den 
Xamen  jener  Familien  zu  t  i-iiiiu/.eu  sei,  welche  im  Sinne  des  2  Punkt  e 
das  Recht  der  erblichen  Mitglicdcrschaft  im  Oberhausc  erworben  luibou. 

%  84.  Die  im  Sinne  des  Punkt  b  §  38  verfasste  Liste  wird,  sobald  ne 
von  der  Magnatentafel  bestätigt  ist,  in  Ibnick  golf^t  und  mit  der  AulTonie- 
rang  publicirt,  daas  difgem'gen  Berechtigten,  die  etwa  ausgelassen  wordra 
wHren,  die  ihre  Bercchtigimg  erweisenden  Urkunden  binnen  dm  Monaten 
von  dieser  Verlautbarung  gerechnet,  wenn  der  Reichstag  versammelt  ist,  bei 
dem  Präsidenten  der  Hagnatentafel,  wenn  nicht  bei  dem  Minister  des  Innem 
einreichen  mögen. 

Dicijenigen,  welche  während  der  Dauer  de»  Reichstages  ihre  Jierechti- 
gunof  nachgewiesen  haben,  werden  in  ilie  Liste  aufgenommon  und  danu  winl 
die  snlcher<i;rKtalt  nrnfnnztn  Xamenlinte  dem  Minister  des  Inueni  uu't  <hM 
Weininitr  üherjielMMi.  bei  j{e[rinu  der  neuen  Rcich'ätfi<rsjieriode  die  Bernfnnjj 
'■»•wohl  der  tu  <lics<M-  liistc  enthnltenejj,  als  aneh  der  der/.eit  erbliclun  Mit- 
glieder der  Magnat cutat'el  /n  erwirkt-u,  lies^leiehen  unter  dem  uKielien  Tttt-1 
auch  die  Berufung  Derjcnigeu  zu  erwirken,  welche  im  Sinne  d<-v  oben  (i^- 
üagten  die,  ihre  Berechtigung  erweiseudeu  Urkunden  uniejh»lb  d«rs  geseU- 
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liehen  Tonnincs-  y.xi  p'mor  ZHt,  da  «Ipj-  Roii-lislap  nicht  vorsainiiH-lt  war,  hei 
ihm  ein^t '""ulii  IhiImmi.  J  >itv-r  rrkumlcn  sind  nach  dni»  ZusHDuneotritte  des 
Rf-ichslajrc'i»  «k'iu  I*r:i-itliiuu  der  Mflj»"ii;it('iit;it'el  y.uüiixMidcn. 

25.  Ausser  Ulli  im  ij  1  dieses  (Jcseues  erwähnten  Mitghedeni  werden 
noch  h^hensläiij»h(rhe  Mitglieder  der  Ma^fttcntaiel  Diejenijfen  sein,  welche 
durch  die  veriticirten  Mitglieder  der  Magnatentafel  aus  der  Keihc  derjeui^u 
venficirten  Mitglieder,  welche  ihr  bisher  atugeubtos  personliches  Mitgliuder- 
recht  TiacA  dem  Inslcbentreten  dieses  Gl«8etaees  nicht  mehr  werden  ausüben 
können,  cn  solchen  gewählt  werden.  Die  SSahl  dieser  gevrälhlten  lütglieder 
darf  50  nicht  Überschreiten.  Die  Wahl  wird  an  einem  von  der  Magnaten- 
tafel  im  vorhinein  au  beatiniroenden  Tage  nach  einem  von  ihr  iestsostellen- 
den  Modus  ein  für  allemal  bewerkstelligt  werden.  Die  auf  solche  Weise  ge- 
iihlten  Mitglieder  werden,  wenn  sie  zum  ersten  Male  berechtif^  sein  werden, 
ihre  Hechte  in  der  nach  den»  }re«;en wärt i^rm  Gesetze  orjfanisirten  Magnaten- 
taffl  an»/uühen,  im  Sinne  des  17  dureli  k«inij£liehe»  Schreihctr  einberufen. 
\Vi  Till  eines  dieser  Mitj^lii  fh  r  /um  Mitjrliede  des  AhveordnetenhauneK  ge- 
wählt v\ird.  so  Hilden  auf  dasselhe  die  VorscbrÜten  des  §  12  Ah  2  und  ü 
Auweiiduu^. 

IV.  Capitel.  Schiassbestimmungen. 

1$  26.  Zu  Beginn  der  anf  die  Promulgation  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
fulgeuden  Ix>gislaturperiodp  konstituirt  sich  die  im  Sinne  dieses  (iesetses 
orgauistrte  Magnatentafelt  nnd  die  im  Jahre  1884  erflossenen  Miniglichen  Ein- 
tierufiiiigsachreiben  vertieren  ihre  Giltigkcit. 

§  27.  Während  der  anf  die  Promnlgntion  des  gogenwirt^ren  (lesotses 
f'd'^i'ndrn  [{eichstagspenode  wird  durch  die  beiden  HiiuHer  des  ReiehstaK» 
l  iii«'  Laiidi  Hkommif^^^iini  'j^ewähit  werden,  zu  welcher  das  Ah^eordnetenhauü  10, 
di«'  Maifnatentafel  5  Mit^lirdi-r  entsendi't  und  deren  Aufjifahe  es  sein  wini, 
unter  Milwirkuu};  der  Tiejvierunjf  eiju  a  Kntwurf  hetrelVn  Hej/ehin^  der  im 
V-  I  I  df«  «'»•^'•(Miwiti?  i<fen  (teRrtzt-s  erwälinten  A ugelf^euhctteii  auüzuarlieiteu : 
Ins  «iithin  liir  il'f  die  liisherijje  IVaxin  nnfreeht. 

55  29.  i'i'-  tlureh  (tesetz  ndti-  ( i  iptl.  »t' .  iiliiit  ht:il.ilisiite  btaalsrcclit  li<'lie 
Stidluni;  iU  i  iCi  ji'U-^wiii lii  ijiri»j.a'r,  auch  ilui'   aus   tliea«'r  eniwii'kelt«? 

Sl4?llun;<  in  der  Mn«^natentaOd  wird,  insofern  .sie  Milfjlieiler  dieser  letzteren 
bleiben,  durch  das  ;;e<ri  nwärtige  Gesetz  nicht  tangiii. 

29.  Mit  jener  J>gislaturpcriod(s  in  dert«n  Verlauf  das  gegenwürtige 
Cseset«  proniulgirt  wurde,  beschliesst  die  Magnatentafel  in  ihrer  jetaigeu  Ge* 
^talt  ihre  ThKtigkeit  und  an  ilire  Stelle  tritt  die  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
organisirte  Magnatentafel. 

Alle  jene  («eftetze  und  Gepflogenheiten,  welche  nüt  dem  gegenwärtigen 
OetW'tze  nicht  im  Widerspruche  stehen,  bleiben  auch  für  die  Zukunft  in  Kraft. 


2ö* 
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Ueber  die  chansseepolizeiliche  Stra%ewalt 
des  preuösischen  Landraths. 


Von 

Bfirgenoeigter  Du.  H.  A.  M ascher. 

Die  AUoihr.chste  Kabinctsordre  vom  29.  Februar  1840,  G.-S.  S.  JU. 
enthält  uuter  Nr.  7  bis  Sl  polizeiliche  Voi-schrirten,  welche  die  Aufrecbt- 
ei-haltuDg  der  Sicherheit  und  Ordnung  auf  den  Chausseen  heswecken  mtd 
Zawidorhandlungcn  j^gon  dieselben  mit  Strafen  bodrolien. 

Wo^fn  FostKctzmi<i  solflior  Cl)nvi«5H0f' jKdizcistnifen  bp«fiinmt  der  ij  lU 
des  Allerh<K-listeu  Kegulativs  vom  7.  .liuii  1844,  (1.-8.  8.  171,  Fol^en<lt'N 
„I>i('  Abfassung  dp»  SfrafrcsolntH  filelit  in  den  liandp^sthfilf^n,  in 
welchen  dio  Allprpnieine  (TcriclitsnrdtMinfr  odrr  das  jienieine  Rei  ht  ^U. 
dem  LandiiUh  dcsjonigen  Khihcs  zu.  in  welchen»  die  vorläufige  Inwr 
«uchung  erfolgt  ist;  ist  aber  die  Ucbeilretnng  iaat'rluilb  doH  Bezirkes  i'iiier 
NÜiltisclien  Ort  »Polizeibehörde  vorgelHllen,  »o  ist  die  städtische  Ürtspciliioi 
behörde  dazu  kompetent." 

Diin^  Allerhöchste  Kabinetoordre  vom  17.  Oktober  184ö,  G.-S.  S.  726, 
iftiirde  dann  das  m  Rede  stehende  Recht  in  der  Provinx  WestfdeD  den 
Amtmaonem  und  in  deiyenigen  Theüen  der  Rheinprovinz,  we'che  nicht 
zum  Bezirke  des  ehemaligen  Apitellationsgerichtshofes  zu  Köln  gehörten,  in) 
das  Französische  Recht  Geltung  erlangt  hatte,  den  Btii^permeistem  tih^ngen. 

Nach  den  eben  angeführten  gesetzlichen  Vorschriften  waren  in  PreuMen, 
als  dasselbe  noch  ein  rein  monarchischer  Staat  war,  zum  Erlass  von  (Tfaaossee- 
poliseistrafinandaten  kompetent: 
I.  auf  dem  platt«i  Lande: 

1)  in  den  sechs  östlichen,  älteren  Provinzen,  wo  die  Preussische 
Allgemeine  Gerichtsordnung  galt:  die  Laudrätbe; 

2)  in  der  Provinz  AVestfalen,  wo  diese  Ordnung  ebenfalls  (feltuas 
hatte:    die  Amtmänner; 

tt)  in  den  nicht  zum  Bezirke  des  ehemaligen  Rheinischen  Appellati«»!!" 
gerichtshofes  zu  Köln  gehörigen  Ortsrharton ,  wo  die  I^reti^MH'bi" 
(Terichtsonhinnjr  beziehungsweise  da«  gcuieine  Kecht  galt:  »Ii«* 
(Land-)Biir<ieiiiieistor; 
II.  iu  »ämnitlielu'ii  Städten        j^Ionarchie,  mit  Autmahme  der  iin  FJi' 
zirke  don  eluj7iiuligen  Hiieinischeu  Appellati« tUNgerichtsihofeB  lM*l»*geiicii 
die  Ortttpulizeibehürdeu; 
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HL  im  Besirke  de«  ehemaligen  AppeUationsgerichtAhofes  eu  Köln  «DdUch: 
die  Poliseigericlite , 

letztere  in  Gemässhcit  der  Vorschrift  de«  Titel  1  Buch  II  der  Franio- 
sischeu  Kriminalordnung. 

Xachdem  Preussen  eine  monarchisch  -  konstitutionelle  Staataform  er- 
lajigt  hatte,  h>»l)on  die  Artikel  85  und  108  der  Verfassungsurkunde  vom 
5.  December  IB48  und  demnächst  die  Art.  86  und  109  der  Verfassuugs- 
'ük'itule  vom  31.  Januar  1850,  dio  Polizripforichtsbarkeit  auf  und  die 
»5^  Kil  und  1H2  der  Verordnung  vom  :i,  .laniuir  1849,  G.-S.  S.  14,  betreffend 
die  anderweit*'  OT*irrtiti«ati()n  d^r  (^ericlitt-  ini  jraiizeu  Umlaufe  der  Monarchie, 
mit  Ausschluss  des  Appellatioii^jienchtsliüll's  zu  K()ln ,  ferner  das  Ein- 
fuhrungsfresefz  zum  Preussischen  Strafgesetzbucli  vom  14.  April  1851  und 
das  Cic^^i'tz  vom  3.  Mai  1852,  betreffend  die  Zusätze  zu  der  Veroi-duung 
vom  3.  Januar  1849  Art.  120  bin  128,  ubertrug  die  Uutersuchnnpr  und 
Entscheidung  in  Ansehung  der  Uebertretuugen  in  erster  lustauz  Eiuzelu- 
(Polisei-)riditem.  An  Stelle  der  letzteren  «ind,  nachdem  Preussen  als 
Bondeeetaat  in  da«  neu  erstandene  Denteche  Beich  getreten,  die  Schöffen- 
gerichte nach  §  S8  de«  Deutsehen  Oerichtsrerfitfsungsgesetse«  vom 
27.  Januar  1677,  Reiohegetetsblatt  S.  4t,  getreten. 

Um  die  Oeriohte  und  die  StaateanwaltBchaft  an  entlasten,  die  Straf- 
rechtspfl^  schneller,  wirksamer  und  den  IJehertretem  polizeilicher  Vor* 
sdiriften  minder  kostspielig  zu  machen,  soivie  endlich  um  die  Autorität  der 
Polizei  zu  heben,  stattete  das  Preussische  Gesetz  vom  14.  Jnni  1858,  G.-S. 
8.  846,  die  Ortspolizeibehörden,  mit  dem  ^vorläufigen  Straffestsetzungsrcchtc'* 
aas,  ila«  bekanntlich  die  Mii^^^lichkeit  eine«  unrechten  Verfahrens  der  rich- 
tenilen  Poli/eibehönle  dadiu'cii  au8«chlie88t,  das«  der  Beschuldigte  auf  richter^ 
liehe  Entscheidung  antragen  kann. 

Das  Gesetz  vom  14.  Juni  1852  hatte  nur  (lelttmo  für  den  Bereicli  der 
Alljr«'meinou  Gt-rii  litsoidnung  und  des  gemeinen  Kechts  und  erlangte  diese 
daiju  auch,  iu  (jcmüithlieit  de««  (tpsety^es  vom  30.  April  1851.  G.-8.  »S.  1888 
für  die  Hohen?:ol!eni'!<chen  Laude  uud  nach  Art.  II  lit.  J.  der  Verorduuug 
vom  25.  Juni  IHHl,  (t.-S.  S.  921,  auch  fiir  die  186H  mit  der  Preussischeu 
Mi^iiarchie  vereinigten  Landostheile ,  mit  Ausnahme  des  vormaligen  Amts- 
boj^irks  Meisenheim  uud  der  Enklave  Kaulsdorf.  Keine  Geltung  Iiatte  das 
Gesetz  von  1852  lui-  den  Bezirk  des  Appellationsgerichtahofes  zu  Köln. 
Erst  durch  das  Oesetz  vom  88.  April  1883,  G.-S.  &  66,  ist  das  vorläufige 
Stniffestsetzungsrccht  auf  den  ganzen  Umfang  der  Pt-enssischen  Monarchie 
ausgedehnt  worden,  was  der  §  458  der  Deutschen  StraQBrozessordnungznliset. 

Der  §  1  des  Gesetze«  vom  98.  April  1888  hestimmt,  fiist  gleichlautend 
mit  dem  ^  1  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1868,  Folgendes: 

„Wer  die  Polizciverwaltung  in  einem  bentimmten  Bezirke  auszuüben 
Iiat,  ist  l)<*fugt,  wegen  der  in  diesem  Bezirke  verübten,  in  seinen  Ver- 
waltungsbereich  (Ressort)  lallenden  Uebertretimgeo  die  Strafe  durch 
Verfüguu<r  fe^titusctzen. 

Zur  Ausfiiliruug-  dieser  Vorschrill  ««rliesseu  dann  die  Minister  der 
Justiz  und  des  Innern,  unterm  8.  Juni  1888,  Ministerialblatt  S.  168,  eine 
AusföhnuDgnuiveiBang,  wdche  so  lautet: 
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„Ist  gesetzlich  die  Vcrwaltuug  der  Polkci  für  eiuzclue  Gegenstände,  wif 
Hafen-,  Strom-  und  ScbifiDTahrtspulizei,  die  Deich-,  EiaenbakD-  und  Chanssee' 
polizoi,  nicht  der  PolueeibehÖrde  des  Ortes,  sondern  einer  besondereo 
fiehörde  übertragen ,  su  gebührt  nur  dieser  die  Befugnis?  ziu-  polixeilidwn 
StmfverfüguDg  wegen  der  innerhalb  ihres  Besirkes  begangenen  Ueber- 
tretuugen  derjenigen  Strafvorsdiriften,  welohe  die  ihr  übertragene  Foliid- 
venraliung  betreffen.'' 

Die  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliehe  Arbeiten,  —  d«f 
Innern  und  derFinansenerUirtenbereitsineinemBeskriptevomSi.  August  l&SIt 
BÜnisterialblatt  S.  170,  dass  die  ländlichen  Polizeiverwalter  in  den  »eclu 
ostlichen  Provinsen  nicht  befugt  seien,  Chausseepolizei  -  Krtutraventionen 
▼or  ihr  Forum  zu  ziehen  und  daher  auch  nicht  vorlaufige  Straffestsetsongen 
wegen  solcher  Uebertretungen  zu  erlasBon. 

Dieselben  Minister  erklärten  dann  in  den  VcTtugungen  vom  13.  Decem* 
ber  1869,  Ministerialblatt  S.  336  und  7.  Juni  1860,  a.  a.  0.  S.  125, 

.,dass  die  Chau^sopolizoivci'waltmiof  in  rlor  Hand  des  Landmths  liege, 
und  class  nur  dieser  /um  Erlas»  von  vorläiitijien  Straffest^etztniu'en  befiigt  sei.' 
In  einer  späteren  Vertiigung  vom  16.  Juni  1874,  Ministenalblatt  S.  101 
bemerken  diesellH'n  Minifter  dnnn  ferner: 

„dasH  dem  Laudiatli   tlieso  Befugninb  aueh  dann  /iist^ilie,  weun  die 
Uebertretuug  in  einer  stäUtisi  lien  Feldmark  bo^ranoeti  .sei.** 

Die  Minister  begründen  ihre  Ansiebt  daniK  ,  dass  es  sich  im  vorliej;eii- 
den    Falle  um  die  Wahrung   laudespolizcilicher,  nicht  orts- 
poliseilicber  Interessen  handele. 
Für  die  Beantwortung  der  Frage: 
ob  dem  Landrath  gesetzlich  das  hier  in  Betracht  kommende  Straffnt- 
setaungsrecht  zusteht?  — 
ist  die  Unterscheidung  swiscben  hindespoIiseUichen  und  ortspoliseilichen 
Interessen  ganz  unerheblich. 

Die  Landespolizeibehorde  war,  nach  der  Kabinetsordre  vom  81.  DcodD- 
ber  1826,  G.-S.  182H  S.  5,  die  Regierung,  Abtbeilung  des  Innern,  und  ist 
es  bis  auf  diesen  Tag  in  denjenigen  Provinzen,  in  denen  die  neuen  Yer- 
waltungsgesctzc  noch  niclit  eingeführt  worden  sind.  Die  Ausübung  der  der 
Regierung  zustehenden  lautlespolizeiliehen  Verwaltung  der  Chans'ieepolizei 
übertrug  zwar  eine  nicht  puMieirte  und  desshalb  nach  §  10  der  Einleitung 
znm  Allgemeinen  Laudreeht  nnd  der  Allt  rhörhsten  Verordnung  vom  27.  Okto- 
ber 1810,  fl.-S.  S.  1  .  rccJitsiinverhindiiche  Allerhöchste  Kabinetsonlri"  von 
8.  Mai  1830  (siehe  Miuisterialreskript  vom  30.  Blai  IRHO  vnn  Kamptz  Au- 
ualcn  Bd.  XIV  S.  351)  den  Landräthen,  deren  iaudespolizeilii  lie  Betuguiss» 
sich  indessen,  nach  einem  Rcbkript  des  Ministers  de««  Innern  imd  der  Polizei 
vom  24.  Oktober  1840,  Ministerialblatt  S,  44'>,  Urtratif  lM  ischränkt,  den  Wege- 
bauiiieistem  von  bemerkten  Uebelständeu  Kenutuiss  zu  geben  und  diesclbcu 
wegen  deren  Abhilfe  zu  requiriren. 

Wenn  der  Herr  Minister  des  Innern,  nach  Auibebuug  der  Toliwi- 
gerichtsbarkeit,  den  Landrath  nichtsdestoweniger  zum  Erlass  von  ehausse«* 
polizeilichen  S  t r af v  er f  ö  g  u  n  g en  für  zustandig  halt,  so  beruht  dies  auf  eiaer 
Yerkemrang  der  staatsrechtlichen  Natnr  dieses  Bechtes,  das  nicht,  wie  dit 
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Polizei vemaltuu;?  ein  Ausfluss  des  Rechtes  der  FoUzeihoheit,  sondeim  der 
Justizhohcit  ist. 

Eigcntliüiuer  aller  Land-  imd  Heeratraasen  und  folgUcli  auch  der 
Chausseeo,  war,  nach  §  21  Tit.  14  ThL  II  AUgmcinen  Landreehtt,  ur* 
sx>rüugliuh  der  Staat,  von  dem  die  KunatstnuMen  durch  das  Dotation^aets 
vom  8.  Juli  1875,  0.-8.  S.  487,  auf  die  Provinaal-  und  KreisverbSnde  üboi> 
gegangen  sind.  Äla  Grundherr  nahm  der  abaolnte  Staat  för  aeinen  ständigeu 
Kommiaaanus,  den  Landratb,  auf  dem  platten  Lande,  «o,  in  GemSaalidt  dea 
§  11  Tit.  17  ThL  II  de»  Allgemeinen  Landrechts  benehnngsweiae  dea  §  9 
Tit.  1  ThL  HI  der  Preuaaischen  Allgemeinen  Gertchtsordnuiig  die  Justiz- 
und  die  Po!i/>ivi  i  waltung  auf  der  imteisten  Stute  noch  in  der  Han<l  der 
FatrinionialjfericUtsherreii  lag,  das  pulizeilii  hf  Straflo«!t"?ot/.iii)L;srecht  als  Aua- 
flnss  der  Staatshoheit  in  Ansprueh.  Das  (bleiche  «^cächah,  uachdeni  den 
OrtKpoli/.eivenvaltungen  diese  Betugniss  durch  das  (lesetz  von  1852  wieder 
v»Tliehen  ucrd'  H  war,  weil  r«<.  nlttjcsohrii  vun  den  ^tädtisrla-n  Pdlizcivrr- 
waltnnirt*!! .  der  l'oli/eivenvaltuiiL'  aul  dem  platten  Laude  der  sechs  nltfrcti 
f>tltc]n'ii  l^mvinzen  an  Kf)iiniinnalt  n  Organen  fehlte,  welchen  srcsetzlich  diu 
Bt?t\igiii'^j<  zustand,  die  Urt^i>uiizei  Namens  des  Staates  zu  hamlhaben.  Ei-st 
die  neui-  Kr«  i?ur«lnunpr  vom  IH.  Deeemher  1872,  Ct.-S.  8.  6»il.  beseitigte  die 
pit^^henlichf  r«>lizci.  dic-rii  AiistluMx  der  Patriniouialgerichtsbarkeit  niitl  der 
59  der  gedaehtvu  Didmiiig  .-cliul  in  dem  Amtsvorstelier  eine  komuiunulc 
Institntiou,  welche,  gleich  deu  weatfaliacheo  Aintmfimicm  und  deu  rhcini- 
seben  I^andbürgennelsteni ,  die  Ortapolisei  als  Orgaue  des  Staates  verwalten 
jrleicbviel  ob  es  aich  dabei  um  die  Wafamiig  rein  lokaler  oder  landea-  be- 
aebuugsweise  reidiapoliseilicber  Intereaaen  handelt,  Interesam,  die  so  viel- 
gestalte  nnd  veraehiedenartig  aind,  dass  im  modernen  Staate  eineTi^nnong 
beziehnngsweise  Unterscheidung  gar  nicht  raugUeh  ist. 

Aus  der  Gemeindepoliaei  hat  sich  historisch  die  Landespolisei  und  aus 
dieser  die  Reichspolicei  entirickelt,  «eine  heilige  Triax,  die  in  lebensvoller 
Wechselwirkung  unter  sich  und  mit  allen  übriuen  Vt-rwaltungasweigen  etc. 
immer  bestrebt  ist,  die  sittlichen  Ideen  des  CliriütenthumH  auf  dem  Gebiete 
des  wirthüchaftiicheu,  socialen  und  puiitischen  Lebens,  durch  Fördei-ung  de^ 
CuMneinwohlen  in»  <ri  rnumisclien  (ifistr  zu  vei-wirkliclien.**  Keiclispoliz«»  und 
I><>ka]polizci  unterscheiden  »ich  von  dfi-  Ij:iiidrs|i.>lizei  lediglich  in  Bezug  auf 
ibre  Koni|i.  tfMZ(  n  tmd  dn«M  das  Keelit  zum  Erlaus  cbaufweepolizeiltc  hcr 
.StratVcrtugungf n  nicht  zur  Koiujictcnz  drr  IjandeKpolizeibeb*»i*r!eTi .  ^<iiidriii 
zu  der  der  Ortspolizi  ilu  höiden  gehoil  ,  tnlMt  aus  d<'rfi ,  was  v.  KoENNE  in 
'^eiueJii  .,.StH}«t«<rrebt  d»  r  IVeUKsischcn  Monai chie"  ,  4.  AiiH.  Bd.  I  1.  Abth. 
S.  552,  üb<  1  iliis  Wt'M  11  eb'r  (Folizei-)StrafgericlitMbarkcit  f<agt: 

., E'^  Hegt  »II  luid  für  sieb  in  tiem  Wesen  der  Polizei  durchaus  keine 
Sti-at^if  1  i(  l»tsbar  kt  it,  sunil(?nn;s  muss«  die  Anwcnilnuj)  alli  r  sogenannten Polizei- 
»li-iü"ge*>ctze  als  lediglich  dem  tTcbict  der  Justiz  angehürig  angesehen  werdeu"etc. 

nObgleich  die  Verbssungsurkunde  und  die  auf  (Jrund  derselben  er^ 
lasttenen  Cresetse  diesem  Prinupe  Becbnung  geti*agen  haben,  so  wnrde 
dasselbe  dennoch  spkter  theilweise  wieder  verlassen  nnd  die  betreffenden 
GmndsStxe  der  Yerfiissongsurkundc  nicht  nm*  nicht  xur  Aosluhmng  ge^ 
bracht,  sondem  vielmehr,  was  die  Verwaltung  der  ortliehen  Polisei 
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betriA,  die  entgegengeaetete  Biolitimg  eingeBcbUigen  und  der  Weg  der 

tlieilweisen  Wiederherstellung  der  vor  Eroanation  der  VerfiMsimg^nirlniiide 
in  dieser  Beziehung  bestandene  Verfassung  betreten.** 

Nicht  blos  mit  dem  BuchstabMi  der  Gesetze  sondern  auch  mit  deren 
Creiste  steht  das  den  Landräthen  sogemuthete  administntive  poliwiiliche 
Strafrecht  in  Widor^ipruch. 

Xach  §  3  dcF(  Allgemeinen  Laudesvei  waltunp'sjrf'^f'tzrs  vom  30.  Juli  1883 
fuhrt  der  Landrath,  der  „vom  Köuigü  ernannte  Staat'.beamte''      74  a.  a.  0.). 
jetzt  die  Oeschäfte  der  Allj?emeinf»n  Laüdc8ven^'altun}^  und  überwacht,  als 
Oi^au  der  Staatsregiemng      7Ö  a.  a.  O.),  die  pfefvaninite  Polizcivervvaltun^ 
im  Kreise  und  in  den  einzelnen  Landesbezirken,  (T^ineindcn  uiul  CintslM  zu  kcii 
(§77  a.  u.  0.).    InRondti  licJt  liegt  dein  Laudrath  ob,  d  i  e  H a  n  dh ab  un^  der 
StraffestHctzuugcu  seitens  der  Ortspolizeibehördeu  zu  prüfen  uud 
etwa  die  erforderliche  Belehrung  eintreten  zu  lassen  (§  23  der  nuniBtericllen  Aus- 
föhrnngs-Anweisiuig  Y<m  8.  Juni  1883).  Das  Heehi  der  Ueberwnchuug 
schliesst  selbstverstSndlioh  die  Befagnisa  ans,  die  Fnaktioneo 
der  naehgeordneten  Poliseibehorden  »n  sieh  in  aiehen.  Die  Rieh* 
ügkeit  dieaes  Satses  ist  aoeriaumt  word«i  in  dem  lOmsterialreseripte  yom 
15.  September  1876,  Miniateiialblatt  S.  267,  und  in  einem  Obenrerwalfcoqgs- 
gerichts-Brkenntmsse  (s.  Entseheidungen  Bd.  II,  S.  4S4).    Ausserdem  aber 
kommt  in  Betracht,  das»  die  ganse  Stellung  des  Landraths  der  Jetstieit, 
seine  ganze  Thätigkeit  als  Organ  der  Staatsregierung  in  allen  denkbaren, 
immer  mannigfiütiger  werdenden  Ai^ielegenheiten  der  Reichs-,  Landes*  und 
Communalverwaltnng  und  als  Vorsitzender  des  Kreisausschusses  in  den  neuen 
Kreisordnungsprnvinzen ,    die   Handhabung  ortspolizeilicher  (xeschäft©  ver- 
bietet, weil  er  dadurch  behindert  werden  würde,  die  Aufgaben  der  Polisei- 
verwaltung  in  ihren  Gnmdprincipien  von  einer  höheren  Warte  au&ufassen. 
D.T  Geist  der  preussischen  Verwnltuug  verbietet  die  durch  die 
Ft  stset/nng  vnn  Chauseepolize i st  ra fe n  ganz  nn v ermeidliche  Vicl- 
sehreibeiei,  verhindert  das  rasche  Eingreifen  der  Ortspolizei, 
kränkt  das  Rechtsgefühl  durch  die  gerechten  Zweifel  über  die 
Zustündigkei  t ,  drückt  das  landrät  h  liehe   lustitut,   die  Kreis- 
polizeibehörde,  aul  dds  Niveau  der  0 rt  s ])olizeibehörde  herab  und 
unterwirft  die  Straffestsetzungen  ohne  zwingenden  Uruud  der 
öffentliehen  strafriohterlicheu  Kritik,  wenn  der  Kontravenient 
auf  reehtliehes  Gehdr  anträgt, 

Per  Versoeh,  der  rechtswidrigen  Straffestaetnmg  der  Landiithe  auf  dem 
Boden  der  Bechtapreehung  ein  Ende  zu  machen,  ist  seither  nusihmgea. 

In  einem  Srkenntniss  des  firöheren  Obertribunals,  Senat  fiir  StmAacfaea, 
Abtheihutg  II,  vom  80.  April  1886,  in  der  Üntersuchungasache  wider  Wibni- 
mann,in  Biokefeld  bei  Hörde  (Amtsbeairic  Aplerbeck,  Provina  Weat&len)  wegea 
Uebertretung  des  §  11  der  chttiseepoliseilidien  Vorschriften,  heisst  ea  worUidi: 
«Wenn  hier  cur  vorliegenden  Strafiestsetanng  wegen  der  in  einem 
bertimmten  Bezirke  verübten,  sein  Ressort  betreffenden  Uebertre- 
tungen  deigenige  für  befugt  erklärt  wird,  der  in  diesem  Bezirke  die  Pn- 
liaeiverwaltung  auszuüben  hat,  so  hat  durch  jene  Bezeichnung  (im  (Tesct2 
vom  14.  Juni  1868)  angegeben  werden  sollen,  dass  besöglich  auf  solche 
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spexietle  O^ienstSiide  ]i(»]i7,eilichcr  VorwAltong,  ffir  welche  die  Poluieiverwal' 
tunff  gewissen  Beamten  (unmittcll>a!  )  in  einem,  viele  (temeimleu  umfns- 
^rnrlen  Bezirke  zukommt  (für  Deichverbändc,  McliDr^tioT!«--.  Entwäspcrinios 
und  ihiieti  ^1'  ichntehcude  oder  ähnliche  Aulagen),  nur  diesen  Beamten 
solche  Befugni'-N  zustehe.** 

^Das,"  bi  isst  es  dann  iu  dii  scm  Erkenutnifls  weiter,  „tritit  tür  Staats- 
und Kreisclmussücn  l)ei  den  liiiudräthen  zo." 

Im  Recht^^^taat e  beBtiuuut  das  Gesetz  und  nur  dieses,  aber  kein 
Mioisterialrescrii't,  „welche  üpezielleu  Gi'k«-' ustäude  pulizcilicher 
Verwaltung"  dem  Ressort  der  Ortspolizeibehörde  entzogen  und  gewissen 
(anderen)  BeEmien  onmittelbar  (?)  „in  einem  viele  Oemeinden  um- 
fassenden Besirke*,  das  vorlfiufige  Straffestaetsungarecht  au- 
kommt  Diet  ist  a.  B.  der  Fall  in  deiebpoliaeilichen  Angelegen- 
heiten. Nach  §  89  des  AnerhSchsteD  Erlaases  vom  14.  November  1868,  G.-S. 
S.98S,bandhabi  nimlicli  der  Deiehhauptmann  die  ortUcheDeichpoIiiei  und  dieser 
ist  aneh,  nacb  9  84  a.  a.  0.,  sum  Erlass  poliaeilieher  Stniverfugnngen  be- 
fagt»  umgekehrt  handhabt  die  B ergpol iaei  der  Revierbeamte,  in  Gemässheit 
der  §§  1981  des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1886,  G.-S.  S.  705.  Der- 
selbe setzte  früher  iu  (reiuiis«Hneit  eines  Ministerialreskript»  vom  8.  August  1857. 
Ministerialblatt  8.  148»  auch  die  l»erj;polizeilichen  Strafen  fest.  Nach  Puldi- 
katinu  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1883  geschieht  dies  nicht  mehr,  weil  der 
{j  209  de«  pfedachten  Gesetzes  dicHen  Beamten  die  Befugniss  hieran  nicht 
einräumt.  Iu  Bezug  auf  di(  S(  n  „speeiellen  Gegeustand**  hat  also  der  von 
uns  autgesiellte  Rechtssatz  Auweuduug  gefunden. 

In  allemeucster  Zeit  hat  die  II,  Strafkammer  (hs  Landgericht-^  zu 
Portmund  in  der  Strafsache  p:<"^eu  ilen  Bäcker  Juliu'^  BIoiuIhtu  zu  Dortnumd 
wegen  Uebertretung  des  §  14  der  zusätzlichen  chausj»eepoUzciHchui  Vor- 
schriften im  Amte  Aplerbeck  und  getrfu  den  Fiihnmternehmer  Schroeer 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  §  11  u.  a.  O.  iui  Stadtbezirke  von  Hörde,  in 
den  Erkenntnissen  vom  4.  Mai  1886  den  Landrath  zum  Erlass  von  Straf- 
Verfügungen  der  in  Rede  stellenden  Art  eben&Us  fiir  nstiudig  eraditet  und 
xwar  im  Hinblick  auf  die  einander  widersprechenden  Yorschriften  des  Re* 
golativB  vom  7.  Jmii  1844,  die  Kabinetsordre  vom  17.  Oktober  1846,  die 
Verordnung  vom  8.  Januar  1849  §  181,  die  Gesetae  vom  14.  Mai  1862 
und  88^  April  1888  wid  sogar,  anwider  dem  Recbtssatse,  dass  ministerielle 
Verfiigangen  t&r  den  Richter,  aumal  den  Strafrichter,  bedeutungslos  sind,  auf 
die  Ministerialreskripte  vom  8.  fifai  1860,  Jastisniiniiterialblatt  8. 171  und 
die  schon  angezogene  Verfögong  vom  13.  Deccmber  1869. 

Letztere  stützt  ihre,  von  uns  bereits  als  inig  nachgewiesene  Ansicht,  das.s 
nur  der  Landrath  zum  Erlass  von  Cliausseepolizei8trafverfuguTi<ren  lietugt  ne\,  auf 
das  Reskript  der  Minister  tur  Handel  und  Gewerbe  un<!  tU  s  Innern  und  der 
Pohaei  vom  2ß.  November  1«33  (v.  K.  A.  B.  XVI  S.  10«ö),  in  dem  es  Ii.  i^<?t: 
,In  dem  ChaussoeooMtarif  vom  28.  AprU  1828  i>.t  ^war  das  Kmuin 
der  Chausseepolizeicoiitraveiif iouon   nicht  besliiuuit,   uidess  ist  immer 
anjyenommen  worden,   dass  dieselben  nicht  zum  Ressort  der 
L<>  k  ii  1  poli  zeibchö  )•  d e  n  t^e  Ii  ü  re n."* 

Die  polizeilichen  Vorschriften  des  Tarifs  von  1828  sind  in  die  Aller* 
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bncli^tr  Kal'itinf «iordr  vom  2Ö.  Fohrunr  1840  ülicrpopranppii.  Lrlztore  rnt- 
hält  iiluT  (las  Fi  Tum  iUiitt  l  ■ohci  trrtun(r<'n  t-honfHlU  kein»'  Ho-sh'nimnn^'  n 
iintl  der  Hi  ir  Minister  frk'Minf  iit  fl<'iii  Hfskript  vom  13.  iKcfmlnT  l^^n^' 
M  ll>^t  .-(ti,  dass  die  Kr^s(ii-tlit  -<timnimi«i(  ii  (!<">  Ut'«riilrttiv!<  vom  7.  .luiii  IK44 
nicht  wiciler  herjfcstcllt  woidr)!  ^cicii.  Die ^fcgviitiicilinft' An^ivlit  wii-d  dauii  witulrr 
in  der  VoHuffimu  des  Miiuj^ters  für  Haiidol,  (ieweriK*  uml  ötVi  iitlicln'  Arbeiten 
vom  17.  Juni  J874,   MiiiiHterialMatt       162  aid'jrestellt,  iu  der  vh  heilst: 

„Die  ßf'tuj»niss  der  l4audnithc  zu  Stratt'('stHOtzim*ren  weiron  Cliau''"<»^f 

pulizeiübcrtrctungen  beniht  auf  dem  §  10  (Ich  mit  ^setzcükrail  erk^nen 

Ke^ultttivB  vom  7.  Jutii  1844,  bexw.  auf  dem  §  1  de«  Gesetzes  vom  14.  Hai  1668/ 
«Diese  Befugniss  ist  sonaoh  den  Landrathen  duroh  besondere  Ge* 

sctzesbeetimmungen ,  welche  tlurclt  den  §  59  Nr.  1  der  Kreisordnung  aus- 

drtickllGh  ansser  Kralt  gesetzt  sind,  übertragen." 

Wäre  diese  Ansicht  richtig,  was  wir  indessen  bestreiten,  dann  warco 
kompetent 

1)  im  Bezirke  einer  stSdtischen  OrtspoH^eibebörde,  nach  dem  Regulsti? 

vom  7.  Jnni  1844,  zu  der  doch  die  Feldmark  unbestritten  gehört: 
<Uc  8tadtisclu»n  Ortf*p(»lizeil»eliörden  und  nicht  der  Landrath. 
Das  ist  mm  in  den»  Reskrii»te  der  Mini^<ter  für  Handel,  (tewerhe  und 
öffcntlielie  Arlniten  und   des  Innern  vom  2H.  Jamuir   1858,  Minisieml- 
blHtt  S.  60,  anerkannt,  da^e^rcn  in  der  M'hnn  •ri-daehten  ^linisterialveriüpim? 
vom  17.  dniii  1874  und  iu  dem  Krkenntniss  der  IL  Strafkammer  des  Laad- 
pTfrichts  Dortnumd  vom  4.  Mai  1865  bestritten  worden. 
Fern"i'  wären  ^'uständiur : 

2)  in  den  liindliclien  t  >i  t^ln■/i^kv  ii  von  Wf  -llHlen  und  in  dem(eiiiij<'ii 
Theile  der  Klieiii]>i  i>\  in/ ,  der  nicht  /.nin  Hezirke  des  eluMnaliu«'» 
ApiiellationsjrerielitNhuU  s  zu  Köln  «gehört  ,  der  Amttnaiin,  ht>- 
/.iehiiii'jsvveise  der  (Land-)Hürf(erniciftcr  nach  der  Allerlioch^icn 
Kabine!  sttrdro  vom  lt.  Oktober  1845, 

was  aber  in   der  ObortribunalsL-ntseheidun«;  vom  20.  Ajuil  1865  und  dfin 

Urteil  der  Strafkammer  des  La nvlj^e rieht»  Dortmund  vom  4.  Mai  1885,  mchl 

anerkannt  wonleu  ist. 

Hiernad)  kann  kein  Zweifei  dariiber  obwalten,  wie  dringend  geboten 

e%  erscheint,  entweder, 
dass  die  Laiidrathe  von  Aufsichtswegeu  angehalten  werden,  »ich  des  ihnrn 
nicht  Kustchenden  ErlastfCN  Vi>n  Chausseepulizeistmfveriugaiigcn  zu  enthalten 

mlcr, 

das»  dieser  reditlich  begründeten  Ansicht  auf  dem  Weg«  der  Keckt* 

spreehui^  ietziinstatuslich  Geltung  verNcliafft  werdi*. 

Die  städtischen  und  ländlichen  Ortspuli/eibehÖrden  können  eine  s^cK-Ik 
Entscheid un;jr  herheinihren,  wenn  nie  jede  Ohaussceptdizeiübertretun«:  an  die 
AmtsauwaltKchttl't abgeben  unter  An"j:d»e  der  von  uns  entwickelten  (triinde;  *;ie 
haben  hier/u  aueli  nm  m  mehr  Veranlassuufr,  al»  ihnen  als  Frucht  der  Pehzi  i- 
verwalUmg  die  Hällte  der  fest>iese(/,t<'n  (MiauwsecRtrafjfclder  mich  §  7 
besetze«  vom  26.  April  1883  und  21  (h  s  Ke;.'ulativs  vom  29.  Febniar  1«4<> 
}>ehühreti.  (Sicli'-  !iicr/u  die  ]Ministerialreskri})to  v^m  )'*>.  Dt^MMnUt  r  185<<.  7.  .Tnni 
1860,  25.  August  uud  18.  Oktober  1860,  Ministerialblatt  1860  8.  217  und  m.) 
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Dr.  Theodor  Habwr.   Pn'.  <ist*Treichisclu'  Ei6on))fllniroc}it.  .Systr- 
iiiatisch  dargestellt.  Wn  u,  Pest,  Lcipzij^.  A.  Hartlchfu  s  Vorlag  löö5. 

Sowohl  das  deatoche  becw.  prensrisohe,  wie  ancli  das  öaterretdiische 

Eisonbahnrccht  habe»  seit  einer  Rrilic  von  Jahren  eine  systematische  Dar- 
8teUiiii|(  nicht  erfiihren.  Für  Deutschland  hezw.  PreusRen  hofsitzcn  wir  nur 
die  gänzlich  v >  ridtetfti  Werke  voti  W.  Korn  (Deutschlands  Eisenhahnen, 
Marburg  1858.  IHtiO).  Beschornkk  {^D&h  Deutsche  Ki«;enbahnrecht,  Erhiijrt'n 
1858),  Bksäkl  und  KtmWBTTKtt  (Das  Preuüsische  Kiwen bahnrecht,  Köln  1855. 
1867)  und  FAiisTBMAii!«  (Das  Prenssisdid  Etsenhahnredit»  Beriiu  1869);  « 
für  Oesterreich:  Michel  (Oesterreichs  Eisenbahnreeht,  Wien  1860.)  Um  so 
anerkennenswerther  ist  an  sich  der  Versucli  Haberkr's,  dem  Oesterr»'ichis(;}ien 
Ei.senbahnrecht  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  eine  »ystematische  Darst««!- 
lunt£  zu  widmen.  rici(1<  r  kann  aber  (li'^<?r>r  VorMUf^li  als  ein  w'lnntrfner  nicftt 
bezi'iehnet  werden.  —  L>ie  Arbeit  ist  in  ihre  r  L-üiizeu  h.y^t»Mn;itisrlii  n  Anluve 
un<l  Kiutheilung  wie  in  der  Bearbeitung  de«  Jlccldsstoftes  im  Kmzelneu  vt-r- 
fehlt  und  mangelhaft.  Ja  es  entsteht  der  begründete  Zweifel^  oh  der  Ver- 
fasser, welcher  im  Vorworte  swar  darauf  hinweist,  dass  eine  auf  Erfolg  An« 
ftpruch  erhebende  Darstelhing  die  genaue  Kenntniss  des  umfangreichen 
Materiales  zur  Vdrbedinjjung  hat,  sich  wirklich  diese  ,.genaue  Kenntniss"  an- 
geeignet und  in«)>esondere  sich  mit  der  in  seiner  ArV)pit  v'tll<5täTKHij  veniaeh- 
läshigten  Literatur  der  einzelnen  Gebiete  des  Kisenbahnrecht««  aiiel»  nur 
oberflächlich  bekannt  gemacht  hat.  Die  bedeutenden  Werke  über  Üef«ter- 
reichisdios  Handelsrecht,  Aktiengesellschaftsrecht,  Enteignungsrecht,  Eisen- 
hahntransportrecht  haben  in  der  UABCBBR^sdien  Schrift  auch  nicht  mit  einem 
Worte  Kr\\-ähnung  gefunden.  Keine  einzige  d(>r  wichtigen,  in  diesen  Werken 
enittrii t  ii  K< intn>ver«en  i^t  nne!)  inn*  lir rührt  worden,  ?n  fla<''<  es  ffen  An- 
*<-liein  o(  winnt.  als  ob  alle  «lie^e  Werke  den)  Verfa^'<cr  iränzlicli  unbekannt 
feien.  Aucii  die  K  eeht}<j)recbung  i>st  nur  ganz  nmngelhatt  lierücksichtigt 
und  verwerthet.  Und  dennoch  hat  er  »ich  iür  legitiniirt  erachtet,  eine  syRte^ 
matasche  Darstellung  des  geltenden  Oesterreichischen  Eisenhahnrechts  au 
V  e?  ("»{rentlichen !  In  der  That  ist  daher  auch  die  Schrift  nichts  weiter,  als 
eine  lose  und  oberflächliche  Wiedergabe  und  Anein-nidi  )  reihung  einer  An- 
zahl von  (b  -^t  t/.  u  lind  Wr<»rdnnn^en,  —  welche  überdies  noehmals  in 
wörtlichem  Aijdjiiekc  dem  Buche  als  Anlage  bt'igegel>en  sind  uml  last  di<' 
Häittc  desselben  füllen. 

ZunSchst  ist  der  Begriff  des  Eisenbahnrechts,  wie  ihn  der  Verfasser 
H.  17  definirt,  ein  zu  weit  gehender.  Damach  ist  das  Eisenhahnreclit  der 
Inbe<iri^  der  rechtlichen  B(  /ii  btni^en  der  Eisenbahnen  im  objektiven  und 
«ubjektiven  Sinne.  Da  die  Eifienbahnen  ebenso  wie  alle  anderen  Verkehrs- 
SDstaUen  dem  gesanimtcn  r>  Heut  liehen  und  privaten  Recht«  unt'  i  wotfen  siTid 
und  nur  insoweit,  als  die  Eigenartigkeit  und  Eieeuilnindiciikeii  »It.s  Ei(*en- 
luduiwe.sen»  es  erforderte,  auf  der  tirundlagi'  des  allgemeinen  Hechts  «ich 
besondere  Rechtsnormen  Staats-  und  ijrivatrechtltcher  Natur  gebildet  haben, 
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f-o  würde  an^  >\c-v  BryriftVheptimnmn};  Haberer'*^  fftlir*  ri.  flaps  er  fins  «o- 
siniinitc  FrivM«-  iiiul  fStaalMveht  in  <l«'n  Kn'is  soim  i  i>ar^i«  liiuiy  hkiu*  zieLcit 
iiml  iHfse  inV  lIoKenn  sseiii'  crweilcnj  ihüshmi.  Darauf  fol;rt,  dass  der  ßi- 
jiriflT  mcbt  «)o  wHt  ffcfcaai  werden  darf.  Eisf'iilMbiirecht  ist  vielmebr  nur 
der  lühegiiff  der  besnndereD  Rechtraormen,  welche  sich  auf  die  VerhSh- 
hältniss«  der  Eisonhnhuen  1  i  !ion  und  aus  dor  Kijfonaili^'keit  des  Eisen- 
linlüiw.'soTis  oiwaclitJrn  sind.  Sur  insoweit  darf  dio  Darstcllunnr  den  Kisen 
ImlinrtH-lit «-  atu'}}  Xortnon  <1< allfromoinen  Staat und  Pi  ivatrochts  ninfa>M'ii. 
als  diesr  l«'tztcren  tlie  Ujniidlajr«'  fi"'  iH  siMuU^rcn  EisPnbahnret'ljtsnorruMt 
hildeu  und  2ur  Betrachtung^  und  zum  Vorstäudnisso  dei-selhen  unUedinjit  i  r- 
fordprlich  sind.  In  der  Thai  hat  sich  daher  auch  Habrrbr  im  Widi'rb|)t-^ie}i 
init  seiner  weitetxehenden  Definition  ^  vnn  einaelnen  Abschwetfhng[en  ab- 
^'f  x^^*  ])•  II  —  auf  die  Darsti'llun^  dies^f ««  engeren  Kreises  der  besonderen  Eisen* 
hahurechtsnonnon  hoschi-nnken  müsson. 

S(Til;(nii  ivf  dn"  Sy*-f»'jn.  \vp]clir"<  «}«'r  Wi-fa^'^'^r  fiir  die  Dai>tr]!iM).j 
^fwiihit  iiai,  t  ili  dui«-liauH  vt  rieli!U'>.  I>i«'Her  MjsstrnÜ  ^^<t  im  W<-serüliolifii 
durch  die  unrichtige  Aunassun^  hcnoi^eniffn,  welche  der  \>rtasser  von  doii 
rechtlichen  Chanücter  des  Eisenliahnrecht»  illierhanpt  hat*  Das  Eisenhabii- 
recht  setzt  sich  aus  Staats-  und  privatrechtlichen  Xormen  sasammen.  & 
bildet  weder  eioen  intejjfrirouden  Thoil  des  Staat«-  noch  des  Privairerlitt, 
KnMl»in  hat  sich,  anC  beiden  Gebieten  fuRRcnd.  zu  einem  selbst ständieen 
Ueelif  sjreliiete  f'?yt\viekelt,  Haberfr  ninnnt  dfl^e«_'en  17.  18)  an.  <l  >>s  dav 
>2isenbaliureeiit  d«'iu  «ilb'ntlieben  lu  cliie  im  Ailg.  lupim  u.  di  iu  Vi  i  uattunirs 
rechte  im  Besouderen  anj^ehöre  und  die  (Truudla?«*  iles  CiviU'eclits  verlassen 
)iahe.  Wollte  man  nun  seihst  diese  nnzntreflfende  Annahme  als  richti|{  fEchfo 
lassen,  sit  hätte  man  nun  doch  erwarten  nittssen,  daMs  Harrrkr  folgerichtig 
in  s»'iner  I)arste]lun}/  dem  Systeme  des  öfientlichen  bezw,  Verwaltuntrsrecht* 
jiel'olut  wäre.  I»ies  ist  abi-r  k(  ineM\ve<>s  j/eschelien.  Vie  lmehr  erklfii  f  Harf.kfr 
(S,  IH),  ditss  er  obwohl  er  das  Kis(>nbalnireel»t  /tun  «ilTon  t  i  i  c  Ii  ert  Iwzw. 
N'f'iwaltunj^sireeht  zählt  —  doeh  in  seiner  l'urNUliuiiwf  dem  .Sysienie  «ii'v 
bUff^erlichen  Rechtes  l'oljfe.  Ein  j^ö.sserer  Widerspruch  ist  wohl  nicht 
h'icht  denkbar. 

Diesem  Hysteme  fol|ir<*nd  hrinjEt  Habrrrr,  nachdem  er  in  einer  iussent 

dürft i^'en,  nur  18  Seiten  umfassenden  Riuleitunj^  die  rechtliche  .Stellumr 
d«'s  Eisenbahnwesj'n'*  im  staatliehen  ()r<;nTii«'nni!<  im  All«/emeineii  1«.  riihH  und 
den  liejirilV  df-  Kisfjibjdinr'ehts  d<'tinirt  ii;it,  die  «ieHammten  Ki ciiisveHmlt- 
nisse  der  Eisenbahnen  in  Al»sehnitten  ziu'  l>ar!«ii'liunpf :  Ei?*enl»ahn|H'rs«uien- 
recht,  Eiseubahn8uehenreeht,  Eisenbalmoldißatioiienrecht,  KisenlnUmhucher, 
Eisenlwhn-Bebönlen  und  -Verfahren.  Der  erste  AbBcfanitt  xahlt  die  Arten 
di>r  Eif<enbahnen  auf,  schildert  ihre  Entstehung  und  ihre  AuflHsun}?,  s«idann 
die  \'«»rk(mcession,  l*flichten  und  Rechte  des  Konc-essionars  und  nach  der 
Verkehrserörtnunj;  die  l*tiiehtei)  und  Herlitc  df  r  Staats-  und  rri\ at<  i«*'n 
bidmen,  ihre  Or^nisation,  Verhall nissf  «lir  Hnmitt'u  ctc*.  Der  zweite  Äh- 
>ehnitt  erläutert  die  saehliehe  Eitrenst  hati  der  Eisenlialmen,  die  Beschniukunir 
fies  freien  X'erlüjjruuf^srcchts,  deu  freihäudijfcn  uud  erzwungenen  (Enteiguutig) 
(ininderwerb,  sowie  die  Servituten.  Der  dritte  Abschnitt  ist  snniohst  dro 
Eiaenbahn-Darlehnsvertr8gen  gewidmet,  sodann  den  Mieth>  und  Pachtverhält- 
nissen, dem  EisenlKdinti'ansi»ortrecht,  sowie  den  süssen ertratr*!iiiä>siufen  Ver 
bindhehkeiten  der  Eisenl)ahnen :  Naehbarreeht  nn«l  >feMetzlit  lic  Hnfi pflidit 
für  Saeh-  nml  KTjrpei besehitditfttn<jfii.  Hit  vierte  Absclmitt  bc)i;iii'Ji'll  di-^ 
EisenbahiilÜK  her  (Zwrck,  Einricluuüjj  und  Fülirunj?)  uutl  der  lüu  1 1  e  Ab- 
schnitt euühch  giebt  eine  Darstellung  der  iu  Betracht  konuaenden  StMAf- 
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V'ri  iiili!  i  iiv  In-i  F<'stsii  lluiijf  (l«*t"  liaii|>r«>iektt',  \''»llt'iu|iiii^  und  Iiil>t  tnel»setzuii;r 
•IcT  Balm,  Au><ruhning  v<m  Eiwcitprun^slmiacii  uml  IkU  it  l)8st»lnin^cn, 
Aiiwendunji;  der  Rechtsmittel  im  adminislrativen  Verbhren  uimI  Anlegung 
•ler  Eifeniiähnhttclicr.  Daran  knüpft  «ich  noch  einp  Damtellun^r  der  ReqnO' 
stration  v»)ii  Eisonhahnen  ninl  <U's  DiscipHnarverfalneiis. 

I>io  Folge  dieser  (iem  Wc^en  des  Ei8eiiV)abnrechls  wirler^precbenüeii 
Svsf fniati^inirifr  d^  s  StofVes  ist.  dii-<s,  wie  «Ii»'  vdrKteljeiule  Aufzählnnir  er^nel)t, 
di<-  zu>iiiiiiiirij'>t  hurijren  lleclu.siitulerion  in  eiiirr  '.«•snr/.  willkiirlicljeii  iirul  un- 
iiutürlicheu  Weise  auHeiuaudürgcrisscn  biuU  und  nur  miihsaui  aus  Ueu  vur- 
scbiedenen  Abtchnltton  «ich  ztmmmensnchen  latsen.  So  ist  a.  B.  das  Ver- 
liSItniM  der  Bisenhahnen  sur  Staatojcewalt  theila  in  der  £ialeituiig,  theila  im 
«TNteii  und  vierten  Abschnitt  behandelt,  (li(>  Hir  die  Entstehung  der  Eigen- 
Imhuen  gültigen  Rechtsnormen  finden  sicli  im  ersten,  zweiten  und  vierten 
Aljsrhiiitt  7f r'-'trr  iit,  fli«*  EjitHiamiü'^' ,  i*t materiell  im  /AV<'itpn  Ali"^c!iTiitt,  tonnen 
im  vifrteii  A l^scimii i  abgeiianih'lt,  s«»lhst  di<'  atif*  di<*  l''is(Mi!>;ilndiiielier  lir/ii^- 
lichen  Xunnen  lialjen  iu  zwei  verschiedenen  Aiiseluiinen  {-i  uutl  4^  l'latz 
gefunden;  die  Rechtsverhältnisse  der  Eisenhahnheamten  sind  theils  im  ersten 
Abschnitte  (A  c),  theits  am  Ende  de»  fünften  AbschnittcR  (E  „Disciph'nar- 
"  verfahren'*)  an  suchen  n.  s.  w. 

EbeiiHo  ungenügend  wie  das  System  i»kt  endlich   auch   die  wirthscliaft- 

tnifl  rechtli«'he  Re<>T ü n d n n l'  <l<'r  «ünz<'lnen  Itecht-sitt-itit ute.  fi*«»'n- 
iMliiii  <  <'lit]i<'hen  Xoniim  sjnd  vf>nu'ljitili(di  dem  V'erki'hr>-  uml  u  ii  i li^chnft - 
liehen  Bedürfuiüsu  entsprungen.  In  keinem  Heehlageliiete  haben  die  wirth- 
adiaftlichen  Einflinse  starker  und  unmittelbarer  auf  die  Rechtsbildung  ein- 
gewirkt, als  im  Gebiete  des  Eiaenbahnrechts.  Hieran  tritt,  ihiss  die  Eigon- 
ti  tigkeit  der  Eisenbahnen,  ihre  uusM>rordentliche  kidtui-elle  und  strategiMche 
Bedeutung,  ili*'  m(>nn]>rdartige  Natur  ilnvr  Anlage  und  ihres  Betriel)s.  die 
t;ros.«<'  (TpfrihHielikrii  dc^  letzteren  zur  Bildung  einer  T»<'ilie  eififentliiindieher 
K(M^litsjirinet|ti(  i)  «^rtiilirt  lialn  ii,  vvelelic  vnu  d«Mieu  des  allgeiui-inen  Rechts 
•  rlieblich  abweichen  und  tieni  Eisenliaiim eclit  den  Charakter  eines  Special- 
reehts  verleihen.  Diese  Momente  sind  iu  der  HABBRER'schen  Schrift  nicht 
gewürdigt.  Zwar  ei^eht  sich  der  Verfasser  an  einzelnen  Steilen  in  allge- 
meinen wirthschaftlicheji  Jletniehtungen.  Aber  das,  w^uauf  e?*  (  ij  ntlich  uu- 
kiMiinit,  tlie  Herleitung  der  j^ositiven  Principien  und  Normen  des  Eiscnbahn- 
roclits  aus  der  eigenthündichen  \vir;lis,!i:irtli(hen  und  rfclitlichfii  Stelluriff 
der  Ei'^enbahnen,  Hisst  er  uiil»i  i  iu  k>iehli^t.  Oie  wiehti^ru  l'ririeijden  der 
Traiispiu-tptbcht  mid  der  Beschi-ünkiuig  der  Vei-lragsfreiheit,  welche  das  Eisen- 
liahntransportrecht  beherrschen,  ebenso  die  Principien,  welche  für  die  Rege- 
lung des  StaatsanfsichtsrechtSy  die  Konceraioniniiig,  die  Enteignung  etc.  mass- 
};idtcnd  sind,  Hndni  sich  kaum  mit  einigen  Worten  lierührt,  geschweige  denn 
•*iuge  h  (-n  ( 1  I  »ejfrü  I  n  h  •  t . 

Nacli  all«'  df'iit  f'Titsptifht  dio  Arbeit  a-ou  H Ar.Knrn  i]i  keiner  Kezieinnu»' 
di  u  Atifi»rilerunj.M  Ii.  wcieije  nn  eine  w  i^-euschidiürhe  Arlieit  ^e«tellt  werden 
luü^M'u.    Seine  Arlieit  it*t  kein  (iewinn  Inj*  die  Wissenschaft. 


Breslau* 
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The  Earo  pe  a  n  Co  nee  rt  in  t  ho  Eastern  Q  uestion.  A  illcction 
ü  1"  Trc  H  t  i  e  s  a  ud  ot  he  r  public  Acts  tMÜtod  witli  lutrofluc- 
tiousHud  Noteft  by  ThomM  Erskine  HolUnü.  Uxibrd.  At  Üxe 
Clarendon  Pres».  1885.  8.  Xil.  3«6. 

Die  gegenwärtigen  Wirren  in  Bulgarien  sind  besonders  geeigfuct,  die 
Aufinerksarakeit  auf  dieses  Buch  zu  lenken.  In  einem  massigen  Octavbande 
wird  un«  die  ganze  allmäh^f'  Rntuit-klnn^  dor  oriptitalist-hen  Fragr^  historisrli 
und  diploniatisoh  vor  Augeu  *;i  l"iilirt;  die  systt  ruatisch  und  consequeut  v^ü- 
genonnncneu  Yerkleineruugeu  und  Schwächungen  des  türkischen  Reiches 
durch  temioriale  Abtrennungeu,  UnAbfaSngigkeitaerkfiniiigeii  etc.  werden 
Schritt  {nr  Schritt  oachgewiesexi  und  der  jeweilen  neu  f[e0cha&ne  Rechte- 
zustand  f(  st<rt'sti'll(.  Jedem  Territorium,  welches  seit  50  Jahren  der  otoman- 
nischen  Herrschaft  unter  Mitwirkung,  Mithülfe  oder  Zustimuiung  der  Mächte- 
ganz  oder  theilweise  entzogen  w^einlen  ist,  (»der  Anli^^^s  /u  diplrimatisehiMi 
Verhandlungen  oder  Interventionen  prepeben  hat,  wini  cm  eigt  ues  Kapiti^l 
gewidmet,  welches  das  ga.uxc  Material  vei-arlieitet  oder  durhieteU  Nach  einer 
kurzen  Einleitunjif,  worin  die  Stellung  der  Mächte  zur  Pforte  charakteritirt 
wird|  beginnt  HoiJ.AJa>  mit  Griechenland,  wührend  des  Zeitramnes  von 
182«- 1881.  Mit  den  Protokollen  vom  4.  April  1896  und  6.  Juli  1827  l>e- 
ijinnond,  fülnt  uns  HOLLAND  durch  alle  Phasen  der  wet'hselvollen  Erhebun^f 
und  Konstituirun;;  die«*es  neuen  Sfr»;i*<s,  Alle  Documente,  welche  sich  auf 
wichtige  «Staatsereiguisse  iieziehen,  werden  niitgetheilt;  die  Erhebung,  Enl- 
fernui^  und  Erwctzung  der  bayrischen  Dynastie  durch  die  dänische :  die  Auf- 
gabe des  englischen  Protektorates  über  die  jonischen  Inseln  —  generou»  1>nt 
unwiso  wird  sie  in  der  Law  Quarterly  Review  I,  699  genannt,  —  die  Orens- 
beriehtigmigen  und  Oebietsri  wf'iternn«£en  in  Folge  des  ßt»rliner  Vertrages 
und  di  r  Ormvention  vom  24.  Wiii  1881.  Kntwedpr  werden  die  Docun>et»tf 
dem  Texte  einverleibt,  oder  sie  werden  in»  Auhau);  mitf^etheilt.  Da»  folgend, 
dritte  Kapitel  ist  den  Verhä'tnisscu  der  beiden  Inseln  Sa  mos  und  Crel» 
von  1830^1878  gewidmet,  und  der  widerwillig  ertragenen  türkischen  Hen^ 
Schaft.  Das  vierte  und  ausführlichste  Kapitel  behandelt  die  egyptischen  Ver- 
hültnisse  von  1889-1885,  von  der  Erobenmg  Syriens  durch  Mchmed  Ali 
seiner  Anerkennung  als  erblicher  Pascha  von  Egjpten,  seiner  zweiten  Schild- 
erhelmng,  der  Aend*  nni<^  der  Erbfolge  uud  der  Erhebunof  des  Piiseha'«»  zum 
Khedive,  lii^  zu  den  neuesten  noch  unbeendisrten  poHiisehen  und  lin:inziellen 
V  erwickelungen.  Auch  für  diese  Periode  wenlen  die  diplomatischen  Dncu- 
nu>ntc  vollständig  nutgetheilt. 

Auf  die  Entfernung  der  egyptischen  Truppen  aus  Syrien  184S  folf^te 
die  grÜndüchste  Anarchie  im  Gebiete  des  Libanon;  Unterdrückung  der 
(Ijrlsten  imd  Niedennetzelung  der  Muronit  en  durch  die  Druden  etc.  Die  Int  er 
vention  der  Mächte  war  die  unniitt(»lbare  Folge.  Die  daniuf  brrütrliehen  Akten- 
stücke, sowie  diejenigen,  vveleln-  15e/ui;  haben  auf  die  versehiedenen  \^ei*Hnclie, 
erträgUche  Zustände  hcrbei/uluhren,  werden  uns  vollständig  vor  Augen  gelegt. 

Tn  den  fünf  ersten  Kapiteln  werden  mehr  die  Anssentheile  des  türki- 
schen Reiches  berührt;  im  sechsten  dagegen  kommen  diejenigen  Verinde^ 
rungen  an  die  Ri  iIm  ,  welche  den  flruiulstock  der  earOpSischen  Türkei,  die 
alten  Provinzen  dersel))en  staatsieelitlieh  unejestalteten.  Während  tler  letzten 
3<>  .lalnc  sah(Mi  Mie)i  die  europiiisclien  Mäelite  veranlasst,  die  Türkei  unter 
ihre  gemeinschaftliche  Obhut  und  \ OnniuidHchnft  zu  nehmen;  Pro\iiu«u,  die 
revoltirten,  wurden  als  unabhängige  Staaten  anerkannt,  und  jahrhuudert- 
alte  LehensverbiUtnisse  gelöst;  Qrenaeu  wurden  cum  Xacbtbeile  der  Türkei 


Digitized  by  Google 


—    453  ^ 


beriditjgt,  di€  SchiffTahrt  auf  der  Donau,  in  dem  Schwanen  Ueer  und  cUm 
Dardanell«»  enrop&isch  geregelt  und  selbst  in  die  lokale  Administrfttion  un- 
liebsam einjj^'Ci'iffen.  Das  gemeiriHamp  Auftreten  der  Mächte  wurdf  namentlich 
Tpmnlafst  durch  die  wiederholten  Vtrsucho  Kuaslands,  eigenmächtig  in  die 
(reschicke  der  Türkei  einzugreifen,  uameutlich  in  den  Jahren  1853  und  1877. 
In  beiden  Fällen  wnrde  jedoch  daran  festgehalten,  dass  nur  eine  gemeiuHaine 
Aetiott  eintreten  dGrfe  und  das  Schichsal  des  ottosiannischen  Reiches  dne 
gemeinschaftUche  Ang(^l*>K<-nheit  der  europSisohen  Grossmiehte  sei.  Unter 
ihrer  Mitwirkun^r  wurde  daher  der  Friede  von  Paris  geschlossen  und  der» 
jenige  von  San  Stefano  in  n^^rlin  revidirt,  sowie  dei^'enijje  von  Paris  In  Lon- 
don 1871  wesentlich  inodihcii't.  Alle  G-cgen^tiinde  mm,  welche  dmxh  die 
genannten  Vertr^e  von  Paris,  London  und  ikrliu  geregelt  worden  !^iuü, 
bilden  den  Inhalt  dieses  sechsten  Kapitels-,  die  Dardanellen,  das  Schwarze 
Meer  nnd  die  Denan;  die  allmiOige  Emandpation  von  Rnminien,  Serbien, 
Montenegro  und  Bulgarien  mit  Ostromelicu ;  der  facttsche  UehMgang  von 
Bosnien  und  der  Herzegovina  an  Oesterreich,  die  Gebietsabtretungen  an 
Griechenlan«],  nnd  die  verschiedenen  Orenzregnlinmgen.  Alle  diese  Fragen 
werden  liistorisch  beleuchtet  und  ihre  Liisuugen  au  der  Hand  des  diploma- 
tischen Materiales  nachgewiesen,  woraus  sich  die  Veränderungen  ergeben, 
welche  sdt  dem  Frieden  von  1866  eingetreten  sind. 

In  einem  Appendix  werden  noch  die  Actenstiidce  mitgetheflt,  durch 
«eiche  die  re]igir)He  und  politische  Gleichheit  in  der  Türkei  anerkannt  wird, 
namentlich  der  Hatti  -  Humayuin  von  1856;  ferner  die  Verträge  zwischen 
der  Türkei  und  Rnssland,  darunter  derjenige  von  San  Stefano:  der  Vertrag 
mit  England  betretl'end  die  Cession  von  Cy|)eni,  und  endlich  die  Convention 
mit  Oesterreich  betretfend  Bosnien  und  die  Herzegoviua  vom  21.  April  1879. 

Bas  Buch  Hollamd^s  enthalt  ein  genaues  nnd  gewissenhaft  aufgenom-« 
menea  Inventarium  des  TQrldsohen  Grandbesitaes  in  Europa  auf  die  Mitte 
des  gegenwärtigen  Jahres.  Eine  neue  Auflage  wird  dasselbe  kaum  mehr 
intakt  finden,  denn  wenn  etwas  klar  und  deutlich  aus  den  mitgetheilten  Akten- 
stücken spricht,  so  ist  e3  die  Thnt^ache,  dass  die  Liquidation  begonnen  hat 
und  langsam  und  sicher  zu  Jände  geführt  werden  wird. 

Bern.  König. 


Dr»  H.  Rettich.  Die  Völker-  und  staatsrechtliehen  Verhält- 
nisse des  Boden^ees  historisch  und  jurlHtisch  unterRucht.  Tfibingen. 
Verlag  der  Lanpp'sohen  Buchhandlung  ld84.  (1dl  S.  S.) 

In  den  Jahren  lb82  und  1883  halte,  \^^e  der  \  erfasser  im  Vorwort 
berichtet,  die  staatswissenschaftliche  Falkultit  der  Universität  Tübingen  über 
das  Thema  der  vorliegenden  Abhandlung  den  akademischen  Preis  ausge- 
sehrieben. Bie  Erfolglosigkeit  dieser  Aussohreibungen  veranlasste  den  Ver- 
bsser  sur  AhfSMSung  seiner  Schrift  ,  welche  in  drei  Abschnitte  zerf&llt,  von 
denen  der  erste  allgemeine  Grundsätze  über  die  Gebietshoheit  des  Staates 
insbesondere  über  das  Wassergebiet  desselben  enthül* ,  worauf  dann  im 
zweiten  Abschnitte  die  völkerrechtlichen  und  im  dritten  die  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  des  Bodensees  behandelt  werden. 

Nach  einer  nicht  ganz  glücklichen  Ausführung  über  den  B^piff  des 
Hoheitsgebiets  des  Staates  stellt  der  Veifiwser  den  Sata  auf,  dass  vom 
Standpunkte  natarrechtlicher  Betrachtung  die  Uferstaaten  relativ  gleiche 
Redite  an  dnem  Binnensee  besitaen,  es  miisste  denn  sein,  dass  dieses 
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iiuturrechtiicUc  Vorhiiltuiss  durch  einen  möglicherweise  auch  mit  Vertraf 
beiiicgcltcn  Gewaltakt  mm  ausschliessenden  Be^tze  der  cineu  oder  andereu 
Ufennaoht  verkehrt  worden  ^riire.  (S.  6.  S.  7).  Abgetelien  davon,  dut  ei 
nach  poaitivrechiliolion  BegriflTen  nicht  angeht,-  ein  dui^ßfa  Vertrag'  getcfaaffenei 
Heehtsverhältnisg  als  Gewaltakt  za  bezeichnen,  kann  den  Ausführuii^eQ 
Rettich's,  welclic  überdies  eine  wissenschaftlielic  Sondeninp  der  Begriffe 
conflominium  und  coimperinm  veniiisseu  lassen,  doeli  mir  frerin^je  praktisch? 
Bedeulmij^  zu}?osprochen  werden,  da  nänilicli,  selbsSi  wenn  wir  die  Even- 
tualität einer  Theilung  ausser  Ansatz  lausen,  iinmer  uucli  die  Ait  und  Weise 
der  Aneühang  der  g^einsamen  Beohtottelliing  besondere  Stipulationen  ver 
langen  wird.  In  der  That  wird  die  Berechtigung  dieser  Erwignng  voe 
BbTTICB  mittelhai'  selbst  anerkannt,  indem  er  einerseits  dem  condominiom 
pro  tndivisis  der  Ufei*8taaten  die  Eventualität  tlmtsächlicbor  Ausscheidung  ! 
einzelner  Thoib*  und  Einverleibung  dereclbcn  in  das  anliegende  Siaatsjjebict  j 
(ein  Vorgang,  i  r  selbst vcistündlich  mu*  im  Kitivemehmen  mit  dem  Berech- 
tigten erfolgen  kuuu)  gegouüberstellt,  indem  er  endlich  anderseits  hervorhebt, 
daat  die  Herstellung  eines  angemessenen  Eeehtsaustandes  aodi  beim  oondo- 
minium  pro  indivisis  die  Nothwendic^ceit  vertragsmSstiger  Verstandignng  der 
einzelnen  Staaten  über  die  Art  und  Weise  der  gemeinsamen  Auanbunf  ihrer  | 
JEteohte  mit  sieb  Ijnnfrt.  i 

Was  die  viilkcrrecbt liehen  Verhältnisse  anbelangt,  so  handelt  der  ' 
Verfasser  zunäebst  von  den  lieeliton  der  Ufcrstflaten  jregenüber  den  nicht 
angrcuzcudeu  Staaten,  sodann  von  deu  liechteu  der  Uierstaateu  unter  sich,  ' 
und  endlieh  von  der  NeotralitSt  de«  Sees.  In  Betreff  der  ersten  Frage  steht 
der  Vco&sser  auf  dem  Standpunkte,  dass  der  See  der  aussohliesdic^n  Ge- 
bietshoheit der  ihn  umgebenden  Staaten  unterworfen  uiul  biingt  historisches  ' 
•  Material  bei,  welebes  zeifrt,  dass  tlio  am  Ufer  herrschenden  Staaten  uutor 
Umständen  auch  mit  Wat^enofewah  diese  ilire  Rcchtsstclhmg  zu  behaupten 
tracliteten.  Es  liegt  im  Uebhgen  in  der  Natur  der  Sache,  dasvS  eine  Er- 
örterung der  Rechtsstellung  der  Uferstaaten  gegenüber  den  nicht  angrenzen- 
den Staaten  sieh  nur  innex4ialb  enger  GrensOD  an  bewegen  vermag,  es  genügt 
hier  die  Erw&hnung,  dass  der  Verfittsm*  gewiss  mit  Recht  jener  Auffassuag 
mitgcgcntritt,  welche  den  Bodenseo  als  ein  Stuck  Rhein  betrachtet  und  da^ 
anssclilicssliche  Recht  der  Uferstaaton  wenigstens  zu  Zwedren  der  ScliifTlalul 
insofern  beschränkt  wissen  will,  als  für  dieselben  Nationen ,  denen  der  Kheiu 
vermöge  internationaler  Konventionen  zugänglich,  auch  der  Bodensee  geoffiiet 
sein  soll.  Nachdem  der  Ver&sser  aus  physischen  Gründen  die  Unabhängigkeit 
des  Sees  vom  Rheine  daraithun  bestrebt  itt>  weist  er  auf  den  für  die  juristiidic 
Betrachtung  m.  E.  entsoheidenden  Umstand  hin,  dass  die  rechtliche  Selb* 
ständigkeit  des  Sees  gegenfiber  dun  Rheine  dadurch  anerkannt  worden  ist,  dass 
auf  den  Konventionen  von  Wien  und  Mainz  der  Bodensee  ausdrücklich  vom 
konventionellen  Rhein  ausj^escbiedeu  und  die  Hegelung  der  SchiffTahnsver- 
bältniflse  einer  gemeiusaiiicu  Koulercnz  der  Uterstaaten  vorbehalten  vnirde. 

Der  Ver&sser  wendet  sich  sodann  der  Reohtsstelloog  der  Ufentastn 
unter  sieh  au,  ab  welche  bekaantlieb  Baden,  Wfirttembeiig,  B^em,  Oester 
reich  und  die  Sdiweia  erscheinen.  Der  Kernpunkt  dieser  mit  reichen  histo- 
rischen Details  versehenen  Ausführungen  liegt  zniüichst  in  der  Frage,  ob. 
eventuell  inwieweit  der  Soo  auf  Grund  internationalen  Uebereinkommens 
beziehungsweise  tmangelbciitener  Uebung  getheiit  und  die  cinzeiuen  Theiie 
led^lich  der  Hoheit  des  anliegenden  Staates  unterstellt  sind. 

Was  Baden  betri£Et,  so  irömmt  der  Ver&sser  nach  schaiftinnigcr  Kritik 
des  cwischen  demselben  und  der  Sehweia  im  Jahre  1878  geschlossenen  Ver- 


Digitized  by  Google 


—    455  — 


ingf»  zu  dem  Rosnltat,  (liist;  kein  Theil  des  Seen  auM^diHottlidb  IjaiÜHcho« 
Gebiet  sei.  In  Betreff  der  Schweiz  zeigen  die  Forschungen  Rkttich's,  da«8 
dieselbe  bis  l'^c^  m  'las  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  den  See  bis  zur  Mittel- 
Mnif  in  ihr  ilohcitgebiet  einbezogen  betrachtete,  dm»  iie  aber  seit  dem 
dritten  Decenniiim  unseres  Jahrhunderts  die  Gebietshoheit  an  einem  bestinunten 
Seethefl  aufgegeben  nnd  rieh  seither  mit  der  Beehteitelluiig  einei  Kondo- 
minanteD  begnügt»  DerVer&siw  hebt  dann  noch  hervor,  date  aus  den* 
selben  Qrfinden,  welche  dem  Bestände  eines  ausschliesslich  badischen  See* 
bezü-ks  entgegenstehen,  durch  den  zwischen  Baden  und  der  Schweiz  ge* 
Rchlopsenen  Grenzvertrag  vom  Jahre  1878  auch  ein  nnsc,.],lif.ssHcli  echweize- 
n«icher  Seebezirk  mchi  «rescluifreu  werden  konnte.  Auch  Ueften'eich  begnügt 
!*icb  mit  den  allgemeiucu  küudominalen  Rechten,  ohne  einen  bestimmten 
Thdl  det  Seee  an  seinem  Staatsgebiete  an  rechnen,  und  danelbe  gilt,  wie 
BimcH  seigt,  auch  von  Bayern  nnd  Württemberg.  £•  liegt  mithin  das 
febniM  der  ünteranehnngen  in  dem  condominium  pro  indiviso  der  Ufer- 
iteaten,  es  kann  daher  der  zwischen  Baden  und  der  Schweiz  durch  den  er- 
wähnten Vertm^r  vereinbatt'Mi  Orenzlinie  nicht  die  Qualität  einer  vJJlkerreelit- 
Hcheu  (iebietsabgreiizung,  siuulern  mir  eine  «^pwisfe  verwaltunj/srechtiieiie 
Bedeutung  zugesprochen  werden,    im  (Tcgeusatz  zu  manchen  Svhrii'tstellem, 

—  m  welchen  nenesteni  eine  Autorität  wie  S4RWif  nhlt,  —  welche  die 
Territorialhoheit  auf  das  Seeufer  einsehliettUch  seiner  nnmittelbaren  üm> 
(irebtmg  ausdehnen,  erklart  RlTTlCH  den  ganaen  Bodensee  bis  zur  Linie,  welche 
Wasser  und  Land  be«.  dessen  Pertinenzen  —  Hafen,  Wasch-,  Badeanstalten 

—  i'chcidet,  fiii"  kondoniinnle'*  Gebiet.  Ueberzeuijend  scheinen  mir  die  kurzen 
Ausführungen  Rkttich  »  gegenüber  der  „bislu  l  iiren  rc  ltuntj",  auf  welehc  sich 
SxRWKY  beruft.  Dagegen  scheint  die  Poieuuk,  luHoleni  nie  kIcIi  auf  die  aller^ 
dings  von  Sa&wiy  nidit  näher  prSeisirte  Natur  der  Sache  stütst,  keineswegs 
enebSpfend.  Wenn  sich  nnaweifelhaft  schon  mit  Rücksichtnahme  auf  die 
natürhchen  Verhältnisse  der  GruTulsntz,  dass  der  Kustensaum  des  Meeres 
ümerhalb  Kanonenschussweite  der  Hoheit  des  angrenzenden  Staates  unter- 
wfirfi  n,  ?n  iiTinlno-er  Anwendung  nicht  eignet,  so  wäre  »l>«c1i  die  Annahme, 
'las  Llci>;ebict  insoweit  der  Einflussnahmc  des  uätliNtlir^emien  Staates  aus- 
•chliesslich  zu  uuterweri'en,  als  sich  nach  uuparteiischeui  Ermessen  gewisse 
MsMr^gdn  leieht  dorobföhren  lassen,  der  Berücksichtigung  werth.  H.  a.  W. 
es  wire  die  Frage  nach  der  Pertinenzqualität  der  angeführten  Uferbauten  in 
'BnAu     '  7M.  ziehen. 

Die  Neutralität  des  Bodensees  folgert  Rettich  auf  Grund  der  schwei/c- 
rii«rhen  Mitliolieit,  da  liienach  demselben  die  neutrale  Qualität  der  Schweiz 
zugesprochen  werden  muf»s.  Beachtenswerth  ist  der  -  fr^  ilieli  in  das  Gebiet 
der  Foliiik  gehörige  —  Vorschlag  des  Verfassers,  die  W  uiinuig  der  Ncutra- 
ütEt  des  Sees  der  Schweia  an  übertragen. 

Li  dem  äea  staatsrechtlichen  Yerhiltnissen  gewidmeten  Abschnitte  be- 
bsndelt  der  Veriasser  die  'Frage  nach  der  Beurfconduug  von  Geburt«-  und 
Todesfallen  auf  dem  See,  sowie  die  Frage  wegen  Rechtsschutz  auf  dem- 
selben, worauf  dann  Errtrirrnnpen  über  den  See  ah  Bcdingimg  fiskali^^cher 
Rechte,  über  das  SchifPFahrtswesen  und  endlich  iilx  r  das  Fischereirecht  ioljzeii. 

Auf  die  htaudesaintliche  Behaudluug  Bezug  uelaueud,  kritisirt  der  Ver- 
bsier  das  «wischen  den  TJferstaaten  im  Jahre  1880  geschlossene  Ueberein- 
hommen,  welches,  sowdt  nidit  die  unmittelbare  Umgebung  des  Seeofers  in 
Betracht  kommt,  die  Kompetenz  durch  den  re^^elmässigen  Standort  des  Fahr- 
zeuges bestimmt.  Dagegen  geht  Rettiches  Vorschlag  dahin,  dass  alle  Ge- 
borts*  und  TodesfiUlei  welche  sich  auf  der  Seefläche  ereignen,  von  denjenigen 

SO» 
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Stattdcabemiteil  bearinindci  werden  sollen,  zu  dessen  amtlicher  Kenntii»*  ik 

zuerst  gelangen.  AVas  den  Rechtsic^intz  betrifft,  so  betrachtet  RKTTirn 
als  Recht  nnrl  Pflicht  der  Uferstaalcu  Störungen  des  Kf  cht?zustaiules  auf 
dem  See  hiutanzuhaltcii,  l»ez.  mit  den  Mitteln  der  sondcihtaallichea  Ges-etzc 
in'e  Gleichgewicht  zu  biingeu.  Rechtsverletzungen,  welche  sich  auf  einem 
im  Hafen  liegenden  SohifTe  oder  fiberfaanpt  im  H^to  ereignen,  überwcui 
der  Yerfiwser  nach  volkerreohtlioher  Analogie  der  Eompetena  dea  betrefta- 
den  Uferstaatee  und  bringt  eine  in  dieser  Beziehung  ergangene  auttimmende 
Entscheidung  des  Keic^hsf^crichts  vom  22.  April  1880  in  extenso  zur  Kcnn^ 
nisss.  So  frern  wir  uun  dem  Standpunkte  Rettich's  in  Bezug  auf  die  Justii- 
pflege  im  Halengebiet  beistimmen,  so  siteht  derselbe  doch  der  auf  S.  119 
aufgestellten  Behaupiuug,  dasb  auch  die  liareuauätalteu  kondominalea  Gebiet 
sein  sollen,  wenigstens  inaofimie  entgegen,  als  damit  die  behauptete  kondo* 
minale  Qnalitftt  der  Haienbanten  in  dem  praktiseh  bedentaamaten  Fdle 
jaktisch  preisgegeben  wird.  Für  die  Eventualität,  dass  sieb  eine  strafbare 
Handhinp  ausserhalb  des  Hafenpebiets  ereignet,  nimmt  Rettich  als  logiscbe 
Folge  der  Kon.lonnnalität  des  Sees  das  forum  praeventiunis  an. 

Als  liskalisehe  Rechte  führt  der  Verfasser  die  Xutzimjj  zu  Zwecken 
der  SchillTHlirt  die  Fischerei,  den  Be^ug  von  Biuseu  uud  Röhricht,  endlich 
den  Anfall  von  herrenlosen  Gütern,  Scbätaen,  Alterthümem  etc.  aas  dim 
See  an,  in  welch*  letaterer  Beaiebnng  er  anf  die  sondergeaetalicben  Be> 
Stimmungen  der  Uferstaaten  verweist»  ohne  jedoch  auf  eine  detailirte  Dar- 
stellung derselben  einzugehen,  die  u.  n.  f^cTcv^*  hn^en  würde,  dass  das  öster- 
reic)iis»^he  allfremeine  bür<:erliche  (resetzbuch  (4j  U81)  korrekter  Weise  ei:i*  u 
ükku|»Htionsvrirzutr  des  Staats  au  allen  oder  duch  an  gewissen  herrenloH-u 
Sachen  verwirft,  uud  daher  den  Unterschied  zwischen  imperium  und  donü- 
niom  kontier  wahrt,  als  dies  beispielsweise  im  Prenssiscben  Landreeht 
(n,  16  §  1 W,)  geschehen  ist. 

Die  Ausführungen  über  das  Schifffahrtswesen  zeigen,  dass  dasselbe  von 
Anbeginn  frei,  d.  h.  nielit  einmal  dem  Monopole  der  l't'erfitaaten  unterworftü 
war,  wiewohl  die  letzteren  durch  Hafenzölle,  Stapelzwang  n.  a.  ilire  tinau- 
ziellen  SonderintereHHen  nach  IMögHchkeit  zu  wahren  suchtm.  In  Kchiffs- 
polizeilicher  Hinsicht  verweist  der  Verfasser  auf  die  alten  SclutilaiirUurdaungeü 
(namentlich  anf  das  Lindaner  Schifferrecht),  deren  Reste  sich  jedoch  im 
Lanfe  nnseres  Jahrhunderts,  wie  alhmühlig  die  Dampflcraft  als  BOttel  des  Ses- 
Verkehrs  zur  Anwendung  kam,  als  ungenügend  erweisen  mussten.  Zoletxt 
ist  durch  einen  18<i7  fr(  ■schlössen en,  am  1.  INIärz  1868  in  Kraft  getretenen 
Vertrag  der  üfertaatcu  in  schit^'spolizeihcher  Beziehung  vorgesorjrt  worden.  ! 

Der  letzte  Absehnitt  ist  dem  Fisehereirecht  gewidmet,  das  wiewohl  au  j 
sich  privatrechtlicheu  Charakter  aufweifend,  aus  dem  Grunde  den  üterstaateii 
snkommt,  weil  es  sieb  um  ein  öffentliches  Gewisser  haadelL  In  Beivg  ssf 
die  Ausübung  der  Fiseherm  aeigt  der  Veriassa*,  dass  eine  rftumliche  Theüuag 
des  Sees  vorliegt,  es  ist  also  in  dieser  nicht  unwesentlichen  Tv  .:iehun<r  seioe 
Hehni:ptung  vom  dominium  pro  indiviso  durchbrochen.    (Siehe  freilich  auch 
S.  181  der  Arbeit.)    Zum  Schlüsse  führt  Rettkk  die  von  den  Ufemtaatfn 
getroffenen  Bestimmungen  fischereipolizeilichen  Inhalts  an,  welche  sich  al>*  ' 
Ausfluss  der  Gebietshoheit  ergeben.    Während  die  übi-igen  üferstaaten  für  ' 
den  Schuta  der  Fisehzneht  im  Bodensee  entsprechend  Vorsorge  getroffsa  I 
haben,  gestattet  bedauerlicher  Weise  nur  noch  Württemberg  die  Raubfiseherei,  j 
doch  signalisirt  der  Ver&sser  auch  hinsichtlicfa  dieses  Staates  eine  l)evor>  i 
stehende  Wendung  anm  Besseren.  —  Caemowita.       Dr.  Fr a na  Hauke. 
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H*  Boboliky,  Acte  gendral  de  la  Conference  de  Berlin  snivi  des 

Traites  des  Puissanccs  signataircs  av»  c  rAssociation  du 
CoiK/o    Leipzig  1886.  Kbnose  (üsbhabdi  &  Willibgb).  4**.  59  S. 

4  Mark. 

Das  bedeutungsvolle  Resultat  der  jüngsten  Berliner  Confercnzen,  welches 
kürzer  als  richtig  mit  drrn  Xamrii  (U-r  Kmipo-Aktf  bczeichiu  t  zu  wi-rdon  pflegt 
uuddit'  daran  sicli  schlicssrndcti  \'»'i  träjr(',dui  cli  welche  die  internationale Kongo- 
gcscllFcliaft  die  Auorkeuuuug  der  Regierungen  erhalten  hat,  fsind  nach  einer 
von  Dr.  Roboläky  vorgeuommenen  «orgfältigen  Redaktion  von  der  Vcrlagß- 
handhiBig  in  800  Exemplaren  aufgelegt  worden,  die  in  durdiai»  Tonielimer 
Ansstattang  an  einem  Studium  des  jorisUseh  wie  politisch  gleich  wicfatigeo 
Aktenstfiekes  einladen.    St 

CV  Beek»  Urundriss  des  gemeinen  Kiroht  nrechtR  nach  ßlCHTEH- 
DOVI.  2.  Aufl.  Tübingen  1885.  Ohunder.  2  M.  80  Pf. 

Vermöge  seines  VerfaiUtniraes  zu  dem  voi-trefflichen  RicnrER-DovK'sehen 
Werke  ist  der  iu  2.  Aufl.  vorlie*rfiide  (irundrisjs  auf  fester  wiRsenschafllicher 
Ba^i'?  ruhend,  übersichtlieh  und  klar,  den  prakti8chf»n  Zwecken  dureluius  ent- 
''prechend,  deren  Erfüllung  er  dienen  soll.  Wenn  einmal  die  Traemissc  zu- 
gegeben ist,  —  was  von  unserer  Seite  allerdings  nur  unter  vielfachen  Vor- 
behalten geschieht  —  das«  dem  Stndienbedfirfiuase  durch  möglichst  gedrSngte 
Darstellungen  nachgeholfen  werden  solle,  dann  muss  man  allerdings  d^ 
BlCR^SChen  Bearbeitung  Rieht  i«/koit  in  Methode  und  System  vollauf  xuer« 
kennen.  Aus  den  nützliehen  Mat<  rialien  und  Tabellen,  die  dem  Buche  an- 
hfiTiL'sweise  beigegeben  sind,  können  die  sechs  Sätze  über  den  Cnltnrkampf 
(Anhang  III)  fiiglich  wegbleiben.  Ueber  eine  Materie,  wie  die  berührte, 
muss  entweder  uichtü  oder  sehr  viel  gesagt  werden,  in  keinem  Falle  aber 
ungen^pendet.    G". 

J«  Kreeh.  Die  Rc  ichsgesetze  über  den  Unterstützungswohnsits, 
die  Freizügigkeit,  den  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit.  2.  AufU  Berlin.  Gdttsntao.  1886.  3  M. 

Der  gemeinrechtlidie  Oberbau  der  reichsgesetzlichen  Ordnung  des  Unter» 
stStmngswohnsitzes  ruht  auf  einer  grossen  Zahl  landesgesetzlicher  Bestim» 
mungen  aller  Bundesstaaten,  die  die  überschriftliche  Textausj/abe  zum  ersten 
Male  in  völlig  ül)ersichtlie}jer  Anordnung  den  liauptgesetzen  anechliesst. 
IHirch  die  Reproductiou  der  Cirundsätze  des  Bundesamtes  für  dati  iieimaths- 
wescn  aber  Wesen  und  Umfang  der  armenreehtlidien  Familieugemeinschail, 
erhebt  sich  ferner  die  Textansgabe  Krbch*8  za  einem  ▼erlasslichen  Führer 
auf  einem  viel&ch  von  Controversen  durohaogenen  Oebiete.  St 


B»  Ulrich.    Le   Congres   international   de   droit  COmmeroial  i 
Anvers.  Berlin  1885.  (Mittlsr  &  Soioi.) 

Di.  Verhandlungen  der  mit  dem  intemtionalen  Seehandelsrecht  be- 
schäftigten /wt  iten  Section  des  letzten  Antwcr])ener  Congresses,  das  vor- 
bereitende Schriflenmaterial,  «owie  die  Vorschläge  und  Beschlüsse  aus  der 
Seerechts-Abtheilung  sind  in  der  vorliegenden  Fublication  in  eine  nüf/lielic 
üebersicht  gebracht,  mii  deren  Hülfe  mau  sich  über  die  Hauptx»uukic  der 
Berathungcn  gut  zu  Orientiren  vermag.  St 
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Erklirang*  Herr  Dr.  Oostat  ftnuLKB  emtcht  uns  um  die  AufnaLme 
einer  Erklänmjr,  dass  Dach  der  von  ihm  vertretonen  Budgettheorie  (S.  2'i2.  *2;$3 
seines  ohwi  S.  172  ff.  bespi'tJcheDeu  Werks)  eine  rechtliche  Pflicht  der 
gesetzgebendeu  Organe  besteht,  denjenigen  Theil  der  Staatsausgaben .  welcher 
durch  reohtUche  Verpflichtmigeii,  dauernde  Geaetse  und  »i  Recht  beftehende 
Bmriohtmqieii  and  iüutalten  über  die  einzefaie  Fimmsperiode  Umms  geregelt 
ist,  in  den  Etat  au&unehmen,  und  dass  seine  Bemerkung  anfS.  242,  welche 
oben  S.  195  erwfihnt  ist,  ach  aar  auf  die  rechtlich  freien  Atugafaen 
beadeht. 
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Rechtsstellmig  der  Eriegssehiffe  in  fremden 

Hoheitsgewässem. 


Von 

F.  Pbbels, 

0«1».  A4mir«lItU«rat]i  Mil  wrtrafpwleiii  Batli  ia  der  Kmiscrllcb««  A4mlr4ltttt. 

Eiaieitong. 

I.  Charakter  der  Kriegsschiffe. 

Kriegsschiff  im  Sinne  des  internationalen  Rechts  ist 
jedes  znm  Bessert  einer  Kriegsmarine  gehörige,  einem  militä- 
rischen Befehldiaber  unterstellte  Schiff  mit  militärisch  organisirter 

Rosatziing  anzusehen.  Tn  B«  ti»  tV  der  hieraus  sich  ergebenden 
einzehien  Erlordernisso  gilt  folgeiules: 

1.  Ist  ein  Schiff  zum  Dienste  in  der  Kriegsflotte  bestimmt, 
80  ist  fiir  dessen  Kechtsstellung  im  internationalen  Verkehr  der 
besondere  Zweck,  welchem  es  dienen  soll,  ohne  Belang.  Die 
Bestimmung  fiir  Zwecke  der  Kriegsmarine  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  der  Bestimnnnig  der  Verwendbarkeit  für  die  kriegerische  Aktion. 
Die  Ei^cusrlialt  eines  Scliities  als  Kriegsschiff  ist  daher  auch 
iiiclit  abhängig  von  der  Ai'mirung.  Für  das  Verhalten  und  die 
Sonderstellung  eines  Kriegsschiffes,  welches  lediglich  zu  einer  wissen- 
schaftlichen Expedition  entsendet  ist,  in  fremden  Hoheitsgewässem 
gelten  grundsätzlich  dieselben  Regeln,  wie  hinsichtlich  eines  aus- 
schliesslich für  die  militärische  Aktion  bestimmten  Schiffes. 

Diejenigen  Gnindsiitze,  welche  in  Beireff  der  Reclitsstelliing 
der  Schiffe  selbst  massgeliend  sind,  finden  auch  Anwendung  auf 
die  von  ihnen  entsendeten  Boote 

')  PunjJMORK,  Oommontarlcs  uiK)n  internationnl  law,  ?..  Aufl.  I.  §  'MC; 
Calvo,       tlroit  interiKitional  th^oriquo  et  pratique,  3.  Aufl.,  1.  H.  623;  Fkr- 
Mannal  of  international  law,  I.  S.  105. 

Sl* 
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2.  Ein  dem  Marineressort  zugehöriges  Schiff  wd  im  inl^T- 
nationalen  Verkehr  als  Kriegsschiff  anerkannt,  wenn  es  militfirisch 

bemannt  ist  und  unter  einem  militärischen  Befehls! ial>er  steht. 
Der  letztere  niuss  für  die  Zeit,  in  welcher  er  das  Kommando 
führt,  dem  aktiven  Dienststande  angehören.  Dies  ist  auch  der 
Fall^  wenn  seine  Einberufung  aus  dem  Beurlaubtenstande,  oder 
seine  Annahme  nur  auf  Zeit,  namentlich  also  für  den  KriegsM 
erfolgt  ist.  Der  militärische  Charakter  der  Besatzung  ist  bedingt 
durch  dir  Zugchüiigkrit  des  rersuiials  zur  Kriegsmjirine  oihr 
zur  bcwalViioten  Macht  iil)erhau})t;  er  ist  unahhiinL^i^  davou,  ob 
diese  Zugehiiri^^keit  sich  auf  die  Erfüllung  einer  gesetifiliclieii 
Wehrpflicht  oder  auf  einen  freiwilligen  Eintritt  gründet.  Der 
militärische  Charakter  der  Besatzung  muss  aber  auch  ausserlich 
erkennbar  sein  durch  eine  Uniform.  Soweit  das  der  Fall  und 
die  Besatzung  den  Kriegsgesetzen  untenvorfen  ist,  gilt  ein  Scliitf, 
bei  weleheni  die  Voraussetzung  zu  1  zutrifft^  auch  dann  al&  Kj'iej,^- 
schiff,  wemi  die  gesammte  Bei»atzuug  aus  Kiiegsfreiwilligeii 
besteht 

3.  AeusserÜch  kennzeichnet  sich  die  Qualität  eines  Kriegs- 
Bcliiffes  durch  Flagge  und  Wimpel.  Die  Flagge  ist,  je  nach  den 
Gesetzen  der  Emzelstaaten,  entweder  eine  besondere  KriegsHagge^) 
oder  die  den  Kriegs-  imd  Handelsschiften  ^'emeinsjune  National- 
flagge.   Die  Nationalflagge  ist  das  ünterscheidungszeicheu  fui'  die 

Dio  deutsclie  Marineordnuug  vom  4.  Dezember  1883  sieht  im  §  o"- 
die  Einstellung:  von  Krii  ti^sfreiwilligen  nach  ausgesprochener  IMobilmachuiiij  für 
die  Dauer  (Ich  iiiobiloii  /ustaiKles  vor.  <leeii:nete  Personen  können  eingestellt 
wer<lrn.  je  nach  ihrer  j^eemaiinischt  ii  oder  toi  hnischen  Vorbildung  als  Gcnioini-. 
als  Unterofiicicro.  als  Hilfs-Decki'ftiziere,  oder  als  Hilfs-Oliiziere;  die  letzteren 
beiden  Katej^urieen  erhalten  eine  Bestall ani^"  nnd  tragen  die  Unilona  ilirer 
('hari,'e  mit  ifewissen  Abzeichen;  die  Uiiterüllizicr«'  und  Gemeinen  tragen  Ji^' 
Unilorni  ihrer  Charge.  S.  im  übrigen  die  licatimmungcn  der  Anlage  .">  zu  §  3*2 
Nr.  3  a.  a.  0.  —  Wenn  Fkkoüson  a,  a.  0.  §.  105  den  Charakter  eine«  Staat-- 
schiffes  für  bedingt  hält  durch  eine  Besatzung  von  Ufli/.i<;reii  und  M;inii.-ch.iiUO 
,in  the  regulär  service  of  thcir  uwu  tiovcruuient",  bu  ei-scheint  Jaü  nicht  für 
alle  Verhältnisse  zutreffend. 

Kriegsschiffen  Ton  Kolonialngierandfen  kann  eine  andere  Flagge  iQ' 
gewiesen  sein,  als  denjenigen  des  Mutterstaates.  So  fHbren  die  amiiten  Be- 
gier ungs  schiffe  britischer  Kolonieen  dio  blane  englische  Flagge  mit  dem  Wa|>p€a 
der  betreffenden  Kolonie  im  blauen  Felde  nnd  dazn  den  blauen  Wimpel  mit 
oinem  am  Liek  befindlichen  rothen  stehendoi  Erenz  im  weissen  Felde.  Solche 
»Schiffe  stehen  anderen  Kriegsschiffen  völlig  gleich. 


Digitized  by  Google 


—   463  — 


einzelneu  Schiffe  nach  ihrer  Staatszugehörigkoit  und  das  emfachste, 
wenn  auch  nicht  fiir  alle  Fälle  ausreichende,  Mittel  für  den  Nach* 
weis  der  letssteren.  Der  Wimpel  ist  das  Zeichen  der  Kommando- 
fiihmng  dnrch  einen  dem  aktiven  INenststande  angehörigen  See- 
offizier. Privatschiffen,  insbesondere  Kauffahi-teischiffen  ist  die 
Fühninf?  des  W'ii  ipels  der  Kriegsflotte  oder  eines  ähnlichen 
AV'inipels  nicht  tiiaubt"*).  Dagegen  püegt  aiicli  den  nicht  zum 
Kessort  der  Kriegsmarine  gehörigen  Staatsf^dirzeugen  und  solclien 
PriTatschiffen,  welche  ausschliesslich  fiir  Staatszwecke  verwendet 
werden,  dieFttbrung  des  Wimpels  gestattet  zu  werden,  wenn  und 
so  lange  sie  von  einem  dem  aktiven  Dienststand  angehörigen  See- 
offizier befehligt  werden^).  Die  ausnahmsweise  und  bedingte  Zu- 
kibsung  der  Fülmuig  des  Wimpels  Seitens  solcher  nicht  von 
aktiven  ^Seeoffizieren  befehh'gten  Kegierungsschiffe,  welelie  znm 
jbirwerl)  durch  die  Seefahrt  bestimmt  sind,  verleiht  diesen  Schiffen 
nicht  den  Charakter  der  Kriegsscldffe 

Der  Kriegswimpel  wird  nicht  geführt,  wenn  und  so  lange  an 
Bord  ein  dem  Kommandanten  vorgesetzer  Offizier  eingeschifft  ist, 
welcher  ein  anderweitiges  Kommandozeichen,  wie  die  Admirals- 
tiaggo,  oder  den  Kommodore-Stander  zu  tiihren  hat.  Derselbe 
wird  ferner,  ebenso  wie  jede«  anderes  Komniaudozeichen,  gestrichen, 
sobald  die  Standarte  des  Souveräns  gesetzt  wd^).  Flagge 
und  Wimpel  in  Verbindimg  mit  der  äusseren  Ei-scheinung  eines 
Schiffes  und  seiner  Besatzung  werden  in  der  Regel  über  dessen 
Charakter  als  Kriegsschiff  kernen  Zweifel  lassen.  Jedoch  können 
jene  Abzeichen  unberechtigt  geführt  werden,  und  es  bedarf  des- 


*)  Für  deutsche  Kauffahrteischiffe  ist  das  Verbot  ausgesproch.Mi  in  der 
Verordnung  vom  25.  Oktober  1867,  befcr.  die  Bandesflagge  für  Kauffahrteischiffe 

iBundes^resetzblatt  8.  39). 

*)  S.  <lentsc!ips  FliLTireii-  nnil  S.ilut-Heglcment,  §§  14  bis  16;  östcrrei- 
cbifches  Kcgknnent  lür  «lie  k.  k.  Kriegsmarine.  III.  Nr.  12  und  14. 

®)  Die  ErmuchtigunL,'  zur  Führunjf  des  Wim]>els  war  8.  Z.  ertheilt  den 
pr-  assisc  h'  ii  Seoliaiidlungbsohiffen  für  Jio  Fahrt  jenseits  der  Linie,  den  Schiffen 
dei  diaibcli  -  asiatischen  Handelsgeseilschaft  und  der  l  ussiscl»  -  amerikanischen 
Koui|>agnie. 

Inglcichcn  nach  Massgabe  der  besonderen  Keglcments  auch,  bo  lange 
die  Standarte  einet  Mitgliedes  des  souTerSnen  Hansee  weht;  nach  dem  dentechen 
Kegleinent  (§§  2  ff.  a.  a.  0.)  ist  der  Wimpel  niedennholen,  wenn  die  Stan- 
daite  des  Kaisen,  der  Kaiserin,  des  Kronprinzen  oder  der  Kronprinzessin  ge* 
setot  wild. 
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halb,  wenn  die  Legitimation  zu  deren  Fülirung  und  damit  der 
Charakter  als  Kriegsschiff  von  autoritativer  Seite  in  i<'rage  ge- 
stellt vrird,  eines  anderweitigen  Nachweises;  dieser  wird  geführt 
durch  die  ardnungsmässig  ausgefertigte  Segelordre,  enthaltend  den 
dem  Befehlshaber  ertheUten  Auftrag*). 

4.  Die  Zugehörigkeit  eines  Schiffes  zur  Kriegsflotte  kann 
eine  dauernde  oder  eine  vorübergehende  sein.  Eine  dauenide 
Zugehörigkeit  Hegt  vor,  wenn  das  betreffende  Schifi'  entweder  von 
vorne  herein  flir  die  Kriegsmarine  erbaut  war,  oder  wenn  es  durch 
Kauf,  Expropriation  für  Kriegszwecke,  oder  auf  Grund  eines 
anderen  iWerhstitelB  eigenthümlich  auf  .dieselbe  übergangen  ist 
Eine  vorübergehende  Zugehörigkeit  liegt  namentlich  dann  vor, 
wenn  ein  Privatschiff,  sei  es  durch  Ermiethung  (Charter),  sei  es 
in  Folge  zwangsweiser  Inanspruchnahme  in  das  ausschliessUche 
Nutzungsrecht  der  Krieprsmarine  auf  bestimmte  oder  auf  unbe- 
stimmte Zeit  übergegangen  ist^).    8chiÜe  dagegen,  welche,  sei 

")  In  (lioseiu  Siimo  bemerkt  Outolan,  ücglcs  internationales  et  diplomatie 
de  la  mer,  LS.  181:  ,Lcs  ijrcuvcs  dö  la  nationalite  et  du  caractere  d'an  bäti- 
ment  de  gaerre  sont  dans  le  pavIlIon  et  dans  la  flamme  qu'il  fiait  battre  a  sa 
coma  et  an  baut  de  ms  mäts ;  dam  rattestation  de  aon  eommaadant,  donnie 
an  beioln  k  sa  parole  d*boiuieors  dans  la  eonmÜMioa  de  ce  commandaiit  et 
dans  lee  ordre«  qa*U  a  re^oa  de  eon  sonvenun".  ^  Pbilumobi  (a,  a.  0.  §  350) 
erklfirt:  «It  is  impoitant  to  observe,  tbat  if  anj  question  arise  as  to  tbe  natio- 
nality  of  a  sbip  of  war,  tbe  eominiasioii  ii  beld  to  eapplj  adequate  proof * ; 
ferner  Stoby  (b.  bei  PbflUmore  a.  a.  0.):  «In  general  a  commisnon  of  a  pnblie 
abip,  Bigned  by  tbe  proper  antboritiee  of  tbe  natioB  to  wbicb  ehe  beknga,  ia 
coni)«letc  [iroof  of  her  national  character  —  —  tbe  Gommission,  therrfore,  of  a 
public  £ihi|>  whon  duty  antbcnticated,  so  far  at  least  as  foreign  eoiirts  are  cod« 

cemed,  imports  ab.soluto  verity.  and  tbe  title  is  not  examinable  tbis  has 

been  tbe  settled  practice  between  nations  and  it  is  a  rule  founded  in  pnblie 
convonioiue  and  policy  iinä  cannot  be  broken  in  lipon,  witbout  endanirering 
the  peace  and  repose,  as  well  of  neutral  as  of  belligercnt  soTerei^ns",  —  Field. 
Projet  d'iin  codo  international,  aus  (k-ni  Enirlisclinn  übersetzt  von  Alb.  Rolin, 
§  69:  „Le  docnnicnt  etaV»lis'.sant  In  n;iti<>n,ilite  d'un  navire  de  ^uerre  appart^nant 
a  an  Etat  est  la  commit^äiou  de  sou  eommaadant  ou  i'ordrc  ecrit  de  sou  goa- 
verneraent." 

*)  Calto,  Dietionnaire  de  droit  international  pnblie  et  prire.  II.  S.  12 
erJd&rt:  «L^nsage  ei  les  eonTenanoee  rnntneUee  ont  fUt  eompiendre  dana  la 
cat^gorie  dee  bfttimente  de  gneire  lee  naviree  marebanda  tMUs  Bp^clalenieDt 
et  en  eotier  ponr  le  transport  de  tronpes,  de  mres,  de  rediangee  on  d*antre8 
objete  appartenant  an  gonTemement,  et  oommand^  par  des  offieien  de  la 
narine  miUtaire.  A  la  v^t^  oee  naviree  ne  sont  pas  dane  la  stricte  acoeption 
du  mot  dee  bfttimeDte  de  gnene,  pniiqu*]]«  n*  appartiennent  paa  a  Tlitet  et  ne 
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es  in»  Kiiege,  bti  es  im  Frieden,  nur  zum  Tlieil  fiir  Marinezwecke, 
z.  B.  zum  Transport  von  Maiinepersonali  oder  von  Marineaus- 
rfistungsgegenständen  gechartert  siiid,  tragen  nicht  den  Charakter 
von  Kriegsschiffen. 

Auch  solche  Privatschiffe,  welche  von  der  Marineverwaltung 
weder  durch  Kauf  noch  aui  Grund  eines  anderen  Reclitstitels 
eigeuthtinüich  oder  zur  vorübergehenden  Benutzung  erworben, 
sondern  mit  der  erforderlichen  Bemannung  freiwillig  von  ihren 
Eägenthümera  für  Ejiegszwecke  zur  Verfügung  gestellt  worden 
sind,  tragen  den  Charakter  der  Kriegsscbiffe,  aobald  rie,  unter 
Verieihnng  des  Bechts  zvr  Ftthnmg  der  Eriegsflaggey  mit  ihrer 
Besatzung  in  militärischer  Organisation,  deren  Charakter  auch 
äusserlicli  erkennbar  ist,  der  Kriegsniüiine  einverleibt  werden, 
und  zwar  unabhängig  davon,  ob  sie  im  Verein  mit  den  ordent- 
hchen  Seestreitkräften  oder  auf  Grund  der  ihnen  von  der  leitenden 
Kriegsgewalt  ertheüten  Antorisation  selbstständig  operiren. 

Die  Ergänzung  der  Kriegsflotte  durch  Privatschiflei  ist  mehr- 

dach  der  Gegenstand  publizistischer  Erörterungen  gewesen.  Die 
Zulässigkeit  kann  jedoch  bereclitigten  Einwendungen  nicht  unter- 
worfen werden.  Insbesondere  kann  von  einer  Umjxelmng  des 
Satzes  1  der  Pariser  Seerechts-Deklaration  von  iHoti  wegen  Ab- 
schaffung der  Ki^erei  hierbei  schon  aus  dem  Grunde  nicht  die 
Bede  sein,  weil  Kaper,  wenn  sie  auch  der  obersten  Marinebehdrde 
unterstellt  sind,  doch  weder  von  einem  Seeoffizier  geführt  werden 
noch  eine  militärische  Besatzung  haben,  und  auf  eigene  Faust 
und  Keelinung  lediglich  aus  Gewinnsucht  operiren,  wühK  iid  es 
sich  nm  solche  Scliiffe  handelt,  welche  ihren  Chandxtcr  als 
Privatschifie  dadurch  vollständig  verloren  haben,  dass  sie  mit 
ihrem  Personal  oder  ohne  dasselbe  ganz  in  die  Kriegsflotte  ein- 
gestellt worden  sind  zur  Ergänzung  derselben  und  zur  Erhöhung 
ihrer  Aktionsfähigkeit.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  solche 
Schiffe  keine  andere  Flagge  fuliren  können,  als  diejenige  der 
Kriegsschiffe  ihrer  Nation. 


Mmt  pas  propres  kq.  combat;  mau  tant  qo'fls  sont  etduaivemeiit  et  integra- 
lement  employ^  an  Service  de  la  mariDe  militaiie,  tant  qu'ils  nc  sc  livrent  a 
ancune  op&ation  coroniercialüf  iLs  sont  assirailes  aax  bäüniento  de  l'Etat  et 
antorises  corome  t«ls  a  arborer  le  payillon  et  la  flamme  de  guerre.  —  S.  anch 
FlOBJi,  Trattato  di  diritto  intemasionale  pnbblicof  2.  Aufl.  1.  $  52, 
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Als  nach  Ansbrocli  des  deatsch-fraasösiBchen  Krieges  im 

Jalu'e  1870  der  König  von  Preussen  mittelst  eines  an  den  Kjuizler 
des  Norddeutschen  Bundes  und  den  Marineminister  gerichteten 
Erlasses  vom  24.  Juli  den  Aufruf  zur  Bildung  einer  freiwilligeQ 
Seewebr  genehmigt  hatte  und  die  entsprechenden  FubUkationen 
ergangen  waren,  eriiob  die  französische  Begienmg  Einsprach  gegen 
die  Zulässigkeil  einer  solchen  Organisation»  weil  dieselbe  gegen 
den  ersten  Satz  der  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856, 
betreffend  das  Seekriegsrecht,  welcher  die  Abschaffinig  der  Kaperei 
proklamirt,  Verstösse,  und  suchte  diese  Auliassuug  in  einer  von 
ihrem  Botschafter  in  London  an  den  grossbritanuischen  Minister 
des  Auswärtigen  gerichteten  Note  zu  begründen»  wobei  zugleich 
eine  Aeussenmg  der  britischen  Begierung  über  die  Angelegen- 
heit proTozirt  wurde.  In  der  von  Seiten  der  letzteren,  auf 
(rrund  eines  Gutachtens  der  Kronjuristen,  ertheilten  Antwort, 
wurden  die  von  französischer  Seits  erhobenen  Bedenken  als  nicht 
zutreüend  bezeichnete^). 


^  Der  KSuigUdie  Erlftsa  Tom  24.  Juli  1870  genehmigte  die  BiHuig 
einer  M  willigen  See  wehr  onter  folgenden  Hodalit&ten: 

1)  Es  itt  ein  dffentlieher  Anfrnf  nn  alle  deatschen  Seeleute  nnd  Schifi»> 
eigner  sa  erlaeien,  aich  dem  Taterlando  mit  ihren  Krfiften  nnd  geeigneka 
Sdüibn  vu  YerfOgnog  xn  etellea,  nnd  iwsr  nnter  nnchtteheaden  Bedin- 
gnngen: 

a.  Die  zur  Disposition  zn  Stellwänden  Fahrzeoge  werden  von  einer  soiiwei 
Marine-Officieren  und  einem  Schiffsbau-Ingenieur  bestehenden  Commission,  in 
Betreff  ihrer  Tauglichkeit  zu  dem  beabsichtigten  Zwecke,  geprüft  und  eventaell 
taxirt.  Im  zutreffenden  Falle  erhalt  der  Eigenthfiraer  soglcicli  '  i»  des  Tax- 
preises als  Handgeld,  worauf  er  sogleich  die  nötliige  freiwillige  Mannschaft  m 
beaem  hat; 

b.  die  auf  soldie  Weise  angeworbenoTt  Offiziere  und  Mannschafteu  trcka 
für  die  Daner  des  Krieges  in  die  Baude^m  irin  '  und  haben  deren  Uniform  un4 
Gradabzeicheu  anzulegen,  deren  Kompetenzen  zu  empfangen  und  sind  aat'  Ji- 
Kriegsartikel  zu  vereidigen.  Die  Offiziere  erhalten  Patente  ihres  Grades  üd^I 
die  Zusicherung,  dass  sie,  fQr  den  Fall  ausgezeichneter  Dienste,  auf  ihren 
Wunsch  auch  definitiv  in  der  Kriegsmarine  angestellt  werden  können.  OttiziiTt 
uud  Maiinachaften,  welche  im  Dienste  ohne  eigenes  Verschulden  erwerhsunlähig 
geworden,  erhalten  Pension  nach  den  für  die  Buudesmarine  gültigen  ^al^eo. 

2)  Die  geheuerten  Schiffe  fahren  unter  der  Kriegsflagge  des  Bundes. 

8)  Dieedben  werden  seitens  der  Bundesmarine  armirt  und  für  den  ihneo 
zugedaehten  Dienst  eingerichtet. 

4)  Die  im  Dienst  des  Yaterlaiides  etwa  »i  Grand«  gegangenen  SehÜe 
werden  den  Eigenthfinern  nach  ihrem  vollen  Tazwerth  benblt  Kennen  «e 
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Die  Umstände j  welche  eine  berechtigte  Gleichstelhmg  der  in 
Rede  stehenden  Sdiiffe  mit  Kapern  völlig  ausschliessen,  sind 
folgende: 

a.  Die  Schiffe  soDten  lediglich  der  Aktion  gegen  feuuUiche 
Kriegsschiffe  dienen,  nicht  zur  Ausühung  des  Seebeuterechte,  auf 

welche  vielmehr  deutscher  Seits  durch  die  im  Namen  des  Nord- 
deutscheu Buiidos  erlassene  Königliche  Verurdiiiuig  vom  18.  Julil870, 
beti-effend  die  Aufbringung  und  Wegnahme  französischer  Handels- 
schiffe, grundsätzlich  verzichtet  worden  wai*.  Hauptzweck  der 
Kaperei  ist  aber  gerade  die  Wegnahme  feindlicher  Handols- 
schiffe. 

b.  Die  Schifie  soüten  nicht  nur  einen  integrirenden  Theil  der 

Kriegsmarine  des  Norddeutschen  Bundes  bilden,  unter  deren  Flagge 

faliren  und  mit  iluen  Besatzungen  den  Kriegsgesetzen  unterstellt 
s<»in.  sondern  die  Oftixiere  und  Mannschaften  wollten  v()llie:  dem 
Personal  der  Bundes-Kriegsniarine  inkori)orirt  werden  und  auch 
äusserlich  durch  Uniform  und  Gradahzeichcn  als  deren  Angehörige 
erscheinen.  Eine  solche  Organisation  hat  mit  dem  Kaperwesen 
nicht  das  mindeste  gemein.  Zwar  gelten  Kaper  auch  als  ein 
Theil  der  Seestreitkräfte  und  haben  sich  den  Kriegsgesetzen  und 
Kriegsgebränchcn  gemäss  zu  verlialtin;  aber  ilire  Besatzungen 
sind  keiiitbweges  Theile  des  Personals  der  Kriegsflotte;  sie  em- 
pfangen ihre  Gebührmsse  nicht  aus  Staatsfonds  und  em  Ans])ruch 
auf  staathche  Versorgung  für  den  Fall  der  InvaUdität  ist  ihnen 
niemals  zugebilligt  worden» 


nach  flf^Tti  Kriege  den  letzteren  nnbcschiidis^t  zurückgegeben  werden,  so  gilt 
die  beim  KuG'afjtiment  {gezahlte  Pnimio  nN  Heuer. 

5)  Denijenigen  Scliiti'e,  welchem  es  •^.  linfrt.  feindliche  SchiJfe  zu  nehmen 
oder  za  vernichten,  wird  eine  ents|)recliende  rr;iniie  gezahlt  und  v.war  für  die 
Zerstörung  einer  Panzerfrej^tte  '»0  (»uO  Thir.,  einer  l*anzorkorvette  Otler  Widder- 
scbiffs  30  000  Thlr..  einer  Panzerbatterie  20  000  Thlr..  eincü  SchrauUeuschiffs 
15  000  Thlr.,  eines  Schraubeufahrzeuges  lOÜOO  Thlr.  Diese  Präiliien  werden 
den  betreffenden  Schiffseignern  ausgezahlt,  denen  anbeimgt^tellt  werden  moss» 
lidi  bei  der  Anwerbnog  der  Bematmnng  mit  dieeer  Aber  die  denelbeo  etwA 
n  gewährenden  Antheile  an  der  Prfimie  xn  fertragen. 

6)  Als  Werbe-  nnd  AnmeldangBbehdrdeii  werden  s)  die  Werften  tn  Wil< 
helmshaven,  Kiel  tind  Dnniig,  b)  die  Marbedepete  sn  QeeetemOnde  nnd  Stral- 
■ond,  c)  der  Kapitin  sor  See  WiiOKUMAim  tn  Hamburg  sn  beieiehnen  lein. 

IHe  fraoiQeische  Note  vom  20.  Aognst  1870  und  die  englische  Antwort 
e.  im  StaateaicfaiT  von  Aioini  nnd  Ki^üholi»  Bd.  20  Kr.  4345  nnd  4846. 
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c.  Die  Ausrüstung  und  Armirung  yon  Kapern  erfolgt  stets 
von  Seiten  nnd  anf  Rechnung  der  Unternehmer^  während  hier  der 
Staat  die  Armirung  und  Einrichtung  übernahm. 

Von  den  Publizisten,  welche  Bich  mit  einer  Erörterung  dieses 

Gogcnstandos  befasst  haben,  erachten  C'alvo  und  Kal[>  eine  Ver- 
gleichung  mit  dar  Kaperei  für  zulässit;  Ihre  Auffassnni:,  welche 
dem  Standpunkt  der  oben  mitgethcilten  französiscbcn  Note  ent- 
spricht, wird  dagegen  als  unzutreffend  gekennzeichnet  namentlich 
Ton  G^EFFKBN;  Welcher  die  Organisation  als  die  durchaus  zulässige 
Einverleibung  eines  Theils  der  Handelsmarine  in  die  ordentliche 
Knegsmarine  ansieht^'),  ferner  von  Holland*^),  Twiss"), 
BoECK''^),  NyS*®),  LlBßBECHT*^),  FlORE**). 

")  Calto,  Droit  intern..  III.  S.  301  If,  beschränkt  sich  auf  eine  Rcpri>- 
duktion  des  Inhalts  der  französischeu  Note  vom  20.  August  1870.  —  H.kll, 
iTitomational  Law,  §  181  bemerkt  mit  Bezog  auf  die  britische  Erklärung: 
^nevortheless  it  hardly  secms  t<i  he  fb'ar  that  tlie  diffcrcmcs.  oveu  tUoUjL^h  >ab- 
stantial,  between  privateers  .'imi  a  \r.lount''i'r  iiavy  or^^anizod  in  the  abote 
inaiiTu  r  are  of  a  kind  to  j)roveiit  Iho  tvvo  iVoui  being  idoiitical  in  all  im|H)rtant 
roiiL'cts.  In  both  the  armainent  is  fitted  out  by  persons  whose  inotive  is  wish 
f«ir  gain,  in  both  the  erow.s  and  officers  are  eiii|>loye(l  by  tliem  and  work  tlierc- 
fore  primarily  rather  iu  their  interesU  than  in  Ihosc  ul'  the  nation.  The  dif- 
fercnce  that  in  the  particular  case  of  the  Prussian  volunteer  navj  attaclu  öpcm 
inen  of  war  were  alone  conteniplated  was  accidenial  aad  wovld  bave  beea  Um- 

porarj.  The  sole  leal  diftereooe  beiwcen  privateers  and  a  volunteer  navy 

is  Üien  tbat  the  latter  is  ander  naval  diseipline,  and  it  is  not  evident  why 

privateers  shonld  not  also  be  snbjccted  to  it  II  may  be  that  the  oigaoi* 

sation  intended  to  be  given  to  the  Prassian  volonteer  navj,  or  some  analogoot 
Organisation,  wonld  possess  snffident  safeguards.  If  so  there  oonld  be  no  eb- 
jection  on  moral  gronnds  to  its  nse;  bnt  nnless  a  volunteer  navy  vere  broaght 
into  dose  oonnection  with  the  state  than  seems  to  have  been  the  case  in  the 
Pmssian  project  it  wonld  be  dUHcnlt  to  show  that  its  estabUshroeiit  did  not 
Gonstitute  an  evasion  of  the  Dedaration  of  Paris.  —  The  incorporatioB  of  a 
part  of  the  mercbant  marine  of  a  eonntry  in  its  regniar  narj  is  of  coane  to 
be  distingnished  from  such  a  mcsure  as  the  above  discnssed". 

")  HinrsR,  das  Europäische  Vdlkerrecht  der  Gegenirart,  7.  Aofl.  bearb. 
von  Geffcken.  Note  7  zu  §  124  a. 

Derselbe  hebt  in  seinem  dem  Institut  de  droit  international  erstat- 
teten Bericht  (Annuaire  de  Tinstitut,  1879/80  I.  S.  130)  hervor:  .On  a  clisciite 
dans  les  journanx,  le  vrai  carnctere  de  rctnploi  noisenrs,  c'e?'t-a-diit'  d'une 
augnientation  de  la  flotte  d'un  pay;^  y^y  rimorporation  (l'unc  coitaiiie  jtartic 
de  sa  marine  maroliande.  11  est,  je  crois,  hors  de  dout*^  tiu'il  ny  a  lä. 
en  principe,  riea  qui  soit  oppose  a  la  dedaration  de  Paris  par  rapport  « 
la  course/ 
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Eiine  Ausrüstung  von  Schiifen  auf  Grund  des  KönigUchen 
ElrlaBsea  Tom  24.  Juli  1870  ist  übrigens  nicht  erfolgt. 

n.  Ausdehnung  der  Sonderrechte  der  Kriegsschiffe  auf 
andere  Kategorieeu  von  Schiffen. 

Einzelnen  Kategorieen  von  Schiffen,  welche  nicht  dem  ResRort 
ilcr  KriegssuKiriiie  anc^ehüren,  hat  man  im  internationalen  Verkelir 
die  Keclitsstellung  der  Khegsschitfe  voU  oder  theilweise  ein- 
geräumt. 

1.  Den  Kriegsschiffen  in  Bezug  auf  Exemtionen  Tollkommen 
gleichgestellt  werden  allgemein  solche  Staats-  oder  Priyatschlffe, 
an  Bord  deren  sich  fremde  Sonverfine  oder  deren  officielle  Re- 

präsentauteu  befinden,  insofern  solche  Schifte  zu  deren  Belurdeiiing 


")  Derselbe  erklart  in  seinem  dom  Institut  de  droit  international  erstat- 
teten Bericht  (Annoaire  a.  a.  0.  S.  lÜiJ):  ,1a  declaration  de  Paris  —  —  ne 
defend  pas  aui  bclliircrants  do  so  servir  d<'s  naviros  de  commerce  de  IcTirs 
propres  citojens.  i>oiirva  (jiic  cce  navires  soient  mis  mm  h\  diivction  d.-  cAyi- 
taines  au  Service  imtiinliat  ilo  leurs  gouvernemeTits  »  t  commissioius  jiour  faire 
la  j^uerrc".  —  S.  ferner  den  Artikel  von  Sir  Travkus  Twiws:  ,0n  privateors" 
in  The  Naiitical  Magazine,  1^78  S.  500  tt"..  mit  Bezii^'^  auf  den  Ankauf  von 
Privatdauipferii  .Seitens  der  russischen  Regierung  für  die  Kriegsmarine  und 
d€»&ea  Aufsatz  ,,Le8  droits  des  belligcrants  sur  mer  depuis  la  declaratiou  de 
Paris"  in  der  Kevue  de  droit  intmiational.  1HS4  Pd.  16  S.  119  bis  121.  — 
Kurze  Betrachtungen  nlx  r  dii-  V.  rwcinlbarkcit  von  üandclsdampfern  als  Hülfs- 
material  für  die  britische  Flutte  iin  Kalle  eines  Krieges,  namentlich  durc^» 
Umwandlung  derselben  in  Kreuzer  mit  leichter  Annirung  oder  für  Transporte, 
8.  in  den  Artikeln  «Adoption  of  merchant  steamships  for  war  purposes**  und 
,Oar  mercaatile  flest*  io  Tbs  Noatical  Hagasine,  1878  S.  493  IT.  besw. 
1879  S.  37  ff. 

Bosos,  De  la  proprieti  ennemie  sans  pavUlon  enneiDi,  8.  243. 
Nts,  La  gaerre  maritime,  8.  34  Anmerkg. 

LiBBHSoar,  La  gnerre  maritime  8.  33;  es  heisst  hier  mit  Besag  aof 
die  britische  Note  Tom  24,  Augast  1870:  »II  nous  semble  qoe  1«  oomte  de 
Gnnville  ^it  dans  le  mi,  ötant  donn^  sortont  qae  la  propri^t^  fmie  ennemie 
sor  mer  devalt  dtre  lespeet^  par  cette  marine  volontaire  eomme  par  les  ba- 
timents  de  gaerre  de  l*fitat.  Nona  eroyons  m^me  qne  cette  idfe  d^one  marine 
volontaire,  sdvteement  dtsciplin^  et  mllitairement  organis^e,  contient  en  gerroe 
la  Solution  da  problime  de  la  coarso*. 

Fiou,  a.  a.  0.  L  §  521  erklärt:  „Spetta  anche  a  ciascuna  sovraniti 
di  attribuire  ad  una  nave  la  qualilica  di  nave  da  gaerra,  affidandone  il  comando 
della  me  1 -MHUi  ad  an  nfficiale  deUa  marina  militaro  e  dandole  facolta  d'inal- 
berare  la  bandiera  militare*. 
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ausschliesslich  hestimmt  sind**).  Denn  solche  Schiffe  repnisen- 
tiren  die  fremde  Souveränctät :  die  Standarte  des  Souveräns  mut» 
unter  allen  Umständen  zu  denselben  Immunitäten  berechtigen,  wie 
das  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  den  Kriegsschiffen  ver- 
liehene Konunandozeichen. 

S.  Im  übrigen  beruht  die  Gleichbehandlung  von  solchen 
Stiatsschiffen,  welche  nicht  dem  Ressoit  der  lviiL*^smarine  an- 
gehören, mit  Kriegsschift'en,  soweit  sie  anerkannt  wird,  nur  auf 
internationaler  Vereinbarung  oder  auf  Konvenienz.  Eine  derartige 
Gleichbehandlung  ist  in  einzelnen  StaatsvoTtr^'nen  vereinbart  hin- 
sichtlich der  fiegienmgs-Fostdampfer.  In  der  Begel  werden  solchen 
Fahrzeugen  jedoch  nur  gewisse  Vergünstigungen  bezüglich  der 
Hafenahgaben  und  der  Zollabfertigung  und  anderweite  Verkehrs- 
erl  eicht  er  ungen  eingeräumt,  ebenso  wie  in  einzelnen  Fällen  anderen 
1«  (liglich  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten  Regierungs- 
schiffen-'). Die  letzteren  vertreten  allerdings  nur  liskalische 
Interessen;  die  Zubilhgun«^'  von  Immunitäten  an  die  dem  Staate 
gehörigen  oder  von  demselben  gecharterten  Postschiffe  da- 
gegen liegt  in  der  Bedeutung  des  internationalen  Postdienstea 
überhaupt  und  der  Wichtigkeit  einer  prompten  Handhabung  des- 
selben begründet.  Es  pflegen  desshalb  auch  jjewisse  Vergünsti- 
gungen siilcln-n  Privat-Falirzeugen  gewährt  zn  •werden,  welche  unter 
der  Autorität  der  Regierung  den  iuternutiomiieu  Postverkehr  ver- 
mitteln. 

•  3«  Auf  einer  missverständlichen  Auffassung  beruht  es^  wenn 
man  in  einzelnen  Fällen  aus  gewissen  Vergünstigungen,  welche 
auch  im  internationalen  Verkehr  den  Fahrzeugen  der  britischen 

Royal  Yacht  Clubs  gewährt  werden,  einen  anderen  Charakter 
derselben  wie  denjenigen,  welcher  ihnen  als  Privatscliiffen  inne- 
wohnt, oder  gar  eine  (ileiciisteUung  mit  Kriegsschiffen  hat  her- 
leiten wollen.   Hiezu  hat  uamentUch  der  Umstand  Veranlassung 


*•)  Hefftxr  a.  a.  0.  §  79;  Bluntschli,  Das  moJcriio  Völkerrecht  der 
civilisirteo  Staaten  ab  Bechtsbncb  dargestellt,  2.  Aafl.  §  321. 

*<0  8.  auch  GinrOKW  a.  a.  0.  Note  a  so  §  79;  FbbousON  a.  a.  0.  L 
§  105  und  Calto  Dict  II.  S.  15. 

**)  N&beres  Aber  die  aolehen  Schiffen  eingeräumten  Firivilegien  s.  bei 
Pebils,  das  internationale  Öffentliche  Seeiecbt  der  G^enwart,  %  15  II 
und  HI. 

*')  8.  auch  FiOBK  a.  a.  0.  I.  9  539  and  Fbbotook  a.  a.  0.  I.  §  109. 
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gegeben,  dass  diesen  Fahrzeugen  das  PriTilegium  emgeraumt  ist, 
die  Flagge  der  britischen  Kriegsschiffe  (Union  Jack)  zu  führen*"). 

III.  Bebchiiiiikuiigen  des  Rechts  zur  Unterhaltung  von 

Kriegsschiffen. 

Das  Recht  eines  Staates,  eine  Kriegsflotte  zn  halten,  ist  ein 

Auftfluss  seiner  Souveränetät  und  von  seiner  Unabhäiit;ii<keit  an 
uml  für  sich  ebensowenig  zertrciinlicb  wie  ilie  Eefiif^niss^  eine 
Armee  zu  li.dten  und  Festungen  anzulegen.  Einscliränkuugen 
jenes  Rechts  können  daher  nur  vorkommen  auf  Grund  eines  be- 
'  sonderen  Bechtstitels  oder  bei  solchen  Staaten,  welche  hinsichtlich 
ihrer  SouTeränetät  von  anderen  Staaten  abhängig  sind.  Die 
neuere  i)ohtische  Geschichte  bietet  Beispiele  nach  beiden  Rich- 
tungen liin. 

1.  Nach  der  ^^iederweliung  Russlands  im  Krimkriege  war 
bei  den  ^^  rliandlungen  auf  dem  Pariser  Friedenskongress  die 
Tendenz  der  Westmächte  leitend,  dessen  maritime  Macbtstellung 
der  Türkei  gegenüber  lahm  zu  legen,  Demgemäss  wurde  durch 
den  Vertrag  vom  30.  März  1856  das  Schwarze  Meer  für 
in  (  i  klärt  und  mit  seinen  Gewässern  und  Häfen  dem  Kriegs- 
bcliiiis verkehr  aller  Nationen,  einscbliesshch  der  Uferstaaten,  ent- 
zogen ;  ausnaluusweise  wui'de  es  Russland  und  der  Türkei  frei- 
gestellt, für  den  Küstendienst  eine  beschränkte  Anzahl  kleinerer 
Kriegsfahrzeuge  zu  unterhalten;  nämlich  6  Dampfer  yon  60  Meter 
Lauge  in  der  Wasserlinie  und  einem  Maximalgebalt  von  800  Tons 
und  4  leichte  Dampfer  oder  Segelfalu"zeuge  mit  einem  Maxiiiial- 
gehalt  von  je  200  Tons.  Ziif^leicb  wurde,  in  Folge  der  Neutra- 
Usirung  des  Schwarzen  Meeres,  die  Erhaltung  beziehungsweise  die 
Anlage  militärisch-maritimer  Arsenale  an  den  Küsten  desselben 
als  unnöthig  und  gegenstandslos  erklärt,  und  Yerpflichteten  sich 
Russland  und  die  Türkei,  davon  Abstand  zu  nehmen*^).  Im 
Jahre  1870  sagte  sich  Eussland  zunächst  einseitig  von  diesen 

")  S.  Twiss,  The  Law  of  Natious  2.  Aufi.  I  S.  323.  Es  wird  hier  mit- 
gctheilt,  dass  die  t&rkischen  Behörden  an  den  BardaneUen  aich  dadoreh  Ter* 
anlaset  gesehen  baben,  einem  Bolchen  Fdirzeuge,  wefl  sie  es  einem,  britisdien 
KriegseebiiTe  gleich  erachteten«  die  Erlaubniaa  zur  Durchfahrt  zn  versagen. 
Nach  erfolgter  Aufklarang  wurde  die  Genehmigung  ertbeilt.  S.  aneh  Fkr- 
ausoir  a.  a.  0.  I.  §  106. 

**)  Pariser  Vertrag,  Art  11,  13  nnd  14.  sowie  Anhang  II. 
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Festsetzungen  los;  es  führte  dies  zu  einer  Revision  der  bezüg- 
liclien  Theile  des  Vertrages  von  1856,  deren  Ergebniss  der  Lon- 
doner Vertrag  vom  13.  Marz  1871  war.  Durch  den  letzteren 
sind,  unter  Aufgabe  des  Princips  von  der  Neutralität  des  Schwarzen 

Meeres,  die  vorgedachten  Einschränkungen  aufgehoben  worden  *^). 

2.  Durch  den  Finnan  vom  9.  Juni  1873  betreflfend  dir  Erb- 
lolge-  und  Regentschaft.sordnung  in  Aegypten  und  die  Heclitü 
des  Khcdive,  hat  der  Sultan  dem  letzteren,  immer  unter  Aiif- 
rechtlialtung  des  Oberhoheitsverhältnisses,  auch  das  unbe<1iugte 
fiecht  eingeräumt,  alle  Massregeln  und  Anstalten  zum  Schutze 
und  zur  Vertheidigung  des  Landes  zu  treffen,  je  nach  der  An- 
fordenmg  der  Zeit  und  des  Ortes,  und  je  nach  dem  Bedürfnisse 
(U'H  Stand  der  Armee  zu  venuchrcn  oder  zu  vermindern;  die- 
selben Befugnisse  sollen  dem  Khedive  hinsichtlich  der  Seemacht 
zustehen;  jedoch  soll  zum  Bau  von  Panzerschiffen  die  grosslierr* 
liehe  Genehmigung  erforderlich  sein. 

3.  Nach  der  Festsetzung  der  Berliner  Kongressakte  vom 
13.  Juli  1878  (Art.  29)  darf  das  Fürstenthum  Montenegro, 
welchem  durch  die  Zuertheilung  des  Hafengebietes  von  Antiv«n 
die  unmittolbfire  Verbindung  mit  dem  Meere  eröffnet  wonhn; 
weder  Kiicgsschifte  noch  eine  Kricgsflagge  haben '■''^). 

4.  Durcli  Art.  8  des  zwischen  ßussknd  und  Pcrsicn  im 
Jahi'e  1826  abgeschlossenen  Vertrages  von  Turkmentschai  hat 
Russland  das  ausschliessliche  Recht  erworben,  im  Kaspischen 
Meere  Kriegsschiffe  zu  unterhalten'^). 

S.  Perels  a.  a.  0.  §  5  VI  untl  Caicov,  La  droit  maritime  inter- 
national II.  S.  138,  139. 

**)  Bfontenegro  war  bis  zum  Frieden  von  San  Stefano  von  der  T6rt«i 
aIb  ein  von  ihr  abhängiger  und  ihr  tribntärer  Staat  ansehen  worden,  ein 
Verhiltnise,  welches  Seitens  Montenegros  niemals  anerkannt  worden  war.  Im 
Art.  26  des  Berliner  Vertrages  vom  18.  Jnli  1878  warde  die  Unabhängigkeit 
des  Fflrstenthnms  Seitens  der  Hohen  Pforte  ond  der  fibrigen  Kongressnachte 
ausdrQcklicb  anerkannt;  zugleich  aber  enthält  der  Vertrag  Festsetzungen,  wetehe 
das  Land  unter  dio  Schutzherrlichkeit  Oestcrroich-Ungama  stellen.  Näheres 
s.  h  'i  F.  \  ON  Mahtrvs«  Völkerrecht.  Deutsche  Ausgabe  von  Bbmbohm  Bd.  I. 
g  02  Nr,  5. 

**)  S«  F.  VON  Martens  a.  a.  0.  St  97. 
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Erster  Abschnitt. 

Zalassang  tou  Kriegsscbiffen  in  fremde  UoheiUgewässer« 

1.  Im  Allgemeinen. 

Die  Ziilassunf?  von  Krie^^scliiftVn  in  tUe  nationalen  Gewässer^**) 
li(  itirlcr  Staaten  liiingt  von  ckm  Ei*messeu  der  letzteren  ab.  In 
KrmangeiuDg  entgegenstehender  Tei  tragsmässiger  Vf'ii>Hirlitungeii 
hat  jeder  Staat  das  Becht^  seine  Uät'en  oder  einzelne  derselben 
fremden  Kriegsschiffen  zu  Tersdüiessen,  heziehnngsweise  die  Be- 
dingungen festzusetzen,  unter  welchen  er  ein  Einlaufen  und  den 
Aufenthalt  gestatten  wiD.  Verhote  und  Emschranknngen  nach 
dieser  Richtung  hin,  soweit  sie  nicht  auf  intcniationnler  Verein- 
barnng  beruhen,  werden  in  der  Regel  nur  von  der  leitenden 
Kegierungsgewalt,  als  der  Trägerin  der  völkerreditlicheu  Bezie- 
hungen ausgehen  können. 

IL  Besondere  Regeln  bezüglich  der  Zulassung. 

In  enier  grossen  Reihe  von  Staatsverträgen  sind  über  die 
reciproke  Zulassung  der  Kriegsschiffe  der  kontrabirenden  Theüe 
Festsetzungen  getroffen.  Aber  auch  soweit  solche  Vereinbarungen 
nicht  bestehen,  steht  grundsätzlich  dem  Einlaufen  von  Kriegs- 
schiffen in  fremde  Hoheitsgewässer  nichts  entgegen.  Im  beson- 
deren gilt  folgendes: 

1.  Die  als  Durchfabrtsgewässer  fiir  den  inteniationalen 
Verkehr  dienenden  Meerestheile,  auch  soweit  dieselben  iinierbaib 
der  nationalen  Seegebiete  Hegen,  sind  fiir  die  Passage  von  Kriegs- 
schiffen aller  Nationen  frei.  Es  beruht  dies  nicht  auf  einer 
Concession  der  a^jacirenden  Staaten,  sondern  auf  dem  Princip 
von  der  Freiheit  des  maritimen  Verkehrs,  mit  welchem  die  freie 
Benutzung  der  die  einzelnen  Theile  des  Weltmeers  verbindenden 
Seeverkelu*swege  unerlässlicb  verknüpft  ist.  Die  Sperrung  solcher 
Strassen  ist  fremden  Knegsscliilfen  gegenüber  ebensowenig  zu- 
lässig, wie  eine  Versagung  der  freien  Durchfahrt  für  Handels- 
schiffe völkerrechtsgemäss  sein  würde.  Denn  beiden  Kategorieen 
von  Schiffen  steht  grundsatzlich  der  Verkehr  in  allen  Meeren  zU; 

**)  Ueber  den  Begriff  «nationale  Gewisser"  s.  Pauu  s.  a.  0.  §  l>. 
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eine  Bereclitigung,  welche  durch  eine  Einschränkung  in  der  Be^ 
nutziing  derjenigen  Meerengen,  durch  welche  die  freien  Mem 
miteinander  in  Verbindung  stehen»  ganz  oder  zum  Thefl  iUuBorisch 
gemacht  werden  würde'*).   Es  schliesst  dies  indessen  die  Beiugmss 

der  Küstenstaaten  zur  Kegeliui^^  des  Verktilu's  und  zu  sonstigen 
Vorbelialten  \m  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit 
oder  im  Finauzinteresse  nicht  aus. 

2.  Ebenso  wie  die  Benutzunj^  der  intematioutden  Meeres* 
Strassen  steht  auch  den  Kriegsschiffen  aller  Nationen  das  blosse 
Yorüb erfahren  längs  der  Küstenmeere  innerhalb  der 
Hoheitsgrenze  zu. 

3.  Die  Häfen  und  Uheden  alki  ^SUtatcn  sind  grundsiit/lich 
fremden  Kriej^sscliiffen  geöffnet  *°).  Diese  Regel  erleidet  Ein- 
schi'änkuugeii  nach  folgenden  Richtungen  hin: 

a)  durch  besondere  Verbote,  welche  nur  insoweit  aus- 
geschlossen sind^  als  über  die  Zulassung  von  Kriegsschiffen  fremder 
Flagge  durch  Staatsvertrag  ein  Abkommen  getroffen  ist.  Verbote 
dieser  Art  erscheinen  nur  gerechtfertigt,  sofern  erhebliche  Gründe 
daför  vorliegen;  eine  Darlegung  der  letzteren  kann  indessen  von 
fremden  Regierungen  oder  von  den  Kommandanten  der  Kriegs- 
schiffe, welchen  die  Zulassung  verweigert  wird,  nicht  gefordert 
werden;  handelt  es  sich  aber  nur  um  ein  besonderer  Umstände 
halber  erlassenes  Ausnahmeverbot,  so  darf  eine  Mittheilung  der 
Gründe  solcher  Massregeb  als  ein  Akt  der  internationalen  CJoiir- 
toisie  in  Anspruch  genommen  werden").  Auch  soweit  Verbote 
bestehen,  wird  in  Fällen  der  Seenoth  ein  Einlaufen  nicht  versagt 
werden  dürfen*'^. 

*")  Ueber  die  BegrOndnng  des  Bechts  der  freien  PAssage  in  den  tnuitimen 
TerbindiragSBtraMeii  a.  bei  PiBiLS  a.  a.  0.  §  15  Yll. 

SuBLAND,  Grandsatze  des  eorop&ischen  Scerechts,  §  580;  Wbkatoh, 
lil&lieiitfi  du  droit  iiiternatioiial,  5.  Aufl.  1.  S.  119;  Twiss  a.  a.  0.  §  158; 
Calvo,  Dict.  II.  S.  15$  Fkbguson  a.  a.  0.  I.  §  105;  K5K10,  Handbach  des 

deatscben  Konsalarwoseiis,  3.  Aufl.  S  G3. 

In  detii  Bericht  der  im  Jalire  1876  von  der  britischen  Regierang  ein- 
gesetzten Royal  coiimiissioTi  on  fugitive  slaves  heisst  es:  „Her  Majestys  Go- 
vernment could  not  denj  to  any  furoign  .Sovcioigii  the  rijrht  to  interdict  the 
entrance  <»f  British  ships  ol'  war  in  Iiis  imia" ;  weiter  wird  jedoch  eine  .solt  lio 
AusRclilii.vssung  bezeichnet  aU  ,(  xtn'ine  iricsure  necessary  for  the  protection  of  n.i- 
tional  or  private  intere.stb"  h.  namentlich  S.  VU,  XXVII  u.  XXVITI  des  Bericht*). 

Ortolan  a.  a.  0. 1.  iS.  145;  Cancein,  Abhandlungen  von  Ueui  Wasser- 
rechte,  Nr.  10  §§  15  und  34. 
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b)  In  Betreff  der  Zahl  der  Kriegsschiffe  einer  und  der- 
selben F]agge,  welche  gleichzeitig  in  einem  fremden  Hafen  Aufent- 
halt nehmen  dürfen^  bestehen  eine  Reihe  theils  konventioneller^ 

theüs  reglemeutainscher  Einscliiiinkmigen  ^^). 

c)  Die  Zulassung'  fremder  Kriegsschift'e  in  Kriegshäfeu 
hängt,  ebenso  wie  die  Zolassung  in  die  Hoheitsgewässer  eines 
Staates  überhaupt,  von  dem  Ermessen  der  leitenden  Staatsgewalt 
ab.  In  der  Natur  der  YerhSltnisse  liegt  es  aber  begründet,  dass 
nach  dieser  Riclitung  hin  mannigfache  Verbote  und  besondere 
Einsthriiiikunfifen  Ix  stcliriij  letztere  namt  iitlirb  bezüglich  der  Wahl 
des  Ankerplätzen  und  der  Dauer  des  Aufenthaltes.  Soweit  Ki'iegs- 
schiffe  in  fremden  Kriegshäfen  zugelassen  werden,  pflegt  ihnen 
dort  jede  thunliche  Unterstützung  geleistet  zu  werden'^). 

d)  Während  einer  Blockade^  d.  h;  der  Absperrung  eines 
Kiistenbereiches  oder  einzelner  Hafcii])liit/.e  von  dem  maritimen 
Verkehr  durch  feindliche  Seestreitkräfte,  welche  giundsätzlich  für 
alle  iS(  liitfe  verbindhch  ist,  hat  nrnn  zuweilen  neutralen  Kricgs- 
schiflen  die  Passni^o  diu*ch  die  Blockadeünie  gestattet  Es  beruht 
dies  auf  einer  Konnivenz,  gegen  welche  vom  Standpunkte  des 
Blockaderechts  Bedenken  aus  dem  Grunde  nicht  erhoben  werden 
können,  weil  der  wesentliche  Zweck  dieser  Massregel,  d.  i.  die 
Hinderung  des  koninierziellen  Verkehi'S,  dadurch  nicht  beein- 
trächtigt wird-^'). 


S.  hierüber  Ortolan  a.  a.  0.  I.  S.  144. 
")  Die  Deutschen  Kriegshüfcn  bei  Kiel  und  an  der  Jade  sind  dem 
Besneh  fremder  Kriegsschiffe  nicht  vendilosM«,  —  In  öHterreichischen 
Kriegshttfen  iit  fremden  Kriegsbafen  daa  Einlaufen  gestattet,  jedoch  nnr  auf 
den  Zeitranm,  welcher  zor  Deeknng  ihrer  etwaigen  Bedttrfnisse  erfordeilich  Ist. 
S.  das  nähere  In  der  Yerordnnng  Qber  den  ZnUss  nnd  die  Behandlnng  der 
Kriegsschiffe  befreundeter  Nationen  an  den  üsterreichiscben  Kflsten  Tom 
20.  Mai  1866. 

Vevoos  a.  a.  0.  S.  273;  Obtolak  a.  a.  0.  II.  S.  929,  380;  Hau 
A  treatise  on  international  law,  2.  Anfl.  §  265;  Glass,  Proceedings  of  the 
üoited  States  Naval  Institution  vol.  XL  Marino  international  law  S.  454  ff., 
Damentlich  hinsichtlich  der  amerikanischen  Praxis,  welche  mit  Kfickstcht  darauf, 
dass  einer  neutralen  Regierung  die  Kommunikation  mit  «ihren  Vertretern  im 
K'ri.  L'sgebiot  nicht  versagt  werden  könne,  einerseits  und  andererseits  im  Hin- 
blick auf  die  Tendenz  il»'r  Dlockade,  als  einer  Massregel  {,'egen  KaulTahrteischifle, 
die  Kriegsschiffe  der  Neutralen  fikr  eximirt  von  dem  Verbot  der  Fassage 
erachtet. 

AwUt  ftr  «ImitiekM  ]l«dit  I.  S.  32 
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3.  Die  grundsätzliche  Freiheit  der  Kriegsachiffe,  in  fremde 
Hobeitsgewasser  einzulaufen,  ist  lediglich  als  eine  Konsequenz  der 
Freiheit  des  maritimen  Verkehrs  überhaupt  aufisu&ssen.  Sie 

schliesst  dalur  niclit  dm  Befugiiiss  ein,  von  den  Seehiilen  ans 
Binnejigewüssi'r,  insbesondere  Fluss-  und  Kanalgebiete  treuultr 
Staaten  zu  bewahren,  selbst  dann  niclit^  Avenn  solche  Kanäle  als 
Durchgangfistrassen  fiir  den  Seeverkehr  dienen.  Hinsichtlich 
solcher  Fahrten  gelten  vielmehr^  in  Ermangelung  besonderer  Ver- 
einbarungen'*) die  Nonnen,  welche  fiir  das  Betreten  fremden  Lsiides- 
gebietes  durch  Truppenkörper  massgeljeiid  sind.  Gleicheniuiüsen 
wie  Heeresal)tlieiliui^a'n  Ii  cindes  •Staats'^ndjict  nur  kr;il"t  besonderer 
Konvention  oder  nach  eingelioiter  Uenehmigung  der  auswärtigeu 
Regierung  betreten  dürfen,  ist  auch  das  Eiiüaufen  von  Kriegs- 
schiffen oder  von  Kriegsschiffsbooten  in  die  Binnengewässer  eines 
fremden  Staates  nur  auf  Grund  eines  besonderen  Bechtstiteb 
stattliaft.  Kann  im  Falle  eines  Nothstandes  die  Erlaubnis«  nicht 
erst  nachgesucht  ui  rdcii.  so  wird  dieselbe  nachträglich  und  zwar 
sobald  als  tliuiüich  ein/.iiliolen  sein*').  Kiiegblahrzeuge,  weiche 
nur  fiir  den  Dienst  aui  Flüssen  bestimmt  sind,  stehen  bezüglich 
der  Befugniss  zum  Be£ediren  fremden  Flussgebietes,  Heeres- 
abtheilungen  ebenfalls  völlig  gleich*^. 

ITL  Konventionelle  Verbote  und  Einschränkungen  be- 
züglich der  Zulassung  von  K r i  c ^ss chilTen  für  einzelne 

europäische  (jiewäsüer. 

1.  Den  Kriegsschiffen  aller  Nationen  sind  inGemässheit  des 
Art.  29  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  verschlossen 

der  Hafen  von  Autivari  und  alle  zu  Montenegro  gebörigeu 
(ie  Wässer. 

^)  Eine  solche  Vereinbarung  ist  z.  B.  getrofTcn  im  Art.  IG  des  Frennd- 
schaft**-,  Handels-  und  Schifffahrtsvertrages  zwischen  den  »Staat^ju  des  Deutschen 
Zolkereins       SUun  vom  7.  Fehrniur  1862. 

")  In  diesem  Sinne  setzt  §  9  der  deatscben  Instroktion  für  den  Kom- 
mandanten eines  von  S.  M.  Schiffen  etc.  fest:  .Vor  dem  Einlanfen  in  ßiBoen- 
gewisser,  soweit  dieselben  unter  der  Oberhoheit  auswärtiger  Machte  stebcn, 
mnss  er  (der  Kommandant)  die  Erlanbniss  der  snstandigen  LandesbehOrdo» 
einholen.  In  Fallen  zwingender  Notbwendigkeit,  wo  diese  Genehmignng  nidil 
abgewartet  werden  kann,  muss  dieselbe  nachtraglich  beantragt  werden*. 
S.  andi  dsterr.  Regl.  HL  Nr.  1005. 

S.  PiBBLS  a.  a.  0.  S.  98  und  99  Anm.  2. 
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2.  Dio  Verhältnisse  des  Schwarzen  Meeres.  In  älteren 
Zeiten  sah  man  das  Schwarze  Meer,  weil  es  ganz  von  türkischem 
Gebiet  eingeschlossen  war,  als  Eigeiithunismeer  der  Türkei,  später 
als  gemeinscliattliches  Eigeiitliiiiu  der  Türkei  uud  Russlands  an. 
Von  liervornigeiHlster  Bedeutung  sind  iu  diesem  Jahrhundert  die 
Festiietzangen  des  Pariser  Friedensvertrages  vom  30.  März  1856^ 
dessen  Hauptziel,  nämlich  die  Erlangung  wirksamer  Garantieen 
fiir  die  Aufrechterhaltung  Her  Unabhängigkeit  und  Integrität  des 
Qttomanischen  Reiches  Russland  gegenüber,  sich  in  ihnen  am 
klaret en  abspiocrelte.  Diese  Festsetzungen,  durch  welche  die  Macht 
des  iiifdergi'\u)Ht'ii('n  Russlands  der  Türkei  jro^:eiiül)rr  aiit-h  fiir 
die  Zukunlt  in  eni|itintUiclister  Weise  hdim  gelegt  werden  sollte, 
lassen  sich  dahin  zusammenfassen: 

a)  Das  Schwarze  Meer  Y/ird  für  neutral  erklärt  und  mit 
seinen  Gewässern  und  Häfen  den  KaufTahrtcischiffen  aller  Nationen 
znm  freien  Handelsbetrieb  geöffiiet,  für  Kriegsschiffe  aller  Nationen 
einschliesslich  der  Ufersta*iteu  dagegen  dem  Verkehr  entzogen 
(.Art.  1  1  und  12). 

U)  Ausnahmsweise  wird  es  Russland  und  der  Türkei  frei- 
gestellt, für  den  Kustcndienst  eine  beschränkte  Anzahl  kleinerer 
KriegsfEihrzeuge  zu  unterhalten,  nämlich  6  Dampfer  von  60  m  Länge 
in  der  Wasserlinie  und  einem  Maximalgehalt  von  800  Tons  und 
4  leichte  Dampfer  oder  Segelfahrzeuge  mit  einem  Maxunalgehalt 
von  je  200  Tons  (Art.  14  und  Anhang  IT). 

c)  In  Folge  der  Neutralisirunj?  des  Schwarzen  Meeres  whd 
die  Erhaltung  oder  die  Anlage  miUtiirisch-maritimer  Arsenale  an 
dessen  Küsten  als  unnöthig  und  gegenstandslos  erklärt,  und  ver- 
pflichten sich  Bussland  und  die  Türkei,  davon  Abstand  zu  nehmen 
(Art.  13). 

Die  Bedeutung  dieser  Einschiänkungen  för  die  maritime 

Machtstellung  Russlands  liegt  auf  der  Hand,  und  so  erklärt  es 
sich,  dass  die  imskvlu'  lit  L'it  i  uii«;  im  .Inlirc  1870,  sobald  in  Folge 
der  deutschen  Siege  Frankreichs  imlitischer  Einfluss  zeitweise 
lalim  gelegt  war,  sich  von  denjenigen  Festsetzungen  des  Pariser 
Vertrages,  durch  welche  seine  Souveränetätsrechte  im  Schwarzen 
Heer  beeinträchtigt  wurden,  lossagte,  insbesondere  auch  von  der 
Specialkonvention  zwischen  Russland  und  der  Pforte,  welche  der 
Bestimmung  des  Art.  14  zu  Grunde  lag.  Zur  Begründung  wurde 
auch  darauf  hingewiesen,  dass  die  betreifenden  Stipulationen,  wie 

32* 
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überhaupt  die  Festsetznngen  des  Pariser  Vertrages,  vielfacli  von 
anderer  Seite  verletzt  ^vo^tlen  seien;  u.  a.  wurde  als  solche  Ver- 
letzung ahgodeutct  die  Zulassung  eines  österreichischen  (  ^cbcliwailers 
bestehend  aus  drei  Kriegsschiffen,  gelegentlich'  des  Besuchs  d(s 
Kaisers  von  Oesterreich,  Tor  Konstantinopel  (vgl.  anter  4).  Die 
Vertragsmächte,  mit  Ausnahme  von  Preussen,  protestirten  gegen 
das  Vorgehen  Rnsslands;  Preussen  regte  aber  eine  Konfereiß 
behufs  Vermitteln  11, u  an.  Es  fiilute  (Ueser  Vorschlag  zu  ciiicr 
so<4i'niUinteii  T^evisioii  der  Bestininmnijon  des  Pariser  VeitiaL''-^ 
liinsi(  htlich  der  auf  die  Scliiffifiahrt  im  ISchwarzen  Meer  und  auf 
der  Donau  bezüglichen  Bestimmungen  desselben.  Das  Kesultat 
der  zwischen  den  Verträgsmächten  in  London  stattgehabten  Kon- 
ferenz ist  enthalten  m  dem  Vertrage  vom  13.  März  1871.  Es 
mrd  in  diesem  Vertrage  das  Prinzip  der  Neutralität  des  »Schwarzen 
Meeres  fallen  erplassen;  die  Art,  11,  l  'i  und  14  und  die  Special- 
konvention zu  letzterem  werden  aufgehoben;  die  Freiheit  des  See- 
handelsverkehrs für  die  Handelsschiffe  aller  Nationen  irird  m 
neuem  ausgesprochen**). 

3.  In  Gemässheit  des  Art.  19  des  Pariser  Friedensvertrages 
vom  30.  Mär/  1856  steht  jeder  der  VertragsmUehte  die  Statio- 
nirung  v<»ii  /wei  leichten  Kriegsl'alnveugen  an  den  Donau niüii- 
dungen  behufs  Mitwirkung  hei  Aufrechtlialtuiig  und  Durchfiilu  uiig 
des  Donau-Schifffiilirtsreglements  zu.  Die  Stationsschifte  dürfen 
die  Donau  bis  nach  Galatz  hinaufgehen  (Art.  52  des  Vertrages 
vom  13.  Juli  1878 

Fkbils  a.  a.  0.  S.  31  bis  34.  —  Die  in  Rede  stellenden  StipoU- 
tioneo  sind  dnich  den  berliner  Vertmg  vom  13.  Juli  1878  nicht  geändert  (Art.  63). 

T)\c  BrfchlsliiilM'r  der  Stationssoliitte  haben  ihre  Mitwirkung  auf  (iie 
Kaaffahrtoischiflfc  ihrer  Nationalitat  und  auf  diejenigen  fremden  KauirAhrtvi- 
schiffe  ZQ  beschräoken,  deren  Flaggen  sie  entweder  in  Folge  Ton  Verträigtn 
oder  Gewohnheiten,  oder  eines  allgemeinen  oder  besonderen  Auftrnfr-s  ii 
schützen  berufen  sind.  Ist  kein  hiernach  zum  Einschreiten  befngtes  Krieg^:- 
?;chiflr  vorhanden,  so  haben  die  internationalen  Strandbehörden  bczw.  tl-r 
Hillenkapitän  die  Intervention  dos  in  Sulina  stationirton  Kriegsf  ilirz.'Oges  in 
Anspruch  zn  nelnnen.  Das  Einschreiten  der  Krie;^'s  Iah  r/enge  zur  Sichernn? 
der  /iihlung  der  im  Tarife  bestimmten  Abgaben  nn  l  r.  rlitsknifti^  erkaiinTi^n 
Strafen  erfolgt  in  ilor  TTegel  auf  Verlangen  d<'s  Pin-Vtars  der  8<  hitlt  vbf*''' 
kääse,  durch  Vennittolung  des  Hafenka]»itäns  voii  iSulina  (Schifffalii t>;iktc  für 
«Hf>  Donaiiiniindinigcn  Vom  2.  Nov'^nibcr  l^G.')).  Die  StatioiiüschiHe  selbst  siii'l 
biiiii  Ein-  uod  Auspassiren  der  Sulinamündung  von  jeder  Abgabe  frei  (Art  ^ 
des  Tarifs). 
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4.  Die  Zugänge  zum  Schwarzen  Meer.  Die  Türkei  liat 
stets  das  Recht  in  Ansprach  genommen,  den  Kriegsschiffen  aller 
Nationen  das  Einlaufen  in  den  Bosporus  und  die  Dardanellen 
zu  untersagen,  ohne  dabei  auf  nennenswerthen  positiven  Wider- 
stand gestosseu  zu  ^viu.  Eiigluiul  insbesondere  unterwarf  sich  in 
dem  Friedensvertra^'e  von  1809.  Eine  weitere  Anerkennung  er- 
folgte durch  die  Konvention  vom  13.  Juli  1841  und  sodann  durch 
Art.  10  des  Pariser  Friedensrertrages  Ton  1856  in  Verbindung 
mit  der  Anhangskonyention.  Es  wird  hier  zunächst  ausgesprochen, 
dass  die  Signaturmächte  sich  der  „alten  Kegel ^,  nach  welcher 
diese  Meerengen  fremden  Kriegsschiffen  versehlossen  sind,  so  lange 
die  Türkei  sich  im  Friedenszustand  behudet,  uuterwerfeoi  jedoch 
mit  folgenden  Modifikationen: 

a)  der  Sultan  behält  sich  das  Recht  vor,  leichten  Kriegs- 
fahrzengen  fOr  den  Dienst  der  Gesandtschaften  der  befreundeten 
Mädite  einen  Paasagefirman  zu  ertheflen;  * 

b)  ingleichen  sind  ausgenommen  die  beiden  Fahrzeuge,  welche 
jeder  der  kontrahirenden  Theile  nach  der  Donaumündung  ent- 
senden darf. 

In  dem  Londoner  Vertrage  vom  13.  März  1871  ist  dieses 
Prinzip  zwar  aufrecht  erhalten  worden,  aber  mit  der  Massgabe, 
dass  der  Sultan  die  Machtvollkommenheit  haben  soll,  die  Meer- 
engen in  Friedenszeiten  den  Kriegsschiffen  der  befreundeten  und 

alliirten  Mächte  zu  öffnen,  falls  die  hoho  Pforte  solches  für  nöthig 
eracliten  sollte,  um  tlic  Ausführung  der  Stipulationen  des  Paiiser 
Vertrages  von  1856  sicher  zu  stellen'^;. 

PsasLS  a.  s.  0.  S.  35.  —  Auch  diese  BestimmitiigeB  werden  durch 
den  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  nicht  berdbrt.  In  Betreif  des  Ein- 
knfens  der  englischen  Flotte  hi  die  Bardanellen  während  des  masi8ch«taTkMchen 
Erieges  im  Jahre  1878  e.  die  Aktenstücke  im  Staatsarchiv  Bd.  88  Kr.  6643 
und  6645.  —  Im  Jahre  1868  ertheflte  die  Hohe  Pforte  einem  Ssterreichischen 
Geschwader,  anf  welchem  sich  der  Kaiser  Ton*  Oesterreich  eingeschifft  hatte, 
die  Genehmigong  sur  lossage  durch  die  Dardanellen;  bei  dieser  Veranlassung 
nahm  der  Sultan  Oberhaupt  fftr  sich  das  Becht  in  Anspruch,  eine  solche  Kon> 
Session  su  ertheilen,  sobald  ein  Soureran  oder  der  Chef  eines  unabhängigen 
Staates  an  Bord  eines  Kriegsschiffes  sei.  In  einer  den  Gegenstand  erörternden 
ErkUrung  des  Österreichisch-ungarischen  Reichskanzlers  wurde  ausgeführt,  wie 
Kriegsücbitl'e.  die  bei  einem  MüHichkeitsbesuch  lediglicli  zum  Ehrendienst  des 
Souv^ns  bestimmt  siii'l.  gewisseniiasscn  vorübergebend  ibren  vorwiegenden 
Clnirakter  als  Kriegi^schiffe  verlöroii  (Dasolbst  Bd.  IG  Nr.  3558  iirid  Bd.  20 
Nr.  4239).  —  Im  März  1882  ertkeilte  die  Pforte  far  den  russischen  Dampfer 
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5.  Die  Zulässigkeit  einer  Neutralisiruiig  der  Ostsee  und 
der  Schliessung  der  in  dieselbe  führenden  Meeresstrassen,  des 
Oeresundes  und  der  Belte  für  Kriegsschiffe  externer  kriegführender 
Mächte,  nach  Vereinharung  der  neutralen  Adjacenten,  ist  seit  der 

Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wiederholt  in  Frage  gekommen, 
nachdem  durch  ein  Abkoiimien  zwisclien  Russland  und  Schwcdtii, 
welchem  Dänemark  beitrat,  die  Ostnee  für  ein  allen  Feindselig- 
keiten versclilosscues  Meer  erklärt  worden  war*  Die  BerechtigoDg 
einer  solchen  Sperrung  kann  nicht  mit  Fug  bestritten  werden, 
wie  sie  denn  auch  yon  den  hervorragendsten  Publizisten  anerkaimt 
worden  ist,  und  es  wird  in  jedem  Kriegsfalle  von  dem  Ermessen 
der  neutralen  Ostseemächte  abhängen,  ob  sie  von  ihrem  Recht, 
dieses  Moor  dvn  Kiicgsoperatiouen  zu  verschliessen,  Gebraucii 
machen  woUeu*-^). 


Zweiter  Absclmitt. 

Yerhalten  und  Befundliuig  der  Kricgssehiffe  wfthrend  ihres  Avfentiiilles 

In  frenden  Hoheitsgewissem« 

Das  Verhalten  und  die  Behandhin;^'  der  Kriegsschiffe  iu 
fremden  Hoheitsgewässem  regelt  sich  theils  nach  Gebräuchen, 
theils  nach  den  bezüglichen  von  den  einzehien  Staaten  erlassenen 
Anordnungen,  deren  Beobachtung  als  die  Voraussetzung  der  Zu- 
lassung fremder  Kriogsschiflfe  gelten  muss,  theils  nach  getroffenen 
Vereinbarungen.  Die  in  Rede  stehenden  Gebräuche  und  Fest- 
setzungen betreü'en  namentiicli  folgende  Punkte. 

L  Das  Verhältniss  zu  den  fremden  Behörden  im 

Allgemeinen. 

Das  Verhäitniss  zu  den  politischen  luid  sonstigen  Behörden 
befreundeter  Nationen  regelt  sich  zunächst  nach  den  aUgemeinen 
Grundsätzen  des  internationalen  Geschäftsverkehrs,  insbesondere 

Nisduii-Nowgorod,  wdcher  vnt^r  Kriegsflagge  zur  Deportining  Yerortbälte 
mit  militärischer  Eskorte  nach  der  Insel  Sachalin  ta  fahren  hatte,  die  Ermäcb* 
tigung,  die  Meerengen  zu  passiren,  nachdem  vorher  unter  Borufunp  auf  d»>n 
Pariser  Vertrag  von  1850  Schwierigkeiten  erhoben  waren ;  sie  erklirti  ab« 
dabei  ausdracklich.  d  iss  dieses  eieeptionelle  Zageet&ndniss  nicht  aU  Frifiedenx- 
tall  angeselien  werden  könne. 

S.  näheres  daraber  bei  Fsxrlb  a.  a.  0.  8.  174  bis  177. 
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—  bei- 
der Courtoisie,  wobei  stets  der  Gesichtspunkt  leitend  sein  muss, 
dass  das  Kricgsscliiff  den  Staat  repräsentirt,  dessen  Flagge  es 
iiihrt.  Für  das  Verliältiiiss  zwischen  Kriegsschiffen  hefreundeter 
Nationen  zu  einander  sind  namentlich  die  durch  die  Reglements 
der  Einzelstaaten  festgestellten  Normen  massgebend,  welche  zum 
grÖ8sten  Theil  auf  HerkoiiiiiK  ii  Ijcrubend,  iii  den  Grundzügen 
sowie  in  den  wescutiicheu  Einzelheiten  übereinstimmen. 

II.  Anmeldung  und  Abmeldung. 

Jedes  Kriegsschiff  hat  die  Verpflichtung,  bei  dem  Besuche 
eines  fremden  Hafens  oder  dem  Eintreffen  auf  einer  fremden 

Rhede  seine  Ankunft  der  Hafenbehörde  anzuzeigen.  Diese  Mit- 
tlieilung  muss  die  Angabe  der  Flagge,  des  Cliarakters  und  des 
Namens  des  SchitYes,  sowie  der  Charge  und  des  Namens  des 
Kommandanten  enthalten.  Ausserdem  werden  auch  wohl  erwartet 
Angaben  über  die  Armirung,  die  BesatzungsstärkCf  den  Zweck 
und  die  voraussichtliche  Dauer  des  Besuches,  und  nach  Massgabe 
der  HafenssnitätRii^esetze  über  den  Abgangsort,  die  Dauer  der 
letzten  Rvlsv  uiui  den  Gesundheitszustand  der  Besatzung,  bezie- 
hungsweise die  Vorlage  eines  Gosundheitspassos. 

Der  inteiTiationalen  Courtoisie  entspricht  ferner  eine  Mit- 
theilung Ton  der  bevorstehenden  Abreise,  auch  soweit  eine  solche 
nicht  ausdrücklich  gefordert  wird*'). 

III.  Ceremoniell. 

In  ceremonieller  Hinsicht  gelten  für  das  Veilialten  der  Kriegs- 
schiffe in  freuiden  Hoheitsgewässern  bestimmte  Regeln,  welche 
zum  Theil  auf  Usancen,  zum  Theil  auf  den  bezüglichen,  in  der 
Regel  sehr  eingehenden  Festsetzungen  der  Einzelstaaten  beruhen, 
und  deren  Beobachtung  zur  Vermeidiuig  von  Konflikten  durchaus 
geboten  ist^*).  Werden  von  einer  fremden  Behörde  an  den  Kom- 

^  Dtt  brasiliuliscbe  Reglement  Tom  26.  Deseraber  1868  fllr  den  Hafen 
Ton  Rio  de  Jtneiro  fordert  die  Asieige  ftr  den  Fall  dos  Anslaufens  nach 
Sonnenimtergang  (Alt.  7  nnd  8). 

Jeder  Staat  hat  das  Recht,  fftr  den  Bereich  seiner  Hoheitsgcwäss» 
dae  Ceremoniell  nach  seinem  Ermessen  an  regeln  nnd  die  Baibachtuug  der 
beiilglicheii  Fest8ct/.uTi;::rn  nothigenfallsm  enwingOD.  Selbstverständlich  dürfen 
aber  an  fremde  Schiffe  keine  Anforderungen  gestellt  werden,  deren  ErfQUang^ 
dajj  Ansehen  ihrer  Flagge  und  ihres  Heimathsstaates  beelTitrachtigen  wttrde« 
ti.  FBBBL8  a.  a.  0.  §§  25  nnd  26;  FiOBi  a.  a.  0.  L  §  439, 
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mandanteu  eines  Kriegsschiffes  in  Bezug  auf  das  Ceremoniell 
Anfordeningta  gestt^llt,  deren  Eifiülung  er  uiit  dem  Anseheu 
seiner  Flagge  für  nicht  vereinbai'  erachtet,  so  wird  er,  falls  eine 
entsprechende  GegenTorstellun^  keinen  Erfolg  hat,  auf  den  Auf- 
enthalt an  dem  betreffenden  Platze  verzichten  und  das  Weitere 
der  Erledigung  auf  diplomatischem  Wege  ttberlaasen  mfisaen. 
Im  besonderen  kommen  folgende  Punkte  in  Betracht^*): 
1.  In  fremden  Hoheitsgewässern  haben  Krio^^söcluüe  ilirc 
Nationalflagge  sowie  die  Kommandozeichen  zu  st  tzi  n.  und  beim 
Einlaufen  in  befestigte  Häfen,  ingleichen  beim  Fassiren  ?on 
Küstenbefestigungen,  wenn  auf  den  Werken  die  Nationalflagge 
weht,  den  Kanonengmss  zu  geben,  jedoch  nuTi  sofern  desMo 
Erwiderung  zu  erwarten  ist.  Nichtbeobachtung  dieser  Regel  kano, 
wenn  der  Hinweis  diircli  einen  blinden  Scliuss  keinen  Erfolg  hat, 
erzwungen  werden*^).  Der  übliche  Salut  besteht  in  21  Schüssen 
unter  gleichzeitigem  Setzen  der  Kationaltiagge  des  Küstenstaates 
im  GroBstop.  Der  Gegengruss  erfolgt,  und  zwar  Schuss  för 
Schuss,  durch  eine  gleiche  Anzahl  Kanonenschfisse.  Kriegs- 
schiffe, welche  nicht  mehr  als  4  Geschütze  haben,  sind  usance- 
massig  nicht  verpflichtet,  den  Kanonensalut  zu  ^eben;  jedoch 
stellt  dessen  Erweisung  iimnerliin  frei.  Der  Kuimnandant  eines 
Kl  it'gsschiffes,  welches  hiernach  nicht  in  der  Lage  ist,  zu  salu- 
tiren,  wird  der  betreffenden  Lokalmanne-  oder  Militärbehörde 
eine  ent^rediende  Anzeige  machen. 

S.  Nach  dem  Einlaufen  eines  Kriegsschiffes  in  einen  fremden 
Hafen  finden  die  üblichen  offiziellen  Besuche  und  Gegenbesncbe 
statt,  an  Bord  verbunden  iiat  cerenionielk  u  Kmjifang,  beziehungs- 
weise je  nach  dem  Range  des  Besuches  mit  Kanoneugruss. 

«•)  Fkora  a.  s.  0.  I.  §  442. 

^)  Ein  Emgeben  in  die  Detail«  liegt  anaaerhalb  des  Bahmens  muenr 
Erörterm^pdii* 

Die  Anwendung  Ton  Zwang  dnrch  schärfet  SchiemeD,  nach  erfolglos«! 
Anfforderung  durch  einen  blinden  Schuss  oder  einen  Schuss  a  boulet  perda  fef 
dem  Bug  des  Scliitres  rorbei,  ist  in  einzdnen  Tlou:!«  nunts  ausdrücklich  vor' 
geschrieben,  so  in  der  österr.  Verordnung  vom  20.  Juni  1866  (§  9).  ferner  in 
einem  Ertass  des  spanischen  Harineniinisters  vom  26.  August  1864  für  die 
I^efehlsbaber  der  Forts  von  Tarifa  und  Isla  Vcr  le.  In  dem  BetreflF  des  näheren  s.die 
Verordnung  vom  20.  Mai  1866.  auch  den  Erlass  der  k.  k.  Seebehördc  tn  Tn<^i 
vom  21.  Februar  187n.  Für  die  Khcdc  nnd  den  Hafen  von  Ko]>onha.:en 
enthalten  die  Vt'rortl!innLr''n  vom  t"'.  Xovt'inbor  1>^72.  vom  24.  Ay^xü  1873  ößd 
TOin  18.  Oktober  187a  die  eiusdiränk^Ddcii  Vorschriften. 
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3.  Föniiliclie  Betheiligung  an  nationalen  Festlichkeiten  auf 
fremden  Rheden  und  in  fremden  Häfen  durch  Elaggensetzen, 
oamentlich  Hissen  der  Nationalflagge  des  Küstenstaates  im  Grosstop 
voL  £hren  dieses  Staates,  Eanonensalut  etc.^*). 

4.  Salute  zu  Ehren  fremder  Souverftne  und  von  Mitgliedern 
fremder  regierender  Familien,  sowie  von  Präsidenten  fremder 
Republik*.  11  und  anderer  Fremde  von  iioiiem  Range,  sobald  sie 
in  ofiizieller  Eigenschaft  an  Bord  kommen. 

5.  In  fremden  Hoheitsgewässern  haben  Kriegsschiffe  alles  zu 
venneiden,  was  als  eine  Kränkung  der  betrefienden  Nation  aus- 
gelegt werden  könnte,  und  wenn  nach  dieser  Bichtnng  bin  eui 
Vmehen  vorgekommen  ist,  solches  zu  entschuldigen.  Eine  solche 
Verletzung  würde  es  z.  B.  sein,  wollte  der  Kommandant  an  Bord 
ein  Fest  begehen  lassen,  diirch  welches  ein  früherer  Sieg  über 
die  Nation,  in  deren  Hoheitsgebiet  man  sich  befindet,  gefeiert 
werden  soll.  Auch  die  Anordnung  der  Flaggen  bei  der  Flaggen- 
Ghüa  der  Schiffe  hat  zuweilen  Anlass  zu  unerquicklichen  Diffe- 
renzen gegeben,  so  dass  man  es  für  erforderlich  erachtet  hat, 
auch  hierfiber  besondere  Normen  aufinistellen.  AUgemein  wird  es 
für  unzulässig  erachtet,  eine  Nationalflagge  unterm  Bugspriet  zu 
setzen.  In  der  französischen  Marine  sncht  man  Ünannehnüich- 
keiten  dadurch  aus  dem  Wege  zu  gehen,  dass  man  ausser  der 
eigenen  Nationaltiagge  nur  Signalflaggen  verwendet  ^^). 

IV.  Beobachtung  der  Polizeigesetze. 

Kriegsschiffe  haben  in  fremden  Hoheitsgewässem  die  dort 
ireltonden  allireraeincn  polizeihchen  Verordnungen,  namentUch  die 
hiil'enpolizeilichen  Reglements  und  die  Sanitätsvorschriften,  und 
femer  die  im  Interesse  der  ÖffenÜicheu  Sicherheit  und  Ordnung 
über  ihr  Verhalten  erlassenen  besonderea  Bestimmnngen  zu  beob- 
achten^.   Demgemäss  haben  die  Kommandanten  der  Kriegs- 


^'*)  Einige  Roglemt'iits,  nanienliich  die  Rcsrulations  fm  tli'-  Goverunumt 
of  the  United  Stat^^s  Navy  (Art.  707),  eutlialtcu  in  lietrcff  der  Tbcilnabme  an 
Festlichkeiten  ausiululiche  Direktiven. 

*•)  Perels  a.  a.  0.  S.  155. 

De  Cusst,  Phascs  et  causes  ce!ebre>«  du  droit  inaritinie  des  nations  I. 
S.  146;  Ortolan  a.  a.  0.  I.  8.  192;  Calvo.  Droit  intern.  I  §  Ü22;  FioB« 
».  8.  0.  1.  §  53  c;  osterr.  Begl.  lU.  Nr.  1005;  Queen«  Begulatioiu  §  416. 
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schitle  hei  der  xViikunft  in  ausländischen  Häfen  sich  mit  den  liu 
dieselben  geltenden  polizeilichen  Vorschriften  bekannt  zu  niaclicn, 
dieselben  auch,  soweit  erforderlich,  der  Besatzung  mitzuthcilen 
und  für  die  allseitige  Beachtung  Sorge  zu  tragen  ^^). 

Jm  einzelnen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

1«  Von  hervorragender  Wichtigkeit  sind  die  gesundheits* 
polizeilichen  Yorschriften.  Der  Kommandant  soll  sich  mit 
denselben  woraöghch  schon  im  Abgangshafen  bekumit  machen. 
Kriegsschiffe  sind  gruiidsätzlicli  den  für  Schiffe  überhaupt  erlas- 
senen Quarantänevorsclu'iiten  unterworfen^^);  sind  die  Komman- 
danten nicht  geneigt,  sich  den  letzteren  beziehungsweise  den  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen  und  Anforderungen  der 
Hafen-  oder  Sanitätsbehörde  zu  fügen,  so  müssen  sie  sidi  die 
Zurückweisung  von  dem  betreffenden  Platze  gefallen  lassen,  ohne 
(Liiaiis  einen  Grund  zur  Beschwerde  herleiten  zu  kiinneu.  Nur 
die  rro^üu  die  A'«?r]etzung  der  Qnarantänevorschnften  gerichteten 
btnifrechtiichen  Bestinmmngen  köunen,  in  Folge  der  den  Kriegs- 
schiffen zustehenden  Exemtion  von  jeder  fremden  Jnrisdiktions- 
gewalt  (s.  dritter  Abschnitt),  denselben  gegenüber  keine  Anwendung 
6nden.  Der  Natur  der  Verhältnisse  nach  befinden  sich  Kriegsschiffe 
im  übrigen  insofern  in  einer  günstigeren  Lage  wie  Handdsfahr- 
zeuge,  als  der  Be<?inn  der  Quanintänefrist  ])ei  den  letzteren  erst 
von  dorn  Zeitpunkte  der  Tjiiscluing  der  Laduns^  ab  gerechnet  m 
werden  pflegt,  während  für  KriegsscbiftV  ledighch  der  Zeitpunkt 
der  Ankunft  oder  der  Desinfektion  des  Sc  hiifes  in  Betracht  kommt. 
Abgesehen  davon  werden  in  Glemässheit  der  för  einzelne  See- 
gebiete oder  Hafenplätze  geltenden  Vorschriften  oder  Gebrauche 
Kriegsschiffen,  nationalen  sowohl  wie  fremden,  gewisse  Vergün- 
stipruTit^en  einp^eränrnt.  Es  l)eruht  dies  weniger  auf  der  Ausn.iliiiie- 
sh'Uung,  auf  welche  Kriegsschiffe  in  frenTdcn  Hoheitsgewiisseiii 
kraft  des  Rechtszustandes  der  Exterritorialität  Anspruch  haben, 
ein  Verhältniss,  welches  die  Unterordnung  unter  die  dort  gelten- 


**)  DeatBcbe  loBtraktioD  für  den  EommaDdanten  §  9;  scfavedischa 
Kegl  §  312. 

"}  Dies  ist  in  einzelnen  Begalativen  besonders  ausgesprochen,  s.  B.  Ar 
Grossbritsnnten  in  6.  Geo.  IV.  c.  78  ▼om  27.  Juni  1885,  in  der  6sterr.  Ver- 
ordnung Tom  20.  Mai  1866,  §  4.  —  Die  Vorschriften  (&r  die  Deutsche  KrieK»- 
marine  sind  enthalten  in  der  Instr.  Ar  den  Kommandanten,  §  9  u.  Anlage  XIV 
§  94  und  den  Erlassen  vom  24.  Februar  und  15.  August  1879. 
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den  Sanitätsgesetze  keineswegs  ansschliesst^  als  anf  der  Berück- 
sichtigung, dasB  an  Bord  der  für  den  internationalen  Verkehr 
▼erwendeten  Kriegsschiffe  stets  ein  Arzt  kommandirt  ist,  nnd 
femer  wohl  auf  der  Erwägung,  dass  bei  den  nicht  zum  Waaren- 
transport  bestimmten  Sihitfoii  die  Gefahr  der  Uebertraguug  an- 
steckender Kiaukheiten  eine  geringere  ist*^). 
Solche  Vergünstigungen  sind  namentüch: 

a)  Eine  kürzere  Quarantänefrist,  in  welche  mitunter  anch 
die  Reisezeit  seit  dem  Abgang  Ton  dem  verdächtigen  Platze  ein- 
gerechnet wird,  falls  während  der  Beise  Fälle  von  ansteckenden 
Krankheiten  nicht  vorgekommen  sind,  in  dem  letzteren  Falle  nach 
einzelnen  Reglenieuts  selbst  sofortige  Zulassung  der  Besatzung 
zum  freien  Verkehr**). 

b)  Die  Annahme  einer  Erklärung  des  Kommandanten  in 
Betreff  des  Gesundheitszustandes  an  Bord  als  Zeugniss  an  Stelle 
des  sonst  vorgeschriebenen  GresnndheitspaBses  ^^),  d.  h.  eines  von 
der  Obrigkeit  (Hafenbehörde)  des  Abgangsplatzes  ausgestellten 
und  von  dem  Konsul  desjenigen  Landes,  zu  welchem  der  Bcstim- 
mungsliufen  gelnirt  oder  von  einem  anderen  dazu  autorisirten 
Konsul  visirten  Attestes  über  den  am  Abgangsplatz  rücksichtlich 
ansteckender  Ki^ankheiten  herrsrlu  Tiden  Gesundheitszustand. 
Die  den  Gresundheitspass  ersetzende  Erklärung  des  Befehlhabers 
des  Kriegsschiffes  wird  zuweilen  mit  Bekräftigang  durch  Ehren- 
wort gefordert**). 

c)  Kriecrsschifte,  welche  Quarantäne  halten  iiiiisseii,  werden 
in  der  RcLri'l  nicht  verbunden,  sich  nach  den  iiii  andere  Scijiffe 
bestinuiiten  Quarantüiiepiätzeu  zu  begcbeni  sondern  es  pÜegt  ilmen 
die  Wahl  des  Ankerplatzes  in  angemessener  Entfernung  vom 
Lande  freigestellt  zu  werden 


Aus  densclbt  n  Erwägungen  werden  zuweilen  auch  anderen  S'rliiffcn. 
auf  welchen  ein  Ai/t  angestellt  ht,  wie  namentiich  Postdampfern,  ferner  den 

Yachten  Vergfmstigun^cn  ziigt'standen. 

Baker,  The  law  relatiug  to  quaianiiae,  bebandelt  diese  Verhältnisse 

w;ür  eingehend. 

*^')  Schwedisch«'  V.n>rdii.  vmn  H.  April  1851, 

Z.  B.  in  Kliüduü  vUakbk  a.  a.  U.  IS.  519);  ferner  turJiiwiies  lieglenieut 
foiu  27.  Mai  1840.  §  2G. 

•^')  Schwrdiscli.'  Vorindn.  vom  8.  Ajiril  1854;  der  Kuiuiiiandant  des  Kiiegs- 
schilTcä  hat  in  diesem  Falle  die  Erklärung  auf  Ehrenwort  abzugeben,  dass 
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d)  Wegfall  der  Quarantäneabgaben 

e)  Wegfall  einer  Untersuciiimg  der  Sanitätsbehörde  beim 
Abgang. 

f)  Gebührenfreie  Ausstellung  der  Sanitätspapiere  in  den  Ab- 

gangsliäfcD. 

2.  Zu  den  brsondercn  über  das  Verhalten  der  Kriegsschiflfe 
bestehenden  baten pdi/eiüchen  Vorsclirülen  gühoreu  namentlich 
auch  die  bezüglich  der  Löschung  von  Munition  und  sonstiger 
explosiver  oder  feuergefährlicher  Materialien,  zur  Vermeidung  der 
Geföhrdung  anderer  Schiffe  oder  naher  Gebäude^  Waarenstapel- 
plätze  tt«  8.  w.  getroffenen  Anordnungen. 

V.  Zollabfertigung. 

Kriegsschiffe  sind  beim  Einlaufen  in  fremde  Hoheitsgewässer 
und  während  ihres  Aufenthaltes  daselbst,  die  Beciprocität  Toraus- 
gesetzt,  einer  zollamtlichen  Revision  gmndsätzlidi  nicht  unter- 
worfen^^.   Diese  Exemtion  fällt  jedoch  weg,  soweit  eine  Aus^ 

schiliuug  von  Gegcnständuu  ziaii  freien  Verkelu*  erfolgt 

w&hrend  der  Kontumax  keine  KommaDikation  der  ScfaifiBbesatKiuig  mit  den 
Landbewohnern  stattfinden  wird. 
>*)  Dasdbst. 

Obtolak  a.  a.  0.  I.  S.  201  nnd  Anbang  E;  FraoosoN  a.  a.  0. 

I.  §  105. 

^)  Fflr  das  Dentscbe  Reich  ist  die  xollamtlicbe  Behandlnng  fremder 
Kriegsschiffe  dnrch  folgende  vom  Bondesnith  nnterm  12.  Oktober  1878  (Cen- 
tndblatt  für  das  Deutsche  lUkh  S.  2<»3)  erlassenen  Vorschriften  q-(^rerelt: 

a)  Eine  zollamtliche  Revision  <1«  r  fremdherrlichen  Kricirss*  hiffc,  sowie 
überhaupt  das  Betreten  derselben  im  Zollintcresse  findet  nicht  statt. 

b)  Alle  ati«  diesen  Schiifen  an  das  Land  gebrachtt-n  Gegenstände  (Waaren-, 
Mund-  und  Materialvorräthe,  Inventarienstücke)  nnterlicgcn  der  zollamtüclien 
Behandlung  nach  den  dieserhalb  bestehenden  Vorsclii  ift*^n,  und  sind  zu  dem 
Behufe,  bevor  -io  in  d^n  freien  Verkehr  treten,  dem  Zollamte  des  Hafenorti^ 
anzumelden.  Für  Waar^  ii  u.  ?.  w.  wird  dadurch,  das>  diosolhcn  auf  SchitlVn 
einer  fr^'mden  Kriegsniariiie  tran«|»ortirt  werden,  eine  Bi  freiiing  von  der  tarif- 
niässigeu  Kingan^alj;,MlM'  ddcr  eine  Eniiäfsigung  derselben  nicht  beerümlet. 

c)  Der  Traiisp.Mt  von  Gegenstiüulcu  und  Waaren  von  Land  aa  I«>rd 
unUrliegt  keiner  /«dlanitlichen  Kontrole.  es  sei  denn,  dass  dieselben  mit  dem 
An8|»ruch  aiit  ^teucrvergütung  ausgefulirt  werden,  oder  anter  ZoUanspmcfa 
stehen.  In  diesen  Fällen  sind  die  bierfftr  bestehenden  Yorschriften  mass- 
gebend;  insbesondere  moss  den  Zollbeamten  Ueberzcugung  verschafll  werden, 
daas  solche  Gegenstande  nnd  Waaien  wirUicb  an  Bord  der  fremdberrlicheii 
Kriegsschiffe  gelangen. 
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Die  Gewfibnmg  der  Zollfreiheit  der  für  fremde  Kriegsschiffe 

eingehenden  Approvisionnements  ist  vielfooh  üblich,  hezicluniL^s- 
weise  vereinbart.  Si(!  ist  jfdoclj,  soweit  eine  VereinbariiiiLi  nicht 
bestellt,  ledigUch  von  dem  Kinu  ssta  der  Einzelstauten  abhängig, 
und  wird  in  der  Regel  an  bestimmte  im  zoUHskalischen  Interesse 
getroffene  Bedingungen  und  Formalitäten  geknüpft. 

VI.  Freiheit  von  Hafen-  etc.  Abgaben. 

Die  Freiheit  der  Kriegsschiffe,  nationaler  sowohl  me  fremder, 
von  Hafen-,  Tonnen-  und  dergl.  Abgaben,  ist  durch  die  bezüg- 

heben  tarifarischen  Festsetzungen  allgemein  anerkannt"'). 

yil.  Eespektirung  der  besonderen  Verhältnisse  und 
Gebräuche  der  fremden  Nation. 

Knegs-rliilVc  hal)en  in  fremden  J  loheitsgewässeni  dit;  dort 
bestehenden  (icbräuche,  Einrichtungen  und  Sitten  zu  respektircn 
und  alles  zu  vermeiden,  was  als  eine  Kränkung  der  fremden 
Nation  ausgelegt  werden  kann.  Entsprechende  Kttcksicbten  sind 
auch  auf  gleichzeitig  anwesende  Kriegsschiffe  dritter  Nationen  zu 
nehmen.  Es  erstreckt  sich  diese  Verpfliclitung  nicht  nur  auf  die 
dienstlichen  Anordnungen  des  Koinniandaiiten  und  in  Verbindung 
damit  auf  das  Verhalten  des  Schiiles  selbst,  sondern  nicht  minder 
auf  das  Verhalten  der  gesammten  Besatzung,  namentlich  auch 
während  des  ausserdienstlichen  Aufenthaltes  einzelner  Personen 
am  Lande       Glaubt  em  Kommandant,  aus  besonderen  Gründen 

«)  FlttD  a.  a.  0.  8  411;  FsboüSOII  a.  a.  0.  1.  §  105.  -  Für  dio  Pns- 

saj»o  durch  den  Saezkunal  gilt  die  Vorschrift,  dass  Kriegsschiffe,  ingleiclieii 
Schiffe,  welche  für  den  Transport  von  Truppen  erbaut  oder  gechartert  sin«l, 
von  der  Nachstonrr  befreit  sind  und  keine  höhere  Abgabe  zn  fntrirhten  haben, 
als  den  Maxiinalsutz  von  lU  Fr.  pro  Tonne,  wtdcher  von  ihrer  Kegister-Lastig- 
kHf  7U  erlicbon  ist.  —  In  Betreff  der  Stationsschiffe  in  d^^n  DoTianmCm- 
düngen  s.  oben  I.  Abschn.  III.  3.  —  Art.  22  der  Generalakte  der  Berliner 
Konfer»  !)/.  vom  26.  Febrnnr  1^8')  ••ütliiilt  die  Ffst-^^ctznuL'  ih^v  K on 5r<>-Sch i f f- 
fahrtsukte:  dass  <li>'  in  d'/n  Ivuii^n  .'inlaut\ii<l«'n  KricgNsrliitVo  «Icr  Signatur- 
mä'-hte  von  Entrichtung  der  Sc]) itlYalirtMibirabcn  mit  Ausnalune  der  Luotscn- 
iiiid  Hafenahgaben  hefreit  sind,  und  d.uis  bic  auch  die  letzteren  nicht  zu  ent- 
ri.  lit.  ii  haben,  sofern  ihre  Intervention  von  der  iotcmatioDalen  Komiubsiou 
oder  ilercn  Agenten  nachgesucht  worden  ist. 

In  diesem  Sinne  schreibt  §  17  der  Anlage  I  der  doutflcheil  Instruktion 
für  den  Kommandanten  etc.  vor:  , Jeder  (au  Rord  eines  Ton  S.  H.  Sebiffen 
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sich  nicht  den  bestehenden  Verhältnissen  fü^jen  zu  können,  so 
wird  er,  zur  Vermeidung  von  Konflikten,  den  fremden  Hafen 
verlassen  müssen*'). 

VITT.  Ausrüstung  und  Reparaturen. 

Soweit  Kriegsschiffen  der  Besuch  fremder  Häfen  nicht  ver 
sagt  ist,  wird  ihnen  auch  dort  die  Vornahme  von  Reparatoreu, 
die  Beschaffung  von  Ausrüstungsmaterial,  die  Einnahme  von  Pro- 
viant, Wasser,  Kohlen  u.  dgl.  iii.  gestattet.  Es  ist  dies  in  /alil 
n  ii  licn  8cliifffahrtsverträgen  besonders  festi^'esetzt.  Wo  staatlirin 
Etablissements  vorhanden  sind,  wird  deren  Benutzung  in  der 
Begel  gestattet,  und  bei  Diensten,  weiche  Seitens  solcher  Anstalten, 
namentlich  von  Marine-Werften  und  Ausrttstungsmagazinen  fremden 
Kriegsschiffen  geleistet  werden,  pilegen  nur  die  Selbstkosten  fiir 
Materialien  und  Arbeitsleistungen  in  Reclmung  gestellt  zu  werden. 
Schon  beim  Kiiihiiifoii  in  Krieiisliäfcn  j»tl('i^(Mi  nach  allgemeineiu 
Gebrauch  Seitens  des  koTiiniandii cndcu  Ulü^siei'S  iVemden  Kriegs- 
schiffen die  guten  Dienste  angeboten  zu  werden. 

TX.  Vornahme  von  Vermessungen. 

KriegsschilVe  dürfen  in  fremden  Holieitsgewässem  im  engereu 
Sinne,  d.  h.  in  denjenigen,  in  welchen  ihre  Zulassung  auf  einer 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Koncession  beruht,  Mes- 
sungen (Lothunc^en,  Peilungen  etc.)  nur  soweit  vornehmen,  ab 

dieselben  fiir  die  Nuvigiiuug  beim  Ein-  und  Auslaufen  thencn'^*). 

uail  l'ahr^eugfii  i.iugcscliiffte)  liat  die  Religion.  Sitten,  Einrichtuii^i,'».!!  nnJ 
Gebräuche  derjenigen  Völker  und  Nationen  zu  respektiron,  mit  welchen  er  in 
Berührung  konamt*.  —  Das  uaterr.  Regl,  IQ.  Nr.  1005  bestimmt:  „Alles wus 
das  berechtigte  Eigengef&fal  der  fremden  Nation,  mit  welcher  man  in  Berthmug 
tritt,  verletten  kdnnte,  matB  streng  vermieden  werden;  deren  Sitten  nnd  G«> 
bränche,  deren  Religion  und  Einrichtungen  mQeaen  geachtet  werden*. 
Fiovx  a.  a.  0.  I  §  442. 
^)  Die  Saterr.  Verordnung  vom  20.  Hai  1866  entbSIt  im  §  10  die  De- 
Stimmung:  «Fremden  Kriegsschiffen  ist  es  nicht  gestattet,  Xiothungen  mit 
Booten  und  Aufnahmen  in  jenen  Qewassem  vorzunehmen,  welche  im  Schoss- 
hereiche  eines  üsterreichischoi  befestigten  Werkes  liegen.  Sollte  ein  ftmAa 
Kriegsschiff  eine  solche  Operation  vornehmen,  so  ist  dem  betreffenden  h.  k.  Sta- 
tionskoromandanten  unverweilt  die  Anxeige  %vt  erstatten  und  dieser  bat  «Iai 
Kommandanten  jenes  Schiffes  durch  einen  seiner  Offiziere  zu  eranchen.  dit* 
begonnenen  Arbeiten  allsogleicb  einsustellen,  widrigenfalls  er  mit  Waffengewstt 
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Id  denjenigen  Meerestheflen,  welche  als  DnrcliiahitsgeK&ser  Hu- 
den internationalen  Verkehr  dienen^  anch  soweit  solche  innerhalb 
der  nationalen  Seegehiete  liegen,  nnd  in  welchen  die  Passage  den 

ivnegsschiffen  aller  Xationeu  ohne  weiteres  freisteht,  wird  dvii 
selben   auch   die  ßefugniss  mv  V(»niahiiio  von  Vormessungen, 
welclie  ül>er  den  Zweck  der  Urieutinmg  liir  den  besonderen  F:dl 
hinansgehen,  nicht  wohl  Tersagt  werden  können  (vgl.  anch  erster 
Abschnitt  II,  1.) 

X.  Militärische  Uebnngen  nnd  Ausschiffung  bewaffneter 

Mannschaften. 

Mihtärische  Uebnngen  ausäcrbalb  des  Bereiches  des  Kriegs- 
schiffes;  namentlich  Schiessubnngen,  Boots-  nnd  Landongsmanöver 
und  Uebnngen  an  der  Kfiste  diiifen  ohne  Genehmignng  der  zn* 
standigen  fremden  Behörde  nicht  Torgenommen  werden^).  For- 

derlich  für  das  gute  ESnTemehmen  wird  es  sein,  wenn  eine  solche 
Erlau1)nis>  iiur  iütcl)_^micht  wird,  suk-rii  auf  it\vil!ig<_^  Ent- 
gegeiikoüjmeu  zu  reelmeu  ist.  In  den  Duicklaiirtsgewässeru  lür 
den  internationalen  Verkehr  steht  der  Vornahme  solcher  Manöver, 
welche  diesen  Verkehr  nicht  stören,  nichts  entgegen. 

Anch  bei  dienstlichen  Ansschiffongen  des  Personals  za  an- 
deren Zwecken  als  zu  Hebungen  wird  die  Erlaubniss  der  Landes- 
behörde  zuvor  einztiholen  sein.  Diese  Erlaubniss  wird  nicht  wohl 
versagt  werden  diirfcu,  weim  die  Ausschiffung  der  Besatzung  oder 

(bursD  SB  varhiodeni  wire,  wekhan  Akte  dn  dem  betreffienden  KonraundanteD 
einzobiiidige&der  whnfUiclier  Proteit  Tonuixogeben  faHte.  —  In  PUtseo,  decen 
Y«itheidifaiigBiiiittd  nngentkgeBd  sind,  mn  die  Befol^ng  der  besteheoden 
GeseiM  von  einem  fnmdcD  SdiÜfe  u  enwiDgen,  ist  sich  an!  den  blossen 
Protest  tn  besehriaken,  mvenllglieb  aber  aa  die  lorgcsetile  Behörde  die 
Meldong  sa  erstatten*.  —  Das  itaL  BcgL  (§  48)  ontenagt  gleichfalk  die  Vor- 
nähme  hydrographischer  Arbeiten  an  ficmden  E&sten  ohne  Genebmigang  der 
Loluilb*  Ii  rle.  —  Eine  Koncesäioi)  auf  diesem  Gebiet  enthält  Art.  8  des  Han- 
dels-, Freondschafts-  und  SchifFfalirts Vertrages  zwischen  dem  Deutschen  K'eich 
and  Korea  Tom  2r..  Nivernber  IS-"'^,  welcher  bestimmt:  «Die  koieaniscbe 
Rcgierong  wird  Schiffen  der  Deutschen  Krieg^smarioe.  die  sich  mit  Venne«3nng8- 
arbeiti  T(  in  koreanischen  Gewissem  beschäftigen,  alle  mögUchen  Erleichteningen 
gewahr-  Ii". 

I'reuss.  Mini*-'t -KrLiss  vom  20. Älärz  (All?.  Marine-Befehl  Nr.  14^1 
und  tleutsche  Instruktion  tur  don  Kommandantr-ii  et«;..  §  27:  »"-f.rr.  \  -T.'r'li:. 
vom  20.  Mai  l^W.  §  11  und  Dienst-B^gL  Iii,  §  iOUd;  Queens  Uegulations 
Art.  420;  Italien.  Begl.  Ajrt.  48. 
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eines  Theiles  derselben  durch  nothwendige  Reparaturen  des  Schiffes 
bedingt  ist ;  jeden&Ufi  wird  in  solchen  Fällen  auch  ein  Einyemelmien 
zwischen  dem  Befehlshaber  des  Kriegsschiffes  und  der  Laiides- 
behördf  die  ModahtntoT!  der  Unterbiingimg  des  Besatzungs- 

personals ani  Lande  zu  tretieu  sein.  Auch  in  Betreff  der  Vor- 
nalime  von  Beerdigungen  an  Bord  vprstorl)ener  Personen  mit 
militärischen  Ehren  an  fremden  Hafenplätssen  sind  mehrfach  regle- 
mentarische Festsetzungen  getroffen''). 

XI.    Ausserdieuätlicher   Verkehr    der  Besatzung  am 

Lande. 

Dem  ausser«li»;iistlichen  Verkehr  der  Ofli/ii  re  und  Mann- 
scliaiten  von  der  Besatzung  eines  in  einem  fremden  Hafen  hetind- 
Hchen  Kriegsschiffes  am  Lande  steht  grundsätzlich  nichts  ent- 
gegen'^).   Es  ist  hierbei  aber  folgendes  zu  beachten: 

1.  Der  fremden  Staatsgewalt  steht  es  firei,  die  Landungs- 
stellen für  die  den  Verkehr  mit  dem  Lande  vermittelnden  Kriegs- 
schiffsboote zu  bestimmen*'). 

2.  Wenn  grössere  Theile  der  1  irs.it /iing  an  Land  hcuiiaubt 
werden,  so  hat  der  Kommandant  die  liir  die  Aufrechthaltung  der 
Ordnung  an  der  Ijandungssteile,  namentlich  beim  Wiedereinschiffeo, 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen^*). 

3.  Es  ist  nicht  üblich,  dass  Hannschafien,  welche  ausser- 
dienstlich  an  Land  geben,  Waffen  tragen,  soweit  nicht  etwa  nach 
den  obwaltenden  Verhältnissen  die  persönliche  Sicherheit  solches 
erheisclit.  Jeder  Staat  hat  auch  die  Befugniss  festzusetzen,  dass 
solche  Mamiscluiiftcn  nur  uubewiiffiict  an  Land  kouimcn  diiiieu 


^}  S,  s.  B.  italleo.  ItegL  Art  82;  schwod.  Regl  §  98. 

")  Das  italien.  Rc';<l.  (Art.  32)  schreibt  aber  vor,  dass  Nieniatnl  die  Er- 
laubniss  erhalten  soll,  siel»  an  Land  zu  be^'oben.  bevor  ein  Kinvemeluneii  mit 
den  diplomatucben  Vertretern  bcxw.  dem  Konaal  oder  mit  der  Ortabehöide 
erfolKi  ist. 

'^'^i  Solche  Bestiinmnnj^cn  sind  mitunter  auch  gencroll  f»etroffcn,  z.  B.  für 
den  Hafen  von  Li<^<?abon  (Krlass  des  portag.  Ministers  der  aaswärt.  Angelegen* 
hciU-n  vom  25.  M.n  i8(i7). 

Nach  den  Qtiecns  F^ofjnlations  (Art.  420)  soll  in  solchen  Fallen  zuvor 
das  KinverstatiJiii&.s  tlcr  ÜrUbeliortic  l  iiii,' -holt  wer.len. 

")  Solche  Fe&tsetzung  enthält  z.  Ü.  §  12  der  öütcn-.  Verordnung  vom 
2U.  Mai  18Ö6. 
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XII.  Auslieferung  von  Deserteuren^'). 

1.  Wenn  .M  annschaften  von  der  Büäatzuu;^;  t  uit  s  Kricgsscliiffes 
während  des  Aufenthaltes  des  letzteren  in  einem  frcMuden  Hjifen 
von  Bord  entwichen  sind,  oder  nachdeni  sie,  sei  es  in  diensthcher 
Funktion  sei  es  mit  ITrlauh,  von  Bcjrd  geganj^en,  üher  die  Dauer 
ihrer  dienstlichen  Verrichtungen  oder  des  Urlaubs  hinaus  eigen* 
mächtig  fem  bleiben,  so  berührt  ihre  Festnahme  die  internationalen 
Beziehungen,  sofern  solche  Personen  sich  innerhalb  einer  firemden 
Jurisdikti(>nss|)h:ii i  aallialten,  d.  Ii.  :iin  TiUiiJe  oder  an  Bord 
eines  SehitVes  IVcnider  Flagge.  Hat  »ich  ein  Deserteur  an  Bord 
eines  KaufValuteiscliiffes  seiner  eigenen  Nationahtät  geliüchtet,  so 
ist  der  Bet'elilshahor  des  Kriegsschiffes,  kraft  der  aucli  iti  aus- 
wärtigen Hafenplätzen  ihm  fiber  dasselbe  zustehenden  Polizei- 
gewalt, befugt,  den  Deserteur  ohne  weiteres  an  Bord  jenes  Schiffes 
festnehmen  und  an  Bord  des  Krie^schiffes  transportiren  zu  lassen ; 
es  handelt  sich  in  diesem  Falle  aiu  «  ine  interne  Angelegenheit, 
dureli  w  ekthe  die  Hoheitsrechte  des  fremden  Staates  nicht  berührt 
werden 

2.  Hat  sich  der  Deserteur  an  Bord  eines  Schiffes  fremder 
Flagge  geflüchtet,  oder  hält  er  sich  im  Landgebiet  des  fremden 
Staates  auf,  so  bedarf  es,  insofern  er  sich  nicht  freiwillig  zur 

Rückkehr  bereit  findet,  zu  dessen  AViederhabhaftwerdung  der  Mit- 
wirkung der  rreMiden  Üelifirde.  Es  handelt  sich  in  derartigen 
Fällen  jedueli  nicht  um  eine  Auslieferung  im  gewöhnlichen  Sinne. 
Denn  die  Entweichung  von  Bord  eines  Kriegsschiffes  ist  ein 
militärisches  Delikt,  welches  an  sich  die  allgemeine  Bechtssicherheit 
nicht  berührt  und  auch  niemals  in  Auslieferungsverträgen  unter 
denjenigen  Strafthaten  mit  aufgeftihrt  ist,  welche  einen  Auslie- 
ferungsantrag begründen  können,  wie  überhaupt  aus  dem  Wesen 
der  internationalen  Beziehungen  ein  rerhtspolitisches  Äfotiv  für 
die  internationale  Assistenz  in  derartigen  Fällen  nicht  heigeleitet 
werden  kann.  Dagegen  erheischen  die  allgemeinen  schillahila- 
pohtischen  Rücksichten  eine  Rechtshülfe  auch  nach  dieser  Richtung 
hin.  Denn  es  ist  in  Friedenszeiten  die  Hauptaufgabe  eines  jeden 
in  fremde  Meere  entsendeten  Kriegsfahrzeuges,  den  Seehandel  zu 


AusfQhrlicbereft  hierttber  s.  in  der  Abbaudlung  von  Pibsls,  Aus- 
lieferDng  desertirt^r  Sebiffstii&iiittcliftfteti«  1883. 
'>)  Italien.  Bflgl.  Art  31. 

AtrUr  Ar  ftStetllchu  RmM.  I.  S.  ^ 
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schützen,  und  zwar  beschränkt  sich  diese  Aufgabe  keinesweges 
auf  den  Schutz  der  Handelsschiffe  seiner  eigenen  Nationalität, 
sondern  sie  hat  einen  weiteren  Wirkungskreis;  sie  mnfasst  ins- 
besondere die  Befugnissy  auf  offener  See  da  einzuschreiteD,  wo 
die  allgemeine  Sicherheit  in  Frage  kommt,  und  soweit  ilifsfllu-  , 
bedroht  ist,  einen  internationalen  Rechtsschutz  auszuüben.  Es 
hat  mithin  jeder  Staat  ein  Interesse  daran,  dass  der  Aktions- 
bereitschaft der  zu  solchen  Aufgaben  bestimmten  Schiffe  anderer  i 
Nationen  durch  die  Vennindernng  ihrer  Besatzungen  kein  Ab-  i 
bmch  geschehe. 

Tn  der  Praxis  sowohl  wio  in  der  Wissenschaft  habt^u  dif^f^ 
Gesichtspunkte  AnerkeHuuufx  .gefunden.  Insbesondere  lud  »ich 
auch  das  Institut  de  droit  international  mit  dem  Gegenstande 
befasst  gelegentlich  der  Vorarbeiten  und  Berathungen  über  das 
AusHefening^recht  ^*). 

In  der  Natur  der  Verhältnisse  liegt  es,  dass  ftbr  die  in  der- 
artigen  Fällen  zu  gewiUirende  Rechtshülfe  nicht  das  fiir  Auslie- 
fV'rungen  im  allgemeinen  vorgeschriebene,  mit  manniLrlaehen  For- 
malitäten und  Weiteimgeu  verknüpfte  Verfahren  Platz  greifen 
kann;  denn  es  würde  sonst  (kr  Zweck  in  den  meisten  Fällen 
nicht  enreicht  werden.  Insbesondere  werden  ausgeschlossen  bleiben 
müssen:  eine  diplomatische  Vermittelung,  eine  gerichthche  Requi- 
sition, ein  rieliterlicher  Haftbefehl,  ein  kontradiktorisches  Vor- 
faln  en  vor  dem  Gericht  des  Zuliuchtstiuites'^).    Dementsprechend  i 

'•■')  Der  Ileferent  hob  hervor:  „Lcs  graves  coiiseqiicnces  dont  co  l'ait  ide-  ; 
sertion  «It  s  inariusj  yent  etrc  la  cause,  exigent,  qu'il  soit  prom])t.M!i.  iit  r/iirinu'. 
Dans  la  pratitiue  g6neralc,  l'oxtraditioii  n'cst  sculement  accorJcv,  ollo  a  lien  I 
suivnnt  uno  procednro  sommaire".    Der  Korreferent  bemerkte:        notrc  avis, 
la  distiiictioii  faitc,  entr«  l:i  dcsertion  dans  Vanncc  proprement  dite.  et  la  Ji-  | 
sertion  dans  la  marine,  ne  ü'expli^iue  que  par  des  inotifs  d'utilite  pratiqiie.  et  j 
non  par       motifs  de  justice;  le  fait  du  matelot  d'un  uavire  de  comniera-qni  \ 
qnitte  BOn  boid,  hoob  semble  moius  grave  que  celai  do  soldat,  qai  abandonsf 
wm  dnpean,  peui-Mro  en  face  de  TAneote  on  de  rennemi*.  Das  Instiiat  Jut 
ui  d«r  Folge  in  der  Sitzung  von  Oxford  (1880)  unter  Nr.  XVI  die  BesolatuHi 
angenommen:  «Uextradition  ne  doit  pae  s'appliqnor  a  la  ddaertion  des  wSor 
tairea  appartenant  a  Tannie  de  terre  oa  de  mcr,  ni  auz  d41ita  poremeDt  nOi« 
taires.  —  L*adoption  de  cette  regle  ne  fait  pas  obatacle  a  la  | 
raison  des  matelots  appartenant  a  la  marine  d*l)tat  on  ala  marine  i 
marchande«.  Animaire  de  llnstitot  de  droit  intern.  1879/80  I.  S.  220. 258; 
1882  S.  122,  129. 

S.  bierflber  OvroJMX  a.  a.  0.  I.  S.  307,  808,  218.  314. 


Digitized  by  Google 


^   493  — 


ist  auch  durch  zahh'eiche  internationale  Vereinbarungen,  inshe- 
sonderc  in  SchiMihrts-  und  in  Konsularverträgen,  die  Verpflichtung 
zur  Auslieferung  von  KriegsBchiffs-Deserteuren  ansdrücklicb  stipu- 
lirt  und  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  geregelt. 

Eine  TÖlkerrechtliche  Verpflichtung  zur  Festnahme  und  Aus- 
lieferung von  solclu  Ii  Deserteuren  kann  freihch  nur  soweit  l)e- 
hauptet  werde»,  als  eine  solche  ausdrücklich  vereinhart  ist,  und 
zwar  darf  angenommen  werden,  dass  wenn  in  einer  Vereinbarung 
über  Auslieferung  desertirter  Schifismannschaften  von  Deserteuren 
im  allgemeinen  die  Bede  ist,  darunter  Deserteure  von  KaufBfjhrtei- 
schiffen  sowoU  wie  von  Kriegsschiffen  zu  verstehen  sind.  Aber 
auch  soweit  ^  üreiiil)arungen  über  die  Auslieferung  von  Deser- 
teuren nielit  bestehen,  ist  es  keinesweges  ausgesclilossen,  dass  die 
ürtspolizeibehörde  einem  an  sie  gerichteten  Ersuchen  des  Schiffs- 
koniniandos  oder  des  Konsuls  um  Festnahme  und  Auslieferung 
eines  Deserteurs  ohne  weiteres  Folge  giebt;  in  der  Praxis  geschieht 
dies  allenneist/^). 

3.  In  BetreÖ'  der  Auslieferung  von  Deserteuren,  welche  sich 
im  li'ciiHlcii  Sta:its;t^'(l)iet  aunialtcn,  injelten,  nach  dem  Inhalt  der 
bezügUchen  in  allen  wesentUchon  Punkten  überoinstimmendeu 
internationalen  Vereinbarungen,  folgende  Regeln: 

a)  Das  Ersuchen  um  Auslieferung  erfolgt  durch  Vermittelung 
des  Konsuls  in  schriifclicher  Form.  Der  Requisition  des  Schiffs- 
konmiandos  wird  eine  Personalbeschreibung  beizußigen  sein^*). 

1))  Ist  die  Festnahme  erfolgt,  so  wird  der  Deserteur  dem 
Konsul  ziu*  Verfügung  gestellt,  und  falls  das  Kriegsschilf  den 
betreffenden  Platz  bereits  verlassen  hat,  auch  kein  anderes  Kriegs- 
schiff derselben  Flagge,  an  welches  ohne  weiteres  die  Ablieferung 
erfolgen  kann,  zur  Stelle  ist,  auf  Kosten  des  Konsulats  bei  dem- 
selben oder  bei  der  Ortspolizeibehörde  in  Q-ewahrsam  gehalten, 
bis  dass  sich  Gelegenheit  zur  ITeberfüliriinfc  an  Bord  eines  solehen 
KriegsbehiHrs  oder  zur  Heimseiiduniij  durcli  ein  anderes  Seliitl* 
hndct.    Jedoch  ist  die  Dauer  der  Detention  bei  der  fremdeu 

S.  auch  I^^ulations  for  the  Government  of  the  United  States  Navy 

von  1870,  Art.  1008. 

)  Für  die  Kai>cil.  T><'ntschc  Marine  s.  §  26  der  Instr.  für  den  Kom- 
mandanten etc.,  §  28  des  Gesetzes,  Lctr.  die  Orp;aniaation  der  Bundes-Kon- 
sulate  etc.  vom  Nuvcinlx  r  1867,  und  AUg.  Dienst-Instr.  fUr  die  Konsuln 
¥om  6.  Jani  1871  za  §  28  cit 

S3» 
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Behörde  limitirt^^),  und  eine  Wiederverhaftung  aus  derselben 
Veranlaasnng  imstatthaft.  Die  bevorstehende  Freilassung  des 
Detinirten  pflegt  dem  Konsul  drei  Tage  Yoilier  angezeigt  tu 
werden. 

c)  Wenn  der  Deserteur  in  dem  8taatsgehiet  in  welchem  er 
ergriffen  wird,  eine  strafbare  Handlung  hoi?angf'n  Imt.  so  wird 
die  Auslieferung  ausgesetzt,  bis  dieserliaib  eine  Abui'theiluug 
beziehungsweise  der  Strafvollzug  erfolgt  ist. 

d)  Nicht  ausgeliefert  werden  Personen,  welche  Angehörige 
des  Landes  sind,  in  welchem  ihre  Ergreifung  erfolgt  ist;  ist  ihre 
Nationalität  von  vornherein  bekannt,  so  wird  eine  Festnahme  gar 
nicht  erfolgen.  Diese  Beschränkimg  ist  in  der  Regel  schon  in 
den  Kouventioiicn  ausdrücklich  festgesetzt;  aber  aucli  wriin 
nicht  zum  Ausibuck  gebracht  ist,  existirt  in  derartigen  Fällen 
eine  Pflicht  zur  Auslieferung  nicht.  Auch  nach  dem  Landesrecht 
der  modernen  Staaten  ist  eine  Ausheferung  Staatsangehöriger  in 
der  Regel  ausgeschlossen.  Das  Strafgesetzbuch  fdr  das  Deutsche 
Reich  bestimmt  im  §  9:  „Ein  Deutscher  darf  einer  ausländischen 
Regierung  zur  Verfolgung  oder  Bestrafung  nicht  überliefert 
wcnicii".  Aber  auch  wenn  der  freuide  Staat  auf  die  8tr;dver- 
folgung  verzichten  wollte,  dürfte  nach  der  ratio  ilitses  den  An- 
schauungen des  modernen  Völkerrechts  entsprechenden  Grundsatzes 
eine  Auslieferung  nicht  fUr  statthaft  zu  erachten  sein'^).  Ab- 
gesehen von  dieser  Einschränkung  ist  es  otme  Behuig,  ob  der 
Reldamirte  der  Nation  angehört,  deren  Flagge  das  Schiff  fuhrt 
oder  nicht  ^^). 

o)  Tiiegt  ausser  der  Desertion  gegen  das  bctrcflVnde  Tndivi- 
duuui  eine  8trafthat  vor,  welche  au  sich  den  Anspruch  auf  Aus- 
lieferung niclit  begründen  würde,  so  kann  demjenigen  Staate« 
welcher  den  Deserteur  ausliefert,  das  Recht  nicht  versagt  werden, 
an  die  Auslieferung  die  ßedingtmg  zn  knüpfen,  dass  wegen  jener 
konkurrirenden  Strafhandlung  eine  Strafverfolgung  nicht  eintrete. 

4.  Tn  keinem  Falle  steht  dem  Kommandanten  eines  Kricsf^- 
55chift'es  die  Befugniss  zu,  auf  eigene  Autorität  an  Bord  eines 
iSchiÜ'es  fremder  Nationalität  Recherchen  zur  Ermittelung  uder 

^*)  Iii  <lt'r  Hfiff»)  anf  mohr<»rp  Monato. 

S.  auch  Allir.  Dienstinstruktiun  für  die  Kaiso'Iichen  Kousuln  Tom 
23.  Febrnar  '/.n  ^  'M. 

FiBLD  a.  a.  U.  Anmerk.  zu  §  241. 
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Festnahme  eines  Deseurteurs  yomehmen  su  lassen"*^.  Hat  der 
Kommandant  Gnind  anzunehmen,  dass  sich  ein  Mann  von  der 

Besatzung  seines  Schitfes  an  Bord  eines  KauflfahrteiscliiÜe.s  Iremdcr 
Fliig^e  j^eHüclitct  hat,  so  Nvird  die  Festnahme  ebenfalls  durch 
Vermitteiimg  des  Konsuls  bei  der  Lokalbchörde  in  Antrag  zu 
bringen  sein,  welche  eventuell  unter  Zuziehung  des  Konsuls  der 
Nation,  dessen  Flagge  das  Zufluchtsschiff  führt,  die  Festnahme 
und  AnsMeferung  herbeifahren  md*^^).  Hat  sich  ein  Deserteur 
an  Bord  eines  fremden  EÜriegsschiffes  geflüchtet,  so  ist  das  Er- 
suchen um  Auslieferung  an  den  KomiiKindiinton  des  letzteren 
bezieiiungsweise  an  den  ältesten  anwesenden  kommaudirenden 
Ofi&zier  der  betreifenden  Flagge  zu  richten,  welcher,  soweit  nicht 
etwa  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bei  Zusage  der  Beci- 
procität,  jenem  Ersuchen  unbedenklich  stattgeben  wird. 

6.  läne  KolliBion  der  in  Rede  stehenden  internationalen  Ver- 
piiichtiuigen  kann  eintreten,  wenn  ein  Individiuum  an  einem  und 
demselben  Platze  succesbive  von  mclirt  rcn  ScliitlVii  verscliiedener 
Flaggen  entwichen  ist  und  Seitens  der  betretienden  Koiisula  auf 
Grund  der  bestehenden  Konventionen  die  Ortsbehörde  um  Aus- 
lieferung angegangen  wird.  Ist  die  Entweichung  in  dem  einen 
Falle  von  Bord  eines  Kriegsschiffes,  in  dem  anderen  von  Bord 
eines  Kauffahrteischiffes  erfolgt,  so  würde,  da  nach  dem  Wesen 
der  internationalen  Rczii'hiinm'ii  <l»'n  Interessen  der  Staat sirewaltcn 
in  höherem  Grade  ilechmnig  getragen  werden  muss,  als  denjenigeu 
des  kommerziellen  Verkehrs,  ohne  Kücksicht  auf  soiistige  TTra- 
stande,  der  Requisition  um  AusUeferung  an  Bord  des  Kriegsschiffes 
stattzugeben  sein.   Ist  die  Entweichung  von  Kriegsschiffen  ver- 


Kill  ;in<<lincklicli«'s  V.  rl.ot  imHi  «lioser  Richtuncf  enthalten  die  <l\  n's 

K»:^ulati«'iis  im  Art.  \vos>  ll>>t  es  heiöst:   ,Ikr  iMujcsty'a  Oflicers  aro  iiut 

autliorUed  t*>  ■^•  inl  >m  boanl  ot  Foreign  Ships  to  tal^e  froin  lior  any  Dritish 
ScariKiH  affairiftt  tlie  will  of  tlie  Fort-i-jn  CoiniuunJcr"  und  weit<'r:  ,No  (Mticor 
(»f  h'T  Majosty  sliall  in  any  case  soanli  any  F'oreign  81iip  for  aiiy  Naval  De- 
rt' r  ..r  Üesertors.  This  piuhibitiuii  applics  wether  such  Vessel  bc  in  Foreign 
W  ii.  iH  or  clsewlierc".  -  Die  Kegulations  for  the  GoTornineiit  of  the  United 
Siatts  Navy  setzen  im  Art.  1001  fest:  Jn  no  owe  shall  force  be  nsed  to 

•U-äcrterä  abroad,  eitber  frora  the  shore  or  froiu  foreign  ships;  bnt 
ütlic4)rs  iiiay  be  sent  to  either  ahore  or  shij»  to  Identify  deaertera"*  —  S.  auch 
tchwcd.  Rtgl.  §  91  Z.  1. 

8.  auch  AUg.  Dieitstinstraktion  fflr  die  Kaiserlichen  Konsuln  yom 
23.  Februar  1873  zu  §  33,  Scblusssati. 
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schiedener  Flaggen  erfolgt,  so  würde  die  KoUisioii  wob!  am 
zweckmäasigsteti  durch  Berücksichtigung  der  Priorität  des  Ans- 
lieferongsantrages  gelöst  werden.   Indessen  würde  es  föglich  auch 

nicht  als  unzulässig  erachtet  werden  könne»,  den  festgenommenen 
DeRcrtour  für  dasjenige  Schiff  zur  Verfiigiiii^r  zu  stellen,  v<m 
welchem  er  zuerst  entwiclien  war.  Besteht  aber  mit  der  einen 
Nation  eine  Vereinbarung  über  die  Aushefcrung  von  Schiffsdeser- 
teuren,  mit  der  anderen  nicht,  so  wird  unter  allen  Umständen 
dem  Ausliefenmgsantrage  des  Vertreters  der  ersteren  Folge  za 
geben  sein. 

XIIL   Konflikte  mit   fremden  Behörden  und  Inter- 
ventionen. 

Geräth  der  Kommandant  eines  Kriegsschiffes  mit  einer  aus- 
ländischen Behörde  in  Konflikt,  so  hat  er  die  Verfolgung  der 

Angelegenheit  durch  die  ordentliche  Vertretung  seine«  Staates^ 
d.  i.  den  diplomatischen  Repräsentanten  oder  den  Konsul  zu  v(  r- 
anlassen,  und  ist  mir  da  cnnächti^'t,  seihständig  zu  haudt'in,  wo 
ein  solcher  Vertreter  entweder  nicht  existirt,  oder  ein  sofortiges 
Handeln  durchaus  nothwendig  ist,  ohne  dass  zuvor  dessen  Ver- 
mittelung  angegangen  werden  kann.  £s  ist  für  alle  derartige 
Fälle  festzuhalten,  dass  em  Kriegsschiff  im  Auslande  die  bewaff- 
nete Macht  seines  Heimathsstaates  nicht  aber  dessen  souversne 
politische  Gewalt  reprilsontirt.  Es  kann  daher  in  Ermaugduitg 
einer  Ermächtigung  mu*  unter  ])esoiul«'ri'n  Umständen  eine  selbst- 
ständige Aktion  von  Seiten  des  Bet'ehlhabers  eines  Kriegsschiö'«^ 
in  Scene  gesetzt  werden,  nämlich,  um  die  Ehre  der  Flagge  zu 
wahren,  und  in  dringenden  Fällen,  sobald  es  sich  um  die  Ge- 
währung von  augenblicklichem  Schutz  bei  emster  Gefahrdung  tou 
Angehörigen  seiner  Nation  handelt*'). 

Auch  die  Entscheidung  ühor  die  Art  und  die  (iren/.en  des 
Einschreitens  kann  zu  vSchwierigkeiten  führen,  welche  nur  soweit 
wegl allen,  als  der  Kommandant  nach  bestimmten  Direktiven  m 
handein  hat.  Für  die  militärische  Durchfuhrung  der  Aktion  liegt 
ihm  die  alleinige  Bestinmiung  und  Verantwortlichkeit  ob,  und 
werden  hierbei  folgende  Normen  leitend  sein: 

1.  Die  Ehre  der  Fhigge  muss  unter  allen  Umstanden  gewalnt 

8.  P1BIX.S,  intern.  Seereckt  8.  158,  159. 
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werden;  es  mvas  desshalb  auch  namentlich  ein  angefangenes 
Untemebmen  mit  Daranseteung  aller  Kräfte  zu  Ende  geführt 
werden.   Unvenrichteter  Sache  abziehen  schädigt  das  Ansehen 

der  Flagge  und  mitkiii  die  Würde  der  Nation  in  bclüimmster 
Weise. 

2.  Es  soll  Gewalt  nur  im  äuBsersten  Falle  und  nicht  mclir 
Gewalt  angewendet  werden,  als  zur  Erreichung  des  gestellten 
Zieles  erforderlich  ist.  Die  Gewalt  ist  überhaupt  das  äusserste 
zulassige  Mittel  des  Einschreitens  und  daher  nur  anzuw^den« 

wenn  die  anderen  Mittel  erschöpft  sind,  insbesondere,  wenn  die 
fremd 0  Regierungsgewalt  die  verlangte  llemedur  hartnäckig  ver- 
weigert oder  olinmächtig  ist,  eine  solche  zu  leisten.  Momentan 
werden  zwar  in  den  meisten  Fällen  Gewaltaktionen  die  Wirkung 
nicht  verfehlen;  ob  dadurch  aber  dauernde  Yortheile  erlangt 
werden,  ist  eme  ganz  andere  Frage.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt, 
dass  häufig  die  blosse  Anwesenheit  eines  Kriegsschiffes,  verbunden 
mit  einem  hostimmtoii  Auftreten,  welclies  in  Bctreli"  der  even- 
tuellen Ent^chiieböuugen  keinen  Zweifel  Hess,  hinreichte,  Abhülfe 
zu  schaffen''). 

PlBSLSt  intern.  Secrccht  §  29  I.  —  Die  Deutsche  Instraktion  fttr 
den  Kommandanten  bestimmt  in  den  §§  13  und  14:  „Geräth  ein  Kommandant 
in  irgend  einen  Konflikt  mit  Beliördcn  irgend  eines  fremden  Staates,  so  hat 
er  dorn  Konsul  oder  diplomatischen  Vertreter  des  Dout sehen  Reichs  die  weitere 
Verfolgung  der  Angelegenheit  zu  übertragen  und  selbstTerständlich  an  seine 
vorgesetzte  IJehörde  zu  berichten.  Wird  irgendwie  ein  augenblickliches  Ein- 
schreiten durchaus  erforderlich,  so  hat  er  die  Vorschriften  des  maritimen  Völker- 
rechts in  Betracht  zu  ziehen  und  bei  seinen  MassiialnitP)i  nicht  ausser  Acht 
zu  lassen,  da«s  ihm  die  franzc  Verantwortlichkeit  für  die  Folgen  verbliibt", 
.S.  auch  l'iMiKLs  a.  a.  U.  x\nlage  G.  —  Vgl.  ferner  Queens  Kegulations 
Art  417  ff.,  österr.  Kegl.  lU  Nr.  57  und  lUÜG;  Italien.  Rcgl.  Art.  13. 

(Scbluss  folgt  im  nächsten  Heft.) 
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Ein  Beitrag 

zur 

Lehre  yon  der  Gidtigkeit  der  Staatsverträge 

in  den  VerfAssuiigs-Staateii* 

Von 

A.  Leoni, 

Luidgttriditemtk  i«  Bkmm'bvt  U  K. 

I.  Gleich  den  V erfasaungen  fasfc  aller  Kultorstaaten  eiitliaHeii 
bekannter  Massen  auch  die  Preussisdie  Verfassung  und  die  Retc!»- 

verlassuiig  Bestiuiinun^jen,  durch  welche  die  Machtvollkoinnu'nheit 
des  Königs  von  Freiisseii  und  des  Deutsciieu  Kaisern  bezüglich 
des  Abschlusses  von  Staat svertiägcD  gewissen  BcscliränkuDgen 
unterworfen  wu*d.  Art.  48  der  Preussischen  Verfassung  besagt: 
„Der  König  hat  das  Recht;  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  auch  andere  Verträge  mit  fremden  Regieningen  zu 
errichten.  Letztere  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustinunung 
dov  Kammern,  sofern  es  Handels  vertrüge  sind,  oder  wenn  dadurch 
dem  Staate  Lasten,  oder  eiiizeiiu'n  Staatsbüigern  Verpflichtungen 
auferlegt  werden".  Tm  Art.  11  der  Reichsverfassung  wird  be- 
stimmt: „Der  Kaiser  hat  das  Reich  völkerrechtlich  zu  Tertreteu^ 
im  Namen  des  Reichs  Krieg  zu  eridaren  und  Frieden  zu  scUiessn, 
Bfindnisse  und  andere  Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen, 
Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen.  —  Zur  Ei  i  linuiig 
des  Krieges  im  Naiuen  des  Reichs  ist  die  Zustimmung  des  Hun- 
desraths erforderhch,  es  sei  denn ,  dass  ein  Angriff  auf  das 
Bundesgebiet  oder  dessen  Küste  erfolgt.  —  Insoweit  die  Verträge 
sich  auf  solche  Gegenstände  beziehen»  welche  nach  Art.  4  in  den 
Bereich  der  Retchsgesetzgebung  gehören^  ist  zu  ihrem  Abschlüsse 
die  Zustimmung  des  Bnndesraths  und  zu  ilirer  Gültigkeit  die 
Genehmigung  des  üeichstags  erforderlich^. 
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Unter  den  zahlreichen  Streitfragen,  zu  welchen  die  Auslegung 
dieser  Yer&ssungs-Artikel  Veranlassung  gegeben  ha.ty  ist  eine 
der  wichtigsten  diejenige,  welche  die  Bedeutung  der  konstitutio- 
nellen Beschränkung  fiii*  die  Gültigkeit  der  Verträge  zum  Gegen- 
stande hat.  Diese  Frapje,  welche  des  Näheren  dahin  zu  präcisiren 
ist:  „ob  ein  vom  Könige  von  Preussen  oder  dem  Deut- 
schen Kaiser  abgeschlossener  Staatsvertrag,  zu  welchem 
Terfassangsmässig  die  Zustimmung  der  Preussischen 
Kammern,  des  Bundesraths  und  Reichstags  geboten 
ist,  ohne  die  erforderte  Zustimmung  schlechthin  unyer- 
bindlich  sei",  soll  hier  einer  kurzen  Untersuchung  unterworfen 
werden.  Es  bestellt  (lal)ei,  wie  ausdrücklich  betont  wird,  nicht 
die  Meinung,  eine  erschöpfende  Darlegung  zu  geben;  der  Zweck 
der  Untersuchung  ist  vielmehr  erfüllt|  wenn  einige  Gesichtspunkte, 
welche  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  bei  der  Erörterung  der 
Frage  bisher  nicht  hinlänglich  gewürdigt  wurden,  kräftiger  be- 
leuchtet sind. 

FT.  St?iatsverträgc  beruhen  —  der  Name  l»esagt  es  —  auf 
einer  Willensübereinstimmung  von  Staaten,  durch  welche  Hechte 
und  PHichten  erzeugt  werden.  Die  Kenntniss  der  Bedingungen, 
unter  welchen  em  Staat  vertragsmässig  verpflichtet  wird,  kann 
nur  aus  der  Verfassung  jedes  einzelnen  Staates  gewonnen  werden. 
Es  folgt  dies  nicht  bloss  daraus,  dass  es  keine  Gesetzgebung 
über  den  Staateu  gil)t,  sondei-n  aueh  daraus,  diiss  ein  staatliclier 
Wille  nur  existirt,  soweit  die  Staatsverfassung,  dieses  Wort  hier 
in  seinem  weitesten  Sinne  genommen,  ihn  zulässt.  Das  Völker- 
recht setzt  die  Staaten  als  rechts-  und  handlungs&hig  voraus; 
es  nimmt  die  Staaten  so  wie  sie  sind')  und  enthalt  daher  keine 
Normen,  durch  welche  diese  Fähigkeit  erst  bestimmt  würde,  im 
Einklang  hiermit  bemerkt  Hkffter'-*):  „Die  zweite  wesentliche 
Vuraussetzüng  zu  einem  gültigen  Vertrage  ist  Dispositionstahigkeit 
der  Kontrahenten;  diese  haben  für  eigentUche  Staatsverträge  die 
machtvollkommenen  aktuellen  Repräsentanten  der  kontrahirenden 
Staatsgewalt,  soweit  deren  Befugnisse  nicht  durch  die 
Verfassung  des  Staates  beschränkt  werden.  Calvo*) 

*)  Vgl.  IIUbtbns,  Vdlkerrecht  (Dentscbe  Ausgabe  von  Bbbobohm)  Bftnd  1 

8.  232. 

*)  Das  enropaisclie  Völkerrecht  der  Oegenwarti  7.  Ausgabe  S.  184. 
*)  Le  droit  intemattonal  theorique  et  pistiqae  1.  S.  840. 
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sagt:  „Pour  constater  en  ce  qui  r^side  le  pouvoir  de  conclure 
des  trait^s  il  fiftat  i^courir  k  la  constitutioD  fondUmentale  des 
6tftt8;  car  ce  droit  Stant  un  attribut  essentiel  de  la  souTeramete 
nationale  Fexercice  n'en  pent  ctre  r^gi  qtie  par  le  droit  pabUc 

iuteme  de  chaque  pays'^  ').  Sclion  aus  der  Anwendung  dieser 
Grundsätze  auf  die  oben  angeführten  Verfassun^rs- Artikel  sclieint 
nun  der  Scliluss  bereciitigt,  dass  in  denjenigen  i^'ülicii,  in  welchen 
die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper  vorgeschrieben  ist, 
ein  rechtsTerbindlicher  Vertrag  erst  vorliegOi  wenn  neben  den 
übrigen  Yoraussetzongen  auch  jene  Zustimmung  gegeben  ist^  und 
dass,  so  lange  dies  nicht  zutrifit,  von  einem  rechtsverbindliciieii 
Vertrage  überhaupt  nicht  geredet  werden  könne.  Diese  Folgerung 
wird  aber  keinoswci^s  iibenill  i^ezogen. 

Im  jyreussischen  Abgeordnetenhause  war  im  Jahre  18f>3  (h  r 
Antrag  eingebracht  worden,  die  am  8.  Anirust  1857  zwischen 
Preussen  und  Eussland  abgeschlossene  Kartell-Konvention  für 
ungültig  zu  erklären^  weil  dieselbe  dem  Landtage  nicht  zur  Gre- 
nelmugung  unterbreitet  war.  Gneist,  welcher  zum  Referenten 
bestellt  w^ar,  sprach  sich  in  einem  grösseren  Gutachten  gegen  die 
Zulässigkeit  des  Aiitiairs  aus^).  Der  berüliiute  Staatsrechtslehrt  i 
beginnt  damit,  dasü  man  z\Nischen  völkerrechthclier  und  staats- 
rechthcher  Gültigkeit  unterscheiden  müsse;  ein  Vertrag  könne 
völkerrechtlich  bindend  abgeschlossen  sein^  ohne  dass  er  dess- 
wegen  staatsreditlich  vollziehbar  sei.  Diese  Unterscheidung  sei 
unzweifelhaft  in  der  engHschen  Parlamentsverfassung  begründet, 
gemäss  welcher  das  Parlament  nur  bei  Akten  der  inneren  Staats- 
vciwaltung  lIlit^vil•ke,  währcjul  der  Abschluss  von  Staatsvertni n 
mit  auswärtigen  Mächten  der  könighchen  Prärogative  aus- 
schliesslich überlassen  sei.  Völkerrorhtlich  perfekt  werde  dort 
der  Vertrag  durch  die  Ratifikation  des  Königs  ohne  Vorbehalt 
der  Zustimmung  des  Parlaments,  so  dass  auch  nur  aus  Gründen 
des  Völkerrechtes  der  Vertrag  annullirt  werden  könne;  dagegen 
werde  staatsrechtiich  d.  h.  in  den  inneren  rechtlichen  VerhSlt- 


*)  Vgl.  auch  Vattkl,  Le  Ihoit  des  gens  §  454.  BEacDOUM :  St^iatsTor- 
träge  unil  GesetjRc  als  Quellen  des  Völkerrechts  (Dorput  1870)  S.  101.  v.  Martenjs 
1.  e.  8.  :>04.  v.  ilULHEUiNCi^  iu  Mabquaroskn's  Handbuch  des  OcffcutÜcbea 
Becbts  1,  2  S.  301. 

V  Oataehteii  ist  »bgcdnickt  bei  ^Miibb:  U«ber  den  AbscMius  fon 
Staatstertr&geD,  Leipzig  1874*  S.  339  ff. 
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ntssen  der  Gbrtmdfiatas,  dass  Landesrecht  und  ParlamentBstatuten 

nur  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  geändert  werden  könne, 
durch  ciiic  nach  Aussen  überiiümnieue  Verbindh'chkeit  des  Staates 
nicht  aufgehoben.  Aus  diesem  Doppeiverhältnisse  köiuiteii  aller- 
dings Kollisionen  entstehen;  alsdann  gehe  die  höhere  (?)  völker- 
rechtliche Yerpflichtimg  der  staatsrechtlichen  TOr,  nnd  sei,  wenn 
die  Staatsgewalt  nicht  die  Znstimmimg  des  Parlaments  erlange, 
die  Folge  des  Vertragsbraches,  unter  Umständen  ein  casus  helli, 
unvermeidlich.  Diese  Aulfassunf?  des  englischen  Rechtes  sei  aber, 
wie  (tNKIS  i  weiter  aiisfiihrt,  in  (he  Verfassun^^^en  der  Kontinental- 
staaten,  insbesondere  Preussens,  übergegangen;  es  sei,  wie  er 
sich  schliesslich  ausdrückt,  normaler  Grundsatz,  dass  die 
konstitutionellen  Souveräne  den  Staat  nach  Aussen 
verhindlich  verpflichten. 

Zu  gleichem  Ergebnisse  gelangt  bezüghch  des  Art.  1 1  der 
Reichsverfassung  aui  dem  Wege  selbstständig<  r  Deduktion  IjAHAND 
in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  ®).  Der  Staatsvertrag 
ist  nach  Labakd  nur  ein  Versprechen,  das  einem  gleichberech- 
tigten Kontrahenten  gegeben  wird;  der  Staat  verpflichtet  sich, 
etwas  zu  thun,  zu  unteriassen,  zu  geben ;  dadurch  würden  zunächst 
nur  Wirkungen  nach  Aussen,  niclit  nach  Innen  erzeugt;  damit 
letzteres  eintrete,  bedürfe  es  ciues  besonderen  Bctehls  an  die 
Behörden  und  Unterthanen,  eines  G-esetzos^  oder  einer  Vorordnung, 
Dementsprechend  sei  zu  unterscheiden  zwischen  der 
Legitimation  zum  Vertragsabschluss  und  den  Bedin- 
gungen der  Vollziehbarkeit;  es  sei  zwar  allgemeiner  Grund- 
satz, dass  der  Vertreter  eines  Rechtssubjektes  das  h'tztcrc  nur 
insoweit  verpflichte,  als  er  inncrliall)  seiner  Vertretungshet'ngniss 
handle;  aus  der  Thatsache  aber,  dass  das  positive  Recht  das 
Staateoberhaupt  an  eine  Mitwirkung  der  Volksvertretung  binde, 
folge  noch  nicht  eine  Beschränkung  der  Legitimation  zum  Ver- 
tragsabschluss; sie  könne  auch  nur  die  Bedeutung  haben^  das 
Staatsoberluiiipt  bei  der  Vollziehung  zu  beschränken;  letzteres  sei 
bei  Art.  11  der  Rcichsverfassung  der  Eall^). 


*)  Vgl.  fiand  2  S.  152  ff.  and  in  Mabquabdsih^b  Handbuch  II.  1  S.  104. 

0  Vgl.  in  gleichem  Sinne  Georg  Msm  »Lehrbuch  des  Dentschen  Staate- 
leehtes*  §  189«  Ssrnn.  »K<nnnientar  sar  Verfaeenngt-Urknnde  für  das  Dentecbe 
Beich*  8.  118,  Rtck  in  Hithaiiii*«  krit  Litteratnrblait,  1879,  S.  85  ff. 
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Diese  Ausführungen  sind  nicht  ohne  AViderspruch  geblieben. 
Gegen  Gneibt  hat  sich  iiamentlich  Ernst  Meier  in  seinem  yor- 
trefflichen  Werke  „Ueber  den  Abschluss  von  Staatsrertrfigen'^ 
gewendet;  die  LABAND'sche  Ansicht  ist  von  Max  Psöbst**)  in 

scharfsinniger  Weise  hokämpft  worden.  Indessen  beschi  iinkt  sich 
bei  beiden  der  Widerstreit  im  Wesentliclien  auf  die  Frage  der 
Interpretation  der  positiv  gegebenen  Vorschriften.  Der  Schwer- 
punkt der  Untersuchungen  von  Meier  liegt  in  dem  Nachweis, 
dasB  der  von  Gneist  behauptete  normale  Grundsatz  nicht  be* 
stehe,  dass  der  Eechtsübung  der  europäischen  Kontinent al- 
fltaaten  eine  zweifache  Gültigkeit  der  Staatsrertrage  unbekannt 
sei.  i'ivojiST  erkennt  aiisdrücklidi  die  Unterscheidun;^'  zwiseLtn 
der  Legitimation  zum  Ai)sclilu8se  und  der  Vollziehbarkeit  an;  er 
versuciit  nur  darzulegen,  dass  sie  bezüglich  des  Art.  11  der 
Keichsverfassung  nicht  Platz  greife,  dass  yielmehr  Abs.  3  dieses 
Artikels  auch  Tölkerrechilich  wirksam  sei*)*  Auf  einem  grond« 
sätzlich  verschiedenen  Standpunkte  steht  dagegen  Unoee'^. 
Kontrahenten  sind  nach  diesem  Schriftsteller  die  Staatsoberhaupter; 
ihr  Wille  allein  ist  jedocli  nielit  landend.  Unoer  verweist  auf 
eine  Analor^'e  im  Privatreelite,  die  Eii«-  des  Mindeijährigen :  es 
ist  der  Minderjäiuige,  welcher  die  ühe  abschhesst.  a])er  zur  (Tültig- 
keit  der  Ehe  nuiss  die  Zustimmung  des  Vormundes  hinzutreten. 
In  ähnlicher  Weise  bedürfe  ein  vom  Staatsoberhaupte  abgeschlos- 
sener Vertrag  der  Zustimmung  der  Kammern  und  sei  ohne  die- 
selbe null  und  nichtig  nach  allen  Seiten  hin;  denn  die  Gültig- 
keit lasse  sich  nicht  spalten:  ein  \'ertra^'  kömie  nicht  uadi 
Aussen  gültig  uud  nach  Imien  ungültig  sein  ' ' j. 


*)  PboBST:  ,Ücr  AbacbliMS  völkerrechtlicher  Vertrüge  tlurch  das  Deutsche 
Reich  und  dessen  Kinzelstaaten^  Hirth's  AnnaUii  1882,  8.  240  ff. 

")  In  gleidu  in  Sinne  Guido  Pkkstklf:  „T^ie  I,f'hre  vom  Abschlu:^ 
völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  Deutsclie  K'eich  und  die  Kinzelstaateii 
des  Reiches"  1882,  and  GncRKB  in  Gköhbct'«  Zeitschrift ,  Bftud  VI 
8.  231. 

Unger:  ,Ueber  die  Gültigkeit  von  .Staatsvcrträgtn" .  GhHnhuts 
Zv'itsrhrilt  Band  VI  8.  349  ff.  Zu  verirl.  i.  h.  n  auch  Gorius  ^Vah  Vertrags- 
rri  lit  des  Deutscheu  lieichs",  Hirtus  Aunalen  lJ?74,  S.  759  ff.,  1875» 
8.  531  ff. 

Zustimmend  Cli-hut:  „Du  defaut  de  validit«  de  plusieurs  trtitfc 
diplomatiiiuc«  concIuR  par  la  France  avcc  les  puissanccs  ctrangeres*.  3  ^t. 
Paris  imK 
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Eudlich  ist  noch  die  von  ZouN      aufgestellte  Theone  zu 
erwähnen.   Zorn  geht  davon  auB^  dass  das  Hecht  als  Rechts- 
ordnung aufgefasBt  ein  Komplex  von  Imperativen  sei,  welche  der 
Staat  an  seine  Unterthanen  richte  und  mit  Zwang  schütse.  Die 
gesaimnte  Rechtsordnung  zer&lle  in  zwei  Ghiip})eii;  je  nachdem 
es  sich  um  V(  rhültnissf»  handle,  welclie  HUüi>clihesslich  der  inner- 
staatlirlien  Keelitssctzuiifr  uiitcrlirijen  oder  um  soh'ho,  bei  welchen 
vorlier   die  Tbütigkeit  einer  anderen  Macht   t*iutreten  müsse. 
Aber  nurh  im  letzteren  Falle,  der  sich  regelmässig 
in  der  Form  des  Vertrages  Terwirkliche,  werde  Recht 
erst  geschaffen  durch  Gesetz  oder  Verordnung,  die 
einzigen  Formen  der  innerstaatlichen  Rechtssetzung. 
Der  Vertrag  habe  für  sich  noch  keinen  Ucchtscharakter:  er  ge- 
winne denselben  erst  dadurcli,   dass  die  zwischenstaatliclie  Ver- 
eiubaniiig  zum  (iesetz  oder  zur  Verordnung  erhoben  werde,  in 
denjenigen  Staaten,  in  welchen  dies  in  besonderer  Form  geschehe, 
habe  daher  die  spätere  Ratifikation  nur  die  Bedeutung  einer  dem 
anderen  Kontrahenten  ertheilten  Versicherung,  dass  der  Vertrags- 
entwurf den  Rechtscfaarakter  empfangen  hahe.  Anders  da,  wo  — 
wie  in  Preussen  und  dem  Deutschen  Reiche  —  nicht  der  l)esi)n- 
dere  Erlai>s  eines  Gesetzes  odei'  einer  ^'erordnung  vor2;es(  lineben 
sei:  hier  trete  die  Batilikation  zugleich  an  Stelle  der  Sanktion. 
Ratifikation  sei  nach  preussisch-dcutschem  Rechte  Sanktion  der 
Staatsrertrage  als  G^tss  oder  Verordnung,  und  es  müsse  hieraus 
mit  Nothwendigkeit  gefolgert  werden,  dass,  sofern  die  Zustimmung 
der  gesetzgehenden  Kiirper  zu  dem  Vertrage  geboten  sei,  die 
Ratilikntion  nicht  ertheilt  werden  dnilc.  bevor  diese  Zustimmung 
vorlie;;e  und  im  anderen  Falh*  nichtig  sei. 

III.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  der  Thatsache,  dass  das 
Staatsoberhaupt  einen  Staatsvertrag  ratitizirt  hat,  eine  Imhe  poli* 
tische  Bedeutung  innewohnt.  Es  ist  femer  die  MögUchkeit  zu- 
zugeben, dass  ein  völkerrechtlicher  Satz  geschaffen  würde,  kraft 
dessen  durch  die  Ratifikation  alle  Staatsvertrage  rechtlich  perfekt 
würden.  Alsdann  wäre  es  aber  Völkerre<'ht,  welches  die 
Frage  entsclieidct,  wvv  zum  Absei l][l^>.  eines  Staatsvertrages  be- 
rechtigt sei  und  nicht  mehr  dus  Staatsrecht;  alsdann  könnten 


**)  Vgl.  ZoRir,  StaatsfMlit  dtt  Dentscben  Beichee,  Bsud  2  8.  419  ff.  und 
Zeitschrift  ftlT  di«  gesammte  StaatswiBsenschaft,  Band  86  S.  1  ff. 
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Verfassungsvorschrifteii  des  einzelnen  Staates  nach  keiner  Richtong 
mehr  die  rechtliche  Gültigkeit  eines  ratifizirten  Vertrages  bedingen. 
Bie  Theorieen  von  Gnekt  und  Labahd  enthalten  einen  unloa- 
baren  Widerspruch ;  es  kann  unmöglich  für  das  nämliche  Bedits- 
subjekt  dasselbe  Recht  imd  Unrecht  sein;  man  kann  nicht  Ter- 
tragsmässig  verpflichtet  sein  und  trotzdem  nicht  die  Verpflichtung 
haben,  den  Vertrag  auszuführen.  Die  Ansicht  von  Zorn  ist  auf 
dem  Satze  aufgebaut,  dass  nur  Gesetz  untl  Verordnung  Recht 
erzeugen  können;  aber  dieses  Fundament  ist,  vne  vdr  sehen 
werden,  nicht  begründet.  Van  anderer  Seite,  insbesondere  in  den 
Schriften  von  Mbieb  und  Pröbst,  ist  in  überzeugender  Weise 
dargelegt,  dass  die  Interpretation,  welche  Gkeist  und  Labamd 
den  an  die  Spitze  dieses  Aufsatzes  gestellten  Artikeln  gegehen 
hahpii,  dem  \V  lilen  des  preussis(  In  ii  und  deutschen  Gesotzgehers 
zuwiderlaufen.  AVir  sind  mit  ÜNOek  (fer  Meinung,  dass 
Ton  Interpretation  schon  an  und  für  sich  und  ganz  ab 
gesehen  tob  den  speziellen  Gründen,  welche  dem  Wort- 
laute und  der  Entstehungsgeschichte  der  beiden  Artikel 
entnommen  sind,  unhaltbar  ist  und  wollen  daf&r  den  Nach- 
weis hefem: 

1.  fim  der  reclitlichen  Natur  des  Staates, 

Lii^  (If'üi  Grundsatz  der  Einheit  der  Staatsgewalt, 

3.  juis  der  üherall  gleichmässig  entscheidenden  ratio  legis. 

1.  £in  jeder  Staat  enthält  nothwendig  zwei  Elemente:  das 
Volk  und  die  staatlichen  Organe.  Das  Volk  bildet  die  Grund- 
lage des  Staates  und  die  geistigen  und  wirthschaiUichen  Strömungen, 
welche  es  bewegen,  wirken  mächtig  auf  das  Leben  und  die  G^estal- 
tung  des  Staates  ein.  Uelx  rall  und  zu  allen  Zeiten  entsteht  abt  r  dvi 
Staat  erst  durch  die  Konstituiiung  staatlicher  Organe;  erst  dadurch 
tritt  eine  mit  Herrschaft  ausgestattete  Persönlichkeit  in's  Lehen  '^). 

Die  Bedeutung  der  staatlichen  Organe  wird  am  richtigsten 
durch  die  Art  charakterisirt,  in  welcher  Hobbbs*^)  das  Yer- 
hältniss  des  Staatsoberhauptes  zum  Staate  schildert:  „Qiü  d- 
vitatem  et  cives  cum  homine  et  memhris  ejus  comparare  solent, 
dicunt  pene  oninos,  eum,  qni  summuiu  iiaperiuni  obtinet  in 
dvitatCi  esse  ad  civitatem  totam  id,  quod  caput  est  ad  totuiu 

")  YgL  Attch  Saswit,  Das  Öffentliche  Becht  and  die  Verwaltangitecbts> 
pflege,  Tabingen  1880  S.  20. 

HoBMS,  De  ciTe,  Caput  VI,  19. 
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hominem.  Caeterum  ex  ante  dictis  apparety  eum  qui  tali  im- 
perio  praeditus  e&t,  aive  homo  sit  sive  curia,  habere  ad  civitatem 
rationem  non  capitis  sed  animae.  Nam  anima  est,  per  quam 
homo  liabet  voluntateiii,  hoc  est  potest  velle  et  uolle;  ita  per  eiun, 
qui  summum  habet  impci  ium  vi  non  aliter,  vohnitat(Mii  habet,  et  po- 
test Teile  et  nolle  civita8^.  Zugleich  lehren  aber  diese  Betrachtungen, 
dass  man  das  Volk  einerseits,  die  staatlichen  Organe  anderseits 
sich  nicht  als  getrennte  Wesen  vorstellen  darf;  sie  yeranschau- 
liehen,  dass  nicht  das  Volk  für  sich  und  nicht  die  staatlichen 
Organe,  sondern  dass  beide  vereinigt  in  ihrer  geschichtlich  ge- 
wordenen Verbindimg  den  Staat  bilden  und  in  ihm  zu  einem 
einheitlichen  (T.in/en  versclimolzen  sind.  Es  gibt  daher  auch 
rechtlich  betrachtet  keinen  Willen  des  Volkes,  der  von  dem- 
jenigen der  staatlichen  Organe  verschieden  wäre.  Wohl  ist  es  vor- 
gekommen, dass  das  Volk  gleich  einem  wilden  Strome  aus  dem 
Bette  getreten  und  seine  Ufer  überfluthet  hat,  dass  der  Wille 
der  Masse  znm  Gesetz  wurde ;  aber  dies  geschah  in  Zeiten  staat- 
licher Auiliisuiij? ;  innerlialb  einer  staatlichen  Ordnung  ist  der  in 
rechtskräftiger  Form  kund  gegebene  Wille  der  staatlichen  Organe 
aocb  deijenige  des  Volkes,  weil  in  ihm  der  Wille  des  beide  um- 
fassenden Staats  znm  Ausdruck  gelangt. 

Ist  diese  AufPassung  des  Staates  als  einer  seiner  Natur 
nach  einhcithchen  liildung  richtig  ^*),  wie  ist  es  al)er  alsdann 
denkbar,  dass  eine  Verpflichtung  zu  Uecht  besteht  nach  Aussen 
und  nicht  nach  Innen?  Was  anders  bedeutete  diese  Auf- 
stellung, als  dass  die  Organe,  welche  kontrahirt  haben,  zwar 
verpflichtet,  das  Volk  aber  nicht  verpflichtet  sei,  dass  das 
Ganze  zwar  gebunden  imd  die  Glieder  dennoch  frei  seien?  und 
wäre  damit  nicht  die  Einheit  des  Staates  zerstört?  Ist 
es  nicht  vielnH'ln-  oflV'ubnr,  dass,  wenn  der  Staat  nacli  Aussen 
d.  h.  gegenüber  einem  Uritten  zu  einem  Thun  oder  Ihiterlasseu 
gehalten  isty  ebendesswegen  alle  Behörden,  Körperschaften  und 
Unterthanen,  soweit  die  Erfüllung  des  Vertrags  durch  einen 
Willensakt  von  ihrer  Seite  bedingt  ist,  zur  Bethätigung  desselben 
verbunden  sind?  Gewiss,  wir  müssen  dies,  sofern  wir  an  der 
Eijiheit  des  Staates  festhalten  wollen,  nothwendig  bejalien;  wir 
müssen  zugeben,  dass  eine  Vei'pflichtung,  welcher  der  Staat  unter- 
liegt, alle  Theile  desselben  ergreift;  wir  müssen  einräumen,  dass 

**)  Tg).  GoRiVfl,  HiBTH*8  A^nnalen  1874,  S.  767. 
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ein  Gremeinwesen,  welches  eine  Vollmacht  auBsteilte^  zum  Voll- 
zuge dessen  yerpflicbtet  ist,  was  in  den  Grenzen  dieser  Vollmacht 
vereinbart  wurde,  —  nnd  in  diesem  Sinne  hat  Umgbr  ganz  Becht, 
wenn  er  sagt^  ein  Vertrag  kann  nicht  nach  Aussen  gültig  und 

nach  Innen  ungültig  sein. 

Aus  dem  Gesagten  orlifdlen  wir  zuü^leich  Aulsthliiss  iikr 
die  rechtliche  Natur  der  Staatsverträge.  Eä  ergie))t  sich  nämlich 
daraus,  dass  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Staatsvertrag  Be- 
fugnisse der  Staatsbehörden  und  Rechtsverhältnisse  der  Landes- 
bewohner  regelt,  er  nicht  mehr  bloss  als  Verpflichtung  gegeo- 
über  dem  Mitkontrahenten  wirkt,  sondern  dass  er  in  gleicher 
Weist'  wirkt,  wie  ein  Gesetz  oder  eine  Veronlnini<?,  dass  er 
^Icicli  (1  i  i'seii  Quelle,  des  Lau dcsrcclites  ist.  Sehr  Ixv.t'ichnend 
wird  dies  von  Laohi  ")  wie  folgt  ausgedrückt:  I  trattati,  se  uei 
rapporti  fra  Stato  e  Stato  sono  veri  contratti,  per  riguardo  in- 
vece  ai  cittadini  dei  singoli  stati  contraenti  hanno  il  caiatere  di 
legge  positiva  obligatoria.  E  di  vero,  legge,  in  aenso  generale, 
d  ogni  precetto  dell'  autoritit  sovrana  emanata  nelle  forme  cos- 
titozioiiali,  e  in  qnesto  senso  ogni  trattato  intern.Mzionale  e  legge, 
(piahinqne  sia  il  suo  contenuto,  per  la  sola  circostanza  che  lo 
Stato  ne  impone  a  se  medseimo  Tosservanza  e  perciu  auche  a 
tutti  i  cittadini^  per  quanto  il  trattato  Ii  possa  concemere 
(Staatsvertrage  haben,  wenngleich  sie  in  den  Beziehungen  v(»i 
Staat  2tt  Staat  wirkliche  Verträge  sind,  gegenüber  den  Bürgern 
der  einzelnen  kontrahirenden  Staaten  den  Charakter  eines  positiven 
verbindliehen  Gesetzes.  Demi  in  der  Thai,  Gesetz  im  allfiremeinen 
Sinne  ist  jede  von  der  souveraincii  Staatsgewalt  ia  constituuuneiler 
Form  erlassene  Vorschriil  und  in  diesem  Sinne  ist  jeder  Staats- 
vpi-trag,  welches  auch  sein  Inhalt  sei,  Gesetz  durch  den  Umstand 
allein,  dass  der  Staat  sich  selbst  und  folgeweise  auch  allen 
Bürgern,  soweit  er  sie  betritt,  die  Beobachtung  derselben  auf- 
erlegt).   Die  Ansicht,  dass  nur  Gesetz  und  Verordnung  Recht 

'*^)  Liit^'hi.  TfMiria        Trattnti  intmiazionali.  Parma  1882,  S.  12. 

Vi,'!.  Kknt,  Coimiieutarics  on  American  l..i\v  I  Nr.  IHf»  ,'1'reaties  of 
peace,  when  nia<1e  by  the  coinpetcnt  power  are  ubligatory  upon  the  whole 
nalion  ....  Tlio  «leparteinont  of  tlie  ^M)vt  rnenient,  that  is  instrusteil  bv  the 
coii&titution  with  tlie  treaty  m.ikiiig  power,  is  rt»inpeteiit  to  bind  the  national 
faith  in  its  discretion  ...  All  treaties  made  by  tliat  power  become  of  absolot« 
efficacy,  because  ihej  are  the  suprenie  law  of  the  Und.   Vgl.  ibidem  Nr.  286. 
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begründen,  steht  übrigens  in  fonnellom  Widerspruch  mit  dem 
Wortlaut  der  Verfassongen^  soweit  dieselben  ausdrücklich  den 
AbscUusa  von  Staatsvertrfigen  regeln.  Denn  dadurch  ist  deutlich 
erklärt^  dass  der  Wille  des  Staates  auch  in  der  Form  des  Vertrags 
zum  Ansdraek  gelangt.  Ja,  diese  Torbindliche  Kraft  muss  auch 
dann  noch  anerkannt  werden,  wenn  man  den  Stjiatsverträj^en  im 
Verliältniss  zum  Mitkontruhcuten  den  Kechtschai'akter  liestreitet. 
Auch  unter  dieser  Voraussetzuiif^  ist  nicht  einzusehen^  wesslialb 
der  vom  Staate  erklärte  Wille  nicht  für  diesen  Staat  wenigstens 
so  lange  yerhindlich  sein  sollte,  als  er  selbst  sich  demselben 
unterwirft  '^). 

12.  Die  Einheit  der  Staatsgewalt  erpiibt  dch  ihrem 

Wesen  nach  aus  unserer  AuilassunLr  vom  Staatu.  Vielfach  he- 
gecrnet  man  allcrdinj^s  der  Anschauung,  als  werde  damit  aus- 
gedrückt, dass  alle  staatlichen  Befugnisse  in  einer  Person  ver- 
einigt sein  müssen.  Dies  gilt  aber  u.  E.  nur  für  die  Monarchie, 
während  die  Einheit  der  Staatsgewalt  ein  Attribut  aller  Staaten 
ist.  Ihre  wahre  Bedeutung  ruht  in  dem  Satze,  dass  in 
jeder  einzelnen  staatlichen  Funktion,  das  Leben  und 
der  Wille  des  Ganzen  sich  betli.'i  1 1  l  t.  Gleich  wie  bei  den 
organischen  Wesen  der  Natur  iin^sf  rt  Lelx  iistliiiiigkeit  des 
Staates  sich  dmch  mannigfache  Urgiinc^  aber  so  zahlreich  die- 
seri)en  auch  sein  mögen,  es  ist  überall  derselbe  auf  di^  Erhaltung 
und  Förderung  dea  Ghesammtwohles  gerichtete  Wille,  der  in  die 
Ejrscheinung  tritt;  es  ist  der  Wille  des  Staates,  der  G^etze 
diktirt,  Recht  spricht  und  Krieg  Terkttndet.  Giebt  es  nur  einen 
Willen,  nun  so  ist  derselbe  entweder  gebunden,  oder  er  ist  es 
nicht;  er  kann  aber  nicht  htides  zugrleich  sein  und  es  kann  da- 
her auch  der  Staat  nicht  zugleich  (nach  Aussen)  verpflichtet  und 
(nach  Innen)  nicht  verpflichtet  sein.  Giebt  es  nur  einen  Willen 
so  ist  ein  Widerspruch  im  staatlichen  Wollen  rechtlich  unmöglich, 
jedes  Organ  dient  vielmehr  zur  Ergänzung  des  anderen  und  muss 
in  seinem  Bereiche  das  ausfiihren,  was  im  Bereiche  eines  anderen 
in  zuständiger  Form  als  Wille  des  Staates  erklärt  ist.  Damit  ist 
aber  offenbar  derjenigen  Theorie  der  Boden  entzogen,  welche 

")  '^gl*  BnumOBM  L  c*  S.  19:  «IhreD  eSgenen  Willen  kSiuien  tS»  (die 
Volker)  doch  iinbesebadet  ihrer  Selbetstfindigkeit  fflr  sieh  gelten  lassen?" 
A.  A.  FftiOKia  »Koch  einmal  das  Problem  des  VölkerrechtB*  Tftbinger  Zeit- 
sdurift  Band  84  S.  S68  ff.»  namentlich  S.  884. 

AiHiIt  fSr  filiiiitlMieii  Baeht.  I.  8.  34 
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ein  staaüißhes  Organ  für  befugt  erklärt,  einen  Vertrag  absn* 
scbliessen  und  demungeacfatet  anderen  Organen  das  Recht  zu- 
spricht,  den  Volkag  des  Vertrags  zu  verweigern. 

Mit  dieser  richtig  erkannten  Einheit  der  Staatsgewalt  steht  der 

Grundsatz  des  französischen  Rechts  von  der  Separation  des  pouvoirs 
nicht  in  Widerspruch.  Nur  muss  dieser  Grundsatz  selbst  richtig 
erfasst  werden.  Dei*selbe  wird  nämlich  in  den  deutschen  Lehr- 
büchern viel&ch  dahin  ausgelegt,  dass  er  verschiedene  Subjekte 
der  Staatsgewalt  schaffe,  zu  diesem  Zwecke  die  Staatsgewalt  theüe 
und  folgeweise  die  Emheit  derselben  nothwendig  zerstöre.  Nnn 
mag  zugegeben  werden,  dass  auch  in  Frankreich  derartige  An- 
sichten aufgetauclit  sind.  In  AN'ukhchkuit  i^t  aber  nichts  der 
herrschenden  Iranzösisuheii  üechtsauffassung  so  fremd,  als  die  Ein- 
heit der  »Staatsgewalt  leugnen  zu  wollen ;  nirgends  ist  trotz  der  Be- 
strebungen der  Commune  die  einheithche  Staatsgewalt  so  machtig 
entwickelt  als  gerade  in  Frankreich.  Der  Gkimdsatz  der  Separation 
des  pouYoirs  betrifit  richtig  verstanden  nicht  die  Staatsgewalt  selbst, 
sondern  ihre  Organisation.  Dies  tritt  deutlich  hervor,  wenn  wir 
uns  ernuit ;  II.  dass  dasselbe  Gesetz,  welches  die  Trennung  der  Ge- 
walten ausspricht,  doch  jede  dersellion  für  verpflichtet  erklärt, 
die  rechtskräftigen  Beschlüsse  und  Anordnungen  der  anderen  zu 
beachten;  denn  diese  Bestimmung  ist  oöenbar  mit  einer  Theilung 
der  Gewalt  unter  verschiedene  Subjekte  nicht  vereinbar.  Ja  es 
dürfte  hier  Idar  werden,  dass  durch  die  Treniftmg  der  Gewalten 
und  die  damit  in  Verbindung  stehende  schaife  Abgrenzung,  welche 
die  französische  Reclitsordnung  zwischen  Justiz  und  Verwaltung 
vollzogen  hat,  —  eine  Massregel,  deren  Zweckmässigkeit  hier  nicht 
zu  diskutiren  ist,  —  die  Emheit  der  Staatsgewalt  nicht  nur  nicht 
aufgehoben,  sondern  bekräftigt  werden  soll,  indem  damit  je^chem 
Widersprach  miter  den  staaUicben  Organen  vorgebeugt  wird. 

3.  Zu  diesen  Beweisgründen,  welche  sich  auf  die  reditliehe 
Natur  des  Staates  stützen,  tritt  nunmehr  noch  die  ratio 
legis,  der  augenscheinliche  EntstehnngsgriuKl  der  bescluünkenden 
Normen.  —  Im  absoluten  Staate  ruht  alle  Macht  in  den  Händen 
des  Fürsten,  der  an  der  Spitze  des  Gemeinwesens  steht.  Auch 
im  absoluten  Staate  wird  nacb  Gesetzen  regiert,  aber  das  Staats- 
oberhaupt allein  erlässt  dieselben  und  kann  sie  nach  Beheben 
ändern;  der  Wille  des  Staatsoberhaupts  allein  ist  auch  massgebend 
für  den  Abschluss  von  Verträgen,  welches  immer  deren  Inhalt 
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sei,  denn  der  ganze  Btaat  ist  zu  seiner  YerfUgiing.   Anders  im 

Verfassungsstaatc.  All»  u  Vcrfassuiigsstaaten  ist  das  gemeinsam 
und  wesentlich,  dass  das  Staatsoberhaupt  niclit  mehr  der  aus- 
schliessliche Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt,  sondern  bei  Aus- 
übung derselben  an  die  Mitwirkung  eines  Waldkörpers,  einer 
YolksTertretiing  gebunden  ist.  Anderseits  ist  jedoch  in  den 
Ver&ssiingßstaaten  der  Grundsatz  aufrecht  erhalten,  dass  der 
Monarch  allein  den  Staat  nach  Aussen  vertritt,  dass  er  die 
Vertragsverhandhnigen  leitet  und  zum  A])scldnss  bi'in;^'t.  Wäre 
CS  nun  ricliti^',  dass  Staatsverträge  nur  eine  Ver])ilirlitung  des 
Staates,  aber  kein  Kecht  über  den  Bürgern  begründen,  dass  sie 
nur  nach  Aussen,  nicht  nach  Innen  wirken,  so  wäre  es  unver- 
stäBdlich,  vesshalb  man  hei  den  Bestimmungen  über  den  Ab- 
scbluss  yon  StaatsvertrSgen  fiberhaupt  auf  die  Mitwirkung  der 
gesetzgehenden  Faktoren  hmwies.  Erklärt  wird  das  Erfordemiss 
dieser  Mitwirkung  vielmelir  nur  aus  der  Befürchtung  der  gesetz- 
gebenden Faktoren,  dass  durcli  Yei*trage  dius  (lesetz  geändert 
werden  möge,  eine  Befürclituug,  welche  ihrerseits  noth- 
wendig  auf  der  Voraussetzung  basirt,  dass  dnrcli  Ver- 
träge auch  Recht  nach  Innen  gebildet  wird.  Man  darf  es 
zwar  bezweifeln,  ob  der  von  vielen  Seiten  aufgestellte  Satz,  dass 
Alles,  was  Gegenstand  der  Gesetzgebung  ist,  auch  Gegenstand 
der  Verträge  sein  könne,  riclitig  ist;  uns  dünkt,  dass  der  (legen- 
stand  der  Verträge  in  den  Beziehungen  der  Staaten  seine  recht- 
iiche  Grenze  findet,  was  immerhin  ein  schmales  Feld  wäre  im 
Vergleiche  zu  dem  grossen  Kulturgebiete,  welches  von  der  staat- 
lichen Thätigkeit  umspannt  wird.  Aber  soWel  steht  fest,  in  vielen 
Punkten  kann  und  darf  der  Inhalt  identisch  sein!  Was  be- 
deutete es  aber  alsdann  z.  B.,  dass  auf  dem  Wege  des  mit  der 
Volksvertretung  vereinbarten  Gesetzes  bestimmt  wird,  dass  aus- 
ländische Waaren  einem  Srlmtzzolle  unterhegen,  dass  der  Nach- 
druck verboten  sei,  ^venn  das  Staatsoht-rliaiipt  allein  auf  dem 
Wege  des  Vertrags  die  Waaren  der -Nachbarstaaten  vom  Schutz- 
zolle befreien  und  den  Vertrieb  der  im  Auslande  nachgedruckten 
Werke  gestatten  könnte?  Wie  wäre  es  mit  der  verfassungs- 
mässig statuirten  Unverletzlichkeit  der  Person  und  des  Eigenthums 
bestellt,  wenn  das  Staatsoberhaupt  allein  hefogt  bliebe,  seine  Ünter- 
thanen  (Inn  Auslände  y.w  iiherhefem  und  mittels  völken*echthcher 
Stipulationen  ilir  Eigenthum  zu  conüscii-en  ?    Um  dies  zu  ver- 

34* 
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hindern,  aus  dem  Bestreben  also,  die  Durchführnng  des 
konstitutionellen  Regiments  zu  sichern,  sind  die  Be- 
schränkungen der  vertragschliessenden  Gewalt  entstanden  — 

Bescliräiikun^'(»ii,  welche,  ^vir  wiederholen  es,  uherflüssig  waren, 
weun  durch  Verträj^o  nirlit  auch  Tianflesrecht  geschaffen  wiiidf. 

Darüber,  wann  und  in  welcher  Woiso  die  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Faktoren  einzutreten  hat,  bestehen  TerschiedeDe 
Bestimmungen.  In  einzelnen  Staaten  ist  vor  dem  Abscblnss  der 
Verträge  die  Zustimmung  der  Volksrertretung  einzuholen,  in 
anderen  ist  die  nachträgliche  Genehmigung  des  abgeschlossenen 
Vertrags  vorbehalten,  in  einer  dritten  Gruppe  ist  die  Wirksamkeit 
des  Vertrags  durch  den  Erlass  eines  A  ustuhruiissfjesetzes 
bedingt.  Diese  Vererb icdenbeit  ist  politisch  von  grosser  Be- 
deutung. Diejenigen  Verfassungoü,  welche  den  gesetzgebenden 
Körpern  erst  nach  Abschluss  der  Verträge  eine  Einwiiknng  auf 
dieselben  gestatten,  •  welche  also  die  Genehmigung  Torbehalten 
oder  den  Erlass  eines  Ausftthrungsgesetzes  Torschreiben.  sichern 
damit  nicht  bloss  die  Einheit  der  Aktion  nach  Aussen,  sondern 
gewiUireii  der  Krone  aueh  in  höherem  Maassf  als  l)ei  der  üesetz- 
gebung  einen  hervorragenden  Emliuss  in  Bezug  auf  den  Inhalt 
der  Verträge;  denn  es  müssen  schon  sehr  wesentliche  Interessen 
auf  dem  Spiele  stehen,  um  eine  Volksvertretung  zu  veranlassen, 
die  von  dem  Staatsoberhaupte  mit  einem  fremden  Staate  ver- 
einbarten Verträge  abzulehnen  oder  auch  nur  zu  Ibidem.  In 
Prenssen  wurde  seihst  während  der  Conflikts/eit  zu  allen  von  der 
Krone  ahf;e<;rhlnssenen  Verträgen  die  Zustimnning  des  LmihI 
tags  herheigdührt  '^).  Es  ist  daher  auch  durch  die  Vorschrilt 
des  §  11  der  Reichsverfassung,  welche  in  P.etreff  der  Gegen- 
stände der  Reichsgesetzgebung  berOhrenden  Staatsverträge  die 
Zustimmung  des  Bundesraths  zum  Abschlüsse  und  nur  die  Ge- 
nehmigung des  Reichstags  (nach  dem  Abschlüsse)  erfordert  dem 
Bundesratbe  eine  bedeutsamere  Rolle  zugewiesen  als  dem  Reichs- 
tage; denn  das  xVnsehen  vcm  Kaiser  und  Reich  gestatten  es 
eher,  einen  Vertragsent^xTirf  abzuändern  oder  abzulehnen,  als 
einen  abgeschlossenen  Vertrag.  Von  rechtlichem  Einfluss  auf  die 
Perfektion  der  Verträge  ist  aber  jene  Verschiedenheit  nkhi; 
in  dem  einen  wie  im  andern  Fall  wird  durch  die  Verfossungsnom 


')  Vgl.  xUeieb  1.  c,  S.  220. 
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mm  Ausdruck  gebracht,  dass  der  Wille  des  Staatsoberhauptes 
allein  ein  unvollkommener  ist^  dass  die  von  ihm  abgeschlossenen 
Verträge  ohne  Zustimnumg;  Genehmigimg  oder  Ausfübnings- 
gesets  für  den  Staat  nicht  bindend  Bind. 

Ans  dem  Gesagten  darf  indessen  nicht  der  Schluss  ge- 
zogen %NOiilen,  dass  die  Legitimation  zum  Vortrngsa])scliliisse 
da,  \Y0  die  Genehmigung  vorbehalten  bleii)t,  dem  Milkoutia 
henten  gegenüber  olme  jede  rechthche  Bedeutung  sei.  Der 
Monarch,  welcher  kraft  der  ihm  in  dem  Staats -Giiindgesetze 
eingeraimiten  Befugniss  einen  Staatsvertrag  abgeschlossen  und 
somit  sem  Wort  gegenüber  dem  Mitkontrahenten  verpföndet 
hat,  ist  verpflichtet,  dahin  zu  wirkeii,  dass  die  von  ihm  ge- 
troffeno  Vereinbarung  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden 
Körper  erhalte.  Eine  Verletzung  dieser  Verpflichtung  wäre  ein 
Treabruch,  für  welchen  der  Vollmacht  gebende  Staat  auizu* 
kommen  hätte.  Aber  hat  die  Staatsiegiening  diese  Yeipfiichtang 
erfiHIty  80  hat  sie  Alles  gethaa^  was  von  Bechtswegen  von  ihr 
verlangt  werden  kann;  die  gesetzgebende  Yersammlung,  deren 
Genehmigung  vorbehalten  ist,  ist  frei  in  ihrem  Entschlüsse,  und 
verweigert  sie  ihre  Zustimmuug,  dami  wird  die  Vereinbarung 
hinfällig. 
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Ueber  die  yerfassimgsTechtliclien  Grundlagen 

dea  preuösischen  Unterrichtswesens*). 

Von 

Oberbergntth  Dr.  Ad.  Abmdt 

im  H«ll9  ft.  B. 

Die  heutige  StaatswissenBcliaft ')  lehrt,  jede  Anordnung  eines 
RechtsBatzes  bedürfe  eines  Gesetzes  ^  bedürfe  daher  seit  Ema- 
nation der  Verfassungsurkunde  der  Zustimmung  der  verfassungs- 
mässigen Landesvcrtretung.  Darnach  hätten  die  Rechtssätze, 
welche  das  heutige  preussische  Unterrichtswescn  tragen,  im  W^e 
der  Gesetzgebung,  also  unmittelbar  oder  doch  wenigstens  mittel- 
bar*), unter  Zustimmung  der  Landesvertretung  erlassen  seio 
müssen«  Dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall.  Die  Statuten  der 
Hochschulen,  die  Stiftungs-Urkunden  der  Gymnasien,  die  Lehr- 
pläuc  der  Mittel-  und  Volksschulen,  die  Prüfuncrsvorscliriftc»!!  für 
Lelirer  und  Lu rnende,  welch'  oinc  uniibci*sehbare  Fülle  von  Rechts- 
sätzen in  ihnen  auch  catb&Iten  ist,  sind  sämmtlich  nach  wie  vor 
Bestehen  einer  Verfassung  ergangen  ohne  jede  Mitwirkung  der 
Volksvertretung,  ohne  Gesetz  und  ohne  gesetzliehe  Ennächtignsg. 

Ein  Theil  der  deutschen  Staatsrechtslehrer  geht  zwar  in  der 
Forderung  des  Gesetzgebung weges  weniger  weit,  er  verlangt  nur'), 

*)  Der  vorstehende  Anfeati  iet  in  seiner  vorliegende n  Form  Issgc 
vor  Einbrin^ng  nnd  Beiathnng  des  Gesetses,  betreffend  die  Anstellnag  and 
das  Dieostverhältniss  dor  Lehrer  und  lebretinnen  in  Westprenssen,  Posen  ssd 
Beg.^Besirk  Oppeln  abgefasst  worden. 

•)  I.ABAin),  Deutsches  Staatsrecht  Tl.  S.  77  a.  a,  0.  HAnel,  organisa- 
torischo  Entwickelung  S.  64  a.  a.  0.  Schülzk,  Lefarbnch  des  Deutschen 
Stiatsrcchts  S.  425.  G.  Meter,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts.  2.  Aufl. 
S.  461,  VON  Rönne,  Preussischcs  Staatsrecht  4.  Aufl.  §  90.  S.        u.  a.  ro. 

0  Mittelbar  d.  h.  durch  Yerordnnngen,  welche  auf  Grand  gesetili^ 
Ermächtigungen  «Tirohen. 

Gmxist  in  von  HolsendorTs  BechtAlexikon  ULI.  S.  1063  ff.»  S.  ü^' 
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dasB  persönliche  und  iSteuerlasten  nüt  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung begründet  werden  niüsscn.  Indess  auch  durch  diese 
Theorie  Itet  sicli  der  aktuelle  Bechtssastand  nicht  erklären;  denn 
anter  den  Nonnen  über  das  üntemchteweeen  sind  xahlreiche 
forlianden,  welche  persSnlidie  und  Steneriiistefn  begründen  nnd 
gleichwohl  ohi^t  Zastimmuug  tlcr  LaiKköV\rti'.iui.f:  erlassen  sind. 

Deutsche  Keclit sichrer*)  erachten  für  nothwendi?,  dass  Ver- 
ordnungen, wenn  sie  Rechtesätze  enthalten,  ebenso  wie  Gesetze, 
denen  sie  gleichstehen,  in  der  G^esetassammlung  verkündet  werden. 
Die  Verordnungea  aber,  welche  das  prensasche  Untenrichtswesen 
regeln,  sind,  auch  soweit  sie  Bechtss&tze  enthalten,  an  den  Terschie- 
densten  Orten,  nnr  nicht  in  der  Gesetzsainmlang  Terkfindet  worden. 

Es  entsteht  hierbei  mit  Nothwendigkeit  die  Frage:  Ist  die 
Wi^nschaft  auf  dem  rieht  isren  Pfade  und  muss  die  Praxis  um- 
kehren :  oder  ist  die  Praxis  auf  dem  richtigen  Pfade  und  hat  die 
Wissenschaft  von  unbewiesenen  und  unzutreffenden  Voraussetzungen 
aosgeh^d  unbeweisbare  und  unzutreffende  Folgerungen  gezogen? 

Die  richtige  Antwort  auf  diese  Frage  wird  steh  nicht  finden 
lassen  durch  philosophiBcbe  Abstraktionen  oder  durch  dogmatische 
Deduktionen,  sondern  durch  die  Betrachtung  des  aktuellen 
Rechtszustandes,  wie  er  vor  Erlass  der  Verfassungsurkunde  i;Q- 
wesen  ist  und  ^vie  er  durch  diese  \'«  rfassiingsurkunde  umgestaltet 
wurde.  Das  Eine  ist  liierhei  über  allen  Zweifel  gewiss,  dass  bis 
zum  Erlasse  einer  Verfassung  in  Preussen  Alles  Recht  war,  was 
sich  auf  den  Willen  des  Königs  gründete,  was  sich  auf  diesen 
Willen  zurfickfilhren  Hess.  Daraus  fcdgt  mit  logischer  und 
juristischer  Nothwendigkeit,  dass  för  den  absoluten  Staat 
Preussen  R<  (  ht  darstellen  nicht  nur  die  vom  Könige  unmittel- 
bar gegebenen  Gesetze,  sondern  auch  die  vom  Könige  ertlicihen 
Verordnungsbefugnisse,  wie  die  in  Ausübunj:  dieser  Be- 
fugnisse erlassenen  Normen.  Und  daraus  folgt  femer  mit 
der  gleichen  logischen  und  juristischen  Gewissheit  fUr  den  con- 
stitutionellen  Staat  Preussen,  dass,  wenn  und  soweit  die  Ver- 

Englischcs  Verwaltiiogsrecht  L  S.  21,  Verwaltung,  Justiz,  Beohtsweg  S.  72, 
73,  Becfatsstutt,  2.  Auflage  S.  218,  Stenogr.  Ber.  des  prcanucheD  Ahgeord- 
netenbanaei  186&  IQ.  S.  2071  f. 

^  I.  B.  G.Mhteb,  Lehrbuch  des  Deutsches  Staatsrechts.  2.  Aufl.  S.  495, 
ElMKL,  organisatorische  Entwickelimg  S.  65,  77,  Laeaitp,  io  Marqiuudseti's 
Handbscli  8.  90. 
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fassuiigsiirkuiitleiiiclit  entgegeusteht,  nicht  nur  die  \i)m  Könij^e  jjege- 
beiir  ii  (  ii  si  tzc,  sondern  auch  die  vom  Könige  ertheilten  Yerorduunps- 
befuguisse  und  endlich  die  in  Ausübung  dieser  Befugnisse 
auch  nach  der  Verfassung  von  den  Verwaltungsbehörden 
erlassenen  Normen  als  rechtsTerbindlich  erachtet  werden  müssen. 

Für  die  rechtliche  Untersuchung  ist  damit  gewonnen,  das» 
sie  einzusetzen  hat  mit  der  Prüfung,  ob  und  wie  weit  die  Ver- 
fii-ssungsui  kuiide  dia'ch  ihre  besonderen  Satzungen  über  das  l'nter- 
ru  litswcsen  oder  ilire  Hll-^'Pinpinen  Satzungen  über  Anordnung  von 
Küchtssätzen  den  Kechtszuätaoid  in  Preussen  geändert  hat. 

Die  Preussische  VerfeisBungBurkunde  vom  31.  Januar  1860 
bestimmt: 

Artikel  20*  Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei. 
Artikel  81.   Ffir  die  Bildung  der  Jugend  soll  in  öfientUchm 

Schulen  genügend  gesorgt  werden.  Eltern  und  deren  Stellver- 
treter dürfen  ilire  Kinder  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen, 
welcher  für  die  öiFentlicben  Volksschulen  vorgeschrieben  ist. 

Artikel  22.  Unterricht  zu  ertheüen  und  Unterrichts- Anstalten 
zu  gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittliche, 
wissenschaftliche  und  technische  Befähigung  den  betreffenden 
Staatsbehörden  nachgewiesen  hat. 

Artikel  23.  Alle  öffentUchen  und  Privatunterrichts-  und 
Erziehungsanstalten  stehen  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  er- 
nannter Bohürden. 

Die  öffenüichen  Lehrer  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Staatsdiener. 

Artikel  24,  Bei  der  Einrichtung  der  öffentUchen  Volksschulen 
sind  die  konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  berücksichtigen. 

Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  be- 
treffenden Reh'gionsgesellschnften. 

Die  Tieituiig  der  äusseren  Angelegenheiten  der  Volksschule 
steht  der  Gemeinde  zu.  Der  Staat  stellt,  unter  gesetzlic  h  geord- 
neter Betheiligung  der  Gemeinden,  aus  der  Zahl  der  Befähigten, 
die  Lehrer  der  öffentlichen  Volksschulen  an. 

Artikel  26.  Die  Difittel  zur  Enichtung,  Unterhaltung  und 
Erweiterung  der  öffentlidien  Volksschule,  werden  von  den  Ge- 
nieinden und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens,  ergäu- 
znngswei.se  vom  Staate  aufgebracht.  Die  auf  besonderen  Kechts- 
titein  beruhenden  Verpflichtungen  Dritter  bleiben  bestehen. 
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Der  Staat  gewährleistet  demnach  den  VolksschuUehrem  ein 
fiBBies^  den  Lokalverhältnissen  angemessenes  Einkommen. 

In  der  5£Eentliclien  Volksschule  irird  der  Untenicht  nnent* 

geltlich  ertheilt. 

Artikel  26.  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  ganze  Unter- 
richtswesen. 

Endlich  verordnet  der  unter  die  Uehergangsbestimmungen 
gestellte 

Artikel  112.  Bis  zum  Erlass  des  in  Art.  S6  vorgesehenen 
ünterrichtsgesetzes  bewendet  es  hinsichtiich  des  Schulwesens  bei 

den  jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bebtimmuiigeu. 

Ueber  die  Frage,  wie  weit  durch  die  Artikel  26  und  112 
die  Artikel  20  bis  25  suspendirt  sind,  wie  weit  also  diese  Artikel 
das  vorverfassungsmMssige  Becht  abgeändert  haben,  stehen  sich 
mehrere  Ansichten  gegenüber: 

GiiEiST*)  bezeichnet  die  Artikel  20  bis  25  der  Yer&ssungs- 
orkunde  als  ein  Zukunftsrecht. 

G.  Meyek  ^)  und  E.  Löninh  ')  erklären  die  Artikel  20  bis  25 
für  suspendirt.  Eine  nähere  Begründung  du  ser  Ansicht  tindet 
sich  ausser  in  der  Verweisung  auf  die  Artikel  26  und  126  weder 
bei  Gneist  noch  bei  Mbybb  oder  Lömino.  Da  der  Letztgenannte 
überdies  anf  die  ver&ssungsrechtlichen  Ausfiihrungen  von  Aönne's 
Bezog  nimmt,  dieser  aber  sich  durchaus  widerspricht,  so  ist  nicht 
unzweifelhaft,  ob  er  die  Aitikcl  20  bis  2ö  iür  gänzlich  oder  für 
nur  theilweise  suspendirt  ansieht. 

VOM  BömiE^)  spricht  sich  über  die  Frage,  wie  folgt  aus: 

i^Die  aus  dem  Art.  112  der  Ver&ssnngsurkimde  folgende 
Suspension  der  Bestimmungen  der  Art,  20  bis  25  derselben  ist 
jedoch  keine  ganz  unbedingte.  Das  in  Art.  26  veiheissene  Gesetz, 
welches  das  ganze  Untemchtswesen  regeln  soll,  kann  näniHch 
nur  die  Ürganisirung  des  Schul-  und  Unterrichtswesoiis  auf  der 
Giiindlage  der  Vorschrilteu  der  Ali;.  20  bis  25  zur  Autgabe 
haben;  keineswegs  aber  kann  und  darf  dieses  Gesetz  die  durch 
die  Art  20  bis  25  bereits  ver&ssungsmassig  festgestellten  Grund- 

*)  Die  konfeHioDeUe  Schule,  ihre  Cnsolfissigkeit  nach  preiissischen  Landes- 
gcMtsen.  Berlin  1869  8.  12. 

*)  Lehrbuch  des  Yerwaltangsreebta,  I.  S.  222. 

0  Lehrbuch  des  Vcrwaltungsrcchts  S.  738  und  752. 

•)  PreoM.  Staatsrecht  Aufl.  4  9  167.  S.  451,  452. 
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sfitase  anders  gestalten.  Insoweit  also  die  Grundsätze  der  Art  SO 
bis  95  zu  ihrer  Verwiridichung  gar  keines  weiteren  OrganlsailzoDs- 
gesetzes  bedfirfen,  sind  sie  durch  die  TJebergangsbestimniiuig  des 

Art.  lli^i  Uli  Iii  für  susj  u  lidirt  zu  erachten,  sondern  es  tritt  aii 
und  für  sich  auch  heziiglich  der  vor  Emaii;iliun  der  Verfassungs- 
urkundt)  (3rgaugeiion  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Schni- 
und  Unterrichtswcscn  die  Vorschrift  des  unter  den  allgemeinen 
Bestimmungen  der  Ver&ssungsurkonde  enthaltenen  Artikel  109*) 
in  Wirksamkeiti  dase  diese  vor  Emanation  der  Verfiiasiingsiirkande 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  nur  insoweit  in  Kraft  ver- 
blieben sind,  als  sie  nicht  der  Verfassung  zuwiderlaufen". 

An  einer  anderen  Stelle  bemerkt  von  Rönne  indess  wört- 
lich: —  „Uebngens  hob  der  Minister  Falk  hierbei  noch  mit  Eecht 
hervor,  dass  der  Art.  24  der  VerfMsnngsnrkunde  mit  Rücksicht 
auf  die  Art.  26  und  1 12  der  VerCassung  nicht  aktuelles  Eecht  sei'.  — 

Ist  aber  Art.  24  nicht  aktuelles  Becht,  so  müssen  auch  die 
ihm  entgegenstehenden  älteren  Normen  als  noch  rechtsbeständig 
erachtet  werden.  Ist  dies  richtig,  so  ist  unrichtii?,  was  vok 
KöNNB  an  der  erstcitirten  Stelle  ausgeführt  hat.  /  n  Kimstellung 
der  ssweiten  Stelle  sei  noch  bemerkt:  Gegen  die  Gültigkeit  nüm- 
sterieller  Anordnungen,  welche  sich  auf  vorverfassungsmSssiges 
Recht  stützten,  wandten  zahhreicJie  Petenten  deren  Ungültigkeit 
aus  dem  Gnnide  ein,  weil  sie  dem  Art.  24  der  Verfassungs- 
urkunde wuk'rs])räclien.  Deniixe^eniiber  liob  der  Minister  Falk 
heiTor,  dass  Art.  24  kein  aktuelles  Recht  sd. 

H.  Schulze")  spricht  sich  dahin  aus:  „Die  Artikel  i?'^ 
bis  25,  soweit  sie  zu  ihrer  Verwirklichung  noch  des  Er- 
lasses des  in  Artikel  26  verhiessenen  Unterrichtsgesetzes 
bedürfen,  sind  als  suspendirt  anzusehen". 

Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  hält,  so  muss  gefolgert  wenlcn, 
Schulze  dieselben  für  geltendes  Recht.  Daraus  ergiebt  bicb 
unter  Berücksichtigung  des  Art.  109  der  Verfassung  endlich,  dass 
nach  der  Ansicht  Schulze's  die  den  Art.  20  bis  25  widerspre- 

*)  In  Art  109  der  Yerfiasiingsarlniiide  ist  bestimnit: 

—  «allo  Bestimmmigeii  der  bestehenden  Gesetibfleher,  einselucr  Gi'- 
aeize  und  Veroidnongen,  welche  der  gegenwirtigen  Yer&ssnng  nicht  mwidtr- 
lanfen.  bldben  in  Kraft".  — 

PrensB.  Staatsrecht  Aufl.  4.  Annieiknng  6  n  §  172,  8.  473. 
")  Frenssisches  Staatsiecht  U.  S.  556. 
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cbenden  Vorschiifteii  des  älteren  Bechts  als  ausgehoben  zu  be- 
trachten sind. 

Eme  dritte  Ansicht  hat  neuerdin^  Biebling  au%Q8tellt^>) 
und  zwar  dahin:  In  Artikel  118  sei  zweifellos  ansgeeprochen: 

1.  dass  durch  die  Art.  20  ff.  an  dem  Besteheudeu  un- 
mittelbar nichts  geändert  werde; 

2.  dass  für  die  „Regulativgewalten  der  Central-  und  Provinzial- 
behörden'^  —  die  zur  Zeit  der  Verfassungspublikation  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  so  lange  maassgebend  bleiben  solleni 
bis  das  yon  der  Yerfiusimg  selbst  geforderte  Allgemeine  Untercichts- 
gesetz  za  Stande  gekommen  sei. 

^Eine  Beschränkung  der  Rechte  der  Staatsregierung^  —  so 
fahrt  BlEBLUTG  fort  —  innerhalb  der  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  ist  in  Art  112  sicherlich  nicht  enthalten. 
Eben  darum  aber  ergiebt  sich  eine  solche  Beschränkung  aus  den 
Art.  20  bis  25,  soweit  sie  Forderungen  aufstellen,  die 
in  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
ausgesprochen  und  doch  auch  nicht  im  Widerspruch 
mit  denselben  sind.  Denn  was  der  Staatsregierung  hier  als 
Aufgabe  für  ihre  gesetzgeberische  Tliätigkeit  gestellt  Avinl,  ist 
damit  ilir  zugleich  als  Maa.ssstab  fiir  die  Verwaltun*i:  insoweit 
gesetzt,  als  es  sich  mit  der  bestehenden  Gesetzgebung  vertrügt^  — 

Mit  anderen  Worten:  BiBKLiNG  erachtet  die  Art.  20  bis  25 
als  zwingende  Direktiven  fiir  die  Verwaltung  innerhalb  der 
gesetzlichen  Schrauken  und  mit  dieser  Einschränkung  als  ,^0 berste 
Verwaltuugsmaximeii",  welche  als  solche  für  alle  weiteren 
Verwaltungsanordniingen  auf  dem  Untcrriclitsgebietc  so  liuige 
bindend  sind,  als  sie  nicht  im  Wege  der  Vorfassnngsfindeninc^ 
oder  durch  neue  Gesetze  l)eseitigt  sind  '^).  Eventualiter  erkliixt 
BiERLm«")  die  Art.  20  bis  25  wenigstens  als  sehr  werthvolles 
Material  für  die  Auslegung  der  Principien  des  preussischen 
Unterrichtswesens. 

Die  Haltung  der  Staatsregierung  der  uns  beschäftigenden 
Frage  gegenüber  wiU',  so  scheint  wenigstens,  nicht  zu  allen  Zeiten 
eine  gleiche,  diejenige  des  jueussischen  Hauses  der  Abge- 
ordneten war  eine  durchaus  schwankende: 

")  Die  konfesf^iniiello  Schule  in  Preusson  nnd  ihr  Kecht,  Gotha  l?!8ä.  8. 12ff. 
»»)  Siehe  dio  citirte  Schrift,  Seite  14,  i09  a.  a.  0. 
")  Seite  14. 
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Bei  Berathuiig  des  Eutwurfs  eines  Schuiaufsi cht sge setze« 
in  den  Jahren  1871  und  1872  war  gegen  denselben  mit  Anderm 
eingewendet  worden,  dass  er  gegen  Artikel  24  der  VerSekBemig 
Verstösse.  Dies  wurde  von  anderer  Seite  bestritten  nnd  hervor- 
gehoben, daSB  der  Dntwnrf  den  Art.  24  voÜkominen  unberührt 
lasse.  Hoi  dieser  Gelegenheit  <  i klärte  der  Minister  Falk  am 
9.  Februai*  1872 '  0       Abgeurdnetenhause  wörtlich: 

„ —  und  dauu  bitte  trewicht  darauf  zu  legen,  dass  der  Ar- 
tikel, 24  der  YerfisMSunggurkunde  besteht  und  bestehen  bleiben 
soll  und  ebenso,  dass  das  aktuelle  Recht,  wekfaes  nach  Art.  112 
dem  Art.  24  der  Veriassungsurknnde  entspricht»  aufrecht  er- 
halten bleibt.  Der  Art.  24  ist  freilich  nidit  erwghnt^*),  aber  der 
ist  absichtlich  nicht  erwähnt  in  der  Vorlage,  weil  es  sicli  handelt 
nach  ausgesprochenem  Text  des  Gesetzes  uud  aacli  den  Materiahen 
ledigUch  nur  Ausführung  der  YeiÜELSSung  Der  Artikel  24 
bleibt  aus  diesem  Grunde  vollkonunen  unberührt.  Es  mag  aller- 
dings sein,  dass  es  zur  Beruhigung  der  Gwttther  dient,  dies 
ausdrücklich  zu  konstatiren  und  wenn  dem  so  ist,  so  ist  es  wirk- 
lieh  nicht  meine  Sache,  der  Annahme  des  Amendements'^  des 
Herrn  Abgeordneten  von  Bonin  nur  lui  p]utferntesten  zu  wider- 
sprechen". Am  24.  Januar  1877  erklärte  sicli  der  Minister 
Falk  indess  wie  folgt -*^):  „Ich  muss  zunächst  bei  dem  S&tze 
bleiben,  dass  dieser  Artikel  aktuelles  Recht  nicht  ist;  ich  würde 
sonst  nicht  im  Stande  sein,  mit  dem  Art.  112  in  Verbindung  mit 
dem  Art.  26  der  Ver&ssungsurkunde  fertig  zu  werden*'"). 


»*)  Steno^rr.  Bericht  1872,  Seite  695. 

Näiiilidi  im  öesefcientwurfe  nicht  erw&bnt. 
Soll  wohl  heisscn  «um*  statt  «nar". 

Damit  ist  Art.  23  gemeint 

Dieses  zur  Annahme  gelangte  Artieiuli  luent  eutspiicht  §  3  de»  iicbol- 
aufsicbtsgcsctzes  vom  11.  März  1*^72  nml  lautot: 

«Unberührt  bleibt  die  dcu  Genieiiuicu  und  deren  Organen  zustehcn«le 
Theilnahme  an  der  Schalaufsicht,  sowie  der  Art.  24  der  VerfaiMiuugsurkunde 
vom  31.  Janaar  1850". 

■*)  Stenogr.  Bericht  des  Abgeordnetoiihauäus  1877  S.  83. 
Es  ist  Art.  24  gcniciut. 

Schon  am  6.  März  1872  erklärte  der  Minister  Falk  im  UerrenhaoM 
Stenogr.  Bericht  S.  191,  daas  Art  112  avfgenomineD  worden,  »lediglich  sod 
alleio»  um  anaiodracken,  dasa  die  Oraudsatte,  die  In  den  Art  20-'85  cBt* 
wickelt  sind»  an  nnd  fllr  neb  noch  nicht  aktneUea  Becht  sind*. 
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Derselbe  Wandel  der  rechtUcben  Anschauungen  hat  sich 
im  prenasischen  Hause  der  Abgeprdneten  vollzogen. 

In  der  Zeit  des  Verfassungsconflids  war  dem  wegen  Be- 

leidigimj?  des  Staatsministeriums  bostraflen  Rektor  Marcus  zu 
(TijTn})iiiiirTi  von  Seiten  des  Kiiltn^iiunisters  die  Alternative  ge- 
stellt, entweder  die  von  ihm  getüiute  Redaktion  einer  „hoch- 
deraokratischen"  Zeitung  niederzulegen  oder  den  Widerruf  der  ihm 
ertheilten  Erlaubniss  zur  Haltung  seiner  Privatschule  zu  ge- 
wärtigen. Diee  Verlangen  gründete  sich  auf  die  Eabinetsordre 
vom  10.  Juni  1834  (G^es.  S.  S.  136),  wonach  für  Frivatschullehrer 
„ein  Zcugniss  auch  über  die  Sittlichkeit  und  Lauterkeit  der 
Gesinnungen  in  relie^iösor  und  politischer  Hinsicht"  erforderlich 
und  der  AVidciTuf  der  einmal  ortlieilten  Erlaubniss  bcmi  Mangel 
derartiger  Eigenschaften  statthaft  ist.  Maecüs  wandte  sich  Be- 
schwerdeführend an  das  Abgeordnetenhaus  mit  dem  Antrage^ 

1.  dahin  zu  wirken,  dass  er  neben  seiner  Stellung  als  Vor- 
stand einer  Privatschule  eine  Hedaktion  führen  dürfe , 

2.  „ein  hohes  Haus  wolle  dem  Art.  109  rücksichtlich  der 
Kabiiiptsnrdre  vom  10.  Mai  1834  die  ihm  endlich  einmal  ge- 
bührende Geltung  verschaffen  und  die  Aufhebung  derselben  be- 
wirken". 

Die  Petitions-Kommission  des  Abgeordnetenhauses  erachtete 
den  Antrag  zu  1  fOr  begrttndet,  den  Antrag  zu  2  für  «überflfissig, 
indem  sie  davon  ausging  ^  dass  die  erwähnte  Bestimmung  der 

Kabinetsordre,  weil  sie  gegen  den  ihrer  Auffassung  nach  gelten- 
des Recht  darstellenden  Art.  22  der  Verfassungsurkundc  Ver- 
stösse, gemäss  Art.  lo9  aufgehoben  sei.  Die  Bedingungen,  von 
denen  die  das  ünterrichtswesen  beaufsichtigenden  Staats- Behörden 
die  Ertheilung  von  Unterricht  sowie  die  Gründung  und  Leitung 
von  Ünterrichtsanstalten  allein  abhängig  machen,  seien  —  so  fährt 
der  Bericht  dieser  Kommission  vom  8.  Dezember  1863  aus*")  — 
bereits  in  Art.  22  der  Verfassung  gegeben  und  geregelt  und  in 
dieser  Beziehung  könne  und  dürfe  das  in  Art.  2i)  vcrheissene 
Uiitorrithts^iosotz  gar  nichts  Anderes  bestimmen,  als  dasjenige, 
was  bereits  Art.  22  der  Verfassung  bestimmt.  Die  Kommission 
erachtete  somit,  imGegensatze  zu  den  Ausführungen  desRegierungs- 


")  Anlagen  Band  iii  tn  den  Stenogr.  Ber.  des  Abgeordnetenhauses 
1863—04.  Seite  205  ff. 
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Vertreters  den  Art.  23  nicht  durch  Art.  112  sospoidut.  Wt 
Art.  113,  80  führte  der  Berichterstatter  Bassbnge  m  der  Plenar- 
sitzung vom  3.  Januar  1864  aus^*),  könne  die  Verfassung  nur 
solche  Bestimiiuiii<^eir-')  gemeint  haben,  über  welche  überhaupt 
das  künftige  ünterrichtsgesetz  Nonnen  aufstellen  kann;  das  künf- 
tige Unterrichtsgesetx  könne  aber  nur  entweder  die  Bestimmungen 
des  Art.  83  wiederholen  und  das  sei  etwas  Ueherflüssigesy  oder 
es  mttsste  etwas  vom  Geiste  der  Verfassung  Abweichendes  auf* 
stellen  und  dann  würde  es  mit  der  Verfassung  in  Widerstrat 
gerathen  und  dem  Staatsgrundgesetz  nachstehen  müssen.  Dem- 
gemäss  beschloss  das  Plenum  ^'^): 

„Die  vorliegende  Petition  der  Könighclion  Staatsrogierung 
zur  Berücksichtignng  des  ersten  Antrages  des  Petenten  zu  über- 
weisen, den  zweiten  Antrag  desselben  aber  durch  diese  aus  der 
bereits  durch  Art.  109  der  Verfassung  erfolgten  Aufhebung  det 
Allerhöchsten  Kabiuetsordre  vom  10.  Juni  1834  motivii-ten 
Ueberw'eisung  für  erledigt  zu  eracliten." 

Ganz  anders  waren  die  Anschauungen  im  Abgeordnetenhause, 
als  es  sich  in  den  Jahren  1876  und  1877  um  Petitionen  handelte, 
welche  gestfitzt  auf  die  Art.  30,  33  und  34  der  Ver&ssungs- 
Urkunde  gegenfiber  den  Befugnissen,  welche  der  Staat  in  der 
Schule  ausübte,  die  Leitung  des  Relij:^ion8nnterricht8  durch  die 
Geistlichkeit  und  ein  stärkeres  Mitbestimmungsrecht  der  Gemeinde 
und  Elteni  am  Unterrichtswesen  erbaten.  In  dem  von  der 
„Kommission  für  dns  Unternchtswesen  über  Petitionen^  hierüber 
erstatteten  Bericht)  heisst  es: 

„Zweifelhalter  könne  die  Frage  erscheinen  ob  rficksicbtlicli 
der  Leitung  des  Religionsunterrichts,  die  nach  Art.  34  der  Ver* 
fassunf:^surkuiide  den  Relij^ionsgese Ilse  haften  zustehen  soll, 
diesen  sclion  jetzt  ein  „aktuelles  Reelit"  znstelit.  oder  ob  nach 
der  Ansicht  der  Slaatsregierung  in  diesem  Artikel  nur  eine  all- 
gememe  Noxm  enthalten  ist,  welche  insoweit  zur  Anwendung  zn 
bringen  ist,  als  dies  die  bestehenden  Gesetze  und  die  staatlichen 

**)  Stenogr.  Bericht  des  AbgeoMnetenlurases  S.  598. 
**)  Als  soiipendirt. 

Stenogr.  Bericht  des  Abgeordnetenhaasos  S.  599. 
*')  Anlagen  sn  den  Verhandlungen  des  AhgeordnetonhaDses  1876.  Bd.  III 
Seite  1588  ff.,  bes.  S.  1585. 

**)  So  Teferirt  der  Berichterstatter  Da.  Witts. 
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Interessen  erlauben.  In  dieser  Hinsicht  seien  jedoch  die  Art.  26 
und  112  der  Verfossungsurkunde  fibr  die  Ansicht  der  Stnats- 
regierung  als  dorchschlagend  anzusehen,  da  dieselben  nach  ihrem 

klaren  Wortlaute  festsetzen,  dass  es  bis  /ahh  Erlasse  des 
allgemeinen  Unterrichts gesetzes  bei  den  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  bewenden  soll'^. 

„Es  könne  daher  lediglich  der  Antrag  gestellt  werden 
—  (über  das  bezügliche  Petitum)  zur  Tagesordnung  überzu- 
gehen*. 

Der  Kurreferent  schloss  sieli  diesem  Aiitüigo  an.  Auch 

von  den  Mitgiicili  i  n  dorKomniission,  welche  den  Peteuten  politisch 
nahe  standen,  wurde  nicht  behauptet,  dass  die  Ai*t.  20  bis  25 
aktuelles  Hecht  seien. 

„Wenn  auch  anzuerkennen  sei,  —  so  führt  in  diesem  Sinne 
der  Bericht  aus  —  dass  gemäss  Art  26  und  112  der  Verfassung 
Art.  24  nicht  aktuelles  Recht  sei,  so  sei  er  doch  unbestrittene 
Norm  sowohl  für  die  künftige  Unterrichthgesetzgebimg  wie  liii" 
die  ünternelitsverwaltunf^". 

Die  KoTnniissiou  schloss  sich  mit  12  gegen  3  iStinuuen  dem  An- 
trage ihres  Referenten  an,  welcher  auch  im  Plenum  am  24.  Januar 
1877  Annahme  ÜAnd**)»  nachdem  ausser  dem  Minister  Falk  sich 
auch  Ajsomi  dahin  ausgesprochen  hatte^  dass  die  allgemeine  Be- 
Stimmung  des  Art.  24  gar  nicht  konkretes  und  praktisches  Becht, 
sondern  abstrakte  Rechtsprinzipien  darstelle,  die  ihre  weitere 
Ausßihi'ung  und  Begrenzung  in  einem  künftigen  Gesetze  zu  ge- 
wärtigen habe. 

Als  Ergebniss  dieser  Sachdarstellung  lässt  sich  behaupten, 
dass  man  auf  Seiten  des  Abgeordnetenhauses  und  vielleicht  zeit- 
weise auch  auf  Seiten  der  Staatsregierung'**)  früher  die  Art.  20 
bis  25  als  nicht  ganzlich  suspendirt,  als  thoilweise  aktuelles  Recht 

darstellend  aufgefasst  iiat,  dass  man  dagegen  von  dieser  Auf- 

StenogT.  Bericht  des  Abgeordnetenhauses  1^17.  I.  S.  ff. 

Nünilieh  anycheinerKl  zeitweise  vom  Miniütt'r  Falk,  nicht  ;iber  vom 
Minister  von  MIulkr,  siehe  dessen  Rede  vom  .Tiumar  lsi;4  in  dem  Stenogr. 
Bericht  di's   Ah.i,'eoi<hict«'nlian>(:i5  1803— ßl   l'aixl  II.  Seik*  und  dessen 

Erl.i.ss  vom  18.  Januar  IB'iT,  citirt  in  der  Ki  dr  d.'s  Abi^pordiicten  rüTRi  am 
IH.  Dezember  1879  io  dem  Stenogr.  Bericht  «les  Abgeordnelenhattses  1879. 
Seite  694. 
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fnssiing  sowohl  auf  Seiten  des  Abgeordnetenhauses  wie  auf  Seiten 
der  Staatsregienmg  zurückgekehrt  ist.  von  Ri'tNKG  ist  an  der 
Stelle  seines  preussischen  Staatsrechts,  wo  er  die  Frage  der  Akta- 
alitat  der  Art.  30  bis  26  ex  professo  behandelt,  bei  der  An« 

Behauung  verblieben,  welche  das  Abgeordnetenhaus  während  der 
KüiiHiktszfit  vertreten  hfit.  Schulze  hat  sich  dieser  Auflfassung 
VON  Konnk's  aiifzcschlosseii,  ohne  dieselbe  einer  näheren  Be- 
gründung für  bedürftig  erachtet  zu  haben. 

Aus  demjenigen  was  im  Vorstehenden  über  Reden  Ton 
Landtagsmitgliedem  nnd  Beschlüssen  des  Abgeordnetenhauses 
mitgetheilt  ist,  folgte  dass  dieselben  einen  sichern  Bewds  für 
oder  gegen  die  Annahme  einer  Aktualität  der  Art.  20  bis  25 
nicht  liefern.  Fibensowenig  erbringen  sie  diesen  Bowois  für  »lie 
BiERLTN(j'scho  Ansiclit,  dass  die  Art.  20  Ins  25  bindende  Ver- 
waltungsmaximen innerlialb  der  bestehenden  Gesetze  darstellen 
und  es  ist  die  Behauptung,  dass  die  Bichtigkeit  dersell)en  ^in 
den  Verhandlungen  des  preussischen  Landtages  wiederholt  an- 
erkannt ist''  bei  den  Torhandenen  Widersprüchen  nur  sehr  be- 
dingt als  richtig  anzuerkennen,  lleberdies  kann,  so  scheint  rair^ 
für  die  Auslegung  des  Art.  112  nicht  entscheidend  sein,  was  in 
den  Jahren  1H64,  1871,  1872,  187G,  1877  u.  s.  w.  im  Landtage 
gesprochen  worden  ist,  sondern  nur  dasjenige,  was  hei  Berathung 
und  vor  Beschliessung  dieses  Artikels  in  den  Kammern  Ter- 
handelt  worden  ist. 

Üm  diese  Verhandlungen  richtig  aufisu&ssen,  muss  man  sidi 
die  gesetzliche  Lage  yergegenwärtigen,  in  wacher  der  Art.  112 
beantragt  und  beschlossen  uurdo. 

Der  Erlass  eines  besondoreii  Untorncht.s«zosotzes  war  bcn-its 
iu  Art.  26*')  der  Verfassung  verheissen  und  die  Staatsregieruog 
sah  sich  schon  allein  auf  Grund  dieses  Artikels  für  ermächtigt 
an*'),  sanuntliche  Verfassungs-Vorschriften  über  das  Unterricbtsp 
wesen  ftir  suspendirt  zu  erachten  und  wünschte,  da  eine  dem 
Art.  112  entsprechende  Vorschrift  in  der  Verfassung  vom  5.  De- 
znubcr  1848'  fehlte,  nur  eine  nnsdrückliche  Genohiiii;j;iiiii(  dieser 
ilircr  Ansicht  durch  die  Vorfassniür.  Art.  109  liatte  Ix^rcits  vor- 
gesciiriebeu,  dass  alle  Bestimmungen  der  älteren  Gesetze  und 


*')  AtI  23  der  Tcifaasong  vom  5.  Dezember  1848. 
**)  S.  weiter  unten. 
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Verordnungen,  welche  der  Yerfasssung  nicht  zuwiderlaufen,  in 
Kraft  bleiben^').  Art.  112  wäre  also  ganz  überflüssig  gewesen  — 
und  es  hätte  kein  Grund  vorgelegen,  ihn  noch  kurz  vor  Schluss 
der  Verfassungsrevision  zu  beantra^n  und  durchzusetzen,  —  wenn 

ex*,  wie  von  Rönne  uiul  S(  ih  lzi:  iiioiiu'ii,  in  Wiederholung  des 
Art.  109  anerk(Mineu  und  heslininien  sollte,  dass  die  iiiteroii  \'()r- 
schriften  über  das  Schulwesen,  welche  dor  Verfassung  nicht  zu- 
widerlaufen, bis  zum  Erlasse  des  sie  betreifenden,  in  Art.  26 
verheissenen  organischen  Gesetzes  in  Gültigkeit  bleiben  sollen. 

Vielmehr  wollte  und  sollte  Art.  112  vorschreiben  —  und 
nur  bei  dieser  Auffassung  erhält  er  gegenüber  Art.  109  erst 
einen  Sinn  —  dass  bis  auf  Weiteres  auch  die  der  Ver- 
fassung entge^rii stehenden  Vorschriften  des  älteren 
Rechts  nicht  aufgehoben,  dass  die  Art.  2n  bis  25  überall 
und  vollständig  suspendirt  seien,  und  dass  insbesondere  die 
Staatsregierung  in  ihrerVerwaltungsthätigkeit  durch 
diese  Artikel  nicht  beschränkt  noch  gebunden  werde. 

Art.  25  bestimmt  in  Wiederholung  des  Art.  22  der  Ver- 
fassung vom  5.  Dczombi  r  1848,  rlass  der  Unterricht  m  der  Volks- 
sclriile  uneMt,<;eltli(li  ertheilt  werden  soll.  Uni  diese  Bestimmung 
gogeuüber  den  bisher  schulgeldpflichtigeu  Hausvätern  in  s  Leben 
treten  zu  lassen,  bedarf  es  keines  besonderen  Gesetzes.  Aus 
diesem  Grunde  erachteten  damals  Viele  sich  nicht  mehr  zur 
ZaMung  verpffichtet.  Gerade  aus  di^er  Veranlassung,  aber  nicht 
allein  aus  dieser  Veranlassung,  wurde  Art.  112  beantragt  und 
angenommen,  um  festzustellen,  dass  die  älteren  Vorscliriften  über 
ihus  Schulgeld,  obgleich  sie  der  Verfassung  zuwiderlaufen,  bis  auf 
Weiteres  in  Kraft  verblieben  seien. 

Art.  21  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dezember  1848 
schrieb  vor,  dass  die  AVahl  der  Lehrer  der  Gemeinde  zustehe, 
die  RevisioDskammem  änderten  dies  dahin  ab,  dass  den  Grc- 
meinden  an  der  Anstellung  der  Volksschxillehrer  eine  Betheiligung 
zustehe.  Aus  diesem  Grunde  beschwerten  Gemeinden  sich  dar- 
über, dass  ihre  Vorschläge  für  Lehrerernennungen  unbeachtet 
geblieben  wären.  Um  solchen  Beschwerden  vorzubeugen,  be- 
fünvortete  und  beantragte  der  Kultusminister  VON  Ladcmbeuo 
die  Annahme  des  Art.  112. 

*")  Siebe  ftber  die  Bedeutung  des  Art.  109  weiter  unten  und  mein  Ver> 
ordnungareeht  S.  220  ff.;  vcrgl.  auch  BiKetmo,  Anm.  zu  Seite  13. 
Areliir  fftr  AffpAUirkw  Raeht.  I.  3.  35 
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Das  Nähere  ergeben  die  nachstehend  nntgotheilten  Yeriumd- 
Iimgen  der  beiden  Reyisionskammem : 

Als  am  '20.  November  184^)  der  Abgeordnete  Stiehl  -  an- 
scbeiiiend  im  Auftrage  des  Ministers  VON  Ladknhfro  —  den 
jetzigen  Art.  112  als  eine  ITebergangsbestinimung  in  der  zweiten 
Kammer  beantragte,  begründete  er  diesen  Antrag  mit  den 
Worten**):  „dass,  wenn  er  nicht  oder  ein  ähnlicher  angenommen 
wird)  wenigstens  unser  Volksschidwesen  nicht  bestehen  kann.  Es 
sind  in  unseren  soeben'*)  berathenen  und  in  der  Berathiini;  be- 
schlossenen Artikehi  so  \s'esentliche,  die  bislieii^eii  Bestimmiinepn 
verändernden  Hesebliisse  gefasst  worden,  d:i>S5  wenn  sie  mit  der 
beendigten  Revision  der  Verfassung  jetzt  zur  Geltung  kommen, 
das  Bestehende  aufhört,  ohne  dass,  da  das  Unterrichtsgesetz  erst 
geschalfen  werden  muss,  etwas  Neues  da  ist.  Ich  erlaube  mir 
nur  auf  Eines  hinzuweisen,  nämlich  auf  den  Beschlüsse  dass  fortan 
kein  Schulgeld  erhoben  werden  soll  " 

Der  Abgeordnete  Reiciien.si*kkoeu  sprach  sich  nnmittellKU 
nach  SriKHL  gegen  dessen  Antrag  ans.  Die  Art  und  der  Inhalt 
seines  Widerspruchs  zeigen  auf  das  Klarste,  dass  der  Art.  112 
die  gänzliche  Suspension  der  Art.  20  bis  26  bedeuten  sollte. 

„Es  lohnt  wohl  der  Mühe  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dasS;  wenn  dieser  Zusatzartikel  angenommen  wird,  aOe  Beschlüsse, 
die  wir  bisberan  gefasst  haben,  sowie  die  ganze  Materie  der  Ver- 
fassuH^.Mirkunde  suspendirt  und  in  Frage  gestellt  werde  n. 
wii'd  alsdann  von  dem  einzigen  Veto  der  Regierung  abhängen, 
ob  jemals  ein  üuterri(  litsgesetz  zu  Stande  komme  und  die  Unter- 
richtsfreiheit Terwirklicht  werde;  wir  werden  also  durchaus  kein 
verikssungsmässiges  Unterrichtssystem  aufgestellt  haben.  Der 
Zusatzartikel  sagt  nämlich,  es  solle  bis  dahin,  dass  das  Unter- 
richtsgesetz  zu  Stande  komme,  von  alldem  nichts  verwirklicht 
werden,  was  in  der  V^erfassung  gesagt  ist;  dnreli  das  einzige  Veto 
der  Kegiei  iin£,'  k('>nnen  aUo  m  der  That  alle  Bestimmungen  der 
Verfassung  wieder  annullii't  werden^. 

REiciiKNSPKiifsEB,  eiuer  der  Väter  der  Vcrfassungsvorschriften 
über  das  Unterrichtswesen,  erkannte  also  an,  dass  wenn  der  An- 
trag Stiehl,  wie  später  geschehen,  angenommen  werden  würde, 

'*)  Vcrhamllungou  tlor  II.  Kammer  Seite  1261. 

hie  V*^rfassnntr>artikoI  über  das  Kirclion-  nnd  Schulwesen  sind  ausser 
der  Reihe,  nümlich  erst  am  ächlasse  des  Bevisionsworks  beratbeii  worden. 
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alle  Ver£si88ungB?or6chrifteii  über  diesen  Gegenstand  ganz  lieh, 
also  aneh  in  Ansehung  der  Verwaltungsthätigkeit  der  Staats- 

regiemng,  suspenclirt  seien. 

Niu.-li(l<'iii  liierauf  der  Abgeordnete  EfKSTFiN  sein  Veitnuion 
auf  das  baltiige  Zustandekommen  des  linterriclitsgesetzcs  aus- 
gesprochen liatte,  ergriflF  Richtkk  das  Wort  gegen  Art.  112: 
„ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Verfassung  in  den  Punkten, 
welche  sie  über  das  Unterrichtswesen  enthält  und  welche  ohne 
Einführung  eines  besonderen  Ausführungsgesetzes  Torlüufig  aus- 
geführt und  angewendet  werden  kr)nneii,  allerdings  auch  vorlilulig 
bestehen  ])leil)en  inüsgp.  Ich  bemerke  }iierl)ei  nanKMitlieli,  dass 
ich  gcbtem  in  meinem  Wahlkreise  eine  Beschwerde  des  8chnl' 
Torstandes  erhalten  habe,  worin  derselbe  sich  gerade  in  Bezug 
auf  diese  Frage  bitter  darüber  beschwert,  dass  die  Regierung  dem 
Prasentationsrecht  einer  Stadt  widersprochen  habe,  obwohl  sich 
die  Stadt  auf  Grund  der  Verfassung  als  Gemeinde  berechtigt 
hielt,  die  Scliullehrer  zu  ernennen." 

^Irli  bitte  daher  durcli  solehe  Bestimmungen  nicht  allen  Be- 
stinuaungen  der  Verfassung  entgegenzutreten,  sondern  dieselbe 
aufrecht  zu  erhalten,  wo  es  irgend  möglich  ist.  Es  versteht  sich 
TOD  selbst,  dass  da,  wo  noch  besondere  Gesetze  zur  Durchführung 
dieser  Bestimmungen  nothwendig  sind,  diese  Gesetze  vorher  er- 
lassen sein  müssen,  wo  aber  solche  Gesetze  nicht  nothwendig 
sind,  müssen  wir  bei  der  Verfassung  stehen  bleiben.** 

Indem  die  Kammer  alsbald  gegen  die  Bitte  des  A]),t^e(>rdneten 
KiCiiTER  beschloss.  entschied  sie  sich  also  mit  Bewusstsein  dafür,  dtiss 
auch  diejenigen  I^estimmungender  Verfjissung  suspendirt  sein  sollten, 
zu  deren  Ausführung  ein  besonderes  Gesetz  nicht  nothwendig  ist. 

Jeder  Zweifel  wird  aber  gehoben  durch  die  Erwiderung, 
welche  der  Minister  von  Ladenbbb»  dem  Abgeordneten  Richtbb 
zu  Theil  werden  Hess: 

^Die  Aeusserungen  do^  letzten  Herrn  Betiners  über  die  Inter- 
pretation der  Verfassuugburkunde  zwingen  mich,  das  Wort  noch- 
mals zu  ergreifen,  weil  ich  sie  als  uurichtig  bezeichnen  und  die 
erwähnte  Beschwerde  für  unbegründet  anerkennen  muss.  Die 
Regierung  hat  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Art  33  der  Ver- 
fassnngsurkunde**)  bestimmt: 

Der  hier  gemeinte  Art.  23  der  Verfassungsurkunde  vom  5,  Dez.  1848 
enttipricht  Art.  26  dt>r  Verfassung  ?oni  31.  Januar  1850. 

35» 
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^  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  gesammte  Unterrichtswesen^ 

sich  für  ermächtigt  und  verpflichtet  erachtet,  anznnehmen, 
(lass  erst  mit  dem  Erlasse  dos  Unterridits^esetzes  die  Bestim- 
mungen der  Verfassungsurkunde  über  Schule  uvid  Unterricht  ins 
Leben  treten.  An  dieser  Interpretation  muss  und  wird  die 
gierung  auch  ferner  bis  zur  Publikation  der  revidirten  VeifAS' 
sungsurkunde  und  demnächst,  bis  das  Unterrichtsgesetz  in's  Leben 
getreten  ist,  festhalten;  es  bürden  sonst  dieselben  Verlegenheiten 
eintreten,  welche  vorhin  bereits  ausföhrlich  geschildert  worden 
sind  und  den  Antra??  Stikiil  veranliusst  halx  n". 

Hierauf  trat  Schluss  der  Debatte  ein  und  wurde  der  Antra? 
Stiehl  nach  Ablehnung  aller  Gegen-  und  Unteranträge  als  der 
jetzige  Artikel  112  angenommen. 

Bei  der  am  12.  Dezember  1849  erfolgten  Berathung  dieses 
Artikels  in  der  ersten  Kammer  beantragte  von  Bockcn-Dolffs*^ 
die  Ablehnuug,  da  derselbe  in  Hinblick  auf  Art.  109  ilberflfissig 
erscheine. 

Hieran!  ergiill  iler  Minister  von  Ladembebg  das  Wort  zu 
folgender  Erwidonmg: 

„Wenn  ich  die  transitorische  Bestimmung  für  eine  über- 
flüssige hätte  halten  können,  so  würde  ich  sie  nicht  beantragt 
haben.  Mir  ist  es  aber  aus  der  Verwaltung  bekannt,  dass  sie 
nicht  überflüssig  ist,  weil  die  Verwaltung  &Rt  täglich  der  Behanp- 
tuiiij  (Mitflogen  treten  muss,  dass  die  Bestini n Hingen  der  Verfas- 
sungsurkunde in  Bc/ug  auf  don  T'^ntcrnclit  schon  in  diesem 
Augenblicke  und  seit  Publikation  der  X'crfassung'*'*)  gültig  seien, 
obgleich  auf  das  besondere  Gesetz  in  der  Verfassungsurkunde  ver- 
wiesen wird.  Ich  kann  daher  nur  dringend  wünsche», 

dass  zur  Beseitigung  aller  Zweifel  in  der  Verfassungsurkunde  aus* 
gedrückt  werde,  was  die  Regierung  täglich  einzelnen  ReMamanten 
gegenüber  anszulVilin  ii  gc/Nvungcn  ist,  dnss  näuiarli  bis  zum  Kr- 
i:isbe  des  Unterrichtsgesetzes  es  bei  den  jetzt  geltenden  gesetz- 
lichen BestinunuTigrn  bewende". 

Aus  dieser  Erklärung  des  Ministers  ergiebt  sich,  dass  die 
Staatsregierung  auch  schon  ohne  und  vor  Art.  112,  lediglich 
gestüzt  auf  Art.  23  der  Verfassungsurkunde  vom  5.  Dez.  1848**) 

Stononjr.  Per.  der  Vcrhaiullunjren  der  I.  Kammer,  S,  1060. 
K<  i-t  Iii.  r  ><^n.sf die  vom  Ti.  Dezember  uomcint. 
Jetzt  Art.  26  dor  VorfasiimigsQrkaiide  fom  31.  Jauuar  1850. 
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alle  VerfasBungsvorschriften  über  das  Schul-  und  Unterrichts- 
wesen als  suBpendirt  ansah  nnd  als  suspendirt  behandelte,  dass 
sie  dieselben  auch  nicht  als  ^oberste  Yerwaltungsmaximen 
innerhalb  der  bestehenden  gesetzlichen  Schranken"  ansah,  und 

dass  nur  zur  Bubeitigimg  von  Zweifeln  und  zur  gesetzlichen  Justi- 
tizirung  der  Verwaltirngspi-axis  Artikel  112  beantragt  und  an- 
genommen wurde. 

Dem  Minister  folgte  der  Abgeordnete  Kiskek.  Derselbe 
sprach  sich  gegen  Art.  112  aus,  weil  derselbe  überflüssig  und 
bedenklich  erscheine. 

„Sodann  finden  wir  aber  auch^  —  so  führt  er  aus  —  ^einzelne 
Sätze  in  den  angeuommeuen  Beschlüssen  über  Unterricht  und  Schule, 
die  unzweifelhaft  jetzt  schon  als  gültig  betrachtet  werden  müssen  ab 
Art.  17*°)  „Die  Wissenschaft  und  ihie  Lehre  ist  frei", 
Art.  19*')  „UnteiTicht  zu  ertheilen  und  Unterrichtsanstalten 
zu  gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei,  wenn  u.  s.  w.^ 
und  über  ihre  Gültigkeit  würde  ein  solcher  transitorischer  Artikel 
vielleicht")  Zweifel  erregen". 

Kisker  machte  sodann  darauf  aufinerksam,  dass  7,ini  All- 
gemeinen Laudrechto  ein  Widerspruch  mit  unserem  Art.  19  steht, 
insofern  nach  erst.  ieni  der,  welcher  eine  Unterricht sanstait  gründen 
will,  auch  den  Plan  des  Unterrichts  zur  Genehmigung 
vorlegen  muss*^  

Nachdem  von  Bockum-Dolffs  nochmals  gegen  und  der 
Abgeordnete  Rftter  für  Annahme  des  Artikels  gesprochen  hatten^ 
letzterer  mit  Hinweis  darauf,  dass  die  schlesischen  Bauern  (wegen 
des  Artikel  22 ^-'j  iu-in  Sclnilgeld  mehr  bezahlen  wollten,  wurde 
die  Debatte  geschlossen  und  ArL  112  angenommen. 

Die  im  Vorstehenden  dargestellte  Entstebungsgeschichte  des 
Artikel  112  hefert  den  stringentesteu  Beweis  dafür,  dass  nach 
der  Absicht  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  die 
Art.  20  bis  35  bis  auf  Weiteres  ^nzlich  suspendirt  sein  und  dass 
sie  auch  nicht  „oberste  Verwaltungsmaximen**  darstellen  sollen. 


*•)  Jetzt  Artikel  2n.      "j  JcUt  Artikel  22. 

*■)  Wenn  der  Abgeordnete  Ki.skkr  die  Erklärungen  seines  Vorredners 
beaclitet  luitte,  würde  er  gefunden  haben,  dass  die  Staatsrcgier uug  und  dt6  Vcrwsl* 
tung8])raxi.s  sich  gar  uicbt  im  Zweifel  darttbcr  befanden,  dass  die  von  ihm  citirten 
YerfassungaTorMihriften  als  solche  bis  auf  Weiteres  unvarbindlich  sein  sollten. 

**)  Jetzt  Artikel  25  der  Verfassmigsiirknnde  vom  31.  Jannar  1850. 
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Es  ist  BiEKi.iNG  aber  auch  nicht  zuzugestehen,  das  die  Art. 
20  bis  25  „weiUivoiles  Au>leguiigsmatenal^  für  das  ältere  Recht 
liefcru.  Diese  Artikel  waren  nicht  zu  dem  Zwecke  beschlossen 
worden,  um  das  altere  Recht  zu  interpretiren.  Sie  verdanken 
ihren  Ursprung  Anschauungen,  welche  durchaus  yerschieden  sind 
vom  Geiste  dieses  filteren  Rechts  und  welche  im  yiel  hoherea 
Ma.'isse  als  tliescs  das  Reclit  des  Individuums  und  der  Kirche 
gegenüber  der  Staatsautoiität  anerkennen.  Theiiwtise  nänilich 
sind  sie  demokratisclien,  theilweise  klenkalen  Ursprungs.  Dies 
erkennt  man  auch  aus  dem  £ifer,  welchen  die  demokratischen 
und  klenkalen  Elemente  nicht  nur  bei  Beschliessung  dieser  Artikel, 
sondern  auch  in  der  Bekämpfung  der  in  Art.  112  ausgesprochenen 
Suspension  an  den  Tag  gelcj^'t  habLii.  Welchen  Werth  die 
Art.  20  bis  25  der  Verfissuiigsnikimde  aiuli  l'iir  ein  zukn m'tigcs 
Unterriclitsgesetz  habeu  mögeu,  füi*  das  Verständniss  des  gegen- 
wärtigen verfassungsmässigen  Rechtszustandes  haben  sie  nicht 
die  mindeste  Bedeutung.  Und  wenn  femer  dieselben  gegenüber 
Jedermann  bindende  Elraft  haben  sollten,  so  haben  sie  eine 
solche  gewbs  nicht  der  Staatsregierung,  der  Verwaltung 
gegenüber;  denn  diese  hat,  um  nicht  durch  die  Art.  20  bis  20 
gebunden  zu  sein,  den  Art.  112  der  VerlaJssung  in  den  lievisions- 
kanmieni  und  gerade  noch  vor  Schluss  des  Revisionswerks  bean- 
tragt und  durchgesetsst. 

Es  ist  endlich  und  vor  Allem  nicht  richtig,  dass  wie  Bieb- 
LTNG  behauptet,  seine  Auffassung  wenigstens  in  Ansehung  des 
All.  in  dem  liereits  erwülmkii  sj  >  des  Schulaufsichtsgesetzes 
vom  11.  März  1B72  ^geradezu  sanklioiiut"  worden  sei.  Di^-'^er 
§  3,  welcher  lediglich  als  „Beruhigungsklausel  für  sorghche  Ge- 
müther^  beschlossen  worden  ist^'),  besagt  nänüich  nur,  dass 
Art.  24  unberührt  bleiben  soll,  bestimmt  also  nicht  das  Mindeste 
über  dessen  Aktualität  Er  wollte  also  diese  letztere  nicht  vor- 
schreiben und  er  konnte  sie  auch  gar  nicht  vorschreiben.  Das 
Schulaulsichtsgesetz  ist  ein  Gesetz  zur  Ausführung  des  Art. 23 
der  Vei-fassung,  kehi  Gesetz,  welches  sich  lüs  Verfassungs- 
änderung darstellt.    Nur  ein  Gesetz  aber,  welches  ak  Ver- 

**)  Siehe  Rode  t^es  Ministers  Falk  iun  !>  Febimir  1872  im  Abi^eurJücleii- 
liause,  .Stenogr.  Ber.  S.  «;!)5,  am  ü.  Miiiz  1^(2  im  Herrenhause,  St<?nogr.  Ber. 
S.  103,  Bcr.  der  Kommission  des  Herrenhauses  vom  26.  Februar  1872  in 
den  Aulageu  zu  den  Verhandlungen  des  Herrenhauses  1872.  ö.  ibü  a.  a.  0. 
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fassungsänderttng  erlassen  ist,  konnte  den  Art.  112  der 
VerfiissuDg  beseitigen  oder  abändern. 

Mit  dem  Gesammtergebnisse  der  vorstehenden  Ausfuhrungen 

stimmt  die  i)rcussische  Rechtsprechung  iiherein.  Tu  dem  Er- 
kenntnisse der  vereinigten  Abthcihmgun  des  Senats  für  Straf- 
sachen vom  12.  Oktober  1874  sagt  das  Obertribunal  wörtlicli : 
»Zwar  enthält  dieselbe  (die  Verfassung)  in  Artikel  24  die 
Bestimmung: 

„den  rehgiösen  Unterricht  in  den  Volksschulen  leiten  u.  s.  v^. 

Allein  diese  Bestimmung  ,  gehört  zu  denen,  welche 

nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Art.  112  der  Verfassung  ])is 
zum  Erlasse  des  in  Art.  26  vorgesehenen,  bis  jetzt  aber  nocli 
nicht  zu  Stande  gekommenen  allgemeinen  Unterrichtsgesetzes  in 
ihrer  Anwendung  suspendirt  worden  sind  und  hat  daher  einst- 
weilen nur  die  Bedeutung  einer  Richtschnur  &a[  den  Gesetzgeber, 
gestattet  dagegen  keine  Schlussfolgerung  für  die  noch  zu  Becht 
bestehende  ältere  Gesetzgebung.** 

„Ebensowenig  hat  tlas  Gesetz  vom  21.  Mäi'z  1B72  —  in  der 
hier  fragliclien  Bezieliuug  irgend  eine  Aenderung  heiTorgerufen. 
Denn  dasselbe  liat  nur  die  Schulaulaicht  im  Allgemeinen,  abge- 
sehen von  dorn  Heligionsunterricht  geregelt,  in  letzterer  Hinsicht 
aber  nichts  Anderes  gesagt,  als  dass  der  Art.  24  der  Verfassungs- 
urkonde  unberührt  bleibt,  wodurch  dessen  unmittelbare  praktische 
Anwendbarkeit  keineswegs  anerkannt  worden  ist^. 

In  demselben  Sinne  hat  sieli  der  frühere  höchste  prcussische 
Gerichtsiiot  wiederliolt  und  gleiclimüssig  ausgesproelien  z.  B.  in 
den  Kutscheiduügen  vom  8.  ij'ebruar  und  14.  Juni  1Ö77*'*). 

Fassen  wir  das  Ergebniss  unserer  })isherigen  Forschungen 
zusammen^  so  ist  dies  das  Folgende:  die  Art.  20  bis  25  der  Ver- 
iassimgsurkunde,  d.  h.  mit  anderen  Worten  alle  besonderen 
Vorschriften,  welche  die  Verfassungsurkunde  über  das  Unterrichts- 
^vesen  aufstellt,  haben  keine  aktuelle  iJedentung;  sie  geben  zur 
Zeit  ^veder  den  Gemeinden  ulh  Ii  den  Rehgionsgesellsclialleu  das 
mindeste  üedit;  sie  binden  die  Staatsregieruug  in  keiner  Weise. 

*^)  Eutsclieidimgeii  des  ObertribuuaLs ,  Baud  Td,  S.  40U  C  bia 
S.  427. 

*«)  In  Strietuuköt'ü  Archiv  tur  iir.  litsfiillo  IM.  7!».  S.  '{hi  tV.,  IIJ.  MO, 
•S.  m77,  siehe  aach  Oppenhüff,  Kccilt-rpiechuiig  des  Übcrtriüuiiiüs  in  8traf- 
sachou  Bd.  XV.  S.  Ü55,  Bd.  XVU  8.  10. 
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Aus  diesen  Artikeln  lässt  sich  daher  zur  Zeit  weder 
Etwas  für  noch  gegen  konfessionelle»  ^paritätische'' 
Simultan*  oder  konfessionslose  Schulen  herleiten. 
Art.  112  sospendirt,  aber  er  Terbietet  nicht  die  Befolgung 

der  in  den  Artikeln  20  ])is  25  enthaltenen  Vorschriften. 

Die  Staatsregieruiig  ist  hiernach  zwar  nicht  verpflichtet, 
wohl  aber  ist  sie,  wenn  und  soweit  dies  das  ältere,  aktuelle  Recht 
zulässt^  nicht  verhindert,  die  Vorschriften  der  Ver&ssmig 
über  das  Unterrichtsweseni  wo  ihr  Solches  angemessen  erscheint, 
zu  berücksichtigen^^. 

Art.  112  legt,  lun  uumuelir  zu  tnneui  aiiderü  Gegenstand 
überzugehen,  auch  den  zur  Zeit  der  Emanation  der  \  tifassung 
vorhandenen  B.echt£zustand  nicht  fest  bis  zum  Ki'iasse  des  in 
Art.  26  verheissenen  Unterrichtsgesetzes. 

Hiernach  erscheint  der  Ministerialerlass  vom  18,  Fehruar  Mini- 
Rtorinlblatt  für  die  küero  Yerwaltung  1876  Seite  68  ff.  gerechtfertigt,  in 
welchem  es  heisst: 

—  „dass  die  Leitung  iles  noliEjiousiintorricLts  nach  Art.  24  <Kt  V-r- 
fasaan^siirkiinde  <l«'n  Relis^ioiisgL^-iilscluiften  '/ust<?hen  solle,  tlass  jedot  h  einer- 
seits diit:er  Artikel  erst  der  iiäheren  Bestimmung  j^tiiics  Inhalt«  durch  da« 
nach  Art.  26  zu  erlassende  Unterrichtsges«^t«  bedürfe,  dass  indess  an- 
dererseits nichts  im  Wege  steht,  die  darin  enthaltene  allge- 
nieino  Nuiia  insoweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  aU  dies  die 
bestehenden  Gesetze  und  die  staatlichen  Interessen  gestatten*. 
Eb€D80  gerechtfertigt  ist  der  Ministerialerlass  vom  16.  Juni  lö7U  (Centnl' 
blatt  Ar  daa  gesammte  Unterriefatsweson  S.  495). 

«Die  Frage  nach  der  Einrichtung  sogenannter  Simnltan-  richtiger  pari- 
tatiseher  Schalen  wird  von  den  Pronn>ialbehörden,  den  ihnen  von  mir 
wiederholt  ertheilten  Anweisungen  entBprechend ,  nicht  nach  aUgemeinea 
Grnndsatien  gleichmaasig  behandelt,  sondern  in  jedem  besonderen  FiOe 
nach  PrOfang  aller  dabei  in  Betracht  kommenden  Ümatfinde  entechie» 
den."  

Die  Richtigkeit  diescB  letzteren  (FAi.R*8cben)  Brlaaeea  hat  andi  der  Mi- 
nister TON  PüTTKAMMiB  in  dcT  Sitsung  des  Al^eordnetenbanses  rem  17.1k- 
sember  1879  (Stenogr.  Ber.  S.  668)  «voll  anerkannt*.  Aach  BitaLiKC 
Seite  114  ff.  gesteht  zu,  dass  sich  gegen  denselben  „gegründete  rechtlidie 
Einwendungen  kaum  erheben  lassen Juristisch  gerechtfertigt  sind  die  bddes 
Erlasse,  weil  die  Verfassungsvorschriften  die  Verwaltung  nicht  binden  and 
weil  im  Gegensatze  zur  Behanptnng  Bierlino's  (Seite  113)  Abs.  1  des 
Art.  21  der  Verfassung  keineswegs  „eine  durch  keine  blossen  V«  rw  iltungsakte 
zu  beseitigende  Direktive  für  eine  konfessionelle  Ordnung  der  Schuleu",  sonden» 
vielmehr  zur  Zeit  gar  keine  Direktive  weder  für  noch  gegen  eine  konfessio- 
nelle Ordnung  der  Schulen  darstellt. 
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Wäre  Art.  112  wörtlich  aufzufassen,  so  müsste  man  aller- 
diDgs  glauben,  dass,  bis  aum  Erlasse  des  in  Axt.  vorgesehenen 
Unterrichtggesetzcs  es  hinsichUicli  des  Schtüweeens  bei  deo  jetzt ^'^) 
gelteaden  gesetzlichen  Bestinunungen  bewendet.  Man  mfisste 
folgern,  dass  weder  das  Statut  einer  Universität^  noch  eine 
PrüfnngSTorschrift  für  Lehrer  oder  Gymnasiasten,  noch  ein  Regu- 
lativ für  Volksschulen  geändert  werden  dürfen  —  ausser  in  tleiu 
noch  immer  ausstehenden  Unternchtsgeaetze.  Man  müsste  also 
annehmen,  dass  jede  stückweise  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Unterrichts wesen  untersagt  ist. 

Eine  solche  Ann^ilimft  rechtfertigt  sich  indess  nicht  ans  der 
Verfassung. 

Art.  112  wollte  und  sollte  nicht  mehr  nnd  nicht  weniger 

als  die  Ai"t.  2Ü  bis  25  bis  zum  Erlasse  eines  organischen  ünter- 
richtsgesetzes  suspeudiien.  Die  Absicht  der  Spezialgesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  auszuschliessen,  hat  dem 
Antrage  fem  gelegen.  Man  glaubte  damals  allerdings  —  und 
dies  erklärt  zum  Theil  die  Annahme  des  Art.  112  —  dass  der 
Erlass  eines  Unterrichtsgesetzes  nahe  bevoistande,  da  der  Minister 
VON  Ladembbrg  einen  diesbezüglichen  Gesetzentwurf  wiederholt, 
namentlich  am  6.  Oktober,  10.  und  20.  November  1849  den 
Kfimmerii  versprochen  hatte.  Indess  das  Verbot  einer  Spezial- 
gesL'tzgebung  ist  in  Art.  112  nicht  ausgesprochen  worden,  uud 
es  hätte,  um  gegenüber  Art.  62  wirksam  sein  können^  aus- 
drücklich ausgesprochen  sein  müssen. 

Eine  weitere  theoretische  Erörterung  erübrigt  sich  mit  Kück- 
sicht  auf  die  Präzedenzfälle,  in  denen  gegenüber  Art.  112,  wie 
mit  Rücksicht  auf  solche  Präzedenzfälle,  welche  gegenüber  ana- 
logen Verfassungsvorschriften  (z.  B.  Art.  105)  vorgekommen  sind. 
Ueberdicü  ist  (he  Frage  bei  GelegenJieit  tlei-  Berathungen  über 
die  Uebertmgung  der  Verwaltung  des  Volksscliulwesons  in  der 
Provinz  HannoTer  von  den  Konsistorien  auf  die  Landdrosteien 
und  derjenigen  über  das  Schuhui&ichtsgesetz  in  den  Jahren  1871 
und  1872  ausführlich  besprochen      und,  wie  vorstehend,  ent- 

**)  Abo  im  Jatiiiiur  1850. 

**)  Siehe  fUr  die  hier  vertretcoe  Ansicht  u.  A.  die  Reden  von  Bxohtkr 
vom  Grafen  Otto  zu  SToi^BSBO-WciwiaBRODB  am  15.  Pebmar  1871.  Stcn. 
Ber.  d.  Herrenh.  S.  tl2;  DKRNiiinio  das.  S.  116,  (Sangerhaoaen).  Laskrb, 
ViRCHOw,  Falk  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenbaases  vom  8.  Febr.  1872, 
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schieden  wordeu^^).  Mit  Recht  wurde  damals  sogar  von  einem 
Gegner  der  gerade  Torliegenden  Spezialgesetze,  von  Kleist- 
Betzow,  am  15.  Februar  1871  bemerkt  (Sten.  Ber.  S.  1(H): 

„Es  wäre  eine  ganz  exorbitante  Bestimmung,  dass  bei  mm 
mit  dem  Volksleben  so  innig  verwacbsenen  Gegenstande  das 
Unterrichtswesen  ist,  die  Gesetzy:ebiini?  förmlich  eingekapselt  sein 
sollte,  bis  zu  der  Zoit,  wo  em  aiigememes  Unterrichtsgesetz  er- 
lassen werden  könnte"). 

Wenn  hiernach  Art.  112  eine  stückweiBe  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Unterricbtswesens  nicht  verbietet  und  eine 
Festlegung  des  damaligen  Rechtszustandes  bis  zum  Erlass  eines 
allgemeinen  Unterrichtsgesttzes  iiiclit  beabsiehtigtj  so  steht  er  um 
so  weniger  einer  Fortentwick eluii g  des  auf  diesem  Gebiet^' 
daniak  bestandenen  Verordnungsrechts  entgegen.  £ine  solche 
Fortent>vickelung  ist  auch  nicht,  wie  zuweilen  angenommen  wird^*)) 
durch  Art.  109  verboten.   Dieser  Artikel  lautet: 

^Die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  werden  fort^rhobeD 
und  alle  Bestimmungen  der  bestehenden  Gesetzbücher,  einzelnen 
Gesetze  und  Verordnungen,  welehe  der  gegenwärtigen  Ver- 
fassung nicht  zmviderlaufen,  bleiben  in  Kraft^  bis  sie  durch 
ein  Gesetz  abgeändert  sind". 

AVärc  dieser  Artikel  wörtlich  aufzufassen,  so  müsste  man 
allerdings  folgern,  dass  die  Abfinderung  der  zur  Zeit  der  Ema- 
nation der  Verfassung  bestandenen  Verordnungen  nur  noch 
im  Wege  der  Gesetzgebung  statthaft  wäre.  Allein  eine  solche 
Folgerung  steht  im  Widcrspnich  mit  der  Entstehnni^gescliichte 
und  der  Absicht  des  Art.  Iu9.  Ich  glaube  diei?  an  einer  anderen 
iStello^^)  ausfiihrlich  dargelegt  zu  haben  und  darf  mich  dtüier, 
unter  Bezugnahme  auf  diese  Darlegung,  hier  auf  Folgeudes  be- 

JSteuügr.  ilcr.  Seite  ii(i5  11.,  OGS  lY..  677  11'.,  CÜo  ff.  und  von  Kleist-Ketzow 
im  Horrenliause  am  8.  März  1872,  Stenogr.  Ber.  Seite  256,  dagegen  Q.  A. 
die  Reden  von  Windtbobst  (Meppen),  Holtz  in  den  Stenogr.  Ber.  des  Ab* 
gcordnotenliaiiseB  1872»  Seite  671  ff..  738  ff.,  ZAOBARiä  und  Gbaf  BbOhl  in 
den  Stenogr.  Ber.  «ks  Herrenhauses  1871,  S.  117,  123,  1872  Seite  251. 

^)  Das  Herrenhaus  leimte  am  8.  Biarz  1872  den  Antrag  des  Gnfa 
Bbühl  das  Schnlanfeichtsgesets  als  Verfassongsünderung  vn  betraditeo, 
(Stenogr.  Ber.  Seite  256) :  siehe  aaeb  den  Bericht  der  Hetrenhaos-EommiMon 
vom  26.  Febr.  1872,  Anl.  %n  den  Verhandlungen  des  Herrenhauses  1872. 
Seite  448,  452  a.  a.  0. 

•     Vergl.  z.  B.  Dbbmbubo,  Preuss.  Privatrecbt,  3,  Auflage,  I.  S.  31. 
Mein  Verordnungsrecbt  des  Deutschen  Beicbes  auf  der  Gmndlafe 
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scliränken:  Art.  109  m  seiner  jetzigen  Fassung  eutstaiid  aus  der 
Zusammenzielmiig  der  beiden  folgenden  Sätze: 

1.  Die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  weiden  forterhoben, 
bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert  sind. 

2.  Die  geltenden  Gesetzbücher,  Gesetze  und  Verordnungen 
bleiben  bestehen,  bis  sie  im  gesetzlichen  Wege '^')  abgeändert 
werden. 

In  Ansehung  der  Gesetze  und  \'erorduiingen  sollte  also 
dahin  gestellt  bleiben,  auf  welchem  Wege  üue  Abäuderuug 
za  erfolgen  habe,  ob  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  oder  auf 
dem  Wege  der  Verordnung.  Dies  ist  viederholt  erklärt,  von 
massgebender  Seite  betont  und,  ohne  dass  es  Widerspruch  fand, 
bei  den  Verbandlungen  der  Revisionskammem  zum  Ausdruck 
gebiiichi  worden.  Ah  die  erste  Kammer  an  Stelle  der  von  iler 
zweiten  Kammer  ge wMlilten  Worte,  „auf  g e  s  e  t  z  1  i  e  Ii  e  ni  W  e  g  e  " 
die  heutige  f  assuug  votirte,  liess  sie  sich  lediglich  und  ausge- 
sprochenermassen  von  dem  Motive  leiten,  die  Macht  der  Krone 
gegenüber  dem  Budgetrechte  der  zweiten  Kammer  zu  starken. 
Sie  wollte  nämlich  verhüten,  dass  die  zweite  Kammer  in  Aus- 
übung ihres  Budgetrechts  einseitig  bestehende  Steuern  und  Ab- 
gaben beseitige  und  behrieb  doshalb  vor,  dass  eine  solche  Boseitignng 
nur  dureli  (iesetz,  also  nur  unter  gleiciizeitiger  Zustimmung 
der  Krone  und  der  ersten  Kammer,  erfolgen  dürfe.  Voi*zu- 
schreibcD,  dass  jede  Verordnung  nur  noch  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung abzuändern  sei,  war  nicht  im  Entferntesten  beabsichtigt 
und  deshalb  noch  besonders  konstaturt  worden,  es  solle  nicht 
durch  Art.  109  vorgeschrieben  sein,  dass  sogar  Verordnungen 
nur  durch  (Jesetz  aufgehoben  werden  können^*). 

Art.  109  der  Verfassungsinkunde  hat  somit  dii-  den  Ver- 
waltungsbehörden zustehenden  V  e  r  o  r  d  u  u  u  g  s  bel'uguisBe  nicht 
au^ehoben  und  insbesondere  nicht  vorgeschrieben,  dass  die  Ab- 
änderung von  Verordnungen  nur  noch  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung statthaft  sei.   Solches  ist  aber,  wie  nunmehr  zu  zeigen 

des  preussischeu  und  unter  Ber&citsichtigang  des  fremdländischen  V<irurd- 
wuignrechts,  Berlin  1884»  Seite  220  ff.  a.  s.  0. 

P.  h.  also  nicht  nothwendig  stets  im  Wege  des  Geseties. 

Siehe  insbesondere  die  Beden  des  Jostiiministers  Simons  und  des 
Abgeordneten  Stahl  in  der  ersten  Kammer  am  3.  November  1849,  Stenogr. 
Ber.  Bd.  III.  Seite  1333  ».  a.  0. 
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sein  \nrd,  auch  nicht  durcli  Art.  t>2  der  Verfassungsarkonde 
geschehen. 

Dieser  Artikel  bestimmt: 

^Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den 

König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt. 

Die  Uebereiiistimimmy  des  Königs  und  beider  Kummem  ist 
zu  jedem  Gesetze  eriordeHich"  

Aus  dieser  Bestimmung  hatte  zuei-st  Labakd'^^)  gefolgert, 
dass  seit  Bestehen  der  Ven&issiing  jede  Anordnung  eines  Bechts- 
satzes  im  Wege  der  Gesetzgebung  geschehen  müsse.  Diese  Fol- 
gerung sucht  ihre  Stütze  in  der  Annahme,  dass  das  Wort  ^Gesetz*^ 
(insbesondere  in  der  Spniclie  des  ai)sohiten  Staates  und  nach  der 
geschichtlichen  Entwickehiiig)  die  Anordnung  eines  Rechtssatzes 
bedeute,  und  dass  daher  Art.  nur  dahin  ausgelegt  werden 
könne,  die  Ge^valt,  Eechtssätze  anzuordnen,  werde  durch  den 
König  und  beide  Kammern  gemeinschaftlich  ausgeübt^  zumal  bei 
einer  anderen  Auslegung  des  Artikds  62  der  zweite  Absatz  des- 
selben mit  dem  ersten  Absätze  tautologisch  und  also  überflüssig 
sein  würde.  Diese  von  Lahanü  aufgestellte  Theorie  ist  heute  als 
die  herrschendi^  anzuseilen ^'^).  Wäre  sie  die  richtige,  dann 
wären  allerdings  nahezu  (he  gesauunten  Vorschriften  über  das 
Unterrichtswesen,  die  Schulregulative  von  1864  und  1872,  fener 
alle  seit  1850  ergangenen  PrüfungSTorschriften,  Statutenänderung«]! 
u.  n.  vr.j  da  sie  säramtlich  Rechtssätze  anordnen  und  gleichwohl 
niclii  Uli  Wege  der  Gesctzgchiin.:;,  iiocli  auch  auf  Grund  i^cMt/.- 
licher  Krinäehtiguiipj  er£ranf»en  »iiid.  als  null  nnd  nii  htig  anzuseiieu. 

Jndoss  diese  'l^iicyrie  ist  niclit  bewiesen.  Es  ist  nicht  zu- 
treffend, dass  geschichtUch  und  insbesondere  in  der  Sprache  des 
absoluten  Staates  Preussen  das  Wort  „Gesetz'^  gleichbedeutend 
mit  ^Anordnung  eines  Rechtssatzes"  gewesen  ist,  und  es  ist  eben- 
sowenig zutreffend,  dass  bei  einer  anderen  Auslegung  Absatz  2 

*0  Prenssisches  Bndgotrccbt  Seite  2  ff. 

Siehe  auch  Schulzk,  Prensa.  Staat^irecht  II.  §  171  Seite  216. 
G.  Meykr,  Lehrbuch  des  Deotscfaen  Staatsrechts  2.  Aufl.  S.  461  a.  a.  0., 
VON  K<>NNE,  Prcussischcs  Staatsrecht,  4.  AuHage  §  90  I.  Seite  336  für  das 
preussisclic  Recht.  Die  analoge  Anll'assunjr  in  Bezug  auf  das  Roichsrecht  findet 
sich  bei  Labakd,  licichsstaatsrecht  II.  S.  77,  Hänkl,  »Ue  organisatorisclie 
Entwickelung  Seite  04,  Sciu  lze,  Lelirhuch  des  J>eut.scheii  Staatsredit-  Wt», 
(J.  Mkyku  1.  0..  Skydkl  in  Hirth's  Annalen  1874  Seite  1145,  lU(i;  SrvPW* 
Konimentar  zur  Yertasäuiigsurkunde  des  Deutschen  Teicha  äeit^  1U2,  103. 
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mit  Absatz  1  des  Artikel  62  tautologisch  sein  würde.  Es  hat 
im  absoluten  Staate  Prenssen  die  Anordnung  von  Rechtssätzen 

in  sehr  zahlreichen  Fällen  nicht  in  der  Fonu^  noch  unter  dem 
Namen  des  Gesetzes  statt crofunden  und  das  Kennzeichen  des 
Gesetzes  war  damals  wie  lieute  die  Stelle,  von  welcher  die 
Anordnung  ausging  und  der  Ort,  an  welchem  sie  })ekannt 
gemacht  wurde.  „ProvinzialYerordnungen^^  Statuten  einzelner  Ge- 
meinheiten und  Gesellschaften  y  die  Bechtssätze,  welche  die 
Minister,  die  Regieningen  u.  s.  w.  erlassen  hahen  und  noch  heute 
erlassen,  sind  niemals  als  Gesetze,  sondern  gerade  als  zu  diesen 
im  Gegensätze  stehend  bezeichnet  worden ;  deini  sonst  hätte  z.  B. 
niclit  bestimmt  werden  können,  dass  sie  mit  den  „Gesetzen"  nicht 
in  Widerspfruch  stehen  dürfen,  oder  dass  sie  die  Kraft  der  „Ge- 
setze^  haben  sollen,  oder  dass  sie,  wenn  die  ^Gesetze^  keine 
Strafe  bestimmen,  solche  androhen  dürfen  ^^).  An  dieser  That- 
sacho  ändert  der  Unistjind  nichts,  da>s  Manches  —  aber  bei 
Weitem  nicht  Alles  —  was  von  „Gesetzen^  gilt,  auch  für  An- 


Siehe  Einleitang  vom  AUgemeineii  Landieeht,  §  2»  Keg.'Instrakt.  vom 
23.  Oktober  1817,  G.  S.  248  §  11;  siebe  anch  Gesetz  über  die  Polizeivcr- 
waltuii.?  vom  11.  März  1850  G,  S.  265,  §  15,  Rheinisches  Resse »rtiPirloment 
vom  20.  Juli  1818  (in  Oppenhoff's  Ressort  Verhältnisse  8eitc  214  ff.)  §  32; 
V.Tnrtlniinp  über  die  veränderte  Verfassung  der  obersten  Staatsbehürde  Tem 
27-  Oktober  1810  G.  S.  S,  3,  in  welcher  von  den  Gesetzen  die  Anordnungen 
der  Minister  getrennt  sind.  Nach  dieser  Verordnung  hat  z.  B.  der  Kultu.';- 
minister  das  Recht,  neno  Mich  mit  Koston  verkiiri|>ffe  ünterrichtsgegenstände 
einzuführen.  (Erk.  des  Oberverwaltungsgeriehts  vorn  29.  September  187C. 
Entsch.  Bd.  1.  Seito  178).  Ks  ist  klar,  dass  eine  ministerielle  AnweisuMtr, 
wolrbc  g-enerell  di<'  Kiut'ührung  eines  neiu-n  Unterrie}itsofegen<?t.in(les  ;uionlnf(, 
ein  inatorielles  Gesetz  ist;  aber  „Gesetz"  ist  eine  solclu-  Ainvoi-;uiig  nie  ge- 
nannt worden.  Ein  „Gesetz"  konnte  nach  der  citirten  Wii>nlnuiiL:  nnch  nur 
der  Ki»ni;^  i,'»'l)en.  Dir-  vom  Finanzminister  zur  Aus-  und  Durclilülirung  der 
Steuer-  und  Zullicesetze  t  rla>seiicu  Verordnungen,  welche  saramtlich  materielle 
Gesetze  darstellen.  .^sLnil  iiienKU.s  „Gesetze",  sondern  stet^  ,Verwaltungsvor- 
schriftcn"  genannt  worden;  siehe  z.  B.  —  Verordnung,',  die  Besteuerung  des 
im  Iidande  erzeugten  Rübenzuckers  vom  7.  August  184G  (G.  S.  S.  335)  2U. 
Mit  Recht  bemerkt  G.  Meyer,  dass  die  Verfassungen  das  Wort  „Gesetz"  nur 
90  verstellen  können,  wie  es  vor  ihrer  Emanation  verstanden  wnide.  Damab 
vemtand  man  aber,  was  0.  Hitsb  übersieht,  unter  Gesetzen  nicht  die  Ver- 
ordnnngen,  welche  Ifinister,  Regierungen  n.  s.  w.  erliessen;  ebensowenig  wie  das 
Wort  „loi*  in  den  firanxösisch-belgischen  Yerfassnngen  die  materiellen  Gesetze 
mitomfasst,  welche  unter  den  Namen  «ordonnance,  d^cret»  i^glcment*  vor  wie 
nach  ihre  Abfiusnng  ergangen  sind  nnd  ergeben. 
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ordnuDgen  der  Minister,  Regierungen  u.  s.  w.  gilt^  und  daas  dalier 
im  Sinne  einzelner  z.  6.  das  gerichtliclie  Verfahren  beireffender 

Gesetze  auch  u.  A.  euw  Poliztiverordniing  als  ^rTe<?pt/>  /u  i;(^lten 
hat^**).  Trh  glaube  die  Unrichtigkeit  der  herrsclh  iuleii  Theorie, 
welche  mit  dem  aktuellen  Staatsrechte  alier  Ijündcr  im 
denkbar  schneidendsten  Widerspruch  steht  und  welche  in  der 
Praxis  auch  nicht  den  mindesten  Anldang  fand,  an  einer  anderen 
Stelle'^*)  und  in  sehr  eingehender  Weise  widerlegt  und  insbeson- 
dere auch  dar^jethan  zu  haben,  dass  Rechtssätze  häufig  weder  iu 
dir  Korjii,  ikicIi  unter  dem  Namen  der  (rpsetzc  z.  B.  unter  der 
Bczciclmung  „Verwaltungsvoi-schrüten'*  im  Reiche  wie  in  Preussen 
erlassen  worden  sind  und  erlassen  werden.  Tiidem  ich  mich  auf 
die  dort  gemachten  Ausführungen  beziehe,  will  ich  nur  der  neuesten 
Darstellung  des  Deutschen  Staatsrechts*^)  erwähnen,  welche  bei 
der  Behauptung  stehen  bleibt,  dass  bei  einer  anderen  Annahme 
als  dass  Ai*t.  iln  Preussischen  wie  Art.  5  der  Uficlisvcr- 
fassung  die  Anordnung  von  Kechtssätzen  im  Wege  der  Opsetz- 
gehung  erfolgen  müsse,  der  erste  mit  dem  zweiten  Absat/jC  dieses 
Artikels  tautologisch  sein  würde.  Das  Kachlesen  der  in  den 
Jahren  1848  und  1849  gepflogenen  Berathungen  überzeugt  Ton  der 
Unrichtigkeit  dieser  Annahme.  Niemand*')  hat  damals  oder 
vorher'-)  „Gesetz'^  mit  „Anordnung  eines  Hx*chtssatzes"  ideiiti- 
fizirt ;  und  als  die  Verfassungen  vom  Dezember  lb4b  und  deu 
31.  Januar  Xb5ü  den  iSaiz  aulstellteu: 


Daraus,  dass  zuweilen  unter  „dem  Könige"  auch  „der  Kegont*  unter 
, Richtern"  auch  die  Hnlfsrirhter.  die  Sclir»ffon  und  die  (icschworenen  zu  ver- 
stehen sind,  folijt  doch  iiii  lit  <li(>  iibsolute  Identität  zwisch^'n  Knnig  und  Ile^ent 
oder  Kichtern  und  Geschworenen.  W  ril  das  Wort  „Gesetz**  nielit  ghMcMirih^utentl 
mit  Anardnunir  eines  Kechtsaatzcs  ist,  war  es  nicht  die  Ahsiclt^  1f  r  Verfiis- 
aungen  gewesen,  dnfs  jede  Anordnung  eines  I.Vchtssatzes,  jede  num>ierielK' 
„Verwaltnnsrsvor.vrliriff,  jtHiert  rei,'leinont  wie  ein  „Gesetz*  im  Gesetzblatt  xer- 
Iciindet  werden  sollte.  Als  man  die  Publikation  der  „Gesetze"  in  einem  ,0e- 
Bi't/l)latte"  ariordiieti'.  I)e.ili>iclitigte  Niemand  vorznselireihen.  dass  fortan  .uieh 
alle  \'erordnungen  bei  Siraie  der  Ungültigkeit  im  Geset/blatte  verkündet  wer- 
den niüs.scn. 

Mein  Verüidiiun^^arcxilit,  insbesondere  S.  25  ff.,  35  ff.,  57  ff.,  74  li.  a.  a.  0. 
«0  G.  Mbykr  s.  m. 

Aach  nicht  die  vorbildlich  gewesene  Belgisehe  Verfassang,  wddie 
mittreitig  das  Wort  ,Ioi*  im  fonnellen  Sinne  anifasst,  imd  unter  dieser  Be- 
zeichnung die  r^glements  nieht  begreift»  obwohl  diese  «materielle  Qeaetie*  siod. 
Siehe  oben  Anm.  57. 
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^Die  UebereinstimmuBg  des  Königs  imd  beider  Kammern 

ist  zu  jedem  Gesetz  erforderlich" 
hat  man  nichts  Tautologisches  mit  dem  Vordersätze  iio(  Ii  S('l])st- 
verständiges,  sondern  etwas  seiu*  [li-strittenes  festsetzen  wollen, 
nämlich:  dass  im  Gegensatze  zu  Art.  35  des  Yon  der  Verfassungs- 
kommissioB  der  preussischen  Nationalversammlung  1848  beschlos- 
senen Verfassungsentwürfe  sowie  im  Gegensatze  zu  §  196  der 
deutschen  Reichs  Verfassung  v.  J.  1849,  nicht  etwa  die  Mehrheit 
der  gesetz^al)eadeii  Faktoren,  noch  die  melinnahge  Annahme 
desselben  Gesetzentwurfs  durch  zwei  Faktoren,  sondem  dass  die 
Zustimmung  aller  Faktoren,  insbesondere  auch  stets  diejenige 
des  KönigSi  zu  jedem  einzelnen  Gesetze  erforderlich  ist.  Die 
„gemeinschaftliche  Ausübung*'  der  gesetzgebenden  Gewalt,  wie  sie 
der  erste  Absatz  des  Artikels  62  Yorschrelbt,  würde  zweifellos 
auch  dann  anzunehmen  sein,  wenn  »lio  (livinialii^c  .Vnnaiinio  eines 
Cresetzentwurfs  durch  zwei  der  gesetzgebenden  Faktoren  zum  Zu- 
standekommen eines  Gesetzes  genügte. 

Art.  62  der  preussischen  Yerfossung  betrifft  ebenso  wie 
Art.  5  der  Reichsyerfassung  nur  die  Form  des  GesetzeSi  nur 
die  Frage,  wie  kommt  ein  Gesetz  zu  Stande;  über  die  Frage, 
wann  ist  inhaltlich  ein  Gesetz  nothwendig,  gicbt  er  keine  Aus- 
kunft und  will  er  keine  Auskunft  gol)cn.  Die  Auskunft  über 
diese  Frage  liefern  zahlreiche  andere  Verfassungsvorsdiriflen, 
welche  in  anscheinender  Monotonie  wiederholen,  dass  hierfür  und 
dalHr  ein  Gesetz  erforderlich  und  nicht  mehr  aUein  der  WiUe 
des  Monarchen  genügend  ist:  Yerfassungvorschriften,  welche 
sammtlich  überflüssig  wären,  wenn  Artikel  62  für  jede  An- 
ordnung eines  Rechtssatzes  die  Gesetzesform  als  nothweudig  vor- 
schreiben würde. 

Art.  62  bestimmt  hiernach,  dass  Gesetze,  welche  das  Schul- 
und  Unterrichtswesen  betreffen^  nur  durch  Uebereinstimmung 
zwischen  der  Krone  und  dem  Landtage  erlassen^  abgeändert  und 
authentisch  interpretirt  werden ;  er  bestimmt  aber  nicht,  dass  jede 
Anordnung  eines  Hechtssatzes,  welcher  das  Schul-  und  Unter- 
richtswesen betrifft,  jedes  Regulativ  für  die  Ausbildung  der  Rle- 
mentarlehrer,  jeder  Lehrplan  einer  Schule  n.  w.  im  Wege  der 
Gesetzgebung  festgesetzt  sein  muss.  Dies  ist  auch  durch  die 
Art.  B,  8  und  9  der  preussischen  Verfassung  nicht  vor- 
geschrieben worden  und  es  stehen  diese  Artikel  den  Ver- 
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Ordnungen  niclit  entgegen,  welche  das  preussiscbe  Schul-  onB 
ITnterrichtsweBen  geregelt  haben  und  regek*^. 

Es  kommt  hierbei  nicht  darauf  an,  was.  die  V^r&ssung  mit 

diesen  Artikeln  li-itte  beabsichticfen  können  oder  bei  Anwendung 
allgemeiner  logiselier  und  philosophiscber  Abstraktionen  hätte 
beabsichtigen  müssen,  sondem  einzig  und  allein  darauf,  wa«  sie 
in  concreto  und  thatsächlich  beabsichtigt  hat.  Art.  5,  8  und  9 
finden  sich  in  Titel  II  der  Yer&SBung,  welcher  von  den  Rechten 
der  Preussen  handelt, 
Artikel  5  lautet: 

^"Die  persönlicbe  Freiheit  ist  gewährleistet.  Dir-  Bcdinguiigeu 
und  J^'ornien,  unter  denen  eine  Beschränk unir  derselben,  insbeson- 
dere eine  Verhaftung  zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  geregelt*^. 

Allein  nach  der  Absicht,  welche  mit  diesem  Artikel  yerbnnden 
war,  bezieht  sich  derselbe  ledi)?lich  auf  gerichtliche  Verhaftunfren 
und  vorliiulige  Festnahtncn  als  Mittel  zur  gerichtlichen  Verhaftuni^. 
bezieht  sich  indess  nicht  auf  den  Zwang,  welchen  die  Verwaltungs- 
behörden zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  allgemein  anzuwenden 
befugt  sind^).  Den  Schulzwang  aufisuheben  oder  die  Grenzen 
desselben  zu  bestmimen  oder  die  Unterrichtsgegenstände,  in  An- 
sehung deren  der  Schulzwang  stattfinden  darf,  zu  normiren,  oder 
die  Disciplinarbefugnisse  der  Aufsichtsbehörden   gegenüber  den 


Dor  Rezensent  meiner  Sdiritt  über  tlas  Veronln ungsrerh t  in  u.r 
Kritischen  Vierteljalirselirift  1885  Seite  134  Herr  Dr.  E.  Matkr,  gesteht  mir 
zu.  J.uss,  wie  ii  h  riolitig  bewiesen  liabe,  weder  in  der  Allgemeinheit  noch  ins- 
besondere in  Art.  02  der  von  der  herrschenden  Lehre  anfg^estellte  Satz  aus- 
{?esprochcn  sei :  Rechtsregeln  dürfen  nur  noch  auf  dem  formellen  Gesetzgebuiigs- 
woge  erlassen  werden.  Allein  er  wendet  ein,  dass  die  YethMsang  diesen  8atf 
ans  praktischen  Gründen  casnisUscb  in  den  Artikeln  5,  8  und  9  anageAdnt 
habe  nnd  zwar  in  allen  Konsequenzen.  Ich  habe  der  Beleuchtung  dieses  Gegen- 
standes einen  besonderen  Aufsatz  gewidmet»  welcher  im  4.  Hefte  der  HiSfB* 
sehen  Annalen  1686  S.  311  f.  zum  Abdrucke  gelangt  ist,  und  auf  welchen  idi 
mich  im  Allgemeinen  hier  beziehe. 

**)  Siehe  meinen  Anfsatz  in  Htrth*8  Annalen  und  insbesondere  noch  die 
Ministerialrescripte  vom  7.  Juli,  14.  Angust  1850,  20.  Januar  1854  (Ifinisle 
rtalbl.  fOr  die  innere  Verwaltung  1850.  Seite  257, 209, 1854.  8. 10;  Erkenntniss 
des  ObcTvcrwaHungsgerichts  Yora  16.  Marz  1881  Entseh.  Bd.  VIl.  S.  370.  d^s 
Obertribunals  Tom  25.  März  nnd  20.  Juni  1870in  Goltdammcr's  Archiv  Bd.  XVI II. 
S.  260,  435 ;  des  Keicl)sgericht<)  vom  2a  Marz  1880,  Entschcidongen  in  Stuf- 
Sachen  Band  I.  S.  33  und  viele  andere.) 
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Lehrern  oder  diejenigen  der  Lehrer  gegenüber  den  Schülern  auf* 
zoheben^  hat  Tollstandig  ausserhalb  der  Absicht  der  Verfassung 
gelegen.   Auf  die  in  der  Ver&ssung  ge^vährleistete  persönliche 

Freiheit  kann  sich  also  Niemand  beziehen,  um  die  Ungültigkeit 
einer  verhiineton  Relef^ationsstrafe  nachzuweisen,  oder  um  darzuthun, 
dass  er  Tuclit  verpilichtet  sei,  seine  Kinder  zum  Unterricht  in 
weiblichen  Haudarbeiteu  oder  zum  Religionsunterricht  bei  gewissen 
Lehrern  zu  schicken.  Art.  6  hindert  daher  auch  nicht  und  scbhesst 
nicht  ausy  dass  Yerordnungen,  welche  mit  Beschränkungen  der 
personJioheii  Freiheit  verbunden  sind^  auf  dem  Gebiete  des  Unter- 
lichtswesens  rechtswurksam  erlassen  werden. 
Artikel  8  schreibt  vor: 

7, Strafen  können  nur  in  Gemässheit  des  Gesetzes  angedroht 
oder  verhängt  werden". 

Lidess  diese  Vorschrift  bezieht  sich  nur  auf  die  den  Ge- 
richten obliegende  ordentliche  Strafrechtspflege,  nicht  auf  die 
administrativen  Exekutionsstrafen*^).  Trotz  Art.  8  können 
daher  von  Polizei-  und  andern  Verwaltungsbehörden  innerhalb 
ihrer  sich  auch  ;mf  vorverfassungsmässiges  Recht  stützenden  all- 
gemeinen Befugnisse  Exekutionsstrafen  angedroht,  verhängt,  und 
im  Verwaltungswege  bcigetriebea  werden  '^*).  Ait.  8  steht  nicht 
im  Wege,  dass  auf  Grund  von  Disciplinarvorschrifen,  Statuten 
n.  s.  w.  Strafen  z.  B.  Eelegations  oder  Geldstrafen  verhängt  werden. 
Art.  8  seinerseits  würde  auch  nicht  hindern^  dass  im  Verwaltungs- 
wege Exekutionsstrafen  gegen  Ehern  angedroht  werden^  wenn 
sie  ihre  Ivinder  nicht  pünktlich  in  die  Schule  schicken. 

Artikel  9  der  preussischen  Verfassungsurkunde  schreibt  vor: 

„Das  Eigen thuiu  ist  unverletzhch.  kann  nur  aus  Grründen 
des  öffentUchen  Wohls  gegen  vorgängigc,  in  dringendeii  Fällen 
wenigstens  vorläufig  festzusetzende  Entschädigung  nach  Maass- 
gabe des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden". 

Dieser  Artikel  betrifft  indess  lediglich  Expropriationen  des 
Eigeuthums  zu  allgemeinen  Zwecken  und  himlert  nicht,  dass  die 
vollziehende  Gewalt  zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  wie  in  die 


•*)  Siebe  meinen  Aufsatz  in  llirth's  Annalen  1886. 

^  Sifilie  mUr  Andern  Erkenntniw  des  OberverwaltaDgsgerichts  Tom 
16.  Hin  1881  Enlacb.  Bd.  VII.  Seite  370;  Th.  F.  Oppinboff,  die  pieiMsischen 
Qeeetie  ttber  die  Ressortferbiltnune  S.  161.  Anm.  585.  586. 

MtT  fir  MtetilehM  Itoebt  I.  8.  86 
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natürliche  Handlungsfreiheit  so  in  die  Privatintereflsen  und  das 
Frivateigenthimi  fühlbar  eingreift*^. 

Artikel  9  steht  also  nicht  im  Wege,  dass  die  Schulverwaltinig 

mit  Kosten  verknüpfte  neue  Unterrichtsgegenstände  einführt,  die 
Bildung  neuer  Klassen  anordnet,  die  Einkomnieu-  um\  Pensious- 
verhältnisse  der  Schuiiclirer  regelt  und  die  Kosten  hierfür  im 
Yerwaltungswege  festsetzt  und  beitreibt  ^^). 

Das  G^esanuntergebniss  der  vorstehenden  Untersachong  ist 
hiernach  das  Folgende: 

Die  besonderen  YoTSchriften,  welche  die  preussische  Ver- 
t'asbungsurkuiule  über  das  ünterrichtswcsen  aufstellt,  sind  gänz- 
lich sus[)i  iidirt  und  bis  auf  Weiteres  ohne  bindende  Kraft  fiir 
die  Verwaltung  und  für  die  Gerichte. 

Die  allgemeinen  Yorscluriften,  welche  die  preossiBche  Yer- 
ÜASsangsurkunde  über  das  Znstandekommen  der  G^esetze  giebti 
oder  welche  sie  in  dem  Titel  von  den  Rechten  der  Preussen  ent- 
hält, haben  an  dem  Rechte  des  Unterrichtswesens  Nichts  geändert. 

Die  Vei-fassung  hat  das  vorverfassungsmässige  Recht  in  An- 
sehung des  Unterrichtswesens  im  Grossen  und  Ganzen  ^'■^)  aufrecht 
erhalten  nicht  nur  in  den  unmittelbar  wirksamen  Anordnungen, 
sondern  auch  in  den  vom  Könige  ertheilten  Verordnnngsbefog- 
nissen.  Die  Verfassung  steht  somit  nicht  im  Wege,  dass  in-Ass- 
flbung  der  vom  Könige  ertheilten  Verordnungsbefngnisse  Ton  den 
Verwaltungsbehörden  noch  neue  Anordnungen  und  Rechtssatze 
über  das  Untemchtswesen  erlassen  werden'^).  Die  Ungültigkeit 
solcher  Anordnungen  ergiebt  sich  nicht  aus  Art.  62  noch  ans 
Art.  5,  8  und  9  der  VerfMSungsurkande.  Diese  Anordnungen 
sind  gültig  nnd  die  Theorie,  welche  deren  Ungültigkeit  behauptet, 
geht  Ton  unzutreffenden  Voraussetzungen  aus. 

Die  Quelle  des  preussischen  Unteirichtsrechtes  liegt  nicht  in 
der  Verfassung,  sondern  im  Staatsrechte  des  absoluten  Preussen. 

*0  Siehe  mfiben  Anftats  in  Hirth*8  Annalen  1866  S.  Sil,  fenwr  Eik.  des 
Boichsgeriohts  vom  19.  April  1881,  Entacheidaiig  in  Btnifiiachai  Band  IT.  8. 106. 

*^  Siehe  insbesondere  die  Erkenntnisse  des  Oberrerwsltnngsgeriflhta  t«b 
29.  Sept.  1876  and  Tom  80.  April  1884  Sntseh.  Bd.  I.  &  178,  Bd.  IX.  S.  1S8  ft 
Nur  im  Grossen  and  Gänsen ;  denn  s.  B.  das  Bndgstreeht  beschrinkt 
die  BefugriuHse  der  VerwaltuiiL,'. 

Dies  erkennt  auch  das  Obcrverwnltangsgericht  an,  wie  unter  Anderem 
die  dt  Erkenntnisae  vom  29.  Sept  1876  ond  30.  April  1884  ergeben. 
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Studien  zur  sociologischen  Bechtslehre. 

Von 

Prof.  F.  Stoebk. 

In  einem  weit  grosseren  ümiange,  als  noch  bis  Tor  Kurzem 
zn  erwarten  stand,  hat  sich  anch  die  deutsche  Beehtslehre  in 

ihrem  geistigen  Hcliaffoii  der  Arl)oitsrichtung  der  exakten  Wissen- 
schaften zu  nähern  gesiirht,  nach  offenem  Eingeständniss  von  der 
zuversichtlichen  Erwaitung  geleitet,  dass  der  reiche  Erfolg,  der 
diesen  Wissensgc  bieten  in  unseren  Tagen  erwachsen  ist,  sich  nun- 
mehr auch  an  ihre  Spuren  heften  werde  —  sobald  es  ihr  nur 
erst  gelungen  sein  wird,  aus  dem  dicht  besetzten  Instrumentarium 
der  experimentellen  Lehren  die  geeignetsten  Hilfsmittel  fiir  ihre 
Zwecke  ausfindig  zu  machen.  Man  kann  nicht  behaupten,  dass 
sich  bereits  eine  bestimmte  A])klärimg  vollzogen  habe  in  Be- 
ziehung auf  die  Würdigung  des  fachlichen  Werthes  dieser  neuen 
Schwenkung  in  der  Metbode.  Es  hält  schon  schwer,  sicli  un- 
bestochen  im  Urtheil  zu  erhalten  gegenüber  der  unbedingten  Ver- 
werfung des  Neuen  yon  der  einen;  wie  gegenüber  seiner  rück- 
haltlosen Anpreisung  Ton  der  anderen  Seite,  um  sich  ein  an- 
nähernd klares  Bild  von  der  effektiven  Wirksamkeit  und  der 
mÖglicbeu  LLi-langskraft  des  neuen  Verfalu'ens  zu  macben.  Indem 
wir  daher  zu  diesem  Zwecke  ihren  Sinn  aufsucbcn  und  parteilos 
ihrem  Umfange  nachgeben,  sind  wir  m  der  Lage  —  nicht  nui* 
Gegensätze  zu  Termitteln,  sondern  vor  Allem  die  Stellen  zu  be- 
zeichneu;  an  denen  das  neue  methodologische  Verfahren  gegen- 
über den  alteren  die  Einheit  des  Wissens  thatsächlich  yermehrt 
hat,  zugleich  aber  auch  die  Punkte  ausfindig  zu  machen,  wo  die 
junge  Lehre  unserer  Meinung  nach  von  allem  Anfang  her  zu 
einem  ewigen  Abstand  vom  Ziele  verurtheüt  ist. 

36« 
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Dadurch  gewinnen  wir  den  Maassstab  daför,  ob  und  inirie- 
weit  sich  das  eingeschlagene  neue  VeifSibren  dazu  eignet,  die  in 
beiden  Gebieten  des  Rechts  —  im  Privatrecht  wie  im  eSktA- 

liehen  Recht  —  laiitgewordenu  i^Vrclcriiiig  nach  eirior  Khirstclluag 
der  Probk'inc  cmer  Allijcmeinen  Rechtslehre  iu  metho- 
dologiischer  Beziehung  ihrer  Erfüllung  näher  zu  rücken.  Nament- 
lich das  öffentliche  Recht  hat  allen  Grund,  dieser  Frage  nicbt 
länger  geflissentlich  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Zunächst  weil  eB 
hier  die  ganze  Arbeitslast  bisher  fast  ausschliesslich  der  civilrecbt- 
Uchen  Jurisprudenz  überlassen  hat  und  sich  daher  naturgemfisi 
gerade  in  seinen  innersten  ^vichtigstcn  Leliren  mit  unverarbeiteten 
BegriÜ'en,  mit  entlehnten  Bil«leni  begnügen  niujsste;  sudanii  aber, 
weil  nur  ein  Grundstock  klarer  und  gesichteter  publizistischer 
Bechtsbegnffe,  der  Wirklichkeit  entsprechender  juristischer  Oon- 
stniktionen  das  öffentliche  Recht  davor  bewahren  kann,  in  ewigen 
Pendelschwingungen  bald  in  aussdiliesslicher  Rechtsgeschichte,  bald 
in  ausscliHesslichir  Eeclitsdogniatik  aufzugehen. 

Die  allgemeine  Heclitslehre  ist  zudem  der  einzige  Boden,  auf 
welchem  die  bestehende  selnoffe  Trennung  der  in  ihrer  Ix^jriff- 
Hchen  Zusanunengehörigkeit  längst  erkannten  beiden  Kcchta* 
matehen  ihre  en^che  Auflösung  finden  kann.  Wie  aber  das 
schwierige  Werk  eines  Bergtunnels  nur  dann  TerhaltnissniSssig 
rasch  vorzuschreiten  im  Stande  ist,  wenn  die  Arbeiten  von  entr 
gegengesetzten  Seiten  aus  den  gemeinsamen  Durchbrechungspunkt 
anstreben,  so  muss  auch  die  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gel)ietc 
des  öffentlichen  Rechts  nicht  mein*  Alles  blos  von  der  „anderen 
Seite^  erwarten,  sondern  das  Vordringen  zur  gemeinsamen  all- 
gemeinen Rechtslehre  fortan  in  den  Kreis  ihrer  eigensten  ernsten 
Pflichten  aufiiehmen.  In  dem  Folgenden  wollen  wir  daher  den 
Versuchen  kritisch  nachgehen,  die  in  jüngster  Zeit  gemacht  wurden, 
um  dem  Problem  der  allgemeinen  llechtslehre  auf  sociologi:>cliei 
Grundlage  Verwirklichung  zu  geben. 

I«  Die  auf  den  Grundlagen  der  Ethnologie  und  Sodologie 
ruhenden  neueren  Untersuchungen  haben  den  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkt in  dem  Bestreben:  über  die  geschichtlicheii 

Erscheinungen  hinwe g  zu  den  dah inter  liegend en  grossen 
Gesetzen  menschheitliclicr  Entwicklung  gelangen  zu 
wollen.  Der  Weg,  der  zur  Auihndung  dieser  organischen  ^utwick- 
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ImigBgesetze  der  menschlichen  Oultur  fähren  soll,  stellt  sich  als  Ah- 
zweigung  der  comparatiTen,  von  den  Elementar-Operationen  des 

Messens  und  Zälileiis  getragenoii  liaturwisscnschaftlichcn  BcIkukI 
lungsmethode  dar^).  Er  ist  in  England  keines^voL:s  zucrat,  aber 
allerdiugä  mit  grosser  iilimuiitiiigkeit  und  daher  auch  mit  reichen 
Erfolgen  betreten  worden.  3>ie  Uebertragung  dieser  Methode 
auf  das  breite  Forschungsgebiet  der  G-eisteswissenschaften,  ihre 
zahe  und  systematische  Eesthaltnng  seitens  der  von  den  Fesseln 
eines  conymitionellen  Systems  sonst  wenig  bertthrten  englischen 
Fachkreise  hat  in  der  Foljie  dieser  Methode  einen  fast  spccifisch 
nationalen  Charakter  aulgod rückt,  von  so  scharfer  Praegnanz, 
dass  die  kontinentale  Wissenschaft  diesem  ihrem  eigenen  Jbande 
lange  wie  fremd  gegenftberstand')« 

^)  Ein  UebsrbUek  der  einschl&gigw  Literatur  lehrt,  dass  dieselbe  für 
Betrachtnngeo  streng  jaristisclier  Nator  zar  Zeit  noch  nicht  eben  «rheblicbes 
Material  darbietet.  Für  die  Zwecke  der  Recbtewissendchaft  ist  es  zudem 
sicher  nicht  förderlich  gewesen,  dass  sich  eine  bestimmte  AbgrensQDg  fdr 
die  wissenschaftliche  Anwendung  des  Namens  der  «Sociologie"  nicht  voll- 
togtn  hat,  dass  vielmehr  eine  sinnstorendc  Verbindung:  und  Deckung'  g^rund- 
verschiedener  Forschungsgebiete  mit  derselben  äusseren  Bezeichnung  eingetreten 
ijit.  Bei  ("oMTK.  QüETEiiKT,  Spüvoeb.  Bastian,  Mohl,  L.  v.  Stein,  v.  Lilibn- 
FEL.D,  ScHÄKFLE  u.  A.  treten  uns  die  Äusdrtiek«v  Sodologie.  (Jesellschaftslehre, 
Ge«ell*?chafts\vissenschaft  mit  durchaus  verschiedenem  Begriffsinhalt  entgopfen. 
Gesteigert  wird  die  Unsicherheit  nocli  durcli  den  Umstand,  dass  auch  die  den 
ökonomischen  Problemen  innerhalb  der  bestehenden  Bechtsgemeinschaft  gewid- 
meten Unterau«  Uuugeu  .siocialer"  oder  „socialistischer''  Natur  zuweilen  ebenfalls 
der  sociologischen  Literatur  beigezählt  werden.  Vgl.  Schmidt-Warnkck,  üic 
Sociologie  Kichtes,  v.  BArenbach,  Die  Socialwisscnschaften,  Samter,  Ad.  Social- 
lehre  und  neuerdings  die  von  Demolins  herausgegebene  Zeitschrift :  La  scienca 
sociale  suivant  la  methode  de  F.  Ls  Plat.  (Fortsetzung  der  „Refonne  eodale*.) 

')  S.  hiem  Babtiak,  Der  Mensch  in  d«  Gesdikbte.  Leipzig  1860. 
Der8.t  Dm  Beetindige  in  den  Hentchenrassen  und  die  Spielweite  ihrer  Yer- 
inderliehkeit»  Tb.  Waitz,  Anthropologie,  seit  1859.  AüO.  Com,  Coon  de  Philo- 
sophie posltiTe  I— VI,  1830-1842.  Qoxtklxt  Systeme  social  (1848)  Edwabd 
B.  Ttlob,  PrinitiTe  Cnltaie,  fmher  schon:  Beseaiches  into  the  early  Histoiy  of 
Manhind.  ünserem  Gegenstände  naher  stehend  nnd  er^ehig:  Hkhbt  S.  Maimh, 
Andent  Law:  its  eonneetioD  with  the  eaily  Histoiy  of  Society,  and  its  lebtbn 
to  modern  ideas.  Avf  breiter  Grondlage:  H.  Spikoie,  The  study  of  Sociology 
nnd  The  piindples  of  Sociology.  (DentHcbe  Ausgabe  yon  B.  Vetteb,  Stuttgart 
1877.)  8.  dagegen  auch  Malcolm  Gothkik,  On  Mr.  Spbhokb's  Unification 
of  Knowledge,  London  1882,  und  FoüiLLfiE,  L'ideo  moderne  du  droit,  (Paris 
1883).  EfaM  knappe  Uebersicht  über  die  literargeschichtliche  Entwickelnog  der 
neuen  Lehre  s.  in  Ginmowios*  Qrundrias  der  Sodologie  S.  3  fg. 
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Die  rechtswissenschaftlichen  Arbeiten,  welche  dieser  geistigen 
Richtung  angchöreud,  von  deutschen  Füisdiom  in  jüngster  Zeit 
ausgingen^  leiden  dalier  naturgemäss  bisher  noch  unter  dem  Um- 
stände, daas  sie  den  Eindruck  des  Brratischcn  maehen,  da  ihnen 
noch  immer  imd  wohl  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Mittel- 
glieder in  der  Kette  fehleni  welche  die  Veibindtmg  dieser  Arbeits- 
richtung  mit  dem  System  der  deutschen  Rechtswissenschaft  her- 
zustellen vermöchten.  An  sich  ])ielL;t  dicbcr  Uü^tand  zu  cmcm 
principiellen  Einwand  keinen  Anlass;  wir  werden  vielmehr  unten 
sehen,  dass  eines  der  werthyollsten  Resultate  eben  nur  durch  die 
englische  Provenienz  des  die  Sclmle  erfüllenden  Geistes  gewonnen 
werden  konnte*  Die  jenseits  des  Canals  unangefochten  heinuschen 
Lehren  des  analyttsehenPhänomenalisnius  —  der  Denkweise^  welche 
auf  dem  Studium  der  Grundphfinomene  fussend  Tor  keiner  seihst- 
gesteckten  Schranke  Halt  macht,  sondtiii  allerwärts  bis  zu  dcu 
letzten,  menschlicher  Fälligkeit  erreichbaren  Tiefen  nnerschrockeu 
vorzudringen  sucht,  —  sind  jedenfalls  im  holien  8inue  dazu  ge- 
eignet, ergänzend  und  berichtigend  die  deutsche  Forschung  auf 
unbetretene  Gehiete  zu  leiten.  So  gewiss  es  ist,  dass  diese  em- 
pirische Methode  wissenschaftlicher  Forschung  nach  vielem  tauben 
Gesteine  auch  reiche  Schätze  reinsten  Wissens  zu  Tage  gefördert 
hat;  dass  sie  in  den  ihrer  Wirksamkeit  zugänglichen  Gebieten  er- 
folgreich mit  an  der  Arbeit  war,  um  die  Entwicklungsgesetze  dt-r 
Menschheit,  statt  auf  dem  Plugsand  des  AVaimeus  und  Glaubens 
auf  dem  festen  Grund  der  Erkenntniss  au^surichten  ^)  \  ebenso  sicher 
ist  es  aber  auch,  dass  jener  streckenwebe  glUckÜch  verwerthete 
empirische  Phänomenahsmus  nicht  in  allen  Gehieten  seinen  Dienst 
zu  leisten  vermag.  Er  kann  ehensowenig  vde  irgend  eine  anders 
Behandlungsmethode  der  Grundwahrheit  sich  widersetzen,  dass  die 
gtiierische  Verschiedenheit  der  Probleme  eine  entsprechende 
DitTereuzirung  der  angewandten  üutersuchuugsmethoden  bedinge 
und  rechtfertige. 

Hierdurch  ist  aiifs  Genaueste  der  Punkt  bestimmt,  den  ydr 
in  unseren  nachfolgenden  Betrachtungen  einem  juristischen  Weike 
gegentther  eumehmen^  das  als  Hauptwerk  der  Richtung  den 
tief  ausgetretenen  Fusspfad  alten  Herkommens  Terlasst,  und 
auf  die  eigene  Kraft  des  VerfassLis  vcitiaueud  den  Ausgang  in 

'j  Th.  Gompbbs,  Jomr  Stdabt  Mill*8,  GeMmmelte  Weii[e.  Sjaten 
der  Logik  I,  S.  VI. 
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das  Gebiet  neuer  wassenschaftlicher  Probleme  und  Aufgaben 
suclit.  Ein  solches  Unternehmen  hat  immer  vollen  Anspruch  auf  die 
dankbaie  Gesinnung  aller^  deren  Geisteshorizont  nicht  durch  abge- 
nützte SteUeninterpretation  und  Kommentarweisheit  begrenzt  wird; 
besonders  gilt  dies  aber  dann,  wenn  das  Werk,  wie  Pobt's  Grund- 
lagen desRechts  und  die  Grundzüge  seiner  Entwicklungs- 
geschichte*) den  Schlussstein  eines  mehr  als  zwanzi^älirigen  un- 
ausgesetzten j?cistij?en  Schaffens  bildet;  wenn  es  uns  als  das  Resultat 
eines  ergieifenden  Kingens  nach  Wahrheit,  nach  geistiger  Autai'kie 
eutgegentiitt.  Aus  unscheinbaren  und  sicherlich  unklaren  Anfangen 
heraus  hat  sich  Post  mit  rtttimenswerther  Energie  einen  festen 
Boden  gesdiaffen,  auf  dem  er  nicht  nur  sich  selbsti  sondern  auch 
Anderen  zur  Genüge  wirken  kann.  Dennoch  ist  die  fachliche 
Ejitik  genötliigt  Post's  Werken  gegenüber  in  einer  nothgedrungenen 
Reserve  zu  verbleiben.  Sie  befindet  sich  wohl  kaum  je  in  einer 
bedenklicheren  Lage,  als  wenn  sie  sich  mit  einer  Arbeit  zu  be- 
&ssen  hat,  welche  getragen  wird  Yon  einem  lebendigen  Wunsch 
nach  Reformen,  durchweht  von  einem  frischen^  nach  Thaten 
dürstenden  Forschergeist,  gewürzt  mit  zahlreichen,  werthvollen 
und  wahrhaft  wissenschaftlichen  Errungenschaften,  welche  aber 
doch  anderseits  durch  ihren  weit  über  das  Ziel  hinausschiessen- 
den  Kampfesmuth,  durch  gar  manche  logische  und  historische 
Schwachheit|  durch  eine  völlig  schadhafte  Methodik,  bei  im  Ganzen 
wohl  gelungener  Sjstematik  die  Sachlichkeit  des  Beurtheilers  in 
dner  seltenen  Weise  auf  die  Frohe  steüt.  Zumal,  da  Post  selbst 
von  Ungerechtigkeit  nicht  freizusprechen  ist  in  seiner  Kritik  der 
Kritik.  In  iVüheren  Schiiften  beschwert  er  sich  wiederholt  über 
die  geringe  Berücksichtigung,  welche  seine  Reformarbeit  in  ihren 
Anfangen  seitens  der  juiistischen  Fachgenossen  gefunden  hat,  imd 
nmss  doch  anderseits  selbst  zugeben,  dass  er  im  Verlaufe  seines 
focfalichen  Wirkens  einen  geistigen  Ümbildungsprozess  zurttckgelegt 
hat,  in  dessen  Durchgangsphasen  der  Verfasser  schwankend  bald 
von  Kant  zu  8("iiüpeniiaui:h  und  bald  von  da  zu  den  An- 
schauungsweisen I^auwin's  und  Spencer's  übergieng.  Ein  Autor, 
welcher  im  Verlauf  von  zwei  Jahrzehnten  die  Stufenleiter  von 
der  privatrecktUcken  Behandlungsmethode  „auf  Grundlage  der 


*)  ^Lcitgedankon  für  den  Autbau  einer  al'govnoinen  Rechtswisseuschalt  auf 
lociologisclier  Basis ^    Oldenburg  lä84.   Scbultze  (A.  Schwartz). 
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niodemen  Volköwirthscliaft"  ^)  bis  ziir  biologischen  und  vergleichend- 
ethaologisdieü  durcbzugeiien  den  Muth  und  die  Energie  hatte, 
tniiss  auch  auf  den  geringen  Zuspruch  der  einsettig  juristischflii 
f  achkritik  gefaast  sein;  mnsste  sie  doch  naturgemfiss  von  der, 
wie  sich  nachträ^ch  zeigt,  durchaus  begrttndeten  Beffirchtnng 
erfüllt  werden,  dass  sie  doch  allznleicht  hinter  den  sprungwdseD 
Fortschritten  des  Verfassers  zurik  kbleiben,  von  seinen  raschen 
Wandlungen  überholt  werden  würde. 

Seitdem  es  aber  Post  gelungen  ist,  die  Grundlagen  seine» 
Systems  in  präciser  Form  zusammenzufassen,  seitdem  bilden 
seine  Werke  den  neidlos  anerkannten  Mittelpunkt  einer  Bewegung^ 
welche  gleicherweise  die  Revision  der  traditionellen  Bechtsphilo- 
sopbie  wie  die  Begründung  einer  Allgemeinen  Rechtswi^en- 
schaft  zum  ausgesprochenen  Ziele  hat.  Sie  erscheint  uns  —  mit 
den  unten  angegebenen  Vorl)ehalten  —  als  der  beste  umfassende 
Versuch,  dem  fruchtbaren  Gedanken  der  durch  Absbkb  e^ 
weiterten  KBAUBB'schen  Lehre  Verwirklichung  zu  geben  welche 
hinter  den  Bechtssätzen  die  gestaltend  wirkenden  Lebensveihilt- 
nisse  aufsucht,  um  dann  an  der  Hand  des  sociologischen 
Materials  zu  zeigen,  wie  sich  nach  dem  e^\•igen  Gesetz  der 
Corrclation  alles  Organischen  das  Wechselverhältniss  vom  Theil 
zum  Granzen  des  licchtslebens  eines  Volkes  und  die  Rückwirkung  vom 
Ganzen  auf  das  Einzelne  vollziehe.  Sie  will  uns  erkennen  lassen,  wie 
das  Recht  ewig  und  doch  zeithch  sei,  weil  sein  Ghrund — die  Bedingt- 
heit des  Lebens  —  und  sein  Zweck  —  die  Erhaltung  des  menschlichen 
Yerbandsrerhältnisses  —  stets  dieselben  bleiben,  während  nach  den 
durch  dir  Entwicklung  sich  verschieden  gestaltenden  Lebensverhält- 
nissen die  Bednigungen  der  Coexibienz  immer  vers(  Ii  irden  und  wan- 
delbar sein  müssen^.  Sodann  anerkennen  wir  mit  vollem  Danke, 
dass  es  der  neueren  Lehre  zum  erstenmal  gelungen  ist 
eine  wissenschaftliche  Verbindung  und  kunstvolle Burclr 

*)  A.  H.  Pü8T,  Entwurf  eines  allg.  deutscbeu  und  lianst^tadt-breuiischcn 
Privatrechts.  3  Bde.  18G6— 71.  neschlecbtsgenossenschaft  der  Urzeit,  IST"). — 
Der  Ur^iprung  des  Rechts,  rrolegomena  zu  einer  vergleichendeu  Recht« wisstai- 
Schaft,  1876.  —  Die  Anfange  des  ötaats-  und  Rcchtslebens,  1878.  —  Bwuteioe 
für  eine  allg.  Rechtswissenschaft.    2.  Bde.  1880— Sl. 

•)  Vgl.  hiezo:  Meine  Methodik  des  offentliclien  Rcclits;  S.  20  fg. 

^  lieber  den  beweglichen  Faktor  des  Reclits  s.  Aubens,  Encycloiädie 
oder  organische  Darötellung  der  Rechts-  und  Staatswissenschaft.  2.  liuch  ^  2 
und  BlKBLUia,  Kritik  der  jurlätischeu  Gruudbegriffe,  I  Theil,  Cap.  VIII. 
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dringung  des  einheitlichen  Gesammtsrechtsstoffea  mit 
Erfolg  anzubahnen,  indem  de  die  drttckenden  Fesseln  beseitigte, 
welche  ftbr  die  bisherige  Rechtswissenschaft  hi  der  traditionellen 

Fe^tlialtimg  der  alten  Rubriken  des  jus  publicum  und  des  jus 
privatum  gelegen  sind.  Diese  wissenschaftliche  Verschmelzung 
der  auf  eine  gegenseitige  Ergänzung  nothwendig  angewiesenen 
Becfatsmaterien  hat  bei  Post  schon  in  dessen  Entwurf  eines 
gemeinen  deutschen  hansestadtbremischen  Privatreohts  (1866)^ 
hchtvolle  Ausführung  gefunden;  inunerhm  Ruhten  wir  nicht 
fehl  zu  gehen,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  in  den  Yorliegenden 
Leitgedanken  für  den  Aufbau  einer  allgemeinen  Rechts- 
wisse nschaft  gebotene  Verbnidung  den  uÜ'entiichen  Rechts  und 
des  Privatreohts,  die  dialektische  EückfüliruDg  beider  auf  gemein- 
same Ausgangspunkte  der  vortheilhaften  Einwirkung  des  britischen 
Geistes  za  danken  sei,  der  in  den  Bechtswerken  wie  in  den 
sodologischett  Schriften  En^ands  kernen  Augenblick  darap  denkt, 
die  historische  und  logische  Einheit  des  Common  law,  die  organische 
Zusammengehörigkeit  jener  beiden  Gebiete  zu  lorkprn,  um  wie  in 
deutscheu  Landen  einem  didaktischen  Kuuätgriüc  principiell  fort- 
wixkende  stof^trennende  Kraft  beizulegen^) 

Diesem  positiTen  Resultate  steht  der  Versuch  Post's  zur 
Seite  auf  Ghrund  der  Anschauung  einen  neuen  Boden  für  die 
Rechtswissenschaft  zu  gewinnen.  Post  will  sich  denselben  schaffen 
durch  das  Sammeln  empirischer  Thatsachen,  diese  sollen  ihn  von 
den  Erscheinungen  auf  die  treibenden  Ideen,  von  den  Wii'kungen 
auf  die  schöpferischen  Kiäfte  zurückschliessen  lassen.  Kuiz,  er 
will  auf  dem  Wege  der  Erwerbung  von  Kenntnissen  über  das 
Einaselna  des  ethnischen  Lebens  zur  Gewinnung  der  Yon  den  Sm* 
flüssen  des  individuellen  RechtsgefÜUs  befreiten  Erkenntniss  des 
ganzen  Rechtslebens  und  seiner  im  Innersten  wirkenden  Gesetze 
vordringen.  Indem  er  so  für  sein  Theil  den  von  ihm  vor  Jalnen 
begonneneu  Kampf  für  die  Anschauung  gegen  den abstracten  B e > 
griff  zu  Ende  geführt  und  zu  Gunsten  der  ersteren  für  ent- 

■)  Band  I,  8.  37. 

^  L,  BuoHiB,  Der  Parlanumtariamiu  wie  er  ist,  IL  Anfl.  S.  $5  fg.  t.  Gibbib, 

Ueber  öffentliche  Rechte,  6.  37.  —  S.  hierzu  auch  Zobn*r  jungst  ansgeeprochenes 
Bedenken  „ob  denn  dem  ganzen  herkömmlichen  Unterschiede  zwischen  privatem 
und  öffentlichem  Rechte  überhaupt  ein  juristisch  brauchbarer  (Sedanke  n  Gmndo 
Begt*.  Krit.  VierteyahresBcbrifl»  (Bd.  24)  S.  477  Note. 
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schieden  erklärt,  glaubt  Post,  verstehen  vir  ihn  recht,  em 
doppeltes  Resultat  gewomieii  zu  haben.  Erstens  die  Grundlage 
für  den  Aufbau  einer  Rechtsphilosophie  auf  inductiTem  Wege, 
indem  er  der  yon  einem  abstracten  RechtsbegrifiTe  oder  von  einer 

individuellen  Rechtsidee  aus  deductiv  operirendenRecblsphiiub  »i  hie 
gegenüber  den  umgekehrten  Weg  einschlägt.  Während  iliese 
seiner  Ansicht  nach  nothwendig  zu  einem  Hystem  von  Begriffen 
gelangt,  welches  sich  mit  dmn  lebendigen  Rechte,  wie  es  un  emsehicn 
Mensdien  als  socialer  Faktor  wirksam  ist,  und  wie  es  sich  in 
den  Rechtssitten  der  Menschheit  niederschlägt,  nur  in  einen  oft 
recht  willkürlichen  Zusanimenliang  biiiiL^on  läSht,  geht  Post  d^- 
von  aus,  dass  nicht  ein  objectiv  Gutes  oder  Hechtes  dem  Menschen 
angeboren  sei,  und  dass  das  individuelle  sittliche  und  rechtliche 
Bewusstsein  nicht  ein  untrüglicher  Maassstab  für  die  Unterscheidung 
von  gut  und  schlecht  oder  von  recht  und  unrecht  sei ;  er  will  viehnehr 
aus  den  gesammtenErscheinungsformen  des  ethischen  und  rechtfichfln 
Bewusstseins  der  Menschheit  in  den  Sitten  aller  Völker  der  Erde 
erst  erkennen,  was  jLj;ut  und  recht  sei,  und  auf  diesem  Umwege 
feststellen,  welche  Bewandtniss  es  mit  dem  eig<  lu  n  individuellen 
sittlichen  und  rechtlichen  Bewusstsein  habe  ^°).  Er  will  daher  an  die 
Stelle  der  Individualpsychologie,  auf  welcher  unsere  heutige  Rechts- 
philosophie fast  ausschliesslich  basirt,  euie  ethnische  Psychologie 
setzen.  Nachdem  Post  so  die  Rechtssitten  aller  Volker  der 
Erde  als  die  Niederschläge  des  lebendipjen  Rechtsbewussteeins 
der  Menschheit  wie  in  ein  Keservoir  zusammenlaufen  läöst, 
er  zweitens  die  Rechtswissenschaft '  fortan  auf  diese  Basis  der 
Erfalunngsthatsachen  gestellt  sehen,  und  jedem  uns  bekannten 
Rechtsinstitute  durch  Speisung  aus  diesem  gemeinsamen  Reservoir, 
wenn  ich  so  sagen  darf  durch  Lijicirung  mit  dem  gewonnenen 
empirisch- genetischen  Materiale  zur  lebendigen  AVahrheit  und 
wissensclmftliclien  Praxis  verhelfen. 

Um  beurtheilen  zu  können,  wie  sich  Verf.  zu  den  beiden  Seiten 
der  gestellten  Aufgaben  verhält,  wird  es  unerlässlich,  den  vielfach 


Siehe  dagegen  AnuNS  und  dessen  Lehre^  wotneh  jede  Vergleidiiiiv» 
wenn  sie  eine  vent&ndige  Benrtheilang  einechliessen  soll,  einen  Mauaettb  d« 
Beartheilnng  vonuueetit,  der  nicht  selbet  wieder  aus  dem  Beortheilten  eninenmei 

werden  kann.  (Nnturreclit  VI.  Aufl.  S.  228 fg.)  Vgl.  mftn  damit  das  PxogniiiB 
PosT's  in  Bausteine  Bd.  2,  S.  235  so  hat  mau  die  filtere  und  die  neneieLdiie 
in  ibren  schärfsten  Zospitsangen  fermnlirt  vor  eich  liegen. 
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Terschlimgenen  Wegen  seiner  Darstellung  wenigiBteEB  in  den  äusseren 
HaaptKügen  der  Systematik  zu  folgen. 

n.  Der  Gedankengang  Pobt's  hiqsiclitUch  der  Grundlagen 
seines  Systmns  beruht  im  Kernpunkt  auf  der  Ammlnne  eines  fiir 

alles  Seieiitle  identischen  kosmisch-morphologischen  ( iruüdgosetzes. 

Aus  dem  Düppelbilde  similicher  und  seelischer  Welt,  in 
welches  wir  hineingeboren  werden,  suchQn  wir  vergebhch  einen 
Ausgaii!r;  begnügen  wir  nns  daher,  sagt  der  Verf.  damit;  dies 
Doppelbild  sdber  näher  zu  betrachten.  Durch  die  Welt,  welche 
was  dnrch  unsere  Sinne  ttbermitteit  wird,  gehen  dgenthlhnliche 
Ghnndzüge,  welche  der  Beachtung  werth  sind,  wiewohl  sie  eine 
wirkliche  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  ci^st  dann  erhalten 
können,  wenn  eine  auf  pliy.^ikaljsche  und  chemische  Basis  ge- 
stützte, allgemeine  kosmische  Morphologie  und  Physiologie  in 
ihnen  die  Wurkung  allgemeiner  kosmischer  Gesetze  nachzuweisen 
Termag.  Die  sinnliche  Welt  stellt  sich  uns  nach  Postas  Worten  dar: 
als  ein  Sjstem  wechsdwiikender  TheOe,  welches  ans  einer  Anaahl  Ton 
eigenartigen  Theilsystemen  znsanunengesetast  ist.  Jedes  dieser  Theil- 
systeme  besteht  einerseits  aus  eigenai  Ligen  einfacheren  TheiUystemen, 
anderseits  ist  es  wieder  als  ein  Glied  in  eigenartige  Theilsystenie 
höherer  Ordnung  eingefügt.  Dieser  Aufbau  geht  in  gleichraässiger 
Weise  insUnendhche  nach  oben  und  unten  weiter.  Selbst  w<  !mi 
nir  bei  Untersachongen  der  chemischen  Prozesse  fiber  die  Welt 
unserer  Smne  hinansdriageni  tritt  nns  stets  noch  dasselbe  Struk- 
tnrbild  entgegen.  Das  letzte  SIement  aller  Materie,  welches  wir 
erdenken  können,  das  materielle  Atom  versagt  jeden  Dienst  fiii' 
die  Eikhiiung  unserer  Sinnenwelt,  wenn  wir  es  uns  nicht  als  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  eigenartig  vorstellen  wollen.  — 

Diese  materieUen  Atome  sehen  wir  zu  Molekülen  vereinigt, 
diese  Moleküle  wieder  zu  Molekülen  zweiter,  diese  wieder  zu 
Molekülen  dritter  Ordnung  u.  s.  w.  Die  Srystatte  und  orgamschen 
Zellen  sind  komplizhrte  Molekularsysteme,  und  auf  der  Basis  der 
organischen  Zelle  bauen  sich  nach  demselben  Strukturschema 
wieder  alle  Gewebe  und  Organe  auf,  aus  denen  sich  die  höheren 
biulu^i Jüchen  Individuen,  die  Pflanzen,  Tliiere  und  Menschen  zu- 
sammensetzen. Fassen  wir  endUch  unseren  Planeten  als  ein  aus 
unzähligen  Theilsystemen  der  verschiedensten  Art  zusammen- 
gesetztes kosmisches  Theilsystem  höherer  Ordnung  auf,  so  wieder- 
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holt  dch  auch  bd  ihm  derselbe  moiphologiache  Gnmdzug.  Wir 
sehen  ihn  mit  seinem  Monde  ein  höheres  Theilaystem  bäden, 

und  dieses  Theilsystem  ist  wieder  in  die  höhere  Ordnung  des 
»Sonnensystems  gekettet,  und  so  geht  die  Organisation  des  Ko^oios 
bis  ins  Unendliche  weiter.  So  finden  wir  denn  vom  unendLch 
Kleinen  des  materiellen  Atoms  bis  zum  miendlich  Grossen  des 
Weltalls  einen  durchgehenden  kosmisch-morphologischen  Gnmdsng. 

Diesem  Büde  der  ij^echaiuBchen  Welt,  welche  uns  durch  muere 
Sinne  Übermittelt  wird,  stellt  nun  Post  die  ISrsdidnung  unserer 
sceUschen  Welt  gegenüber.  „Sie  ist  för  unsere  innere  Erfahrung  nur 
eine  individuelle ;  sie  besteht  aus  unserem  Ich.  Wir  sind  jedoch  nicht 
im  Stande,  wenn  anders  wir  unsere  Gesamratweltanschauung  mit 
unserer  menschlichen  Natur  in  Einklang  bringen  und  den  Mensoheii 
nicht  zum  Theil  einem  ganz  anderen  Belebe  zuweiseii  woBeiii  die 
eeelische  Welt  auf  uns  persönlich  oder  etwa  auf  die  Menschheit  in 
beschränken.  Wir  bedttrÜBn  viehnehr,  &]ls  uns  die  Welt  unserer 
Sinne  als  ein  einheitliches  System  wechsehWrkender  Theile  er- 
scheint, welches  aus  einer  Unzahl  \un  Theilsystenien  zusammen- 
gesetzt ist,  zur  Ergänzung  dieser  Welt  eines  einheitUchen  Systems 
wechselwirkender  Monaden,  welches  aus  einer  Unzahl  ?on  Kollek- 
tiTseelen  zusammengesetzt  ist,  mit  anderen  Worten  einer  Wel^ 
seele;  welche  aus  so  viel  individuellen  Seelen  besteht,  als  der 
Kosmos  Theilsysteme  aufweist,  und  unsere  individuelle.  Seele  be- 
deutet alsdann  in  der  Weltseele  soviel,  wie  unser  Körper  im 
Kosmos".    (S.  2 — 5  der  Gnmdlagen  des  llechts.) 

So  erscheint  denn  Post  die  Welt,  von  der  mechanischen 
•  Seite  aus  betrachtet,  als  ein  KolossalbaUi  in  welchem  sich  auf 
der  Basis  des  materiellen  Atoms  Theflsystem  über  Theilsystem 
thürmt,  bis  sich  unser  Blick  in  der  Unendlichkeit  des  gestirnten 
Himmels  verliert;  von  der  psy einsehen  Seite  aus  betrachtet,  als 
ein  Seelenreicli,  in  welchem  sich  auf  der  Basis  der  Monade  Kol- 
lektivseele  über  Kollektivsecle  erhebt,  bis  in  der  uneiulliclien 
Weltseele  Alles  zussmmenläufty  was  im  Universum  empfiiaden 
wird. 

Sehen  wir  von  dem  ästhetischen  Werth  des  im  Vorstehenden 

citirten  Thcils  der  einleitenden  Grundbegriffe  Postas  ab,  so  müssen 
wir  gestehen,  dass  uns  der  in  ilun  gegebene  Ideeninhalt  wenig 
geeignet  cr?;cheint  den  Ausgangspunkt  eines  Systems  zu  biMen. 
dem  reale  üaiva  zum  vorstechenden  Oharakterzuge  werden  saU. 
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Wir  kdunen  mis  bei  aller  bereitivilligeii  Disposition  zum  Nach- 
denken des  GefÜlds  nicht  erwehren,  dass  in  dem  anfwandyoU 
Gresagten  zumeist  nichts  anderes  enthalten  ist,  als  die  Umsetzung 

eines  Komplexes  mystiscli  verbundener  Vorstellungen  aus  der 
Fl  IUI  des  Bildes  oder  der  luibewiesenen  Behauptung  in  cUe 
eines  schcmbar  rationellen  Systems.  Ich  stimme  in  diesem  Punkte 
volUtäudig  mit  der  der  Sachlage  treffend  angepassten  Bemerkung 
Schuppe's  übmin,  der  auch  in  den  allgemeinen  Ghrundgedanken 
der  Bausteine  nicht  eine  wirklich  aUum&ssende  philosophische 
Grundanffiissung  der  Welt  und  des  Lebens  erblickt,  sondern  „ein- 
fache Mittheilungen,  in  denen  nicht  die  Spur  einer  erkenntniss- 
theoretischen Prüfung  und  Analyse  der  verwendeten  Begriffe^  zu 
entdecken  sei. 

Auf  das  sociale  Leben  übergehend,  findet  Post  natürlich  auch 
in  dessen  Elementen  die  morphologtBchen  Grundzüge^  welche  durch 
das  ganze  Weltall  gehen  auf  das  Deutlichste  ausgeprägt  Die 
EniährungsgeseUschaften^  die  Fortpflanzungsgemeinschaften,  die 

Völkerschaften  der  Thiere,  die  Geschlechter,  Stamme,  Völker  der 
Menschen  mit  allen  \ün  ihnen  erzeup^en  socialmorphologischen 
Bildungen  zeigen  überall  den  gleichen  Aufbau,  wie  die  sonstij:^en 
kosmischen  Individuen.  Die  £lementarorganismen,  auf  welche  die 
socialen  Verbände  sich  gründen,  sind  die  biologischen  Indi- 
▼idnen.  Mehrheiten  derselben  sehen  wir  im  Völkerleben  organisch 
vereinigt  zu  kosmischen  TheÜBjstemen  höherer  Ordnung  und  über 
diesen  socialen  Verbfinden  niederer  Ordnung  stehen  wieder  solche 
höherer  Ordnung,  ganz  nach  dem  8triikUii^cliema  der  GUederuug 
des  Weltalls  im  Uebrifren  (S.  7).  Klingt  schon  hier  die  Bemer- 
kung Tjganz  nach  dem  Strukturschema*^  doch  etwas  idlzu  zuver- 
sichtlich und  befremdend  innerhalb  eines  rein  empirisch  fundirten 
Systems,  so  wächst  unser  Bedenken  gegen  den  ausgedehnten 
Gebrauch  unverarbeiteter  Begriffe  um  ein  Betrfiehtlichefl,  wenn 
uns  gerade  an  entscheidenden  Stellen,  an  Punkten,  wo  das  Ohr 
djis  lösende  Wort  zu  empfangen  hofft,  allgemeine  Formeln  entgegen- 
tünen,  deren  leichter  Fluss  und  konventionelle  Glätte  über  den 
Mangel  üuer  inneren  Fuudirung  nicht  innwig  zu  helfen  im  ötande 
sind.  So  wenn  Verfasser  von  dem  ^allgemeinen  physiologischen 
Qesetse^  spricht  „welches  überall  im  Kosmos  zu  Tage  tritt^ 

")  Die  MetbcHlen  der  UecbtspbUosopbie.  Zeitschritt  f.  vergl  Kechts- 
wissenacbaft,  Y.  Bd.,  S.  2^1. 
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—  welches?  —  und  das  auch  im  socialen  Leben  auf  Schhtt  und 
Tritt  seinen  Auadruck  finden  soll.  Oder  wenn  in  S&tzen  toU 
orakehider  Unbestimmtheit  dasselbe  Glicht  Immer  wieder  ver- 
werthet  wird,  so  yoraussetzungslos,  als  ob  sidi  der  YerfiisBer 

der  Leitgedanken  bereits  längst  der  Mühe  unterzogen  liätte,  die 
„Enucleatio"  der  von  8,'itz  zu  Satz  fortrollenden  harten  Nuss 
selbst  einmal  vorzuneiiuion.  Als  typisch  mögen  Stellen  wie  die 
nachstehenden")  dienen,  die  für  das  Verständnis«  des  Post'- 
scheu  Systems  gerade  yon  höchster  Wichtigkeit  wSrai: 

„Jeder  Vorstoss  eines  biologischen  Individuums  gegen  die 
Ordnung  eines  socialen  Verbandes,  in  welchem  es  lebt,  jedes  Vor- 
drängen seiner  hiologischen  Individualität  über  die  ihm  durch  die 
sociale  Ordnung  gesteckte  Grenze  hat  zur  nothwendigen  Conse- 
quonz  einen  Ausgleichsact,  einen  Gegenstoss,  durch  welchen  das 
Indiridaum  so  weit  hinter  die  ihm  gesteckte  Grenze  »irfick. 
geworfen  wird,  als  es  dieselbe  überschritten  hat,  und  eboiso  hat 
jedes  Vordr&igen  emes  socialen  Verbandes  über  die  ihn  durch 
die  Ordnung  höherer  Verbände  gesteckte  Grenze  einen  Rückstoss 
zur  Folge.  Erfolgt  ein  solcher  Ausgleichsact  nicht,  so  kann 
bei  eiuer  erhehhclicu  Grenziiberschreitung  die  Existenz  des  ganzen 
socialen  Verbandes  in  Gefahr  gerathen  und  sich  ein  neuer  Gleich- 
gewichtszustand bilden  

Die  mechanische  Störung,  welche  einem  mechanischen  Ava- 
gldchsacte  zustrebt,  in  welchem  der  gestörte  Gleichgewichte- 
zustand  eines  socialen  Verbandes  wieder  hergestellt  wird,  liiiJs^t 
ihr  psychisches  Gegonbild  im  Affecte  der  Entrüstung  und  der 
Hacliebogehrung,  welche  in  der  Seele  des  biologischen  Lidindunins 
auftritt,  wenn  ein  Unrecht  begangen  d.  i.  die  sociale  Ordomig 
gestdrt  wird.  Der  Affekt  der  Furcht,  welcher  nch  einer  rechts- 
widrigen Neigung  eines  biologischen  Individun»  entgegenstellt, 
entspringt  dem  Gesammtieben  eines  socialen  Verbandes,  welches 
einer  Störung  des  Gleichge^^  i(  lits/iKtandes  sich  widersetj^t.  Der 
Attekt  der  Keuo  und  die  Sühnebegeiuung,  welche  auf  eiue  Misse- 
tbat  folgt,  correspondiren  der  mechanischen  Stöi-ung,  welche  dem 
mechanischen  Ausgleichungsakt  zustrebt.  Mit  der  Bachethat  oder 
dem  SUhneakt  tritt  in  der  Seele  des  biologischen  IndiriduiuDS 
ein  GkfiihI  der  Beruhigung  ein,  welches  der  Wiederherstdluiig 
des  suüuden  Gleichgewichtszustandes  correspuadirt".  — 

s.  t.  0.  S  7  und  fg. 
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Was  bedeuten  nun  aber,  so  müssen  wir  doch  dem  gegenüber 
fragen:  Yorstoss,  Gegenstoss,  gesteckte  Ghrenze  des  socialen  Yer- 
bondes,  Gleicbgewicht  und  all  die  Begehungen  und  Bezeichnungen, 
die  wie  unmittelbar  aus  derPrägestätie  rein  empirischer  Erkenntniss, 

naturwissenscluLlLlicher  Forschung  kommend  sicli  oinfülu-en?  Was 
gewähren  sio  nncleres,  als  die  von  jeder  empiiisclien  Contrule  los- 
gelöste Dehnbarkeit  logischer  Kategorien,  eine  mächtige  und  klang- 
volle Keihe  von  S}iionymen,  welche  aber  weder  dem  Unterlaufen 
▼onBegiifimrwechslungen,  noch  dem  fidschen  Gebrauche  technischer 
AusdrQdEe  vorzubeugen  vermögen^  und  bestenfalls  nur  Lieblings- 
hypothesen sind,  deren  dialektische  Beweiskraft  nur  in  dem  Willen 
ihres  Autors  eine  Schranke  findet.  Für  jeden  anderen  sind  sie 
im  Wesentüchen  nur  die  leichte  Hülle  für  einen  ganz  nach  Be- 
lieben wechselnden  Inhalt,  in  keinem  Falle  aber  bieten  sie  den 
arcbnnedischen  Punkt  dar,  um  allec  bisherigen  rechtsphilosophischen 
Arbeit  gegenüber  6bb  » , .  %td  ip  xtvijao  des  Autors  wahrschein- 
lich zu  machen.  Sie  erinnern  an  die  treffende  Bemerkung 
Bastian's  dass  derartige  Aufsti  Ilmigen  volHi^  al)gel()st  neben 
der  Arbeitsthiitigkeit  der  Wissenseliaft  herlaufen  küniieii,  sie  lassen 
siel]  stets  auf  momentanen  Wink,  wenn  und  wie  oft  man  ihrer 
bedarf,  herbeirufen,  um  jedesmal  einem  abgeschlossenen  System- 
ganzen  ihr  bestätigendes  Siegel  aufisudrücken. 

So  kommt  es  denn,  dass  wir,  der  Scheinlosnng  abhold,  von 
diesem  Theile  der  allgemeinen  Grundlagen  unhereichert  und  un- 
hel'nedigt  entlassen  werden.  Der  Verfasser  mag  iiocli  su  iiher- 
seugungstreu  glauben,  uns  hier  die  letzten  Fundameute  für  die  Sitte 
und  das  rechtliche  Bewusstsein  der  Menschheit  gegeben  zu  haben, 
er  mag  noch  so  emdringlich  und  kraftvoU  ausrufen:  „Der  mor- 
phologische Aufbau  des  Kosmos,  die  physiologische  Spannung 
aller  kosmischen  Individuen  gegeneinander,  welche  auch  im  Ver- 
hältniss  der  Menschen  zu  den  socialen  Verbünden  zum  Ausdruck 
gelangen,  sind  es,  auf  denen  Recht  und  Pflicht,  Missethat  und 
Rachsucht,  Egoismus  und  Sittlichkeit  beruhen  ^•*),  —  wir  können 
uns  nicht  freimachen  von  der  Empfindung,  dass  dieses  Substitutions- 
▼erfohren,  das  ein  ignotius  für  ein  ignotum  setzt,  den  quälen- 
den Grundproblemen  nicht  zu  leichterer  Lösbarkeit  verhilft,  j:i  dass 


Bastian,  Das  Bestündige  in  den  Menschenrassen»  S.  X* 
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die  häufig  nur  in  einer  Namensänderung  des  membrum  de- 
finiens  liegende  „Klarstellung*^  oft  eine  TerzweifeLte  Aehnlicbkeit 
mit  jenem  bekannten  anderen  Versuche  aufweist^  —  die  übergnMse 
Armnth  in  der  Menschheit  aus  der  „allgemeinen  pamrretd^  sit 

erklären.  — 

Auf  den  einzelnen  Menschen  und  auf  die  Analyse  stiiiei 
biologischen  Triebe  übergehend,  wird  Post  allmählich  concreter 
und  ungezwungener  in  der  Gedaiücenflihrung.  Der  Mensch  als 
biologisches  Individuum  theilt  zunächst  mit  allen  Übrigen  bio- 
logischen Lidmduen  die  Eigenthümlidikeit;  dass  er  zu  seiner 
Selbsterhaltnng  auf  die  Ernährung  seines  Körpers  angewiesen 
ist,  auf  eine  stetige  Aul  nähme  }>liaiizlicher  und  thierischer  Stoffe, 
um  demselben  cüejenigeu  Bestaiultheile  wieder  zuzuführen,  welche 
ihm  durch  den  immerwährend  in  ihm  wirkenden  Stoffwechsel 
Tcrloren  gehen,  fir  theilt  femer  mit  den  übrigen  telluriach- 
organischen  Rassen  den  Trieb  der  Fort|ifianzung.  Die  menscb- 
liche  Basse  bildet,  wie  jede  organische  Basse  unseres  Planeten 
als  Ganzes  einen  biologischen  Organismus,  welcher  sich  durch 
fortwäluende  Keuti/eugun*:^  und  Ausscheiilung  von  liulividuen  in 
stetiger  Frische  erhält  und  nur  im  grossen  Rahmen  der  Eut- 
Wicklungsgeschichte  unseres  Planeten  dem  Weltgesetz  des  Werdens 
und  Vergehens  unterworfen  ist. 

Die  Emährungsbedürftigkeit  der  einzelnen  Menschen  steigert 
das  SpannungsyerhSltniss,  in  welchem  dieselben  in  den  sodsleo 
Verbänden  stehen,  ganz  bedeutend.  Die  Folge  ist,  dass  eine 
fortwährende  Konkurrenz  der  Menschen  um  die  wirthschallliclieii 
Güter  stattfindet,  die,  soweit  eine  Mehrheit  von  Menschen  uiclit 
durch  eine  sociale  Ordnung  verbunden  ist,  in  der  Form  roher 
Gewalt  aufitritt,  während  sie  in  den  socialen  Verbänden  durch 
eine  Verk^ussitte  geregelt  erscheint,  und  zu  einem  besonderen 
socialen  Lebensgebiete,  dem  Gebiete  der  Wirthschaft,  sich  ent- 
wickelt. In  diesem  Gebiete  sehen  wir  einerseits  die  Menschen 
als  bioiügisciie  Individuen  gegeneinander  gestellt,  und  den  bio- 
logischen Trieben  der  übrigen  Menschen  im  Interesse  der  eigeaeo 
biologischen  Neigungen  entgegenwirken,  anderseits  Ton  einer  socialen 
Ordnung  bdierrscht,  welche  das  individuelle  Streben  den 
höheren  Zwecken  emes  socialen  Verbandes  dienstbar  macht,  und 
es  von  der  individuell-biologischen  Richtung  ablenkt.  80  findet 
denn  ün  Gebiete  der  Wirthschaft  nicht  bloss  ein  Kampf  der 
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emzelnen  Menschen  gegeneinander  statt,  sondern  auch  ein  Zn- 
8 ammen wirken  flcr^elben  zu  gemeinsamem  Nutzen. 

Das  Recht  als  Zweiggebiet  der  Sitte  im  weiteren  Sinne  hat 
seme  Basis  in  der  morphologichen  Strnktor  der  socialen  Verbände 
und  in  dem  Spaniran(>«iT6rbfiltniB8ey  in  wdcbem  die  einz^en 
Meuichtn  zu  einandti  in  den  socialen  Vorbänden,  und  die  niederen 
Focialon  Verl)äii(lo  zu  einander  in  den  liöheren  stehen.  Es  ist 
die  Ordnung  eines  socialen  Organisationskreises^  nach  welcher  sich 
die  einzdnen  Individuen  und  die  einzelnen  socialen  Verbände, 
ans  denen  derselbe  sich  zusammensetzt,  im  Gleichgewicht  halten. 
So  erblickt  Post  daher  im  Rechte  nicht  etwas  spezifisch 
Menschliches  oder  Tellnrtsch-OrganischeSy  sondern 
lediglich  die  durch  die  biologische  Natur  der  Menschen 
und  die  Eii^en.irt  der  socialen  Organisation  qnalifizirte 
Erscheinungsform  eines  Gesetzes^  welches  auch  den 
ganzen  übrigen  Kosmos  beherrscht*^). 

So  wird  ihm  das  Recht  zur  allgemeinen  Weltidee,  welche  in 
der  Menschheit  nur  eine  individuelle  und  durch  die  Vernunft 
qualifiznrte  Erscheinung  gewonnen  hat.  Charakteristisch  ist  aber 
dabei,  dass  Post  dem  Rechtsbevmsstsein  des  Einzelnen  nur  ge- 
ringliigige  l^edeutung  beimisst.  während  er  doch  in  diesem  srerade 
den  Urquell  alles  Kechts  erljlicken  müsste.  —  Er  sagt  mit  Recht, 
dass  es  nicht  bloss  die  treibende  Kraft  un  praktischen  Rechts- 
leben ist,  sondern  auch  der  Faktor,  welcher  das  bestehende  Recht 
stets  weiter  bildet.  Aus  den  Köpfen  der  einzelnen  Individuen, 
aus  denen  sich  die  Völker  der  Erde  zusammensetzen^  werden  die 
Rechtsanschauungen  herausgeboren,  welche  in  einer  konmu  iulen 
Periode  den  Charakter  gowolmlifitsrechthcher  und  gesetzlicher 
Normen  annehmeUf  und  am  letzten  Ende  seien  alle  positiven 
Rechte  nichts  als  ein  durch  unzählige  Generationen  anfgesj^ei- 
cherter,  durch  unzählige  scharfsinnige  Köpfe  gesichteter  Nieder- 
schlag individueller  Rechtsanschauung.  Und  dennoch  soll  „das 
Rechtsbewusstsein  des  einzelnen  Menschen  fQr  sich  nur  eine  ge- 
ringe Bedcuiuiig*^  haben?  Weil  y,sich  in  ihm  nur  ein  ganz 
geringer  Theil  der  Rechtsaiischauuugen  absi>iegelt,  w<  l<  ho  in  einem 
jeweiligen  sozialen  Organisationskreisc  lebendig  sind",  und  weil 
„die  Rechtsanschaunngen,  welche  in  einem  socialen  Organisations- 
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kreise  lebendig  sind,  einem  steten  Wandel  unterworfen"  seien? 
(S.  21).  Die  Motivining  ist  hin&lliger  als  die  These  selbst,  die 
m.  E.  einen  breiten  Biss  In  den  empirischen  Ghrundplan  des  Systems 
bringt.   Die  Betrachtung,  die  vom  Einzelnen  ausgeht  und  das 

Ganze  aus  den  konstitutiven  Bestand tiicüen  erklären  will,  imtii- 
nimmt  nun  selbst  den  von  ilir  so  oft  gerii^en  Todtenspruiig  iiis 
Metaphysische.  Um  nur  mit  den  ^ überlebten^  rechtsphilosophi- 
schen  S|ystemen  die  Basis  des  individuellen  Bechtsbewosstseii» 
nicht  theüen  zn  müsseni  wird  nun  nicht  diesem  jeweilig  wech- 
selnden BechtsgeiÜhle  die  nach  aussen  gestaltende  KnSt  mer- 
kaimt,  sondern  dem  socialen  Faktor  „der  KoUektivsecle  des  so- 
cialen Verbandes",  welche  sol<  lu  rgestalt  und  in  ihrer  weitem 
Wirksamkeit  viele  literargeschiciitüch  verwandtschaftliche  Züge 
mit  BoussEAu's  volont^e  generale  kaum  verleugnen  kann.  Hier 
liegt  offenbar  einer  der  wunden  Punkte  des  ^stems,  das  hier 
mit  seinen  PrSmissen  in  Widerspruch  gcräth ;  an  dieser  wichtigen 
Stelle  berühren  sich  Vordersatz  und  Schluss  nicht  ergänzend 
sondern  aufhebend,  zerstörend,  wie  in  jenem  berühmten  Schlangen- 
symbol,  wo  der  Kopf  den  Schwanz  verzehrt. 

Immerhin  hält  sich  jedoch  Post  von  dem  Fehler  fem,  in 
den  andere  Forscher  der  Bichtung  leicht  TerfoUen,  indem  sie  das 
Abstraktum  Mensch  in  schlecht  verdeckter  Spurenfolge  hinter  des 
Wortführern  der  Naturrechtsschule  bald  zu  hoch  bald  eu  niedrig 
stellen,  ilu  läologisches  Individuum  hält  bald  mit  der  Eiü[i!ind- 
li(  hkcil  dci  Maj^uetnadel  in  uiiijesflnv achter  Energie  und  allen 
Ablenkungen  zum  Trotz  die  Poirichtung  der  ^sozialen  Ordnung' 
ein,  bemüht  jede  Störung  ihres  Gleichgewichtszustandes  durch 
repulaives  Verhalten  wieder  au&nheben;  —  bald  dämmert  jenem 
Individuum  kaum  ein  Schein  von  der  Fflichtensumme,  die  ihm 
seine  Stellimg  innerhalb  des  Gemeinschaftslebens  auferlegt.  Bs 
ist  leicht  einzusehen,  dass  das  abwechselnd  aiü"  diese  Endpunkie, 
nie  innerhalb  der  Eutwicklungsreihe  gestellte  Indinduuni  nur  ent- 
weder der  im  Anbhck  der  Weltseele  der  irdischen  Dunstsphäre 
entrückte  Weltweise  sein  kann,  der  von  der  Höhe  seines  Stsad- 
Punktes  aus  sich  allezeit  des  Linienlaufes  der  soEuden  Ordnung 
wohl  bewusst  ist,  —  oder  ein  Gebilde,  das  seiner  morphologischen 
Strcdvtur  nach  auf  dem  ganz  gleichen  Niveau  mit  den  niedrigsten 
(xliedeni  tler  nieclianisch-psychischen  Theilaysteme  stehen  kann. 
In  diesem  letzteren  Falle  wirkt  die  sociale  Ordnung  in  ihren 
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KiaftSnfiserungen  genau  so  unentwindbar  und  unentiinnbar  auf 
dasselbe  ebi  wie  das  Gesetz  der  Schwere  auf  den  loUenden  Stein 
und  wie  das  Prinzip  der  Kommnmkation  anf  die  Ausgleichung 
der  Flüssigkeitsoberfläche. 

Nun  ist  aber,  und  das  zu  sagen  \\nd  luer  zur  iioth wendigen 
Banalität;  der  Mensch,  mit  dem  sich  die  Keclits Wissenschaft  zu 
beschäftigen  den  Beruf  hat;  weder  das  im  »Sonnenlicht  ungetrübter 
Eripenntnias  lejbende  Idealweeen,  nodi  auch  ein  willenlos  und 
thatenlos  dem  Walten  einer  praestabilisirten  soeialen  Ordnung 
blind  nnterstettter  Elementarorgamsmus  unseres  planetaren  Theil* 
Systems.  Ohne  feste  und  vor  allem  ohne  eine  in  die  Inoitoii 
Theile  des  Verbandvolkes  dringende  Vorstelhmg  von  den  dauern- 
den Bedingungen  ouies  gesellschaftüchen  Bestand  Verhältnisses, 
treten  die  biologischen  Individuen  eben  vor  Allem  kräftig  wollend, 
mit  der  Blindheit  des  Selbstgefühls  in  das  Leben  und  in  die 
Geschichte  ein. 

Dieser  Gesichtspunkt  tritt  uns  bei  Pobt's  psychologischen 
und  sociologisehcu  Untersuchungen  allzuseln-  in  den  Hintergrund 
zu  Gunsten  der  aus  Statik  und  DyiiHnnk  weithergeholten  Gleicli- 
nisse.  Bei  ihm  spielt  der  im  Verbandsverhältniss  nie  erreichte 
Gleichgewichtszustand  eine  Rolle,  wie  etwa  die  Medianlinie  im 
Systeme  des  Boridantschen  Indeterminismus.  Dabei  ist  auch  gar 
nicht  abzusehen,  wie  jenes  Gleichgewicht  entstanden  sem  soU  und 
zwischen  welchen  Faktoren.  Gttm  abgesehen  davon  ^  dass  die 
Annahme  dieses  sociologischen  Gleichgewichtszustandes  neben  der 
von  Post  gleiclizeitig  vorgenommenen  Ableitung  des  Rechts  aii^; 
den  primären  Ordnungsstürungen  sich  offensichtiicii  so  auiiiclicnd 
zu  einander  verhalten,  wie  RoussEAü's  Idealbild  der  friedseligen 
Urmenschheit  und  das  Gegenbild  Hobbes'  mit  dem  schematischen 
bellum  omnium  contra  omnes.  — 

Wie  entsteht  aber  nun  gar  erst  die  Abweichung,  die  Grenz- 
überscln-eitung  über  die  von  der  socialen  Ordnung  gesteckte  Linie? 
—  Dui'ch  das  „Spannungsverliültniss^  ?  Das  erkliirt  wenig,  weil 
die  kurze  Antwort  selbst  erst  der  Erklärung  bedüi-fle,  denn  sie 
stellt  an  mich  die  Forderung,  Gleichgewicht  und  Nichtgleichgewicht 
als  Eins  gesetsst  zu  denken,  d.  h.  sie  legt  mir  eine  schon  nach 
dem  ewigen  Gesetz  der  Identität,  der  Selbstbejahnng  unvollzieb- 
bare  Vorstellung  auf.  Die  bisherige  Lehre  wird  daher  den  Forde- 
rungen des  empirischen  Phänoraenahsmus  weit  mehr  gerecht,  wenn 
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sie  nicht  von  einem  vagen  Allgemeinen  ansgelity  in  dessen  ab- 
straktem Leben  das  wirklicbe  des  einzelnen  Menschen  ver- 
schwindet, sondern  von  der  für  den  Rechtsbildungsprosess  einog 

ergiebigen  realen  Erkenntniss,  (la.N.N  die  Gesellscliaft  ein  Verein  von 
Intlividnen  ist.  Wenn  es  eine  Gresellschaft  gibt,  so  bestellt  sie  iu 
den  Einzelnen  und  durch  die  Einzcliioii.  Wonn  es  eine  Menschheit 
gibt,  so  ist  diese  der  naturbistonsche  Begriff  der  Gattoogi  weicher 
erst  durch  die  Gesammtheit  der  unter  ihn  Mlenden  Individoen 
Realität  erhSlt.  Immer  sind  es  aber  die  Einselnen,  welche  dnrch 
ihre  Natur,  ihr  erst  allmählich  sich  entwickehides  Beisammensein, 
ihren  A^erkelir  und  ihre  Eiiiwirkim^  auf  einander,  die  Geaamintheit 
erst  bilden.  Die  Menschheit  als  eine  von  der  Idee  der  socialen 
Ordnung  erfüllte  etliische  Existenz,  —  als  Verein  freier  bewusster 
Wesen,  welche  eine  solidarische  Entwicklungsrelhe  bilden,  ist 
nicht  der  Anfang,  sondern  das  Ende  der  Geschichte. 
Das  vom  Gedanken  der  socialen  Ordnung  gehaltene  Gleichge- 
wicht, ist  also  der  Zielpunkt,  nicht  der  Ausgangspunkt  unserer 
Kechtseiit  Wicklung. 

Denn  bei  jeder  fictionsfreien  Vertiefung  in  die  Wirkliclikoit 
der  Lebensphänomene  gewmnen  wir  immer  die  Einsicht,  dass  sidi 
das  Rechtsleben  von  seinem  Ursprung  ab  nicht  in  gleichen  Ah- 
fltftndcn  oscillirend  sswisohen  den  Regungen  des  IndividnaüsniQs 
und  den  Forderungen  der  socialen  (Temeinschaft  t^'enau  niittni 
durch  hewec^t  lialx-.  Wir  wissen,  dass  t  s  mit  Naturiiuthwendigkeit 
in  seinem  frühesten  Phasen  durch  die,  niedrigeren  Oulturstufen 
vorzugsweise  eigenthümliche  Befriedigung  streng  egoistischer  Im- 
pulse charakterisirt  und  somit  in  die  Richtung  einer  fiberwiegendeo 
BerScksichtigung  der  individualistischen  Forderungen  gedrSagt 
worden  ist  "^).  Während  der  Einzelne  also  selbstthätig  zuerst 
instinktiv  und  bald  mit  volK  in  Bewusstsein  sich  in  die  Richtung 
des  Individualismus  begibt,  an  dessen  systematischer  Entwicklung 
schrittweise  mitwirkt,  und  mit  der  Kraft  des  Beharrungsvermögens 
in  der  eingeschlagenen  Richtung  verbleibt,  —  stehen  der  Pflege 
der  s  0 c ial en  Gemeinschaftsinteressen  nicht  gleich  intensiv  wirkende  , 
Triebkräfte  aur  Seite.  Von  allen  Anfängen  an  zur  Begründung 
und  Ausgestaltung  il(^r  Einrichtungen  gehend,  welche  aul"  die  \ 
Sichcruug  und  VcrvoUkumuiuuQg  seines  Einzcldaseius  abzielen,  | 


**)  S.  biem  Wcrnnr,  Methodenlehre.  Logik,  II.  Bd.  8. 609. 
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geht  das  IndiTidaiim  erat  nach  dner  ademlich  spät  emtreteDden 
Schfiifung  des  ethiBchen  UnterscheidaiigSTeniiögeiui  an  die  Ent- 
wicklung der  Bedingungen  mr  Erhebnng  und  Yollendiing  des 

menschlichen  G emein dasei ns.  Sind  einmal  die  untersten  Rudi- 
mente dos  gesellschalt  laben  Verbandes  gege])en,  dann  Itidt-n  loi-t- 
au  die  individualistischen  Rogimgen  weitaus  weniger,  als  die 
socialen  unter  dem  Widerstände  der  ablenkenden  Motive,  welche 
▼on  der  eingeschlagenen  einseitigett  Hichtnng  wieder  sur  ent- 
gegengesetsten  Bewegong  fuhren  BoUen.  Die  Folge  ist  eine 
naturgemSss  überwiegende  EntwicMting  des  individualistischen 
Rechtsgebietes,  seiner  Bf^TitlV'  und  Institute.  Für  sich  selbst 
aus  sich  selbst  thiitig,  muss  der  Einzelne  durch  mechanische  äussere 
Mittel  oder  durch  che  ideale  Zugkraft  höherer  allgemein  giltiger 
Ideen  und  Walirheiten  in  die  Bichtang  des  assimilirenden  Gemein- 
schaftssinns gebiBcht  werden«  — 

Fehlt  uns  dieser  reale  Zog  in  dem  Bilde,  das  uns  Post  von 
dem  Bechisbfldungsprogsesse  im  Allgeineinen  gibt^  so  ist  dagegen 
sehr  zutreffend,  was  der  VerfasBcr  im  Ansclduss  an  seine  Aus- 
fuhrungen über  das  Kechtsbewusstsein  über  die  Hausordnung 
der  Familie  sagt*').  Mit  Recht  hebt  er  den  hohen  Werth  ihrer 
stillen,  aber  tief  wirkenden  Propädeutik  hervor  im  System  der 
rechtlichen  Erziehung  des  Individuums.  Sie  schafft  die  ersten 
Keime  des  Bechtsbewusstseins;  in  der  durch  die  Geburt 
unabänderlich  geschaffenen  hierarchischen  Gliederung 
der  Fainilie  lernt  das  Kind  zunächst  die  Unterordnung 
unter  eine  höhere  Autorität;  seine  biolügischen  Neigungen 
werden  durch  die  elterhche  Zucht  zu  Gunsten  des  sociologischeu 
Verbandes  beschränkt,  in  welchem  es  aufwächst. 

Die  ans  der  Falle  der  kleinen  Ereignisse  des  Hanses  ge- 
wonnenen Bechtsanschauungen  erweitem  und  vermehren  sich  in 
den  wachsenden  Kreisen  des  Gemeinde,  •  Stammes,  -  Staatslebens. 
Eliminirt  man  die  entschieden  schleierhaften  Ausfüliriingen  über 
das  Emströnieu  der  Volkssecic  in  die  Seele  de^  Einzehieu  (S.  24),  — 
eine  Annahme,  zu  der  zu  greifen  eine  eigenthche  Nöthigung  nicht 
vorhegt,  da  die  wirthschaiüich  und  kulturell  verschiedene  Lage 
der  das  Individuum  umgebenden  Familienhausordnung  von  selbst 
und  auf  durchaus  klare  Weise  die  in  den  verschiedenen  socialen 
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Schichten  vanirende  und  differirende  Mdong  des  individaellen 
BechtsbewusstseinB  mit  sich  bringt,  —  8o  kann  dieser  Theil  des 

PosT'sclien  Baches  den  besten  Ausfiihningen  über  die  anthro- 
pulonrischcn  G-nindlageii  rles  Rechts  zur  Seite  gestellt  worden. 
Der  Hauptvcrtrcter  der  ethnologischen  Methode  versteht  es  hier 
in  seltenem  Maasse  alle  Fäden  seines  Systems  gleichzeitig  in 
Händen  zn  behalten.  Nicht  so  an  anderen  Stellen,  wo  ein  tiefersB 
Eindringen  in  den  Geeist  der  Arbeit  leicht  Nachzü|^er  aa  dsa 
Tag  fördert,  die  alles  Yorhergesagte  wieder  anfisnheben  trachten; 
nm-  müssen  sie  freilicli  unter  der  zuweilen  bestechenden  Diktion 
des  Werkes  sorf]^iltig  hervorgeliolt  werden.  So  namentlicli  in 
den  Abschnitten  über  Rechtsbrüche  und  Ausgleichsakte  und  in 
dem  an  „die  Tücke  des  Objekts''  erinnernden  Oapitel  über  die 
Sntwicklnngsgeschichte  des  Verschuldens.  —  Mit  diesen  ESn- 
schrankongen  lassen  wur  die  prindfnellen  Ansfährungen  Post'« 
anf  uns  einwirken,  seine  Bilder  aus  der  Entwicklungsgeschichte 
des  Rechts,  wie  seine  stellenweise  überaus  treffenden  Angaben 
über  den  zwischen  Sitte  und  Recht  allmählich  sich  vollziehenden 
Prozess  der  Dill'orenzirung.  Wälirend  er  aber  ^Niederholt  im 
ältesten  Recht  ohne  Begel,  ohne  PfozesSi  ohne  Uriheil  das  so 
Ghinsten  der  Erhaltung  des  socialen  Gieicfagewichtes  eingreUbide 
Walten  nnd  Wirken  des  „tlnbewnssten**  betont,  gesteht  er  andi 
gleichzeitig  ein,  dass  es  schwer  sei,  sich  von  einem  derartigen 
Rechtsznstande  einen  Begriff  zu  machen,  wenn  man  m  unseren 
modernen  Rechtsanschauungen  hefzuigen  ist.  Die  Yermittluiig 
sucht  er  ans  dem  folgenden  Gedankengang  zn  gewinnen:  Wie 
es  im  Yölkerleben  liberall  noch  Beste  aller  EntwicUnngsstiifeii 
und  Rttckscbläge  auf  längst  vergangene  Zustände  gibt,  so  gibt 
es  auch  noch  iu  unserem  heutigen  Lehen  Reste  jenes  Urrcchts, 
und  Rückschläge  in  dasselbe,  und  diese  sind  am  geeignct6t«i, 
nns  ein  anschnuhches  Bild  desselben  zu  gewähren.   (Seite  39). 

Der  letztere  Gredanke,  der,  wenn  wir  so  sagen  düifen,  das 
Prinzip  der  Solidarität  der  menschlichen  Oultor  als  TorbewieseD 
annimmt      wird  fortan  zmn  Leitmoti?  des  PosT'schen  Werins» 

>•)  UebMsiastimmeiid  ndt  DABomi  (a.  a.  0.  &  4)  dessen  Ut&tmg  uA 
das  Hanptergebnin  der  TOlUrknndo  dla  Erkcmitnln  der  pbjsiologisciMn 
psychologischen  Einheit  des  UenscheDgesehlachtes  sei  »und  die  daianf  fuieBie 
Üebenengang:  —  der  Zuatand  der  noch  jetzt  lebenden  Wilden  spiegele  des 
längst  vergangenen  nnd  vergessenen  Unosiand  der  Cnltorvlilker  trat»  vhhi 
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dessen  allgemeinen  prinzipiellen  Theil  wir  im  Vorstehendem  ge- 
nügend umständlich  vorgeführt  haben,  um  uns  fortan  im  Gebiete 
des  Speadellen  auf  eine  tJebersicfat  der  Yom  Veifasser  betretenen 
Gebiete  beschränken  und  daran  ein  retrospectiYes  Gesammturtheil 

des  Gebotenen  knüpfen  zu  können.  Ausgehend  von  dem  em- 
pirischen Materiale  der  vergleichoiiden  Ethnologie  führt  uns  Ver- 
fasser von  dem  Wesen  und  der  Geschichte  der  auf  der  Generations- 
folge  beruhenden  G^chlechtenrer&ssung  zu  den  höheren  socialen 
Verbänden,  m  den  zusammengesetzten  sodahnorphologiBchen 
OrganisationBfonnen.  Nachdem  so  die  äusseren  Lüden  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnung  gegeben  sind,  untersucht  Verfasser  in 
einer  durchaus  Idaren  Systematik,  wie  sich  die  verscliie denen 
physischen  Triebe  und  psychischen  Impulse  des  Individuums  inner- 
halb der  Gemeinschaft  zu  festen  Gebilden  der  Sitte  imd  des 
Bacfats  umsetzen,  und  welche  socialen  und  ethnologischen  Momente 
auf  deren  Ausbildung  und  Umbildung  einzuwirken  geeignet  sind;  ' 
er  giebt  uns  auf  diesem  Wege  knappe  Leitgedanken  fÖr  die 
Entwicklungsgeschichte  der  Verwandtschaft,  der  SUmdcsuntcr- 
schiede,  der  staatlichen  Autontät  in  allen  Gebieten  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung,  in  klaren  Zügen,  wenn  auch  naturgemäss 
überall  die  angeregten  Funkte  nur  encyclopädisch  streifend. 


auch  nur  in  dtn  Hauptzügen  wieder."  Mit  llecht  ist  aber  tlieser  vollkliiigciulou 
Hypoth«?e  gegenüber  von  Im  likundigcr  naturwibücnschaftlich  geschulter  Soito 
erinnert  worden,  dass  man  reibst  bei  Annahme  der  Einheit  des  Meuschen- 
^e«clilcchtes  darum  doch  aus  dem  Zustande  der  hcuti^'cu  Wildau  einen  Schluss 
auf  die  Praehistorie  der  Kulturvölker  zu  ziehen  nieht  vermag.  Man  kann  un- 
möglich ganz  die  Fragen  Qbersehen,  welche  zwischen  beiden  Thatsachen  krdaen, 
nnd  die  wir  bei  reiflicbor  PrQfung  erheben  mOsflen:  Sind  die  sogenannten 
Wilden  rnhig  stehen  geblieben  Mit  der  Zelt,  welche  die  CnltnrrÖlker  bmchten 
am  Bich  in  ihrer  heutigen  Höhe  ta  entwiekeln?  Und  sind  ihre  heatigen  Zu- 
atinde  irgend  nothwendig  mit  ihrer  geaammten  Caltniatellnng  Terknftpft,  oder 
nkht  vielmehr  historische  Entwickelongen  dnrch  welche  ein  Theil  der 
Keuschheit  gehen  konnte,  ohne  dass  ein  anderer  im  Geringsten  geswangon 
war,  denselben  Weg  m  machen?  —  (kvsLäXD  1884  S.  654.)  Damit  findet 
anch  die  Besoigniss  Kohleb*s  (Zeiischr.  f.  vergt  Beditswissenschaft  Bd.  IV, 
8. 277),  dass  hetllglieh  der  Sammlung  ethnologischer  Beobachtongen  periculnm 
in  moiA  sei  —  ihre  theilweiw  'Vnderl^gong.  ~  Beüftnfig  sei  hier  anch  noch 
bemerkt,  dass  wohl  nur  in  Folge  einer  geringen  Vertrautheit  mit  der  ein- 
s<  lilä^igen  naturwissenschaftlichen  Literatur  Gumplomticz  den  Gedanken  der 
Plniaiitat  der  Eutwickelungscentren  als  ,Poljgenismiis*  specieU  für  sich  in 
Anspmcb  nehmen  könnte,  (a.  a.  0.  8.  79.) 
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Ohne  emptindlichen  Hiatus  geht  Verfasser  sodann  auf  die 
Entwicklungsgeschiclite  des  individuellen  lieclitssubjektes  über  und 
zeigt  uns  die  Ausc^pstaltung  der  aus  dem  Geschlechtsunterschiede, 
Alter,  Geburt,  VerbandsaDgehörigkeit  des  ludividuums  flieseenden 
Rechtsemiichtungen,  und  die  Entivicklnngspliasen  der  Ehe  und 
des  Erbrechts  bei  einigen  Völkern  Terschiedener  Enituntafen. 

Besonders  in  diesen  und  den  Abschnitten,  welche  die  Kultur- 
l)himomene  der  wirthschaftUchen  Sitte  —  das  Vermögensrecht 
in  seiner  traditionellen  Auftheilung  in  Sachenrecht  und  Obli- 
gationenrecht  bebandeln,  gelingt  es  Post  noch  am  besten  sidi 
seinem  programmmfissigen  Ziele  zu  nähern:  die  Bechtssitten 
aller  Völker  der  Erde  als  die  Niederschläge  des  lebendigen 
BechtsbewuBstseins  der  Menschheit  zum  Ausgangspunkte  fUr  seine 
rechtswissenschafthche  Forschung  zu  machen,  um  auf  dieser  Basis 
alsdann  die  Frage  —  was  Recht  sei  —  zu  stellen.  Allein  der 
anfnierksame  Leser  des  Buches  ^ird  sich  doch  iomier  sagen 
müssen ;  dass  das  vom  Verfasser  aufgestapelte  umfassende  Roh- 
material kulturgeschichtlicher  Phänomene,  rechtlicher  Bräuche  nnd 
Einrichtungen  —  ob  dieselben  alle  im  Einzebien  auch  im  ToUen 
Umfiuige  verifizirt  werden  können^  oder  nicht,  mag  hier  Torerst 
gänzlich  ausser  Betracht  bleiben  —  doch  immerliin  nur  als  Vor- 
arbeiten zu  einer  Rechtsgeschiclite  gelten  können,  als  Skizzen  zu 
einem  liundgeniiilde  populärer  Anschauungen  und  Erscheinungen 
des  Soziallebens,  von  denen  aber,  wenigstens  innerhalb  dieses 
Werkes  und  seiner  Methodci  kein  Weg  zur  Beantwortung  jener 
Frage  nach  dem  Becht  oder  auch  nur  zur  prinzipiellen  Bestim» 
mung  der  Bechtsbegriffe,  zu  orientirenden  Rechtsgrnndsatzen 
fortfiihrt.  Freilich  hat  Post  anderseits  ein  gutes  Recht,  jiuf  die 
Einheit  seiner  wissenschaftlic!ieu  Arbeit  hinzuweisen  und  zu  f»>r- 
dem,  dass  seine  „Leitgedanken"  immer  nur  iii  sachlichem  Zu- 
sammenhange mit  den  übrigen  Schriften,  namentlich  aber  den 
,Baustdnen*  betrachtet  werden,  in  deren  Fortsetzungslinie  sie 
liegen  und  deren  Kenntniss  sie  bedingen.  Nur  so  wird  der  inner- 
halb des  systematischen  Versuches  wiederholt  hervortretende 
kursorische  Zug  verständlich  und  begriindet,  waiuin  Post  so 
häutii;  auf  die  Komlniiationsgahe  des  Lesers  zählt,  die  dem  stellen- 
weise nur  llüchtig  angedeuteten  Gedankengange  di(^  erforderhche 
Entwickelung  und  Eriränznng  gehen  muss.  So  bedürfen  insbe- 
sondere die  letzten  Strafirecht  und  Prozess  behandelnden  Fartieen 
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dos  Werkt  e  riin-r  fortlaufenden  Jvuiiinientiiung  aus  den  entspre- 
dieudeii  V  orstudicu  der  Bausteine,  wo  das  Iiier  reichlich  tiiessende 
Quellenmatenal  neben  mancher  kühnen  Aufstellung  doch  auch  zu 
plausiblen  Konstruktionen  und  zur  Verbindung  scheinbar  distanter 
Bechtsersdieinungen  verwerthet  worden  ist  Dagegen  zeigt  sich 
hier  mehr  als  in  anderen  Theilen  eine  aus  der  langjährigen  Ver- 
tiefuup  in  die  Einzelheiten  des  Stoffen  und  aus  der  vollen  Be- 
herrschung desselben  sich  ergebende  Gewandtheit  des  Verfassers 
in  der  Aufiindung  der  Punkte,  welche  sich  zur  Einfügung  der 
dem  systematischen  Aufbau  dienlichen  Klammem  als  beson- 
ders geeignet  erweisen.  Ueberaus  anregend  und  instruktiY  er- 
scheinen uns  aus  diesem  Gesichtswinkel  die  fast  ungezwungenen 
üebergänge  vom  Strafrecht  der  Geschlecliterverfassung  und  den 
Ausgleichsformen  für  Rechtsbrüche  zwischen  mehreren  friedens- 
genossenschaftlichen  Verbänden  zum  —  Kriegsrecht,  als  der  pri- 
mären Erscheinungsform  des  Völkerrechts.  Dabei  entspricht  es 
durchaus  der  Konsequenz  des  gewählten  Ausgangspunktes^  wenn 
Post  dem  kosmischen  Prinzipe:  Aufgehen  der  kleineren  Theil- 
systeme  in  immer  grösseren  —  auch  im  Leben  der  staatlichen 
Gebilde  Realität  gibt  durch  die  AViederaufnahme  der  Idee  des 
Weltstaatrs,  der  alten  WoLFF*schen  civitas  maxima.  Die 
Stellung  meint  Post,  welche  die  isolirten  Staaten  in  unseren 
Tagen  gegen  einander  einnehmen,  sei  genau  dieselbe,  wie  sie  die 
isolirten  Geschlechter  in  der  Urzeit  einander  gegenüber  einnahmen. 
nEs  haben  imendliche  Zeiten  dazu  gehört,  bis  die  ewigen  6e- 
schlcchterfehden  der  Ih-zeit  in  einer  staatHchon  Orduung  erloschen; 
aber  sie  sind  doch,  wenigstens  vielerwärls,  auf  der  Erde  erlosdien. 
Wir  haben  daher  begründete  Hoihiung,  auch  einmal  den  Krieg 
in  der  Welt  erlöschen  zu  sehen;  allerdings  erst  dann,  wenn  die 
isolirten  Staatswesen  unserer  Tage  sich  zu  einer  höheren  social- 
moiphologischen  Bildung  zusammenschliessen,  wenn  ein  Welt- 
stsatenbnnd  entsteht.  Dass  uns  von  einem  solchen  vielleicht  noch 
lange  Jahrhunderte  trennen,  mag  richtig  sein.  Der  sociahuorpho- 
logische  Entwicklungsprozess  der  menschlichen  Rasse  gibt  aber 
die  Bürgschaft  dafür,  dass  dieses  Endziel  in  der  That  einmal 
errdcht  werden  wird** 


")  A.  a.  0.  105  f^.  V^'l.  }not\i  die  verwiUklteii  Austührungen  Colajannis, 
ÖocialisDio  e  «ociologia  criminale  I,     207  fg. 


Digitized  by  Google 


—   564  - 


m.  Werfen  wir  rückschauend  dnen  Blick  auf  das  Granze, 
80  haben  wir  überall  den  Eindrack  eines  bedeutenden  geistigen 
Wirkens  empfangen,  das  mit  aller  Kraft  nach  neuen  Mittein  fär 

eine  grosse  Aufgabe  sucht.  Ein  starker  Zug,  der  von  der  Sdiablone 
ablenken  will,  geht  durch  das  Werk,  der  überzeugend  zu  wirken 
nicht  verfehlen  konnte,  wenn  die  Methode  des  Verfassers  nicht 
seines  Strebens  grösster  Feind  wäre.  Denn,  wenn  auch  zugegeben 
werden  muss,  daas  Post  seinen  Stoff  in  glinstiger  Weise  gegliedert 
und  vor  allem  die  übliche  Zerscfaneidung  des  Rechts  in  ein  privates 
und  ein  öffentliches  mit  gelungener  Systematik  yennieden  hat, 
so  deckt  doch  die  Prüfung  des  objektiven  Werthgehaltes  der  in  den 
monographischen  Kapitebi  behandelten  Hauptaufgaben  das  Fehler- 
hafte des  Bebandluiigsprinzipes  unzweifelhaft  auf. 

Die  Einwände,  welche  wir  der  neuen  Untersuchungsform  ent- 
gegenzustellen uns  verpflichtet  erachten,  sind  zweifacher  Natur: 
sie  richten  sich  theilB  gegen  schadhafte  Prinadpieni  welche  Fear 
mit  allen  anderen  Anhängern  der  ethnologisch-komparativen  Me- 
thode in  Bezug  auf  die  Stoifbehandlung  theilt,  die  wir  daher  als 
Mängel  iler  Methode  seihst  anspivchen  nüissen,  theils  gegen  imU- 
vidiu'llo  faelibcht'  ^'ei^umgen  Post's,  die  sicli  unseres  Erachteus 
iu  der  Einheit  seines  Systems  der  Erreichung  des  angestrebten 
wissenschaftlichen  Zieles  widersetzen.  Beide  Fehlerquellen  laufen 
natürlich  vieliach  in  einander  und  lassen  daher  auch  eine  ge- 
trennte Betrachtung  undurchführbar  erscheinen. 

1.  Zunächst  muss  Einem  bei  eingehender  Prüfung  des  in  deo 
„Grundlagen  des  Rechts"  aufgerollten  wissenschafthcheu  Bildes 
das  L;i  elle  Hervortreten  des  im  llebrigen  stets  genetisch  unauf- 
geklärt gelassenen  Phänomens  des  Streites  in  die  Augen  fallen, 
im  Abschnitt  über  Heditsbrüche  und  Aus^eichungsakte  werden 
umständlich  die  Consequenzen  gezogen  aus  dem  früher  über  das 
Spannungsverhältniss  der  biologischen  Individuen  untereinander 
und  über  den  Gleichgewichtszustand  innerhalb  der  soeialen  Ver- 
liMiidsverhiiltnisso  Gis.ii^tt'n.  Dass  auch  Post  hiehei  in  unverkenn- 
barer Absicht  dem  Einlluss  der  ünhumgsstörungen  ein  vor- 
wic-^endes  Gewicht  einräumt  auf  die  l^ildung  dessen,  was  er  in 
Herkommen  und  Gebrauch  als  die  Einheit  des  bewusst  oder  in- 
stinktiv geübten  Bechtslebens  bezeichnet,  ist  ein  Grundfehler,  den 
er  mit  so  vielen  anderen  theilt,  die  das  Becht  merkwürdig  genug 
aus  der  Furcht  vor  der  Zerstönuig,  oder,  wie  man  e^  unter  An- 
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lelmimg  m  Hbbbabt  anssadrEldceii  pflegt^  ans  der  UnliiBt  am  Streite 

henrorgehen  lassen.  Ich  kann  mich  Angesichts  solcher  constrnctiver 
Versuche  des  Gedankens  nicht  erwehren,  dass  der  genetische  Aufbau 
des  Rechts  ebt  iisuwemg  bloss  in  dem  Widerwillen  gegen  seine  Auf- 
hebung zu  suchen  sei,  wie  etwa  der  Ursprung  der  Sprache  und 
ihre  £ntwiddiiiig  bloss  in  dem  Unbehagen  Über  den  mangelnden 
Ansdmok.  Zuerst  mnsa  doch  das  Bechtdeben  wenigstens  m 
einem  TheQe  geschaffen  sein,  dann  erst  kann  es  durch  Bedits- 
bräche  in  seinem  Bestände  erschüttert  werden,  in  Folge  dessen 
wieder  Maassregelu  dem  Rechtssysteme  einverleibt  werden,  welche 
dann  die  Sicherung  und  Fortbildung  des  bestehenden  Rechts- 
lebens  ermöglichen.  Die  Ordnung  eines  Verbandsyerhäitnisses, 
sie  mag  noch  so  primitiv  sein,  mnss  dmreh  ein  Plus  nidit  durch 
ein  Ifinus  besBeiciienbar  sein.  Das  Schachspiel  ist  nicht  etwa  eine 
Summe  der  Vorschriften,  dass  der  Thum  nicht  schief,  der  LSnfer 
nicht  geradeaus,  der  Springer  nicht  in  der  eigenthtimlich  ge- 
bi  ocliencn  Linie  sich  über  die  Feldeneihe  bewegen  dürfe ;  mus 
diesen  bis  ms  Endlose  vanirbarcn  Negativen  komme  ich  mein 
Lebenlang  nicht  zur  richtigen  Vorstellimg  des  Scbaclispiels. 
Sondern  umgekehrt;  das  Spiel  als  solches  kann  mir  unter  der 
Yoraussetzmig  zmr  Dorchfilhrung  gelangen,  dass  die  Figuren 
nach  gewissen  Begeb  gesetzt  werden.  Dag  Ineinandergreifen 
positiver  Normen  macht  erst  aus  dem  Nebeneinander  der 
Figtiren  ein  in  bestimmter  Ordnung  sich  vollziehendes  Spiel, 
-welches,  wsis  seinen  Verlauf  betriÖt,  jedesmal  einen  von  der  Eigen- 
art der  Theilnehmer  abhängigen  individuellen  Inhalt  empfangt.  — 
Schon  die  organische  Ablmtung  des  Hechts  aus  der  Sitte  ver- 
bietet es  ebenso  das  Becht  aus  seinem  Spiegelbilde  gewinnen  zu 
wollen,  was  doch  dann  zutrifft,  wenn  in  ihm  die  Aufhebung  der 
Ordnungsstöruncj  als  das  Primäre  angesehen  >vird.  Der  Rechts- 
bruch  mag  nueh  so  jims^en  EiiiHuss  neliniea  auf  die  Formen 
des  Primiti\Techts,  —  und  wir  gestehen  gern  ein,  luember  durch 
Post  reiche  Belehrung  gewonnen  zu  haben,  —  dennoch  erscheint 
es  uns  als  logisch  wie  systematiBch  gefehlt,  wenn  jene  doppelte 
Negation  in  den  Vordergrund  der  genetischen  Betrachtung  gerückt 
wirdy  an  Stelle  der  positiTen  Lösung,  welche  für  uns  in  der 
Einsicht  ruht,  dass  das  Hecht  nicht  nur  als  die  schüt/  iidc, 
sondern  vor  allem  als  (He  organisne nde  Kraft  der  socialeu 
Lebeusverhältiusse  erkamit  werden  müsse« 
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Auch  Herbart  selbst  —  und  das  mid  meisteDB  übersehen 
bei  der  Charakteristik  der  SteUung  dieses  Denkers  zum  Bechta- 
problem  —  aucb  Hbrbabt  bat  xdcbt  eine  „Ordnung"  vor  Angen, 
der  gegenüber  der  Streit  MissfEdlen  erregen  könnte,  sondern  die 

Aufliebung  der  Isulii  uiig  seiner  beiden  hypothetischen  Wilden, 
üire  (resellung  hat  den  Nicht  streit  d.  h.  iliren  als  Regel  gedaclii<;ü 
Gesellschaftswillen  zur  Voraussetzung.  (S.  Herbart, 
Allg.  prakt.  Philosophie.  Editio  Hartknstbin  Bd.  VUI  S.  49  fg.)«») 
Damit  stinunt  auch  durchaus  seine  Anlehnung  an  HcQO  Gbotics 
überein,  und  an  dessen  Zurückweisung  der  Behauptung,  dass  der 
Nutzen  die  Quelle  des  Rechts  sei.  Wenn  daher  Hebbart 
unter  anderen  auch  den  natuiTechtlichen  Lehrsatz  aus  dem  Jus 
Belli  ac  Pacis  citirt:  Jus  hic  niliil  aliud  (luam  quod  iustuni  est 
significat,  idque  negante  uiagis  sensu  quam  aiente:  ut  jus  sit 
quod  iniustum  non  est^,  —  so  findet  diese  scheinbar  bloss 
negatiTC  Begri&bestinmLung  ihre  concrete  Ergänzung  durch  den 
vom  „Societätstrieb'*  erfüllten  Nachsatz:  ^Est  autem  injustum, 
(juod  naturae  societatis  ratione  utentium  repugnat.  (I  1.  3.). 
Iiiiiner  ist  also  doch  das  (rechtliche)  Gewordenseiii  der  Gemein- 
schail  als  der  Verletzung  vorliergehcnd  gedacht.  —  Von  dein- 
selben  Vordersatz  aus,  aber  auf  das  uuverbundene  Dasein  der 
Individuen  angewendet,  geht  Schopbnhaueb  vor  und  gelangt 
mittelst  der  Kategorien  der  „Willensbejabung''  einerseits  und  der 
„Verneinung  der  Yemanung"  anderseits  zu  dem  paradoxen 
Resultat,  dass:  „der  Begriff  Unrecht  der  ursprüngliche  und 
positive,  der  ihm  entgegengesetzte  des  Rechts,  der  abgeleitete 
und  negative  ist".  [Die  Welt  als  Wiüe  und  Vorstellung.  Säiunitl. 
Werke,  Ed.  Fräitenstädt  Bd.  2.  S.  400  fg.].  Freilich  ist  der 
Rechtsbegnff  innerhalb  des  ScHOPENHAUfiK'schen  System's  uicbt 
an  die  Vorbedingung  eines  Verbandsverhaltnisses  gebunden^  denn 
Schopenhauer  anerkennt  ja  auch  im  Naturzustande  Eigenthum 
und  bezeichnet  Kant's  Lelirsatz,  dass  es  ausser  dem  Staate  kein 
vollkomincii es  Eigenthumsrecht  gäbe  als  „gi'undfalsche  Behauptung**, 
während  er  docii  zugleich  dem  Strafrecht  ausserhalb  des  Staates 
keine  Daseinsmöglichkeit  gewährt^').    Jede  sociologiscb  zu 

.Sie  shid  also  nicht  gesellet,  so  lange  jeder  etwas  Eigcnee  fOr  4ch 
sacht;  sie  haben  sich  gesellet»  sobald  sie  etwas  wie  mit  Biner  Geainnnng 
gemeinsam  betreiben,"  a.  a.  0.  S.  128  et  passim. 

")  Schopenhaüeb's  AV(  rke  a.  a.  0.  S.  410.  Parerga  nnd  Parall* 
pomeua  U.  Aafl.  Bd.  2,  i^.  255-283. 
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Werke  gehende  Betrachtung  des  Rcchtslehens  und  seiner  Ent- 
wicklung kann  sich  daher  nnmögUch  auf  die  gleiche  Basis  stellen 
und  maaSf  irill  sie  anders  nicht  mit  sich  selbst  in  Widerspruch 
gerathen,  mt  positiren  Function  im  Begi-ifFe  des  Rechts  zii  ge- 
langen suclien.  —  Präcise  Fonmiliiimg  hat  dieser  GeflnTiln»  in 
den  AusfühninGjon  RiKULiNß's ''^)  gefunden:  ^Nifht  ilw  (Tciuein- 
srliat't  ist  also  Grund  des  Rechts,  sondern  das  Recht  d.  h.  gewisse 
als  Regel  für  eui  Znsammenleben  anerkannte  Normen  oder  doch 
mindestens  eine  'solche  Norm  bildet  den  Grund  jeder  ^klichen 
Ijebensgemeinschaft.  .  .  Nicht  die  Lebensgemeinschaft  ist 
das  ursprünglich  Gegebene,  ans  deren  Anschauung  und  nach 
deren  ( ■liaraktc  r  sich  daim  die  NoiTnen  dos  genu  inscliuftlicbcn 
Lebens  ent^nckeln,  sondern  die  Nf)rni(Mi  sind  es,  die  jeder 
Lebensgemeinschaft;  gleichwie  sie  deren  Existenz  be- 
dingen, so  ihr  auch  den  speziellen  Charakter  geben, 
durch  welchen  sie  sich  von  allen  anderen  Arten  von  Gemein- 
schaften oder  Lebenskreisen  unterscheiden*'.  — 

Die  Diskussion  dieser  Frage  ist  darum  auch  keineswegs  so 
steril,  wie  v.  HrvLTZKNDOUi'F  inoiut,  der  sie  glattweg  (H;m(lhunb 
des  Völkerrechts  Bd.  l  S.  90)  auf  ein  Niveau  sdzen  will  mit  der 
Untersuchung  „ob  die  Eichel  oder  der  Eichbaum  frühei*  erschaffen 

**)  Zur  Kritik  der  Jurist  Grunabegriffe  I.  Bd.  S.  83  fg. 

^  Ein  ShnHcher  Streit  findet  auch  noch  anf  «inem  anderen  Gebiete  der 
OdstcswiBsenscinften  statt.  Das  HSssiiche  Ist  nach  Wnsss  (a.  Scraslk« 
Kril  Qcacbicbte  der  Aeetbetik  S.  1028)  das  unmittelbare  Dasetn,  d.  h.  die 
cnte  blea  negative  Wirklichkeit  des  Schönen.  Mit  Recht  hat  aber  dem  En. 

HABTMaNH  enf^^egengehalten,  dass  die  erste  nnmittelbare  Wirklichkeit  des 
Schdnen  nothwcndig  anch  schon  rdatiTe  Ucbereinstimmnng  zwischen  Idee  und 
Erscheinung  sei  als  das  Positive,  woran  erst  die  andere  negative  Seite,  die 
relative  Differenz  beider  haften  kann.  In  keiner  EntwicVlong  kann  das  Moment 
der  Negativitat  das  Erste  sein.  (Der  Begriff  des  Husslicheo  in  der  modernen 
Aestbetik).  —  Die  Parnll<>]e  lässt  sich  mit  Vortheü  fQr  unsere  Lehre  fort- 
ffthren.  »Das  abstrakte  Schöne,  sagt  ScBASLlR  (a.  a.  0.)  also  die  absolute 
Irlr.?  in  der  Ersclieinnng  setzt  oino  Differenz  zwischen  Idee  und  Erscheinunf,', 
welche  ül>erwunden  werden  soll.  Als  solcher  Widerspruch  ge*^en  die  Idee 
ist  die  Erscheinung  als  die  Negativität  des  Schönen,  das  Hässliche**.  T>i<'  In 
diesem  (tc^lankfnprang'e  '  nthaUencn  Fehlschlüsse  finden  sich  genau  auch  in  <1«t 
Anschauung  wieder,  die  von  einer  bestimmten  llechtsidee  aus?oh<*nd  die 
Leb''n?ordnung  jener  Vorzeit.  di<'  uns  so  roh  und  ^r  'walf tli;itig  erecheint,  aii^ 
..ünreclit"  qiialifizirt,  obwohl  sie  im  Grunde  gen;iu  Lh.  nso  lit  t  hlsprodukt  ist,  wie 
die  on])»'lu.ii.  n<Mj  regellosen  KinkcrltunL^en  und  Kreiülinien  aul  ilt.'n  (jet'4is.scn  und 
Werkzeugen  der  Steinzeit iwsitive  Bethätigungendes  Kuustsiunesjencr  Epoche  sind. 
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wuide".    Sie  ist  von  durchaus  praktischer  Bedeutung.    Gerade  | 
im  Gebiete  des  öffentlichen  Bechts  hat  der  doktiiiuiie 
Glaube,  dass  z.  B.  Tor  den  neuen  VeifisisBungsgeeetzen  früher 
„Nichts^  da  war,  oder  besten  Falles  „Unrecht^  m  den  unglanh* 

Hellsten  Konstniktioiieii  und  Fiktionen  gefülirt.  In  kunstvollvii 
„Grundgesetzen"  Avurde  da  der  Staat  erst  aufgerichtet,  als  oh  er 
vorher  nie  gewesen,  die  Krone  wurde  zurechtgerückt,  die  „Ge- 
walten" säuberlich  vertheilt,  vor  Allem  aber  >vurde  ein  breiter 
Strich  gezogen  zwischen  der  neuen  „  Aera''  und  der  alten  Lebens- 
Ordnung  und  alles,  was  jenseits  liegt,  ist  nicht  rechtlich,  weil  nicht 
in  lege  fundirt  und  hat  entweder  gar  keinen,  oder  nur  prekären 
Rechtsbestand.  Wer  daher  ans  den  im  Vorstellenden  nur  jiussoi*>t 
knapp  angeileuteten  prinzii^ieilen  Momenten  die  logischen  uud 
praktischen  Ergebnisse  zu  verfolgen  bemüht  ist,  wird  wolü  mit 
uns  zu  dem  Eesultate  gehmgen  müssen,  dass  es  keineswegs  gieieh- 
gültig  sei,  ob  eine  Beobachtung  des  Werdeprozesses  des  Rechte 
von  der  einen  oder  von  der  anderen  Auffiissung  ans  an's  Werk 
geht.  Während  die  eine  die  funktionelle  Bedeutung  des  Rechts 
ira  Ann)au  der  monsehliehen  Gesellschaft  und  in  der  Sicherung 
der  Bewogungsfreüicit  des  Einzelnen  crbhckt,  ohne  welche  ein 
Gemeindasein  nicht  denkbar  wäre,  —  erblickt  die  andere  nur  in 
der  Beschränkung  der  Willensfreiheit,  im  Zwange  das  Wesen  des 
Bechts  in  dem  Sinne,  dass  es  unmittelbar  in  das  Leben  nichi 
Einigung,  nicht  Ordnung  liineinträgt,  sondern  aussclüiesslich  Tren- 
nung, Scheidung,  Abgrenzung^*).  Danach  leuchtet  es  ein,  dass 
Post  an  diesen  Hauptpunkten  semer  wissenschaftlichen  Arbeit 
nicht  zu  hellen  Resultaten,  zum  Lichte  über  das  Gememdasein 
vordringen  konnte^  da  ihn  das  Schwergewicht  einesi  den  Grund- 
problemen der  Sodologie  widersprechenden,  Ausgangsprinzipes 
von  der  richtigen  genetischen  EIrkenntmss  des  Bechts  und  seina* 
funktionellen  Bedeutung  ablenkte. 

2.  War  schon  diese  gnmdsätzlielie  Haltung  Post's  gerade 
innerhalb  der  strengen  Systematik  seiner  Arbeit  zu  einer  fort- 
laufenden Fehlerquelle  geworden,  so  war  eine  zweite  prinzipielle 
Eigenthümlichkeiti  welche  der  Verfasser  der  Leitgedanken  übrigens 
mit  den  meisten  Autoren  innerhalb  der  deutschen  sociologischen 
Literatur  thcilt,  geeignet,  in  die  reichlich  verschlungenen  Fäden 

**)  8.  hiem  Pachhahn,  Die  isegenwürtige  Bawegong  in  der  Becblt- 
winenechaft  8. 50  fg. 
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der  Frage  über  das  Verhältniss  der  Sodologie  zur  Eechtsivisseii' 
Schaft  mir  noch  emige  hemmende  Knoten  mehr  einzuknüpfen. 
Die  das  Forschung^resultat  beeinflussende  EigeuthOmlichkeit  liegt 
in  Folgendem.  Wer  mit  einiger  Vertiefung  den  literarischen  Pro- 
dukten auf  dem  Gebiete  der  Sociologie  zu  folgcu  bemiüit  ist, 
wird  bald  die  Wahrnehmung  iiuichon,  dass  die  deutsche  8ociologie 
ihren  specifischcn  Charakter  durch  eine  bezeichnende  Abweichung 
gevinnt  von  der  Forschungsnchtnng,  welche  die  englische  Schule 
eingeschlagen  hat.  Wahrend  nämlich  beide  desselben  Weges 
gehen,  so  lange  es  sich  um  den  Vordersatz  handelt,  dass  die 
Oivilisation,  und  (U  luiuu'li  auch  das  Rocht  als  ein  Prozess  hingen 
und  komplizirteu  WacLsthuius,  nur  völlig  verstanden  werden  könne, 
wenn  sie  in  ihrem  ganzen  Umfange  studirt  wird,  dass  man  der 
Vergangenheit  beständig  bedürfe  zur  Erklärung  der  Gegenwart, 
und  des  Ganzen  zor  Erldänmg  des  TheOs ;  —  weichen  sie  in  einem 
geraden  Winkel  von  einander  ab,  sobald  die  systematische 
Verwerthung  des  Civilisatioiisbegriires  in  Fraj:^e  kommt.  WäluenJ 
die  en«j;lische  Lehre  sicli  hier  offen  und  unL^i  Iviiiistelt  mit  der  Auf- 
stellung eines  rc^lnfiveii  Miiasses,  mit  der  Jj'ixirung  relativer  Grössen 
begnügt^  lehnt  die  deutsche  Sociologie  in  ihrer  juristischen  Ab- 
zweigung alle  relativen^  d.  h.  also  provisorischen  Lösungsbehelfe 
mü  Energie  ab,  nnd  will  sich  von  solchen  aof  ihrer  gewohnten 
Wanderschaft  zum  „Absoluten"  nicht  aufhalten  lassen.  Typisch 
fiir  die  englische  Auffassung  gilt  uns  die  Stelle  Edwakd  B,  Tv 
LOBS^^):  „In  taking  up  tho  problem  of  the  developenient  ut  cul- 
tiire  as  a  brauch  of  ethnological  research;  a  first  proceeding  is 
to  obtain  a  means  of  measnrement.  Seeking  something  like 
a  definite  line  along  wich  to  reckon  progression  and  retrogression 
in  civilization,  we  may  apparently  find  it  best  in  tbe  Classification 
nt*  real  tribes  and  njitions,  past  and  present.  (yivihzation  actually 
existing  among  maukind  in  ditferent  grades,  we  ai'e  enabled  to 
estimate  and  comparo  it  by  positive  examples.  The  educated 
World  of  Ehurope  and  America  practicaUy  settles  a  Standard  by 
simply  pladng  its  own  nation  at  one  end  of  the  social  series  and 
savage  tribes  at  the  other,  arranging  the  rest  of  manldnd  between 
those  limits  according  as  they  corrcspond  more  closely  to  savage 
or  to  culturcd  lile'*. 

Primitive  Cnltnre,  Vol.  I,  Chftpt  If.  Tbe  development  of 
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Dabei  hält  sich  iiatürlicli  auch  Tvlou  fmi  \<m  der  Einsei- 
tigkeit^ gegen  welche  Bastian'^)  mit  schailer  Wa£fe  ankämpft, 
von  jener  kritikloBen  Voreingenommenheit  für  das  Europäerthmn, 
mit  der  stets  wieder  behauptet  mrä,  dass  die  bei  uns  geltenden 
Prinzipiell,  die  für  uns  heiligen  Wahrlieiten,  desshall)  iiucli  bei 
allon  Vcilkom  gefunden  werden  müssen  und  der  Natur  des 
Menschen  als  solcher  zu  Urunde  lägen.  Als  ob  es  ausser  \m 
in  unserer  nördlichen  Halbinsel  koino  anderen  Bewohner  der 
Erde  gäbe,  und  wir  seit  den  zwei  Jahrtausenden,  dass  wir  zn 
denken  angefangen,  schon  alle  Weisheit  absorburt  hätten.  Aber 
auch  Bastian  lehnt  Europas  Kultur  nur  darum  als  generelles 
Maiuss  ab,  weil  Europa  (\on  übrigen  Kontinenten  jj^o^ciiiiber  als 
Ausnahme  sich  zur  Auliuidung  des  „Durchschnitt smenschcn" 
ungeeignet  erweist.  „Obwohl  allerdings  das  IVroialsystem  in 
Europa  (dem  es  in  anderen  Gebieten  der  CiviUsation  nicht  an 
einseitig  hypertrophischer  Entwicklung  fehlt),  wegen  dessen  ge* 
schichthch  nothwendiger  Lebendigkeit  des  Sta&tslebens  eine  udtct- 
gleicblich  hohe  Vollendung  und  Entwicklung  genommen  hat,  so 
muss  uiun  doch  eheii  deshalb  ninsovvenio;or  den  Mjiasstab  dip^er 
durch  exceptionelle  Verhältnisse  erreichten  VoUkommenheit  an 
alle  übrigen  Nationen  anlegen  wollen,  wenn  die  Mittelzahl  gesucht 
werden  soll.  Obwohl  es  für  alle  wünsch enswerth  sein 
würde,  dieselbe  Höhe  zu  erreichen,  so  darf  doch  das 
Prinzip  nicht  übersehen  werden,  dass  eine  durchaus  verschiedene 
Entwicklung  stattfinden  und  nichts  desto  weniger  für  den  spe- 
ziellen Fall  die  wahre  sein  kann".  Neben  diesem  begnuuleien 
Anstreben  einer  objektiven  Weltanschauung,  wirft  sich  aber 
Bastian  deshalb  noch  nicht  einer  unbegrenzten  Skepsis  in  die 
Arme,  für  die  nichts  mehr  feststeht  als  der  Wandel,  „nichts  be- 
ständig als  der  Tod".  Eindesliebe,  Hingebung  fttr*  die  Zwecke 
der  Gemeinschaft,  Regel  im  (reschlechtslebcn  etc.  sind  ihm  die 
aus  der  (Trleichuug  mit  zahllosen  Unbekannten  mühevoll  gewon- 
nenen bekannten  Grössen^  auf  die  er  im  methodischen  l'rozesse 
des  Wägensy  Messens  und  Vergleichens  nicht  verzichten  kann, 
noch  will.  Und  in  der  That  muss  ja  auch  die  Menschheit  im 
Laufe  ihrer  Entwicklung  doch  zu  einigen  bestimmten  Resultates,  | 

zu  feststehenden  Kr)stallisationsformea  gelangt  sein,  gleichviel  ob  ' 
  ! 

*•)  Bastian,  Der  tf eoBch  in  der  Geschichte  Bd.  I,  ä.  230  fg.  I 
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deren  Zahl  gross  oder  Uein  ist,  um  welche  sich  in  irgend  welch»' 
Form  das  Flüssige,  Ungebundene  der  Lebensphänomene  zu  grup 
piren  vermag,  ebenso  wie  die  Menschheit  in  ihrem  physischen 
Leben  des  festen  Bodens  unter  den  Füssen  bedarf.  Ohne  solche 
Rnhepunkte  wäre  dem  mensclilichen  Gleiste  die  Basis  jeder  kon- 
zentrirten  Denkthatigkeit,  der  Ausgangspunkt  jeder  Urtheilskraft 
geDommen. 

"Wenn  es  darum  ein  „bedenldiches  Verfahren"-^)  der  Mora- 
listen ist,  allen  iki'eii  Rechts-  und  Sittlichkeitsprinzipien  eine 
unzweifelhafte  Gewissheit  a  priori  vindiziren  zu  wollen  und  dess- 
halb  ihre  Anerkennung  zu  fordern,  so  ist  es  doch  meines  Er- 
achtens nicht  minder  bedenklich^  jene  primäien  und  erprobten 
Erhaltung^bedingungen  jedes  gesellschaftlichen  Verbandsverhält* 
nisaes  in  einer  alles  negirenden  und  erschütternden  Skepsis  unter- 
gehen zu  lassen.  Bedenklich  sie,  trotzdem  su  sich  als  die  Resul- 
tate einer  vieltausendjährif^en  und  tausendftiiti^cn  Erfahr imgskette 
darstellen,  als  schlechthin  werthlose  und  unzuverlässige  a{)rionstisch 
spekulative  Bildungen  m  charakterisiren.  Diesem  Irrthum  ver- 
fillt  die  Mehrzahl  der  Anhänger  der  ethnologischen  Methode 
und  wir  können  sein  Whrken  bei  Post's  Werken  nicht  minder 
genau  nachweisen,  wie  bei  Dargün,  Kohler,  Bachofen,  Gum- 
PLowH'Z  u.  a.  Wenn  daher,  wie  bereits  erwähnt,  PosT^")  sagt, 
er  gelio  nicht  davon  aus,  dass  ein  absolut  und  objektiv  (jrutes 
oder  Rechtes  dem  Menschen  angeboren  sei,  oder  dass  unser  in- 
dividuelles sittliches  und  rechtliches  Bewusstsein  ein  untrüglicher 
Maasstab  für  die  Unterscheidung  von  gut  und  sehlecht,  oder  von 
recbt  und  unrecht  sei,  er  desshalb  aus  den  Erscheinungsformen 
des  ethischen  und  rechtlichen  Bewusstseins  der  Menschheit  in 
den  Sitten  aller  Völker  der  Erde  erst  erkennuu  wolle,  was  gut 
und  recht  sei,  um  auf  diesem  Umwege  festzustellen,  welche  Be- 
wandtnisa  es  mit  unserem  eigenen,  individuellen,  sittlichen  und 
rechtlichen  Bewusstsein  habe  —  so  liegt  in  diesem  Ftogramm, 
das  den  Kernpunkt  der  neuen  Methode  bezeichnen  soll,  ein 
Doppeltes.  Theils  die  Setzung  einer  geradezu  die  Fähigkeit  mensch- 
licher Kraft  übcrnteigenden  Aufgabe,  theils  ein  unzuliingliclies  ünter- 
scbeidungsmerkmai.  Ich  ünde  nemlich  hierin  nichts  streng  Uuter- 


*')  Vgl.  BABTiAit,  Der  Mensch  in  der  QeecMcbte  III,  B.  281  fg. 
**)  a.  8.  0.  8.  Xfg. 
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scheidendes,  —  mir  ist  kein  moderner  Autor  bekannt^  der  die  Ein- 
heit sittlicher  und  rechtlicher  Anschauungen  eines  Volkes,  eines 
Gemeinverbandes  nicht  als  eine  in  Ewigkeit  wechselnde  Ghrdsae 
anzusehen  geneigt  wäre.   Nur  der  scheinbar  unbedingte  Verzicht 

auf  die  leitende  Jvraft  gewisser  abgeschlossener  Ideenreihen^  tritt 
uns  hier  als  charakteristisches  Novum  entgegen.  Dahei  ist  natür- 
lich die  „JAst  der  lilee"  doch  immer  mächtiger,  als  das  Vorhaben 
der  strengen  Methodikeri  die  allen  theoretischen  Vorsätzen  zum 
Trotz,  doch  ganz  unTenneidlicher  Weise  auch  von  perhorrescirten 
a  priori-Vorstellungen  aus  zu  Werke  gehen,  mit  unseren  Bechts- 
beginlfen  und  Kechtsinstituten  bei  Betrachtung  des  ethnographischen 
Materials  operireii  und  tlieses  dann  mehr  oder  minder  ln  wusst,  in 
die  Gussformeu  unserer  convcntioncllcn  Reclitsidee  ])ringen. 

Die  Folgen  dieses  Beginnens  liegen  in  einer  durchschimmern- 
den Zwiespältigkeit,  die  sich  in  den  einschlägigen  Werken  mit 
Leichtigkeit  nachweisen  lässt**).  Bei  Post  zeigt  sie  sich  darin, 
dass  er  abwechselnd,  bald  die  unserer  sittlichen  Idee  wider- 
sprechenden Erscheinungen  einfach  registrirt  und  jedem  kritischen 
Versuche  die  sachliche  Berechticruni;  ahsprieht,  so  besonders  scharf 
unter  aiitlcrem  auf  8.  192  in  liczug  auf  die  Regelwidrigkeit  des 
gesclilechtlielien  Verkehrs  in  den  primitiven  Vei  bänden,  bald  aber 
wieder  seiner  Unzufriedenheit  mit  einer  bestehenden  sooiologisciieB 
Bildung  unumwundenen  Ausdruck  giebt;  so  in  seinen  Ausführungen 
Uber  den  Versuch;  über  das  moderne  System  der  Zurechnung 
und  deren  Ausschliessungsgründe.  Das  römische  Recht  wird 
von  ilim  mehrfach  als  „ani  dem  Holzweg"  befindlich  bezeichnt  t. 
Wie  ist  das  nun  zu  vereinen  mit  der  im  \'orworte  in  Aussicht 
gestellten  absoluten  Objektivität?  Etwas,  was  tJalirtausende  hin- 
durch sich  als  „ethnisch-physiologischen  Ausdruck  des  thätigen 
G-esammtlebens  der  ethnisch-morphologischen  Bildung"  bethStigt 
hat,  entspringt  nach  der  neuen  Lehre  doch  einer  kosmisciiai 
Werdenothwendii^koit,  die  als  solche  hinzimehmen  ist  und  von  der 
jede  ^IndiYiilual  Kritik  *  doch  wiikiiiigslos  und  spurlos  abgleiten 
musste,  wie  das  Wasser  vom  Entenrlügel. 

In  den  übrigen  monographischen  Kapiteln  in  denen  Post 

Mail  vgl.  z.  B.  Daroi'N^  Eingcständniss,  dass  ein  Maassstab  für  die 
culturclle  Stufenfolge  der  Völker  nicht  gcfinnicii  werden  könne  mit  der  von 
ihm  consequent  i^obrauchton  Werthrelation  der  cultivirton  uiul  nicht  cuIUvirt^n 
Volker  and  lUo  daran  geknü^iften  Voraossa|fangen  wie  auf      114  a.  a.  0. 


u  kjui^L-ü  Google 


—    5<  3  — 

sich  seines  kritisdieii  Rogerechts  und  des  Gebnmchs  eines  ob- 

jectiven  Werihmaa'^ses  besibt.  tritt  die  prinzipielle  Folücniuelk» 
schon  aus  dor  StotTiniii)}>inini:  ^t•lbst  deutlich  liervor.  Ein  fata- 
listischer Zug  geht  durch  diese  Kette  tod  Daten,  der  zu  allem 
Ja  sagt,  und  Amen,  dem  alles  »recht^  ist  im  täL^Uchen  Sinne 
des  Wortes,  da  war,  was  da  isti  und  was  da  kommen  mag. 
Das  Geneialsrhema,  nach  welchem  ims  Post  die  Entwiddnngs- 
geschidite  aDer  BechtsplAomene  yorflOnt,  ist  bei  sorgfiUiger 
Betrat  ! it  11  ni:  im  Grunde  Oberau«?  oiiifach:  in  Ansehung  eines  je<len 
Rvi  lii>iii.-iuUitc>,  dasselbe  m:A<i  einen  sozialen  Gleicligewichtszustand 
darsteilen  oder  mit  dessen  \  crrückung  in  Beziehung  stehen,  überall 
wird  uns  im  A  T^iang  das  Abhandensein  desselben  als  för  die  Urzeit 
chaiakteristiBch  Torgeföhit^  innerhalb  der  GescUechtenrer&BSQng 
gestaltet  sich  dann  das  Yeriialtniss  da  so  dort  so,  und  dort 
wieder  so,  jedes  Eapitd  läuft  in  «ddlose  Radien  ans,  in  resignirte 
Feststellungen  des  Thatsäclilichen,  der  Bruchstücke,  dt  ut  a  es  an 
iimerL-r  Verbindung  fehlt.  „Die  Stücke  hab'  ich  in  der  Hand, 
fehlt  leider  nur  das  geist'ge  Band". 

^fit  Becbt  müssen  wir  daher  das  logische  Fondament  einer 
Darstellongsweise  anzweifeln,  die  Ton  der  unbestrittenen  Existenz 
der  biologischen  Triebe  eben  nur  zu  einer  Reihe  Ton  Varietäten 
führt  ohne  dass  wir  aber  zur  Vorstelhing  von  einer  Noth wendig- 
keit innerhalb  der  ^löglichkeit,  zur  Idee  des  Essentiellen  innerhalb 
des  Potentiellen  gefüln't  werden.  „Wn?^  die  jtiristisehen  Foniifii 
fiür  die  Verwirkhchung  jener  Triebe  anl)elangt,  sagt  Bernhöft 
sehr  zutreffend,  so  lehrt  gerade  in  den  Werken  des  Verfassers 
fast  jede  Seite,  dass  bei  den  Völkern  der  ganzen  Welt  ftst  immer 
alle  Formen,  die  logisch  nnr  denkbar  sind,  Torziikommen  pflegen. 
Der  Geschlechtstrieb  verwirklicht  sich  in  Einzelehe,  Vielweiberei, 
Vielmännerei,  Gnippenchc  und  Weibergemeinschafl ;  der  Gesellisr- 
keitstrieb  in  Mouaiclüe,  Üligarcliie,  Aristokratie,  Demokratie  und 
Ochlokratie.  Dass  diese  Gnindtypen  öfter  wiederkehren,  erklärt 
sich  aas  ihrer  geringen  Zahl.  Schliesslich  gibt  die  Vergleichung 
kein  anderes  Resnltat,  als  dass  alle  Menschen  Geschlechtstrieb 
nnd  Geselli^eitstrieb  haben^*^. 

Andere  Fragepunkte  übergeht  Post  wieder  mit  völligen 
Stillschweigen,  um  die  Festigkeit  seiner  Methode  gegen  Hieb  und 


'«)  Ztfitsebrift  för  wwgl  Bochttwineiiacbaft  Bd.  IV,  S.  457. 

S8« 


L.iyui^cü  oy  Google 


—    574  — 


Stich  nicht  aUzuscbr  auf  die  Frohe  zu  gtellen.  Oder  wire  er 
nicht  genöthigt  gewesen,  die  kühle  Objektivität  des  nnerschfitter- 
liehen  Ethnologen  abzulegen  bei  Besprechung  des  Einflusses  des 
Zauberglaubens  und  Unglaubens  auf  div  Recbtsentwicklune.  der 
Religionsverfolgungen,  der  Hcxenprozcssi',  dvi  Tortur  als  Rtclits- 
mittel  im  Beweisverfahren  u.  s.  w.^').  Wir  halten  uns  nicht 
etwa  üher  den  quantitaven  Mangel  auf,  sondern  schliessen  eben 
nur  aus  dem  qualitatiTen  Mangel  auf  die  Fehlerhaftigkeit  der 
Methode  selbst.  Wir  bringen  unseren  ersten  Einwand  zum  Ab- 
schluss,  indem  wir  sagen,  dass  sich  die  ethnologische  Juris- 
prudenz, indem  sie  auf  die  Aufstellung  einer  Werthrelation 
verzichtet,  des  Hauptvortheiis  der  Vergleichung  sich  begibt,  weil 
sie  dadurch  auch  zugleich  auf  die  eigentlich  wissenschafthche  Auf- 
gabe vendchtet,  die  Brücke  zwiacheii  den  Daten  und  der  Einheit 
unseres  Bewusstseins  herzustellen.  Da  aber,  wo  die  Ijebre  das 
Zwingende  dieses  Gedankens  fühlt,  da  wird  sie  ihrem  Progamm 
untreu  oder  gibt  durch  ihr  Schweigen  Zeu^ss  von  dieser  Lücken- 
haftigkeit und  Fehlerhaftigkeit  der  zu  (üiiinlu  liegenden  ^letbode. 

Das  Wort  „praktisch"  ist  suspekt  geworden,  dennoch  wuile 
man  uns  hier  der  Gegenüberstellung  wegen  dessen  Gebranch  noch 
einmal  gestatten.  Der  praktische  Engländer  begnügt  sich  mit  dm 
Erreichbaren,  die  deutsche  Wissenschaft  tritt  hier  ohne  Notii 
und  ohne  Zwang  mit  der  Selbstkasteiung  an  sich  heran  auf 
temporäre  provisorische  Lösungen,  auf  Ruhepunkte  ftir  die  Er- 
kenntniss  zu  verzichten,  um  mit  einem  hlage  dem  letzten  denk 
baren  Resultate  sich  zu  näliem.  Das  Recht  suchen  wollen  ohne 
das  eben  in  unserer  Vorstellung  lebende  ^Gute"  und  „Rechte" 
als  kritischen  Maassstab  verwerthen  su  wollen  —  das  heisst  doch 
auf  hoher  sturmbewegter  See  den  letzten  Kompass  über  Bord  werfen. 
Wir  wissen  ganz  genau,  dass  das  Vergleichungsmass  ein  proTi- 
sorisches  ist,  wir  wissen  ganz  genau,  dass  die  ^kaukasische  Deuk- 
kraft**  nicht  an  allen  Punkten  die  nothwtntiig  oberste  nrus>><j 
darstellt.  Wir  wissen  aber  auch,  dass  wir  nur  in  unseren 
Vorstellungskreisen  mit  Hilfe  unserer  Kategorien  zu  denken  ve^ 
mögen,  und  dass  wir  uns  daher  innerhalb  jener,  und  Kraft  der 

Man  rerc:!.  damit  die  sorgfältij?o  Boröcksichtiirnnf?  dieser  Punlcto  Wi 
H.  .''rKNCER.  Principien  der  Sociologic  (Deutsche  Aus.*,',  von  U.  Vettkb)  1.  f'»l.: 
bei  liASTiAN,  Das  Beständige  in  den  Menschenrassca;  Leckt,  Sittengeachicht^ 
Earopas  u.  a. 


u  kjui^L-ü  Google 


—    575  — 


letztt'rcn  Xormen  scLaäeu  mü^^seu,  um  MeuscMiches  vom  Un- 
menschlichea,  Sitte  ¥on  Unsitile  treoneQ  imd  um  eineii  MMfmrttnK 
für  die  Ausscheidimg  daum  gewinm  lo  können,  was  so  aßen 
Zeiten  uninenschKcfa,  imüittlich  und  daher  unrecht  mr**). 

3.  Wihrend  die  sociologiBche  M^hode  es  aber  aUelmt  durch 
Juxtapomtion  Ton  Bekanntem  mid  Minderbek  mnteni  li.ilbwe^ 
sicheren  Boden  miter  deu  Füssen  zu  gewiniion,  trä^  sie  kciu  Be- 
deuken  das  fiir  jcdt  wissenschaftliche  Darstellong,  —  sie  mag  sich 
nun  mit  forwiegend  dedoktiven  oder  induktiven  Mittdn  foct- 
bewegeOf  —  am  letslen  fiode  doch  unentbehriiche  Pnmip  des  iSn- 
hdiflidben  und  Gmaaett  dnrch  die  VerhiiidiiDg  von  xeiüicfa  imd 
iSnmHch  getramten  aber  gleich  uabekaimten  GrSeeeD  an  erreichen. 

Sie  greift  ans  dem  hinfliessenden  Strome  der  Erscheinimgeu 
einzehie  biologische  d.  h.  physische  Gleichmässigkeiteii  heraus  iind 
glaubt  dann  auf  Grund  derselben  das  psychisch  und  mechanich 
zur  Ausbildung  gelangte  Verschiedene  in  einen  aoichen  mv 
sächhchen  Znsamm^ihang  gebracht  za  haben,  der  aoaretcht,  mn 
die  gesetnniBRige  Bdatlon  dieser  Bfldnpggn  heizusteDen.  Indefisen 
liegt  doch  die  Scbwierigkät  nicht  m  der  Bndcfiihrang  anf  jene 
geraeinsamen  Ausgangsstellen,  sondern  eben  in  der  Auffindung 
und  KlarsteUnng  der  Momente,  wrl*  he  e•^  bewirken,  dass  die 
äusserhch  gleichen  Ursachen  dennoch  zu  diüerirenden  Ergebnissen 
geführt  haben 

Dem  gegenfibo'  begnfigt  sieh  die  neue  Methode  mit  einer 
offenbaren  Scheinloeong  des  entscheidenden  Problems  in  dem  sie 
nämlich  dannf  hinweist,  dass  es  kein  Volk  der  Erde  crebe,  dessen 
Urgeschichte  nicht  mit  einer  Geschlechtenrerfassui.^^  begonnen 
hätte,  und  des-en  (Tescliit  hte  nic  ht  zu  einem  bedeutenden  Theile 
in  einem  Zerfalle  dieser  Geschlechterverfassung  bestände. 

„Die  eigenthümlichen  Bechtsanschaonngen  mid  Rechtänstitate 
der  piinutiTen  Grescblechterorganisation  sind  es  vor  Aüem,  wekhe 
die  Möglichkeit  des  Aufbaues  einer  UmTersaliechtsgeschichte 
gewähren.        sind  in  ihren  GnmdzSgen  überall  gleichartig  nnd 


•*j  Aukens.  Jorist.  tu.  jclj^j^die,  S.  60fg. 

Mit  welcher  spielenden  Lcicliiigkeit  »ich  dii|>oiiirle  Aator«n  über 
die  Grundsehwioigkeit  telhat  hinwegUaschen  und  im  BedtEe  jener  Schlibsd 
sa  sein  glaaben  ,die  mch  aUcD  Seiteo  hin  aoMIiesseii*  beweist  nenerlings 
GmiPLOwics  mit  Ktner  .beispielsveiwD  Attfrablong  der  allgemeiiieB  CweUie* 
in  aeincm  Qnaäim  der  Soeiologie  (S.  62  fg.). 
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erst  beim  Zerfcill  der  Geschlecliterverfassung  entwickeln  sie  sich 
zu  allen  möglichen  JB^oimen;  aacb  ans  diesen  schaaen  aber  die 
Gnmdzttge^  allerdings  oft  seltsam  TerschnÖrkelt»  fiir  den  Kundigen 
noch  deutlich  hervor"        Hier  übersieht  sher  die  nene  Bedrts- 

lehre  eben  das  wichtigste  Moment,  dass  auch  die  aus  dcu  überall 
wirksamen  biologischen  und  sociologischen  Potenzen  hervorgegan- 
genen Erscheinungen,  welche  Post  ein  fiir  allemal  „die  Geschlechter- 
ver&ssung"  zu  nennen  sich  entschliessti  noch  keineswegs  eine 
auch  nur  in  den  Hauptpunkten  sich  deckende  Gleichmässi^eft 
bei  allen  Ydlkem  darbiete.  Die  Gruppe  von  Beziehungen,  welche 
Post  im  Interesse  der  Breviloquenz  und  der  glatten  Verstfindigung 
die  „Geschlechterordnung"  nennt,  setzt  sich  aus  ganz  anderen 
Elementen  zusammen  und  ist  daher  auch  gnmdveischiedeucr  Natur 
bei  den  Kharrias  in  Bengalen,  die  in  ihrer  Sprache  kein  Wort 
für  Heirath  haben  (Post  S.  239),  und  bei  den  Völkern  Neu* 
caledoniens,  bei  denen,  wie  Bastian  bericfatet|  die  Mädchen  bei 
der  Geburt  einem  Anwesenden  yerlobt  und  dann  in  dessen  Haus 
erzogen  werden.  (Post  S.  226);  mit  demselben  N;imen  wird 
ein  Kreis  von  Erscheinungen  bezeichnet,  in  dessen  Mittelpunkt 
liier  —  Rom  —  die  gens  und  dort  —  bei  den  Germauen  — 
die  Sii)pe  steht.  Zerlegen  wir  aber  die  Komplexe  von  That> 
Sachen  in  ihre  Einzelheiten,  so  werden  wir  unzweifelhaft  erkenueu, 
dass  die  Identitätsmerkmale  weitaus  in  den  Hintergrund  treten 
vor  der  überwiegenden  Zahl  von  absoluten  und  relativen  Diffe- 
renzmerkmalen der  beiden  gleichbenannten  Erscheinungen.  Das- 
selbe gilt  von  den  nach  Post's  Memung  auf  ethnologisch  ver- 
gleichender Basis  univpisnlrechtsgeschichthcher  Behandlung  zu- 
gän^chen  Bechtsinstituten  der  pnmitven  VermÖgensgemeinsGfaafi> 
der  Mundschaft  (Häuptiingsthum),  Frauenraub,  Blutrache,  Fried- 
loslegung etc.  Die  Völker  bieten  eben  auch  in  Ansehung  des 
lleclitslebens  nicht  das  öde  Büd  einer  Tautologie  dar,  die  nur 
durch  chronulogische  Differenzen  der  EntwicklungBphasen  durch- 
brochen wird.  Wer  da^s  ausdrücklich  oder  in  Prämissen  be- 
hauptet, der  thut  der  WirkUchkeit  Gewalt  an.  Wie  in  Ansehung 
ihres  gesammten  geistigen  Verhaltens  zeigen  die  Völker  auch  in 
ihrer  Stellung  zur  Rechtsidee  und  ihrer  Verwirklichung  ein  un- 
endliches Spiel   niannigtucher  Kiiü'te   höherer   oder  geringerer 
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Eignung^  pbysisoher  und  geistiger  Befittugung.  Ich  werde  mich 
wohl  hüten  hier  des  NShexen  ausznfOhren,  was  uns  die  seit  zwei 
Menschenaltern  you  hesten  Köpfen  hetriebene  völkerps)  (  hologiache 
Beobiichtung  über  die  spezifische  rechtsbildende  Kraft  des 
römischen  Volkes  lehrt,  wie  sie  uns  die  geheimnissvoUe  Quali- 
fication  gerade  dieses  für  die  Bechtsidee  auserwählten  Volkes 
aufgezeigt  hat,  so  dass  sich  uns  fast  der  Gedanke  von  selbst  auf- 
ditngt:  innerhalb  des  gesammten  Lebens  der  Menschheit  toU- 
sidie  sieb  fibnlich  wie  im  Leben  des  Einzdnen  eme  Art  der 
Aibeitstbeihmg,  die  nach  dem  physischen  Gesetze  der  Auswahl 
die  geeignetste  Kraft  an  die  entsprechendste  Arbeit  stellt.  Gewiss 
gibt  CS  Vieles,  was  allen  Menschen  gemeinsam  ist,  was  den 
Gattungscharakter  des  ävt^pfojcoc  ausmacht;  aber  wie  dürftig  ist 
dies  G^emeinsamey  das  Uber  die  Unterschiede  der  Lebensgestaltnngen, 
der  Weltanschanmigen  den  Sieg  davon  tragen  sollte  I  Sobald  das 
Skelett  der  biologiscben  Voraossetzungen  Fleisch  und  Blnt  ge- 
winnt, wird  die  thatsäcliliclie  Ersclieiiiuiig  grundverschieden  nach 
Zeiten,  Vulkeiü,  Staaten.  üiiabweisHch  lenkt  sich  unser  13Iick 
auf  eine  dem  Rechtsleben  verwandte  Ersclieinnng  des  Psychischen. 
Gewiss  beruht  nemlich  auch  die  Kunstliebe  bei  allen  Individuen 
auf  denselben  biologischen  Onmdlagen^  nnd  dennoch  wie  unendlich 
▼erschieden  gestaltet  sich  die  Poesie  der  Emzelnen  wie  der  ver- 
schiedenen Völker  mit  ihrem  wecbselTOllen  Reiz,  ihrem  prisma- 
tischen Farbenspiel  fern  von  aller  nüchternen  Einlieit,  in  deren 
Abgrund  den  Systematiken!  zu  liebe  unterzutauchen,  die  Fülle 
des  Lebens  sich  nun  einmal  nicht  entschliessen  kann.  Ebenso- 
wenig spricht  aber  irgend  etwas  dafUr^  dass  wir  nur  die  glückliche 
Stelle  zu  treffen  brauchen,  mn  im  Qaerdurchschnitt  des  Lebens 
aller  Völker  auf  die  gleichen  Ablagerungen  der  Rechtsidee  zu 
stossen^^),  wie  dies  K(»}im:r  auzunehmen  geneigt  scheint. 

Hier  verfällt  die  Leine  eben  wieder  in  jenes  alte  Leiden  der 
Rechtswissenschaft  mit  einer  Hand  voll  Münzen  eine  Reise  um 
die  Welt  antreten,  einen  luxuriösen  Haushalt  mit  dürftigen 
Miiteln  begründen  zu  wollen.  Wenn  aber  Post  trotz  alledem 
glaubt,  dass  das  Gebiet,  welches  er  für  die  Universahrecfats- 
geschichtt  Iii  Anspruch  nehme,  gegenüber  dem  spezialrechts- 
historischen  nicht  allzu  umfangreich  sei,  und  dass  es  im  Wcsent- 
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liehen  sich  auf  Materien  beschränke,  welche  der  historischen 
Füi'bchungsmetliüde  unzugänglich  seien,  so  beweist  dieser  Aus- 
spruch eben  nur,  dass  ihn  die  Begeiskrung  für  sein  Idt:ti,  die 
objektiven  Maiissverhältnisse  verkennen  lässt.  Er  unterscliätiit 
offenbar  die  Grösse  des  BeibuiigacoefficieiiteDi  der  sich  der  Yer- 
virkUchung  seines  Planes  entgegwiellen  mnas.  ABer  Mfihe  zam 
Trotz  bat  sich  bisher  für  die  kulturell  und  national  so  eng  TerbuD- 
denenG^einwesen  auf  dem  geschichtlich  reich  durchforschten  Boden 
Europa's  eine  derartige,  wenn  ich  so  sagen  darf,  „beschi  lnkie 
ujiivorsah'cchtijgeschichthche"  Verknüpfung  der  getrennten  Keclitä- 
bilduugen  nicht  ennöghchen  lassen.  Und  das,  was  hier  unter  den 
denkbar  günstigsten  Productionsbedingongen  nicht  oder  wenigstens 
noch  nicht  erzielt  werden  konnte,  trotz  des  m&chtig  einwiricenden 
Amalgams  des  römischen  Bechts:  —  die  genetische  Beconstmction 
des  Rechts  engverwandter  Stämme,  das  sollte  nun  schon  f&r  die 
Gesammtheit  aller  VerbandsverliäUnisse  möglich  geworden  sein 
auf  Grund  der  Sammlung  uiigleicliwerthiger  Notizen,  welche  die 
sociologische  Schule  aus  den  Fundgruben  der  Ethnologie  und 
Ethnographie  schöpft?  Das  erscheint  uns  allzu  widerspracharoQ 
und  darum  anch  die  Vorannahme  grundTerfehlt.  Kann  eine 
solche  Welt-Bechtsgeschichte  überhaupt,  und  kann  sie  schon  jetzt 
gescluieben  werden?  Wir  glauben  den  zweiten  Theil  der  Frage 
unbedingt  mit  Nein  beniitworten  zu  können;  aber  auch  auf  den 
ersten  Theil  lässt  sich,  unserer  Ansicht  nach,  nicht  mit  Ja,  ant- 
worten. Wir  können  das  Ganze  einer  Wissenschaft  vorfUhrea, 
wenn  wir  ihre  Entstehung,  ihre  fortschreitende  Entwicklung  und 
Vervollkommung  stodiren  können;  wir  können  die  Geschicfate 
eines  Staats  oder  eines  Rechtes  erzählen,  weil  wir  hier  Ent- 
stehung, Wachsthum,  Verfall  oder  Vervollkommnung  schildern 
küiuion.  Bei  dem  Rechte  der  „Menschheit"  jedoch  iuului  wir 
weder  System  noch  sichere  Entwicklung;  was  uns  aus  einer  Ma^öe 
einzelner  zusammenhangsloser  Fakten  geboten  werden  kann,  ist 
höchstens  die  Geschichte  einzelner  Phasen*  Wir  müssen  uns  mit 
Episoden  begnügen  aus  dem  grossen  EntincUungsgange  des 
menschlichen  Geeistes  und  des  menschlichen  Körpers  —  denn  der 
spielt  wohl  auch  eint^  Rolle  — ,  das  Epos  selbst  kann  aber  noch 
lange  nicht  geschrieben  >ver(len. 

Mit  Recht  ist  dem  gegenüber  schon  von  Naturforschern 
darauf  au^erksam  gemacht  worden^  dass  die  Autoren,  die  vm 
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auf  diesem  Felde  entgegeiitreteai  Dicht  den  AuKpmdk  erheben 
wollen,  noch  dürfen,  ak  Ethnographen  zn  gelten,  sondern  viel- 
mehr Rechts-,  Geedtediaftfr-,  WirthschaftsforBcher  sind,  die  sich 

woiil  der  Etlmugiapliic  als  Hiilfemittel  bei  iliren  Forschungen  be- 
dienen, zumeist  aber  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Buden,  auf 
welchen  sie  sich  damit  stellen,  selbst  gründlich  zu  prüfen  und  auch 
nur  selten  zu  der  frage  sich  veranlasst  finden,  ob  denn  die  Wissen- 
schaft der  Ethnographie  anch  immer  im  Stande  sei,  die  Bichtig- 
keit  der  Thatsachen  oder  Theorien  zu  gewfihrleisten,  anf  welche 
sie  den  grössten  Werth  legen.  Abar  «ich  der  Jurist^^  hat 
nicht  minder  Recht,  wenn  er  von  der  Er^'äcning  ausgehend,  wie 
sehr  uns  die  Anschauungen  der  unteren  Schichten  unseres  eigenen 
Volkes  unbekannt  sind  und  wie  wunderliche  Vorstellungen  viele 
Völker  fiher  nah  ▼erwandte  und  in  steter  Beadehnng  stehende 
EnltnrvÖlker  haben  —  meint,  man  dürfe  kaum  annehmen,  dass  die 
Reisenden  nnd  Sfissionare  ein  besonders  feines  VerstSndmss  fttr 
die  Rechtsvorstellungen  und  Reclitseinrichtuugcn  eines  wilden 
Volkes  besiUsen,  während  es  doch  zweifeUos  sei,  dass  die  crrri-^stt  ii, 
fulgereichsten  lirthümer  iin  Gebiete  wisseuschaftiicher  Jb'orschuug 
durch  allzu  frühes  und  allzn  festes  Bauen  auf  gewisse  Resultate 
von  HttUswissenschaften  begangen  worden  sind,  die  unrichtiger 
Weise  für  yoUkommen  sicher  gehalten  wurden.  — 

Damit  soll  natürlich  jener  Wissenschaft  gegenüber,  die  uns 
die  endlose  Manni^feltigkeit  der  socialen  Lebeformen  vorzuführen 
bemüht  ist,  prinzipiell  weder  ein  Einwand,  noch  ein  Vorwurf  er- 
hoben, sondern  eben  nur  der  Wahrheit  gemäss  konstatirt  werden, 
dass  wir  es  hier  an  mehr  als  an  einer  Stelle  Torerst  nur  mit 
Keimen  za  thmi  haben,  mit  mdimentSroi  Vorarbeiten,  deren 
wifleenschaftticher  Schwerpunkt  nicht  in  ihnen  selbst,  sondern  in 
der  aniiassenden  Prüfung  und  Verifikation  ruht,  der  sie  zweifellos 
in  einer  späteren  Ejioche  unterzogen  werden  dürften.  Zudem 
hat  die  Kechtswissenschait  auf  Skepsis  gegenüber  dem  thatsächlich 
Beobachteten  ein  wohlbegründetes  *  Recht.  In  keinem  Gebiete 
der  Geisteswissenschaft,  und  selbst  nicht  in  der  Kunst  spielen  so 
viele  ablenkende  Kräfte  auf  den  Beobachter  ein,  und  werfen  so 
leicht  ein  fjdsches  Bild  auf  die  geistige  Netzhaut.  Nirgends  sind 
die  Uebergäuge  von  der  Erfahrung  zur  Erschleichung  eines  Ur- 
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theils  so  uiikontrolirbar,  das  unbestochene  Sehen  so  selten,  wie 
gerade  hier.  Dabei  braucht  dos  Maass  der  Schwierigkeiten  nicht 
erst  noch  durch  den  Umstand  gesteigert  zu  werden,  dass  die 
Beobachtung  der  Bechtsphänomene  in  den  Gebieten  Afrikas, 
AustraÜeof»  der  weltfiemen  iBBelxi  etc.  naturgemfiBS  mit  noch  weit 
grösseren  Widerständen  zu  kämpfen  hat. 

So  wdt  müssen  wir  gar  nicht  gehen,  um  uns  davon  m  tlber^ 
zeugen,  wie  schreiend  das  Missverhältniss  zwischen  den  Veriiika- 
tionsbehelfen  der  Rechtswissenscliaft,  und  dem  reichen  Beobach- 
tnngs-  und  Behauptungsmatenal  allezeit  war  und  noch  ist.  Man 
halte  sich  doch  nur  einmal  vor  Angen,  in  vrMaem  Umfiuige  die 
an  sieb  scheinbar  so  glatte  Frage:  —  ob  es  ein  jus  primae  noctis 
in  Europa  gegeben  hat  oder  nicht  —  eu  emer  heftigst  debaltirten 
Parteisache  geworden  ist,  in  deren  Beantwortung  aber  das  letete 
Wort  noch  immer  und  wohl  noch  für  lanpe  aussteht.  Eben  dariim 
halten  wir  es  tiir  verfeldt,  die  vergleichend  ethnologische  Methode 
der  historischen  gegenüber  in  das  Licht  eines  getrennten  oder 
gar  gegensätadichen  Verfafiitnisses  zu  stellen.  Meines  Wissens 
sind  die  Forschungen  der  historischen  Schule  durchaus  ethno- 
logischer Natur.  Denn  fossen  wir  die  Forschungsgebiete  der 
SAVKiNY,  SaiROCK,  der  Gkimm,  Mobimsen,  Bklinnkk,  Gneist, 
Stohije,  Gikukk,  Lktst  u.  A.  in  Eins  zusaiiinien,  so  ersehen  wir 
ohne  Mühe,  dass  auch  ihrem  die  verschiedensten  Lebensgebiete  um- 
fassenden Wirken  der  Gedanke  zu  Grunde  liegt  —  um  bei  dem 
Bilde  Bastians  zu  bleiben,  —  aus  dem  Studium  der  Krypto- 
gamen  den  lehrreiGhen  Emblick  in  das  Leben  der  Pflanze  hShe- 
rer  Entwicklung  zu  gewinnen.  Wenn  em  Unterschied  yoriiegt^ 
so  ist  er  eben  nur  ein  im  Maasse  nnd  Umfange,  nicht  im  In- 
halte der  Arlieit  gelegener.  Tn  weiser  Befolgung  des  W  ortes 
—  von  der  fireien  Selbstbeschränkung  des  Meisters  —  spannt 
die  bisherige  eben  nur  einen  kürzeren  Bogen,  als  die  neue  Me* 
thode  zur  Verbindung  unserer  KultursphSre  mit  nliher  gel^nen 
Epochen  der  Menschheitsgeschichte. 

Im  Resultate  stellt  sidi  die  Differenz  dann  so,  dass  die  Sltere 
rechtbhistorischt:  Foischung  von  Thatsachcn  ausgelit,  welche  aich 
häutis?  als  nicht  mehr  vor  unserer  sinnlichen  Walnmehmtmg 
reproduziibare  Phänomene  darstellen,  deren  irühere  Existenz  uns 
aber  quellenmässig  innerhalb  menschlicher  Wahrscheiidiclikeit  als 
zuverlässig  erscheint;  vShrend  die  neue  Methode  in  der  ange- 
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nehmen  Lage  ist,  von  den  lebenc'igen  Tliatsachen  auszugehen, 
die  ihr  aus  der  reichen  Saat  der  modernen  ethnologischen  und 
▼olkerpeychologischen  Studien  aa%ieng.  Das  VerhfÜtnifw  von 
Ntttat  und  Naohiheil  stellt  sich  aber  sofort  mngekefart,  sobald 
wnr  das  Ealknl  der  wissenschaftlichen  Verwerthbarkeit  der 
festgestellten  Thatsachen  in  Kechnung  ziehen.  Denn  während 
die  bef^laubigten  Erschcininiffcn  der  uns  verhältnissmässig  näher 
gelegeneu  Menschheitsopochcn  durch  begrilihche  Umprägung, 
durch  das  Moment  historischer  AngUedening  znmeiBt  mit  den 
noch  in  Kraft  stehenden  Lebenserschemnngen  des  bezO^^chen 
VolkeSi  Staates  In  ungezwungenen  genetischen  Znsanunenbang 
bringen  lassen  —  fallt  dieses  f>ontiTe  Resoitat  &8t  gänzlicb  weg 
bei  den  Tliatsachen,  die  uns  (Uo  ethnologische  Methode  als  em- 
pirisches Material  aus  dem  Leben  der  Naturvölker  darbietet. 
Hi^  r  ist  mit  wenigen  Aasnahmen  die  Konstatirnng  einer 
Erscheinung,  die  wir  unserer  Auffassung  nach  als  Glied 
einer  primitiTen  Bechtsordnung  qualifiziren,  die  Aus- 
schöpfnng  ihres  wissenschaftlichen,  besser  recbtsge- 
schichtlichen  Werthinlial ts. 

Die  Thatsache  bleibt  unverbunden  und  unverbindbar  bestehen 
inmitten  einer  Wolke  gleicli  isolirter  Daten,  welche  wir  nur  im 
Wege  einer  gekünstelten  Denaturirung  in  die  Gnssformen  unserer 
Becbtsanschaunng,  unserer  Bechtslehre  und  unserer  Beditstermi- 
nologie  bringen  können. 

An  dieser  Stelle  zeigt  die  ethnologische  Methode  zudem  ihre 
bedenkliche  Ueberschatzung  des  „Thatsäcldichen",  der  isoürteu 
und  anatomisch  präparirten  Thatsache.  Die  neue  Lehre  über- 
sieht nämlich  ein  Doppeltes.  Zunächst,  dass  die  Empirie  selbst 
nur  durch  eine  Reihe  ineinandergreifender  überempirischer  Maximen 
zu  Stande  kommen  kann,  und  sodann  dass  die  „reme*'  Eriah- 
rung,  also  diejenige,  aus  der  alles  entfernt  ist,  was  den  möglichen 
oder  wirWichen  Beobachtungsinhalt  übersteigt,  nur  aus  einem 
ungeordneten  zusammenhangslosen  Aggregat  völlig  diskontinuir- 
hoher  Walumehmungsfragmente  bestehen  kann,  welche  zu  ihrer 
Bationaiisurung  d.  h.  Ordnung  und  geistigen  Verbindung  dnes 
ganzen  Slystems  überempirischer  Prinzipien,  sogenannter  Literpo- 
lationsmaximen  bedürfen. 

Die  Leiire  sträubt  sich  vergebens;  das  rein  Thatsächliche 
allein  führt  sie  in  allen  Ewigkeiten  nicht  zu  emem  AbschlussCi 
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zu  einem  zusanimen{ja,sseQden  Üilheile;  zu  einer  geistigen  Beherr- 
schung des  Stofißes:  die  angehäuften  Daten  können  bei  gntem 
GedachtniBs  zur  Erweiterung  der  Kenntniss»  aber  an  aich  nie  xur 
Erkenntniss  führen.  Die  Methode  übersieht  in  ihrem  Gewdlke 

von  Details,  dasB  nicht  alle  Daten,  deren  sie  habhaft  werden 
kann,  als  technisches  Material  schlechthin  dienen  können;  dass 
sich  hierzu  eben  nur  diejemgeu  eignen,  welche  neben  zahllosen 
irrelevanten  als  materielle  Erscheinungsträger  eines  bestimmten 
Eechtsgebietes  sich  darstellen.  Diese  als  wesentliche  Momente 
der  TerBchiedenen  Lebenskreise  des  socialen  Organismus  herroi«- 
tretenden  Thatsachen,  sind  yermittelst  eines  objectir  dialektischen 
Verfallrens  aiifzusuclieu  und  darzulegen,  weil  nui'  sie  allein  diu 
juristische  Seite  der  reinphysisclien  Lebensverhältnisse  darstellen 
und  sie  allein  die  Substanzürung,  die  Verwirklichung  deiEechts- 
idee  bezeugen. 

Sodann  aber  TerüBllt  die  sociologische  Methode  bei  der  Be- 
tonung der  positiven  gegenüber  den  ideellen  Potenaen  naturgemiss 

in  den  Fehler,  dass  sie  aus  einer  betrachteten  Kombination  von 
melirfachon  Erscheinungen,  beliebig  bloss  eine  als  für  sich  be- 
steiiend  lingirt,  sich  hierdurcli  dto  Untersuchung  erleichtert,  dies 
einzelne  Moment  ferner  ergründet  und  dann  meint,  es  sei  ihr  Aus- 
spruch über  die  Natur  und  Wesenheit  dieses  isolirt  gedachten 
Moments  audi  da  noch  giltig,  wo  von  dem  Konflikte  jener  Lebens^ 
erscheinung  mit  den  übrigen  wieder  die  Rede  ist.  Sie  bedenkt 
nicht  immer,  dass  diis  aus  einer  Siluiition  herausgerissene  Moment, 
durch  dieses  Isolirtwerden  eine  ganz  andere  Bedeutung  erhalte, 
eine  ganz  andere  Natur  und  Wesenheit  annahm,  als  ihm  zur  Zeit 
zukam,  da  es  noch  der  thatsächlich  immer  nngetrennt  bletbendea 
Einheit  der  Phaenomene  zugehorte.  Wenn  ein  aus  einer  Kom- 
bination herausgerissenes  Glied  wieder  in  die  Kombination  znrfiok- 
gcducht  wird,  so  li.it  sich  die  Natur  und  Wesen heit  jenes  Ghedes 
durch  den  Zurücktritt  in  die  Kombrnation  nicht  eUsa  so  geändert, 
dass  mm  bloss  neu  hinzugetretene  Momente  hinzu  addirt  worden 
müssten;  nein  es  hat  sich  die  ganze  Struktur  und  Natur  der  ^ 
dachten  Thatsache  Tollständig  yerSndert>  so  dass,!wenn  ihre  geistige 
Verwerthung  beabsichtigt  ist,  die  Wiederau&ahme  des  ganzen 
Dciikprozcsses  unter  den  geänderten  Umständen  zur  unerl.^ 
Uchcn  Vorbedingung  walirhaft  wissenschalUicher  Arbeit  wird. 
Zuzugeben  ist  dabei|  dass  freihch^  alle  empirische  Wahr* 
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nebmimgen  ihrer  Natur  nach  nothwondig  particiülir  sind,  donn 
sie  gehen  von  der  Untersuchimg  des  £iiiaekien  ans.  An  sich 
wohnt  Ihnen  hoher  Werth  inne,  insofeme  sie  dem  Bedürfiiisse 
nach  indi?idne11er  Erfahrung  abhelfen;  emen  wissenBchaftlichen 

Werth  orlifilten  sie  aber  erst  dann,  wenn  sich  in  ihnen  im  Wege 
der  Vertheilunp;  und  Verbindung  eine  Beherrschung  des  Stoffes 
durch  die  Form  offenbart.  Wenn  alle  Theile  mit  einem  gewissen 
Gerade  ron  Nothwendigkeit  zu  einem  Ganzen  verknilpft  erscheinen, 
nnd  sie  In  einem  Inneren  VerhSttnlss  der  Eigünzung  und  Ver- 
hindnng  stehen.  Wir  sind  auch  hier  nicht  von  der  Meinung  ab- 
zu}}ringen,  dass  in  dem  richtigen  Spiachgehrauch  unserer  Zeit 
unter  Wissenschaft  nur  ein  Inbegi-iff  von  Kombinationen  ver- 
standen werden  kann,  und  zwar  solcher  Iruchtbarer  Prinzipieu, 
welche  in  zweckmässiger  Anordnung  erklärend,  einen  Theü  des 
manigfaltig  verzweigten  Seins  ausschöpfen.  Unser  Denken 
soll,  wenn  es  zur  wissenschaftlichen  Form  vorschreitet, 
ein  in  logischer  Beziehung  sich  genügendes  System  des 
Materiellen  sein.  Jede  Wissenschaft  muss  also  einen  in 
sich  geschlossenen  Cyklus  zusammengehöriger  Anfangskenutnisse 
(Axiome),  Vermittlungs-  und  Folgesätze  enthalten,  für  deren 
Gruppinmg  ein  leitendes  Prinzip  aus  der  Summe  der  zu  ordnenden 
Erscheinungen  za  gewinnen  ist.  Ein  solches  Prinzip  wird  sich 
jedesmal  &kden  müssen,  wenn^eich  zuweilen  Schwierigkeiten 
dariiber  entstehen  können,  welchem  Prinzip  der  Vorzug  gehühi-t; 
—  aber  keinem  wissenschaftlichen  Geiste  kann  jemals  ohne  ein 
solches  Prinzip  ein  chaotisches  Aggregat  von  innerlich  unver- 
hundenen  wenn  auch  noch  so  sicheren  Thatsachen  genügen. 

Man  wird  uns  wohl  desshalh  nicht  zu  den  Ohscuranten  zählen, 
denen  die  neue  Forschungsrichtung  überhaupt  in  die  Quere 
kommt;  —  wir  begrilssen  vielmehr  freudigst  jedes  Kömchen  ge- 
haltvoller Beobachtung,  jeden  Schimmer  der  durcli  Sunnenlenien 
von  uns  getrennten  ewigen  Waluheit.  Allein  wir  können  uns  —  und 
das  ist  das  Besultat  unserer  Betrachtung  —  von  der  gewonnenen 
Ueherzeugung nicht  losmachen  erstens,  dass  die  in  den  Speichern 
der  Ethnologie  aufgehäuften  imgleichwerthlgen  Daten  juristischer 
Natur  zur  Zeit  noch  keinen  zuverlässigen  Ucberblick  über  das 
Miuiss  der  Leistungsfähigkeit  dieser  Forechungsrichtung  im  Gebiete 
des  Rechts  gestatten  und  dass  zweitens  Post's  starre  Ablehnung 
eines  jeden  individuellen  Urtheilsmaasses  eine  wissenschaftliche 
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Verwerthung  jenes  empirischen  Materials  so  gut  wie  ttnmdg^di 
macht.  Bastun,  die  vorndmiste  tragende  Kraft  dieser  Lehre 
anf  deutschem  Boden  fordert  Ton  seinem  Standpunkte  ans  mit 

gutem  Reciite  Thatsachen  auf  Tlmtsaclieii,  ihm  schwebt  als  an- 
zustrebendes Ziel  eine  Gedaiikciistatistik  vor  Augen,  die  das 
organische  Wachsthum  des  Geistes  in  Kecht,  Sitte,  Kunst  u.  s.  w. 
in  den  gesetzmässigen  Umwandlungen  seiner  Produkte  erfassen 
soll.  gDas,  was  wir,  unsere  Mitmenschen  denken,  was  unsere 
YorÜEihren,  ihre  Mitmenschen,  deren  Vorfahren  dachten,  das,  was 
die  Moiisclilieit  denkt,  muss  verstanden  werden,  \iie  jedes  Er- 
zeuguiss  des  harmonischen  Ko^iücis,  verstanden  in  seinen  Re- 
lationen, in  seinem  gesetzlichen  Zusammeuwirkeu^')^.  Dazu  gehört 
aber  ein  endhches  Heraustreten  aus  dem  Gkwirre  der  Er- 
scheinungen; speziell  im  Gebiete  des  Rechts  muss  der  Thatsachen- 
zfihlung  die  Ordnung  der  juristisch  relcTanten  Thatsachen  folgen, 
die  Kritik  der  auf  ihre  ge^jenseitige  Verwandtschaft  oder  Ab- 
stossung  wisHenschaftlich  geprüfter  Daten,  ihre  Werthmessung, 
ihre  Verbindung  durch  juristisclie  Constmction  und  ilire  Ein- 
ftigung  unter  wirksam  erkannte  Gesetze  durch  juristische  Doginatik. 
So  lange  diese  Vorarbeit  noch  aussteht,  so  lange  eine  solche 
Klassificalion  und  Ordnung  der  EechtsschÖpfungen  aller  Völker 
nicht  Tolkogen  ist,  so  lange  kann  auch  von  einer  Bechtswisaenschaft 
auf  sociologiseher  Basis  ebensowenig  die  Rede  sein,  wie  von  einer 
Universalrechtsgeschichte,  will  man  nicht  anders  dem  holien  Werüio 
des  Mittels  dadurch  geistigen  Abbinich  thun,  dass  man  sich 
einer  consequenten  Verwechslung  desselben  mit  dem  fernen  Ziele 
schuldig  macht.  Will  man  aber  schon  auf  Qrund  des  Torhandenen 
Materials  an  jene  klassificatorische  fachwisscnschaftliche 
Arbeit  schreiten,  dann  mnss  man  auch  zu  jenem  Heraustreten 
ans  der  Zahlenreihe  an  irgend  einem  Punkte  ent.s«  lilussen  sein, 
nicht  aber  mit  Post  das  Ablaufen  des  nie  versiegenden  8troiaes 
abwarten  wollen. 

Der  uns  innewohnende  Drang,  der  synthetische  Trieb  Te^ 
langt  nach  einer  Entzifferung  des  Bechtslebcns,  er  fordert  eine 
Verknüpfung  aller  Reelitserscheinungen  zu  einem  begreiflichen 
Ganzen,  aber  wir  fühlen  auch  zugleich,  dass  das  Band  des  ge- 


B.  BAsnAir,  Der  Mensch  in  der  Qeeebichte,  III.  Bd.  Polit.  Ptjdwilosie. 
8. 428  fg. 
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sachten  Zusammenhanges  nicht  wieder  „Thatsache^^  nämlich 
wahrnehmhare  Erscheinung  sein  kann,  sondern  nothwen^g  jenseits 

aller  nKiijlichen  Erfahrung  liegen  muss.  Wir  können  immer  nur 
einer  Miiiimalfraktion  des  Gesammtrechtsbewusstseins  der  Mensch- 
heit zum  Ausdrucke  verheilen.  Das  heisst  aber  mit  anderen 
Worten,  daas  wx  den  wnablässigen  Fluctuationen  der  rechtlichen 
Gebilde  und  dem  entsprechenden  Biosiegen  vergänglicher  zeitlich 
zufälliger  Rechtsformen  an  irgendeiner  SteUe  durch  zusammen- 
fassende Bej^riffHbildung  ein  vorliiutitjos  Halt  gebieten  müssen*^). 
Dass  diese  Begnffsbildung  angesulits  der  ewigen  Zufuhr  neuer 
Daten  immer  nur  eine  provisorische^  eine  Losung  auf  Widerruf 
iaty  ist  ebenso  sicher,  wie  der  Umstand;  dass  der  logisch- 
p^chologisohe  Niederschlag  des  „Begriffes"  die  Werkstätte 
meiner  individuellen  Urtheilskraft  durchlaufen  muss.  Damit 
ist  iihcY  als  Ergebniss  feststehend,  dass  auch  die  neue  licchtslehre 
die  Durrhiraugsstelle  des  individuellen  Rechtsbewusstseins,  dos 
individuoUen  Maassstabes  fiir  gut  und  schlecht,  fiir  recht  und 
unrecht  principiell  ebensowenig  wird  entbehren  können,  wie  die 
ältere,  von  der  sie  sich  nur  durch  das  erweiterte  Maass  der 
methodologischen  Hlflfsmittel  unterscheidet.  Ihr  neuer  Forachungs- 
behelf  beruht  eben  darin,  dass  sie  durch  Vorfilhrung  eines  er- 
reichbar grösstcn  Koutrolmaterials  aus  jedem  individuellen  IJrtheil 
über  Recht  und  Unrecht  soweit  als  niöf^lich  alle  durch  die  Er- 
scheinungswelt nicht  verificirten  Urtheilsmomente  ausscheiden 
lässt.  Darum  bleibt  ihr  Urtheü  aber  doch  immer  individuell  und 
sulgektiv,  selbst  wenn  wr  uns  die  Filtrirschichten  ethnologischer 
Daten,  welche  es  vorher  durchlaufen  musste,  f&r  endgültig  complet 
und  geschlossen  denken  könnten.  Wir  stehen  mit  dieser  Be- 
hauptung aber  auch  zugleich  auf  dem  eigenen  Boden  Pos  r's,  der 
ja  selbst  sein  System  von  der  (Trundwahrheit  resigoirt  ausf^elien 
läs8t^*)y  dass  wir  aus  dem  Doppelbilde  sinnlicher  und  seelischer 
Welt,  in  welches  wir  hineingeboren  werden^  ganz  vergeblich  einen 
Ausgang  suchen. 

Im  Zusammenhange  dieser  Gedanken  ergibt  sich  daher  als 


**)  S.  lUmrsBNS  Aufsatz:  Ist  eine  Rechbiphilosophid  Überhaupt  möglich, 
ia  der  Z.  f.  vergl.  RcchUw.,  Bd.  3,  S.  219  fg. 

**)  a.  a.  0.  S.  2.  8.  dam  meb  BOmilih,  Ueber  iocialo  Geifltie  in  d<r 
Zdtachr.  f.  d.  g«s.  StaatawbaoDsdiaft,  1868. 
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Resultat^  dass  die  sociologische  KechtslehFe  an  den  beiden  be- 
zeichneten Punkten  über  den  selbst  gesteckten  Rahmen  hmans- 
wachsen  mnss,  will  sie  sich  anders  vor  dem  Schicksal  bewahren, 

von  \velclicm  das  in  den  Zielpunkten  vielfach  übereinstimmende 
Problem  der  Gejichichtspliilosophie***)  so  bald  ereilt  worden  ist. 

Jene  ^  orknüpfimg  der  Erscheinungen  zu  einem  begreifbaren 
Gamsen  durch  Bildung  zusammanfiuasender  Begriffia  wird  es  dir 
erst  ermöglichen  den  Nachweis  m  bringen^  dass  das  Yerhaltai» 
der  aufgedeckten  relevanten  Thatsacben  ein  organisches  und  kein 
chaotisches  ist*').  Und  die  Unterstellung  des  sociologischen 
Materials  —  seine  gewissenhafte  Verification  immer  voraus- 
gesetzt —  unter  das  Richtmaass  des  individuellen  Hechts* 
bewttsstseins  gibt  erst  der  der  Wirklichkeit  abgelauschten  Bildungs- 
geschichte des  menschlichen  Beohts*')  die  pädagogische  Enft 
einer  Anleitung  zur  Erziehung  des  sittlichen  WiUens.  — 


8.  Das  sociologische  Problem  in  Gvmplowioz's  Rasscnkampf. 
Vgl.  KoHLBB's  Rccensionsabh&ndlang  in  Bd.  lY,  d«r  Zeitaehrift  fli 
fergL  B^^tswixsenschsft  8.  288  tg, 

*^     Ibbbimo.  Zweck  Im  Becht  Bd.  II  Die  Ethik  der  Zaknnft  S.  130  f^. 
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ÄNht*  fir  «■•ftIlUfeM  BmM  I.a. 


Zur  Aufll^fimg  des  art.  80  der  Beiclisvexlassuiig« 


III 


Vom 

AmtBiichter  Altsbcamn, 

ta  Vuea  bei  BwUn. 

Die  ReichsTer&stui^  schreibt  im  art.  80  vor: 

Kein  Mitglied  des  Beiclistags  darf  sni  irgend  ein^  Zeit  wegen 
seiner  Abstimmting  oder  wegen  der  in  Ausübung  seines  Bcmifea 
gethanen  Aeusserungen  geriohtlich  oder  disciplinarisch  verfolgt  oder 
ausserhalb  der  Versammlung  Sur  Verantwortong  gezogen  werden. 
In  jüngster  Zeit  ist  die  Frage  aufgeworfen  word^  ob  diese  Voi'schrift 
den  Heiehstairsinitgliedon  auch  in  Ansehung  der  gesetzlichen  Zeugnissjiflicht 
eine  Ausnahmestellung  gibt.  Man  hat  im  Reichstage  diese  Frage  bejaheml 
beantwortet  und  T.ur  Bej^ründmig  Folgendes  f^fltend  gemacht:  art.  30  wolle 
die  Freiheit  der  Abstiiimmii}^'  uiul  dio  Rrdcfreiheit  der  Abgeordneten  siclieni. 
Der  Abp^cordnete  solle  nicht  gemUliiii^t  sein,  wegen  seiner  Abstimmung?  orb'r 
Nvt'irt  n  der  in  Ausübung  seines  Ik-rufs  <:^'ethanen  Acussci  im<i(  ti  \<»r  ir>:riid 
dm  r  obrigkeitlichen  Instanz  Rede  und  Antwort  zu  btehuu.  iSuuach  aVior 
müssteu  die  Schlussworto  des  art.  30 :  der  AbLreordnete  darf  nicht  ^zur  Ver- 
antwortung ^(-/.ogcii  weiilen**  —  als  glcielil»edeuteii J  versititüdcu  werden  mit: 
der  Abgeordnete  darf  nicht  „vor  die  Obrigkeit  'gestellt  werden"  —  insbe- 
sondere auch  nicht  als  Zeuge  j  art.  30  schliesac  aumit  auch  dcu  Zcugiiiss- 
2wang  aus.  Dies  müsse  um  so  mehr  angenommen  werden,  als  auch  hin- 
richilich  der  Geistlichen,  Rechtsanwälte  und  Aerztc,  welche  nicht  günstiger 
gestellt  sein  konnten  als  die  Beichstegsmitglieder,  nach  §  5S  der  Straf« 
processordnung  (ffir  das  Stra^ifrhrcn)  eine  Ansnahme  vom  Zeugnisszwange 
hcataade.  Zndon  seien  die  Sohlnssworte  des  art.  vresm  man  sie  nicht 
auf  die  Zeugnisspflieht  besiehoi  wolle,  überflüssig  und  sinnlos. 

Diese  Aigomentation  nnd  die  darauf  gegründete  Ansicht  erscheinen 
nicht  latreffend. 

Angenommen,  sie  wiren  intrefibnd.  Angenommen  also,  art  80  be- 
■sgle  in  der  ScUnssbestimmong: 

Ein  Mitglied  des  Reichstags  darf  .  .  .  wegen  der  in  Aus- 
übung seines  Berufs  gethanen  Aeusserungen  .  .  .  nicht  zur  Ver- 
antwortung gezogen,  das  ist:  nicht  vor  die  Obrigkat  gesfellf  werden 
insbesondere  auch  nicht  behufs  seiner  Vernehmung  als  Zeuge. 

80* 
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Alsdann  könnte  diese  HeRtiinmunfr,  soweit  sie  «lie  Zeugnisspflicht  l>e- 
träfe»  nur  auf  zweierlei  Art  ausgelegt  werden.  Entweder, 

Erstens  dahin:  es  darf  von  einem  Abgeordneten  über  in  Ansübun? 
seines  Bei  ufos  geäusserte  Thatsachen  ein  Z(  uirniss  nicht  verlaner^  werden. 
DaiTiaeh  würde  der  Abgportlnett^  liin-^iclit lieh  mIIps  dessen,  was  <  r  in  Aus- 
übung seines  Berntes  einnuii  geäussert  iuit,  das  Zeuguiss  verw  ciift  i "  kömcn. 
(ileirhgüitig  wäre,  —  da  ja  Art.  30  eine  solche  Unterecheiduug  uicbt 
macht,  — 

1.  ob  es  sich  um  'J'li:»t>achen  handelte,  welche  dem  Ab^Tonlneten  in 
dieser  Eigenschaft  vertraut  worden  n<lpr  nm  I>inge,  welche 
demselben  privatim,  vielleicht  lange,  ehe  »  r  sein  Mandat  erlangt 
hat,  l»ekannt  (rowordou  .'»iud.    (Tleiehgültier  würe: 

2.  ob  das  Zi  ug^mss  in  einem  durch  die  AeuHserun^:  <lt  s  Al)ir<'ortlneten 
Vera  11 1  ii  ssten  oder  in  einem  bereits  vordem  a  ii liii  ii i etM)  \'i  r 
fuhrtu  verlangt  würde,  sowie  ob,  ausser  der  Ix  t ictV.Mideu  Tltai- 
Sache  selbst,  etwa  auch  die  Wissenschaft  des  Abgf 'Uilueieu  um  dio?e 
Thatsaehe  der  Anklagebehörde  resp.  dem  Angeklagten  oder  (im 
bürgerlichen  Rechtastcitc)  der  Prozesspartei  bereits  vorher 
bekannt  waren. 

Beispiel:  Ein  Abgeordneter,  welcher  erst  einige  Monate  im  Be- 
sitze seines  Mandates  ist,  erwähnte  im  Reichstage,  das9  er  vor  Jahres- 
frist von  etnem  ge«rissen  verbreeheritchim  Treiben  K»UDtius9  eriialten  — 
vielleicht  durch  direkte  eigene  Wahrnehmung,  jcdeofiills  als  PrivatmanD,  ds 
er  ja  damals  noch  nicht  Beichstagsmitglled  war.  Der  Abgeordnete  wQnle 
zum  Zeugnisse  über  seine  Wahrnehmungen  nicht  angehalten  werden  kouini. 
Oder:  Bei  der  Berathung  über  die  Forderang  für  einen  GrandstücksankaaT 
oder  dei^l.  erwihnte  ein  Abgeordneter,  dass  er  aus  seiner  Jugendzeit  dei 
Bestehens  resp.  der  Ausübung  einer  (jetzt  streitigen)  Gerechtigkeit  an  dem 
Grundstücke  sich  entsinne.  Auch  in  diesem  Falle  würde  der  Abgeordnete 
über  sein  Wissen  im  Prozesse  nicht  als  Zeuge  vernommen  werden  dürfen. 

Ja  CS  yr&te,  nach  dem  oben  zu  S  Gesagten,  in  den  beiden  angegebeneu 
Füllen  die  Verweigerung  df  s  Zeugnisses  selbst  dann  zulässig,  wenn  zu  der 
Zeit,  wo  der  Abgeordnete  im  Reichstage  seine  Aeussening  that,  die  l»e- 
treffenden  Thatsachen  und  vielleicht  nueh  die  Wissenschaft  des  Abgennin.  ton 
um  dieselben  der  Staatsanwaltschaft,  bezw,  (in  dem  bürgerliehen  Rechts- 
streite) der  Prozesspartei  schon  bekannt  waren,  oder  selbst  die  Benennaog 
des  Abgeordneten  als  Zeuge  schon  ert'olgt  war. 

Diese  letztere  Consecjuenz  fiele  allerdings  weg,  wenn  man  vielmehr 

Zweitens:  den  art.  30,  auf  <lie  Zeugnisspflicht  bezogen,  dahin  aus- 
legen wollte:  wegen,  d.  Laus  Anlass  von  Aeusserungen,  die  ein  AI» 
geordneter  in  Ausübung  seines  Berufes  gethan,  darf  derselbe  nicht  zum  Zousr 
nisse  angehalten  werden.  Bei  dieser  Auslegimg  blieben  von  der  Ausnahme- 
bestirnmuntr  inilieriihrt  diejenigen  Fälle,  wo  die  von  dem  AbcreordiH^teu 
erwähnten  That'^aidicii  l»ezw.  die  Wissenschati  de«  Abfje(^rdn<  leu,  schon  ein* 
dif  AfM]«!5!ening  fiel,  bekaniil  waren,  oder  5rwar  erst  uacbbcr,  aber  unabhängig 
von  jener  Aeusserung  bekannt  geworden  sind. 
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Attein  «ach  bei  dieser  Andeguunr  wäre  nach  dem  Gesetze  kein  üilter- 
ßchied  zu  machen  zwischen  dem,  was  der  Abjioordncte  in  dieser  Eipfcn- 
Schaft  und  dem,  was  er  i»riviitim  erfalircii  Imt.  Ueberdies  alx  t  wäre 
eine  Bestunmung,  wie  die  in  Kedo  sichende  praktisch  guu;  uudurchfuhrbar. 

In  wie  vielen  Fallen  würde  sich  feststellen  lassen,  olj  derirniire,  welcher 
eine  Person  als  Zennrcn  l>onennt  (sei  es  der  Staatsanwalt,  der  Angeklagte 
*y*\ev  <in«  PrnzpffjKutci )  v(in  dnr  Wissenschaft  dieser  Person  und  den  in 
üir  Wissen  geateilten  Tliatsucln  ii  »  ist  dureh  rinp  Ar!i«f?r»ninj?  Konntni«««  er- 
langt hat,  die  der  Zmiiro  etwa  in  srinn  Kiu'''iis^cli;i)l  als  Abgeordneter  gethan  ? 
Oder  sollt*'  der  Richtvr  von  dein  licweisl'ührrr  den  Nachweis  verlan^ren.  dass 
er  diese  Keuutniss  schon  früher  besessen  oder  dm&  er  sie  zwar  später,  aber 
uuabhaugig  von  der  Aeussenmg  de«  Abgeordneten  erwoil)cn  hat? 

In  jedem  Falle  führt  SimacL  die  Annulime,  dass  art.  iiÜ  aiich  auf  die 
Z«'nirniss|»flicht  zu  beziehen  sei,  zu  Conse(iuenzeii,  welche  schon  für  sich 
allt'iu  genügen  dürften,  jene  Annahme  als  irrig  erkennen  zu  lassen. 

Hierzu  tritt  aber  Folgendes : 

Während  ari.  auf  die  Zeti':[]i~-i»tlicht  be/-ug<,*u,  einerseit«  writ  iilter 
das  Ziel  hiuausti'!i<l'-se,  iu  so  fern  liiü-ielil lieh  der  Befreiung  Vuni  Zi  u-miss- 
zwaug  nicht  nutersi  liieden  wurde  zwischen  d- m,  w:is  dem  Abcr*M)rdneten  in 
dieser  Eigen  sehaft  und  dem,  was  ihm  privatim  bekauut  geworden 
ist,  crwacse  andrerseits  die  Vorschriil  des  art.  30  sich  als  viel  zu  eng. 
Keineswegs  wären  den  Abgeordneten  dieselben  Rechte  gewährt,  weU  he  ij  52 
der  Strafprozessordnung  den  Aerzten  etc.  einräumt.  Denn  dieser  Paragraph 
bestimmt,  dass  Aerzte  und  Rechtsanwälte  sowie  Geistliche  das  Zeugniss  \er- 
weigem  können  in  Ansehunfr  dessen,  was  ihnen  bei  Ausübung  des 
Bernfes  bezw.  der  Seelsorge  anvertraut  ist.  Art«  30  aber  schlösse 
den  Zengnisszwang  nur  aus  in  Ansehung  von  Thatsachen,  welche  der  Ab* 
geordnete  in  Auaubung  seines  Berufes  geäussert  hat  (verbis  „wegen  der 
von  ihm  in  Ausübung  aeinea  Berufes  gethanen  Acuflserungen").  Gerade 
hittiichtlidi  solcher  ihm  auTertmuten  Dinge  also,  welche  der  Abgeordnete 
als  zur  Veröffentlichung  ungeeignet  im  Reichstage  nicht  mittbdlt,  müsste 
er  Zeugniss  ablegen,  sofern  seine  Wissenschaft  in  irgend  einer  Art  bekannt 
geworden  ist,  oder  auch  nur  vennuthet  würde. 

Wahrend  also  dem  Abgeordneten  privatim  bekannt  gewordene 
Thatsachen  ganz  ungerechtfertigter  Weise  dem  Zeugnisaswange  entzogen 
wären,  fielen  gerade  die  diskretesten  Dinge,  welche  dem  Abgeordneten  in 
dieser  Eigenschaft  anvertraut  sind,  unter  den  Zeugnisszwang. 

Diesen  Erwägungen  gegenüber  wird  man  sich  der  Uebenseogung  kaum 
verschliesaen  können,  daas  art.  30  auf  die  Zeugnisspflicht  nicht  zu  beaiehen 
ist.  Hierfür  spricht  auch  eine  Heihe  positiver  Momente. 

Zunächst  der  Wortlaut  des  art.  30.  Jemanden  »zur  Verantwortung 
ziehen"*  für  gleichbedeutend  erachten  mit:  „ihm  ein  Zeugniss  abfordern'^ 
heisst  doch  wohl  der  Sprache;  einige  Gewalt  anthun. 

Art.  30  enthalt  sodann  ein  Verbotsgesetz.  Das  Verbot  ist  ein  im 
Od'eiitlichen  Interesse  erlassenes  absolutes.  Es  ist  zweifellos,  dass  gegen 
einen  Abgeordneten  wegen  Beintf*  Absammung  im  Keichstage  oder  wegen 
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AeimeniilgQD,  die  er  in  Ansfibung  seines  Berafs  gethan,  selbst  nii  muBt 
Zustinunimg  ein  Diseiplinanrerfiahren  oder  eine  lujurienklage  nicht  eingeleitet, 
eine  Anklage  nicht  erhoben  werden  dürfte.  Will  man  aber  art.  80  auch  anf 
die  Zengnisspflicht  beliehen,  so  musa  das  Verbot  in  so  weit  des  absoluten 
Charakters  entkleidet  werden.  Denn  auch  nach  der  hier  bekämpften  Auf- 
&ssmig  wSre  ja  die  Vemehmong  eines  Abgeordneten  als  Zeuge  nicht  mbaoloAi 
sondern  nur  gegen  den  Willen  des  Abgeordneten  unzulässig. 

Art.  30  bezweckt  ferner  —  darüber  dürfte  kein  Streit  sein  —  den 
Schutz  der  Abstimmungs-  und  der  Redefreiheit  der  Refchstagsmit- 
glieder.  Das  Privileg  aber,  um  wolcho«?  os  9ich  hei  dem  Streit  um  die  Ans- 
legimg  des  art.  30  in  Wahrheit  handelt:  dass  nämlich  der  Abgeordnete  über 
Dinge,  die  üim  in  dieser  Eigenschaft  anvertraut  sind,  als  Zeuge  die  Aussage 
soll  verweigern  können  —  dies  Privileg  berülirt  die  Redefreiheit  nur 
ganx  eilt  lernt.  In  der  Hauptsache  läge  dieses  Privileg  ebenso  wie  das  ent- 
sprechende der  Aerzte,  Rechtsanwälte  und  Geistlichen  auf  einem  anderen 
Gebiete,  auf  dem  des  Schutjsefi  vertraulicher  Mittheilungen,  welche  im  Hin- 
blick auf  einen  bestimmten  Beruf,  eine  l>esoudere  Lebensstellung  gemacht 
sind.    l^:ii  -ülches  i'nvilcir  hat  im  art.  30  nicht  seine  Stelle. 

Endlich  bestätigt  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  art,  30 
die  hier  vertretene  Aulfassuug.  Es  findet  durch  dieselbe  insbesondere  das 
Argument  seine  Widerlegung,  welches  darauf  gestützt  wird,  dass  die  Schlnss- 
wortc  des  art.  30:  „noch  sonst  ....  zur  Verantwortung  gezogen  werden* 
überflüssig  and  sinnlos  wären,  wenn  man  aie  nicht  auf  die  Zeugnisspflidii 
bestehen  wollte. 

Art  80  der  Reichsverfassung  Btimmt  wortlidh  fiberetn  mit  dem  |  IflO 
der  Ton  der  Kaüonalveraammliing  m  VmMart  a.  M.  beeddonenen  Yer* 
faesung  für  das  Deutsche  Reich  vom  9&  Man  1848. 

Der  JBSntwurf  des  „Deutschen  Reiohsgrundgesetzes*' ,  welchen  am 
26.  April  1848  die  17  «»Hanner  dea  offentlidien  Verinraena*  der  Dentaskes 
Bnndesversanunliing  alt  Gniachten  nberreidiien,  hatte  folgende  BestiaiiiniB|^ 
voigesohlagen:  (§  90  Sati  8):  Die  Mitglieder  des  Beiehiiags  „kdmien  wegen 
ihrer  Aenflsemngen  im  Hauae  an  keinem  anderen  Orte  sor  Beeheatekaft 
geaogen  werden«^ 

Dieser  Sata  erhielt  In  dem  von  der  Kommisrion  der  NatioDslTer' 
samminng  m  Frankfiiri  a.  M .  ausgearbeiteten  Bntworfe  einer  Denfsoben 
Rdcfasver&ssang  iölgende  Gestalt: 

(§  34):  Kein  Mitglied  des  Beiehstagea  darf  an  irgend  einer  SSeit  wegw 
seiner  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Aosfibong  seines  Bemfr  gethaseB 
AeuBserungen  geriohtlieh  vnfblgt,  oder  nmst  ansMihalb  der  YemamlBog 
aar  Verantwortong  gesogen  werden*. 

Bei  der  ersten  Lesung  des  VerfiMsnsgBentwmrft  (m  der  Sitsong  Tom 
88.  Deaember  1848  in  der  Panlskirche  su  FranUbrt  a.  M.)  beanAiagteD  die 
Abgeordneten  RmBLy  HASDfOudB,  Hbdibicb  SmoN  n.  A.:  im  HrnUick  aaf 
die  nenesten  Vorgange  in  Fk^nseen  nach  dem  Worte  ngerichtücb*  einnlBgtB 
^oder  diuiplinariseh". 

Dieser  Antrag  wnrde  ohne  Diakuasion  angenommen« 
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(WWBäXDt  fltenogr.  Beriöhie  der  KatioiitlTenaiiunlasg  zn  Frankfurt. 
Bd.  6  8.  8803,  Bd.  8  8.  4886). 

Dttnit  liatle  §  190  der  von  der  NatiosalTemmml 
beedüoMeneii  Bdehsvetfimcmg  diejenige  Geefadt  gewonnen,  in  iraloher  diese 
Bestimmnog  bk  dae  WaUgesets  vom  Ift.  Okiober  1888  (fiur  die  WaUen  nun 
Beidirtage  dei  Noiddeotsehen  Bimdea)  nnd  aodann  in  die  Vei&Mang  des 
Norddeatachen  Bondea  bea.  die  DeolMsfae  Reiebarerfhaanng  ttbeigii^. 

Hierana  eiigiebt  aioh;  Kaoh  der  orsprOngliohen  Vumag  der  Bettim- 
mnng  in  der  Beiehareifiuiang  von  1649  war  nur  die  gerichtliolie  Ver- 
folgung mnadrficklioh  unterMgt^  im  üebrigen  aber,  um  anoh  jede  sonstige 
Yerfolgung  auszuschlieoen,  das  generelle  Yerboi  beigefugt:  dass  der  Abge- 
ordnete auch  r-^oQst"  Busserludb  des  Hausos  nicht  zur  Rechenschaft  gez<^(en 
werdoi  dürfe.  Unter  dieaes  generelle  Verbot  mnssten  insbesondere  anoh 
disciplinare  Massregelungen  fallen.  Mit  Recht  war  es  deshalb  weder  von 
i\or  TvoTTimission  der  Nationalversammlunn'  noch  bei  der  ersten  Lesung  des 
Kutwurfs  im  Plenum  für  nöthip"  emchtet  worden,  die  T"''Ti7ulässi<;kcit  der  dis- 
ciplinaren  Verfol^in^r  lifcnndci-^  au^7ii«prccli(.'n.  Dadurch  aber,  dass  dies  in 
n.  liCsung  (auf  den  Arifiai:  Kiehl  und  (icu,)  aus  übcrprosser  Yorsiclit  „im 
Hinblicke  auf  gewisse  Vorgänge  in  Preussen"  dennoch  gesell ali,  gewann  selbst- 
redend das  generelle  Verbot  am  Schlüsse  des  art.  120  keine  andere  Be- 
deutung. Dasselbe  besagt  nach  \vio  vor,  dass  ausser  der  gerichtlichen  und 
der  diäciplinaren  auch  jede  sonstige  Verfolgung  (ausserhalb  dcii  Ilausei») 
ausgeschlossen  sein  solle. 

Allerdings  aber  erfuhr,  indem  aneh  die  diaotplinarB  Verfolgung  ans- 
drücklioli  ontersagt  wnrde,  die  Anwendbaikeit  des  generellen  Verbotes 
thatriUdüieh  dne  bedeutende  Binsokiinkang.  FBr  inhaltslos  kann  indess 
dieses  Verbot  anck  gegenwlrtig  nieht  erachtet  werden.  Mian  setae  s.  B. 
den  FaO,  es  gffbe  die  Gesetsgebong,  am  sociaGstisdie  StrSmongen  ans  den 
gewerbliehen  Innongen  fera  so  balten,  der  Ao&ioktsbehorde  die  Befogniss, 
Lmongsmitgliedert  welofae  öffentlich  aocialistisohen  Bestrebungen  huldigten, 
ana  der  Innong  an  entfernen  oder  von  der  Ausübung  gewisser  Seohte  der 
Innungamitg^edor  aoamschlies^rn  Art.  30  der  Reichsverfossung  würde  ver- 
hindern, dass  ¥0n  einer  solchen  liefugiiiss  Gebnuich  gemacht  würde  wegen 
AeuBsenmgen,  welche  Innnngsmitglieder  im  Beiebstage  als  Mitglieder  des- 
selben gethan  haben. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  den  Lehrbüchern  des  Deutr 
sehen  Staatsrechts:  von  v.  Rönne,  Laband,  H.  Schulze  und  Mkyer. 
welche  sich  sämmtlich  mehr  oder  minder  ausführlich  über  art.  30  der  Reiclis- 
verfri^'^f.iig  verbreiten,  mit  keinem  AVorte  die  Meinung  angedeutet  ist,  nt.  '60 
sei  aucii  auf  die  Zeugnisspflicht  zu  beziehen.  Labant)  hat  überdies  (SLuata- 
recht  des  Deutsehen  Keiches  Band  III.  Seite  179  ff.)  der  Erörterung  der 
gesetzlichen  Zeugnisspflicht  und  der  in  Ansehung  derselben  bestehenden 
Ausnahmen  einen  besonderen  Abschnitt  «^eNviiimet,  wähn  ud  Scuulze  (Lehr- 
buch des  Deutschen  Staatsrechts  Band  I  S.  487)  und  Meyek  (Lehrbutrh  des 
Deutscheu  Staatsrechts  S.  374)  bei  der  Darstcllun«^  der  besonderen  licchtu 
der  KeichstagsmitgUeder  auch  das  denselben  nach  §  '641  C.  F.  0.  bezw.  §  49 
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St.  P.  0.  in  Ansehung  der  Zeu|arnisBpflicht  zustehende  Privile)?  hervorheben. 
Von  einem  weiteren  IVivileg  der  ReichstAgsmitglieder  hinsichtlich  der  Zeug- 
nisspflichi  sagen  aber  die  genaimtcn  Kechtslehrer  auch  an  den  zuletzt  an- 
geführten Stellen  mdito. 

Dagegen  bemerkt  häBäSD  a.  «.  0.  Bd.  1  S.  670  sn  trt  80:  „Vm  iii 
ein  allgemeiner  Gnmdsats  des  Straf  rechts,  er  kefart  daher  auch  in  An« 
Wendung  auf  die  Blitglieder  der  Landtage  im  Stra%esetibuo1i  §  11  wieder*. 

Gewiss,  um  einen  strafrechtlichen  Sats  handelt  es  sich,  der  nü 
der  Yeipflichtung  Zeugmss  abzulegen  nichts  su  Ümn  hat. 

Zu  diesem  Ergebnisse  führt  die  Prüfung  des  jetet  geltenden  fieefats. 
J>e  lege  ferenda  würden  allerdings  wohl  überwiegende  Chrftnde  dafiir 
sprechen,  den  MitgUedem  des  Beichsfcages  —  sowie  der  Landtage  der  ein- 
zehien  Bundesstaaten  —  ein  Privileg  entsprechend  dem  in  §  52  >St.  F.  0. 
den  Aerzten  etc.  ertheilten  einsuränmen.  Zu  beachten  wäre  hiebei,  dass  dv 
Privileg  der  Aerzte  etc.  sich  um  deshalb  nur  in  der  Strafprozessordnung 
ßndet ,  weil  iur  das  Ctviiprosessverfahren  §  348  No.  5  C.  P.  O.  aUgemein  an- 
ordnet» dass  sur  Verweigenuig  des  Zeugnisses  berechtigt  sind: 

^Personen,  welchen  kraft  ihres  Amts,  Stands  oder  Gewerbes 
Thatsachen  anvertraut  sind,  deren  Geheimhaltung  dureh  r\'\^  Natur 
dprsell)en  oder  durch  ^resetzliche  Vorschrift  geboten  ist,  m  BelreÜ 
der  Thatsachen,  auf  welche  die  V«rptiichtuxig  sur  Verschwiegen- 
heit sich  bezieht". 
Diese  V^orschrift  findet  auf  Aerzte,  Rechtsanwälte  und  Geistliche  An- 
wendung.   Da  sie  auf  Mitglieder  gesetzgebender  Körperschaften  nicht  -m- 
gewendet  werden  kLnin,  wäre  ein  diesen  zu  ertlicileudes  Privileg  nicht  aat 
dhH  Straf-  (und  Diüzipiiuar-)  Verfahren  zu  beschränken. 
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Brnat  Bodolph  Bicrltng,  Doktor  der  Tliooloijrie  und  der  Rechte,  urd.  Pro- 
fesMor  der  Hechte  in  Gh-eifswald.  Die  konfcBsiune Ue  Schule  in 
Preuisen  ond  ihr  Becht.  Zwei  AbhaudlimgciL  Gotha,  Perthes 
1866.  r.  8.  VI  und  SOS. 

Die  beiden  in  dieeem  Weike  toBammengefusien  Abhuidltmgen  sind 
Muster  gewissenhafter,  von  Parte^feist  freier»  nur  anf  grSndHehe  Brforsohnng 

der  Wahrheit  gerichteter  wtssraaiäaftlicher  Uutorsachung.  Die  erste:  ndie 
honfessioneUe  Schule  in  Preussen  vom  Standpunkte  der  bestehenden  Gesetse, 
natnentlich  im  Gebiete  des  AllgemeiTien  Landrechts"  hat  zum  Inhalt  eine 
^Xnrhprnt'uiig"  und  aus  dieser  hervorgehende  ^Vi(k'rlef^lnpr  der  Au??fü)iriuif/eu 
(TNm>T  iiierüber  in  seiner  Schrift:  „Die  konfessionelle  Schule,  llire  Un- 
zuläatiigkeii  nach  preussischen  Landesgesetzen  und  die  Nothwendigkeit  eines 
Verwaltongsgeriehtehois.  Berlin  1860.**  Sie  gibt  snerst  eine  Znsanrnieniasiinng 
der  hier  vorgetragenen  Anschammgen  nnd  venw^t  dann,  nach  eüugen  Be- 
merinmgeD  über  die  wahre  Bedeutung  der  A.  20 — 26  der  preussischen  Yer- 
fassungsurkuude ,  auf  S.  18 — 32  zunächst  eine  Verständigung  über  den 
Sprachgeltrauch  bezüglich  des  Ausdrucks  ^konfe.'-'-"inru"!]r"  Schule.  Gn*eist 
hatte  sich  die  Ausführung  seiuer  Abnielit,  die  Unzulässigkeit  der  konfes- 
sionellen Schule  nach  den  preussischen  Luudesgesetzen  nachzuweisen,  dadurch 
erleichtert,  dass  er  ea  als  ansgemacHt  hinstellte,  die  konfessbnelle  Sohnle  sei 
eigentixeh  glwchbedeatend  mit  kirchlicher  Schale;  jener  Ansdmdc  sei  im 
jüi^emeinen  Landrecht  durch  eine  sehr  sorgfältige,  überlegte  Fassung  dis- 
approbiert,  seit  1840  aber  „untergeschoben'*,  und  dadiirch  eine  nnnierlibare 
Rückkehr  'f.nr  Irirchlicheu  Schule  herbeigeführt  worden.  Dem  gegenüber 
weist  der  Wrlasf^er  nach,  dasa  der  Sprachgebrauch,  dem  die  Ausdrücke 
•konfessiouellü  Schule"  und  „Simultauschule'"  angehören,  erst  nach  Aufgabe 
des  Systems  der  kirchlichen  Schule  entstehen  konnte,  weil  jenes  System 
von  sdbst  diese  TJnterseheidmig  aassehloss,  dass  er  aber  nicht  einmal  gleidi- 
leitig  mit  der  VerstaatUohnqg  der  Schiden  wiridiefa  als  fertiger  Sprach- 
gebnineh  aufgetreten,  sondern  erst  weit  später  geläufig  geworden  ist,  also 
aoch  vom  Laudrecht  nicht  „disapprobiert"  werden  konnte,  und  dass  er  auch 
tregenwärtig  nichts  anderes  bedeutet,  als  eine  Bezeichnung  des  UntrrHchieds 
zwischen  Schulen,  die  in  ihren  allgemeinen  Einrichtungen  für  Angeliürige 
einer  bestimmten  Konfession  und  solchen,  welche  für  Genossen  mehrerer 
KonfiBssionen  beredmet  sind.  Darüber,  in  wie  weit  nnd  wie  sidi  die  Bin- 
riehtongen  der  konfisssioneUen  Schule  von  dei^enigen  der  Simnltanschnle 
onterscheiden  sollen,  ist  durch  diese  Ansdräcke  selbst  gar  nichts  entschieden, 
und  es  sind  daher  auch  die  vier  Merkmale,  welche  Gnkist  für  die  kirchUche 
Schule  aufgestellt,  mit  nichten  wesentlich  ebenso  IMei  kmalc  der  konfessionellen 
Scliule,  nämlich  die  vier  Merkmale,  dass  der  Religionsunterricht  Haupt- 
gegenstand der  Schule,  aller  andere  Unterricht  den  kirchhchen  Uuterschei- 
dungslehren  imtergeordnet,  das  Lehrpersonal  kirchliches  Personal  ist  und  die 
Oberanfiaeht  über  die  Schale  der  Eirche,  nicht  dem  Staat  gebohrt.  Bs  ist 
nur  amigieben,  dass  in  der  konfessionellen  Sohnle  bei  Behandlang  der  übrigen 
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Lehrgegenständo  aussei-  dem  Helif^'ousunteirioht  die  Gefahr  v<  rmieden  vr er- 
den muss,  die  Köpfe  der  Schüler  diircli  eiuo  j^cgemiitzliche,  feindliche  Stellung 
zu  der  betreffenden  Konfession  zu  verwirrtMi.  und  da'-s  iri  der  lu  ü^I  alle 
Leiirer  der  bezüeüehen  Konfc^?sion  anircliiTcn  skUcii.  Wenn  hiebei  <1.  r  Ver- 
fasser S.  30  sagt :  „lusbueoudorc  ist  es  der  konlefesiunclien  Schule  durchaus 
nicht  wesentliob,  dass  der  Religionsunterrtdit  ilir  Hauptgegcustand  sei,**  ao  kann 
ich  das  freilich  nur  in  quantitativer  Beriehnng  als  unbedingt  richtig  anerkennen. 
Dass  in  der  konfessionellen  Schule  die  Religion  als  der  wichtigste  Oejreo- 
stand  des  Unterrichts  gelten  müsse,  erkennt  der  Verfasser  eigentlich  damit 
»jfllis^t  ati,  dass  er  in  dieser  Schule  riufu  «J^'^vl«sou  Kinklitiii:  der  BrliatidltiTie 
der  übrigen  Lehrsresrenstände  mit  derjenigen  »1er  Ktdigion.  im»  lit  umgeki  hrt, 
für  nothwendig  erklärt.  Es  ist  überhaupt  in  der  rechten  Scbuk-  ein  schh  chi- 
hinniges  Neboueioauderstehen  der  vcrschiedeueu  Lehrgegeustäude  nicht  denk- 
bar; CS  nrass  eine  gewisse  Ucber-  und  Unterordnung  derselben  gelten,  und 
daher,  wenn  in  ihr  anf  die  Konfession  der  Schüler  so  Rücksicht  genovuneo 
wird,  dass  sie  bestimmend  für  die  -,nm/r  Sclmleinrichtung  ist,  die  Reli|rio}) 
nnthwendig  als  i\v.r  Fj(;hrg^nstand  behandelt  werden,  welcher  qualitativ  der 
Hauptgegenstaud  ist. 

(Inkist  bcliauittet,  das  Allgemeine  Laudrccbi  wölk  zwar  den  liebgion^- 
untcrricht  konfessionell,  allen  andern  Unterricht  dagegen  „rein  wisseusehÄft- 
lioh*  ertheilt  wissen.  Dem  gegenüber  weist  der  Verfasser  in  den  Abschnitten 
4  und  5  seiner  ersten  Abhandlung  nach,  dass  dasselbe  gar  keine  Bestinunsn» 
gen  darüber  toifft,  wie  der  Unterricht  ertheilt  werden  stdl,  aber  stillschweigend 
Schulen  voraussetzt,  die  nach  dem  später  ausgebildeten  Sprachgebrauch  als 
konfessionell  zu  bezeicliTKni  sind.  E*<  i«<  von  «<  iiien  I^cweis^rrütiden  lier\'or- 
zuheben.  dass  im  5;.  10  dr^  l>ezüglicJiiii  Titfls  Xil  lit-Mndcrs  ausgesprochen 
ist,  ^Nieniaudeu  soll  wegen  VerhchitdenluMl  de>  (ilaubt* nsbekenutnisses  der 
Zutritt  in  öffentliche  Schulen  versagt  werden,**  was  zumal  neben  den  Vor* 
Schriften  über  den  allgemeinen  Scbulzwang  in  48  fl*.  keinen  Sinn  bitte, 
wenn  diese  ScluUen  mit  einziger  Ausnahme  des  Religionsunterrichts,  zu  wel- 
chem die  in  einer  andern  Religion  zu  erziehenden  Kinder  nach  §*  11  nicht 
anzuhalten  sind,  tiir  alle  Konfessionen  '^Icicliiiiäs"^!.;  berechnet  gewesen  wären, 
und  dass  in  den  §§,  12 — 17.  25.  44.  4ti.  49  dein  (reistUclu  ii  des  Ortes  nebst 
den  Kirchenvorstehern  ein  sehr  erheblicher  Theil  der  Sehulaufsicht,  dem 
evangelischen  Kreisinspector  bezw.  dem  Erzpriester  die  Prüluug  der  zu  be- 
stellenden Ijehrer,  dem  Seelsorger  die  FeatsteUung  der  Reife  der  tm  der 
Schule  zu  Entlassenden,  dem  Prediger  des  Orts  die  Unterweisung  des  Schul* 
meisters  sowohl  als  der  Kinder  üli ertragen  ist.  Es  ist  zuzugeben,  dass  hiebei 
die  (T»'istlichen  als  Delegierte  des  Staats  anzusehen  sind ;  aber  dass  der  Staat 
in  dieser  Kodihkntion  sie  und  uiehl  andere  ein  für  allemal  zu  jenen  Zwecken 
delegiert,  ist  nur  erklärlich  aus  eiiu  iu  dem  kircidiehtu  LUmlismus  u.ieh  der 
Absiebt  des  Ctesetzgebers  entsprechenden  Dualismus  in  den  Scliuiiiurich- 
tungeu  selbst. .  S.  48  gibt  der  Vei^ser  ni,  dass  eine  in  der  pädagogisdien 
Literatur  in  der  Zeit  des  Allgemeinen  Landrechts  nachauweisende  Strömung 
die  Forderung  eines  rein  wissenschaftlichen  Unterrichts  selbst  für  die  Volks' 
eehüler  wohl  erklärlich  machen  könnte:  aber  es  sei  ebenso  nachzuweisen, 
da>;s  diesi-  Strönmnti  in  der  Zeit  Ins  zur  Publikation  des  Albjemeinen  LauJ- 
iri.'lits  und  iinoh  d:iriil>rr  liiti;uip  «rnr  keinen  durchgreifentlen  Kintluss  auf  die 
prcusöibche  «SchuK ci  widiiuig  gehabt  hat,  und  das^  wo  jene  Ströjaung  auftritt, 
daneben  die  Forderung  eines  nichtkoufessionelleu,  sog.  allgemeinen  Religiou«- 
unterrichts,  wie  ihn  doch  das  Allgemeine  Landrecht  nicht  wollte,  Hand  in 
Hand  geht.  Es  ist  gewiss  dem  Ver&sser  beizustimmen,  wenn  er  sagt:  ^ch 
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jflaube  mit  zi«'mlicher  Siclicrheit  J^oh.iuptf'U  zn  diirtVn.  dass  der  (io  dankt» 
einer  Wrläudiiiij;  von  wahrhaft  konffssionelleni  Reliiri' ■Tv^nnti  rricht  mit  ,rein 
\visso»8chafth"«*h(Mti'  Fiitom'cht  in  alhu  and<'ron  T'ntfrrichisjicifeusiiindeü  dem 
vorigen  Jahrhundert  überhaupt  fremd  gel)liebeu  ist." 

Gewichüge  Beweismittel  daför,  «las«  du  Allgemeine  Landrei^t  kon- 
fessioiieUe  Scholen  im  beatigen  t  vom  Verlasaer  richtig  bestimmten  Sinn 
dieses  Aii«(Va(  ks  stillschweigend  voraussetzt,  sind  allerdincrs  die  dafiir  im 
6.  Abschnitt  jjeltend  pemachion  Tliatsachen,  dass  es  die  bestehenden  Schul- 
ordnnTTj'pn,  welche  siüumllicii  entwi-der  kirchliche  oder  doch  in  jpnem  Sinn 
kifiitessionelle  Schulen  in«  Anqo  hatten,  bestehen  Hess,  uu*l  da'^»  s<.^ar  un- 
gefähr gleichzeitig  mit  d»-r  i'uljHküUon  des  Allgemeinen  Laudrechts  eine 
(.Anweisui^;  für  die  Scbnllehrw  in  den  eTaageliBcb-lntherischen  Lud-  imd 
niederen  Stadtscbnlen"  erj^^ng,  welche  diese  ganz  entschieden  als  konfessionelle 
Sdiolen  behandelt.  Xar  konnte  ich  dieser  f^Anweisnng**  nicht  in  «lern  iSfasse, 
in  dem  ea  der  Verfasser  will,  „di«^  H*^deutung  eines  wichticren  HülfsmitteU 
für  die  Ati^l^^-^^niii  des  Alli*  rn' in- ü  Laiidrf rbt*;'*  zuerkennen.  T^if  froisäfes- 
riehtuu}/,  wtlclic  di«.>*-m  lTesei/.i»ucl»,  und  ditjcuigf,  wclclie  der  „AuweibUiiLr"  7U 
Grunde  liegt,  sind  otTcnbar  wesentlich  verschiedene.  Dass  deshalb,  weil  König 
Friedrich  Wilhetan  IL  der  letsteren  Geistesrichtimg  zugethan  war,  der  be- 
zügUche  Titel  des  von  ihm  aanctionirten  und  publicirten  ADgoneinen  Land- 
reehts  goiau  im  Sinn  der  .Anweisung"  ver$^tanden  werden  müsse,  scheint 
mir  ein  zu  gewagter  Schluss.  Ein  Monarch  kann  gar  w  dd  Bestimmungen, 
von  welchen  er  "ich  hrwuf;vt  ist,  das«  *.ie  nicht  fo  jr«  di  utrt  wenlen  können, 
damit  sie  völlig  cnisjtrecheuder  Ausdruck  seiner  (ti  siimunjf  wären,  sauctiouiren 
und  publiciren,  wenn  sie  nui*  nicht  völlig  unvei*cinbar  mit  dieser  sind. 
Sehr  treffend  aind  übrigens  die  Bemerkongen  S.  61  darüber,  daas  Ton  der 
i^Freisinn^keit"  der  perscWdichen  religiösen  Auschammgen  Friedrich  EL,  die 
dem  gamsen  Allgemeinen  Landrecht  zu  Gniixle  liegen  soll,  in  den  allgemeinen 
Anonlnungf'n  des  gr()sv<>n  K'micr''  über  Schulwesen,  namentlich  Volksschul- 
wesen, „her/iich  wenicr  zu  sj.iin  i>  i^f-*. 

Ln  Abschnitt  7  wird  ausführlich  und  mii  voller  Evidenz  nachgewiesen, 
dass  die  Unterrichtsverwaltung  unter  König  Friedrich  Wühehn  III  im  all- 
gemeinen  insofern  wahrhaft  gesetzmassig  war,  als  sie  den  aosdrücklichen  Vor- 
schriften wie  den  stillschweigenden  Voraussetzungen  des  allgemeinen  Iiand* 
rechts  entsprach,  dass  aber  eben  desshalb  ihre  (Gesetzmässigkeit  in  GkhisT^B 
Sinnr.  d.  h.  dio  l>'irchnihn:!i[r  d'^r  von  ihm  dem  Landrr «  Iii *•  tujtercTrst  ln.lifrien 
Grundsätze  dureli  Frifdrirli  Wilhelm  III,  nur  ein  _Lntt;^(  l>iIdt'  srin»r  Phan- 
tasie'* ist.  Es  wird  an  diesem  Orte  genügen,  hielur  hervorzuheben,  dass 
durch  einen  sehr  lunfiusenden  Auszug  aus  dem  SCvsnii'aehen  Unterricbts- 
Entwmf  von  1819  (S.  68— 86X  welcher  wie  S.  88  gezeigt  wird,  allem  An- 
schein nach  aar  infolge  des  Widerstands  der  besitzenden  Klassen  nicht  som 
Gesetz  erhoben  wurde,  wälircnd  dessen  Grundsätze  bleibende  Geltung  für 
die  Sehtilvr  nvnitung  behielten,  aTTiclin  ilich  «jemacht  wird,  wi^  naeh  demselben 
die  S«  liuleu  der  Regel  nach  als  konfessionelle  Sciiul« n  iji-daclit  waren  und 
seine  Bestimmungen  in  dieser  Beziehtmg  erheblich  iiber  das  tür  konfessionelle 
Schulen  denkb^  Itfmiminp  hinausgingen,  und  dass  femer  von  1831  bis 
1838  die  grosste  Zaruckhaltung  hinsichtlich  der  Einrichtui^  von  Simoltan- 
schulen  beobachtet  wurde.  Besonders  bezeichnend  ist  dafür  ein  Zirkular* 
rescri)>t  des  Ministers  von*  AltekstKIN  von  1822  (S.  89),  worin  es  heisst  : 
..Die  Eriähnmg  hat  gelehrt,  da«:«'  in  SiTnnltan«e]iid<'n  dn«?  Hanptelement  der 
Erzi^^hunof,  die  Religion,  nicht  ln-rig  geptlegt  wird,  und  es  lie<rt  in  der 
^'alur  der  Sache,  dass  dieses  mclit  geschehen  kann.    Die  Absicht,  durch 
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lolohe  Sohnlen  groaiere  VertriEglielikeit  unter  den  Stttligenossen  zu  b«iordeni, 
wird  anoh  selten  oder  niemals  errreicbt;  vielmehr  artet  jene  Spannung;,  die 
unter  den  Lehrern  verscliicdener  Konfession  oder  zwischen  diesen  mid  den 
Eltern  der  Schuljugend  ausbricht,  gar  zu  leicht  in  einen  Religionszi^ist  aus 
der  nicht  selten  die  gajoze  üemeinde  dahin  reisst,  anderer  Uebel,  die  mit 
SimakUmdittleii  ▼erbunden  tind,  nicht  sa  gedenken."  Ferner  folgende  Stelle 
in  dem  preonisohen  Plrosinstallandtagsabsohied  von  1838  (S.  91):  „Nur  auf 
die  Sdiolen  der  letzteren  Art  (Simnltanschulen)  bedehen  sich  die  von  Un- 
serem Minister  ftir  pfcistlichc  und  üntcrrichtsan^elegenheiten  getroffenen  An- 
orduungeu,  bei  welchen  es  auch  sein  Bow^^tkIcu  liat,  da  in  ElcmontArscbulcn 
der  Religionsunterricht  immer  die  Grundlage  des  ganzen  Uuterriclit«  sein 
muss  und  diese  Grundlage  in  den  Simultanschulen  nicht  gesichert  sein  würde." 

Ln  8.  Abfldinitt  ist  du  Wichtigste  der  dnreh  eine  «isfahiliehe  Dsr> 
steUtmg  der  Entstehnngsgeechiehte  des  A.  24  der  preussischen  Verfassungs- 
nrkunde  von  1850  unwiderleglich  erbrachte  Beweis,  dass  durch  dessen  Abs.  1, 
„Bei  der  Einriclitung  der  öffentlichen  Volksschulen  sind  die  konfesBionelleu  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen"  das  Princip  der  konfessionellen  Volkt^schuk-  ab 
Hegel  sanktionirt  werden  sollte,  und  wirklich  sanktionirt  worden  ist.  Im  9.  Ab- 
sduiitt  wird  bei  Besprechung  des  FALK^schen  liOmsterialerlssses  vom  16.  Juni 
hervorgehoben,  dass  die  hienn  enthaltene  Abweiehnng  von  jenem  Princip 
durch  den  Zusatz,  es  müsse  bei  der  Genehmigung  beantragter  parititisdier 
SehulelurichtiingenVoraussetzung  sein» dass  dadordidas  örtliche  Schulwesen  eine 
wesentliche  Verbesserung^  erfahre,  einigent\a»««on  die  Spitze  ali^ebrochen  ist 
und  diesem  Ministerialeriass  eine  turmliche  rechtliche  Geltung  als  V^erwaltungs- 
Vei*ordnung  nicht  zukommen  kann.  Iiu  10.  Abschnitt  wird  ausgeführt,  dast 
die  Anwendung  des  Konfeasionalitätsprincips  auf  die  hohem  Scholen,  insoweit 
nicht  Sltere  Gesetseshestanmrangen  (als  der  A.  S4  der  Y.-U)  entgegeBstebeiit 
dem  Ermessen  der  höchsten  Verwidtiingsinstansen  anheim  gegeben  ist,  dass 
aber  in  der  Zuerkennung  von  Korporationsrechten  dieser  Schulen  in  §.  54 
und  in  dem  Hinweise  anf  die  cingeführle  Schnlordnung  in  §  55  des  hrai?- 
lichen  Landrechtstitels  zureichende  gesetzliche  Gründe  für  die  vou  (isKLsi 
angefochtene  Annahme  eines  stiftungsmässigen,  statutenmässigen,  Observanz- 
mSssigen,  dotationsmässigen  Gharakters  der  höherm  Scholen  Hegen. 

In  der  sweiten  Abhandlung:  »Die  konfessionelle  Schale  in  Freossen 
vom  Standpunkte  der  Unterrichtspolitik*  behandelt  der  Verfasser  auch  dieses 
Thema  mit  einer  Objektivität  imd  Umsicht,  die  nach  meinem  Urtheil  nichts 
so  wünschen  übrig  lasst.  Kr  »  rklärt  sich  lin  r  vou  vornherein  jxeircn  die,  vn^ 
er  annimmt,  „gewülmliclif  ■  Art,  die  Vertheidigung  der  konfessionellen  S<"lniic 
zu  begründen,  wuru^h  uäiuiicli  vorausgesetzt  werde,  die  Aufgabe  der  Schule 
sei  nicht  sowohl  Unterricht,  als  vielmehr  Eniehong  des  gansen  Menschen 
ond  dann  geschlossen  werde:  Orundlage  der  Ersiehung  kann  nur  Refigiott  sein, 
also  mum  die  Beligion  den  Zentralponkt  der  ganzen  Schuleinrioiitangea 
bilden,  und  zwar  kann  dies  nur  die  Religion  im  Sinne  der  einzelnen  ver- 
schiedenen Kirchen  sein;  denn  nur  die  Religion  in  ihrer  T>ostininit<'n  konfessio- 
nellen (testalt  ist  wahrhaft  Religion.  Er  macht  dieser  Dedukiiun,  indem  er 
zugibt,  dass  Grundlage  der  Erziehung  im  höchsten  Sinne  des  Wortes  nur 
die  Religion  und  swar  in  Gestalt  eines  bestimmten  Bekenntnisses  sein  kSone, 
swei  TorwOife:  sie  veigesse,  dass  äer  Zweck  der  Sehole,  und  swar  auch  der 
öffentUchen,  ein  sehr  verschiedener,  aber  niemals  im  vollen  Sinne  dcrjenigs 
der  Erziehung  schlechtweg  sein  könne,  und  2)  sie  üliersehe,  dass  die  Ver- 
pchicdonarti».'kt'it  der  Zeit-  ond  Volksanschauunp,  namentlich  ül)er  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Staat  und  Kirche,  auch  eine  Verschiedenartigkeit  in  der 
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OifMiiMtioii  des  üntemohfiwesei»  bedinge.  FQr  die  Aufgabe,  die  er  noh 

gestellt  habe,  müsse  snvorderst  zweierlei  unterBncht  werden:  1)  ob  die 
preossische  Qesetzgebang  maassgebendc  Bestimmimgen  über  den  Zweck  der 
nicht  der  eigentlichen  Berufsbildung  dienenden  Schulen  enthalte,  und  wie 
»ich  dieselben  zu  dem  Satze  verhalten,  dass  Er^iehuno;  die  HauptaufjRfabe  der 
Schule  sei,  und  2)  ob  diese  Bestimmungen  auch  heute  noch  zu  billigen, 
oder  vielmehr  neue  gesetzliche  Vorschriften  hierüber  zu  erstreben  seien. 
Diese  Untersuohungen  fBfareii  Qm  m  dem  Sxgebnis  (S..  135),  es  ersefaeine  nscfa 
den  Bestimmungen  der  prenssiseheii  Gesetsgebung  als  spezifische  Aufgabe 
der  Schule  der  Unterricht,  aber  dieser  zugleich  in  den  Dienst  des  Erziehungs- 
rwecks  gestellt  oder  m.  a.  W.,  es  werde  darin  dr-r  I^ntt^rriclit  ala  der  ororaJe  der 
Schule  eigcnthümliche  Anthcil,  den  sie  an  der  Kr/ichuug  des  Meusclieu  nehme, 
betrachtet,  und  (S.  139  ff.),  es  sei  diese  Auffassung  auch  die  vom  Standpunkt 
prcuääiächer  Geaetzgebungspolitik  auä  aiieiu  amicknibare.  Aus  ihr  iulge  aber, 
dass  die  Scfanle  als  solche  ihren  AatheO  as  der  Endehmig  der  Asgäidrigen 
auf  aweierlei  besdirlakea  mfisse:  1)  positiv  auf  ein  Daibieten  solcher  Gaben, 
die  erfahrungsmSss^  geeignet  sind,  auf  eine  Mehnahl  von  Bmp&ngenden 
gleichzeitig  und  wesentlich  gleichmässig  Eindruck  zu  machen;  negativ  auf 
niöMichste  Femhaltung  aller  Eindrücke,  die  geeignet  sind,  die  "Wirkung  des 
positiv  Dargebotenen  zu  verküiumem.  So  sei  es  die  Hauptfrage;  worin  soll 
die  Schule  unterrichten;  diese  sei  aber  nicht  allgemein,  sondern  jedesmal  nur 
von  den  Usfeorisch  gegebenen,  cigcnthümlichen  Kultur-  nnd  Gosellschafisver- 
hUtnissen  ans  m  bwitworten,  nnd  zwar  gerade  anch  für  den  Religionsnnter- 
rieht  nnd  dttl  Unterricht  über  Dinge,  welche  das  Gebiet  des  religiösen  Lebens 
mehr  oder  weniger  berfihren.  Wo  die  Kirche  die  Trägerin  des  Unterrichts 
so'],  versteh sieb  von  selbst,  dass  der  Religionsunterricht  das  Hauptstück 
und  die  Grundlage  de^  i'finzcn  Unterrichtswesens  bilde;  wo  das  Princip  der 
völligen  Trennung  von  Xirche  und  Staat  zum  Grundpfeiler  des  Staatswesens 
gemacht  sei,  erscheine  es  als  einlache  logische  Konsequenz,  dass  der  ReUgions- 
nnteiricht  von  den  Staatssehalen  grundsfttsHch  ausgeschlossen  sei;  innerhalb 
dieser  8nssersten  OegensStze  gebe  es  eine  ganze  Reihe  von  nnter  sich 
wiederum  verschiedenen  Schul^temen,  von  welchen  keines  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  immer  nur  gut  oder  schlecht  gewirkt  habe.  Hieraus 
ergebe  sich  für  die  Unterrichtspolitik  die  Mahnung,  vorsichtig  zu  bewahren, 
was  man  habe  und  nicht  zu  ändern  ohne  die  Gewissheit,  etwas  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  jedenfalls  besäeres  an  Stelle  des  Au&ugebendeu  zu 
bejkonimen.  Es  würde  mithin  die  Aa%abe  der  Gegner  der  dermalen  recht- 
lich und  thatsicUich  bestehenden  konfessionellen  Schale  m  Frenssen  sein, 
den  Nachweis  zu  führen,  dass  unter  BerBcksichtigung  aller  einschlagenden 
Verhältnisse  ein  anderes  Schulsystem  als  das  s.  g.  konfesskmeUe  für  Preussen 
besser  sein  würde.  Dcnip^eninss  such!  dann  der  Verfasser  auf  S.  157 — \*M 
gründlichst  darzuthim,  dass  ein  solcher  Nachweis  zur  Zeit  gar  nirht  zu  fiiiiren 
sei.  Auf  diesem  Wege  gelaugt  er  zu  dem  S.  19H  so  au^tgesiirochcnen  Hc- 
snltat:  „es  ist  wünschenswerth ,  dass  in  Uebereinstimmuug  mit  den  seitens 
der  Ünterriofatsverwaltung,  abgesehen  von  gewissen  Schwanknngen  nnter  den 
Ministem  v.  Massow  und  Fauc,  fortgesetzt  beobachteten  OnindsStsen  die 
öffentlichen  Schulen  in  Preussen  und  zwar  nicht  nur  die  Volksschulen»  son- 
dern in  der  HaTiptsachc  auch  die  höheren  Schulen  überall,  wo  nicht  be- 
stimmte lokale  Ordnungen  oder  Vorhiiltnisso  eine  Ausnahme  nöthig  maehen, 
als  konfessionelle  erhalten  bleiben."  Was  er  hiebci  als  wesentlich  oder  doch 
besonders  werthvoll  au  den  preussischcn  confessionelleu  Schuleiurichtungen 
ansehe,  fbsst  er  dann  8.  197  t  in  folgende  Sitze  zusammen:  1)  Religion  ist 
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nicht  (in  fjuantitativpr  Beziehung)  der  HaiiptgegenstAnd  oder  srnr  ifmals  der 
einzige  (TPcrenstaiul  des  Unterrichts;  2)  alle  T^ntrrrichtsjrcjrensiäiul»',  ««nweit 
sie  ihrer  eigenen  Natur  nach  die  Religion  nicht  lieriihren,  sind  in  koniessio 
nelleu  Schulen  wissenschaftlich  nicht  anders  zu  behandehif  als  in  gleichgut 
oifftoiairten  andern  Schulen;  alle  Uoterri<^tagegen8tibide  dagegen,  die  ihm 
Natur  nach  die  Religion  berühren,  sind  in  der  KonfeatioiUMcbule  lo  zu  he- 
handeln,  wie  dies  ihrer  wisaenachaftlichen  Auflassung'  seiteni  der  der  be-^ 
irefinriden  Konfession  AngehönVen  entspricht :  dt  sprleichen  sprechen  gewicht!«?p 
praktische  G-ründe  dafür,  in  Unterrichtsstunden,  für  welche  d«T  StijfT  nur  il»  r 
formalen  Seite  nach  fest  bestimmt  ist,  wie  beim  Lesen  und  Schreiben,  auch 
solche  Gegenstände  heranzuziehen,  die  in  das  religiöse  Gebiet  eingreifen, 
namentlich  von  diesen  Gesichtepunkten  ans  das  Lesebuch  auszuwüUen;  eigent' 
liehe  Polemik  ist  nicht  Sache  der  Schule,  und  dies  um  so  gewissenhafter  zo 
berücksichtitrcn,  fall«  aucli  Schüler  anderer  Konfession  die  Schule  besuchen, 
wie  solches  fort  und  fort  dcTTJf'lljon  freistehen  muss;  3)  da  ein  Zwanjr.  nach 
den  Grundsätzen  einer  fremden  Konfession  zu  lehren,  dem  Princip  der  ih^- 
Wissensfreiheit  widersprechen  würde,  so  kann  der  Unterricht  in  allen  die 
Rehgion  berSlueiiden  Fichnm  nnr  Lehrern  tob  derjenigen  KoidSBinoB  aih 
vniraut  werden,  auf  deren  Angehörige  die  Schuletnrichtungen  bawdmet  aiad. 
Im  übrigen  ist  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  der  ganzen  Person» 
lichkeit  der  Lehrer  die  Zugehfirigkeit  zu  der  die  Schuleinrichtung  bestim- 
menden KonfesRion  wünschenswert  ,  aber  nicht  unter  allon  T^mstanden  noth- 
wcndig;  4)  die  allgemeine  Schiilaufsicht  übt  auch  in  der  Konfessionsschule 
der  Staat;  nur  den  Unterricht  in  der  Religion  leiten  in  der  Konfessions* 
wie  in  der  Simulteaschule  die  Beligionsgeaellschaften.  Konsequent  dnrch- 
gedacht  wurde  der  letztere  Gedanke  auch  zu  einet  beschrankten  kurchUdien 
Aufsicht  in  den  Unterriohtsfichem  der  Konfesaionsschnlen  fuhren,  wdehe 
die  Religion  nur  brriihren.  Um  so  nu  hr  ist  es  wünschenswert h ,  tu 
Lokal  -  SchulinspcctorrTi  üher  Konfossiunsschulen  möglichst  Geistliche  der 
betrefVoudon  Konfession  iicrangezogen  wt-idnn. 

Zur  Einrichtung  einzelner  volbtäudiger  Simultanschuleu  hudet  der  Ver- 
&Bser  einen  zureichenden  Grund  nur,  wo  entweder  infolge  der  finniiziellen 
oder  sonstige  lokaler  Bedür&isse  ein  ordentlidies  Schulwesen  in  ander» 
Weise  gar  nicht  herzustellen  ist,  oder  durcli  Konstatirun^  eines  völlig  oder 
nahezu  allgemeinen  Wunsches  aller  AnK«  li'>ri^('n  beider  Konfessionen  in  der 
betrefVondon  ( )rtsgonirinfle  jode  (ictahr  einer  Störung  dos  konff  csionollea 
Fliedens  als  ausgeschlossen  erscheint.  Dagegen  scheint  ihm  allerdings  ein 
Bedürfuiss  vorlianden  zu  sein,  auch  diejenigen  Schulgcmeinden,  die  einmal 
unter  Genemhigung  der  höchsten  Aufsichtsbehörde  Shotmlttnst^ulen  hergestellt 
haben,  gegen  eine  willkürliche  Wiederaufhebnng  seitens  der  Aufsichtsbehörde 
sicher  zu  stellen  und  demgemäss  auch  die  Bedingungen  der  Rekonfesaionalirung 
soweit  mötrlirh  fjosptzlich  fest  zustellen. 

Zum  Scbluss  geht  der  Verfassser  noch  in  Kürze  auf  die  Frage  ein,  ob 
und  welche  besondere  Einrichtvmgen  ziun  Zwecke  unparteilicher  Entscheidung 
streitiger  Punkte  auf  dem  Gebiete  des  inneren  Schulrechts  und  damit  zu- 
gleich einer  m^Iichst  gleichmSssigen  Handhabuug  der  UnterrichtsverwaltuQg, 
sowie  behuifa  Sicherung  einer  nüiigen  besonnenen  Fortbildung  des  Dntemchts- 
Wesens  wünschenswerth  seien.  Er  erklärt,  dass  ihm  bttde  Vorschlage,  sowohl 
Gntjist's:  Erstrorkung  der  Kompetenz  dos  01)erverwaltung¥igerichtHhof«i  hierauf 
als  der  Skvfartu's:  Errichtung  einc.^  Obor-Sehul-Kollegiums,  ihrer  Tendenz 
nach,  soweit  diese  eine  formale  ist,  sympathisch  seien.  Mit  Recht  aber, 
mir  scheint,  bemerkt  er  gegen  den  zweiten,  dass  eine  wahrhaft  kollegialiseh 
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T6r£EiBBte  BehSrde,  in  der  der  UnicrrichUTninister  nur  Yorsiteender  sei,  auf 
dem  Boden  ipdor  cnnstitntioTT^-l'f^n  Verfassung  ah  rinr  Anomalie  prscheinen 
müsse,  und  hält  daher  eher  ein  Eiugelien  anf  (tNkist  s  Vorschlag  für  möglich, 
allenfalls  auch  durch  Eiirichtung  eines  besonderen  höchsten  Oerichishofa  für 
SdbolMohen  nauh  Art  des  Q«nol>tahof8  für  ktrcUiche  Angelegenheiten. 

Es  Bind  imcfa  meinem  Dafürhalten  die  Anafwhmngen  des  Verfiuaere, 
dnrcli  welche  et  die  Beibehaltung  des  Princips  der  konfessionellen  Schule  in 
Preussen  als  die  richtige  Unterrichtspolitik  nachzuweisen  sucht,  für  diesen 
Zwccl^  vollkommen  hinreichend,  und  es  kann  nur  /nr  Vor'^tjiTknng  ihrer 
Upl»ei  /.eu^ujighkraft  beitragen,  daas  er  es  so  entscliiedeu  ablehnt,  jenes  Prinzip 
als  das  unbedingt  eiupfehlenswerthe  gelten  zu  lassen.  Doch  kann  ich  nickt 
verachweigcu,  daaa  er  mir  darin,  namentlich  in  Benebong  anf  die  Yolki- 
■diole,  SQ  weit  au  gehen  sdieini.  Idi  atimme  ihm  vollkommen  bei,  daaa 
anch  diese  Schule,  wie  die  Schale  fiberhanpt,  nur  durch  den  Unterricht  an 
der  Jugenderziehung  Antheil  zu  nehmen  hat.  Aber  ihr  Unterricht  soll  doch 
eben  deshalV),  wie  er  selbst  zuofibt,  IMiftel  der  Erzi'lmng  sein,  und  es  kann 
die^e,  wie  er  ebenfalls  zuj^ibt,  mir  dann  wahrhaft  lir.-fn.  wenn  sie  die  lle- 
ligiou  zur  Grundlage  hat,  uud  zwar  so,  wie  sie  in  einem  bcstuimiten  Glaubens- 
bdcenntnisa  ausgeprägt  ist  Wie  iat  ea  dann  möghch,  äan  die  VoUcBsohiile 
Qenfigendes  für  die  Jngendendehnng  leistet,  wenn  ne  anf  den  Religiona- 
Unterricht  ganz  vernchten  muss,  oder  ihn  doch  nur  als  einzelnen  Unierriebts- 
rrejrpTi«;(und  nel>en  anderen  in  mehrfsielier  Gestalt  betreiben,  nnd  bei  den 
anderen  Cnterrichtsgegenständen  auf  deren  Bezieliuugeu  zur  Keligion  gar 
nicht  oder  d<ich  nur  mit  grosser  Zurücklialtuno:  einjjehen  darf?  Und  wird 
die  Kirche  das,  was  die  Volksschule  eigentlich  für  die  Erziehung  der  un- 
mfindigen  Jugend  leisten  sollte,  ersetzen  können,  wenn  ihr  daffir  nur  wenige 
Standen  des  BeUgionmnteriK&ts  an  Gebote  stehen?  Freilich  ist  auch  von 
der  konfessionellen  Volksschule  nicht  schon  darum,  weil  sie  konfessionell 
eingerichtet  ist,  mit  Sieherheit  zn  erwarten,  dass  nio  wirklich  eine  tüobti'^'e, 
wabrliuft  elu  istliche  Ju^render/ieliiing  zn  Stande  bi-infrt;  da;^n  ^ohöH  vor  allem, 
da*MJ  auch  die  Persönlichkeiten  der  Lehrer  sobeschaileu  simi,  wie  sie  es  sein 
sollen;  aber  wenn  selbst  die  bcstbeschafienen  Lehrer  durch  die  Einrichtung 
der  Schule  gehindert  sind,  an  leisten,  was  sie  leisten  konnten  und  zu  leisten 
wünschten,  so  ist  das  doch  unbedingt  vom  Uebcl.  Möchte  darum  nicht 
nur  in  Preussen,  sondern  im  ganzen  Deutschen  Reich  am  Prinsip  der  kon- 
fessionellen Schule  mit  allem  Ernste  so,  wie  es  der  Verfasser  empfiehlt,  fest» 
gehalten,  oder  eventueU  es  wieder  angenommen  werden. 

Seh  curl. 


Wilhelm  Siiell,  Vorle<;unrren  über  Naturrecht.  Herausgegeben  von 
eiueni  Freunde  des  V'crcwigten.  Neue  Ausgabe.  S.  XVI  und  271. 
2  M.  Beni.   R.  JennL 

Das  Werkchen  entUUt  ein  Naturreofat  alten  Stils,  also  das  Sjratem 
eines  Rechts,  „äM  in  der  menschltchen  Vernunft  gegrSndet  ist  nnd  durch  sie 

erkannt  wird,"  dessen  Kenntniss  „aus  Begriften"  gewonnen  wird,  und  das 
„darch  sich  selbst  allgemeine  Gültigkeit  hat"  (S.  1 — 4).  Es  steht  im  Wesent- 
li«  )ien  anf  KAvr'schem  Grunde  —  man  vero'leiche,  was  über  das  Prinzip  des 
Ilccbts  8.  25  f.,  ii}>er  die  l»es«nderc  Wrminrtiresetzcfebnnc  fiir  das  Recht  und 
das  Verhiiltniss  derselben  zur  Moral  S.  13  Hg.  27,  35  llg.,  über  das  Ver- 

Archir  für  5(rontlicho«  &«clit  L  3.  4Q 
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hältuisB  des  Rr  lits  ziun  Staate  und  den  Zweck  des  letzteren  S.  27,  1^2 
über  den  cwi<^eii  Frieden  S.  957,  über  Willensfreüieit  S.  16  gesasrt  wird, 
u.  A.  —  und  reilit  »ich  hier  einer  zahlreichen,  der  heutigen  Generatiuu 
Mlleli  siemlich  fremd  gewontonen  Familie  ein«  Seinan  Tendeasen  oidi 
luurmoiurt  es  am  Betten  mit  dem  btemi  gehör^nen  Vemnaftgecht  von 
BomCK,  nur  dass  es  iu  der  Vertretung  demokratischer  Anschauungen  aber 
dieses  hinaustrelit.  Der  Autur,  tler  im  Jahre  1851  als  l'rofeasor  in  Bern  ge- 
storben ist,  hat  eicli  dem  Eiufluss  der  wissenschaftlicheu  Bewej^ung,  welche 
iu  DcutöchlaiKl  das  Xatiirreclit  zu  (irabe  getra<yen  hat,  Itis  ans  Eude  entzogen. 
Bezeichnend  rdi-  die  geistige  Umgebung,  m  welcher  seine  Ueberzeugungen 
ilire  fette  G^talt  gewonnen  haben,  itt  n.  A.,  dtat  er  bei  dm  Uebtttidit 
fiber  die  Repriiiententen  der  „Reebttlehre  vom  Staate*  in  DeoiaeUand  aelieii 
Kant  und  Fichte  aus  unserem  Jahrhundert  nur  das  Werk  «Welt  und  Zeit" 
und  die  „NcTiieRis  von  Ludex"  ueunt.  Mit  der  EinulVhlimg  der  letztgenauiiti-u 
Zeitschrift  und  der  l^enicrkung,  dass  dieser  Zweig  der  Wissenschaft  seit  dem 
Befreiun^ski  ic^i'  „\ou  seinen  Hohepuiikten  bedeutend  herabgesunken  ^i,** 
schliesst  die  „Uebersicht  der  Crescliichle''  dieses  Zweiges  ab  (S.  li^l).  Die 
TorenriOmte  wiatenaebaftUobe  Bewegung  eracbeint  dem  Autor,  nnd  ebeoat 
dem  Herauapieber,  ledigUoh  miter  dem  Oenehttpnnkte  einet  Im  Interoaao  dar 
Reaktion  erfolgten  Rückschritts.  Aus  diesem  vermeintlichen  Rückschritt 
wird  ein  besonderer  Onnul  Hir  du»  Veröflentlichnnj^  dieser  SchriTt  hei^leit«'t. 
Der  llerau^preber  hat  von  ihrer  Bedeutuiifj:  die  höchste  Meinunp.  ^S«t  wie 
man  mit  Wahrheit  sagen  kann,  Shakkspka&e  habe  für  alle  Zeiten  gelebt, 
ebenso  gut  dürfen  wir  behaupten,  dasa  die  obersten  Grundlagen  von  Skell  s 
Natnrredit  auf  aUe  Zeiten  Anwendmig  findw  toltaL*  Ein  tokbea  Natar 
recht  konnte  fireilich  nach  der  Anaiefat  dea  Genannten  mir  auf  refMibK- 
Itaniaohem  Boden  sich  entwickeln  und  zum  Yoitrag  kommen.*  «Es  ist  leielit 
einzusehen,  dass  solc  he  Grundsätze  (wi«»  die  nnvrrSnderliclie  Gleichheit  der 
an«ifohorenen  Mensclienrt^clite)  nur  dh  gelehrt  werden  dürfen,  wo  die  Nation 
ilir  köbUiclies  Out,  das  hoiiveränitätsrecht,  sich  frei  erhalten  hat."  Dergleichen 
wird  von  einem  Naturrecht  behauptet,  das  seine  Grundgedanken  den  Lehren 
KAMT*a  und  anderer  Angeböriger  monarebiaeher  Staaten  entlehnt  bat.  Biaa 
groteake  Naivetätl  IKe  Selbständigkeit  dea  Autors  will  insbeaondere  darok 
deaaen  Ansicht  von  der  Staatsverfassung  erhärtet  werden.  Diese  groadat 
sich  nämlich  nach  Snkll  nicht  auf  einen  Vertrag,  snnd-^rn  nnf  einen  -B^ 
schluss".  „Die  Verfassung  ist  der  erste  Selbstbestimnmngsakt  der  (durcb 
den  Vereinigungsvertrag  constituirten )  Gesellschaft*'  (S.  169,  200).  Der 
fragliche  Beschlnsa  nimmt  indeaaen  Bgewiaaermaaaen  die  Natur  dea  Yertnigef* 
an  (8. 16ft).  Aneb  bleibt  der  Gedanke  im  Zoaaramenbange  dieaea  Natnrrediti 
nothwoiuHir  unfruchtbar. 

Das  Buch  ist  übrigens  klar  geschrieben  und  kann  demjenigen,  der  sich 
mit  der  finalen  Form  des  deutschen  Xatnrreehts  l>ekannt  maeht  n  wnl!. 
best.  IIS  empfohlen  werden.  £a  ist  mit  dem  Porträt  des  Autors  ge>eliuuickt. 

Strassburg.  _______  ^  Merkel 


Dr«  Jor.  Sigmund  Adler.  Die  Or^^anisat  Ion  der  Oentralve  rwaltui^r 
uuter  Kaii^er  Maximilian  I.  Auf  urkundlicher  Grundlage  düT* 
gi^&tettt  Leipzig.  Verlag  vcm  Doncker  und  Hrnnblot.  1886.  679  8. 
P^is  11  IL 

Der  V'erfiiFscr  vorliegenden  Werkes  unternimmt  es,  die  Organisatioii 
der  CmIralbcbMen  Oeeteirwcbs  naler  Maximilian  L  danoatellea.  Pie  ei«e 
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Begrenzung  des  Themas  konnte  auf  den  ersten  Blick  bcrrenvflenrl  erscheinen. 
DeDii  einerseits  ist  die  Orrj-anisation  der  Central  Verwaltung  abhängig 
Ton  der  der  unteren  Behörden,  audererseits  wirkt  aber  auch  das  materielle 
Yenroltiiiigfreoht  in  der  TeneUedoiateii Weiie  «nf  die  yerwallmigsorgamBttioii 
«21.  Qlmobwolü  iat  die  Beadurinkaqg,  die  sich  der  Ver&Beer  auferlegt»  nielit 
enbeiechtigt,  lie  iit  Tielinehr  bedäigt  dnreh  die  geichiehtliehe  £twiofce- 
hng  i'elbst. 

Dem  Staate  des  späteren  Mittelalters  ist  bekHnütlieli  eine  Behörden- 
organifation  iu  uusereTn  Sinne  fremd.  Die  bcsitzemieu  Klassen  haben  ;<"h 
einen  unmittelbaren  Eintluss  über  den  äiaat  und  die  staatlichen  Machtmittel 
gesichert,  indem  sie  alt  Leoditinde  beiw.  etiadiielie  AniwIiBMe  die  Oentral- 
verwaltang  des  Landes,  eis  FetrimonieUierren  oder  stSdtlsohe  Magistrate  die 
Lokal  Verwaltung  in  ihrer  Hand  haben  and  b^de  in  ihrem  Interesse  leit«L 
Bin  Bruch  mit  diesem  Systeme  mussio  eintreteni  sobald  ein  Land  vor  grössere 
politisch"  Au%aben  gestellt  wurde,  die  zu  bewnltifren  das  Ständethum  mit 
seiner  einseitigen  Interessenvertretung  untahinr  war.  Die  erst»»  Stellung  auf 
dem  Kontinente  nahm  iu  dieser  Beziehung  Frankreich  ein,  wo  nach  Been- 
digung der  englirohen  Kriege  das  Königthum  sich  einen  hervorragenden  Einflusa 
emmgen  und  wenigstens  in  der  Central-  nnd  Provinsialverwaltmig  das  stSn- 
dische  Element  dnrdi  ein  bernCnnSssiges  Beamtenthum  verdrfingt  hatte.  Diesem 
Beispiele  war  die  jüngere  Linie  des  Hauses  Valois  in  ihrem  niederländisch- 
hnrjrrmdischeti  Gebiet  f^efolj^t.  In  Deutsdiland  war  für  das  K»'ich  eine  Khn- 
liclie  Reform  bei  der  iiberwältii^enden  Macht  der  Territorialheri-en  nicht 
durühführbar,  das  staatliclie  Lelien  konnte  sich  iKichbteus,  wie  dif  (reschichte 
Deutschlands  unter  Maximilian  I.  zeigt,  auf  büudischer  Grundlage  weiter 
entwickeln.  In  den  dentsehen  Teiritorien  dagegen  lag  zu  einem  Bruche  mit 
dem  Stündethnme  im  allgemeinen  noch  keine  Yeranlassimg  Tor. 

Allein  in  den  österreichischen  Landen,  die  seit  Bnde  des  16.  Jahr- 
hunderts in  den  ISIittelpunkt  der  politischen  Bewegungen  getreten  waren, 
und  wo,  iihnlich  wie  anderthalb  .TnliTliiindoi-t  «päter  in  Brandenburi^-Prcussen 
die  Vereinigung  mehrerer,  bisher  selbstsiäudipfer  Territorien  unter  einem 
Herrscher  zu  einer  energischen  Entwicklung  der  Verwaltung  nÖthigtc,  wurde 
bereits  nnter  Mairimilian  L  mit  dem  bisherigen  System  gebrochen  nnd  eine 
den  modernen  Anfbrdenmgen  entsprechende  VerwaHongsorganisation  ge^ 
schaffen.  Dieselbe  konnte  aUerdiii^  snnächst  nur  in  der  Central-  nnd  Pko- 
vinzialinstanz  durchgeführt  werden,  während  die.  Tvokalbchörden  und  das 
rnnterielle  Verwnlfij'iT<?roeh{  h'^i  unverändert  l)lieb(>n.  Die  Organisation  der 
Centralverwaltung  unter  Maximilian  I.  ist  daher  der  erste  Versuch,  in  Deutsch- 
land eine  den  Bedüriuissen  eines  Grossstaates  entsprechende,  von  dem  Ein- 
flüsse einzelner  OeseUschailsklassen  unabhängige  Verwaltung  xa  schaffen.  Von 
diesem  CMchtspmikte  ans  ist  das  tJntemelunen  des  Yerfimen  mit  Aner- 
kennnng  zu  begrüssen,  es  erscheint  sor  Fordenmg  der  geschiditlichen  Kennt- 
niss  des  deutschen  Verwaltnngsrechts  in  hervorragendem  Haasso  geeignet 

Der  Verfasser  pfibt  einlcitnup^ftweise  eine  kurze  Uebcrsicht  über  die 
frauzösisch-niederliindisclie  Centralverwaltun«;  und  die  Kelbrmen  INIaximilians 
In  einem  ersten  Abschnitte  werden  die  Centraibehörden  am  Hofe,  Hofrath 
und  Hofkammer,  dargestellt.  Beabsichtigt  ist  auch  hier  nur  eine  Schilderung 
der  österreichischen  Verwaltmig;  Das  Beich  konnte  jedoch  nm  desswiltennicfat 
nnberBhrt  bleiben,  da  diese  OentralbehSrden  als  Oehilfen  bei  dem  pers5n- 
Kchon  Hegimente  des  Königs  für  das  Reich  und  die  Erblande  gleichzeitig 
bef^timmt  sind.  Der  zweite  Abschnitt  hat  die  Landesbehörden,  d.  h.  die 
Proviuzialbehörden  zum  Gegenstände  und  «war  in  einem  ersten  Kapitel  die 
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der  niprli^röstorroichischen  Tjjiiiflf'nrruppc,  Oesterreich  und  nieder  der  Em, 
Stoif'rmark,  Kiinithen  und  Kram,  in  einem  zweiten  Kapitel  die  vf»n  Tirol 
und  Vorderösterreich.  Der  dritte  Abschnitt  endlich,  der  den  Innsbrucker 
Landtagsabschied  und  die  Behördenorganisation  behandelt,  schildert  den 
Kampf  der  StSnde  gegen  die  neomi  Bildungen  und  dM  idiliesiliclie  Bi|;«ibinM 
gegen  Ende  der  R^emog  MmriiniUans  L  in  den  Ltndlagnbschiede  tod 
1518.  Beigegeben  sind  in  einem  Anhange  eine  Reihe  werthvoller  Urkunden 
WB  den  österrcichischf^n  Archiven  über  die  Verwaltnni"5Qfe8chichte  dieser  Zeit. 

Das  Werk  beruht  abgesehen  von  der  Einleitung,  die  «icb  auf  die  fran- 
zösische und  belgische  Literatur  stützt,  vorzugsweise  aut  den  reichen  archi- 
valisohen  Quellen,  die  zum  grössten  Theüe  hier  zum  ersten  Male  bennUt 
sind.  In  übersiolitlicfaer  Uaror  DartteUnng  werden  die  einielnen  BebSrden 
und  ihre  Entwiokelimg  behandelt  von  den  ersten  Vennehen  Maximiiiana  L, 
das  persönliche  patriarchalische  Regiment  seines  Vatois  aafisngeben,  bis  warn 
Abschluss  der  Behnrdenor<r«nisation  gegen  Ende  seiner  Regienin<f.  wäre 
hierbei  freilich  zu  wü?)  rhi  u  gewesen,  dass  der  Verlksser  mehr  als  geschehen, 
auch  die  sozialen  Maciitverhültnisse  berücksichtigt  hätte.  Dieselben  ersdieinen 
in  dem  dritten  Abeohnitte  etwas  zu  kurz  behandelt  und  sind  in  den  früheren 
Perioden  &at  gar  nicht  in  Betracht  gezogen.  Unübertrefflich  ist  dagegen 
die  Schilderung  der  Verwaltungspraxis,  der  Thätigkeit  der  einzelnen  Bdiorden 
im  kleinen,  in  ihrem  geschäftUchen  Verkehre  mit  den  übrigen  Organen  der 
Verwaltung.  Wenn  der  Verfasser  auf  S.  441  mit  Bezuff  auf  dif^  Eiicherreihrn 
des  Innsbrucker  Archivs  sagt:  „Wir  haben  versucht,  sie  aus  dem  inuereu 
Staatslcben  ihrer  Zeit  zu  verstehen,  ihr  eigenes  Leben  ihnen  einzuhauchen, 
nnd  sie  brachen  ilur  Schweigen  nnd  apraohen  von  einem  V^vwaltungswerke, 
dessen  Denkmal  sie  sind",  so  darf  man  woU  behaniiten,  dass  dicaer  Ycnoeh 
in  jt-dor  Bezifluinpf  •rcliin^'^'n  ist.  Man  gewinnt  aus  der  Daiitdlnng  von.  der 
Thätigkeit  der  Behörden  des  lo.  und  16.  Jahrhunderts  eine  ebenso  hkre 
Anschauung,  als  wenn  man  selbst  in  ihren  Bureaus  gear}>eitet  hatte. 

Um  noch  auf  einen  einzelnen  Punkt  einzugehen,  so  überschätzt  der 
Verfasser  nach  dem  Vorgange  von  Loknino,  am  dessen  Deutsches  Verw^- 
tungsredit  et  sidi  hierbei  bCHraft,  augenacheinlioh  d^  1i^«fln—  dee  fimuSaiaeb- 
niederlSndisehen  Yerwaltungareehtes  auf  die  Reformen  Maarimiltans  L  in 
hohem  Man.Hse.  Jedes  Recht  geht  doch  in  erster  Linie  aus  den  sozialen 
Bedürfnissen  hervor.  Nur  soweit  diese  in  verschiedenen  Ländern  dieselben 
sind,  kann  überhaupt  von  fremden  Rechtseinflüsson  dio  R^do  «»^in.  Eine 
solche  Identität  hat  der  Verfasser  nirgends  nachgewit  sen.  Wenn  nun  auch 
wirklich  die  gleichen  sozialen  und  politischen  (Trundlagen,  der  Kampf  tlei 
modernen  Staataweaons  gegen  daa  St&idellium,  in  dem  Xicderiaiiden  wie  in 
Oesterreich  im  allgemeinen  Torhanden  waren,  so  hoTBohieii  doch  im  eiar 
seinen  die  grössten  Vetsduedcnheiten.  In  den  Sandel  ond  Indnstrie  pfle* 
gendeii  Niederlanden  waren  die  besitzenden  Klassen  vorzugsweise  vertreten 
durch  dio  Städte,  in  den  volkswirthsrbaftHf^h  wonipf  <'nt wickelten,  noeh  auf 
dem  SUuidpunktc  der  Naturalwirthschaft  stehenden  österreiciiischen  (Ti  biut^n 
durch  die  grossen  Grundbesitzer,  den  Adel  Schon  desshalb  kami  eiae 
Uebertragung  niederliadisoher  Verwaltmigadnrichtangen  anf  OeateiTeÜeh  ur 
in  äusserst  beschränktem  Maasse  stattgefonden  haben.  ThatsSchlieh  weiü 
denn  auch  der  Verfasser  für  seine  Aufiassong  nicht  viel  mehr  anzunihreo, 
als  einio-p  Titel  und  Brlirirdenbezeichnungfen,  sowie  S.  78  ff.  den  Entwurf 
einer  Hofkainmerordnung,  die  allerdinpfs  s.dir  an  niederländisciu>  Einritb- 
tungeu  erinnert,  aber  bezeichnender  Weis©  nie  in  Kraft.  getrettMi  ist.  Der 
Deutsche  besitct  wirklich  schon  in  hinreichendem  Maasse  die  Neigung,  fremde 
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Smielilaiigeii  naehinalniMn.  Wir  brinoheii  uii  nieht  noch  bu  bemühen, 
«Beb  in  rem  nationalon  Beehttbildimge&  ftemde  EMaue  wa  euohen. 

Conrad  Bornbab. 


IV«  Cayb  Taii|  Die  Arbeiterschntzgesetzgebung  in  den  Vereinig- 
ten Staaten.  Tübingen.  Laupp.  178  S. 

Die  ewige  Anfi^nanderfolge  sozialer  und  reditliober  Entwicklung  er- 
eobemt  in  xnaxlnntem  Bflde,  wenn  wir  dw  Gebiet  des  Kampfes  der  Loboarbeiter 
mit  den  üntemebmeni  betreten.  Die  Dampfmaschine,  präctsw  die  teebniscbe 

Entwicklung  überbaupt,  propagirt  die  Arbeit  der  schwächeren,  weniger  ausge- 
bildeten Individuen,  nämlich  der 'Frauen,  Kinder  und  ^jungen  Personen",  tb'üls 
neben,  theils  zum  Ersätze  der  Arbeit  vollkraftifrcr  Männer.  Sowie  dies  eingetreten 
ist,  wird  (in  den  ersten  Decennien  dieses  Jahrhunderts)  in  England  der  Gegeu- 
droek  der  nanfo  Pflaster  geworfenen*  oder  Ton  dieser  ErentnaUtit  bedrobten 
Arbeiter  bemerkbar.  Ee  ist  ein  ionaler  Gegensats  erwaobsen;  dieser  wird  tarn 
politischen  Gregensatz  im  Kampfe  am  die  Gesetzgebung.  Die  Reobtsentwiolt- 
lui^  erfa-^-^t  ein  vnllkoramen  neues  Gebiet.  Seitdem  nach  einigen  voraus- 
ppp^ngrenen  fniclit losen  gesctzpfeberisclien  Ten?nchen  die  Acte  vom  29.  Aug. 
1833  7.UV  Regelung  der  Arbeit  von  Kindern  und  jungen  Personen  in  den 
Mühlen  (mills)  und  FaV)nken  des  Vereinigten  Königreichs')  erlassen  wurde, 
b5rt  die  Gesetzgebung  niebt  anf^  deb  mit  dieser  Bfaterie  so  befeesen. 

Der  Vorfesser  des  Buebes  gibt  uns  mm  ein  detailirtes  Bild  sowobl  der  Be> 
BtrebiiD;zon,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika  in  dieser  Rieb- 
timg  7Äi  Tape  getreten  sind,  als  auch  ihrer  Con^^equenz,  der  Rocht^geptaltung. 

Da  die  oinschliifrige  Gesetzgebung  nicht  eine  der  16  powers  ist,  welche 
vcrfassungsuiässig  der  ünionsregierung  re8er\'irt  sind,  bleibt  sie  den  Eiu/.el- 
staaten  überlassen,  in  denen  sie,  wie  gleich  hier  constatirt  werden  mag,  eine 
sdbr  angleiobmässigc  EntwieUimg  anfintweisen  bat. 

Der  Verfasser  begreift  onter  der  Arbeiterschutzgesetsgebiing  die  Spezial- 
gesetzgebung  zu  Gunsten  der  in  den  grSsseren  industriellen  Unternehmungen 
verwendeten  Lohnarbeiter,  welche  diese  vor  einer  BenachtheiMgiing  in  ihren  be- 
rechtigten Interessen  schützen  soll.  Die  nicht  allein  die  Lohnarbeiter  betreftendc 
Heiniats-,  Armen-,  Schul-,  Vereins-  etc.  Gesetzgebung  schliesst  Verfasser  aus, 
soweit  sie  nicht  mit  dem  speciellcn  Arbeiterschutze  organisch  verbunden  ist. 

Die  Entwicklung  der  Arbdterschntigesetigebiing  wird  vom  Yerfesser 
bistortseh-descriptiv  aufgeaeigt  Er  beseicbnet  diese  als  ein  (Sompromiss  des 
Staates  mit  den  Forderungen  der  Arbeiter,  eine  Aufifassong,  von  der  uns 
scheint,  das«  sie  der  CoiTectnr  sehr  wesentlich  bedarf.  Nicht  der  Staat 
hat  mit  einer Classe  eu  conipromittiren,  sondcni  er  dietirt  zwei  (Massen 
ein  Compromiss  imd  verankert  es  in  seiner  Gesetzgebung.  Eine  andere  An- 
sicht müsste  nothwendigerweise,  im  "Widerspruche  mit  dem  geltenden  Staats- 
bargerlieben  Principe,  den  berrsebenden  Classen  eine  Stellung  loerkennen, 
wie  sie  etwa  ebemals  die  Gruppen  des  ständischen  Staates  sich  zurechtgelegt 
betten.  Mag  nun  auch  thatsicbliob  ein  solohes  Verhältnis  bestehen,  so  ist 
0«  i«  d^  rifalls  bedenklich,  es  m  der  Wissenschaft  aom  Ansgangsponkte  au 
uehuicu. 

Als  die  Hauptforderung  der  amerikanischen  Arbeiterschaft  bezeichnet 

^)  S.  die  Sammlung  der  Fabrikgesetze  Englands ,  auf  Yeraolassnng  des 
oest.  HandelS'Ministerinms  beraasgegeDen,  Wien  1869. 
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Verfasser  die  Eiuführuug  tjes  Nomialarbcitstages,  mit  8  stündigt r  Ar- 
beitsdauer. Als  Erfolg  der  ziemlich  ausdauerudea  Bewegung  ist  festzuBteUeo, 
dasa  in  den  staatliohen  Betrieben  der  Uniontregiemng  dnreh  das  Unioiia- 
gesets  vom  26,  Mai  1868  der  Batiindige  Arbeitstag  featgeaetat  wurde,  welcher 

jedocb,  wie  zahlreiche  parlamentariche  Debatten  darthun,  seitens  der  Umona- 
beamten  nicht  immer  eingehalten  wird.  In  manchen  Einzel^taatfr?  i^t  Icr 
Arbeitstag  von  8—10  Stunden  gfcsctzlich  normirt,  doch  zumeist  um  der  üin- 
schräukun^,  „falls  eine  anviere  Veralircdiinff  nicht  getroffen  ^^nrde.•*  Diurch 
letzterwähnte  Bcätiiiiiuuog  wird  aücrdiug»  der  Charakter  des  Arbeiter- 
aohuizea  abgestreift.  Dieaer  acblieaai  in  aich,  daaa  Abiaderongen  der  em- 
achügigen  Yorachriften  im  Wege  der  privaten  Abmaeknng  imaiiliiaBig  sind; 
ist  do(Ä  die  geaetaliiAe  Normimng  ein  —  allerdings  sehr  mangelhafter  — 
E  r  s  :\  t  z  für  die  beim  Vertragsabschlüsse  theilweise  fehlende  Entschliessunga* 
freiheit  des  einen  Theils,  dieselbe  hat  daher  als  öffentliche -rechtliche 
Ergänzung  des  Bestimmungi?rechts  der  Lohnarbeiter  über  ihre  Arbisits- 
krafl,  nicht  alternativ  einzutreten.  Unter  allen  Umständen  ist  aber 
Einfügung  des  Hormalarbeitstaga  in  die  Geaetsgebung  von  grosser  princi* 
pieller  Bedeutung.  Ea  eraoheint  hierbei  als  niobt  aehr  weaentlkh,  ob  aafiog- 
Uoh  in  weitem  Umfiuigo  Ausnahmen  von  der  Norm  zugestanden  werden,  wie 
dies  die  beiden  europäischen  Staaten,  in  denen  der  Normalarbeitstag  geaeta- 
licb  besteht,  nämhch  die  Schweiz^  und  Oesterreich')  grethan  haben. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  dem  Normalarbeitstage  steht  die  Re- 
gehmg  der  Arbeit  der  Frauen,  Kinder  und  jungen  Personen,  deren  Ein- 
schränkung auf  bestimmte  Stunden  in  England  den  that  sächlichen 
Noimalar^itatag  für  erwachaene  mSnnHdhe  Arbeiter  aar  Folge  hatte*).  In 
Nord-Amerika  redncirt  aieh  die  Beaehiinkong  der  Kinderarbeit  anmeiai  anf 
verwaltungsrechtliehe  Bestimmungen  im  Interesse  des  Schnlbeatiahea,  in  der 
Regel  derart,  dass,  —  trotzdem  ein  eigentlicher  Schulzwang  nnr  in  wenigen 
Unionsstaaten  besteht  —  Kinder  in  Fabriken  nur  dann  beschäftigt  werden 
düifen,  wenn  sie  im  letztverflossenen  Jahre  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Arbeit 
wäiireud  einer  bestimmten  knapp  bemessenen  Zeit  —  oft  nur  11  Wochen  — 
—  die  Schale  beanoht  haben.  Dagegen  finden  Tranen,  Kinder  und  junge 
Peraonen  tut  gar  keinen  beaonderen  reohtlidien  Sehnte  vor  geanndheite- 
aohadlicher  und  nächtlicher  Arbeit,  wie  ihn  die  englische  und  österreichische 
Gesetzgebung,  freilich  mit  allan  ängstlicher  Schonung  der  Untecnebmei^ 
interessen,  normirt  haben. 

Die  Regelung  der  Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  Unfällen  —  wele}»e 
der  Verfasser  wegen  der  Geringfügigkeit  des  posiüven  Gesetzjuateriak  leider 
nur  sehr  kura  b^andelt  —  entbehrt  noch  Süt  (^nzlioh  des  soadaleu  Cha- 
rakters. Sie  tritt  meiat  nnr  bei  directem  Veraohnlden  des  Untemefameai 
selbst,  zufolge  allgemeiner  civibrechUicher  Bestimmungen  in  Kraft.  Nor  die 
Eisenbahnontemehmer  in  einigen  Staaten  sind  auch  für  die  von  ihren  An- 
gestellten verschuldeten  Unfälle  haftbar.  Die  Statuiruug  dieses  An.snahius- 
falles  kann  unschwer  als  eine  Consequenz  des  Umstaudes  erkannt  werden, 
dass  die  Beschädigten  in  solchen  Fällen  häufig  den  herrschenden  t'la.<«9en 
angehören.  Unserer  Meinung  nach  ist  diese  Haftpflicht  auch  uichi  m 
den  Arbeiteraohuts  einanbeaidiflin  nnd  dürfte  vom  Vo&aaer  wohl  nnr 

*)  Bandes-Gesetz  vom  23.  März  1877  t\ber  die  Arbeit  in  den  Fabriken. 

')  Gesetz  vom  8.  März  1885,  betreffend  die  Abänderong  und  Ergänzung 
der  Gewerbeordnnng  (K.-G.-Bl.  Nr.  22). 

*)  S.  bierQher  Marx,  das  Kapital  I.  1,  Anfl.  8.  284;  PuraB,  die  eng- 
liache  Fabiikgeaetigebiuig  S.  40.  42.  80. 
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der  YaflftSndigkeit  wegen  angenommen  worden  lein.  Eigene  Hsftpfliohi- 
gesetze  finden  rieh  in  Dünoit  nnd  HesMeboseti«,  wobei  m  erwähnen  wSre, 
dnw  in  letzterem  Staate  eine  veriragsniäseige  Befreiung  dea  Untotnehmen 

von  der  Haftpflicht  als  nnzulässig  erklärt  wird. 

Ver&sfior  wendet  Bich  hierauf  deü  Behörden  für  Arbeiterschutz 
zu.  Während  die  Fabriksinspection  nur  in  zwei  Staaten  durch  bosonderc 
Oiigane,  sonst  aber  theils  gar  nicht,  theUs  nur  nebenher  von  den  Yerwaltuiigs- 
beunten  beeotf^  wird,  ioonit  enf  dietem  Gebiete  die  Vereinigten  Staaten 
liinter  den  Einrichtungen  der  europftisdien  Industriestaaten  zurückbleiben, 
ift  die  yon  den  Arbeitern  vielfach  verlangte  Organisation  arbeitsstatistischer 
Aemter  woit  vorgcscljrittfn.  Diese  Burennx,  denen  in  einigen  Staaten  sehr 
weitpcli»  ihIo  Bofiismisse  zur  Ermittlung  von  wichtigen,  sonst  als  „Geschäfts- 
güheinmiss"  m  undurchdringlichen  Nebel  gehüllten  industriellen  Verhältnissen 
zuerkannt  wurden,  haben  sehr  günstige  Hesultate  erzielt.  Das  älteste,  seit 
1889  bestehende  Amt  in  Maesaefanaette  soll  naeh  des  TerfiMBere  Mittheilungen 
eine  voUstSndige  Statistik  yon  Lohnhöhe,  Arbeitszmt  etc.  nebst  vielen  anderen 
werthvollen  Kachrichten  cur  Sflimtlichen  Eenntniss  gebraoht  haben,  durchaiM 
Datf  u.  (leren  Beschaffung  in  ▼eriäBsÜeher  Form  in  Europa  als  unmogUcb 
bezeichnet  wird. 

Zum  Schlüsse  behandelt  Verfasser  noch  die  specielle  Bergarbeitsgesetz- 
gebuQg,  welohe  — >  was  auch  in  Europa  beobachtet  werden  kuon  —  im  All- 
gemdnen  etwas  weiter  vorgeschritten  ist,  als  die  Pabriksgesetsgebung. 

Wir  erblicken  hier  eine  Reihe  von  in  Entstehung  bcgriifeucn  Rechts* 
institutionen,  welche,  ursprünglich  dazu  bestimmt,  Uebergriffcn  einzelner 
Personen  vorzul>eunfen,  allmUhlicli  eine  totale  Neugestaltunpj  des  sociHlfti 
Lebens  anbahnen.  So  wie  wir  Eingangs  die  Einwirknnjf  der  socialen  Ent- 
wickeluug  auf  das  Recht  constatiren  konnten,  sehen  wir  hier  das  Recht  wieder 
auf  die  Entwickelang  des  gesellschaftlichen  Lebens  bestinmienden  Einfluss 
nehmen*  Lot  unaufhÖriioher  Weohselwiricang  sind  Leben  und  Recht.  Wenn 
das  Leben  vorausgeeilt  ist,  entsteht  die  sociale  Fra^^e,  sobald  das  Recht  es 
wieder  einzuholen  sucht,  die  sociale  Reform.  Es  scheint  uns,  dass  die  Rcclits- 
wissenseliafl  heute  wieder  auf  dem  Punkte  ist,  sich  dessen  bewusat  zu  werden, 
dass  ein  weiteres  Zurückbleiben  liinter  der  organisclieu  Entwickolung  zum 
Zerreisseu  des  Bandes,  welches  sie  mit  dem  Leben  verbindet,  also  zur  Rechts- 
■tSrang  fiiliren  müsste.  Danmi  ist  das  Eindringen  in  die  firemde  Gesetz^ 
gebung  fiber  Materien  unserer  jetzigen  socialen  Fhige,  der  Lohnarbeiterfrage, 
von  höchster  Bedeutung  nnd  im  vorliegende  Badi  kann  demnaob  als  eine 
werthvolle  Anregung  betraehtet  werden. 

Wien.  Otto  Wittelshofer. 


Georg  Xe/er,  Lehrbueb  des  deutschen  Staatsreohts.  2.  Aufl.  Leipzig. 
Dunoker  und  Humblot^  1685.  8*.  VHI  und  78S  8. 

Die  erste  Auflage  des  vorliegenden  Werkes  war  im  Jahre  1878  er- 
schienen. Seitdem  hat  der  Verfasser,  wfcbekanTit,  im  Anschluss  an  dasselbe 
sein  Tjehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechls  (Theil  I,  1883.  Theil  11, 
1885)  herausgegeben.  Dieser  Umstand  hat  auf  manche,  der  Verwaltung  be- 
sonders sngevendetey  Partieen  des  Staatsrechts  in  der  neuen  Auflage  seinen 
Einfluss  geübt.  Sie  konnten  käner  behandelt  und  viel&ch,  insbesondere 
was  die  AngEbc  von  Quellen  und  Litteratur  betritH,  durch  Verweisungen 
auf  das  zweite  Hauptwerk  erledigt  werden.  Das  letstere  Verfahren  tritt  be* 
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■onden  in  §9  191—194,  ^«  innere  Venraltung  betreffbnd,  hervor.  Beferat 
meint,  data  ee  den  W^ken  beiderseitig  com  Vortheü  gereichen  wfirde,  weoii 
ee  die  Zokunfl  emögliohte,  tie  wa  einem  omfimenden  „Staate-  nnd  Ver> 

waltuDgsrecht"  tu  vereinigen. 

Bei  den  rrincipien,welcho  der  ersten  Aufla^^e  zu  üi-undo  li^n,  i»t  der 
VerfaBscr  verblieben.  Er  wederholt  zunächst  die  Worte  seiner  ersten  Vor- 
rede, welche  entschieden  fordern,  dass  bei  der  Behaadkuig  des  Staatsrecht« 
naeh  streng  jnristisober  BCethode,  wenn  auch  mit  gehöriger  Vorsieht  gegen- 
über  privatrc  lifli  Im  II  Analogien,  verfahren  werde.  Der  Verfnseer  fegt 
hinzu:  „Dieser  Tendenz  bin  ich  auch  in  der  vorliegenden  Auflage  treu  ge- 
blieben. Ich  gliitilie  nicht,  dass  es  der  "W"issen«5chaft  des  Staatsrechtes  rum 
Segen  gereichen  würde,  wenn  sie,  wie  neuerdings  wieder  empfohlen  i*t.  m 
die  Stelle  der  juristischen  eine  sogenannte  politische  Mclhude  treten  liesse.'* 
—  Auch  die  Zniammenfiunong  von  Beiehs-  tmd  Trtmdetitattwfeeht  zu  gemem* 
samer  DarsteUang  hat  der  Tertssser  beibehalten.  Endlich  hat  sieh  dersdbe 
diii  cl  1 fni  t^»  setzte  (z.  B.  §  117)  Streben,  die  Laadesgesetzgebnn^  mit 
möglichster  Vollständigkeit  zu  berücksichtigen,  nach  der  Ansicht  des  Re- 
ferenten den  Dank  aller  derer  verdient,  welche  sich  über  den  Stand  einer 
einzelnen  Materie  des  Landesstaatsrechts  möglichst  eingehend  unterrichten 
wollen. 

Die  nene  Auflage  ist  besonders  verdienstvoll  dnrch  die  eingehende 
Yerwerthimg  der  ibrtschreiteoden  Gesetegebting  nnd  die  nm&ssende  Berddc> 

Stchtigttng  der  inzwischen  erschienenen  Litteratur.    In  erster  Richtong  hat 
u.  A.  das  Staatsrecht  der  Heiclislande  eine  vollständige  UniarLeituntr  er- 
fahren, in  letzter  Beziehung  sind  vor  Allem  die  in  der  Einleitung  dargelegten 
GrundhcfrriiTe  liervorziihel»en.    Freilich  hat,  wie  hier,  so  überhaupt  im  Ver- 
laufe seines  Werkes  den  Vei'fasscr  die  erneute  Prüfung  iui  Weseuthchea 
nur  sn  einer  erneuten  Bestätigung  sdner  Ansdianungen  geföhrt  Von  den 
Abweichungen  der  neuen  Auilage  dSrfte  besonders  su  erwähnen  sein,  dsss 
der  Verfasser  die  Ausfühningsverordnungen  des  Artikels  45  der  preussischen 
und  ebenso  des  Artikels  7  der  Reichs- Verfassung::  ^"^i  nicht  mehr  Mos  mif 
Verw'altungsventrdnungen,  sondern  auch  auf  llechtsverordnungen  bezieht 
(§  lof»  Note  8,^  IHö  Note  12).     Den  seit  ErscluMuen  d»T  ersten  Autlage 
neu  angeregten  Fragen  widuiet  das  Werk  volle  Aufmerksauikeil.  Bemerkt 
sei  Folgendes;  Die  in  neueren  Schriften  behandelte  Frage,  ob  eine  Be- 
Stellung  als  Notar  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  bewirkt^  will  der 
Verfasser  nach  Massgabe  der  lande<;g:e8etxlichen  Bestimmungen  fiber  die 
Eigenschaft  des  Notariats  als  Staatsamt  beantwortet  wissen;   di"  Nieder- 
lassuufj  als  Auwalt  in  einem  Bundesstaate  habe  keinesfalls  die  EuUteliunii 
der  Stautsaugehörigkeit  in  demselben  zur  Folge  (S.  185).  Auf  S.  228  Note  33 
wird  die  Behauptung  Seydel's,  daas  in  Bayern  wikhrend  einer  Kegontschaft 
Yerfkssungsänderongen  ausgesdilossen  seien,  surGckgewiesen.  Die  im  Beichs^ 
tage  erörterte  Frage,  ob  die  Gommissionen  während  einer  Vwtagui^  des 
Reichstages  befugt  seien,  Sitzui^pMi  zu  halten,  beantwortet  der  Verfasser 
§  131  Note  6  verneinend,  indem  er  allerding^s  untor  ..Vertagung"  nur  die 
vom  Kaiser  austr»  si)rochene,  nicht  die  Hinausschiebung  der  Sitzunjren  durch 
Bcschluss  der  V  ersammlung  selbst  versteht.    Die  Aujfetellung  des  Keichs- 
haushaltsetats  i9r  mehrm^  Jahre  in  demselben  Geseta  erscheint  ab  nn- 
sulüssig,  nicht  dagegen  die  Aufstellung  iwder  Etats  in  derselben  Sitaongs- 
Periode,  aber  durdi  zwei  besondere  Gesetie  ($.  209  Note  3).    In  Bezug  auf 
die  afrikanischen  und  australischen  Besitzun^rm  «It  s  Reiches  beschränkt  sich 
der  Yer&sser  auf  die  Bemerknng  (S.  401),  dass  dieselben  insoweit  einen  Be- 
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standtheil  des  Reiches  bflden«  als  die  Bcfa^ss  zur  Ansübunpr  von  Hoheits- 
recbten  in  denselben  lediglich  dem  Reiche  zusteht.  Dapepreii  seien  sie  nicht 
als  Inland  in  dem  Sinne  zu  betrachten,  in  welchem  die^s  Wort  sonst  in 
dea  BaiohnggtelBen  gdmueht  md. 

Zum  Soblnw  möge  dem  Befereaten  geitattet  sein,  so  bemerkeii,  dam 
die  in  beiden  Auflagen  §  106  a.  £.  befindliche  Angabe  über  den  badisehen 
Verwaltungshof  irrthümlich  ist  oder  doch  leicht  missverstanden  werden  kann. 
Nacli<l''m  gesagt  ist,  dass  zu  den  Centralbehördcn  auch  die  obersten  Ver- 
kält uug^^gerichte  gehören,  hcistsi  esr  ^Eine  ähnliche  Stellun«?  nimmt  in  Baden 
der  dem  Miniüterium  des  Iimeru  uutergeorduete  Verwaltuugshof  für  £ntr 
icbeidaiig  nieht  itraitiger  YenraltoiigMaobeii  ein.*  Zu  liemerken  bteibti 
dam  der  Geachiftekras  des  YerwaltaagBliofw  nch  nnr  auf  emieine,  im 
Wcsentlioben  Skonomiich-teohaisohe  Zweige  der  Verwaltung,  insbesondere 
di*^  >>tif!nng^-,  Ka?^cn-  und  Rcchnnnor^swcen  erstreckt;  die  Amt^kassen, 
Stiftung^jverwaltungen  und  eine  Anzahl  von  Anstalten,  Z.  £.  das  poUxetliche 
Arbeitshaus,  die  Irrenanstalten  sind  ihm  untergeben. 

Freibarg  i  B.  Bosin. 


Cm  W*  A*  Btldky  Qromherzoglidi  HeeUenbargischer  Gebeimer  Finansmlh, 

Die  KrankenTeraichcrnng  der  Arbeiter  nach  Gesetz  und 
Praxis.    Wismar.    HinstorTscbe  Hofboohbandloog.  1886.   106  & 

1  M.  — 

Dr*  Faul  Kohne,  Gerichtsassossor,  Das  Reichsgesetz  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883  nebst 
dl  ni  (  reset^e  vom  28.  Januar  1S8Ö  und  den  die  Krankenversicherung 
betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1885  unter 
BerScknchtigung  der  preossischen,  bayciischeo,  sSchaischeo  nnd  wart* 
tembeigiscben  Aosföhruiigs-yorBchriften.  Stattgart  Fbbodusd  Enue. 
188«.  XYL  and  866  8.  6  M. 

Die  beiden  rasch  nach  einander  erschienenen  Arbeiten  von  Balck  und 
KöHNE  behandeln  d*  n  jjemeinsamen  Stoff  in  verschiedener  Weise.  Während 
der  letztgenannte  Autor  den  Gesetzestext  mit  zahlreicben  Anmerkimfren  in 
der  übliehen  kommentÄtorischen  Form  liegleitet  nn«l  in  dii  "«rn  Anmerktui^ri'n 
alle  wichtigeren  Controverscn  ausführlich  beiiaudclt,  auch  vielfach  selbständig 
Aoslegungsfragen  aofwiift  nnd  kritisch  erörtert,  bat  Balck  swar  in  der  Ein- 
ibeilang  setner  Scbrift  genan  die  Beibenfo%e  der  Gesetaceparsgrapben  bei- 
behalt« u,  den  Wortlaut  der  letsteren  jedocb  in  den  Anhang  verwiesen  und 
iliren  Inlialt  in  predranjrter  Zti«»amTnenfa^oiin^  nnd  in  Verbindun|r  mit  den 
sonstigen  ein.«:ehlHiri;.''en  Bt  stinHauuK'«  n  wiedt  rziii^f'  ljen  verficht,  olme  dabei 
auf  die  vorliegende  LiieruLui*  und  div  von  ilu-  LeLauUclten  8treitfrägeu,  deren 
Kenntniss  allerdings  ans  mancher  Bemerkung  hervorleuchtet,  näher  ein* 

BjojBKf  der  in  Folge  seiner  diensilicbeii  Stellang  »seit  Gelttmg  des 
Krankenversichenmgvgesetses  in  der  Lage  war,  dasselbe  durch  Mitarbeit  an 

den  dadurch  hervorgenif^nen  vor«chif»denen  Organisationen  in  seiner  engeren 
Heiniath  praktjeeh  handhaL' n  and  anwenden  zn  können",  beab««tchtiirt 
lediglich,  auf  Grund  seiner  Erfahrungen  einen  füSbUciicn  Ltiifadeu  zu  bieten 
und  damit  das  Verstandnim  des  Gesetzes  in  weiteren  Kreisen  zu  fordern. 
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Unter  diesem  Geeichbimukl  wird  man  pegeii  die  pfetroffeue  Ancmlnungf  und 
Behandlung  des  Stolfes  uichts  einwenden  können.  Vielmehr  möchte  ich  das 
Budi,  das  eine  eigenart^  TJebergangsfoim  m  einer  Byttematttclien  Arbeit 
bildet,  willkonunen  heisBeo.  Es  ist  mit  grosser  tSrSiicDiebkeit  aiiig«eH>eilet 

und  stellt  den  gesammten  Cresetzesinhalt  in  knapper,  fr^cb  niweilen  schwerer 

Si>rache  dar.  Dass  Balck  keine  Anmcrkunpfen  unter  den  Text  presctzt,  wohl 
aber  zaJiirciclie  Vervveisunpeu  auf  die  vichtigaten  korreepondircnden  Be- 
stimmunpru  iDiiorlialb  des  Textes  aufgenoiiuiicn  hat,  ist  nach  dem  Zwecke 
der  Solu'it't  liiUigeu.  Dagegen  würde  ich  ea  für  wünschenswerth  erachten, 
dass  den  einzelnen  Paragraphen  der  Dantellong  der  entspreehende  Wortlant 
der  Gesetseapazagrapben  unmittelbar  Toraogestellt  wSrde.  Die  gegeuwiri^e 
Anordnung,  wel<^  nirgends  ersichtlich  macht,  ob  ein  Sali  dem  Gesetze 
Si']h9i  entnommen  oder  eine  Umsclircibuug  bczw.  Erläutemnpr  desselben  ist, 
erschwert  die  Vergleichung.  Wer  mit  dem  Texte  des  (»esetaes  nicht  völi^ 
vertraut  ist,  wird  sich  kaum  veranlasst  finden,  den  Anhang  „zur  Vergleichung" 
au£zu8chlagen,  wenn  er  z.  B.  Seite  21  (§  16.  III)  liest,  dass  mehrere  Gewerbe- 
sweige  oder  Betriebsarten,  wdcbe  keine  bnndert  yersiobenmgspflichtigea 
Personen  enthalten,  mit  anderen,  welche  hundert  und  mehr  enthalten,  m 
einer  gemeinsamen  Ortskasse  vereinigt  werden  können,  falls  die  „M  i  tgl  i  eder  * 
der  letzteren  Gcwerb'^zwd'ige  und  Betriebsarten  in  ortsüblicher  Weise  rp^^- 
hört  siud"*  und  der  Zusammenlegung  keinen  „begründeten  Wider- 
spruch** entgegensetzen,  dass  dagegen  bei  ihrer  „entschiedenen  'Weigermig** 
über  die  Zulässigkeit  der  Errichtung  der  gemeinsamen  Kasse  die  höhere 
Verwaltongsbebörde  entseheidet.  Der  Vordniek  des  Legaltextes  würde  den 
Leser  aufmerksam  machen,  wie  das  Gesetz  lediglicb  verlangt,  dass  den  in 
den  fiaglichen  Gewerbszweigeu  oder  Betriebsarten  „beschäftigten  Per- 
sonen'* (also  nicht  auch  den  unter  die  „^lif'jlieder"  zu  zählenden  ArWit- 
geberii)  „ti  elegenliei  t  zu  einer  Acusserung**  gegeben  wird  und  dass 
die  Eut.selieiduug  der  höheren  Verwaltungsbehörde  überhaupt  im  i'oile  eines 
«Widerspruchs*"  (also  auch  bei  unbegründetem  Widersproob  eines  Bin- 
Btgen)  einautreten  hat.  Ebenso  wird  man  S.  76  (§  78  L)  vorbebaUks  den 
Satz  hinnehmen:  „Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  versicherten,  sowohl 
Pflichtigen  als  berechtigten  und  freiwilligen,  Kassenmit^Ueder  sind  in  Streitige 
kciten  über  T^nterstützungs-Auspriichc  vom  Kostenvonchuss  befreiet".  Oincfe 
4;  78  des  Gesetzes  im  Wortlaut  unmittelbar  vorher,  so  würde  man  finden, 
dass  derselbe  die  Freiheit  vom  Kostenvorschuss  den  auf  Grund  des  Gesetzes 
«an  versiohernden**  Personen  gewährt,  und  dass  der  £rets  der  nach  dem 
Gesetee  «sn  versidiemden"  und  der  bienaoh  „▼ersieherten"  Peraonen  sieh 
im  Hinblick  auf  die  Versicherung  bei  Knappsehaftskaasen  und  Hfllftkasw 
($§  74,  75)  nicht  vollständig  deckt. 

Die  gewählten  Beispiele  lassen  erkennen,  wie  Balck  häufig  ohne  sach- 
Hellen  Grund  von  der  Terminologie  des  Gesetzes  abweicht.  Dadurch  leidet 
zuweilen  die  Klarheit  und  Verständlichkeit.  So  sj) rieht  er  Seite  15  8) 
von  dem  „durchschnittlieiien  ortsüblichen"  Tagelohn  aller  gewohnhchen  T^e- 
arbeiter  und  Seite  24  (§  20)  sagt  er  dann,  dass  der  „dunäMihnittlidie*  Tage- 
lobn  des  Gesetaes,  weklien  er  den  «durcbsdinittilioben  dassifieirten*  Tiigdbba 
nennt,  im  Gegensatz  stehe  zudem  „ortsüblichen,  welcher  den  Durch- 
schnitts-Tagelohn  der  Arbeiter  innerhalb  der  ganzen  Gcm  ein d»?- 
K  rankeuversichcrung  umfassf.  Ich  weiss  nicht,  ob  BiLCK  selbst  ia 
dein  Irrthum  befangen  ist,  dass  der  „ortsübliche  Tagelohn  gewöhnlicher 
Tagearbeiter**  identisch  sei  mit  dem  Durehschuitts-Tagelohn  aller  der  Ge- 
meinde-KrankenTenriobenmg  unterstellten  Arbeiter;  jeden&Us  erregt  seine 
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Dftnielkmg  diesen  nadi  dem  ptioiwii  Audmek  das  0«Mti6t  mMidi  nioki 

iMiheliegenden  Irrthum. 

Dem  praktischen  Zweck,  den  Balck  verfdlj^t,  dienen  mehrere  über- 
sichtUcho  ZusaJumenateUuiigen  ineinandergreifender  CreBetzeavorschriften. 
Unter  diesen  scheinen  mir  besonders  verdienstlich  die  in  den  §§  64,  72,  73, 
74  imd  76  entiialteiieii  Darlegungen,  inwietweit  die  Bestimmimgeii  fiber  die 
OrteknnkenkiNen  auch  auf  die  Betriebs-  (Fabnk-)Krankenkassen,  besw.  die 
Bau*,  Jbmnngs-,  Knappscliefte-  und  HfOftkaMea  Anwendung  finden.  Im  §  64 
wire  noch  ausdrücklirb  zn  erwähnen  jrcwesen,  dass  §  21  f!  -  fTP«pt7*>s  (be- 
treffend die  ztilä?«i(re  ErhöhiiDg  und  Erweiterung  der  Kassen ieistimgeu)  nicht 
unbedingt  für  die  Betriebskrankenkassen  gilt^  vielmehr  durch  §  64  ZiÖ*.  1 
(wonach  bei  Erliohimg  und  Srweiteniiig  der  ünterstütsimgen  an  Sldle  des 
»dnrdnobmttlielieD  T^gelohiu'*  —  vergL  §  91  Züt  9  und  8  —  „Ptrooente 
des  wirklichen  Albeits^rdienstes  der  einzelnen  Versicherten"  treten  können) 
modificirt  ist,  und  dass  anderseits  die  Vorschrift  des  §  42  (über  die  Halt- 
barkeit der  Rechnuncrs-  und  Ka«senfiihrer)  durch  Ziff.  4  df^>s  §  64  ersetzt  ist 
(wonach  die  Verantwortlichkeii  für  die  Handlun{?en  des  Kechpung»«  und 
Kassenftihrers  dem  Beiriebsunternehmer  auferl^  wurde). 

Kiefat  genügend  finde  ieh  in  dem  aontt  nieben  Inhalt  die  anf  die 
Kiankenverriohenuiif  besfigUchen  Beitimwimigen  des  ünfiülvenricilieninga' 
gesctzcs  vom  6.  Juli  1884  verwerthet,  eine  AnMteDimg',  die  allerdinga 
nicht  in  gleichem  Umfiang  —  auch  dem  Commentar  von  KöHNE  gegenüber 
zu  machen  ist.  In«>'<^'jniidere  vermisse  ich  in  beiden  Werken  eine  Enviihnunfr 
des  §  5  Abs.  10  des  geuannten  Öesetuea,  wonach  den  der  Unfallvcrsjcbenin«r 
unterliegenden  Personen,  welche  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Krankcn- 
Tenieherungsgesetaea  Yemohert  dnd«  die  in  den  §§  6  nnd  7  dea  letsteren 
Toigeaehenen  UnteratStsangen  (einaohlienlieh  dea  ans  §  5  Abs.  8  dea  U.-V.-6. 
sich  ergebenden  Mehlbetrages  für  die  ersten  13  Wochen)  von  dem  Betriebs» 
Unternehmer  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  sind.  Es  scheint  beiden 
Autoren  ent<::^anpren  m  sein,  dass  diese  Vorsclirift  eine  Novelle  zum  XrÄnken- 
versichernngsgesvtz  darslellt,  welclie  in  ilen  Text  des  Unfallverfichei-ungs- 
geseuseti  nur  aus  äusseren  Rücksichten  eingefügt  wurde  und  in  neueren  Aus- 
gaben dea  ersteran  Oesetses  gerade  um  ihrnr  Singntoritat  wOlen  aQ%euommen 
werden  aollte.  Das  Geseta  ttber  die  Ansddinung  der  Un&U-  md  Kranken- 
▼araicherung  vom  28.  Mai  1885  ist  in  beiden  Werken  an  allen  in  Betracht 
kommenden  Stellen  berücksichtigt. 

Damit  bin  ich  bereits  in  die  Besprechung  des  KöHNE'schcn  Buclv"« 
eingetreten.  Es  bringt  an  der  Spitze  eine  kurze  Einleituufj,  weL  )i'  !  i  s 
WescntUchsto  aus  der  Entstehungsgeschichte  d^  Gesetzes,  eine  AuMiilung 
der  preossisohen,  bayerischen,  sSchsischen  mid  württembergischen  AnsiSh- 
no^svorsofariften  nnd  eine  —  nieht  Tollstindige  —  Literatorangabe  enihilt. 
Audi  den  einaelnen  Absehnitten  des  Oeaetaes  stellt  Köhnb  gedrSngt  and 
klar  geschriebene  einfuhrende  Bemerkimgen  voraus.  In  den  Anmerkungen 
gibt  er,  wie  oben  schon  hervortrehoVieu,  neben  den  nothwendipen  Verwei- 
gr^iujren  nnd  nianniflrf«chen  Erläuterungen  eine  eingehende  und  sel))ständige, 
manclinml  meiir  &charfgei'as8te  alü  scharfäiunige  Kritik  au  der  Fasbuug  des 
Gesetzes  sowohl,  als  an  den  Anschammgen  anderer  Autoren.  Dadaroh  fordert 
er  natnrlich  häufig  tarn  Widerspmdi.  kamt  hier  den  Raum  mcht  bean- 
spruchen, um  Ton  den  Bedenken,  welche  mir  beim  Lesen  seiner  Anmerinmgen 
auftauchten,  einen  grösseren  Theil  mitzutheilen,  nnd  ich  muss  insbesondere 
auf  (^)ni'  Besprechung  der  zum  §  1  pc^ebeneu  Krinutcrungen  sowie  auf  eine 
Kritik  der  Stellung,  welche  Xöbub  im  Hinblick  aui  |i  lö  zu  den  bayerischen 
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AuafiilirungsltestimTnnngen  einnimmt  (vergl.  Anmerkung  1  §  16,  Anm.  IJ 
zu  §  4  und  Anm.  ö  /.u  §  11),  ver?i>1ifen.  Doch  möchte  ich  wenigfst^is  xwei 
gewisserniassen  grrundsätzliche  B  d(  iikcn  hier  mm  Auidruck  bringen. 

KöHNS  legt  den  Qesetzesmaterialien  nur  geringen  Werth  lux  die 
Auslegung  beL  Dm  ut  bii  m  eiii«itt  gewlMen  Omde  iioliArlioh  bmehtigi 
Allem  in  Fallen,  in  welchen  der  Wortbai  eines  Geietcet  Zweifel  wregl» 
mni8  deren  Lösuug  doch  zunächst  auf  Grund  der  Entstehongi^^chichte  ver- 
sucht  werden.  Bei  Gesetzen  im  Gebiete  dos  Vcrwaltungsrechtes,  insbesondere 
wenn  es  sich  wie  bei  dorn  K.-V.-G.  um  die  Onindlinien  einer  N^ielfach  neuen 
Orgauisatiüii  handelt,  wird  man  weitergebend  einräumen  müssen:  Sofcra  die 
nächstliegende  Auil'assuug  des  Gesetzestextes  mit  der  in  den  MatcriaUen 
sweifeUot  warn  Amdrnek  kommenden  Absicht  des  Gesct;^g«;ben  in  Wider- 
•praoh  treten  wfbrde,  eo  mnm  der  Aualflger  dieier  Abtielit  gerecht  wa  werdn 
8uclien,  soweit  der  Wortlaut  ei  snlfisst.  Diesen  Grundsatz  finde  ich  be 
KüHNB  nicht  anerkannt.  Wendungen,  wie  „die  Absicht  des  Gesetzgebers  hat 
ihre  Verwirklichung  in  der  Fassung  dc^  {re«»et:ros  niclit  gefimderi**,  kehren 
in  Beinen  Anmerkungen  mehrmals  und  nicht  immer  mit  innerer  B^;ründiuig 
wieder. 

So  geht  s.  B.  aus  den  BeichstagSTerhandlnngen  über  §  4  Ahe.  1  (.Für 
eUe  Tenidhenuigtpflichtigen  Penonen,  weleha  niät  einer  Qrtekrmfcenhtin 
[§  16]  u.  s.  w.  engehören,  tritt  die  Gemcände-KruikenvenifilMnnig  em*) 

hervor  und  Köhne  selbst  gibt  dies  zu,  dass  nach  der  Anffisssong  der  ge> 
sct/goboudou  Faktoren  der  ^Eintritt  der  (Temeinde-KrankenvorsicheniT-icr'*  nur 
iuäolango  erfolgen  solle,  als  die  Vei"sicherton  n'whi  freiwillig  oder  krafl  des 
Gesetzes  zu  einer  Orts-,  Betriebs-  etc.  Ki-ankeiikasse  iiijcrtreten.  BuchstäVdich 
ist  das  allerdings  nicht  ausgesprochen.  Xüune  findet  sogar,  dass  der  Wortlaut 
§  4  »gegen"  diese  Aii£basnng  spreche,  d.  h.  dase  nach  dem  Woiikat 
Peraonen,  bei  welchen  die  Gemeinde^KreakenTereiefaemng  einmal  «eingetreten* 
ist»  weil  de  einer  der  in  §  4  genannten  TCatmi  nicht  angehorten,  auch  dann 
aus  der  erstcren  nicht  zu  entlassen  seien,  wenn  Bio  einer  Kasse  beitreten. 
Ich  glaube,  dass  es  sich  liier  lediglich  um  eine  allzu  buchstabUche,  engt»  Auf- 
fassung des  Ausdrucks  „die  (Tenieiude-Krankenversichcnmg  tritt  ein"  handelt, 
welcher  Ausdruck  in  dem  gegebenen  Zusammeuliaug  doch  uiclit  allein  den 
„Beginn"  der  Venicherong,  sondern  aneh  deren  ,Jnkraftbleiben*  inoeibalb 
der  in  dem  Kebensata  festgesetsten  Daner  —  solange  die  Venibherten  einer 
der  genannten  Kitssmi  „nicht  angehören"  —  bestimmen  sollte  Köhxe*s 
Ansicht  würde  die  Tendenz  des  Gesetzes,  wonach  die  nur  als  subsidiäre 
Auskunfsmittel  dienen  und  ihr  Gebiet  in  der  Praxis  —  Gemeinde-Kranken- 
versicherung —  möglichst  eng  l)egrenzt  werden  sollte,  als  kaum  ernillViar 
erscheinen  lassen.  Das  mochte  er  selbst  fühlen  und  er  gelangt  dadurch  am 
Schlüsse  seiner  Ausführungen  zu  dem  Satze:  „Selbstredend  beaielit  eich  alles 
vorstehend  Gesagte  nvr  wS  den  freiwilligen  Bettritt  sn  Krankenkaiaen; 
sobald  dieser  Beitritt  ein  geawnngener  ist,  also  s.  B.  für  bisher  der  Gemeinde- 
Kraukenversichemng  augehörige  Arbeiterklassen  eine  Orte^Krankenkaase  ge> 
gründet  wird,  so  fallt  für  solche  die  (^cmeindevcrRicheTung  ohne  wfjtvrt- 
fort**.  Diese  willkürliche  Scheidung  8i>riclit  am  schärfsten  gegen  die  ihr  vur- 
auRgchendcn  Darlegungen;  denn  sie  findi't  —  wmauf  es  ja  niu;h  K.öbn£ 
allein  ankommen  sollte  —  iu  dem  „Wt)rtlautc"  weder  des  §  4  noch  eines 
anderen  Paragraphen  (insbesondere  aneh  in  §  19  nicht)  den  geringsten  Anhalt 
Ebensowenig  stichhaltig,  wenn  auch  fOr  den  ereten  Bliofc  ▼erlookender,  dSnkt 
mir  die  Berufung  auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes  in  Anmerkung  1  sn  §  59. 
KdHXB  eriüärt  dort,  der  gesanunte  Abschnitt  »E.  Betriebe-  (Fabrik*) 
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KrankenkasRen"  finde  auf  dio  im  §2  genannten  Betriebe,  also  insbesondere 
nuf  die  1  :i  n  <1  wi r  thfichaftlichen  Betriebe,  keine  Anwendunp:,  o^selmn 
der  Gesetzgeher  für  die  landwirthschaftliehen  Ariieiter  „unzweifelhaft"  Be- 
triebs-Krankeukassen  zulassen  wollte,  ja  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  die 
im  Entwurf  gewählte  Beieiohnung  nlVtbrikkrankenkassen''  in  ,»Bctriebs' 
Krankeptamnep*  abinderte.  KdHMS  stötct  nch  darauf,  dam  der  Wortlant 
des  §  69  mir  KrankenkaBseii  „fiir  emen  dep  im  §  1  beaeidiiMleii  Betriebe 
oder  für  mehrere  dieser  Betriebe"  en^  ähiif.  Er  übersieht,  dass  die  Vorschrift 
des  §  2,  wonach  dureli  Rtatutarische  Bestimmung;  den  im  §  1  genunnteTi 
Betrieben  gewisse  iiudero  liiiisichtlich  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter 
gleiehofcstellt  werden  konuen^  das  ganze  Gesütz  beherrscht.  Denijrcniäss 
brauchte  die  Zulässigkeit  von  Betriebs-Krankcnkas&eu  für  die  im  §  2  be- 
aeiefaneteii  Betriebe  im  §  60  sieht  ansgesproehen  za  werden;  vielmehr  hatte 
aie  im  entgegengeaetsten  Falle,  wenn  aie  nioht  gewollt  gewesen  wSre»  atia> 
drncklich  ausgeschlossen  werden  mSsien. 

Den  juristisclien  Inhalt  der  Gesetzesvorschriften  sucht  KöHNk's  Arbeit 
mehr  als  irgend  einer  der  voi-nusgeganf/eneu  Commentare  her\  on'nlKO>cn  und 
zu  beleuchten.  Ich  erblicke  darin  die  eigentliche  Existenzbercchü|rurii(  und 
ein  schätzbares  Verdienst  dieser  neuen  Gesetzes- Ausgabe.  Zuweilen  machen 
mir  mdeaaen  die  Felgenmgen  des  Antors  d«i  Bmdraek,  ala  atehe  er  mehr, 
ala  der  yerwaltungareehtliche  Charakter  der  firagliehen  Normen  es  recht- 
üertigt»  unter  dem  Einfltuae  privatreehtlicher  und  prozessualer  Grund- 
sätze. Ich  verweise  zum  Beleg  auf  Anm.  7  ra  §23  (worin  die  na  c1)  hü  gliche 
Erzwinp;Tinfr  der  Aendenmg  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ge- 
nehmis^en  Statuts,  welches  gesetzliehen  Vorschriften  zuwiderläuft,  überall 
als  unmöglich  erklärt  wird),  —  Aum.  5  zu  jj  50  (worin  ausgeführt  wird, 
daaa  im  Falle  des  §  50  von  dem  aaomigen  Arbeitgeber  neben  der  Erstattung 
der  iOr  Unterafitamig  einer  vor  der  Anmeldmg  erkrankten  Person  gemachten 
AttAvendangen  nicht  auch  die  Nachzahlung  der  hinterzogenen  Beiträge  bean* 
sp nicht  werden  könne,  dass  vielmehr  „der  Anspruch  des  Versicherers  auf 
Erflillung"  sich  in  einen  „SchadenRersatzanspnir-h  \yogor\  Nichterfüllung"  ver- 
wandle), —  Anm.  5  zu  §  68  (worin  die  Zustellim<r  der  Entscheidungen  der 
Aufsichtsbehörden  über  die  dort  genannten  Streitigkeiten  der  „Privatwillkür 
der  Partheien**  überlassen  wird)  und  Anm.  8  zu  §  64  (worin  die  Vor- 
adirift,  dass  „Mitglieder**  einer  Kaaae  unter  Umstünden  keine  Stimmrechte 
haben  und  keine  KassenBmter  bekleiden  dürfen,  ala  „ein  Widerspruch  in 
aidi*  bexeichnet  wird). 

Im  Anhang  brinort  Kühne  die  Bekanntmachungen  des  Reifhskan/.lers 
vom  Iß.  ()kto1>f'r  1884,  betreffend  die  Formulare  fiir  die  in  den  ö  und  41 
des  K.-V.-Ct.  sowie  im  §  27  des  (lesetzes  über  die  eingeschriebenen  Hiilfs- 
kasscn  vorgeschriebeuen  Uebersichten  und  liechnungsabschlüääe,  uud  vom 
14.  Münt  1684,  betreffend  die  Entwürfe  von  Statuten  für  eine  Orte-  und  für 
eine  Betfieba>  (Fabrik-XEnmkenkaaae  anm  Abdruck. 

Froebat. 


Conrad  Bomhake  Oeschichte  des  preusR.  Vcrvvaltungsrechts. 
m.  Band.  X.  u.  350  S.    Berlin,  Julius  Springer. 

Baaeher  ala  ea  wohl  erwartet  werden  konnte  ist  der  dritte,  das  ganae 
Werk  abaehliessende  Band  den  beiden  ersten  Binden,  welche  in  Heil  1 
dieaes  Jahrgangs  aiemlieh  anafuhrlich  besprochen  wurden,  nachgefolgt.  Der 
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zweite  Band  Bchlosa  mit  dem  Frieden  von  Tilsit  ab.  Der  dritte  Band  enthält 
in  zwei  AbtTioihmfrcTi  die  Darstellung  des  preuss.  Verwaltunprsrochts  vom 
Jahro  1808  bis  zur  (TCjrpnwiut.  Die  pr«te  Abtheihinfr  (die  7.  l*frioUe)  be- 
handelt die  Zeit  bis  zur  Eiuiuhruug  der  konslituiiouelien  Staatsform  im 
Jtkre  1848,  die  jsweite  Abtheilnng  (die  a  Periode)  die  Zeit  vom  Jabra  1848 
bis  heute.  In  der  ersten  Abthdlang  iat,  wes  die  insMre  AnordmiBg  df« 
Stoib  ttnlan|]^,  der  den  beiden  ersten  Bänden  zu  Gnindc  liog-ende  Plan  ieit* 
gehalten.  Es  ist  iiiimlieh  zunächst  in  einem  einleitendem  K;ij>itel  ein  knryrr 
Ueberblick  über  die  innere  Eniwickelun^  des  prenssischen  .Staat»«»  l'is 
zur  Revohition  geqreben  nnter  besonderer  jlennrhebnnjr  der  von  Stein  und 
H.VKLIKNBERÖ  auBgcgangeueu  Kefuruieu,  der  Be8trel)ungeu ,  welche  die  Ein- 
fBhnmg  einer  Yerfiliming  bezweekten  und  dea  Einflnsseei  weldien  der  growt 
GrondbecitB  gettiltit  auf  eine  gewisse  romantiselie  Riehtang  wifarend  dieser 
Zeitperiode  auf  die  Verwaltimgsetnrichtiingcn  ausübte.  SrMlann  ist  in  nenn 
weiteren  Kapiteln  die  Entwicklunpr  und  der  ^5ustnnd  der  (Temeindeverwaltnner, 
der  Kreisverwaltung,  der  Bezirk«-  nnd  Proviu/ialverwaltung,  der  Ceiitml- 
verwaltuntr,  der  Kriegshoheit,  der  ,^u8tizhoheit,  der  Polizf»ihoheit  und  inneren 
Verwaltung,  der  Finaiiziioheit  und  der  Kircbeniioheit  wäluend  dieser  Periode 
dargestellt.  In  der  zweiten  Abtheilung  dagegen,  welche  in  seohs  Kapital  — 
die  Revolution,  die  Reaktion,  die  Konfliktszeit,  da*  norddeutsche  Bund  nnd 
das  deutsche  Keieh,  die  neuen  Provinzen,  die  leitenden  Gnmdsätze  der 
neue'^ten  Verwaltunj^'Href'irm  —  gejjliedert  ist,  ist,  wie  sehen  diesi«  Kapitel- 
üliorschriften  ergeben,  die  frühere  Stoffanordnung  nicht  beibehalten,  SDinleru 
der  Stoff  nach  Zeitabschnitten  zerlegt,  da  eine  andere  Behandluugsweise 
zu  einer  die  Uebersichtlichkeit  hindernden  Zcrreissung  des  Stoffs  gefuhrt 
bitte.  Bei  der  DarsteUung  dieser  letzten  Periode  ist  aber  hauptsicUieh 
darauf  Gewicht  gelegt,  die  verschiedenen  gesellaehaftlichen  Strömungm  her- 
Torznheben,  welche  die  Entwicklung  des  Yerfassungs-  und  Yerwaltungvedits 
in  dieser  Zeit  beeinflusst  haben.  So  wird  darauf  hingewiesen,  da«»«  die  ein- 
seitige Bevorzugung  des  (Grundbesitzes  durch  die  neustündische  (leset  zpfebung 
seit  dem  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts,  deren  Schlusssteiu  die  Bildung 
des  Vereinigten  I^ndtags  war,  bei  der  Zurückweisung  aller  berechtigten 
Forderungen  des  den  Kapitalbesitz  des  Landes  veriretenden  Liberallzmu» 
den  Kapitalbesitz  in  die  Bahnen  der  Revolution  vom  Jalire  1848  getrieben 
habe,  welche  sich  als  ein  Kampf  zwischen  zwei  Oesellschaftsklassen  Grund- 
besitz iiud  Kapitalismus  unter  ^  riHger  Ohnmacht  der  Staatsgewalt,  insbesATidf^re 
des  in  sich  ^wiegpältigeu  Beanitenthuma  darstelle.  Im  Weiteron  weist  der 
Verfasser  darauf  hin,  dass,  nachdem  der  Kapitalismus  sieli  durch  die  Revo- 
lution in  ä<m  TölUgen  Besitz  der  Staatsgewalt  gesetzt,  alle  gesctzgeberizehen 
Bfassregeln  der  Jahie  1848  bis  1860  lecUglich  seinem  einseitigen  gesellaehaft* 
liehen  Intere^^se  dienten  und  dass  ebenso,  als  ans  Ters<diiedenen  Gründen  die 
Reaktion  erfolgte  und  hiedurch  die  Interessenpolitik  des  Grundbesitzes  zur 
Herrschaft  gelangte,  die  denselben  vertretende  konservative  Partei  die  Ge- 
setzgebung und  Venvaltnng  im  AV'esentlichcn  ebenso  in  ihrem  einseitifn^n 
geBellschaftlichen  Intere^ise  liaudhubte,  wie  es  die  liberale  Partei  geUiau 
hatte.  Bern  gegenüber  Tersuehte  seit  der  Thronbesteigung  König  Withehns  I. 
die  Regierung  „den  Staat  aus  den  ihm  durch  die  Gesellschaft  anMegtea 
Fesseln  zu  befreien,  die  staatlichen  Gerichtspunkte  dem  Kampfe  d<  r  gesell- 
sehaftliehen  Interessen  gegenüber  zur  Geltuivj-  bringen,  und  die  (refell- 
Bchail  in  den  Dienst  des  Staaten  zu  stellen".  ^Saeh  Ansicht  des  Verikssers 
wurde  der  Kampf  zwischen  Staat  und  (resellschaft ,  der  sieh  daraus  ent- 
wickeln musst«,  auf  drei  Schlachtfeldeiii  ausgefuchteu,  auf  dem  einen  handelte 
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et  Ml  xan  die  durch  das  Gesetz  vom  21.  Blbd  1861  eingeleitete  0ruiuT- 
ateuerreform,  welche  der  Grundbesitz  bekämpfte,  auf  dem  zweiten  um  die 
im  Wid<^'r']irn('h  mit  den  übrigen  Besitzmassen  und  dem  eipfcnen  Bonmten- 
tham  crt(il»,'ic  theilweise  Herstellung  des  Rechtsstaat«  durch  Erlass  des  Ge- 
setzes vom  Mai  1861,  betr.  die  Erweiterung  des  Rechtawegs,  auf  dem 
dritten  Im  Kampfe  mit  dem  die  Aiiiii>«hf  det  Firlimente  utstKebeiiden 
lobenliimiit  mn  die  ÄimeereozgaiiiaatioiL 

Vott  denselben  Gcsichttpoilkten  aus  behandelt  der  Verfasser  die 
neueste  dnroh  die  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1873  eingeleitete  Vcr- 
waltungsreform,  deren  leitende  Gnindsät/f  m  Kapito!  VT  darf<:estellt  sind. 
Der  Verfasser  geht  dabei  von  der  Autt'ussuu*^  aus,  dass  sich  in  der  Kon- 
fiiktszeit  der  Staat  von  dem  erdrückenden  Eiuilusäe  einzelner  Geselkchafls- 
klassen  frei  gemacht  hat,  so  dass  Qrondbesitz  und  Kapitalismos  und  selbst 
das  Beemtenthum  liattea  aneikemien  müssen,  dass  eine  anseer  ihnen  stellende 
von  ihnen  unabhingige  Gewalt  über  die  Geschioke  des  Staates  entscheide,  nnd 
dass  die  Unterdrückimg  einer  Gesellschaftsklasse  durch  eine  andere  vermittels 
der  staatlichen  GeRet/.gcbunp^  nnd  Verwaltunpr  nicht  mehr  mÖfflicli  sei.  Diese 
Wendung  war  aber  nicht  in  der  Form  einer  einfachen  Rückkehr  zu  den 
Gnmdsiitzcu  des  absohiten  Staates  erfolgt,  neben  der  nelbständipfen  Staatn- 
gewalt  besass  \  lelmehr  auch  die  Gesellschaft  ihre  staatlich  auerkauutü  Or* 
ganisation  im  Eeichstage  und  im  Laadta^FO*  Regienixig  nnd  Yolksvertretiuig 
waren  in  allen  wloht^ien  staatlichai  Angelegoohetten  aof  einander  aage^ 
wiesen;  dadurch  war  eine  völlige  Entfremdung  von  Staat  und  Gesellscliaft, 
eine  völHi^e  Tlieihialuuslosigkeit  der  TInterthanen  an  den  Geschickim  des 
Stnat-^  wie  in  der  letzten  Hälfte  des  18.  Jalirhundrrt^*  ati'^ijeschlüssen.  Ujii- 
somehr  aber  drohte,  da  das  positive  lleclit  des  i^reuhisisclien  Staats  fast 
dasselbe  geblieben  war  wie  zur  Zeit  der  Revolution  und  Reaktion  und  die 
angenbUcUioiie  Selbstständigkeit  der  Staatsgewalt  nnr  eine  thatsSoUiche 
Scäopfong  der  ansserordentHehen  in  der  Staatsregierung  vertretenen  Kräfte 
war,  die  Gefahr,  dass  sich  eiimt  unter  einer  schwächeren  Regierang  einzehie 
gesellschtiftliche  Klassen  wieder  in  ähnlicher  Weise  wie  früher  die  Staats- 
gewalt di«>nstbar  machten,  um  mit  a]l<Mi  Mitti  In  des  Staats  die  materiellen 
Interessen  der  einen  Gesellschaftsklasse  auf  Kosten  der  anderen  zu  pflegen. 
Dagegen  musstcn  Vorkehrungen  getrofi'eu  werden,  selbst  wenn  wieder  eine 
Farteiregiemng  in  Freossen  eintreten  sollte,  musste  dieselbe  die  Verwal- 
tungfiorganisation  des  Staats  in  einer  Yer&ssung  vorfinden,  dass  die  Ver- 
waltung nnmöi^ioh  im  Partciinteresse  verwaltet  werden  k&nnte.  Za  diesem 
Zwecke  mussten  namentlich  die  1861  gemachten  Versuche  zur  Herstellung 
einer  wirklichen  Rechtsprechunpf  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
«tatt  der  Entscheidung  abliäntricrer  Verwaltungsbehörden  wieder  aufgenommen 
und  eine  ausgedehnte  Verwaltungsgerichtsbarkcit  hergestellt  werden.  Nach 
Ansicht  des  Verfassers  ist  denn  auch  die  neueste  Verwaltuugsreform  diesen 
Aafordemngen  gerecht  geworden. 

Wie  diese  kunen  Darlegangen  ergeben  werden,  geht  der  Verfiuser  bei 
seiner  DarsteUnng  von  der  Anffassung  des  Verhältnisses  des  Staats  rar  Ge- 
sellschaft ans,  welche  Gnetst  auf  (trund  der  Gesellscliaftslehre  von  Lorknz 
V.  Sthtn  entwickelt  nnd  in  seinen  verschiedeneu  Schriften  über  englisches  und 
preuss<Hches  Verwaltiingsrecht  zum  Ausdruck  gebracht  liat.  Der  Verfasser 
hat  sich  auch  bis  zu  einem  solchen  Grade  iu  die  Ideen  ünsist  s  hineingelebt, 
dass  man  sb  manchen  SteUen  seines  Bnehes  meinen  konnte,  man  habe  eine 
Sdirift  von  Qmiist  vor  sieb*  Daraus  soll  ihm  nvn  weiter  ein  Vorwurf  nieht 
gemacht  werden,  wohl  aber  bietet  die  ganse  Behandlnngsweise  Anlass  sn 
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f'itior  allfjemeinen  Betraflitmifj.  Die  stark-  Hervorhebung  des  ma'^^'erf'^ifndpTT 
EiiüiuHses  der  sog.  geselkchaftlichcn  Faktoren  —  Art  und  Mass  des  wirih- 
schaftlichen  Besitzes  und  die  sich  daran  anschliessende  Arbeit  und  Bfldmig  — 
auf  die  Entwickelung  des  Staats-  und  Bechtslebens,  ide  sie  in  DeotseUand 
soerst  von  Lorenz  v.  Stein  zur  Oeltang  gebnusht  wurde,  ist  sicherlich  von 
der  grössten  Bedeutung,  und  es  ist  zuzugeben,  dass  au  der  Hand  der  auf 
der  Annahme  dieses  Einflusses  beruhenden  STFix'scheii  Oest'lleeliaft'-lohre 
nicht  bloss  rlio  "Rc'cht8ge»chichte  nn  Tiefe  jjfwinnt,  somlcrn  dass  durch  dir'^o 
Lehre  auch  luauclies  Licht  auf  das  politische  Leben  der  (iegeuwart  geworten 
wird.  Aber  es  besteht  doch  aach  die  Gefidir,  dass  ein  übertxiebenes  nad 
zn  ansscMiessUclies  Betonen  der  gcsellschafUichen  Faktoren  und  Elemente 
zu  einer  einseitigen  und  geradezu  schablonenhaften  AufTassiui;^  d*-s  Staau 
und  Bechtslebens  und  seiner  Entwickelung  führt,  dass  das  Bestreben  die 
zum  Au8gangs]>unkte  genommene  Formel  über  das  Verhältniss  von  Stant 
und  Gesellschaft  uiul  über  die  gogenseitigeii  Be/i»  liunj;ou  der  verschiedeucu  g»^ 
sellschaftb'chen  Klassen  zu  einander  zur  Anwendung  zu  bringen  die  Ver- 
anlassung ist,  dass  die  Erscheinungen  des  staatlichen  Iiebena  UMshi  immer 
riehtagr  erfiust  werden.  Bei  aller  Anerkennung  der  grossen  Verdienste,  weJdie 
sich  Gnrist  !u<  lit  bloss  um  die  Vcrbreitang  der  Keaniniss  des  öffimtlichea 
Rechts  von  England  in  Deutschland,  sondern  vor  Allem  auch  um  eine  rich- 
tigere Erfa^^^nnf?  nn^serer  heimischen  StaatspinriobtTingen  erworben  bat,  wird 
sich  denn  doch  kaum  bestreiten  lassen,  d&His  seine  Schrlfti  j)  v<tii  d«  ni  Iii«  r 
angedeuteten  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  viellach  wiliküiiiche  Kouülruk- 
tionen  enthaltoi.  So  ein&ofa  stelH  sich  denn  dooh  das  Staats-  und  Bedits- 
leben  nicht  dar,  dass  es  sich  in  allen  seinen  Erscheinungen  auf  den  Kamjif 
zwisolioii  dem  „liberalen  KapitalismuB"  und  dem  „konservativen  Gnindbositz* 
zurückführen  Hesse,  in  welchem  im  Ganzen  und  Grossen  das  eine  Mal  der 
Kapitalismus,  das  andere  Mal  der  Gnindbrsitz  der  herrschfudr"  Faktor  im 
Stant*«lebpn  ist.  Darf  hier  ein  Bild  gebraucht  werden,  so  kann  mau  wohl 
sagen:  Allerdings  bilden  die  wirthschafUich-socialen  Faktoren  den  Zettel 
des  Qewebes  des  Rechts-  und  Staatslebens,  aber  gans  abgesehen  von  der 
Bedeutung,  welche  stets  die  nicht  immer  in  der  Zugehörigkeit  in  einer  be» 
stimmten  gesellschaftlichen  Klasse  ohne  Rest  aufgehende  Bidtridualitü 
der  leitonden  PernönlichktMtcii  liaben  wird,  sind  in  diese  Grun«llagip 
so  viele  andere  Voi  liiiltuisse  religiöser,  nationaler  nnd  rein  politischer 
Natur  eingewebt,  dass  unter  dem  Einschlag  der  Zettel  oft  rocht  5scbw<*r 
zu  erkennen  ist.  Das  Gesagte  gilt  vor  Allem  auch  für  die  Eutv^ncke- 
lung  des  preussischen  Staats  und  ^  der  preussischen  Verwaltung  seit  dem 
Jahre  ISift.  Es  ist  ja  riditig,  dwui  in  dieser  Entwickefamg  der  0^>ensatx 
nnd  Kampf  des  Kapitalismus  gegen  den  Grossgriindbesitz  eine  bedentende 
Rolle  pe^^piolt  hat,  aber  es  helfest  doc^li  den  Verhältnissen  Zwang"  nntbun, 
wenn  die  Eniwickelunfr  dieser  Periode,  in  weicher  po  \  ielei  lei  Verliältnisse  der 
inneren  und  äusi$ereu  Politik  das  prcussische  Staatslebeu  beeiußuüst  haben, 
lediglich  auf  diesen  Gegensatz  und  den  schliessUchen  Sieg  des  Staats  über 
die  beiden  gesellschaftlichen  Klassen  surUckgefuhri  wird.  Li  dem  Bestreben, 
eine  pragmatische  Darttellnng  an  geben,  tit  daher  der  Verfiuaer  einaeüjg 
geworden. 

AVas  speziell  dir»  noueste  Venvaltimfrsreform  anlangt,  so  bourtheilt  d-^r 
Verfasser  dieselbe  in  (iNKisT'schcni  8iunc  in  jeder  Bc/ielumg  günstig.  Wer 
wollte  auch  leugnen,  dass  wir  hier  ein  bedeutendes  Werk  vor  uns  haben, 
welches  auf  lange  Zeit  die  Grundlagen  einer  gesunden  Selbstverwaltung 
gelcigt  hat,  aber  eine  unbefimgene  Darstellung  muss  doch,  auch  selbst  wenn 
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f on  aUen  Müngeln  der  Refoim  alifeBdien  wird,  aneriEannen,  daw  dieielbe  niolit 
blo«  der  Ausdehniuig  auf  die  noch  nicht  reorganisirten  Provimen,  sondern 
auch  des  inn^n  Ansbaus  nnd  der  Yen  ollständi  L  un  ^  noch  bedarf.  Somnss, 
um  nur  Einiges  zu  erwähnen,  die  Verwaltungsgcrichtabarkeit,  welche  gegen« 
wärt  ig  im  "Wesentlichen  nur  auf  Gegenstände  der  inneren  Verwaltung  be- 
gcbränkt  ist  imd  vor  den  Verfügungen  der  Mimster  und  Ccntralbehördeu 
Bjüi  maciit,  unbedingt  aui'  alle  Verwaltungsgebiete  und  die  Xontrolle  aller 
Verwaltongsorgane  ausgedehnt  weiden,  wenn  wirfchdi  ▼«!  dnem  ansreiofaenden 
Bechtssehnta  anf  dem  Gebiete  des  SfiSButfichen  Rechts  gesprochen  werden 
soll.  Ebenso  wird  im  AnscUnss  an  die  Kreisordnung  an  eine  Revision  der 
Oemeindever&ssung,  insbesondere  in  den  östlichen  Provinzen  gegangen 
werden  müssen.  Endlich  wird  von  einem  endgültigen  Abschlüsse  der  R^^- 
form  erst  dann  gesprochen  werden  k»mnen,  wenn  die  Reorganisation  tl<  s 
Staatsraths  der  Verwaltung  in  der  obersten  Instanz  einen  Halt  gegeben  h&u 
den  ihr  allein  das  Ministenun  nlofat  geben  kann. 

Ausserdem  diiifke  es  doch  nicht  gans  antreffend  sein,  Verwaltangs- 
einriehtongen,  wddie  durch  die  eigenthürolichen  YerhiÜtmsse  der  dstüohen 
Provinzen  geboten,  aber  in  anderen  Gebieten  nicht  am  Platze  sind,  ab 
Ideal  hinzustellen.  Dass  die  SchufTunj^  der  Amtsvorsteher  zum  Zwecke  der 
Verwaltung  der  Ürtspolizei  fiir  die  östlichen  Provinzen  durchaus  passend, 
wie  die  Aufrechthaltung  der  selbststündigeu  Gutsbezirke  nothwendig  war,  ist 
nicht  zu  bestreiten.  Aber  ebenso  zweifellos  ist  es,  dass  die  eine  wie  die 
andere  Ersdiemung  hervorgernfen  ist  durdb  das  Ueberwiegen  des  OroBs« 
grondbesitaes  in  den  östlich  der  Elbe  gelegenen  orsprunglich  »lavisohen 
Lindem  nnd  durch  den  Mangel  lebenskräftiger  Landgemeinden.  Es  wird 
sich  erst  zu  zci^r»'"  habeu,  oh  sich  das  Institut  der  Anitsvorsteher  auf  die 
Dauer  so  bewährt,  wie  es  vorerst  den  Anschein  hat.  Jedeuialls  ist  kein 
Grund  vorhanden,  die  ebreuanitliche  Thätigfkeit  der  Gomeindebeamten  in  den 
westlichen  und  neuen  Proviuzeu  des  prcussiechen  Staats  weniger  für  Selbst- 
verwaltung zu  halten,  ab  die  ThStagheit  der  Amtsvorsteher,  niH  es  ist  daher 
auch  mit  gutem  Onmde  von  der  Uebertragong  des  Instituts  auf  Hannover, 
Hessen-Nassau  und  Westphalen  abgesehen  worden.  Trotz  dieser  Einwen- 
dungen, welche  Referent  erheben  zu  sollen  pflaul)te,  steht  derselbe  doch 
nicht  an,  die  Anerkennung  zu  wicderhol  Mi,  welche  er  gelegentlich  der  Be- 
j-j-rt  '  iiiiiip"  der  beiden  ersten  Bände  ausgesprochen  liat,  zumal  anerkannt 
\s  r  deu  muü3,  duüs  der  Verfasser  sich  troiz  der  durch  seinen  Ausgangspunkt 
geliehenen  einsdtigen  Aoflassnng  möglichster  Objektivität  beflissen  hat«  In 
BoBKHAK*s  Geschichte  des  preussischen  Yerwaltungsrechts  liegt  ein  mit 
grossem  Fleisse  und  zuverlässiger  Gründlichkeit  gearbeitetes  WeHc  vor,  von 
dem  man  mit  vollem  Rechte  sagen  kann,  dasselbe  fülle  eine  Lücke  in  unserer 
Literatur  aus;  denn  wenn  auch  einzelne  Partien  zumal  der  neuen  Geschichte 
des  preussischen  Verwaltungsrechts  bereits  bearbeitet  sind,  so  fehlte  doch 
eine  derartige  die  Eutwickclung  der  Verw  nltung  des  braudcuburgisch-preussi- 
sehen  Staatswesens  seit  dem  12.  Jahrhunderte  zusammenfassende  übersicht- 
liche Darstellung. 

Breslau.  v.  Stengel. 
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MMdry»  T>CT  oiTÜrechtliche  Inhalt  der  Reichsgesette.  8.  Anfl^e. 
Freibarg.  J.  G.  B.  Mohr  (Siebeok)  1886.  — 

Das  vorzügliche  Werk,  das  in  lichtvoller  Darstellung  dio  Er^ebuisse  der 
Gcset^ebung  des  Deutschen  Reiches  in  die  Fächer  der  systematisclien  Rechts- 
wissentchaften  fibertrl^rt,  tritt  uni  aadi  in  weSmut  nmiaiten  Aotgabe  in  rekh 
enroiterter  Gestalt  entgegen.  Die  floni^t,  mit  weUher  dai  Bach  der  legis  > 
IntlTen  Bntwicklung  auf  allen  relevanten  Punkten  fulgt,  machte  es  längst  za 
einem  unentbehrlichen  Hilfsmittel  för  jedes  tiefere  Studium  auch  im  Gebiete 
des  öffentlichen  Recht«.  Gepfeniiher  f1<*n  tiothwendig  reg-ollosen  Spningen  der 
z  imeist  durch  politische  Lai>ulse  angeregten  Gesetzgehuu^arbt^it  gewinnen 
wir  hier  den  Ueberblick  über  den  systematischen  Zusammeuiiang  der  wm 
dieser  geregelten  Reohtsinstatate ;  wir  sehen,  wie  die  Schichten  des  sHen  and 
des  neoen  Beohte  mehr  oder  minder  Yermittelt  in  einander  fibergehen,  nnd 
wie  vor  Allem  die  auf  dem  Boden  des  öffentlichen  Reefats  sioii  voUsiehenden 
Aenderungen  der  Rechtsanschaoongen  nach  dem  Worte  Bago^s  in  allen 
Rechtsdisciplinen  sa  Tage  treten. 

S  to  erk. 


T«  Kieling)  Die  Un  Verantwortlichkeit  der  Abgeordneten. 
2.  Aufl.   Wien  iöö6.  Manz. 

Die  gesetxestecfamBche  Unfertigkeit,  welche  dem  Institute  der  parlamen* 
tarischen  Lnmonitftt  anhaftet,  wird  die  fragUohe  Materie  daaemd  anf  äa 

Tagesordutinof  der  literarischen  Discussion  eihalten.  —  Das  Rastieug  der 
vorliegenden  Arbeit  ist  nicht  eben  reich;  umsomcbr  fallt  es  anf.  das?  sie  such 
in  der  2.  Auflaprf"  da«?  f^me  sich  d:irbift«>ijd.'  ^Material  aus  der  Gericht?!- 
und  Parlamentspraxis  Oesterreichs  juristisch  zu  verwertben  nicht  den  Anlauf 
nimmt.  S  t  o  e  r  k. 


Otto  Mtthlbrecht,  AVcirwoi  r  »iurch  die  neutM-'^  Literatur  vi  f  r 
Staat?-  und  K »»ch t s w is seusch a Ii e u.  —  Berlin  1866.  Puttkammer 
und  Mühlbrecht.    [Ö.  SS.  XVI  und  429.j 

Ein  überaus  reiches  Älaterial.  den  Rechtslitcraturen  aller  Cultunölker 
entnommen,  ist  hier  von  fachkundiger  Hand  iu  bequeme  Uebersicht  gebracht 
worden.  Der  systematische  Theil  gliedert  die  Recfatswissenscliaft  in  drei 
Hanptgruppen,  deren  erste  die  römisch^^rechtlicbe,  die  gemeinrechtliche  and 

die  allgemeine  reichsrechtliche  deutsche  Literatur  umfasst,  die  zweite  eathsh 
das  deutsche  Partikularrecht  und  die  dritte  das  Völkerredit  and  tlas  aus- 
ländische Hecht  nach  den  Ein^f^Ktaa^i^n  p^ordnet.  Die  Hnf«wn''«»rn«rhaft€D 
sind  sorgtaltig  heranji^ezogen  und  iuiierhalli  il  r  verw.imi'on  M  itcrii  ii  waudt 
angebracht.  Das  volle  hundert  Seiten  uiufas^^eudt;  al^»huliciischf  Kegister 
macht  den  glänsend  aoagestatteten  Wegweiser  MOHZ«»an*s  an  einem  in  der 
That  nütalichen  bibliographischen  HilfiamitteL  0. 
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Die  parlamentarische  Immunität 

des 

Landeaanssclmsses  fftr  Elsass-Lothringen. 

Em  Beitrag  zur  Frage  nach  dem  Begriffe  des  Reicfaslandes 

und  des  nicLUouveräucn  Staates. 

Von 

Dk.  Paul  Stibbek, 

§  1- 

Einleitung. 

Seitdem  tler  Laii(k  j>;iuss(  luiss  fiir  Elsass-Lothringen  in  das 
Letx  ii  ^otrf^ten,  war  es  von  AiiIk  ginn  an  das  Bestreben  desselben, 
int'lLiUchate  Gleichateiluug  mit  anderen  parlamentarischen  Kfvrper- 
schaften  za  erreichen,  und  war  u.  A.  einer  der  heissesten  Wünsche 
desselhen  auf  Gewährung  der  unter  dem  Namen  der  „parlamen- 
tarischen Immunität^  zusammengefassten  Vorrechte  -der  §§11 
1.  12  Str.  G.-B.  gcriclitct.  Wilhreiid  nun  einzelne  dieser  AVünscbe, 
wie  z.  B.  die  Oeffentliclikeit  der  Verbandlungen  ,  demselben  ge- 
währt worden  sind,  bat  er  dagegen  die  Einriiuuxuug  der  Tinmnni- 
tat,  trotz  wiederholter  Befassung  des  Reichstages  mit  darauf  ge- 
richteten Initiativanträgen,  bisher  nicht  durchzusetzen  vermocht; 
rielmehr  begegneten  alle  diese  Anti-äge  heftiger  Bekämpfung,  theils 
aus  staatsrecbtlichen,  theils  aus  politischen  Gründen,  und  wurden 
ausnahmslos  abgelehnt. 

!  ( überraschend  genug  tritt  nun  in  jüngster  Zeit  eine  wisseu- 
schaltbcbe  Meinung  in  den  Vordergrund,  nach  welcher  das  so 
dringend  begehrte,  so  unerbittUch  verweigerte  Vorrecht  dem 
Landesanschuss  für  Elsass-Lothringen  bereits  auf  Grund  der  be- 
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stehenden  Grcsetzgebung  zusteht,  der  bisherige  K.aiijir  »hihtr  als 
gegenstandslos,  als  eine  Art  unlreiwilliger  Kl()])tTecliterc*i  sich 
herausstellt.  Zum  erbten  Male  wurde  diese  Meinung  in  der 
OefTeiitlichkeit  vertreten  dtirch  die  anonyme  Schrift:  ^^Das  Recht 
der  Wiedergewonnenen^^^  (Waltber  und  Apolant  1883)  %  Im  An- 
schlitBS  an  diese  letztere  von  einem  Theile  der  Tagespresse,  theSs 
billigend  ^) ,  theils  tadelnd  ^)  besprochen ,  hat  sie  sodann  durch 
Leoni  („Stiuitsreclit  der  Reichslamle  Elsabs-Lotliriugen")  in  Mak 
quardsen's  HniKlbuch  des  öffentlichen  Rechts  (Bd.  IT,  erster 
Halbbaud,  i^'reil)urg  und  Tübhigeu  1883)  Auiimhme  und  Billigung 
gefunden  und  ist  dadurch  mit  der  nicht  zu  nnterschätzenden 
Autorität  dieses  so  bedeutenden  Handbuches  ausgestattet  worden. 

Nichtsdestoweniger  bleibt  die  Frage  eine  bestrittene,  da  bis 
jetzt  eine  Binigung  über  deren  Lösung  nicht  erfolgt  ist. 

Letzteres  ist  aber  um  so  wünscheuswerther,  als  es  niclit  im 
Ungewissen  bleiben  kann ,  ob  der  Landesvertretuug  für  Kl^ass- 
Lothiingeu  ein  straircchtlich  wie  politisch  so  bedeutungsvolles 
Vorrecht  zusteht  oder  nicht  und  die  Ungewissheit  über  das  be- 
stehende Becbt  Freunden  wie  Gegnern  der  auf  Gewährung  der 
parlamentarischen  Immunität  gerichteten  Bestrebungen  als  das 
schlimmste  der  zur  Auswahl  stehenden  Uebel  erscheinen  dürfte. 

Die  Frage  entbehrt  übrigens,  auch  theoretisch  betrachtet, 
des  Interesses  nicht,  da  diesellje  namentlich  (xelegenheit  gibt,  the 
Vurhage  zu  erörtern,  oh  das  Reichsland  ein  Staat  ist  oder  nicht, 
und  hiebei  die  Begriffe  einerseits  des  nicht  souveränen  Staates 
in  Gegensatz  zum  Verwaltungskörper  des  Beichslandes  anderer- 
seits zu  prOfen,  woraus  sich  auch  fiir  das  Wesen  des  Beiches 
nicht  unwichtige  Folgerungen  ergeben  werden. 

Wenn  nun  im  Folgenden  der  Versuch  gemacht  wird,  durch 
eine  eingeln'ude  l'nteiNU«  liaug  iler  Frage  zur  Verständigung  über 
letztere  beizutragen,  st»  dürlen  selbilverständüch  politische  Rück- 
sichten die  Entscheidung  dersell)en ,  als  einer  rein  positiv-recht- 
lichen, nach  keiner  Seite  hin  beeinflussen.    Wir  können  hiebei 

*)  Aag«ngt  katte  di«M  F^age  stbon  1881  dar  Abgwidaete  Tnt  Dt. 
MAiQrAKli«»  (vgL  Stenogr.  Bericbte  flberdi«  VerliMidliiagcn  des  dentaehoi 

R<>ichsU{pM»  IV.  Session  ISSl  Rd.  1.  S.  $53)  -  jedoch  nur  mn  dieadb«  n 
wnt'inen.       \  jjl.  Auch  U.  Mktkr,  StaAtsixvht  2.  Aufl.  S.  4Ul. 

*)  .Strassb«r>:or  Post-  Nr.  I;i7  ^^r^U-s  Blatt)  vom  19.  Mäi  IS^l 
*)  ,Fraiikfart«r  Z«itang*  Nr.  127  (MoigenbUtt)  Tom  7.  Mai  1883. 
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lim  so  unbefangener  zu  Werke  pehen ,  als  wir  weder  einerseits 
^l.nihen,  (l:is^  von  dieser  Eiit ^chcidiin^  gewissemiassen  das  Wohl 
und  Wehe  der  elsass  lothrincrivschen  Landesvertreter  abhängt,  noch 
auch  anderersnits  die  Betürchtimg  theüen,  dass  mit  der  Zuerken- 
nung  der  fraglichen  Vorrechte  an  den  Landesansschnn  eine  nene 
Aera  beginnen  werde,  ond  zwar,  nm  mit  einem  fieichstagsabge- 
ordneten  zn  reden,  eine  Aera  der  Freiheit,  beliebig  hoch-  nnd 
landesverrätherische  Reden  zu  halten.  Die  Regierung  ist  —  ganz 
abgesehen  davon,  (\m^  den  ( l--a^>  lothriiiLM-^t  heii  Abgeordneten  ini 
Reich^ta^'c  dieselben  Vorrechte  bereits  zustehen  —  zu  mächtig, 
rlie  Stellung  des  Landesauschusses  aber  staatsrechtlich  zu  prekär, 
als  dass  letzterer  versncht  sein  könnte,  die  fraglichen  Vorrechte^ 
wenn  sie  ihm  wirklich  zustehen,  im  angedeuteten  Sinne  za  mi»- 
branchen.  Schon  sein  Ton  der  Regierung  selbrt  wiederholt  und 
unumwunden  anerkannter  politischer  Tact  wird  ihn  unter  den 
angefiilirten  rni-tänden  von  Ausschifitinu-n  ;d»l)älten.  ja  ilin  ver- 
anlassen, diejenigen  Heissspome,  wtithe  deu  Verhäkiii>^»n  in 
dieser  Bezieliung  niciit  genügend  Rechnung  tragen  sollten,  mit 
aDen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zum  S<-hweigen  zu  bringen. 
Andernfalls  fehlt  es  der  Regierung  nicht  an  Waffen  zur  sofortigen 
Abhülfe. 

Die  grundlegenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Dieselben  sind  enthalten: 

1.  in  den  §§  11  u.  12  8tr.-G.-B.,  welche  lauten: 

§11.—  „Kein  Mitglied  eines  Landtages  oder  einer  Kam- 
mer  eines  zum  Reiche  gehörigen  Staats  darf  ausseriudb 

der  VersMiiiinluncr.  zu  welcher  da>  MitsrUed  gehört,  wegen 
aeiiRi  xVlistiiiimuiig  oder  wegen  tkr  ui  An^übiinjr  seines 
Berufes  gethaneu  Aeui»2>enmg  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden.** 

§  12.  —  „Wahrheitsgetreue  Berichte  fiher  Verhandlungen  eines 
Landtages  oder  einer  Kammer  eines  zum  Reiche  ge- 
hörigen Staates  bleiben  von  jeder  Verantwortung  freL* 

2.  in  Art.  I,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  30.  Aujust  1871 
betr.  die  Eiidührung  des  Slrafge^«  t/}»u(  tiir  dic-»  D»  ut-die  Reich 
in  £lsass-Lotbriugen  —  dei>i>en  Wortlioit  tolgender  ist; 
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„Die  Bestimmungen  dieses  Gresetzbuches,  in  welchen 
von  Bundesstaaten  oder  deren  Beziehungen  die  Rede 
ist^  finden  auf  ElsasB-Lathringen  und  dessen  entsprechende 
Beziehungen  Anwendung.^ 
Zu  1)  ist  behufs  Klai'stelluug  der  Trag\veite  der  angeführten 
Jiestiinmunjren  hier  mir  daran  zu  oriiuiern,  dass  §  11,  wie  all- 
bekannt, nur  solche  Aeusseruugen  schützt,  welche  innerhalb  der 
Versammlung,  sei  es  übrigens  im  Plenum  oder  in  den  Kommis- 
donen  oder  Abtheilungen ,  bezw.  in  schriftlichen  KonunissioiiB' 
berichten  getban  werden,  nicht  aber  solche,  welche  ausserhalb 
der  gesetzgebenden  Versammlung,  etwa  in  Wahlversammlungen 
oder  in  Scliriften  an  die  Wähler  gemacht  worden  sind^). 

Z  u  2)  bedarf  nur  der  etwas  ungewöhnhche  Ausdruck  „Be- 
ziehungen" insofern  der  Erläuterung,  als  es  sich  frägt,  ob  man 
den  Landtag  eines  Bundesstaates  für  eine  Beziehung  desselben 
erklären  kann.  Da  das  Gesetz  während  des  sog.  Ptorisoriums 
unter  alleiniger  Mitwirkung  des  Kaisers  und  des  Bundesmthes 
erlassen  wurden  ist,  die  Sitzungsberichte  dieses  letzteren  aber  be- 
kanntlich geheim  sind,  so  fehlt  es  an  den  t^invöhnlichen  Aus- 
leguiigsbehelfen,  wie  Motive  und  gesetzgebende  Verhandlimgeii. 
Eine  Vergleichung  der  —  übrigens  bald  überbhckten  —  Bestim- 
mungen des  Strafgesetzbuches,  in  welchen  von  Bundesstaaten  die 
Rede  ist,  ergibt  jedoch,  dass  jener  Ausdruck  „Beriehungen**  Ver- 
hältnisse im  Auge  hat  wie: 

Das  Gebiet  (§  81,  361,  Abs.  2).  —  Die  Verfassuns?  (§81 
Ziif.  21).  —  Die  Rechte  eines  Riindesstiuits  im  Verhältuiss  zu 
einer  anderen  Regierung  (§  92,  Ziff.  2).  —  Den  LandesherrB 
und  das  landesherrliche  Haus  (§94 ff).  —  Die  gesetzgebende 
Versammlung  (§  105. 197).  —  Hoheitszeichen  (§  135).  ^ 
Schuldverschreibungen,  Banknoten  (§  149).  —  Beamte 
(§  359). 

D.'inach  kann  es  keinem  Zweifel  untcrli«\i^en ,  dass  auch  der 
Landtag  bezw.  die  Kammern  eines  Bundesstaats  als  „Beziehungen'^ 
desselben  im  Sinne  der  obigen  gesetzUchen  Vorschriften  zu  be- 
trachten sind. 


*)  V^d.  OrpENiiOF,  Str.-G.-B.  zu  §  11,  Ziff.  4.  -  MmB,  Strafkecht  &  Ua 
Bebnbb,  Stnfrecbt,  11.  Aufl.,  &  269  u.  a. 
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§  3- 

Die  Aufgabe. 

Ans  der  Simktur  der  angeführten  gesetzlichen  Bestimmungen 

ergibt  bicli  von  selbst  die  nachstehende  Lage: 

1.  Direkte  Anwendung  auf  den  Landosauschuss  für  Elsass- 
Lotluiugeii  huden  die       11  u.  12  iStr.-Gr.-B.  uur  daoüi  wenn: 

a)  Elsass-Lothringen  ein  Staat, 

b)  der  Landeaauschuss  für  Ebass-Lothringen  ein  Landtag, 
hezw.  eine  Etammer  ist. 

Es  ist  daher  vorerst  die  Frage  suh  a)  zu  prüfen.  Ist  dieselbe 
zu  verneinen,  so  bedarf  es  einer  weiteren  Prütung  der  Frage  sub  b) 
an  dieser  Stelle  nicht,  da  alsdann  entschieden  ist,  dass  die  §§11 
u.  12  Str.-G.-B.  auf  filsass  Lothringen  direkte  Anwendung  nicht 
findeto« 

2.  Ist  Yielmehr  Elsass-Lothringen  kern  Staat,  so  muss 
weiter  nntersncht  werden,  oh  der  LandesausschnsB  fOr  ESlsass- 

Lothringen  im  Sinne  des  Art.  I,  Abs.  2,  Gesetz  vom  30.  August 
1871  cit.  eine  „einem  Landtage  oder  einer  Kammer  entsprechende 
Beziehung  Elsass-Lothringens"  ist  und  daher  die  iraghchen  Vor- 
rechte in  Folge  der  ausdehnenden  Bestimmung  jenes  Artikels 
auf  den  Landesausschuss  anwendbar  sind. 

Von  emem  streng  praktischen  Gesichtspunkte  aus,  würde  es 
genügen,  nur  diese  h'tztere  Frage  zu  erörtern.  Aufgabe  einer 
theoretisehen  IJntersueliung  ist  es  aber,  auch  über  die  erstenvähnte 
sich  klar  zu  werden,  ist  doch  die  rechtlielie  Ijage  einigermassen 
verschieden,  je  nachdem  die  11  u.  12  Str.-G.-B.  schon  direct, 
oder  aber  nur  auf  Grund  einer  ausdehnenden  Spezialbestimmung 
anwendbar  sind.  Ausserdem  wäre  es,  auch  wenn  man  sich  auf 
die  zweite  Präge  beschränken  wollte,  nichtsdestoweniger  erforder- 
Uch  zu  untersuclien,  oh  Filsass-Lothringen  ein  Staat  ist  oder  niclit. 
Ist  nämlich  letztere  Frage  zu  bejahen,  so  bedarf  es  nicht  erst 
des  Beweises,  dass  der  Landesausschuss  einem  Staats^  und  nicht 
emem  Provinziallandtage  entspricht,  wohl  aber  im  entgegengesetzten 
Falle. 

Was  nun  die  zunächst  zu  prüfende  Frage  anbelangt,  ob 

Elsass-Lothringen  ein  Staat  ist  oder  nicht,  so  ist  zu  unter- 
scheiden; 
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1.  Entweder  ist  Elsass-Lotbringen  ein  Staat  und  dann  mam 
es  wiederum  entweder: 

a)  ein  Gliedstaat  wie  die  übrigen  £inzelstaaten  des  Deatadien 
Beiches  oder 

b)  ein  eigenartiges,  durch  besondere  Verfassungsgeselze  ab- 
weichend von  der  Organisation  der  übrigen  Bestandtheile 
des  Reiches  geschaffenes  Staatswesen  sein. 

In  beiden  Fällen  muss  ein  ponitiver,  die  Staatsqualität 
Kisass-Jjothiingens  begründender  Rechtssatz  naclizuweisen  sein. 

2.  Oder  fUsass-IfOthringen  ist  kein  Staat^  und  dann  gibt  es 
wiedenun  nur  zwei  Alternativen : 

a)  entweder  ist  dasselbe  ein  blosser  Verwaltungsbesirk  ohne 
eigene  juristische  Persönlichkeit, 

b)  oder  es  ist  ein  zwar  mit  öfVontlicli-rechtlicher  Pei MUilirhkeit, 
iiielit  aber  mit  der  8 tiuitseigeiischafb  ausgestatteter  sog.  V  er- 
waltungskörper (Provinz  etc.). 

Hieraus  ergibt  sich  der  Gang  der  nachfolgenden  Unter- 
suchung. 

In  erster  Reihe  ist  zu  prüfen,  was  ein  Bundesstaat  im  Sinne 

der  Beichsver&ssimg  ist  und  hiebei  namentUch  das  Unterscheidungs- 
merkmal zwischen  dem  Buiules-Ciiiidsraate  einerseits  und  dem 
blossen  Verwaltungsbezuke  bezw.  dem  Verwaltungskoiper  anderer- 
seits festzustellen. 

Des  Weiteren  ist  alsdann  der  so  gewonnene  Begriff  des 
Bundesgliedstaates  mit  dem  VeT&ssungsrechte  Elsass-Lothringens 
zn  vergleichen  und  an  der  Hand  dieses  letzteren  zu  prüfen^  ob 
Eilsass-Lothringen  entweder  als  ein  Bund(  sglicdstaat  oder  etwa 
als  ein  von  (h^m  Srlienia  dieses  letzteren  abweichender,  besonders 
gearteter  Staat  orgamsut  worden  ist. 

§  4. 

Der  Begriff  des  Gliedstaates  nach  der  Reichs- 
verfassung. 

Da  der  Staat  das  einzige  souveräne  politische  Gremein- 

wesen  ist,  und  ein  politisches  Gemeinwesen,  welches  souverän  ist, 
damit  von  ^<']!»st  .ds  ein  Staat  anerkannt  ist,  bedarf  es,  so  huigc 
nur  viillin  iinabliangigc  Stallten  in  Frage  stehen,  eines  weiteren 
Be^riHfsiuerkniales  als  der  Souveränetät  nicht,  um  den  8taat  von 
anderen  pohtischen  Gemeinwesen  zu  unterscheiden. 
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Nur  im  zusammengesetzten  Staate  genügt  diej^es  Begi'iffs- 
merkmal  nicht  mehr,  da  jener  gerade  das  Bestehen  nichtsouve- 
räner,  einom  Gesammtstaate  untergeordneter  Sbiaten  voraussetzt, 
bei  welchen  das  sonst  charakteristische  Begrüfsmerkmal  demnach 
von  vornherein  nicht  zutrifft. 

Eis  fehlt  denn  auch  nicht  an  Schriftstellem,  welche  die  Souve- 
riiiietät  für  ('in  so  wesentliches  Attribut  des  Stautcs  hiilttii,  dass 
sie  den  sog.  (Gliedstaaten  drs  Bundesstaates  die  junslisclic  Natur 
als  Staaten  absprechen,  weil  ihnen  die  Souvcränetät  mangelt^). 
Sie  stützen  sich  iüebei  im  Wesentlichen  du  ruf,  dass  einerseits 
der  blosse  Sprachgebrauch,  insofern  er  die  Theile  des  Bundes- 
staates als  n^taaften^  bezeichne,  kein  hinreichendes  Argument  sei, 
um  denselben  auch  wissenschaftlich  betrachtet  den  Karakter  als 
Staaten  zuzuerkennen  —  und  dass  an(k?rer8eits,  sobidd  nuin  die 
SuuNeränetiit  als  \v€»sentlicbes  Mt  i  kmal  des  StaatsbegiifTes  aufgebe, 
ei>  an  jedem  iuideren  üiitersclieidungsmcrkiuale  zwischen  Staat 
und  Kommunalverbänden  (Verwaitungskörpem)  fehle. 

Wir  geben  nun  in  ersterer  Beziehung  gerne  zu,  dass  der 
blosse  Sprachgebrauch  des  Volkes  nur  so  lange  wissenschaftlich 
in  Betracht  kommt,  als  er  mit  dem  positiven  Rechte  tiberein- 
stimmt,  und  diiss  er  daher  von  der  Wissenschalt  aufjjegc^ben 
werden  muss,  sobald  er  mit  einem  positiven  liechtssatz  in  W  ider- 
spruch  steht. 

Hier  aber  Üegt  der  Ji**all  g(n'ade  umgekehrt.  Wir  stehen  einer 
positiven  üechtsquelle  —  der  deutschen  KeichsverfiBSSung  — 
gegenfiber,  welche  den  nichtsouveranen  Bestandtheilen  des  Reiches 
die  Staatsqualitat  ausdrückiicb  beilegt.  Nur  in  einem  FaOe  könnten 

wir  datier  dazu    gelangen,    (lirs(_n   letzteren   ihn   Karakter  als 
Stiiaten  dennoch  a])zuspret  In  ii:  wenn  uns  nämlidi  eine  logische 
Unmöglichkeit  zur  lieüeguug  desselben,  ein  Denkl'ehler  des  Gesotz 
gebers  nachgewiesen  würde  —  wenn  es  begrilüich  unmöglich 

Vgl.  liAKt,  lioschouwiiigen  over  den  SUtenbond  ou  den  lioudsstat. 
Amsterdam.  S.  9  ff.  u.  ff  --  Zorn  in  Hirtli's  Anualcn  1S8I.  S.  453  ff. 
und  Seichntsatsreebt,  S.  UO  u.  A.  —  Eiueu  Mittelweg  scblügt  üabbis  (in 
MarqtoardMtiV  Hsndbucb,  S.  Hl)  ein,  itid«in  er  die  SoaverSnetat  »mit  d«r 
Karakteiüiriuig  als  eioschrankbar*  Cflr  den  Staat  wesentltcb  erachtet  Dsuis 
eine  Theilong  oder  Einticbrdnkang  der  SouTcranetät  indessen  begriiTlich  nicht 
denkbar  ist,  ist  von  so  berufener  Seite  und  anneror  Ansiebt  nach  so  übeneit- 
gend  SQSgefÜbrt  worden,  dass  wir  nns  g^nfiber  obiger  Theorie  einfach  aaf 
diese  AnsfOhrnng  beliehen  können. 
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wäre,  dem  mchtsouveränen  Staate  irgend  ein  Merkmai  l^eizulegea, 
welches  denBelben  von  dem  blossen  Verwaltungskörper  unter- 
schiede. Dann  wäre  er  in  der  That  ein  Staat  nur  dem  Namen 
nach.  —  Besteht  aber  eine  Bolcbe  UnmögUcfakeit  nicht,  so  mnsm 
wir  eben  unseren  Begriff  des  Staates  und  nnseren  Sprach- 
gebrauch mit  dem  positiven  Rechte  der  Rejchsverfasnimg  in  ESn- 
klaii^  setzen,  nicht  aber  verlan^^-n,  dus>s  diese  let/trro  irgend 
einer  vorgetassten  abweichenden  Auffassung  vom  Staate  weiche. 

Um  nun  den  Begiiti  des  Kuudesgiiedstaatefi  einheiUich  2a 
erfassen^  müssen  wir  denselben  abgrenzen: 

1.  Gegenüber  dem  Bundesgesammtstaate,  wie  auch 
gegenüber  dem  unabhängigen  Ei nheitsstaate.  Von  denselben 
unterscheidet  er  sich  genügend  durch  den  Mangel  der  Soiive- 
räiietät. 

2.  Gegenüber  dem  blossen  staatlichen  Verwaltungs- 
bezirke, letzterer  als  eine  geograpliische  Abtheilung  des  Staate 
betrachtet«  Hier  wird  der  Gliedstaat  gekennzeichnet  durch  die 
ihm  zustehende,  dem  Verwaltungsbezirk  aber  abgehende  juris> 
tische  Persönlichkeit  des  öffentlichen  Rechts. 

3.  Am  Schwierigsten  ist  die  Abgrenzung  des  Gliedstaates 
gegenüber  den  Komm  uualverbäuden  oder  Verwaltungs- 
k  ö  r  |)  e  rn. 

Die  uiieatlich  rechtliche  Pei-söidichkeit  ist  hier,  ohne  niiln  re 
Präcisirung ,  kein  genügendes  lJntei*scheidung8merknial  mehr. 
Auch  den  Gemeinden,  den  Kreisen,  Bezirken,  Provinzen  kommt 
eine  öffentlich-rechtliche  Persönlichkeit  zu;  auch  sie  sind,  wie 
der  Gliedstaat,  Subjekte  eigener  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten. 
Es  besteht  hierüber  unter  den  neueren  Sdiriftstellem  fast  durch- 
weg Uehen  instinimnng*^).  Nur  Loemnc;')  hat  nnseres  Wiö^ieus 
dieses  insofern  in  Abrede  gestellt,  als  er  die  ivummunalverbändf^ 
zwar  auch  als  öffentlich-rechtliche  Korporationen  anerkennt^), 


*)  I>;isscll>r  knnstutirt   aiicli  Ko.siN  in  Hiith"^  AnnaK-n  l^J*:?  S.  28ti.  — 
V^l.  Lorenz  von  iSxKiN,  Vcrualtungslohro.  I.  Tbeil,  2.  Abth.  iJ.  Aufl.).  — 
Scmuläk.  l*reuss.  Staatsrecht,  lid.  1,  S.  Uri  u.  lO'.i.  —  G.  Mkier,  ijUatsreiht, 
§  10.  ^  GiiBKE,  Gouos»eiiiicbaft,  I,  S.  762,  lurner  die  von  Bosni,  l.  c 
oben)  uUej^irten  Scbriftateller. 

*)  Lehrbach  dee  dcQtscben  Verwaltongsrcchts  ^  Leipzig  1884,  8.  31 
inabev.  8.  32, 

•)  Ibid.  &  31. 
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ihre  öffentlich-rechtlichen  Funktionen  aber  dennoch  ausschliesalidi 
ab  staatliche  fWctiooen  aafiasst  £s  gibt  nach  demselben 
kerne  Aufgaben  der  KonmumalTerbfiiidey  die  nicht  staatÜicber 
Natnr  wären  ^.   Letztere  sind  ihm  daher  nur  Korporationen» 

„denen  als  Organen  des  Staates  die  Ausführung  bestimmter 
staatlicher  Funktionen  iiliertrageir  ist'°),  wenn  sie  auch  „ein 
Recht  haben,  als  bcstmiuites  Orgiin  des  Staates  zu  funktio- 
niren^ ' Im  Ucbrigen  stellt  er  die  Kommunalverbände  völlig  parallel 
mit  den  Staatsämtem  und  verwirft  jede  Unterscheidung  zwischen 
eigenen  und  übertragenen  (d.  h.  nur  der  Ausübung  nach 
übertragenen)  öffentlichen  Hechten  der  Kommnnalverbände,  indem 
er  nur  diejenige  zwischen  obhgatorischen  und  freiwilligen  (fiaknl- 
laiiven)  Funktionen  der  Gemeind*  n  anerkennt. 

T)i<'se  Theorie  i^t  jedoch  üchun  von  Rosin'-)  treffend  mit 
dem  Hinweis  darauf  widerlegt  worden,  dass  es  ein  vollendeter 
Widerspruch  ist,  einerseits  der  Gemeinde  eine  öffenüich-rechüiche 
PersönUchkeit  zuzuschreiben  und  doch  andererseits  anzunehmen, 
dass  dieselbe  Hoheitsrechte  nur  im  Namen  des  Staates  ausübe. 
Das  einzige  Recht,  welches  den  Konununalverteiden  nach  der 
LoENiNCi'scheu  Theorie  als  eigenes  zustellen  würde,  ist  das  Recht 
auf  die  ( )rj;;m'?r!iaft ,  d.  h.  das  Reelit,  inuerhall)  des  iresetzlich 
bestimmten  Wirkunj^skreises  als  Organ  des  Staates  zu  lungiren. 
Genüiz^t  schon  das  Recht  auf  die  Organschaft,  um  die  öilentUch- 
rechtiiche  Persönhchkeit  zu  verleihen,  so  muss  konsequenterweise 
jeder  Beamte,  jedes  EoUegium,  jeder  Berathungskörper,  der  ein 
bestimmtes  Recht  auf  die  Organschaft  bat  —  der  Monarch,  die 
Volksvertretung?,  das  Landgericht  als  P>ehnrde  betrachtet,  der 
unabsetzbare  Richter  etc.,  ids  eine  PersÖTiiK  likcit  des  utienÜK  hen 
Rechts  betrachtet  werden,  was  schon  dem  Spracbgebrauche  durch- 
aus  widerspricht. 

Noch  mehr  aber:  die  Gemeinde,  den  Kreis,  Bezirk  etc.  als 
öffentlich-rechtliche  Korporation  anerkennen,  heisst  ihnen  gerade 
die  Fähigkeit  zusprechen^  Subjekt  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten 
zu  sein.  In  der  That,  was  ist  Persoidichkeit  Anderes,  als  die 
Fähicrkoit,  Subjekt  von  Kechtcn  zu  sein  ?  Läu^i^jfMi ,  dass  die 
Koniniunalverbände  irgend  welclie  öffentlich-rechtliche  Funktionen 
haben  können,  die  nicht  staatlicher  Natur  wären,  heisst  ihnen 


•>  Ibid.  8.  32.    *«)  Ibid.  S.  31.         Ibid.  8.  10.    '*)  L  c  8.  29|, 
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also  in  dem  nämlichen  Athem  jeue  Rechtsfähigkeit  und  damit 
die  öffentlich-rechtliche  Persönlichkeit  wieder  ahsprechen.  Aber 
auch  das  positive  Kecht  der  Terschiedenen  Staaten  steht  der 
LoENiNo'schen  Theorie  entgegen.  Sehen  wir  doch  eine  Reihe 
von  Gesetzgebungen  ausdrücklich  zwischen  den  eigenen  und 
den  übertragenen  öffonthchen  Rechten  der  Komnmnalverbäude, 
insbesniidere  der  GemeiTidriK  unterscheiden,  und  denselben  ge- 
wisse Rechte  ansdrücklicli  als  eigene  einräumeu  '•^).  Aus  wel- 
chem eirunde  aber  Lokninmj  dem  Tic^etzgeber  verbieten  wiU, 
einem  ihm  unterstehenden  Rechtssuhjekte  gewisse  Rechte  aus- 
drücklich als  eigene  zu  verleihen  ^  ist  nicht  ersichtlich.  Mag 
auch  der  Kreis  dieser  eigenen  öffentlichen  Rechte  bei  den  Korn- 
niunalverhänden  ein  sehr  beschränkter  sein  und  sich  im  Wesen t- 
hchoii  nur  auf  die  Fiiiaiiz  und  auf  die  Ortspolizeigevvah  er 
streeken —  die  FähiL^keit  der  Gemeinden  etc.,  Subjekt 
solcher  iiechte  zu  sein,  lässt  sich  nicht  läugnen,  und  daraus  folgt, 
dass  wir  das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  dem  nichtsouve- 
ränen  Staate  und  der  Gemeinde  etc.  nicht  in  dem  für  beide  ge- 
meinsamen Besitze  der  öffentHch-recIithchen  Persönlichkeit  suchen 
können. 

Von  dieser  Einsicht  durchdrungen  hat  u.  A.  Rosin  '•'')  in 
einer  s(?hr  bemerkenswerten  Abhandlung  es  versucht,  den  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Begriffen  in  anderer  Weise  zu  kon- 
struiren  und  denselben  aus  der  Verschiedenheit  ihres  Zweckes 
herzuleiten.  Er  definirt  den  Staat  als  die  Öffenth'ch-rechtliche 
(iesaiunit]>ersö!ilichkeit  zur  Verwirkhchuiig  n  a  tiuii  aler  (d.  h. 
dem  Gehuiauit Vülke  als  natürlicher  Geineinschaft  eigener)  (Temein- 
zwecke'')  —  die  Gemeinde  dagegen  als  die  öffenthch-rechtliche 
nicht  souveräne  Gesammtpersönlichkeit  zur  Befriedigung  ort* 
lieber  (d.  h.  der  auf  dem  örtlichen  Zusammenwohnen  und  der 
nachbarlichen  Lage  der  Grundstücke  beruhenden)  Gemeininter- 
essen innerhiüb  des  Staates  '^).  Rosin  muss  nun  aber  selbst  zugebeD, 

So  z.  B.  die  tranzüsisclic  Gesetzgebung  in  Bctrett*  der  iJrtspolizei- 
gewalt  (vgl.  Dalloz.  liepertoire  de  jurij^pnidence  vo.  coiumuiiti,  p.  lt>9,  Iirt41^ 
n«,  50  des  I)e\n'ts  von»  11.  l>e/.  17^0  S.  „'."».^  iio,  15«».) 

'*)  Von  ti' 1  si»:,'.  statutarischen  Autonomie  sehen  wir  hier  ah.  da  die^db«: 
jeder  Kor})oration,  aucii  derjenigen  de«i  Privatrechteti  zu^&usteUen  pÜegt 

»")  1.  e.  S.  28;{  ff. 

»)  1.  c.  S.  292  11,  291  a.  E.      ")  Ibid, 
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dasB  „Im  Binzeben  die  Gresammtanschaaung  eines  Volkes  über 
die  Abgrenzung  der  lokalen  und  der  nationalen  Interessen  wech- 
seln" kann  und  somit  der  rnterschied  zwischen  beiden  Begriffen 
eigentlicli  Ifdiirlirli  \<»ii  (iii^cr  Vnlksaii^-clutiiuiii^  al»h;ingt.  Eine 
demrtige  Definition  läull  -uuiit  scbiiesslich  darauf  liinaus,  zu 
sagen:  Staat  ist,  was  man  Shmt  nennt,  Gemeinde,  was  man  Gemeinde 
nennt,  —  womit  für  die  innere  Begn&bestimmiing  wenig  ge- 
wonnen ist'"). 

Selbst  ihre  Richtigkeit  Torausgesetzt,  wäre  es  schwer  m 

unterscheiden .  ob  Hamborg  oder  Bremen  eine  Gemeinde  oder 
ein  Staat  sind.  Diese  D»  tinition  cliarukuriöirt  zudt m  tmr 
die  Gemeinde  i.  t;.  S.  ikm  »Staate  gegenüber,  läsat  aber  die 
weitere  Frage,  wie  sich  die  Gemeinde  einerseits,  der  Staat  ande- 
rerseits von  dem  Kreise,  dem  Bezirke,  der  Provinz  unterscheiden, 
völlig  onbeantwoitet. 

Einen  anderen  Weg  als  Rosik  hat  Jellikek  '*)  eingeschlagen. 
Derselbe  betrachtet  als  das  Unterscheidungsmerknial  zwischen 
dem  iiicbtsonvci iiiKMi  Staate  uikI  den  demselben  unter(z»  nr«ln<  ten 
Korporationen  eine  (jualitative  Verscliiedenheit  der  diesen 
beiden  Arten  von  Gemeinwesen  zustehenden  Machtbefogniäse. 
Die  spezifische  Eigenschaft  des  Staates  besteht  für  ihn  darin, 
dass  derselbe  im  Stande  ist,  „aus  eigenem  WiUen,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  Becht  zu  erzeugen,  u.  zw.  derart,  dass  diese 
Thatigkeit  keiner  Kontrolle  unterüegt.*^  Nur  der  Staat  hat  nach 
iliiii  unkoiitrriUii hair  öffentliclie  Gewalt-®),  und  nur  u.  il  d»  n 
GUedataaten  im  Bundesstaate  solche  Gewalt  zugewiesen  ist,  sind 
sie  Staaten-'). 

Seine  Theorie  scheint  indessen  wenig  Anklang  gefunden  zu 
haben.  Wir  verweisen  hier  auf  die  verschiedenen  Ausführungen, 
welche  ihr  von  Anderen  bereits  entgegengestellt  worden  smd^). 


**)  Die  Vorz&glicbkdt  der  BosiMVhcn  AbbandJang  erkeniMi  wir  im 

üebrigen  ^eme  an. 

'*)  Lehre  von  deo  StaateoverbiD'longfn. 

Ibid.  s\  4. 
")  Ibi  l.  8. 

Ri»rN  I.  c.  S.  '2H\-2-(i.  —  IlRiE  in  rirüiihnf^  Z-it«.  hrift  BJ.  XI.. 
H  tt  1.  S.  VA.  -  Zoes  in  Ifirth'r-  .\mialen.  ls»4,  S.  475  a  K.  u.  47r:.  — 
CiiEHKK  in  .Scbiui>ll«r'b  Jahrbuch  für  Cic2>t:U(gebtUig  etc.,  bd.  VIL,  lit>5  u. 
Auoi.  2  ibid. 
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und  betrachten  dieselbe  als  widerlegt  durch  den  Hinweis  daianf, 
dass  einerseits  die  nichtsouverSnen  Staaten  im  Bereiche  ihrer 
Autonomie  keineswegs  nnkontrollirt  und  unkontrolliHtar  sind  und 

dass  auch  den  Goincindon  etc.  ein  wenn  auch  bescluiihktcr  Kivis 
von  Beingnissen  zu.stelit  und  bezw.  zustellen  kann  ,  iu  Bezug  auf 
deren  Ausübung  sie  einer  Kontrolle  nicht  unterliegen.  Selbst 
wenn  denselben  ein  beschränktes  Selbstgesetzgebungsrecht  ohne 
Kontrolle  eingeräumt  wärde^  wären  sie  dadurch  in  keiner  Weise 
zu  staatlichen  G^emeinwesen  erhoben. 

Auch  die  von  BsiB  vorerst  nur  angedeutete,  noch  nicht 
näher  ausgeführte  Auffassung,  dass  sich  die  Gliedstaaten  von  tleu 
Koniniunalverhänden  dadurch  unterscheiden,  dass  ilire  Gewalt 
eine  principiell-allseitige  ist ,  scheint  uns  nicht  weiter  lo 
führen.  Aus  der  grösseren  Machtfulle  des  Gliedstaates  im  Gegen- 
satze zum  Yerwaltungskörper  lässt  sich  ebenso  wenig  ein  für  die 
Unterscheidimg  dienUches  Merkmal  ableiten,  als  etwa  aus  dem 
verschiedenen  üm&nge  des  Vermögens  eines  armen  oder  eines 
reichen  Mannes  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  beiden  sich 
konstriiiren  lässt.  Es  mnff  ja  richtig  sein  zu  sagen:  die  Kom- 
munal verhiinde  cliaiukterisiren  sich  i.  A.  als  Verwaltung«-,  die 
Gliedstaaten  aber  als  Gesetzgebungskörper.  Aber  einerseita 
hindert  Nichts  ^  dass  den  Yerwaltungskörpem  auch  Bechte  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  übertragen  werden.  Ihre  Fähig- 
keit, Subjekt  auch  von  derartigen  Rechten  zu  sein,  folgt  ebne 
Weiteres  aus  ihrer  Ei^ienschaft  als  öftentlicli-rechtliche  Persön- 
lichkeiten. Andererseits  kann  aber  auch  den  Ghedstaaten  nach 
§  78  der  Keif  bsveriassung  die  ibuen  jetzt  zustehende  Autonomie 
(d.  i.  das  Seibstgesetz^ehungsrecht)  seitens  des  Beidies  entzogen 
werden,  ohne  dass  sie  damit  aufhören  Gliedstaaten  zu  sein.  Der 
oben  angedeutete  Unterschied  ist  somit  ein  vöDig  flüssiger,  aller 
juristischen  Präcision  entbehrender  und  daher  auch  nicht  ver- 
werthbar.  Zudem  vermögen  wir  nicht  t  inzuseheu,  in  wiefern  die 
Gewalt  der  (liit  dstaaten  eine  prinripiell  allseitige  ist.  Guraiie 
das  Gegentheil  scheint  uns  aus  ileni  Wesen  des  Bundesstaates 
hervorzugehen,  dass  nämlich  die  Gewalt  der  Gliedstaaten  eme 
pnncipiell  zu  Gunsten  des  Gesammtstaates  beschränkte  ist.' 

Wir  haben  zum  Schlüsse  noch  die  von  Gierke*^)  angestellte 


»»>  1.  c.  S.  154.    '«)  I.  c.  S.  1169. 
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sog.  genossenscliaftliche  Theorie  sni  berücksichtigen,  nach  welcher 
die  Staatsgewalt  im  Bundesstaate  „ihrer  Substanz  nach  sich  im 
nngetheilten  Gremembesitze  des  Gtesammtstaates  und  der  Glied- 
staaten als  einer  so  und  so  yerbundenen  Mehrheit  befindet*^  und 

nur  ^der  Ausübung  nach  unter  die  einzehien  Mitträger  der  Ge- 
iiieiiisohaft  zu  Sonderrecht  vertheiit-  ist.  Staatliclie  Pc^rsoncn  sind 
sowohl  das  Ganze  wie  die  Theile,  „als  die  keiner  höheren  Person 
eingegliederten  Mitträger  der  nur  zur  Ausübung  unter  sie  Ter- 
tbeilten  einheitlichen  staatlichen  Sphäre.''  Subjdd  der  vollen 
Staatsgewalt  ist  nach  Gibrkb  weder  der  G^sammtstaat  allein^  noch 
die  Gliedstaaten  allein^  sondern  nur  die  Totalitat  beider. 

Von  berufener  Seite  ist  gegen  diese  Theorie  mit  lischt  bereits 
eingewendet  worden:  1.  Dass  das  AV  eseii  de^  juristisclien  \'er- 
hältnisses  zwischen  der  Centralgewalt  und  der  läinzelstaatsgcwalt 
darin  besteht,  dass  die  Einzelstaaten  von  der  Centraigewalt 
beherrscht  werden,  ihr  unterthan  sind  und  daher  die  Formu- 
lirong,  dass  die  yoQe  Staatsgewalt  durch  das  Znsammenwirken 
des  Reiches  und  der  Gliedstaaten  dargestellt  werde,  das  Ver- 
hältniss  umiehtig  karakterisirf*^).  ^1.  Es  ist  ferner  dieser  Theorie 
gegenüber^"*)  die  Fr?^gü  aufgeworfen  worden,  ob  es  logisch  und 
juristisch  mögUdi  ist,  „den  Gesainmtstaat  und  die  Einzeistaaten 
in  ihrer  Zusammengehörigkeit"  als  Ein  Subjekt  zu  fassen,  da 
doch  die  Einzelstaaten  dem  Gesammtstaate  rechtlich  unterworfen 
fiuid  ^  und  ob  man  nicht  vielmehr  zn  dem  Schlüsse  kommen 
muss,  dass  Gesammtstaat  und  Einzelstaat  logisch  nothwendig  als 
zwei  Subjekte  betrachtet  werden  müssen.  „Hebt  nicht  die  j^e- 
nüssenscliaftliche  Person  Gieukk's.  das  Wesen  der  Person,  nändieh 
ihre  Einheit  und  Untheilbarkeit  auf  ?^  Diese  ^'ragen  können  wir 
nicht,  wie  Zorn  es  thut,  als  noch  offene  betrachten,  müssen  die- 
selben vielmehr  auf  das  Entschiedenste  im  Sinne  der  Unmöglichkeit 
der  GiBRKE'schen  Theorie  beantworten.  Entweder  gibt  es  nur 
ein  Subjekt,  den  Gesammtstaat,  und  dann  ist  der  Begriff  des 
Bundesstaates  unmöglich.  Oder  es  gibt  zwei  Subjekte  (Gliedstaat 
und  Gesammtstaat),  und  dann  kann  deren  Mdirlieit  nicht  zugleich 
nur  Einheit  sein,  wie  es  die  GiKBKE'sche  Theorie  fordert.  Ebenso 
wenig  können  die  jedem  dieser  zwei  Subjekte  zustehenden  Befug- 


Labend,  iu  Marquardseii':^  Handbuch,  Bd.  II,  erster  Halbband,  S.  17. 
**)  Zorn  in  Hurth*8  Annalen  1884,  8.  482  ti.  483. 
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niBse  als  denselben  nur  der  Ausübung  nacb  übertragene,  in  Wirk- 
lichkeit aber  („der  Substanz  nach^)  keinem  Ton  beiden,  sondern 
nur  derTotaHt&t  beider  zustehende  betrachtet  werden.  Denn  mit 

der  Siibjektseigenschaft  jener  ist  von  selbst  auch  anerkannt,  dass 
sie  iUhig  sind,  Subjekte  eigener  Rechte  zu  sein,  wahi'eiid  ihneu 
GiEUKK  diese  Jj'ähigkeit  gerade  wieder  abspriclit.  —  Auch  prak- 
tisch lässt  sich  unserer  Ansicht  nach  mit  Hülfe  der  GiEKKE'scben 
Theorie  nicht  unterscheiden,  welche  nichtsouTeräne  Gremeinwesen 
Staaten  smd,  welche  nicht.  Er  stellt  selbst  den  Satz  aufj  der 
Bundesstaat  unterscheide  sich  vom  Einheitsstaate  mit  Selbstver- 
waltiuigsktirpuni  dadurch,  dass  dort  iiinuci  ,  liier  niemals  eine 
s  tu a  1 1  i  c  h  e  Persönlichkeit  von  Theih erbänden  vorkommt  -^). 
Weim  liuu  aber  der  Einheitsstaat,  ohne  seine  Organisation  im 
Uebrigen  formell  zu  verÜndciTt,  seinen  Provinzen  ganz  die 
nämlichen  Rechte  verleiht ,  wie  sie  heute  den  Gliedstaaten  des 
Bundesstaates  zustehen,  werden  jene  dann  nach  der  GuutKE'schen 
Theorie  dadurch  Staaten  oder  nicht?  Letztere  scheint  zur  Ver- 
neinung der  Fra^c  zu  lührcn.  Worin  licj^^t  aber  dann  vier  l  iiter 
schic*!  zwibcben  beiden  Arien  von  U('nH'iu\\('si.'n ?  Olienbar  luii 
im  iSamen.  Will  aber  GiJ':iiKE  die  l«'rage  bejahen,  so  gibt  seine 
Formulirung  keinen  Au Isclduss  daiüber,  warum  jene  Oemeinwesen, 
welche  nominell  noch  Provinzen  sind,  in  Wirklichkeit  nunmehr 
doch  Staaten  sind. 

Da  sich  nach  Obigem  die  verschiedenen  bis  jetzt  aufgestellten 
Theorien  über  das  Wesen  des  Stjuites  im  (iic^^ensatz  zum  Kum- 
munalverbande  unserer  AnsiciiL  nacb  ab»  uiistichlialti;^  darstellen, 
so  haben  wir  nunmehr  eine  srlbststiindige  Bestimmung  des  zu 
eruirenden  Unterscheidungsmerkmals  beider  zu  versuchen. 

Der  Begrüf  der  Gemeinde,  des  Kreises,  der  Provinz  etc. 
ist  nun  ein  jeweils  durch  das  positive  Becht  gegebener  und  be* 
stimmt  sich  für  jede  der  erwähnten  Gattungen  nacb  dem  für  die- 
selben maassgebenden  Organisationsgesetze.  Für  einzelne  Hechts- 
gebiete  Hesse  sich  vielleicht  der  Satz  begründen ,  da:>ü  die  Pro- 
vinzen juristische  Personen  sind,  welche  auä  einer  Gesammtheit 
von  Bezii'ken,  die  Bezirke  juristische  Personen,  welche  aus  einer 
Gesammtheit  von  Kreisen  etc. . . «  die  Gemeinden  endlich  juri- 
stische Personen,  welche  aus  physischen  Personen  (den  Gemeinde- 


^)  S.  1158. 
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aDgeborigen)  als  Mit^edern  bestehen.  Wie  dem  ancb  sei,  jeden- 
falls ist  (Ör  die  ProTirat  charakteristiscb,  dass  sie  rogolmässiff  nur 
ein  Staatstheil.  für  den  T5«  /.irk,  iLiäS  er  rej^^'lmässie  nur  o'iu  Pro- 
viiizthcil  ....  fiir  div  (jviuv'uiAp'.  dass  sie  re^eliiiä»ig  nur  ein 
Kroistlieil  mit  sclbstständiger  juristi^rher  Persünlichkcit  ist.  Die 
regebnässif^e  l'ntemr.lnunj?  unter  die  S])ezies  der  höheren  Gat- 
tung bildet  also,  juristisch  betrachtet,  immer  den  Unterschied 
zwischen  den  einzelnen  Arten  der  Verwaltungsk6r|)er 

Auch  auf  den  Bundesstaat  könnten  wir  dieses  Kriterium  in 
der  AVeise  anwenden,  dass  zwar  aiirli  der  (iHedstaat  regelmässig 
ein  SL;iaiNllK  iL  ali(  i  <  l>en  ein  Gesamnit>taalNlliejl  —  die  Provinz 
dagegen  regelmäs.sig  uur  ein  Gliedstaatstheil  ist.  Damit  wäre 
aber  nur  ein  äusseres  Kriterium  gewonnen,  welches  eine  innere 
gcnerische  Verschiedenheit  zwischen  Staat  und  Verwaltungskorper 
nicht  erkennen  lassen  würde.  Speziell  für  Elsass-Lotliringen  wäre 
ein  derarti«?es  Unterscheidun'^sinerkmal  werthlas,  da  jenes,  mag 
es  Staat  oder  Provinz  sein,  nur  ein  Gesaiumtstiiats-,  niclit  auch 
ein  Einzt  l-i;i;jtstlieil  ist. 

Der  geiieriscJie  Unterschied  zwischen  Staat  und  Verwalturigs- 
Ivörper  kann  tin'^orer  Ansicht  nach  nur  in  einer  Verschiedt  ilieit 
der  Rechtsfähigkeit  beider  gefunden  werden.  Persönlichkeit 
ist,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  nichts  Anderes  als  Rechts- 
fähigkeit.  Der  Mensch,  der  nackt  geboren  wird  und  thatsScb- 
lich  noch  f?ar  nichts  })esitzt .  ist  nicht  minder  Pc^iNon  im  Sinne 
des  Privatredits  als  d«  r  mit  (4ütern  aller  Art  üh^Tladene  Afilli.i 
när.  Nicht  in  d<  rii  nuhr  oder  minder  grossen  Tnitan^«  «Irr  der 
einzelnen  P<  rv..ii  tli  ft^Jirhlich  zustehenden  Rechte  kaim  (hdier  eine 
generische  Verschiedenheit  derselben  mit  anderen  gefunden  wer- 
den. Ebensowenig  ist  dies  der  Fall  bezuglich  einzelner,  auf  posi- 
tivem Rechtssatzc  beruhender,  die  allgemeine  Regel  der  Rechts- 
Hthigkeit  nur  bestätigender  Auf^nahmen  und  Beschränkungen  dieser 
letzteren.  So  wurde,  uiii  <  iii»  i»riv;(trf ditli»  lir  Analogie  heranzu- 
ziehen, die  I'rivatrechtstahigkeit  der  Jutlen  in  keiner  Weise 
dadurch  ausiresrhlossen,  dass  dieselhe  in  Bezup  auf  den  Erwerb 
liegenschafthchen  Wrmögens  Beschränkungen  unterlag.  —  Ebenso 

Einzoln-  Aiinnalion.  welche  aus  der  Ex  niti  ui  *.  Uw. ;  ,  rinzolnor 
H.iQptstit«!!^«  roll  »lern  \%'r)»nnr1<'  mit  Afn  liöli<^rcn  Art<ii  K"!niiitiiialver- 
bänden  sich  crsr^  hen  k«>iiinen,  niüKsen  wir  hieb«,  als  bia&se  Ausnahmen  von  iler 

K^gel,  ausser  iJerficksichtifininf?  lahicn. 
Arcbir  für  <rff«iitlkb««  U«cbt  L  4. 
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verliält  CS  sich  aber  auch  auf  dem  Gebiete  des  öffenthclien  Rechtrs. 
Sobald  die  Verwaltungskörper  durch  Verleihung  bestimmter  öffeut- 
lieber  Rechte  die  Fälligkeit  erlangt  haben,  Subjekte  des  Öffent- 
lichen Rechtes  zu  sein,  kommt  es  für  ihre  Eigenschaft  ab  solche 
nicht  darauf  an,  ob  der  Kreis  der  Rechte,  sra  welchen  ihnen  d«p 
Zutritt  gewährt  ist,  mehr  oder  minder  /?ross  L,M'/.()£jen  ist .  noch 
auch  darauf,  ob  anderen  pohtiscliru  (Tcmeinweseu  gewisse  Hecltte 
verliehen  sind,  welche  ihnen  nicht  zustehen.  Müsste  man  doch 
sonst  auch  zwischen  den  einzelnen  Arten  von  Yerwaltungskörpem 
eine  innere  d.  h.  generische  Verschiedenheit  annehmen,  was  uns^^es 
Wissens  noch  Niemandem  eingefallen  ist.  Es  kann  also  der 
Kreis  der  den  einzelnen  Arten  der  KommunalTerbände  zustehen* 

H(*chte  hi'lichig  «  rwoitert  und  beschränkt  werden,  ohiK-  «l;tss 
sin  :iuni(>n'i),  l't'rsoiicn  des  öö'entlicben  Rechtes  zu  sein  oder  etwas 
mehr  werden  als  dieses  '^'^). 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  wir  auf  dem  Gebiete  des  inneren 
öffentlichen  Rechtes,  d.  i.  des  Staatsrechtes  i.  e.  S.  Tergeblich 
nach  einem  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Staat  und  Verwal- 
tungskörper suchen  ^°).  Sobald  wir  aber  hinaustreten  auf  das 
(.Tehiet  des  äusseren  Rechtes  der  Staaten  unter  sich  —  des 
Völkernclitcs  -  liiulcn  wir  «/»fort  einen  ganzen  Kreis  beson- 
derer und  eigenthiimUcher  iitfentUcher  Rechte  und  Ptlicbteu, 
deren  Subjecte  wohl  Staaten,  nicht  aber  andere  j)olitisc]ie  Gemein- 
wesen sein  können.  £s  sind  dies  theils  1.  die  allgemeinen 
Rechte,  welche  jedem  Staate  im  Verhältniss  zu  dem  anderen  zu- 
kommen, theils  2.  Spezialrechte,  welche  durch  besondere  Erwer- 
bung seitens  einzelner  Htaaten  entstehen.  Man  hat  diese  sännut- 
iiciien  Rechte,  wie  Itt  kannt,  eingetheilt  in: 

1.  Rechte  der  Stiuilen  im  Zustande  des  Friedens. 

2.  Rechte  der  Staffen  im  Zustande  des  Uniriedens  oder 
völkerrechtliche  Streitigkeiten. 

Wir  erwähnen  nur  beispielsweise  das  Recht  der  freien  staat- 
lichen Existenz,  das  Recht  auf  Gleichheit  im  VerhSitntss  zu  an- 
deren SUiaten,  auf  Achtung  der  8tiuitsijersönlichkeit,  der  Gebiets- 

^)  So  auch  GiEBKC  in  Schmoller*8  Jahrbuch,  l  c.  S.  1165  a.  £.  o.  1166. 
""J  V<rl.  GiVRKB,  iH>d.  S.  1166.  —  ZottN  in  Hirtli*«  Anualen  U  c.  8. 4M 
455.   Derselbe  zieht  daraus  den  Schlnss«  daas  die  Gliedstaaten  nicht  mdir 
im  jQristuchen  Sinne  des  Wortes  Staaten  sind,  —  worin  wir  ihm  nicht  folgen 
zu  kennen  glauben. 
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und  Unteiibanenhoheii,  die  Oeremomalrecbte,  das  Recht  anf  gegen- 
seitigen (diplomatischen)  Verkehr  (was  man  mu  h  völkerrechtliche 
Handlunj^sfjihigkeit  iicmiku  kMjiii),  den  ganzen  Kreis  des  v(iiker- 
rechtiiclu  n  Personen-,  8acheu-  und  übligationenrechts;  besonders 
aber  die  dem  Völkerrechte  eigenthümlichen,  so  karakteristischen 
Rechte  des  Kriegszustandes:  Recht  der  Kriegführung ,  des  Em- 
baigo'Si  der  Blokade  u.  dgl.»  die  Rechte  und  Pflichten  der  Neu- 
tralen. 

Tiihaltlich  mögen  den  Privatpersonen  untereinander  vielfach 
iüiriliche  Heelite  zustellen,  ^vl(  dte  ebt  iierwähnten.  Theilweise  kami 
man  sich  auch  im  Verkehre  unter  den  Verwaltungskörporn  p^leicher 
Ordnung  analoge  Rechte  denken.  Ihre  völkerrechtliche  Eigen- 
thümlichkeit  erhalten  aber  die  ohenerwlümten  dadurch,  dass  sie  nur 
einer  ganz  hestinunten  Qattung  von  Rechtssabjekten  nämlich  den 
Staaten  unter  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  zustehen*'). 

Dabei  geht  das  Völkerrecht  keineswegs  von  der  Anffassung 
aus,  als  ob  die  Rechtsfähigkeit  für  dasselhe  nur  dem  sou- 
veränen Staate  zustehe.  Es  kennt  vielmehr  auch  Staaten, 
denen  diese  letztere  Eigenschaft  abgeht. 

Fast  einstimmig  räumen  nämlich  die  Yölkerrechtslehrer 
den  sog.  ^halhsonveränen'^  Staaten  (Vasallenstaaten  n.  dgl.)  die 
Eigenschaft  als  Staaten  und  somit  als  Subjecte  des  \'ülkerrechts 


In  beschränkter  Weise  sind  auch  die  sog;.  KnVfT?jparteien  als  Suhjdkte 
des  Völkf^m-chts  anerkannt,  insofern  denselben  das  Kocht  zur  Kriegsführung 
zoerestanden  wird.  Es  beruht  dies  indessen  ledio-lich  auf  Bücksichten  der 
üamanitat,  und  auf  der  UnmÖgliclikeit,  eine  ganze  Partei  wie  eine  Masse  von 
Hochverrathern  zu  bchandt  ln  \mi[  hiiizusclilachten.  Mas!?fjebond  ist  lii«'bei  wohl 
auch  die  Krwüij'yng,  dass  —  wie  hervorriiL^'ii'Je  T^elirer  des  StAatsrechts  selbst 
lehren  —  die  Geschichte  nicht  immer  nach  ataatsrechtlichen  Grunilsät/'  U  ¥\ch 
richtet.  Die  obige  Ausnahrae  ist  aber  ^(cwi&scrniassen  nur  eine  Ainviuluiig 
der  im  Texte  erwähnten  Ue^'el.  Sic  setzt  voraus,  dass  die  fra^Miche  Partei 
wie  eine  Staatsmacht  orf,'aiiisirt  sei  und  dass  sie  im  guten  Glauben  ftir  öffeiit- 
licbeß  Heeht  streite,  somit  staatürhc  Zwecke  verfr»l«^e  (vgl.  BT.rNTsriiTJ,  V«"d- 
kerreclit,  8.  288  n».  512  u.  Anm.  1).  SolehL'  i  arUi.  a  kommen  daher  theils  als 
werdende,  tlieils  als  in  der  Umwälzung  begrifTene  Staaten  in  Betracht.  Aehn- 
Uch  behanddt  auch  daa  Priratrecht  in  dem  Satze:  ,,Naacitanis  pro  jam  nato 
biibeftiir,  qaoties  de  ejiu  eommodo  agitar"  den  noch  nicht  geborenen  Hemcheo 
unter  gewissen  Vmiissettnngen  schon  als  ein  Rechtssol^ekt. 

*^  HKVFm,  V9lkerrecfat.  6.  Aufl.,  S.  40  £  —  ElDbir,  §§  2I  a.  25.  — 
BLtnrrscau,  8.  Aufl.  Nftrdlingen  1878,  S.  94  (do.  76  ff.)  —  PiMoncB-Poi^tRft, 
Dioit  international  pablic.  Paria  1885.  t.  1  p.  176,  n*.  94  se.  n.  A. 
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ein  —  wobei  einzelne  derselben  bereits  aui'  dem  Wege  sind, 
einzusehen^  dass  Halbsouveränotät  ^beinahe  ein  Widers}jnich  in 
sich**  und  daher  richtiger  als  Nichtsouyeränetät  xu  bezeicbDen 
ist.  Ebenso  erkennen  dieselben  den  Gliedstaaten  des  Bundes- 
staates die  Staatseigenschaft  ausdrücklicli  m**). 

T^nseres  Wissens  hat  nur  von  Marü >xs  Völkerrecht 
fdeutsiiie  xVusg.  von  HKiaiiJOJlN]  Bd.  I  S.  2;U  und  23t>)  howolil 
den  so<f.  li.ilbsouveränen  Staaten  als  den  (iliedstaaten  des  Bun- 
desstaates die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  abgesprochen.  Da- 
bei fasst  er  (vgl.  S.  236)  die  „halbsouveränen^  Staaten  juristisch 
als  Theile  eines  anderen  Staates"  auf  —  wahrend  er  (vgl.  S.  235 
und  246)  den  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  zwar  nicht  die 
Staatseigenschaft  nach  innen,  wühl  mIkt  die  v(ilkerreclitliche  Per- 
sönlichkeit abjsjiricht.  Ihm  ist  es  gerade  ein  Ks^entiale  des  Buu 
desstaatsbegriffes,  dass  einerseits  der  Gesammtstaat  ein  einheit- 
liches Subject  des  Völkerrechts  sei^  andererseits  aber  dieser 
Karakter  den  unter  ihm  vereinigten  Einzelstaaten  entzogen  sei 
(S.  24G).  Das  Deutsche  Reich  ist  ihm  folgenchtig  kein  Bundes- 
staat —  „weil  (hn  (h'utschen  Partikularstjuiten  die  auswärtig! 
Repräsent atictn  nicht  ont/ogeu  worden"  (S.  246)  —  sondern 
ein  Staaten  hu  nd  (8.  241). 

Schon  dieser  Auswuchs  der  von  MARTENs*schen  Theorie 
scheint  uns  deren  Verurtheilung  zu  enthalten.  Sie  scheitert  darao: 
1.  dass  es  unmö^ch  ist,  an  der  Hand  derselben  den  Bundesstaat 
vom  einlachen  oder  Einheitsstaate  zu  unterscheiden,  indem  m 
jedes  Merkuiiil  /wischen  dem  iiichlsonvcriinen  Sta:ite  und  den 
Koniniunalverhiüulen  verwischt,  2.  <hi.s?>  sie  dazu  zwingt,  die  an- 
erkanntesten Typen  des  Bundesstaates  fiir  Staatenbünde  zu  er- 


"»)  So  Hcrma,  3.  Aafl.»  S.  37.   -    pRAmsa  >  Fod«r6  t  I  p.  158. 
II».  HO 

'*)  Hefftkr,  eod.  S.  43:  ,Tn  der^KMchen  Unionsverliältnissen  (wie  dfln 

Hiiiiil»  >striAte)  ist  ein  besond«rM  staatlirlios  Sein  den  oinzolnon  mitveroinigkn 

St.iak'ii  nicht  abgesprochen,  wenn  aucli  ahlinTi-rii,'-  v>n\  der  Centralstaatsirewalt 

bis  711  riner  vfrfassunfjsmüasijren  örenze".  —  Kr,i  i!KR  (in  der  franzüs.  AnsiraK' 

von  Ott.  Paris  1861)  S.  fJ?  (i^  27)  ii.  S.  :VJ  \^  l*8  Anm.  (b-s  H.'ran^H'er^: 

..Dans   les  fttats  f^d«^ratif*<.  wuc  i>artie  de  ia  souverainete  )<a^.-«'  au\  jiouroirs 

qiii  reprt-si  ntriit  ia  conlt- 1<  ration".         RLUNTacHLl,  S.  90  (u".  70)   u.  92 

(no.  71):  „Sowohl  der  Gewiiuiitstant  ....  j^ilt  völkerrechtlich  als  8ta.itspfr:<tn.  ab  i 

die  Kinzelstaaten".  —  riLVDiKu-FdiiKnft.  p.  2"7  ii».  122  —  V^l.  n\u  h  LAB.^XP,  ' 

Jbllingk  und  beinahe  sämmtUclie  Schriftstelier  über  den  ßund^Rstaat  i 

I 
I 
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klären**),  3.  dass  sie  mit  der  Völkerpraxis  in  Widersprucli 
steht,  welche,  wie  vom  Mabteito  seihst  (S.  393)  theilweise  zugibt, 
sowohl  den  sog.  „halbsouTeränen**  Staaten  als  den  Gliedstaaten 
des  Bundesstaates  die  Rechtsfähigkeit  for  das  Völkerrecht  zu- 
erkennt. 

So  Klaulx'ii  wir  denii.  uns  der  sonst  einstimiiiigen  Ansicht 
flpr  Vrtikri  rcchislt.'lircr  und  dvr  \'r>lk('i  praxis  anschliesbcn  zu  kön- 
nen, nach  welclier  der  Mangel  der  8üuveränetät  die  völkeirecht- 
liche  Persönlichkeit  nicht  aufhebt,  sondern  nor  deren  Betfaätigung 
bis  auf  die  durch  die  Verfassung  des  Gesammtstaates  gezogenen 
Qremea  einschränkt. 

Letzterer  kann  begrifflich  den  Ejreis  der  dem  Gliedstaate 
zustehenden  Völkerrechte  beschränken,  ja  sie  ihm  sozusagen  alle 
entziehen,  indem  er  durch  positiven  Rechtssatz  bestimmt,  dass 
die  .  .  .  und  die  .  .  .  und  die  .  .  .  Reclite  dem  Gliedstaate  nicht 
zustehen.  So  lange  er  ihm  nur  die  Persönlichkeit  üherhaupt  lässt, 
wird  dadurch  die  Staatseigenschaft  des  Gliedstaates  begriffÜch 
ebensd  wenig  zerstört,  als  der  Erbe  oder  Universallegatar  seine 
rechthche  Eigenschaft  als  solcher  dadurch  verhert,  dass  ihm  der 
Erblasser  durch  Verfügung  über  alle  einzelnen  Rechte,  aus  welchen 
<\ch  (Vw  l:]ii>>chaft  zusanniicnsetzt,  den  jj^anzen  Vortheil  derselben 
wieder  entzieht.  Aehnlich  kann  aucli  der  (Tpsammtstaat  den  ihm 
untergeordneten  niitdstaat  zwar  ^'ewissermassen  an  Händen  und 
Füssen  knebeln,  ilm  bis  auf  den  Schatten  eines  Staates  reduciren 
—  seine  Tölkerrechtliche  PersönUchkeit  und  seine  von  derselben 
unzertrennliche  Staatseigenschaft  kann  er  ihm  aber,  wenn  er  sie 
einmal  anerkannt  hat,  nur  durch  ausdrücklichen  hierauf  gerich- 


'^j  \  OS  Martkws  bkibt  derselben  übrigens  selbst  nicht  trea,  wenn  er 
1.  aut  S.  218  anerkennt,  tlass  die  Schweiz  (seit  1848)  Muaniuebr  eium  Bn»- 
deij&taat  aus  25  KantoneD  bildet" ,  während  er  doch  selbst  gleich  darauf  er- 
wähnt, dass  den  Kantonen  die  Befugniss  gelassen  sei  «über  GegenstSnde  der 
Staatswirthschaft»  des  nachbarlichen  Verkehrs  und  der  Polixei  ....  anch  mit 
auswärtigen  Staaten  so  paktiren".  Wie  sollen  die  Kantone  hieraas  vdlkeiv 
recbtUche  Bechte  and  Pflichten  erwerben,  wenn  sie  nicht  in  dieser  beschrank- 
ten Besiehnng  vdlkerrechtsfSbig  sind;  2.  auf  8.  287  die  ,halbsonTeraaen'* 
Staaten  «ihrer  beschränkten  Uandlungsiahigkeit  wegen  mit  physischen  Personen, 
die  unter  Vormandächaft  oder  Kuratel  stcbeti"  vergleicht  und  annimmt,  dass 
dieselben  für  ihre  Handlun^'en  auswärtigen  Staaten  gerade  soweit  verantwort- 
lich seien,  als  ihre  Handlungsfähigkeit  reicht.  Also  sind  anch  diese  ^die  halb- 
Bouveränen)  Staaten  in  beschränkter  Weise  Subjekte  des  Völkerrechts. 
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teten  Rechtssatz  entziehen.  So  lange  dies  niclit  f»e«ichehen  ist, 
bleibt  der  Einzelstaat  ein  Staat  und  sonnt  lalug,  Subject  aller 
derjenigen  Rechte  und  Pflichten  eines  Staates  zu  sein,  welche  ihm 
nicht  ausdrücklich  entsogen  sind. 

Der  G^esammtstaat  kann  ihm  auch  beispielsweise  die  Tölker* 
rechtliche  HandlungsfiUugkeit  (Becht  der  ICriegföhning,  des  diplo- 
matischeu  Verkehres  etc.)  ganz  oder  theilweise  entziehen.  Die 
staatliche  Persönlichkeit  der  Gliedstaaten  wird  dadurch  ebenso 
wenig  aufgehüben,  als  die  licchtsiÜJiigkeit  des  Minderjälirigen 
darunter  leidet,  dass  er  unter  Vonnundschaft  gesteUt  ist.  Auch 
in  jenem  Falle  bleibt  der  Gliedstaat  ein  Sukgect,  in  dessen 
Namen  —  wenn  auch  durch  Vennittelung  des  Gesammtstaates 
—  Verträge  abgeschlossen,  völkerrechtliche  Pflichten  und  Rechte 
bef^iindet  werden  können.  Aus  der  Beziehung  auf  den  Glied- 
8t;i^it  als  Hubject  folj^t  z.  B.,  dass  diejenigen  Rechtshandlungen, 
welche  der  Gesammtstaat  nur  im  Namen  eines  einzelneu  Glied- 
staates vorzunehmen  sich  veranlasst  sieht,  prindpidü  in  dessen 
Interesse  (soweit  nicht  das  Beicfasinteresse  entgegensteht)  und 
unter  Verantwortung  auch  gegenüber  dem  Glied- 
staate vorzunehmen  sind,  sowie  dass  alle  Voraussetzungen  fur 
Entsteliuiiff  und  Endiguu^?  aus  der  Persoii  des  Gliedstaates  und 
nicht  des  (iesanimtstaates  zu  schöpfen  sind;  endhch  dass  an  den 
Vortheilen  wie  an  den  Lasten,  welche  durch  die  erwähntf  n  Rechts- 
handlungen entsteheui  nur  der  Gliedstaat^  nicht  auch  der  Ge- 
sammtstaat»  Theil  zu  nehmen  hat. 

Aber  nicht  nach  aussen  allein^  audi  für  das  innere  Verfailt- 
niss  des  Staates  zu  seinem  Substrate,  für  seine  Herrschaft  über 
Gebiet  und  Untertlmncn,  ist  die  \  ülk(  rrechtsfaliigkeit  die  unent- 
behrliche Voraussetzung  der  Staatseigeuäcliaft  und  es  lässt  sich 
u.  £.  der  Satz  begründen,  dass  nur  der  Staat  Gebiets  und  Unter- 
thanenhoheit  besitzen  kann.  Es  können  beispielsweise  den  Pro- 
vinzen eines  Einheitsstaates  einzdne  der  Gebietshoheit  Shnhdie 
Befugnisse  einger&umt  werden,  indem  bestammt  wird,  dass  ohne 
Zustimmung  derselben  eine  Veränderung  der  Proviri/ialgrenzen 
unzulässig  ist,  oder  denselben  gestattet  wird,  unter  gewisj^en 
Voraussetzungen  über  Veränderungen  dieser  Grenzen  mit  einander 
sich  zu  vereinbaren.  Auch  in  Betreff  der  Unterthanenboheit 
liessen  sich  vielleicht  einzelne  Befugnisse  denken,  welche  den 
vinzen  eines  Einheitestaates  in  analoger  Weise  eingeräumt  werden 
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könnten.  So  lauge  al)er  denselben  die  Völkerrechts lahigUeit  nicht 
verliehen  ist,  bleiben  ihre  etwaigen  Kechte  in  BetreÖ  ilires  Ge- 
bietes und  ihrer  Angehörigen  unselbständige  und  nach  aussen 
wie  nach  innen  erscheint  stets  der  Staat  als  das  Subjekt,  welchem 
die  Bechte  über  Gebiet  und  Untertbanen  zustehen. 

Erst  durch  seine  Geburt  als  völkerrechtliche  Persönlichkeit 
wird  tjoniit  der  Staat  in  Wahrheit  beiahigt,  Subjeet  der  Gebiets- 
und Unterthanenhoheit  im  re(  litliclieii  Sinne  zu  sein.  Anderer- 
seits erfordert  aber  das  Völkerrecht  für  the  Verleihung  dieser 
Subjektseigenschaft  nichts  Weiteres,  als  das  blosse  Faktum  der 
durch  eine  Ver&ssung  vennittelten,  die  erforderlichen  Bürgschaften 
für  ihre  Stetigkeit  **)  bietenden  Herrschaft  über  Gebiet  und  Unter- 
tbanen. In  demselben  Momente,  wo  die  Organisation  dieser  Herrschaft 
Tuliendet  ist,  ist  der  Staat  geboren  und  zwar  für  das  VölkeiTecht  wie 
für  das  Staatsrecht.  VölkeiTechtsfäliigkcit  und  Fähi^^keit  zu  staat- 
licher Herrschaft  nach  innen  stehen  daher  iu  untiennbareai  Zusam- 
menhang. Die  eine  ist  nur  das  Jj^aktum,  an  welches  die  andere 
anknüpft;,  indem  sie  dieses  Faktum  zum  Hechtsverhältnisse  erhebt. 

Wie  demnach  der  Bechtsbegriff  der  Privatperson  im  juristischen 
Sinne  eine  Schöpfung  des  Privatrechts  ist,  so  ist  derjenige  des  j)0- 
Ütischen  Gemeinwesens  eine  ScJiöpfung  des  inneren  Stmitsrechtcs, 
so  aber  auch  derjemge  des  Staates  eine  Schöpfung  des  Völker- 
rechtes 

Dass  nun  das  Völkerrecht  —  indem  es  als  das  Keeht  der 
Staaten  in  ihren  gegenseitigen  Besdohungen  definirt  wird  —  einer- 
seits die  Existenz  von  Staaten  voraussetzt  und  andererseits  doch 

seli)st  wieder  ersst  Ix  stiumit,  welche  Gemeinwesen  Stjuiteii  sind, 
ist  eine  in  jeder  Kategorie  des  Rechtes  im  objektiven  Snnie 
wiederkehrende  Ei'sclieiuuugy  welche  man  als  die  organische 
Wechselbeziehung  zwischen  dem  Bechte  und  seinen  Subjekten 
bezeichnen  kann.  Wie  die  Privatpersonen  in  ihrer  Gresammtheit 
das  Privatrecht  erschaffen  haben,  und  letzteres  sodann  selbst 
wieder  nur  die  Ordnung  der  Machtverhältnisse  zwischen  den  Privat- 


•*)  Da»  lie^t  «chon  im  Worte  „Staat"  (statns).  Sotzt  iii:ui  statt 
,8tctigk«nt"  *la-f  Wort  „Lobonstahigkeit",  so  bhckt  autli  liier  wieder  die  Ana- 
logie mit  (Ulli  rii\atrochto  Jureli, 

Solange  kein  Völkerrecht  bcsti'lit,  ist  der  Begriff  des  Staates  etwas 
rein  Faktisches ,  kein  Heehtisbegriff.  Sobald  aber  zwei  Staaten  uebeu  einander 
bestehen,  da  gibt  es  auch  ein  Vdikerrecht,  mag  es  noch  so  nnvoUkommea  sein. 
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Personen  darbtcUt  und  den  Begriff  der  letzten^u  erst  bestimmt'^), 
80  auch  normirt  das  Staatenrecht,  obgleich  durch  das  Zusammen- 
wirken  der  Staaten  entstanden,  auBSchliesslicb,  welche  politisdie 
Gemeinwesen  als  Staaten  anzuerkennen  sind. 

Wie  nun  der  Rechtsbegriff  der  PriTatperson  nicht  darin  be- 
steht, dass  dieselbe  ein  lebendes  Wesen  menschlicher  Natur  ist, 
sondern  darin,  dass  sie  fällig  ist,  Subjekt  von  Privatreeliten  zu 
sein,  so  auch  besteht  der  Eechts  begriff  des  Staates  nicht  darin, 
dass  derselbe  ein  organisirtes  gebietsbeherrschendes  Volk  ist, 
sondern  dieses  ist  nur  die  iaktische  Unterlage  des  Begriffes.  Der 
Rechtsbegriff  des  Staates  aber  muss  den  Bechtssatz  zum  Aus- 
druck bringen,  welcher  als  die  Quelle  aller  Rechte  imd  Pflichten 
des  Staates  in  seinem  Verhältniss  zu  dem  ihm  gleich  geordneten 
politischen  (xemeinwesen  zu  betrachten  ist.  Dieser  Rechtssatz 
ist  aber  kein  anderer  als  der,  dass  der  Staat  fähig  ist,  Subjekt 
von  TÖlkerrechtlichen  Pflichten  und  Rechten  zu  sein,  welche  zn 
normiren  und  mit  den  ihm  eigenthümlichen  Mitteln  zu  schützen 
die  Aufgabe  des  Völkerrechtes  ist. 

Der  Staat  ist  daher  nichts  Anderes  als  das  Völkerrechts- 
fähige  politische  Gemeinwesen  ^^). 

Gerade  durch  ihre  Völkerrechtslaiiigkeit  zeichnen  sich  nun 
die  nichtsouTeränen  Staaten  vor  allen  anderen  politischen  Ge- 
meinwesen aus.  Sie  sind  nicht  nur  unter  sich,  d,  h.  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches,  sondern  auch  ausserhalb  desselben  in  der 
Volkerfamilie  als  Staaten,  d.  h.  als  Recbtssubjekte  des  Volker- 
rechts, anerkannt,  und  gemessen  nach  beiden  Kichtungtii  iülc 
K<'(lit(;  und  Ptliclitcn  eines  Staates  —  wenn  ancli  nur  insoweit, 
als  aus  üircm  Unterordnungsverliältuiss  unter  den  souveiünen  Ge- 
sammtstaat  sich  nicht  besondere  Abweichungen  ergeben. 

An  der  Hand  unserer  Definition  wird  es  nun  auch  möglich 
zu  unterscheiden: 

Am  klarsten  wird  dies,  wenn  man  beispielsweise  an  die  enge  Begriffs- 
beätimmung  des  rnnii>HieTi  jus  «  ivile  gegmüber  deo  Peregrineu  oder  g^eaOber 
dem  Institute  <ler  Sklavt  itM  denkt, 

Acliiilicli  l!i,UNTS(  HLi,  Völkerrecht,  S.  ö7  (no.  17):  „Die  St;iaten  sind 
volkiMiv«  1'Tl«rlic  Personen".  —  Vgl,  Von  IMartkns.  Rd.  I,  8.  '2'M  ff.  Pra- 
DiEK-FouKüK.  4".  I,  p,  119.  no.  44.  —  Aurh  .Ikllinkk  (5^.  li-it  die  Ei^jen- 
scii.ili  der  Ulinlstnuten  als  vuikerreehtUclie  Subjekte  nnd  dcu  ilanir*'!  dif-sor 
Kigenschaft  b-  i  den  Provinzen  etc.  sehr  wobl  aii'  i  kannt ,  ohne  jedoch  dK'j>cn 
Uutersciiicd  lür  die  Bcgnffubestimnuing  beider  zu  vcrwerthun. 
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1,  welche  Rechte  und  Pflichten  staatliche  Bechte  und 
Pflichten  Bind.  —  Als  solche  sind  nämlich  nnr  anzusehen  die- 
fenigen,  welche  einem  volkerrechtsföhigen  politischen  Gfemeinwesen 

zustehen.  Dasselbe  Recht,  dns  hente  dem  Staate  zusteht,  kann 
mor£f('ii  irrjfnd  einem  Koiniiimialverbande  verliehen  werden.  Dann 
hört  aber,  ho  lange  letzterer  nicht  zugleich  die  Völkerrechts- 
lahigkeit  erlangt,  auf,  ein  8taatli(;he8  Recht  zu  sein.  £s  ist  daher 
auch  Ton  diesem  Gesichtspunkte  aus  unrichtig  zu  sagen,  dass 
die  Bechte  und  Pflichten  der  KommunalverlMbide  nichts  Anderes 
als  staatlidie  Bechte  und  Pflichten  seien. 

2.  Ebenso  er^ht  sich  aus  unserer  Definition,  wann  ein  Kom- 
munalverband,  den'  lie  niiinlichen  innerstiuithchen  Befugnisse  ver- 
liehen werden,  wie  sie  heute  den  Ghodstaaten  zustehen,  dadurch 
in  einen  Staat  verwandelt  wird  oder  wann  nicht.  Entscheidend 
ist  nämlich,  wie  schon  sab  1  angedeutet,  nur  die  Frage,  ob  ihm 
auch  die  Völkerrechtsfahigkeit  verliehen  ist  oder  nicht.  Ersteren 
Falles  ist  er,  welches  auch  sein  Name  sei,  ein  Staat;  letzteren 
Falles  nui*  ein  Kouimuualverband. 

4***).  Der  Vollständigkeit  Iniiber  haben  wir  nunmehr  den 
Gliedstaat  des  Bimdesstaates  noch  abzugrenzen  gegenüber  den 
anderen  Arten  nichtsouveräner  Gliedstaaten  (Va- 
sallenstaat und  ähnliche  GebOde).  Auf  die  verschiedenen  Streit- 
fragen, sei  es  über  das  Substrat  des  Binulesstaates  (ob  nur  die 
CJliedstaaten  oder  neben  denselben  auch  die  Angehörigen  der 
Einzelstafiten  Mitglieder  des  Reiches  sind  u.  dgl.),  sei  es  über 
don  Begriff  des  YasaUenstaates  etc.,  brauchen  wir  uns  hier  nicht 
einzulassen  —  da  es  für  unsere  Üntersuchung  nicht  darauf  ankommt. 

Es  besteht  im  Allgemeinen  Einverstandniss  darttber,  dass  jeden- 
falls die  Gliedstaaten  Mitglieder  des  Reiches  sind,  was  auch  schon 
.ins  den  Rechtssätzen  der  Keichsverfassung  hervorgeht.  Nur 
darüber,  ob  diese  Mitgliedschaft  der  Einzelstaaten  eine  ausschliess- 
liche ist  oder  nicht,  herrscht  Streit.  Es  kommt  uns  hier  aber 
nur  auf  deren  Mitgliedscliafl  überhaupt  an. 

Auch  der  Vasallenstaat  ist,  wenn  man' denselben  als  Theil 
eines  Gesammtstaates  auffiisst,  Mitglied  dieses  letzteren  —  die 

« 

«)  Vgl.  oben  S..  630.  .  . 
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Mitgliedschaft  aui  Gesauuutstaate  ist  daher  ein  gemein  »am es 
Merkiaal  Ijeider. 

Unterscheidend  für  dieselben  ist  lediglich  tlas  die  Ver- 
eiTiii^img  der  C  JlitMlstaaten  zu  einem  Gesamjntstaate  regehide 
Phncip.  Der  Bundesstaat  ist  uämlicli  die  Vereinigiuig  gleicli- 
b  er  echt  igte  r  Staaten^  zu  gleichem  VortheÜe  und  unter  gleichen 
Lasten  för  sänuntliche  Gliedstaaten.  Der  dem  VasaUenstaat 
übergeordnete  Gesaromtstaat  ist  dagegen  eine  Yereinigung  un- 
gleich  berechtigter  Staaten,  von  welchen  der  oder  die 
einen  (Vasallenstaaten)  den  (l)zw.  einem  der)  anderen  ge^renüber 
(äuzeränstaat)  in  einem  dienenden  Verhältnisse  sich  beendet.  Dort 
also  Gleicbordnungsverhältniss ,  hier  Unterordnnngsverh&ltniBH 
zwischen  den  einzelnen  Gliedstaaten  vntereinander. 

Als  Besohat  der  bisherigen  Erörterung  ergibt  sich  nach  Obigem: 
Der  Gliedstaat  ist  ein  nichtsouveränes,  aber  TölkenrechtafiQiigea 

I)olitischet  Gemeinwesen,  welches  als  gleichbereditigtes  Mitglied 
mit  einer  Milnheit  anilerer  gleichartiger  Gemeinwesen  zu  vuwiu 
mit  der  Suiiveränetät  ausycbtalteten  Gesammtstiuitc  vereinigt  i.sl. 

Heben  wir  noch  die  eine  praktische  Konsequenz  der  obigea 
Begrifisbestimmung  hervor: 

Da  im  Bundesstaate  die  Staatsgewalt  zwischen  Boich  und 
Ghedstaaten  getheilt  ist,  so  ist  ein  doppelter  Kreis  von 
Angelegenheiten  zu  unterscheiden,  nämlich  1.  die  Reichs- 
angelegenbeiten,  in  Bezug  auf  welche  die  Staatsgewalt 
dem  Keicbe  als  Subjekt  zusteht.    2.  Die  Einzelüt aats 
(odeT  Landes-)  angelegenbeiten,  in  Bezug  auf  welche 
die  Staatsgewalt  dem  Einzelstaate  als  8ul^ekt  zusteht, 
nicht  aber  dem  Keicbe, 
—  so  haben  wir  nunmehr  alle  £lemente  festgestellt^  Uber  welche 
für  die  Beurtheilung  der  Frage  nach  der  Staatsqualitat  Elsaas- 
Lotbringeuä  eine  vorgäugigu  Verständigung  erforderlich  war. 

§  5- 

Die    staatsrechtliche    Stellung    E  Isass- Lo  t  bri  n  gens 
und  der  Begriff  des  Reichslaudes. 

I.  Elsass  und  Lothringen  sind,  wie  allbekannt^  dem  Deutschen 
Reiche  durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  in  der  Gestalt  eines 

„Reichslandes"    einverleibt   wurden.    Duts  durch   dieses^  Gesetz 
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festgestellte  Verhältniss  ist  sodann,  namcutiich  durch  die  Geseta^ 
vom  2.  Mai  1877  und  vom  4.  Juli  1879  theilweisc  neu  geregelt  worden. 
Der  Boden  des  ReiobslandBbegnffas  ist  durch  dieselben  jedoch|  wie 
im  Folgenden  nachzuweisen  sein  wird,  nidii  verlassen  worden. 

Trotz  der  von  Laband  an  der  Hand  der  Materialien  des 
Gesetzes  vom  6.  Juni  1871  gelieferten  prägnanten  Definition 
jenes  Begriffes,  herrscht  nun  über  densellien  Nichts  wenij^er  als 
Einigkeit  und  Kiariieit.  Vielmehr  werden  fort  und  fort  neue  und 
einander  entgegengesetzte  Theorien  über  denselben  aufgestellt.  Wir 
müssen  dalier  an  der  Hand  des  Gesetzes  und  der  üblichen  Interpre- 
tationsbehelfe eine  selbstständigeBestimmung  des  Begriffes  versuchen. 

Bevor  wir  hiezu  übergehen,  glauben  wir  jedoch  noch  auf 
einen  Punkt  hinweisen  zu  müssen.  Es  zeigt  sich  in  der  staats- 
reclitUchen  Literatur  eine  gewisse  Tendenz,  den  Keiclilandsbegriff 
als  eine  rein  ephemere,  auf  die  Uauer  unniöf^licli  beizubehaltende 
Uebergangsfonu  zum  Bundesstaate  zu  betrac.Iiten,  gewissermassen 
als  die  Puppe,  aus  welcher  der  künftige  Gliedstaatsschmetterlin^ 
hervorgehen  soll*  Man  unterlfisst  es  daher  ^  weitergehende  Fol- 
gerungen, insbesondere  für  das  Wesen  des  Reiches  selbst,  an 
diesen  Begriff  zu  knüpfen,  was  theüweise  zu  einer  schiefen  Wür- 
digung desselben  gefühil  hat. 

Dem  gegenüber  ist  hier  hervorzuhel)en ,  dass  es  durchaus 
noch  im  Ungewissen  hegt,  ob  Bkass-ljothringün  jemals  aus  der 
Reichslandsverfassung  herauskommen  mid  zum  Bundesstaate  er- 
hoben werden  wird.  Sowohl  die  Motive  als  auch  der  erste 
Kommissionsberidit  zum  Vereimgung^esetze  vom  9.  Juni  1871 
haben  die  Konstituirnng  des  Elsasses  und  Lothringens  als  eines 
Reichslandes  durchaus  als  eine  definitive  betrachtet  und  es 
geradezu  ausgesjjroehen ,  dass  Elsass-TiOthringen  auch  für  alle 
Zukunft  nicht  bestimmt  sei,  „einen  mit  eigener  Staatshoheit 
bekleideten  selbstständigen  Bundesstaat  zu  bilden —  vielmehr 
eine  weitere  und  definitive  Ausbildung  des  Beichshindsbegriffes 
auf  dem  Wege  der  G^esetzgebung  fär  dasselbe  ab  mö|^ch  anzu- 
sehen und  m  Aussicht  zu  nehmen  sei^').  In  der  Debatte  über 
das  Gesetz  hat  zwar  Fürst  Bism^vkck  jene  Auffassung  der  Motive 

Tgl.  Blotive  sub  I  (Stenogr.  Ber.  I.  Session  1871,  Bd.  8^  8.  156  u. 
Hirth*«  Annalen  1871,  8.  848  IT.):  «Die  Beichsverrasrong  bietet  Baum,  die  for- 
meUen  Sehwierigkeiten  einet  aolckeii  YerbÜtiiisses  im  Wege  der  Beiebsgeeets- 
gebnng  in  Uberwindeii.'' 
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wieder  etwas  abgeschwächt  und  erklärt,  es  sei  die  Absicht  des 
Gesetzes,  nach  jeder  Aichtong  freie  Hmd  zvl  lassen  und  die  Beleb- 
nmg  durch  die  Entwickelmig  abzuwajrten,  ehe  ein  definitiver  Eni- 
schlnss  über  die  Gestaitong  des  Landes  gefasst  werde  *^),  Elr  hat 

dann  auch  später  den  Elsässem  wiederholt  die  volle  Laudesselbst- 
ständigkoit  in  xVussicht  gestellt,  sieh  aber  nie  positiv  darüber  ausge- 
sprochen, üb  dies  durch  die  ivonstituiruug  als  Bundesstaat  oder 
durch  weitgehende  Deceiitrahsation  und  Gewährung  von  Selbstver- 
waltungsbefugnissen  unter  Beibehaltung  der  biaherigen  staatarecbt- 
licben  Form  geacbeben  solle.  Etsteres  ist  nun  zwar  auch  im  Bdcfas- 
tage  nicht  ganz  ohne  Befürwortung  seitens  einzelner  Bedner  ge- 
blieben. Von  anderer  Seite  ist  aber  dem  mit  grosser  Energie  entgegen- 
getreten*^) und  es  von  einem  Redner  sogar  „als  in  voller  Ueber- 
einstiuimung  z\Wschea  der  rechten  und  der  hnken  Seite  des 
Hnnses  befindlich^  bezeichnet  worden,  ,,dass  es  eine  ganz  künst- 
liche Konstrulction  wäre,  wenn  man  aus  einem  Lande^  wie  es  hier 

tbatsäcblicb  vor  uns  liegt,  einen  Bundesstaat  machen  wollte. 

Es  widerspricht  dies  einfach  der  Natur  der  gesammten  Sachlage.'' 

ThatHächUch  ei-scheint  es  nun  auch  mögüch,  auf  dem  einen 
wi(-  auf  (l»Mii  anderen  Wege  den  EIsass-Lothrintrern  ungefähr  die 
uämJielie  haudesselbstständi^keit  zu  gewähren,  wie  dieselbe  heute 
den  Gliedstaaten  des  Reiches  zusteht.  Alles,  was  man  daher 
sagen  kann,  ist^  dass  bis  jetzt  die  Frage  noch  als  eine  vollständig 
offene  zu  betrachten  ist.  Hiebei  darf  aber  nicht  verkannt  werden, 
dass  die  Schwerkraft  der  Ei'cignisse,  von  welcher  Fürst  Bismarck 
zunächst  die  weitere  Entwickelung  al)li;inLfi^^  l;i  macht  wishen  wollte, 
sehr  leidit  auch  für  die  Beibehaltung  der  Reichshuidstbrni  den 
Ausschlag  geben  kami.  Um  so  entschiedener  ist  es  geboten,  mit 
dem  Begriff  d(>sselben  bis  auf  Weiteres  als  einem  fest  gegebenen 
zu  rechnen  und  die  für  das  Beichsataatsrecht  aus  demselben  sich 
ergebenden  Konsequenzen  zu  ziehen. 

n.  Wenn  wir  nun  zunächst  die  wesenthchsten ,  den  Begriff 
des  Beichslandes  kennzciehneiulen  Rechtääätze  in  das  Geiiüchtuiss 
zurückrufen,  so  tritt  uns  zuvörderst : 

1.  ein  demselben  mit  den  Gliedstaaten  gemeinsames  Merk- 

Sieiiogr.  ber.  1.  Session  1871,  Bd.  I.  S.  517  ff.  —  Births 
Aniialon  1S71.  S.  ^'»O*  ff. 

Haf.nkl  bezeichiioti"  >lie  bozii^'licheu  Ijc.'^Uübmiiji  H  als  eiuo  .Frateii- 
sioii".    Vgl.  Stäuogr.  Bor.  11.  »Session  1879,  Bd.  I,  S.  t>o7. 
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mal  entgegen.  Sowohl  die  Eeichslandsangehörigen,  wie  diejenigen 
des  GUedstaates  gemessen  nämlich  das  „staatsrechiliche  Bürger- 
thum^  im  Deutschen  Reiche  Sie  sind  somit  nicht  bloss  Ob- 
ject  für  die  Herrschaft  des  Reiches,  wie  wenn  Elsass-Lothringen 

eine  ^Domäne",  ein  „Schutzgebiet"  wäre,  sondern  sie  sind  voll- 
berechtigte Afit^licder  des  Roichrs.  In  diesem  Sinne  nannte  Fiiisl 
Bismarck*  *)  die  Heichslandsforni  als  „die  Thüre,  welche  wir  ihnen 
(den  Elsass-Lothringem)  in  das  Reich  hinein  öffiien^  und  bezeiclinete 
als  den  Haupt-  und  Schwerpunkt  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1871 
gerade  die  Gew^ung  jenes  „staatsrechtlichen  Bürgerthums''. 

2.  Das  unterscheidende  Merkmal  hingegen  zwischen  Reichs- 
land und  Gliedstaat  ergibt  sich  aus  der  Verschiedenheit  des  Sub- 
jektes der  Staat sije\\;dt  in  bcitleii  staiitsrechthchen  Ei'scheinungs- 
formen.  —  Für  Elsass-Lothringen  ist  nämhch  dieses  Subjekts- 
verhältniss  wie  folgt  geregelt: 

a)  In  den  der  Reichsgewalt  in  den  Bundesstaaten  unter- 
liegenden Angelegenheiten  ist  das  VerhSltniss  Elsass-Lothringens 
zum  Deutschen  Reiche  durch  die  Einfährung  der  ReichsTeHassung 
(§  2  G.  V.  9.  Juni  1871)  geregelt.  Die  Staatsgewalt  in  Bezug 
auf  jene  Angelegenheiten  steht  daher  auch  im  Reicbslande,  wie 
in  den  Gliedstaaten,  dem  liciche  zu  und  wird  von  den  durch  die 
Reicbsverfassung  bestimmten  OiLMnen  ausgeübt. 

b)  In  den  der  Reichsgewalt  in  den  Bundesstaaten  nicht 
unterliegenden,  der  Einzelstaatsgewalt  yorbehaltenen  Angelegen- 
heiten  wird: 

ot)  die  Staatsgewalt  mit  Ausnahme  des  Gesetzgebungsrechtes 

vorn  Kaiser  ausgeübt  (§  3  Abs.  1); 

ß)  das  (jesetzgebungsrecht  sUlit  his  zu  anderweitiger  Rege- 
lung dem  Reiche  zu  (§  :>  Abs.  4). 

Da  der  snnhon  sub  a)  erwäbnto  Korlitssatz,  in  glei(rher  Weise 
wie  der  suh  I.  bezeichnete,  dem  Reichslande  mit  dem  Bundes- 
gliedstaate  gemeinsam  ist,  so  kann  der  Unterschied  zwischen  beiden, 
wenn  ein  solcher  besteht,  nur  aus  dem  Satze  suh  b)  abgeleitet  werden. 

In  den  Bundesstaaten  ist,  wie  schon  oben  (§  4  a.  E.)  hervor- 
gehoben, in  Bezug  auf  (h«'>t  n  Kn  is  von  Anir**l<'genbeiten  jeweils 
der  fJhedstaat  selbst,  nicht  aber  das  Reich  »Subjekt  der  Staats- 
gewiUt. 

§  2.  Inabes.  Abs.     G.     9.  Juni  1871. 
Vgl.  Hirth's  Annal«n  1671,  S.  m 
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Wo  liegt  denn  nun  in  gleicher  Hinsicht  dieses  Snbject  im 
Reichslande  ? 

Beim  ersten  Blicke  ist  die  Fassung  des  §  3  G-.  t.  9.  Jnni 
1871  (s.  oben  sub  9.  b)  a)  u.  ß))  geeignet,  Zweifel  bieröber  ber- 

vor/.iirufon.  Wenn  derselbe  einerseits  bestimmt:  ^Die  Rechte 
der  Stimtsgewalt  in  Elsass-Lothringen  übt  der  Kaiser  aus" ,  mi- 
derei-seits  aber  sagt :  „Nach  Einführung  der  Keichsvorfassnng 
steht  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  Reichsgesetc  das  Bed^ 
der  Gesetzgebung  auch  in  den  der  Reichsgewalt  in  den  Bundes- 
staaten nicht  unterliegenden  Angelegenheiten  dem  Reiche  su"  — 
so  könnte  man  versucht  sein,  liieraus  zu  schliessen,  dass  eben  nur 
das  Rrrht  der  Gesetzgebung  bis  zu  andcnvoitic^er  iir^t  lun^  dein 
Keiclie  zusteht,  während  in  l^etreff  der  übrigen  Rechte  der  Ötaats- 
gewalt  in  Landesangelegenheiten  das  Subject  anderswo  zu  suchen 
wSre. 

Bei  näherer  Betrachtung  zeigt  sich  aber  sofort,  daas  dies 

keineswc'^s  der  Sinn  des  Gesetzes  ist,  sondern  dass  letzteres  ledig- 
lich besagen  will:  das«?  das  (Tesetz^rebiingsrecht  in  Lautlesangolcfien- 
heiteii  bis  zu  aiulerweiti^t  i  Rogdung  durch  die  ()r*rane  der 
Reichsgesetzgebung,  d.  h.  durch  Bundesrath  und  Reichstag 
ausgeübt  wird  und  dass  auch  der  Kaiser  die  ihm  übeiiragenen 
Rechte  der  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  nur  im  Namen  des 
Reiches  ausQbt.    Dies  ergibt  sich: 

1.  aus  den  Motiven  und  den  Verhandlungen  des 
Reichstages  über  das  (-Je^ctz  vom  9.  Jütii  1871. 

Die  Motive  zunächst  sprechen  es  bei  jeder  Gelegenheit  aus. 
Sie  begründen  die  Wahl  der  Roichslandsform  damit,  es  sei  dies 
„derjenige  staatsrechtliche  Karakter^  welcher  dem  geschieht- 
liehen  Hergänge",  d.  h.  der  gemeinsamen  Erwerbung  und  dem 
gemeinsamen  Besitze  Elsass-Lothringens  seitens  der  sammtlicheii 
deutschen  Stämme  „entspriclit".  Nachdem  dieselben  sodann  her- 
vorgehoben haben,  Elsass  Tjotliringen  sei  nicht  bestimmt,  ^einen 
mit  eigener  Staatshoheit  bekleideten  seibstständigen  Bundesst^ 
zu  bilden",  setzen  sie  ausdriickUch  hinzu :  „Die  Landeshoheit  über 
dasselbe  ruht  im  Reiche*^  ^*).  Von  dm*  Berufung  des  Kaisers 
zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Landesangelegenheiten  mit 
Auüüabme  des  Gesetzgebungsrechtes  sagen  die  Motive:  „Der 


Ebeiuo  wird  an  einer  Bp&teren  Stelle  der  Moti?e  sab  V.  (Uirib, 
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deutsche  Kaiser,  ajs  erblicher  Vertreter  der  Gesammtheit, 
welcher  die  SouTeränetät  über  das  Reichsland  zusteht,  übt  die 
landesherrlichen  Kechte"  (d.  h.  die  LandesstaatsG^ewalt)  „über  das 

Reiclishmd  aus5."  Bei  Erörterunc^  der  constiUiimiRlkn  Verant- 
wortlichkcit  des  lioichskaiizlcrs  für  die  Anordnungen  und  Ver- 
fügungen des  Kaisers,  sehen  die  Motive  ausdrücklich  den  Fall 
voraus,  es  krtnne  j,unter  Umständen  eine  Mitwirkung  bei  Aus- 
übung der  Landesgesetzgehnng  vom  Beiche  einer  Landesvertretung 
übertragen  werden.^  Aber  auch  in  diesem  Falle  bleibe  doch  der 
Reichskanzler  dazu  berufen,  die  landesherrlichen  Anordnungen 
und  Verfügungen  des  Kaisers  zu  contnisi<];imL*n.  „Denn  die  letz- 
tere (d.  i.  die  Landesvertretung)  wirkt  bei  der  Landesgesetzgehnng 
nur  mit  kraft  üebertragung  seitens  des  Reiches,  für  das  Reich 
wird  verwaltet,  dem  Reiche  ist  Verantwortung  zu 
legen.** 

Auch  im  Laufe  der  Debatten  über  das  Vereinigungsgesetz 
vom  9.  Juni  1871  wurde  es  von  den  Hegierungsvertretern  mehr- 
mals mit  aller  Bi  stimnitheit  ausgesprochen  ,  dass  der  Kaiser  die 
ihm  übertragenen  Rechte  der  Laudesstaatsgewalt  nur  im  Namen 
des  Reiches  ausübt  ^^). 

2*  Aber  auch  das  positive  Recht  fuhrt  zu  dem  nümlichen 
Ergebniss.  —  Durch  den  Friedensvertrag  mit  Frankreich  ist 
nämlich  die  SouverKnetät  und  mit  derselben  die  gesammte  Staats- 
gewalt über  Elsass-Lothringen  Miif  das  Deutsche  Keich  iiher- 
gegaugi'H.  Durch  Gesetz  vom  V).  .Iiini  1H71  ist  nun  ein  l^iieil 
dieser  »Staatsgewalt  dem  Kaiser  lediglich  zur  Ausübung  über- 
tragen worden  (|,Die  Staatsgewalt  ...  übt  der  Kaiser  aus^). 
Hieraus  ergibt  sich  mit  Nothwendigkeit^  dass  der  Kaiser  nur  Or- 
gan des  Reiches  ist  (wie  er  ja  auch  nach  Art.  17  der  R.-Y.  stets 
im  Namen  des  Reiches  handelt),  dass  letzteres  das  Subject  der 
fraglichen  Rechte  bleibt  und  auf  diese  in  keiuer  Weise  ver- 
sdchtet  hat. 

3.  Endlich  stimmt  hicmit  auch  die  Praxis  überein,  welche  die 
verschiedenen,  mit  Funktionen  der  Landesstaatsgewalt  in  Elsass- 
Lothringen  betrauten  Organe >  vor  Allen  der  Kaiser  selbst,  bei 

S.  850)  (Ins  Rcicli  anstlrftcklich  als  »Trager  der  Staatshoheit*  aber  Elsass- 
Lotb ringen  bezeichnet. 

Vgl.  Delbrück,  St.nogr.  Ber.  I.  Session  1871,  Bd.  11,  S.  826 
Hirtb's  ADDalen  1871,  S.  899  a.  a. 
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Ausübung  ihrer  fraglichen  Befugnisse  befolgen.  Dies  lolirt  uas 
ein  Blick  in  das  Reiclisgesct/.blatt ,  ^\^e  in  das  Gesetzblatt  für 
Elsass-Tjothringen.  Mit  oiscruer  Konsequenz  ist  in  denselben, 
vom  ei-sten  Tage  seit  Erlass  des  Gesetzes  voa  1871  hh  zum 
IctssteD,  jede  Anordnung  und  Verfügung  des  Kaisers  in  Landes- 
angelegenheiten  —  mag  es  eine  eigentliche  Verordnung  oder  Ter- 
fügung  (z.  B.  Kreis-  oder  Bezirkstagsberufung)  oder  ein  vor  Ein- 
tritt der  Reichsverfassung  in  Gesetzeskraft  vom  Kaiser  allein  aui 
Grund  des  sog.  Provisoriums  (i?  3  Abs.  2  G.  v.  9.  Juni  1871). 
oder  ein  später  von  Bundesratli  und  Reichstag  oder  vom  Kaiser, 
Bundesratl)  und  Tjandesausschuss  erlassenes  Gesetz  sein  —  aus* 
drucklieb  als  „im  Namen  desReiches*^  ergehend,  bezeichnet. 

Gegenüber  einer  solchen  Einmüthigkeit  kann  daher  nicht 
länger  geläugnet  werden,  dass  nach  dem  Gesetze  von  1871  nicht 
der  Kaiser,  sondern  vii  lniobr  das  Reich  Sul)jekt  der  Staatsgewalt 
in  rjandesangelegenheiteu,  aucli  abgesehen  von  dem  Rechte  der 
Gesetzgebung,  ist. 

Die  an  das  —  bisher  ausschliesslich  berücksichtigte  —  Ge- 
setz vom  9.  Juni  1871  sich  anknüpfende  weitere  Entwickelung 

hat  sich  durcliau.s  auf  dem  Boden  des  Reiclislandsbegriffes  voll- 
zogen: 

1.  Das  Gesetz  vom  2.  Mai  1877  hat  die  schon  durch  das 
Gesetz  von  J871  in  Aussicht  gestellte  anderweitige  Regelung  in 
Betreif  des  Gesetzgebungsrechts  in  Landesangelcgenheiten  Tor- 
genonunen,  indem  es  dem  Landesausschusse  im  Vereine  mit  dem 
Kaiser  und  dem  Btmdcsrathe  die  ordentliche  und  regelmassige 
Mitwirkung  bei  der  Ijandesgesetzgebung  an  Stelle  des  Reichs- 
tages eingeräumt  bjit.  Schon  die  niisdrückliche  Bezugnahme  der 
Motive  auf  die  durch  das  Gesetz  von  1871  bereits  erötinete 
Aussiebt  auf  anderweitige  Regelung  beweist,  da.ss  die  neue  Rege- 
lung im  Sinne  der  Motive  zum  damaligen  Gesetze  (dem  von 
1871)  aufzufassen  ist,  wonach  die  Landesverfassung  mitwirkt 
„ki-afb  Uehertragung  seitens  des  Reiches",  d.  h.  als  dessen  Organ 
(s.  ol)en  8.  051).  In  Uebereinstimmung  hiermit  erklärte  denn  fttich 
der  l^iiisidciit  des  KN-it  liskaiizlcramts  für  Elsass-Lothringen  (fl<T- 
zog):  Die  Rechte  des  Kaisers  als  Trägers  der  Staatsgewalt  iu 

<•)  Stcnogr.  Ber.  I.  Seasion  1877,  Bd.  ITT. 
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ESsass-Lothrmgen  würden  durch  den  Entwurf  nicht  berührt,  ebenso 
wenig  die  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers^*). 

2.  Das  Gesotz  vom  4.  Juli  und  die  kaiserliche  Verurdiiiing 
vom  23.  Juli  1879  habun  die  Einriclituuff  uud  den  Sitz  der  V'er- 
waltung,  „die  Grestaltung  der  bisherigen  Landesvertretuug  und 
doron  Theilnahme  an  der  gesetzgebenden  Gewalt*^  neu  geregelt. 
Die  Hauptbedeutung  des  Gesetzes  liegt  in  der  Verlegung  des 
Landes-Begierungsapparates  von  Berlin  nach  Strassburg  und  in 
der  Schaffung  eines  besonderen  Ministers  und  partiellen  Vertreters 
des  Kaisers  in  Bezug  auf  die  ihm  als  Staatsoberhiiupl  zustehen- 
den Befugnisse  —  in  der  Person  des  Stattluilters.  Ansser- 
dem  liat  dasselbe  dem  Landesausschusse  <las  Recht  der  IiutiatiN  e 
und  das  Beschwerderecht  verliolicn ,  dessen  Mitghederzald  erweitert 
und  dem  Lande  eine  konsultative  Vertretung  im  Bundesrathe  ein- 
geräumt. —  Die  Motive  ^  erklaren  ausdrücklich,  es  bleibe  „die 
staatliche  Fonn,  welche  das  Reichsland  bei  der  Einverleibung  er- 
halten hat  ....  im  WesentHchen  unverändert".  Dasselbe  führte 
auch  luündlicli  der  Vertreter  des  Reichskanzleramtes  für  Elsass- 
Lothringen  aus  und  fügte  hinzu :  „Die  Houveränetät,  welche  nach 
dem  Friedensvertrage  und  nach  dem  Vereinigungsgesetze  beim 
Reiche  beruht,  wird  demselben  erhalten;  die  Staatsgewalt,  welche 
der  Kaiser  im  Namen  des  Reich  es  auszuüben  bat,  verbleibt  ihm; 
sie  wird  weder  in  dem  Titel,  aus  welchem  sie  abgeleitet  ist»  ver- 
ändert, noch  in  ihrt^m  Umfange  erweitert  oder  vermindert** 

DasH  auch  dxs  Gesetz  vom  23.  Mai  1SH4,  dnrrh  weh^hes  die 
Uelienthclikeit  der  \'erhamnuii«^en  und  die  Cieschiiltssj)racho  des 
Liaudesausschusscs  geregelt  wurde,  ebenfalls  auf  dorn  Hoden  der 
ursprünglichen  staatsrechtlichen  Form  geblieben  ist,  bedarf  schliess- 
lich kaum  der  Erwähnung. 

Nachdem  dergestalt  bewiesen  worden  ist,  da-ss  Filsjuss-Loth- 
i-iiigeij  ikkIi  heute  als  Ivriclislaial  konstiluirt  int,  eriibrigt  nim- 
nieliTi  den  Begnil  iiese^s  letzteren  zu  bestimmen,  der  sich  aus 
Obigem  mit  LeicJitigkeit  ergibt: 

1.  Das  Reichsland  ist  zunächst,  im  Gegensatz  zur  Provinz 

*•)  St^^^nogr.  Bcr.  1.  Session  1877,  IUI  I,  8.  27U. 
»«)  Steiiogr.  Ber.  II.  Session  1879,  H.l.  VI.  S  15.12. 
*•)  Stenotn-.  I^fT.  11.  Session  iö7Ü,  Bd.  II,  ^^.  1«»17. 
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des  Eiiiheitsstaatefi,  em  Bestandtheil  eines  im  üebrigen  bundea- 
staatlich  organisirten  G^esammtstaates.    Da  die  Bewohner  des 

Reichslandcs,  bzw.  dessen  Angeliurige,  das  volle  HürgeiTecht  im 
Gesammtstaate  güiiiesseii,  so  ist  dieser  Bestandtheil  zugleich  als 
ein  priiicipiell  mit  den  übrigen  gleichberechtigter  zu  betrachten. 

2.  Von  den  (Tliedstaaten  des  Bundesstaates  unterscheidet 
sich  aber  das  Beichshmd  dadurch,  dass  in  den  ersteren  die  Staats- 
gewalt in  Landesangelegenheiten  dem  Gliedstaate  als  einem  Ton 
dem  Reiche  Terschiedenen,  zwar  nichtsotiveränen,  aber  vSIker- 
rechtsfahicren,  politischen  Gemeinwesen  zusteht  —  im  Reichslande 
hingegen  die  Staatsgewalt  auch  in  Landesangelegenlieiten  (h  in 
Reiche  zusteht.  Eine  Ihitcrscheidung  zwischen  Reichsgcwalt  und 
Einzelstaatsgewalt  gibt  es  daher  im  Reichslande,  wie  schon  Lab  and 
treffend  hervorgehoben  hat,  nur  im  objektiven  Sinne.  SnbjektiT 
stehen  beide  demselben  Berechtigten,  dem  Reiche,  zu. 

Dass  der  Kaiser  die  Staatsgewalt  mit  Ausnalune  des  Gesetz- 
jijebungsrechtes  ausübt,  ist  nur  eine  Anwi  inkmg  des  Satzes,  nicht 
aber  eine  begrifflich  nothwendige  Voraussetzung  desselben.  Für 
den  Begriff  seihst  ist  es  völlig  gleichgültig,  durch  welche  Organe 
das  Reich  seine  Rechte  ausübt  In  diesem  Sinne  ist  eben  Ellsass- 
Lothringen  ein  Reichsland^  nicht  ein  Kais erl and 

Zusammenfassend  können  wir  nunmehr  sagen: 

Reichsland  ist  ein  Land,  weiclies  einem  Rnndesc:ofiammt- 
staate  als  pinicii)iell  .<;leichl)erechtigtcr  HcRtandtheil  desselben  ein- 
verleibt ist,  über  welches  aber  die  Staattigewidt  auch  iu  Laudes- 
angelegenheiten  dem  Gesammtstaate  zusteht  und  von  dessen 
Organen  ausgeübt  wird. 

Hieraus  ergibt  sich  sofort  die  Entscheidung  für  die  zu  nnta^ 
suchende  Frage  nach  der  Staatsqualitüt  Ebass-Lothringens.  Wir 
brauchen  nur  an  den  im  lieiiti.L^en  Staatsrechte  von  allen 
denen,  <iie  sicli  nicht  der  Einsicht  in  die  jnristische  Persuuliehkeii 
des  Staates  verscidiessen,  durchaus  anerkannten  Satz  zu  erinnera, 
dass  nur  der  Staat  seihst  und  nicht  sein  „Souverän^  Subjekt  der 
Staatsgewalt  sein  kann.  Schon  das  Wort  Staatsgewalt  ?errSth 
sein  logisches  Subjekt,  den  Staat. 

Daraus  also,  dass  in  Elsass-Tjothringen  das  Reich  Subjekt 
auch  der  Stiuitsgewidt  in  Landosangclegeuheiteu  ist  uiul  daher 

Dies  hat  beispielswdse  Mitsohbr  bei  der  Auswahl  Miner  Definitü» 
ftbenehen. 
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Htomttiche  Bechte  der  Staatsgewalt  in  sich  yereinigt,  folgt  im- 
mittelbar,  dass  filsass-Lothringen,  als  ein  Ganzes  betrachtet,  nicbt 

Subjekt  irprend  welcher  sUuitlicher  Rechte  und  Pflichten  ist,  duss 
es  als  .^ulclieh  der  öttentlich-rechtüchen  u.  zw.  «peciell  der  sämt- 
lichen d.  h.  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit  ent- 
bohrt,  —  dass  es  mithin  kein  Staat  ist^'^). 

So  zwingend  auch  dieser  Sats  ans  allem  Obigen  sich  zn  er- 
geben scheinty  so  ist  er  dennoch  bestritten  worden  nnd  hieran 
trägt,  wie  wir  nachweisen  m  können  glauben,  nur  die  Verkennung 
des  einen  oder  des  anderen  der  von  uns  hervorgehobenen  Elemente 
des  Keichslandsbegntles  die  8cliiild. 

1.  Von  einer  Seite  '')  ist  behauptet  worden,  der  Umstand, 
dass  das  Reich  „Souverän^  d.  h.  Subjekt  der  Landeshoheit  sei, 
flchUease  keineswegs  aus,  dass  Elsass-Lothringen  ein  eigener  Staat 
sei.  Zu  einem  solchen  gehörten  namHch  lediglich  „ein  Souverän 
und  ein  von  gesellig  hcisammen  lebenden  Menschen  bewohntes 
Land,  üb(  r  u  ek  lies  die  Souveränotät  au8geül)t  wird".  Jene  That- 
sache  habe  nun  ledigHch  che  i^'olge,  dass  Klsass-Lothringen  eben 
„ein  Staat  nicht  im  Reiche,  sondern  unter  dem  Reiche^  sei. 
Ersteres  könne  es  nämlich  desshalb  nicht  sein,  weil  ein  Land,  das 
unter  der  Souveränetät  eines  anderen  stehe,  nicht  gleichzeitig  dessen 
Bundesgenosse  sein  kann.  —  Der  Fehler  dieser  Argumentation 
scheint  uns  diuin  zu  liegen,  dass  der  Verfasser  der  citirten 
Brosschiire  das  Deutsche  Rcfieli  als  Subjekt  der  Souveränität  oluie 
Weiteros  mit  den  25  deutschen  Eiozolstaaten  identiiicirt.  Elsass- 
Lothringen  kann  so  wenig  Bundesgenosse  des  Deutschen  Reiches 
sem,  als  irgend  einer  der  Einzelstaaten.  Wenn  aber  Elsass- 
Lothringen  ein  Staat  ist,  so  hindert  die  Souveränetät  des  Reiches 
in  keiner  Weise,  dass  jenes  in  das  Reich  als  Gliedstaat  auf- 
^enoninien  nnd  dadurch  RundesgenoBse  der  übrigen  Kinzclstaaten 
werde.   W  enn  also,  wie  der  erwähnte  Verfasser  annimmt,  Msass- 

Diiiiiit  stiimriL  auch  Art.  1,  AI».  2  G.  voiu  oO.  AuL,'Ust  1S71  (s.  oben 
S.  62())  ültertiii.  Wäre  Elsass-Lotliringen  bereits  ein  Staat,  so  wäre  es  völlig 
QberÜUssig  gewesen,  in  diesem  Artikel  zu  bestimmen,  dass  die  auf  Bondea- 
sktaten  betQglichen  Bestimmiingeii  des  Sbrafgesetsbaches  auf  Elaaas-Lothringen 
und  dessen  entsprechende  Bexiebnngen  Anwendung  finden.  Da  das  Einfllh- 
rungfigesetx  lam  Btrafgcsetsbnch  fttr  Elsass^Lothringcn  die  Kraft  eines  Seichs- 
gesetzes hat,  so  kann  man  jene  Bestimmong  als  eine  Art  Lcgalinterpretation 
in  obigem  Sinne  anifonen. 

^)  «Das  Recht  der  Wiedetgewonnenen",  S.  76  n.  77. 
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Lothringen  ein  Staat  ist,  so  besteht  kein  Gntnd^  demselben,  wie 
er  es  thnt,  die  Eigenschaft  als  Staat  im  Reiche  zu  yerweigem. 
Will  aber  der  Yerfiiaser  die  Meinung  andeuten,  Elaass^Lothringen 

sei  nur  Objekt  der  Rcichsgewalt^^),  an  welcher  es  selbst  keinen 
Anthcil  habe,  so  ist  aucli  dies  augenfallii^  unrichtig.  Die  Elsass- 
liOthnnger  sind  vielmehr,  wie  schon  oben  hervorgeho])en,  Bürger 
fies  Deutschen  Reiches  und  somit  —  da  eine  Staatsgewalt  zwischen 
dem  Reiche  und  ihnen  nicht  besteht  —  unmittelbare  Mit- 
glieder desselben  in  dem  Sinne,  wie  jeder  Staatsangehörige 
Mitglied  seines  Staates  ist.  Sie  sind  daher  nicht  bloss  01)jekt 
der  Rcielis^ewalt,  sondern  zuf^leich  ein  Theil  des  über  ihnen 
stehenden  Subjektes^®).  —  Nun  behauptet  denselbe  Verfasser 
auch  weiter,  das  Reich  könne  als  Bundesstaat  keine  Provinzeu, 
sondern  nur  unter  ihm  stehende  Einzelstaaten  haben.  Auch  dies 
ist  aber  nur  insofern  richtig,  als  ein  reiner  Bundesstaat,  wie 
das  Reich  ursprünglich  einer  war,  keine  Frovinssen,  sondern  nur 
unter  ihm  stehende  Einzelstaaten  hat.  Die  Möglichkeit  einer 
mischten  Staatsforiu  leugnen,  hiesse  aher  die  Symmetrie  zum 
(irundgesetze  alles  Seienden  erheben,  und  das  Leben  in  ahstnikte 
Formen  zwängen,  anstatt  letztere  dem  wirkhcheu  Leben  anzu- 
passen. Warum  soll  ich  nicht  in  ein  noch  so  gleicfamässig  ge- 
fügtes Mosaikbild  von  25  oktogonen  Steinchen  eme  von  doisdheii 
völlig  abweichende,  ganz  unregelmässig  geformte  Figur  einpassen 
können?  Es  mag  dies  von  künstlerischem  8tandi)unkte  vielleicht 
nicht  schön  sein;  allein  was  fragt  der  Staatsinanu  nach  dciu 
künstlerischen  Eindrucke  ?  Aus  der  Eint ügun^;  eines  iioichslandes 
in  das  Deutsche  Reich  folgt  also  lediglich,  dass  letzteres  kein 
reiner  Bundesstaat^  sondern  ein  Bundesstaat  mit 
einem  Stücke  Einheitsstaat  ist.  Die  LABAND^sche  FonDU- 
lirung  mttsste  man  daher,  wenn  man  dieselbe  im  Uebrigen  sk 
richtig  anerkennt,  dahin  lassen,  das  Reich  sei  eine  Korpuration 
von  25  juristischen  und  1 '/a  Millionen  natiirliehon  Personen. 
Erst  wenn  man  dergestalt  die  Definition  des  Reiclieä  den  durch  das 

Auch  ZouH,  Beichsstaatsrecht,  Berlin  1880,  S.448£C.  stellt  dteMa.K. 

anriehlii^o  Hohauptung  aaf. 

^*')  Die  Verkennnng  dieses  Ilmstandes  ist  zti  einem  i»^rof;?on  Tln  ile  Sohnlii 
an  der  Ungunst,  welche  in  der  stuaf  srt  tlitlichcn  Litoralur  der  Reichslandsform 
vielfach  zu  Theil  geworden  ist.  Vgl.  iu  letzterer  Besiefaimg  Zobm,  B«khs- 
Staatsrecht«  8.  450. 
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Oesetus  vom  9.  Jimi  1871  geschaffenen  neuen  Verhältnissen  angepasst 

hat,  kommtauch  der  Satz,  dass  die  Elsass-Lothrioger  nicht  hlo8s  Objekt 
<ler  Reichsgewalt,  sondern  zugleich  aiitlieilsmässiges  Subjekt  der 
Staatsgewalt  über  sie  selbst  sind,  zu  seinem  richtigen  Ausdrucke  ^^). 

Endlich  ist  aber  auch  die  Deüuition  des  Staates,  welche 
der  unbekannte  Verfasser  der  erwähnten  Broschüre  seinen  Aus- 
fahmngeu  zu  Grunde  gelegt  hat  (8.  oben  8.  666  sub  1.),  unhaltbar. 
Mit  derselben  kann  man  jeden  Verwaltungsbezirk  einen  be- 
sonderen  Staat  erklären.  Es  fehlt  ihr  an  jedem,  dm  Staat  vom 
Staatstheilc  abi^reuzenden  Momente.  (Jerado  l)ci  der  Frage  nach 
der  Staat^qiiuhtät  EUaös-Lothringeus  lässt  uns  dieselbe  daher 
völlig  im  Stiche. 

2,  Von  anderer  Seite  ist  behauptet  worden,  dadurch  dass 
das  fieich  durch  §  3  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  die  Ausübung 
der  Staatsgewalt  dem  Kaiser  übertragen  habe,  sei  El8ass-Loth> 
ringen  zu  einem  besonderen  u.  zw.  monarchischen  Stmitswcsen 
erhüben  worden.  Es  sei  aber  allerdings  ein  unvoUkoiiiUK  in  s  und 
unselbststäudiges  Staatswesen,  dem  man  daher  mit  liecht  den 
Nnmen  eines  Staates  verweigere.  Es  sei  ein  werdender  Staat, 
weicher  in  allen  Beziehungen,  für  welche  bei  ihm  die  gleichen 
Bedingungen,  wie  im  vollkommenen  Staate  vorliegen,  auch  nach 
denselben  Gmnsätzen  wie  dieser  zu  beurtheflen  sei.  —  Der  Schwer- 
punkt der  liKONi'scben  Argumentation  beruht  nun  darin,  dass  er 
aus  dem  Vorhamleiisiün  ehier  von  der  K,cichsge\valt  virtuell  ver- 
schiedenen Staatsgewalt  über  Elsass-Lothnngen,  wie  auch  aus 
dem  Vorhandensein  eines  besonderen,  mit  anderen  Befugnissen 
wie  im  übrigen  Keiche  ausgestatteten  Organes  für  EIsass-Lothringen, 
des  Kaisers,  als  Inhabers  der  Staatsgewalt  i.  e.  8.,  den  Rückschluss 
zieht,  „ilass  Elsass-Lotlu'ingen  ....  eine  Rechtspersönlichkeit 
bildetj  Avelrhe  mittels  eines  besonderen  Organes  einen  eigenen 
staatlichen  Wüleu  euti'aitet,  m.  a.  W.,  dass  Elsass-Lothi'ingeu  eiu 

Et  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Konaeqneiueii  dieses  SatMs  im  Einso]* 
nen  zu  ziehen.  Ans  dem  Mil^liedscbaftsTecbte  der  Bleass-Lothringer  am  Reiche 
folgt  aber  im  Allgemeinen  der  Anspruch  derselben  anf  gleichmSssige  Be^eOi- 
gong  an  den  Vortheilen  ond  an  dem  VerfHsnngsleben  des  Beichee,  wie  dieselbe' 
den  Angehörigen  der  Gliedstaaten. zakommt.  Ebenso  dürfte  an  und  für  sich 
aus  demselben  auch  der  Anspruch  auf  Gewährung  der  gleichen  Autonomie, 
d.  h.  Landestelbstandigkeit,  ?ne  die  letzteren  sie  geniessen,  hervorgehen. 

**)  Lion,  Staatsrecht  der  Beichilande  Elsass-Lothruigen,  in  Maiquard- 
sen*s  Handbuch,  Bd.  II,  erster  Halbband,  8.  224  ff. 
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besonderes  Staatswesen  ist''.  Er  gebt  jedocb  biebei  von  einer 
unznlässigeii  petitio  principn  aas,  indem  er  annimmt,  der  Kaiser 
sei  Bechtsnacbfolger,  nicht  Delegatar  des  Reiches  und  berradie 

über  Elsass-Lütliringen  nicht  als  Vertreter  des  ileiches,  soudeni 
„als  höchster  Vertreter  der  Rechte  mid  Interessen  des  Landes**  ^'). 

Der  erste  Theü  dieses  Satzes  ist  nun  aber  von  vorneherein 
unmöglich.  Subjekt  der  Staatsgewalt  ist  immer  nur  der  Staat 
selbst,  niemals  ein  einzelnes  Organ  desselben.  Der  Kaiser  kann 
also  nicht  Bechtsnachfolger  des  Beiches  in  Bezog  auf  die  Staats- 
gewalt in  Elsass-Lothringen  sein,  sondern  wenn  dieses  letztere 
eiii  Staatswesen  ist,  so  kaim  auch  nur  (Heses  Staatswesen  selbst 
das  Subjekt  der  Stajitsgewalt  und  insofern  Bechtsnachfolger  des 
Heiches  sein.  Es  braucht  daher  nicht  erst  der  Widerspruch 
hervorgehoben  zu  werden,  welcher  darin  liegt:  einerseits  den 
Kaiser  als  Bechtsnacbfolger  des  Beiobes  binznstdle&  nnd  anderer- 
seits doch  anzunehmen,  derselbe  bemche  Uber  Elsass^Lotluingeii 
als  dessen  Vertreter. 

Dass  aber  in  Wirkhclikeit  der  Kaiser  nur  als  Organ  des 
Reiches  die  Staiitsgewalt  über  Elsass-Lothringen  ausübt,  dürfte 
aus  unseren  Ausführungen  auf  S.  650  ff.  zur  Genüge  hervorgehen. 
Ohne  Verkennung  des  positiven  Becbtes*^)  und  ohne  Missachtang 
sowohl  der  sämmtlicben  nnd  ttbereinstinmienden  AnsspdiGbe  der 
Gesetzesmaterialien  als  anch  der  stündigen  Praxis  des  Gesete- 
blattcs  für  Elsass-Lothrinii^en  inul  des  ßeichsgesetzblattes  i&i  eine 
ßehauptuncr,  v,ie  die  LKUNi'sclie  nicht  möglich. 

J?'äUt  aber  der  Satz,  dass  der  Kaiser  als  Vertreter  Elsass- 
Lothnngens  über  letzteres  herrscht,  so  ist  es  ungerechtfertigt, 
aas  der  Verschiedenheit  der  Organe,  durch  welche  die  Staats- 
gewalt in  Elsass-Lothringen  ansgetlbt  wird,  im  Gegensatze  zu  des- 
jenigen, durch  welche  das  Reich  seine  Machtbefugnisse  im  übrigen 
Reiche  ausübt,  bzw.  aus  iler  Verschiedenheit  der  diesen  Orgauen 
in  beiden  Fällen  eingeräumten  Functionen  —  den  Schlu^JS  zu 
ziehen,  es  müsse  in  beiden  Fällen  auch  ein  verschiedenes  Subjekt 

w)  S.  225  a.  E.  u.  226. 

^)  Gerade  bei&ffl.  des  Rechtes  der  Qasetigeboiig  in  LandcsiDg^elccfeih 
heiten,  welches  Leoni  dem  Reiche  abstreitet,  um  den  Kaiser,  als  Rechtsnacb- 
folger  des  Reiches,  für  den  Inhaber  dieses  Rechtes  zu  erklären,  bestimmt  §  3, 
Abs.  4,  G.  V.  9.  Joai  1871  mit  dürren  Worten,  daes  daaselbe  dem  Reiche 
sostehi. 
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vorhanden  sein.  Es  kann  Tielmehr  dasselbe  Snbjekt  selir  wobl 
änreh  zwei  Terscbiedene  Organe  handeln  nnd  denselben  auch  hei 

Erzeugung  seines  Willens  in  einem  Falle  andere  Befugnisse  ein- 
räumen als  in  dem  aiideren. 

Keiner  derjenigen  Gründe,  welche  Leoni  zum  Nachweise 
der  Staatsqiialität  Eisass-Lothringens  anfuhrt,  ist  daher  irgendwie 
zur  Rechtfertigang  semer  Ansicht  geeignet.  Es  braucht  desshalb 
nicht  erst  auf  das  Bedenkliche  einer  Konstruktion  hingewiesen 
zn  werden,  welche  Ekass-Lothringen  emerseits  ein  besonderes  und 
zwar  nionarcliisches  Staatswesen  mit  besonderem  staatlichem 
Willen  nennt,  ihm  al)er  dann  ^vit'der  die  Bozeichjuing  als  Staat 
verweigert  und  es  nur  einen  werdenden  Staat  nennt. 

Wir  glauben  somit  die  Bichti^eit  der  von  uns  angenommenen 
B^rifEBbestunmung  auch  gegenttber  den  gegentheiligen  Ansichten 
nachgewiesen  und  damit  auch  die  ans  diesem  Begriffe  Ton  uns 

gezogene  Consequenz  hinreicliend  gereclittl'rtigt  zu  haben: 

dass  Elsass-Lothriügen  kein  Staat  ist®*). 

Hieraus  folgt  für  die  von  uns  zu  untersuchende  i'rage, 
dass  die  §§11  und  12  des  Str.-G.-B.  an  sich  und  direct  auf  Elsass- 
Lothringen  keine  Anwendung  finden.  Es  muss  daher  des  Weiteren 
untersucht  werden,  ob  der  Landesausschuss  ftir  Elsass*Lothringen 
eine  dem  Landtage  oder  der  Kammer  eines  Bundesstaates  ent- 
spr eckende  Beziehung  Elsass-Lothringens  ist. 

§.  «. 

Die  Landtagsqualität  des  Landesausschnsses. 

Der  Begriff  des  flLandtages'*^^),  der  „Kammer'*  gehört  dem 
konstitutionellen  oder  Bepräsentativsystem  an.  Das  Wesen  des 
letzteren  besteht  nun  in  der  Besduranknng  des  Staatsober- 

*0  Bbenao  LABUm,  Bd.  I,  8.  580.  —  Zoiir,  BdehsstRatRecbt  Berlin 
1880.  S  455  u.  Ä. 

•^j  S.  oben  S.  7. 

^)  Die  Bezeicbnong  „Laodtag*  stamnit  histoiiach  lOenBogs  snfl  der 

Feadalmonarchie  und  bedeutete  ursprünglich  die  VersammlnDg  des  ganzen 
Volkes  (Landtegeding).  Später  traten  an  Stelle  des  ganzen  Volkes  die  Stände, 
d.  h.  bevorrechtigte  Volksk lassen.  V^l.  Yom  Kön'KK  .  Prenss.  iStaatsrecht, 
Bd.  1,  S  ir^O,  (4.  Aofl,).  ZöFFL,  Deat«die  StaaU-  ond  Kechtagescbicbte 
Bd.  II,  B.  22ü. 
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hauptes  dadurch,  dass  dasselbe  bei  Ausübung  der  wicbtigsten 

Funktionen  der  Staatsgewalt  (G^esetzgebuncr,  Bud^etfeBtsteHtmg, 
völkorroclitliche  Verträge  u.  s.  w.)  an  dh  Mitwirkung  viuvr  Ver- 
tretung des  gesammten  Volkes  gebui  »!  u  ist  und  diese  \\iehtigsten 
Regieningsakte  nur  mit  Zustimmung  des  Volkes  vornehmen  kann. 
Das  Wesen  der  Volksvertretung  aber  besteht  darin ^  dass  deren 
Wille  kraft  einer  Fiktion  als  der  WiUe  des  Volkes  gilt,  und 
lede  andere  Aeusserung  des  Yolkswillens^  etwa  durch  Plebisdte, 
staatsrechtlich  nichtig  ist. 

VON  ^roHL**)  nennt  die  „Repräsentation  oder  Vertretung" 
„diejenige  Einrichtung,  vermöge  welcher  der  einem  Theile  oder 
der  Gesanuntheit  der  Unterthanen  zustehende  Einfluss  auf  Staats- 
geschäfte durch  eine  kleinere  Anzahl  aus  der  Mitte  der  Betheihgten 
in  ihrem  Namen  und  veipfilchtend  für  sie  besorgt  wird''. 

ScHüi^ZE*')  bezeichnet  als  zum  Wesen  der  Volksvertretung 
gehörend:  y, erstens,  dass  dieselbe  auf  irgend  eine  Weise  aus  dem 

Volke,  aus  dem  Kreise  der  Beherrschten  hervorgeht"  

„Zweitens  muss  dieses  Organ  anerkannte  staatsrechthche  Be- 
fugnisse haben,  welche  ihm  eine  selbstständige  Macht  gewahren^ 
welche  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  wichtigen  Punkten  tou 
ihm  abhängig  machen".  Letzteren  Satz  erläutert  er  «.Maiiti 
dahin:  „eine  in  allen  Punkten  auf  einen  blossen  Beirath  beschränkte 
Versanuiihing,  welche  die  Regierung  nicht  einmal  zu  hesthnmtcn 
Zeiten  zusammenzurufen  veri)tliclitet  wäre,  köimte  im  staatsrecht- 
lichen iSimio  nicht  als  ein  Organ  der  Volksvertretung  gelten.  Aus- 
übung selbstständiger  pohtischer  Befugnisse,  volle  Unabhängigkeit 
Yon  den  Befehlen  der  Begierung  innerhalb  ihrer  Sphäre,  gehört 
nothwendig  zum  Begriffe  eines  solchen  konstitutionellen  Organs, 
wenn  auch  der  Umfang  dieser  Befugnisse  sehr  verschieden  zu- 
gemessen sein  kann" 

Wir  enthalten  uns  weiterer  Oitate.  Wie  man  sieht,  if^t  der 
allgemeine,  der  vergleichenden  Kechtswissenscbaft  entnommene 


Staatvdcbt.  YSlkmdit  und  Politik.  Tftblngen  1860.  8.  8. 
<*)  FreoM.  StaatsrecH  Bd.  II.  8.  180. 

Tgl.  aofib  ZkoaAVUM  hu  Btnutsehli  und  Bnter*^  SfaatswSiieibndi. 
Bd.  VI  ^Landtag*  &  881.  —  Derselbe  m-imt  eine  landstaiidiseke  (kd]Mti> 
tutionelle)  Verfassung  „eine  solche,  welche  dem  Lande  dem  SoQTefin  gegmh 
filter  eine  Stuidschaft,  Vertretung  oder  organisirte,  mit  gewisieB,  Wttent&cheo 
Hechten  ausgestattete  Bepnaentatioii  gewahrt.* 
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Begriff  des  „LandtageB*',  der  „Kammer*^!  der  —  einer  ans  dem 
EreiBe  der  ünterthanen  henrorgehenden  VeTsammlimgi  welche 

dazu  berufen  ist,  das  Mitwirkungsrecht  des  Volkes  an  den  wich- 
tigsten Funktionen  der  Staatsgewalt  auszuüben,  indem  kraft  einer 
Fiktion  ihr  Wilic  als  derjenige  des  Volkes  gilt. 

Ah^^osehcn  von  diesem  gemeinsamen  Grundgedanken  ist  aber 
der  Begriff  des  Landtages,  der  Kammer  ein  wesentlich  partikular- 
rechtlicheri  kein  gemeinrechtlicher;  denn  es  gibt  keine  gemein- 
same Bechtsquelle,  ans  welcher  er  zu  schöpfen  wäre.  Es  ISsst 
sich  durch  Vergleichung  der  sänimtliohen  Verfnssuugcn  der 
deutscheu  Einzolstaaten  wolil  ie5tsLellt;ü,  welche  Rechte  den  Land- 
tagen und  Ivaiumem  thiitsächlich  beigelegt  zu  werden  i)ncgonj 
welche  Prärogative  jedoch  fiir  den  Begriff  der  Volksvertretung 
wesentlidi  sind^  lässt  sich  nur  ans  der  Verfassung  des  jeweiligen 
Emzdstaates  und  ans  dem  allgemeineni  wissenschaftlichen  Grund- 
gedanken der  Yolksyertretnng  schöpfen. 

Eine  (Organisation  der  Volksvertretung,  wie  sie  z.  Z.  in 
Elsass-Lüthiingeü  l)esteht,  dih-fte  nun  alh  rdings  ohne  bisherigen 
geschichtlichen  Vorgang  sein.  Kntspringt  dieselbe  doch  ganz 
anomalen  poÜtischen  Verhältnissen.  Wenn  man  daher  von  vom 
herein  eine  bis  in  das  kleinste  Detail  gehende  Aehnlichkeit  mit 
den  in  anderen  Staaten  bestehenden  Einrichtungen  als  zum  Be- 
griffe der  Volksvertretung  gehörend  betrachtet,  und  einer  Körper- 
schaft, welche  iiiclit  cranz  genau  nach  der  üblichen  Schablone  gebildet 
ist,  jenen  Titel  absprechen  will,  so  ist  es  klar,  dass  man  den 
Landesausschuss  alsdann  eine  Volksvertretnng,  eine  „Kammer'^ 
nicht  wird  nennen  können.  Ein  derartiges  Verfahren  wäre  in- 
dessen sehr  oberflächlich;  es  mnss  vielmehr  nnterschieden  werden 
zwischen  den  wesentlichen  und  den  hlos  zufalligen  Merkmalen 
und  Attributen  der  Volksvertretung,  h  ur  unsere  Frage  konunl 
es  übrigens  nur  darauf  an,  zu  uutersuclien,  ob  der  Landesaus- 
schuss für  Elsass-Lothringen  eine  einem  iStaatslandtage  ent- 
sprechende Beziehung  Elsass-Lothringens  ist,  was  begrifflich 
nnr  eine  allgemeine  Aehnlichkeit  voraussetzt. 

L  Nach  den  vonmgeschickten  Bemerkungen  kommt  es  nun 

die  Benrthelhmg  der  staatsrechtlichen  Qualität  des  Landes- 
ausschusses wesentlich  auf  zwei  Punkte  an: 
1.  auf  die  Alt  seiner  ZusannnensctzungJ 

2*  auf  den  Inhalt  seiner  Befugnisse. 
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Wir  müssen  uns  daher  in  aller  Küize  die  für  den  Ijandes* 
auB8chii8B  in  den  obenerwälmten  Beziehungen  geltenden  wesent- 
lichsten Bestimmungen  in  das  Gedächtniss  zurückrufen. 

1.  Die  ZusammensetzTing  des  Landesausschosses  erfolgt 

in  dreifacher  Weise.  Von  seinen  58  Mitgliedern  werden  34  durcli 
die  Bezirkstage  aus  deren  Mitte  und  fernere  4  von  den  Ge- 
meinderäthen  der  iStädte  Strassbui'g,  Mülhausen,  Cobuar  und 
Metz,  ebenfalls  aus  deren  Mitte,  die  ührig(3U  20  Älitgüeder  von 
den  Landkreisen  durch  indirekte  Wahlen  gewählt.  Die  Ge> 
meinderäthe  eines  jeden  dieser  Kreise  wählen  ans  ihrer  Mitte 
Wahlmänner  und  zwar  für  Gemeinden  unter  1000  Einwohnern 
je  einen,  für  Gemeinden  mit  mein*  Einwohnern  je  einen  Wahl- 
niann  mehi*  auf  volle  lOOÜ  Einwohner  mehr.  Die  W'ahiniännrr 
eines  jeden  Kreises  wählen  dann  den  Abgeordneten  dessciben. 
Passiv  wahlbereehtigt  ist  in  den  Landkreisen,  wer  das  aktive  Ge- 
meindewahlrecht besitzt  und  im  Bezirke  seinen  Wohnsitz  hat. 
Von  den  Bezirkstagen  und  Gemeinderäthen  können,  wie  schon 
angedeutet,  nur  Mitglieder  derselben  gewählt  werden  Aktiv 
wahlberechtigt  sind,  wie  aus  OlH{?em  hervorgeht,  ausschliesslich 
Bezirk?>tags-  und  (ienieinderathsiinlLjlieder. 

2.  Die  Befugnisse  des  Laudesausschusses  sind  die  fol- 
genden : 

a)  Das  B«cht  zur  Mitwirkung  bei  der  Landesgesets- 
gebung  und  z?rar  einschliesslich  der  Feststellung  des 
jährlichen  Haushaltsetats.  —  Das  Wort  7,Lande8gesetS' 
gebung"  hat  hiebei  dne  engere  Bedeutung  als  die  gewöhnliche. 

In  den  IJundesstaaten  versteht  man  unter  Lundesgesetzgebuni,'  dje 
Gesetzgebung  in  Landesan^elei^en heilen  überhaupt  (d.  h.  in  den 
der  Keichsgesetzgebung  in  den  Bundesstaaten  nicht  unteriiegeuden 
Angelegenheiten).  Nicht  so  für  Elsass-Lothringen.  Hier  unter- 
scheidet nämlich  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1877  betr.  die  Lan- 
desgesetzgebung etc.  zwei  Wege,  auf  welchen  Landesgesetze 
in  dem  eben  angeführten  materiellen  Sinne  zu  Standen  kommen 
können : 

a)  den  Weg  der  Laude sgesetzgobu n (dieses  in  der 
engeren  und  formalen  Bedeutung  genonimenj.  Die  gesetz- 
gebenden Faktoren  sind  hier:  der  Kaiser^  der  Bundes- 

Die  Wahl  veiliert  iliic  Wirkung,  wenn  der  Gewühlte  aufhurt,  Mit- 
gUod  dos  BedrltBtagcs  resp.  des  Gciuciudurathes  zu  sein. 
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ratli  und  der  Ltuidesausschuss.  Die  auf  dicseiu  Wege 
ergehenden  Gesetze  sind  formell  und  materiell  Landes- 
gesetze; 

ß)  den  Weg  der  Reichsgesetzg  ebung.    Letztere  ist 
nämlich  in  Elsass-Lotbringen  auch  för  den  Erlass  von 

Landes ijesetzeu  kunipetent.   Gesetzgebende  Faktoren  sind 
Iiier:  der  Bundt  srnth  und  der  lu  iclistap;®*').    Die  auf  die- 
sem Wege  erlassenen  Gesetze  sind  formell  Reichsgesetze, 
mateneU  (soweit  die  Unterscheidung  für  filsass-Lothringen 
überhaupt  einen  Sinn  hat)  Landesgesetze. 
Dieses  Nebeneinanderbestehen  zweier  verschiedener  Gesetz- 
gebungswege in  Landesangelegenheiten  kommt  im  übrigen  Reiche 
nircrends  vor  und  hat  seinen  Grund  thrils  in  den  besonderen 
politischen  Verhältnissen  Elsass-Ijotliringens,  theils  auch  in  dem 
staatsrechtlichen  Verhältniss  desselben  als  eines  Reichslandes®®). 
Dabei  besteht  ^e  £igenthfinüichkeit^  dass  die  seit  2.  Mai  1877 
im  Wege  der  Reich  sgesetzgebung  (TgL  oben  ß)  erlassenen 
Landesgesetze  nur  auf  eben  diesem  Wege,  nicht  aber  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  (a)  abgeändert  werden  können. 

Ln  Uobrigeii  bestimmt  aber  das  Gesetz,  dass  die  Landes- 
gesetze auf  dem  sub  a  beschiiebenen  Wege  ^er lassen  werden^ 
(nicht  bloss  können),  und  nur  in  der  Form  eines  Vorbehaltes 
ist  das  Becht  des  Bundesrathes  und  Reichstages;  Landesgesetze 
f&r  Elsass-Lothringen  auch  fernerhin  zu  erlassen,  aufrechterhal- 
ten«  Diese  Fassung  wurde  absichtlich  gewäldt,  um  damit  zum 

**)  Wir  theilen  nidit  die  Anrieht  von  dem  kaiserlichen  Vetorechte  aacb 
Ar  die  im  Wege  der  Bdebsgeeetsgebong  ergebenden  Landeegeeetsse.  Art.  8, 
Aba.  4  G.  9.  Juni  1871  behilt  das  Becbt  der  Oesetagebnog  f&r  die  Zeit 
nach  IBioflibnuig  der  BeiebsTerfaasmig  aoadrilcUich  dem  Reicbe  nnd  somit 

den  cowülinlirli'  U  Gesotzti^cbTmgsorgaiien  desselben  vor.  Ebenso  spricht  §  2 
G.  y.  2.  Mai  1877  lediglich  vom  Erlasse  von  Landesgeseteen  .im  Wege  der 

Keichsgesetzgcbung. " 

Damit  soll  jedoch  keineswegs  zugegeben  werden,  dass  die  darin  lie- 
gendti  Einschrünkong  der  Aatonomie  notb wendig  ans  dem  Begriff  des 

Ueidislandes  folge. 

^*')  Die  vorher  erlassenden  Reichsgeseti^e  Iconnon  dagecren.  soweit  sie  ma- 
terieU  Laiiil<'<i,'csctzc  sind,  aiuli  im  Wege  dur  Lim  h  sLrosetzgebuni:  al^'eiindert 
werden.  \  gl.  die  ausdrückiithe  Erklärung  ST.\ü>  Fi:M!EKrt's  in  diesem  Sinne 
(Stenogr.  Ber.  1.  Session  1877,  Bd.  I,  S  2(*'V},  in  L'cbtrcinbtinimung  mit  wel- 
chem die  Fassung  des  Gesetzes  bewn.- st<;  riaassen  so  gewühlt  warde,  wie 
sie  lautet   Dies  im  Hinblick  auf  Labans,  Bd.  U,  S.  147. 
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Ausdruck  zu  bringen;  dass  dem  Landesanssdmsse  die  ordent- 
liche und  regelmässige  Bütwirkang  bei  der  Landesgeseta- 

gebung  fibertragen  werden  solle die  Faktoren  der  Rdcbs- 

gesetzgebung  aber  nnr  in  Ausuahinctlillen  huhufs  Erlass  vua  Lan- 
desf^osotzcn  für  Elsass- Lothringen  angef^angen  werden  soUea'-). 
Der  Fall  der  Ausnahme  dürfte  aber  nur  dann  vorliegen,  wenn 
ein  Reichsinteresse  den  Erlass  eines  Landesgesetzes  gebietet,  m 
welchem  die  Zustimmung  des  Landesansschusses  nickt  m  erwarten 
ist,  oder  wenn  die  Abänderung  oder  Aufhebung  eines  „Yoihe- 
haltsgcsetzes  (s.  oben)  in  BHrage  st^t.  In  allen  anderen  Fällen 
dürfte  für  die  Regierung  eine  —  aus  der  absicbtlicb  gewäMten 
Fassung  des  (xesetzes  vom  2.  Mai  1877  bcrvorgehende  —  Rechts- 
pflicht bestehen,  Landesgesetzo  nur  im  Wege  der  Laudesgesetat- 
gebung  zu  erlassen,  eine  Pflicht^  deren  Sanktion  durch  die  kon- 
stitutionelle Verantwortlichkeit  des  leitenden  Ministen  gegeben 
ist.  —  Zur  Landesgesetzgebung  gehört  nun  auch  (s.  oben  sab  a) 
die  Feststellung  des  jährlichen  Landeshaushaltsetats  (§  1  des 
G.  vom  2.  Mai  1887).  ^Die  Beifügung  der  Worte  ,des  jähr- 
lichen Haushaltsetats'",  bemerkte  der  Abg.  Stauffenberg 
„ist  eine  nicht  unwesentliche;  es  ist  jetzt  hier  mit  Gesetzeskraft 
festgesetzt,  dass  der  Landeshaushaltsetat,  wie  bis  jetst  jfihiiich 
festgesetzt  werden  soll.  Eine  gesetzliche  Bestimmung  hietäber 
hatten  wir  bis  jetzt  nicht,  jetzt  aber  wird  der  Landesaus- 
schuss  jiihrlicli  zu  den  Sitzungen  einberufen  werden 
müssen.'*  —  Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  der  Lau- 
desausschuss  auch  befugt  ist^  Gesetze  vorzuschlagen,  somit 
das  Becht  der  Initiative  hat^^). 


*9  So  aneh  Lxotn  S.  288. 

Stenogr.  Ber.  Bd.  I  (I.  Sttston  1877)  a  219  n.  261  (Hjuran.  —  962 
(STAPTiBHBgBG)  IL  A.:  «Der  SchwdtpQnkt  dar  BesdiliiM&araiig  inive  im 
LandesaiiBBchiuse  liegen  ood  nur  in  aueserordentUchen  Fallen  der 
Beicfaetag  angegangen  wefden."  —  Die  hier  angelogenen  AoBsprache  babcOt 
da  die  jetzige  Fasenng  des  G.  Vöm  2.  Mai  1877  erst  im  Belcbttage  festgestellt 
wurde,  tbais&chlich  die  Autorität  von  Motiven. 

Stono^.  Ber.  I.  Seasien  1877,  Bd  1,  8.  2S8. 

'*)  Vgl.  hieza  die  Aeussemn^en  ton  I'uttkammeb's  (Stenogr.  Ber.  II.) 
Session  1S79,  Bd.  2.  S  1636)  im  Reichstage:  der  Landesau sscbnss  könne  kraft 
dieser  Befugniss  aus  eigenem  Kechte  jede  Frage  vor  sein  Forum  lidicn,  „Be- 
schlüsse fassen  über  jedes  beliebige  Gebiet  der  Staatsverwaltiing  nnd  Aber 
jede  Aktion  der  Begienmg.* 
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b)  Er  hat  fenier  dua  Recht  zur  Koutrollc  der  Rech- 
nungen über  den  Tjandeshaiishaltsetat  (§  3  drs  0.  vom 
2,  Mai  1877).  Letztere  müssen  dem  (Bimdesrathe  und)  Landes- 
ansschusse  zuerst  zur  Entlastung  vorgelegt  werden.  Versagt 
detr  LandesanBsdiitSB  die  fiiitlasttmgy  so  Iquid  sie  der  Beichstag 
ertheileii. 

c)  Endlich  hat  der  Landesaitsschuss  das  Recht,  „an  ihn  ge- 
richtete Petitionen  dem  Ministerium  zu  überweisen".  Dadurch 
erhält  jeder  An^eininge  des  Tiandes  die  MögUcidceit,  etwaige 
Beschwerden  an  eine  grosse  Glocke  zu  hängen  und  seinen  Gesuchen 
-wirksame  Unterstätzong  zu  Terschaffen. 

IL  Wenn  nun  der  LandesaQsschuBS  fiir  EIsass^Lotbxingen 
kein  Landtag  *im  Sinne  *der  §§11  und  12  Str.-G.-B.  ist  und 
bzw.  einem  solchen  nicht  entspricht,  so  raüsste  derselbe  ein 
Pro vinziallandtag  sem,  und  bezw.  einem  solchen  entsprechen, 
dann  aber  würden  die  §§  11  und  12  Str.-Gr.-B.  auf  ihn  nicht 
anwendbar  sein*  Es  ist  daher  zunächst  jene  Alternative  in's 
Avge  za  fassen. 

FtonnziaUaifdtage  und  allgemeine  Ijandtage  verhalten  sich 
zu  einander  wie  Provinz  und  Staat,  stehen  mithin  auf  einer  ver- 
schiedenen Stufe.  Sie  sind  beide  Vertretungen  der  ikivölkerung. 
Sie  untei>ciiei(len  sich  aber  wesentlich  in  zwei  Punkten: 

1.  Der  allgemeine  Landtag  ist  ein  Organ  des  Staates  und 
nur  des  Staates.  Er  übt  seine  Funktionen  neben  den  höchsten 
Organen  der  Regierung  aus  und  seine  Funktionen  sind  ausschliess- 
lich staatliche,  d.  h.  solchoi  welche  einem  völkerrechtsfahigen 
politischen  Gemeinwesen  zustehen.  —  Nicht  so  der  Provinzial- 
landtap^.  Dieser  ist  wesentlieh  ein  Ore^an  der  Provinz,  also 
einer  dem  Stmite  unterthauen  juristischen  Person.  Er  nimmt 
daher  auch  der  Haupttsache  nach  nicht  staatliche,  sondern  pro- 
vinzielle Funktionen  wahr.  Vereinzelt  mag  auch  der  Staat  sich 
der  Ftovinzialvertretung  als  eines  Organes  für  seine  eigenen  Zwecke 
bedienen.  Dies  ändert  aber  Nichts  an  der  Thatsache,  dass  der 
Schwerpunkt  seiner  Bestimnumg  darin  besteht,  Organ  der  Provinz 
zu  sein,  und  ein  Provinziallandtag  jedenfalls  nie ,  wie  der  allge- 
meine Landtag,  ausschliesslich  staatliche  i^'unktionen  wahr- 
nimmt. 

2.  Aber  auch  abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  Sub- 
jekte, auf  welche  sich  ihre  Thätigkeit  bezieht,  unterscheiden  sich 
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der  Proviüziallandtag  und  der  allgemeifio  Landtag  auch  durch  die 
innere  YerBchiedenheit  dieser  ihrer  Thätigkeit.  Jener  ist  nämlich 
der  Hauptsache  nach  ein  Organ  der  Verwaltung,  dieser  ein 
Organ  der  Gesetzgebung. 

Werfen  wir  zur  Veranschaulichung  des  Gegensatzes  einen 
kurzen  Ijlick  auf  drei  beliebig  herausgegriffene  Gesetzgebimg«>n 
(Preussens,  Baierns  und  Frankreichs  —  letztere  füi*Elsass-LothriugeÄ 
nocli  gi'undlegend  — )^  so  ergibt  sich  für  die  Attributionen  der 
ProvinzialTertretungen  und  der  denselben  entsprechenden  Körper- 
schaften Folgendes: 

1.  Nach  der  älteren  Form  der  preussischen  Provinzial- 
Verfassung,  welche  gei^omvärti^  noch  in  einem  Theile  dieses 
tStitates  gilt,  gehört  zum  W^irkungskreis  der  Provinzialstände :  die 
Verwaltung  des  ProTiiiziulvemTögens  und  der  Provinzialanstalten, 
die  Abgabe  von  Gutachten,  die  Anbringung  von  Petitionen  und 
Beschwerden^^).  —  In  der  neueren  Form  der  frovinzialTer- 
&s8ung  übt  der  Frovinziallandtag  „das  dem  Verbände  verliehene 
(wichtige  Recht  zum  Erlasse  von  Statuten  für  die  Provinz)  und 
Reglements  (für  die  Anstalten  der  rrovinz)  aus,  er  stellt  die 
Grundsätze  fest,  nach  denen  die  Verwaltung,'  dvr  Angelegenheiten 
des  Provinzialverbandes  zu  erfolgen  hat,  und  den  Pro>inzialhaus- 
haltsetat  fest,  er  beschliesst  über  die  Einrichtung  der  Provinzial- 
ämter,  und  vollzieht  die  Wahlen  zu  den  oberen  Aemtem,  er  ist 
berufen,  über  diejenigen,  die  Pk^vinz  betreffenden  Gesetzentwürfe, 
sowie  die  sonstigen  Gegenstände,  welche  ihm  von  der  Staatsregie- 
ruDLi  iiber>viesen  werden,  sein  Gutachten  abzugeben" —  Auch 
in  der  neueren  Form  liegt  der  Schwerpunkt  in  der  Vermügeus- 
uud  Anstaltsverwaltung. 

In  Baiern  haben  die  den  preussischen  Provinziallandtagen 
entsprechenden  „Landräthe^  im  Wesentlichen  die  Kontrolle  der 
Verwaltung  des  Kreisvermögens  und  der  Ejreisanstalten  und  die 
Bewilhgung  der  Kreisundagen  ^^). 

Nach  der  französischen  (bzw.  elsass-lothringischen)  Verwal- 


Meykb.  Staatsrecht  S.  297.  —  Schulze  ,  Preuss.  Staatsrecht,  Bd.  II, 
8.  105.  -  Von  Eönnk.  Bd.  I,  2.  Abth.,  S.  479,  (3.  Aufl.).  —  Blchtscbli 
und  JJeateb,  V°.  „Provinzialre-jicrung",  Bd.  YITI,  8.  419. 

'*)  ScuüLZK,  Deutsch.  Staatsrecht,  l>^si.  8.442.  —  M£TSmLc.ä.29 
u.  291».  —  Yffl  ProvinzialordininiT  v.  29.  Juni  1875.  §  84 --44. 

")  Meybb,  L  c.  Ö.  292  u.  293.  —  SoHüLS»,  L  c.  S.  440. 
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tungsorganisation  sind  die  wesentlichsten  Funktionen  des  „conseil 
gen^ral''  (Bezirkstages)  die  Beschluss&ssong  Uber  die  Verwaltung 

des  Vermögens  und  der  Anstalten  des  Bezirkes,  die  Bewilligung 
auHSurordc'iitlicher  Umlagen  und  Anleihen  des  T'ie/.ii  ks,  die  Abgabe 
von  (iutachteiij  das  Beschwerderecht,  endlich  gewisse  Funktionen 
der  inneren  Verwaltung  (Strnsscnverwaltung)  und  Komnuinal Ver- 
waltung (Festsetsniug  des  Hüchstbetrages  der  ausserordentlichen 
Gemeindeumlagen). 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  sofort,  dass  der  Landesaus- 
schuss  für  Elsass-Lothrin i^on  mit  eintni  Provinziallandtaije  in 
keinem  Punkte  eine  Aeliulickkcit  hat.  Die  x\.tiiibutionen  beider 
hegen  auf  einem  ganz  heterogenen  Gebiete.  .Jene  wesentlich  auf 
d^  Gebiete  der  Gesetzgebung,  diese  auf  dem  der  Verwaltung. 
Der  Landesaussehuss  wirkt  bei  Angelegenheiten  eminent  staat- 
licher Natur  mit,  die  ProTinzialvertretungen  dagegen  bei  Ange- 
legeiil leiten  eines  blossen  Verwaltungsköri)ers 

III.  Wenn  somit  festgestellt  ist,  dass  der  Landesaussehuss 
kein  ProvinziaLiandtag  iat,  so  scheint  nur  die  Möglichkeit  zu  er- 
fibrigen,  dass  derselbe  ein  ätaatslandtag  ist  bezw.  einem  solchen 
entspricht. 

Nichtsdestoweniger  hat  man  ihm  diesen  Karakter  abge- 
sprochen und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Man  liat  behauptet,  „gesetzgebende  V<'i >nu.nnluu[^cn^, 
^Volk^st^i tictiiiimMi'*  seien  nur  solche  Versammln i igen,  (lerr?i  Zu- 
stimmung zum  Kriasiio  von  Gesetzen  etc.  erforderlich  ist  nnd  es 
köimten  daher  dem  Landesausschusse,  da  er  kein  unbedingtes 
Mitwirkungsrecht  bei  der  Gesetzgebung  habe,  jene  Vorrechte 
nicht  zustehen.  Ein  Beweis  für  den  ersterwähnten  Satz  wird 
freilich  nicht  erbracht,  man  begnügt  sich  yielmehr  damit,  den- 
selben mit  n|i(Mliktischer  Gcwissheit  einfach  aufzustellen.  Daraus 
dass  den  meisten  Voiksvcrtretuugeu  ein  uubcdiugtcs  Zustimmungs- 


**)  Schon  die  Motive  mn  VeroiliigongsgeBetze  t.  9.  Jont  1871  drfiektcn 
den  Gegensatz  zwischen  beiden  ans,  wenn  sie  (vgl.  Hiiih*8  Anualcn  1871 
S-  850)  ,eine  Provinzinlv  rlretung"  für  ElBatt-LothrinKon  „auf  dem  G^icte 

der  Atlrain  istrat  Ion,  eine  Landesvertretung  auf  dorn  Gebiete  der  Ge- 

setzgebang*  in  Aussicht  steUtcn.  Der  eraterea  entsprechen  die  Bezirkstage, 
der  leUteren  der  Laadeaanschnas. 
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rf-fht  zusteht,  schliesst  man,  dass  ein  solches  zum  Wesen  der 
Volksvertretung  gehöre  —  ein  Sdüuss,  der  keineswegs  von  zwin- 
gender Nothwendigkeit  ist.  Die  Unrichtigkeit  der  ganzen  Argu- 
mentation dürfte  sich  indessen  aus  Folgendem  ergeben: 

a)  Schon  dem  Wüitliiute  nach  ist  eine  gesetzgebende  Ver- 
saininlung  eine  solche,  welclic  Gesetze  gibt,  mag  sie  nun  allein 
hiezu  berechtigt  sein  oder  diese  Befugniss  mit  tiner  anderen 
Körperschaft  theilen.  Ebenso  ist  eine  YolksTertretung  eine  solche 
Yersfunmlung^  welche  in  Vertretung  des  Volkes  dessen  Einflnss* 
nähme  auf  die  Staatsgeschfifte  ausübt,  ohne  dass  sie  begrifflich 
allein  zu  dieser  Vertretung  befugt  zu  sein  brauchte.  Mttsste 
man  doch  andernfalls  auch  dem  Reichstage,  insofern  er  Landes- 
gesptze  für  Elsa^s-Lothringen  gibt,  den  Charakter  als  gesetz- 
gebende Versammlung,  als  Yolksvertretuni;  alj^prechen,  soweit  es 
sidi  nicht  um  Aufhebung  oder  Abänderung  von  Vorbehaltsgeset^en 
handelt. 

b)  Die  Sachlage  ist  aber  überiiaupt  nicht  richtig  karakte- 
risirt,  wenn  man  sagt>  der  Landesausschuss  habe  kein  unbedingtes 

Mitwurkungsrecht  bei  der  Landcsgesetzgebnng  f^  ElsasB-Loth- 
ringen.  Abstralm  t  man  von  einer  Vergleichung  Elsass-Lothriniiens 
mit  den  übrigen  liundesstaateu,  bei  welelier  allerdings  zunächst 
die  in  diesen  letzteren  übliche  Bedeutung  der  Worte  „Eeichs-^ 
und  Landesgesetzgcbimg"  zu  Gnmde  gelegt  werden  muss,  und 
betrachtet  man  das  Reichslaiid  vielmehr  lediglich  fttr  sich,  so  ist 
auch  für  dasselbe  zu  unterscheiden  zwischen  Beichsgesebsgebung 
einerseits  und  Landesgesetzgebung  anderseits.  Nur  haben  diese 
Worte  hier  eme  andere  Bedeutung,  in  dem  sie  nur  die  Form, 
den  Weg  bezeichnen,  anl  w.  It  lieni  die  Gesetze  für  Elsass-Loth- 
ringen  zu  Stande  kommen  und,  soweit  die  Reichgesetzgebung  in 
frage  steht,  davon  abstrahiren,  ob  dieselbe  auf  Boichs-  oder  aaf 
sog.  Landesangelegenheiten  sich  bezieht.  Wahrend  nun  im  übrigen 
Reiche  jeder  der  beiden  Arten  von  Gesetzgebung  ein  besonderer 
Kreis  von  Angelegenheiten  zugewiesen  ist,  in  welchen  den  Faktoren 
der  anderen  Art  (soweit  eine  Trennung  überhau])t  möglich  )  jeder  Eiu- 
giiff  versagt  ist  —  so  ist  in  Elsass-Lothringen  dagegt^n  eine  andere 
Art  der  Regelung  beliebt  worden.  Hier  ist,  theils  au:^  politischen, 
theils  aus  staatsrechthchen  Gründen,  die  Trennung  der  beiden  Krdae 
der  Gesetzgebung  nicht  völlig  durchgeführt,  der  Beichsgesetzgebung 
viehnehr  eine  Art  Oberhoheit  Torbehalten  worden,  wdcfae  ihr  ge- 
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stattet»  in  aufiserordentfichen  Fällen  anch  in  die  Angelegenheiten  der 
Landeegeeetacgebnng  einzagreifen  und  diese  nach  ihrem  WiUen  zu 

gestalten.  Es  ist  ganz  dasselbe  Verhältniss,  wie  wenn  für  die  Bundes- 
staaten im  Woge  eines  verfassujigsändcnulen  Reichsgesetzes  be- 
stimmt worden  wäre :  „Landesgesetze  werden  auch  künftig  regeL 
mftBsig  auf  dem  bisherigen  Wege  der  Landesgesetzgebung  erlassen. 
Das  Bdch  ist  jedoch  fortan  befiigt,  in  ansserordentUchen  Fällen 
Landesgesetse  itir  die  Einzelstaaten  anch  imWege  der  Reichsgesetz- 
gebang  zu  erlassen  —  welche  alsdann  im  Wege  der  T^andesgesetz- 
*rebnnj^  weder  aufgeiiubfii  noch  abgeändert  werden  kuiiiien."  Eine 
\Ve,>ensaiKleiuiig  wurde  dies  in  der  Natur  der  Volksvertretungen 
der  £liuzelstaaten  nicht  bewirken.  Die  Autonomie  der  letzteren  wäre 
dadurch  zwar  einfir  weiteren  Beschränkung  als  den  bisherigen 
unterworfen,  keineswegs  aber  selbst  aushoben.  Es  würde  auch 
dann  noch  den  Landtagen  der  einzelnen  Staaten  ein  ausschliess- 
liches Mitwirkungsrecht  bei  der  Landesgeset/.i:;ebung  zustehen, 
nur  die  Befugnisse  der  Reichsgesetzgebung  wären  (hirch  partielle 
Ausdehnung  auf  Landesangelegenheiten  erweitert.  Hierin  besteht 
also  die  Eigenthümlichkeit  des  im  Reichslande  bestehenden  Ver- 
hältnisses. Auch  der  Landesaosschuss'  hat  daher  ein  unbedingtes 
Ifitwirfcungsredit  bei  der  Landesgesetzgebung.  Kur  ist  letztere 
selbst  eingeschränkt  durch  die  Oberhoheit  der  Beichsgesetzgebung 
auch  in  Landesangelegenheiten.  ISo  \\vui'^  man  aber,  vom  Tai^e 
des  Erlasses  eines  Gesetzes,  wie  des  oben  voranf?gesetzten ,  den 
fortbestehenden  preussischen^  bairischen,  sächsischen  etc.  Land- 
tagen den  CSharakter  als  solche  und  damit  die  Vorrechte  der 
§§  11  und  13  Str.-G-.-B.  absprechen  kann,  ebenso  wenig  kann 
man  dies  in  Bezug  auf  den  Landesausschuss. 

Wir  haben  femer  bereits  oben  hervorgehoben^  dass  dem 
Landesausschnsse  die  ordentliche  und  reprelmässige  Mitwirkung 
bei  der  Ge8etzgel)ung  in  Landesangelegeiilieiten  von  Reelits- 
wegen  zusteht,  und  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reiches 
nur  in  ansserordentUchen  Fällen  angegangen  werden  sollen.  Die 
Eegiemng  ist  daher  gerade  der  Begel  nach  in  Landesangelegen- 
heiten  an  die  Mitwirkung  des  Landesansschussee  gebunden  und 
es  ist  somit  auch  Ton  diesem  Gesichtspunkte  aus  und  von  ausser- 
ordentlichen Fällen  abgesehen ,  sein  Mit wükungsr echt  ein  unbe- 
dingtes. 

c)  Das  konstitutionelle  Prinoip,  welches,  wie  wir  oben  gesehen 
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liabeo,  die  ti-nmdlage  jeder  Voiksveitretuiig  bildet,  ist  auch  in 
Elsasfr-Loihrmgeii;  von  einem  Punkte  abgesehen,  genan  in  der- 
selben Weise  yerwirlüicht.  Auch  im  Beichslande  sind  die  Ange- 
hörigen dieses  letzteren  stets  zur  Mitentscheidung  bei  der  gesammten 
Gesetzgebung  über  sie  selbst  berufen,  und  zwiir,  wie  im  übrigen 
Reiche,  äussert  sich  auch  ihr  Recht  auf  Vertretung  bald  in  der 
schwächeren  Potenz  des  Reichstages,  bei  welcher  das  Beichsland 
nur  als  ein  Theil  des  Gesammtstaates  in  Betracht  kommt,  bald 
aber  in  der  stärkeren  des  Landesausschusses,  welcher  zur  aus- 
schliesslichen Vertretung  Elsass-Lothringens  dient.  Die  Verschie- 
denheit der  Lage  besteht  nur  darin,  dass  das  Recht  der  Elsass- 
Lothringer,  durch  eine  ausschliesslich  aus  ihrem  Schosse 
hervorgehende  Vertretung  an  der  Gesetzgebung  mitzuwirken, 
dn  beschränkteres  ist,  als  im  übrigen  Reiche,  indem  die  Korn- 
petems  der  Organe  der  Reichsgesetzgebung  im  Reichslande  ans- 
nahmsweise  auch  auf  Landesangelegenheiten  sich  erstreckt.  Nichts- 
destoweniger ist  aher  auch  der  Landesansschuss  eine  der  beiden 
Kör|">erschaften,  durch  welche  das  konstitutionelle  Recht  der 
Elsubr^-Lothringer  zur  Mitentscheidunji^  bei  der  (.Tesetzgobiing  über 
sie  selbst  verwirklicht  wird  und  daher  ist  auch  er  eine  Kammer. 

Man  hat  behauptet,  erst  der  Landesansschuss  und  der  Reichs- 
tag asnsammen  bildeten  die  elsass-lothringische  VoUcsrertretang. 
Dies  ist  aber  in  dem  Sinne,  wie  es  die  Betreffsnden  Yerstanden 
haben  wollen,  nicht  richtig.  Der  Wille  des  Reichstages  gilt  kraft 
der  schon  mehrfach  erwähnten  Eiktinn  als  der  volle  Wüle  des 
deutschen,  der  Wille  des  Landesausst  hiihbes  als  der  volle  Wille 
des  elsass-lothringischen  Volkes.  Ersterer  ist  aber  ebenso  wenig 
jemals  eine  Vertretung  dieses  letssteren,  als  ein  besonderes  be- 
trachtet, als  der  Landesansschuss  jemals  eine  Vertretung  des 
ganzen  deutsdien  Volkes  ist.  Der  Reichstag  ist  Tiefanehr  die 
einzige  Vertretung  des  deutschen  Volkes,  wie  der  Landesaus- 
scliuss  die  einzige  der  elsass-lothringischen  Bevölkerung  in  ihrer 
Besonderheit  ist. 

d)  Auch  aus  der  Ratio  legis,  welche  den  §§11  und  12  Str.-G.-B, 
zu  Ghrunde  liegt,  lässt  sich  nicht  ableiten,  dass  die  in  denselben 
geregelten  Vorrechte  nur  auf  unbedingt  bei  der  Gesetzgebung 
mitwirktmgsberechtigte  Vertretungen  Anwendung  finden,  in  dem 
Sinne,  dass  dieselben  bei  einem  VerbiUtniss,  wie  dassell)e  im  Keiehs- 
hmde  besteht,  nicht  Platz  greiien  könnten.   Man  hat  diese  Be- 
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hanptung  dniiiit  boprründen  wollen:  Elsass-Lothringen  sei  „kein 
selbfitSndiges  Volk,  besitze  durchaus  keine  SouTeranetät'^  ^*).  Auf 
dieser  &het  beruhten  jene  Vorrechte.  Letstere  &S8t  man  dabei 
als  eine  Art  Sakrosanktität  der  Volksvertreter,  fds  ein  per- 
sönliches Ehl  en  rocht  auf,  welches  gewissermassen  die  Majestät 
der  Volksvertretuncr  7.\\m  Ausdrucke  bringen  solle.  Nichts  ist 
jedoch  unrichtiger«  Die  iji^  1 1  und  12  verdanken  ihre  Entstehung, 
wie  bekannt,  einem  bei  der  Berathung  des  8tr.-G.-B*'s  f.  d.  nordd. 
Bond  gestellten  InitiatiTantrage  der  Abgeordneten  Twesten, 
Lasxbb  und  von  Hovshbeck.  Einer  dieser  letzteren  (Laskbb) 
motivirte  denselben  wie  folgt  ®^):  „die  Rede  der  Abgeordneten 
muss  gänzlich  frei  sein,  weil  sie  das  eigentliche  Mittel,  die  vor- 
züglichste Handhabe  der  parlamentaiischen  Thätigkeit  ist  .  .  . 
das  üeden  bildet  das  eigenthche  Lebenselement,  in  dem  wir  uns 
bewegen,  und  wir  haben  fort  und  fort  mit  so  feinen  Distinktionen 
die  Bede  zu  handhaben,  dass  es  unmöglich  ist,  eine  Grenzlinie 
anzuerkennen,  wo  mdgÜcherweise  irgend  eine  verfolgende  Behörde 
den  Beginn  ihier  Strafgewalt  entdecken  möchte"  —  Nebenbei 
mag  auch  die  Erwägung  mitgewirkt  haben,  ^dass  es  der  A\  üide 
und  dem  Ansehen  einer  pai-lamentarischen  Versammlung  nicht 
entspricht,  wenn  die  Mitglieder  derselben  vor  die  einzelnen  niedt^ren 
Gerichte  des  Landes  gestellt  werden  können^  ^').  Auch  dies  ist 
aber  eine  einfache  praktische  Erwägung^*),  welche  mit  abstrusen 
l^ieorien,  wie  die  von  der  Souveranetät  der  Volksversammlungen 
keinen  Zusamnienlian^  hat.  Das  Vorrecht  ist  nicht  Selbstzweck 
sondern  nur  das  Mittel  zur  KrreichuTig  eines  anderen  Zweckes: 
Schutz  der  Kcde-  und  Abßümnmngsfreilieit,  sowold  gegen  etwaige 
Missbräuche  der  Kegierungsgewalt  als  auch  gegen  die  Schwierigkeit, 
in  einem  gegebenen  falle,  in  der  Hitze  der  Debatte  und  unter 
dem  Einflüsse  der  Parteikämpfe,  die  Grenze  zwischen  strafbaren 
und  nichtstrafbaren  Aeusserungen  jeweils  richtig  herauszufinden 

_  « 

Vgl.  <li'^  Aeusserungen  des  Abg.  Gümbrecot  (Stenogr.  Ber.  I.  Session 
1877,  BJ.  I,  S.  276)  and  die  Erwiderungen  Haknel's  (ibid.  S.  27G). 

Stenogr.  Ber.  über  die  Verb,  des  Reichstages  des  nordd.  Bandes 
Session  1870,  Bd.  1.  S.  227. 

Aehnlich  1ant(?n  &iich  die  Erklärungen  des  konserratiTen  Abg.  ¥0N 
Kabdobfp  ilatl.  S.  2::o. 

**)  So  VON  Kabdorff  1.  c. 

••)  \>1.  Haknel,  .Sten.^irr.  I{.'r.  I.  Sossi..n  1«77.  S.  '27«. 
**;  Soweit  §  12  Str.-Ü.-B.  iu  Betracht  kommt,  ist  der  Zweck  dor,  die 
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Besonders  nöthig  erscliien  dieser  Schutz,  diese  Sicherung  da,  y»o 
es  sich  um  die  vichtigsteii  Aufgaben  der  Staatsgewalt  handelt, 
wo  die  Volksyertretang  neben  den  höchsten  Behörden  des  Staates 
zur  Mitwirkung  berufen  ist.  Desshalb,  und  nicht  wegen  einer  an- 

gebliclicn  SouverÜiietüt  der  V^olksvcrtretuüg  wird  der  besondere 
Schutz  der  §§11  und  12  nui'  den  allgemeinen  und  nicht  den 
Provinziallandtagen  zu  Theil.  Die  Ratio  legis  trifft  nun  auch 
für  den  Landesausschuss  für  Elsass -Lothringen  zxl,  da  auch  er 
neben  den  höchsten  Organen  des  Staates  (Beiches)  an  den  wich- 
tigsten Funktionen  der  Staatsgewalt  Theil  ninunt.  Darauf^  oh 
diese  Theilnahme  in  einem  Falle  eine  etwas  beschiSnktere  als  in 
einem  anderen  ist,  kommt  es  hier  nicht  an.  Die  Thätigkeit  der 
Volksvertreter  ist  in  jenem  dieselbe  wie  in  diesem;  in  beiden 
Fällen  daher  auch  das  nämhche  Bedürfiüss  nach  iSicherung  durch 
die  erwähnten  Vorrechte  gegeben. 

2.  Man  hat  ferner  behauptet^  der  Landesaasscfaiiss  sei 
nur  Tersuchs weise  eingeführt  und  es  könnten  ihm  daher  die 
eben  bezeichneten  Vorrechte  nicht  zustehen.  Jenes  ist  aber  nur 
insofern  von  Bedeutung,  als  allerdings  die  Befugnisse  des  Landes 
ausschusses  auf  einem  einfachen  Reichs gc setze  beruhen, 
wclclies  auch  durch  ein  solclies  jederzeit  wieder  abgeschafft  wer- 
den kann,  nicht  aber  auf  einer  Verfassuiigsbestimmung.  £s  ge- 
hört aber  nicht  zum  Wesen  staatsreclithcher  Institutionen,  unYer- 
gänglich  zu  sein,  und  für  die  Beurtheilung  ihrer  rechtliclieo 
Qualität  kann  es  nicht  von  Einfluss  sein^  ob  sie  in  den  leichteren 
Formen  der  einfachen  Gesetzgebung  oder  nur  in  den  schwereren 
der  \'crfassungsgesetzgebung  beseitigt  werden  kuuueii.  6ü  Iuhl^c 
sie  eben  bestehen,  sind  sie  allein  nach  dem  zu  beurtheilen,  v»a:> 
sie  zur  Zeit  sind.  —  Von  ausserordenthchen  Umständen  ab- 
gesehen, ist  aber  die  Mitwirkung  bei  der  Landesgesetzgebung  Bat 
Elsass-Lothringen  dem  Landesausschnsse  definitiv  übertragen  wor- 
den: denn  es  wurde  mehrfeush  im  Beichstage  betont,  man  dOife 
zwar  in  der  Entwickelung  der  Selbstständigkeit  des  Landes  nur 
Schritt  für  Schritt  vorgehen,  niemals  aber  einen  eimuai  {gemachten 
Schritt  wieder  zurückgehen. 

Freiheit  der  Beiichtentattang  Uber  psxlaiiieiiianache  Veihandliingen  tu  lidierD. 
I«t  der  Thfiter  nicht  strafbar,  eo  kann  auch  der  Verbreiter  seiner  AemseniBg 
nicht  wohl  bestraft  werden. 
Vgl.  oben  8.  667. 
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3.  AuB  der  Art  der  Znsammensetzang  des  Landes- 
ausschusses  sind  ebenfaUs  Gh*8nde  abgeleitet  worden,  um  dem-- 

selben  den  Karakter  als  \  olksvertretiing  abzusprechen.  Man 
beruft  sich  auf  den  indirekten  Waliliiiucius  und  darauf,  dass  der 
Landesausscliuss  nur  durch  die  Bezirkstage  und  Gern  ein  deräthe, 
theils  direkt,  tbeils  indirekt  gewählt  wird.  Mit  Recht  verweist 
man  dem  gegenüber  auf  so  mancbe  andere  Körperschaft,  wie 
das  prenssisdie  HerrenhauSy  die  bairische  Reichrathskammer,  wel- 
chen man  mit  grösserem  Rechte  den  Karakter  als  Kammer" 
absprechen  könnte,  wenn  man  die  Art  ihrer  Zusammensetzung 
ms  Auge  lasst.  Schon  im  Reichstage  wurde  darauf  hinge- 
wiesen,  dass  die  Zusammensetzung  des  französischen  Senates^) 
eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  deijenigen  des  Landesansschiisses 
zeige,  da  auch  jener  tbdls  dtircb  die  Gkneralräthe ,  theils  durch 
▼on  den  Gemeinderathen  ernannte  Wablmänner  gewählt  wird.  — 
Das  preussische  ÜLireiihaus  ^'■^)  besteht  ausschhcsshch  aus  theils 
erbliclien,  theils  vom  Iv  niige  auf  Lebenszeit  ernannten 
Mitgliedem.  Die  Zald  der  aus  besonderem  allei'höchsten  Ver- 
trauen 2U  berufenden  lebenslängUchen  Mitglieder  wurde  bekannt- 
lich gesetzlich  nicht  geregelt,  so  dass  ein  sog.  Fairsschub  jederzeit 
stattfinden  kann.  —  Es  ist  nun  nicht  einzusehen,  warum  ein  vom 
Könige  selbst  ernanntes  Haus  eher  eine  Vertretung,  eine  Kam- 
mer sein  soll,  als  ein  mittels  der  Organe  der  Kommunalverbändc 
zusammengesetztes.  Letzteres  geht  doch  sicherlich  eher  aus  dem 
Jireise  der  Beherrschten  hervor  als  ersteres. 

Wir  haben  bisher  von  einem  Umstände  abgesehen,  in 
welchem  allerdings  der  Landesausschuss  den  Landtagen  und  Kam- 
mern der  Einzelstaaten  nicht  gleichsteht.  Unter  einem  allge- 
meinen Landtage,  einer  Staatskammerj  ist  man  gewohnt,  die  Ver- 
tretung des  gesammten  Volkes  eines  Staates  zu  verstehen. 
Der  Landesausschuss  ist  dagegen  eine  Vertretung  nur  eines 
Staats theile  s.  Hier  aber  greift  die  Bestimmung  des  Art.  I 
Abs.  S  des  £inf.-G.  z.  Str.-G>.-B. ^)  ein,  vermöge  deren  Elsass- 

Das  Beeht  der  Wiedergewoimaieii,  8.  82. 
")  Stfloogr.  Ber.  II.  Sewion  1879»  S.  1637. 

*^  Aach  die  ITalilön  svm  pieaBsiscbeD  Abgeoidoetenhaiue  sind  bekannt- 
lich indirekte  (Vgl.  Sobvlki,  prenm.  Staatsrecht»  Bd.  II,  S«  158.) 
^)  SoHüLzi,  Bd.  II,  S.  150. 

8.  oben  8.  626.  —  Diee«  Qesets  hat  die  Kraft  eines  Beichsgeeeties 
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Lothringen  für  das  Strafrecht  als  Bundesstaat  gilt  und  seine  Be- 
ziehungen als  Beziehungen  eines  Bundesstaates  anzusehen  sind. 
Die  Volksvertretung  Elsass-Lothringens  ist  daher  strafrechtiieh 

:üs  Vertretiiii*;  eines  Bundesstaates,  als  Staatslandtag,  Staats- 
kammer zu  botiachten. 

§  7. 

Das  Besultat. 

Die  vorstehenden  Erörterungen  iähren  zu  dem  Ergebniss, 

dass  der  Landesausscliuss  für  Elsass-Lothringen  eine  dem  Land- 
tage, der  Kaiimier  eines  Bundesstaates  entsprechende  Beziehung 
Elsasb-Lütliringens  ist  und  demgemäss  die  Vorrechte  der  §§  11 
u,  Ii?  des  Str.-G.-B.  auf  denselben  Anwendung  finden. 
£s  bleiben  nun  noch  folgende  Zweifel  zu  beseitigen: 
1.  Hat  die  wiederholte  Ablehnung  der  im  Reichstage  auf 
Gewährung  der  parlamentarischen  Immunität  för  den  Landes- 
ausschuss  gestellten  Anträge  die  Kraft,   tler  Bestinniumg  des 
Art.  I  Abs.  2  K.  Gr.  z.  Str.-G.-B.,  aus  welcher  die  Anwendbar- 
keit jener  Vorrechte  auf  den  Landesauaschuss  sich  ergibt,  zu 
derogiren?  —  Zuniielist  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass 
sowohl  die  Antragsteller  bei  Stellung  ihrer  Anträge  als  auch  der 
Reichstag  selbst  bei  Ablehnung  derselben  sich  in  einem  Rechts- 
irrthum be&nden,  indem  ihnen  die  bereits  gegebene  Anwendbar- 
keit der  fraglichen  VoiTechte  auf  den  Landesausschnss  nicht  be- 
kannt war.    Wäre  ihnen  (liesell)e  aber  liekannt  geworden,  so  ist 
es,  nachdem  inelimals  der  (rnmdsatz  ausgesprochen  worden  ist, 
in   der  £nt^\icklung  Elsass-Lothringens  zur  Selbstständigkeit 
niemals  einen  Schritt  zurück  zu  thun,  sehr  fra^ch,  ob  der 
Reichstag  sich  dazu  entschlossen  hätte »  einen  ausdrücklichen 
Abrogationsantrag  anzunehmen,    Die  blosse  Ablehnung  von  An- 
trägen hat  aber  überhaupt  nicht  die  Kraft,  bestehende  Gesetze 
abzuschailen.     Abgesehen  davon,  dass   allem  Anscheine  nnrh 
Majoritätsbeschlüsse  des  Bundesrathes  über  die  zur  Discussion 
stehende  Frage  gar  nicht  ge£asst  worden  sind,  da  es  sich  nur 
um  Initiatiyanträge  im  Reichstage  handelte,  so  fehlt  es  auch  an 
dem  Erfordernisse  der  Schriftlichkeit  und  der  Verkündigung  der 
ablehnenden  Beschlüsse  in  Gesetzesform  in   dem  Gesetzblatte. 

(vgl.  Lai^and.  B<1.  II,  S.  137  n.  138)  und  konnte  daher  die  Bertimmapsea 
dfls  Str.-G.*B.  abaudem  iL  besw.  ansdebneD. 
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Erst  durch  letztere  aber  erhalten  die  Gesetze  ihre  verbindende 
Kmfi^  (Art.  2  der  JEL-V.)-  Das  bestehende  Becht  bleibt  daher 
in  imveraiiderter  Gdtiing. 

2.  Es  ist  behauptet  worden,  es  sei  mit  dem  bekannten  §  10 

des  G.  vom  3U.  Dezember  1h71  (sog.  Diktutuiparagrapb)  uu- 
vereiiibai',  dai>s  der  Landesaii>^ciiü>s  die  Vorrechte  der  §§  11  u.  12 
des  Str.-G-.-B.  geniesse.  §  10  setzt,  wie  beitannt,  das  Vorhauden- 
seiQ  einer  ,)Gefahr  für  die  (lifeatliche  Sicherheit"  voraus.  Es  ist 
nun  klar,  dass  durch  das  Wort  mancheriei  strafbare  Handlungen 
begangen  werden  können,  welche  eine  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  nicht  mit  sich  bringen.  Man  denke  nur  an  Beleidi- 
gungen etc.,  die  sich  auf  cbe  Xiegit  l  un^  g.u-  nicht  beziehen  oder 
überhaupt  keinen  i)oliti.schen  Charakter  liaben.  liie.^t  nun  aber 
die  Voraussetzung  einer  Gefalir  für  die  ötientHche  Sicherheit  vor, 
was  ebenfalls  nicht  bei  jeder  Aeusserung  pohtischer  Natnr  der 
Fall  sein  wird  ^  so  haben  die  §§  11  u.  12  des  Str.-6.-B.  jeden- 
iaUs  auch  hier  die  Folge,  dass  jedes  Einschreiten  von  Seiten  der 
Gerichte  unzulässig  ist. 

Ob  aber  der  Statthalter  befugt  ist,  in  dem  vorausgesetzten 
Falle,  trotz  der  Imnuiiiität,  Mitglieder  des  Landesaub^eluisscs 
wegen  Aeusserungen ,  die  sie  in  Ausübung  ihres  Berufes  gethan, 
zur  Verantwortung  zu  ziehen,  hängt  von  der  Auslegung  ab,  welche 
man  dem  erwähnten  Diktaturparagraphen  gibt.  Die  Theorie 
sträubt  sich  dagegen,  in  demselben  die  Verleihung  einer  un- 
umschränkten, iiber  dem  Gesetze  stehenden  Gewalt  an  den 
Statthalter  zu  erbhcken.  Einzelne  Theoretiker  hiii'^eüeu ,  vor 
Allem  aber  die  praktische  Haiidha])iiiig  des  Paragraphen  selbst, 
scheinen  zur  Annahme  schiankenlüser  Befugnisse  hinzuneigen. 
Auf  eine  Erörterung  der  Streitirage  kann  selbstverständlich  hier 
nicht  eingegangen  werden.  Da  Motive  zu  der  streitigen  Bestim- 
mung nicht  yeröffentlicht  worden  sind  und  der  Worthiut  des  Ge- 
setzes  beide  Auslegungen  zuzulassen  scheint,  bleibt  die  Theorie 
mehr  oder  weniger  auf  Muthmassungen  angewiesen.  Praktisch 
wird  bis  auf  Weiteres  mit  der  von  der  Regienmg  gehandhabten 
Auffassung  gerechnet  werden  müssen.  Da  übrigens  die  „Gefahi- 
für  die  öffentliche  Sicherheit^  ein  sehr  elastischer  Begriff  ist,  so 

•*)  »Bei  Gefahr  für  die  oflfentliche  Sicherheit  ist  der  Oberpräsident 
(Stattiialter)  ermächtig,  alle  Massregeln  ongesäumt  za  toeffea,  welche  er  mr 
Abwendung  der  Gefidur  fOr  erforderlieh  enditet*  .... 
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ist  es  der  Regierung  schon  an  sich  möglich,  einem  Landesaus- 
Bchuasmitgliede  die  in  Ausübung  seines  Berufes  gethanen  m» 
liebigen  Aeusserungen^  auch  ohne  ausdrücUiche  Bezugnahme  auf 
letztere,  mittels  des  Biktaturparagraphen  zu  vergelten.  Glüdt* 

lichenveise  ist  der  Fall  indessen  noch  nicht  i)raktisch  geworden. 
Zu  einer  Vorgericlitstellung  wegen  derartiger  xVoiisseningen 
dürtte  aber  der  Statthalter,  wenn  er  trotz  der  Ixmuuuität  deo 
Diktaturparagraphen  handhaben  zu  sollen  glaubte,  wohl  nicht 
greifen,  da  dies  eme  leere  Komödie  vfire.  Die  Gerichte  könnten 
doch  nur  constatiren,  dass  nach  dem  geltenden  Rechte  eine  Be- 
strafung unzulässig  sei  und  sich  also  nur  auf  den  die  Bestrafung 
trotzdem  anordnenden  Befehl  des  Statthalters  stützen,  den  sie  ge- 
wissemiassen  nur  zu  registnren  hätten.  Hiezu  bedürfte  es  daher 
keineswegs  der  Mitwirkung  eines  Gerichtes. 

Die  Vorrechte  der  §§11  u.  12  des  Str.-G.-B.  behalten  somit 
auch  neben  dem  Diktatuxparagraphen  ihre  selbstst&idige  Be- 
deutung. 


Beriehtigiiiiffeii. 

S.  624  ZoUe  8  Ton  unten  lies:  „VerwaltnngikSrper,  des'ReichBltiidfis* 
statt  aYerwaltongskorper  des  Beichslandes". 

S.  626  ZeUe  10  von  unten  Ues:  »Ziff.  statt 

S.  629  Auni.  5  Zeile  5  lies:  „ffir  den  Staat  als  wesentlich  .  . 

S.  638  Zeile  10  von  unten  lies:  gia  den**  statt  ,m  dem*. 

S.  644  Zeile  13  desgleichen. 

S.  647  Zeile  6  lies:  ,9.  Juni«  sUtt  „6.  Juni«. 

S.  652  Zeile  6  yon  unten  lies:  «LandesYertretung"  statt  aLandei- 
verfassung". 
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Eechtsstellimg  der  Kriegsschiffe  in  fremden 

HolieitsgewässenL 

Von 

F.  Fkbels, 

G«li.  AteinliUUntk  lad  wrtr«f«a4m  btt  im  4«r  KiiMrtiekra  A^lnlitit 

(SchloflS.) 

Dritter  AbsGtmitt 

KriegssehLffe  i^riei^fülireiider  Mächte. 

I.  Allgemeine  Gesichtsponkte. 

Dtis  Gebiet  für  ilie  krk^'t  ii^»  iit-  Aktiuu  uiMfas->t  djis  offene 
Aleer  und  tlie  Holieit»*gewässer  der  kiitgliilirenden  Staaten.  Neu- 
trales Seegebiet  InI  der  kriegerischen  Aktion  verschlossen.  Diese 
ftegel  ergibt  sich  munittelbar  ans  den  aligemeinen  Grundsätzen 
des  Kriegsrechts.  Sie  ist  aber  nicht  minder  bedingt  dnrch  die 
Yerhältmsse  des  freien  Seeverkehrs  im  allgemeinen  und  der  be* 
rechtifrten  Interessen  der  Neutralen  im  besonderen.  Denn  ständen 
neutrale  Gewär^vcr  dt-r  knt:gt;n>elirii  Aktion  ofu-n,  so  würde  nicht 
nur  der  friedliche  Verkehr  in  denselben  aul"  da:»  einplindlichstc 
beeinträchtigt  werden,  sondern  es  würde  damit  auch  stets  eine 
ernste  Gefithrdong  des  Küstenlandes,  insbesondere  der  Hafen- 
platze der  Neutralen  verbunden  sein.  Jeder  neutrale  Staat  hat 
demgemass  das  Becht,  nicht  minder  aber  in  Gremässheit  der 
Grundsätze  über  die  Stellung  der  Neutralen  die  Pflicht,  für  die 
Wahnmg  der  Integrität  der  seiner  Hoheit  unterwoilenen  See- 
gcbiele  ebenso  einzutreten,  wie  für  die  Respektiruni;  des  seiner 
Souveränetät  imterworfenen  Landgebietes,  und  Eingritfe  der  Krieg- 
f&hrenden  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Machtmitteln  zurück- 
zuweisen. Hieraus,  in  Verbindung  mit  den  besonderen  Verhält- 
nissen des  maritimen  Verkehrs,  ergeben  sich  die  Begeln  über  das 
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Becht  TOD  Kriegssduffen  der  KriegfÖhrenden  zum  BmlaafeD  in 
neutrale  Hoheitsgewässer  und  über  ihr  Verhalten  daselbst. 

n.  Aufenthalt  im  neutralen  Gebiet. 

1.  Bas  blosse  Yorüberfahren  von  Kriegssdiiffen  der  Krieg- 

fulirenden  längs  der  Küste  eines  neutralen  Staates,  auch  innerhalb 
der  Hoheitsgrenze,  wird  idlgenicin  für  zulässig  erachtet.  Es  ]iau- 
delt  sich  liier  nicht  um  eine  i^issage  durch  Gebiet,  weiches  dem 
neutralen  Staat  ausschliessUch  und  eigenthümhch  gehört^  wie  seine 
Häfen,  Rheden,  Binnenmeere  u.  s.  w.»  sondern  um  einen  Theil 
des  o£fenen  Meeres,  der  nur,  und  zwar  bis  auf  Kanonenschuss- 
weite,  seinem  imperium  unterworfen  ist,  im  Uebrigen  aber  der 
Seefahrt  aller  Nationen  offen  steht.  IBer  sind  auch  bei  der 
blossen  Pas  sage  Uiizuträgliclikeiten  und  Störungen  des  mari- 
timeu  Verkehrs  iiiclit  zn  hcsorgeii  ^*). 

2.  In  Betreti"  des  Einlaufens  in  neutrale  Häfen  und  des  Auf- 
enthaltes daselbst  gilt  als  Grundsatz :  Kein  neutraler  Staat  ist 
verflichtet,  jeder  aber  berechtigt,  den  Kriegsschifien  der  Krieg- 
führenden den  Aufenthalt  in  den  seiner  Souveränetät  unterwor- 
fenen Gewässern  zu  gestatten,  mit  der  Maassgabe  jedoch,  dass 
bezüglich  des  Abylrechts  weitere  Koncessiouen  als  ihe  in  Frietleiis- 
/eiteii  üblichen,  beziehungsweise  vertragsmässig  fcstc:csctzteu,  nicht 
gemacht  werden  dürfen^  und  dass  eine  Neutrahtätspllicht Verletzung 
vorhegon  würde,  wenn  eine  neutrale  Kegierung  ihre  Häfen  dem 
einen  Kriegiuhrenden  verschliessen^  dem  anderen  offen  lassen 
wollte*'^).  Femer  soll  in  Fällen  der  Seenoth  ein  Asyl  niemals 
versagt  werden. 

Die  Abweichung  vuu  iler  allgeiueiiien  Kriegsrechtsregel,  nach 
welcher  Streitkräfte  der  Knegführendeu  neutrales  Gebiet  nicht 
beti'eteu  dürfen,  bei  Venneidung  der  Eatwafluung  und  Intei  niruug, 
beruht  in  den  besonderen  A'erhältuissen  des  Seeverkehrs  und  mit 
in  dem  Umstände,  dass  Kriegsschiffe  stets,  und  wo  sie  auch  immer 
sein  mögen,  einen  integrirenden  Theil  des  Territoriums  ihres 
Heimathsstaates  repräsentiren.  Auch  für  Friedenszeiten  gilt  ja 
die^e  AnouiaUei  denn  wiün-end  Heeresabtheilungen  das  Betreten 
und  Passiren  fremden  Landesgebietes  auch  im  Frieden  nur 
kraft  besonderer  ÜewiUiguug  zusteht,  sind  den  KriegsschiÜen  in 

")  Obtolan  a.  a.  0.  II.  S.  284  f..  Perkls  a.  a.  0.  225. 
•)  Gi£»SM£B,  Lo  droit  des  Noutrea  sui  Mer,  2.  Aufl.  S.  76,  77. 
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FriedeoBzeiten  die  Seehäfen  aller  Nationen  gnindsätzlidi  ge- 

Wenn  es  liicrn.'ich  jedem  neutralen  Staate  freisteht,  seine 
Gewässer  eleu  Krie^'sscliiffen  der  Kriegsparteien  zu  vcrscliliessen, 
und  die  Neutralen  zur  Wahrung  ihrer  eigenen  Sicherheit  be- 
ziehungsweise aus  politischen  Rücksichten  nicht  selten  von  diesem 
Bechte  Gebrauch  gemacht  haben,  so  bildet  der  Ausscliluss  doch 
nichi  die  B^l.  Viehnehr  pflegen  sich  die  neutralen  Begienmgen 
darauf  zu  beschränken,  diejenigen  Modalitäten  festzusetzen,  unter 
welchen  sie  den  Kriegsschiffen  der  Kriegführenden  den  Aufenthalt 
in  den  ihrer  Souveriinetät  unterworfenen  Gewässern  gestatten, 
und  diese  Bedingungen  in  Neiitralitätscrkläningen  zu  publiziim 
Khegsschilie,  welche  den  neutralerseits  erlassenen  Anordnungen 
zuwider  in  neutrales  Gebiet  einlaufen  oder  sich  darin  länger  auf- 
halten als  nach  jenen  Anordnungen  gestattet  ist,  werden,  nothigen- 
falls  unter  Anwendung  yon  Zwang,  zurück-  oder  auszuweisen 
sein 

3.  Streitig  ist  die  Frage,  ob  die  Gewiiin'ung  von  Zullucht 
an  ein  vom  Feinde  angegiilVcnes  oder  verfolgtes  kSchitV  als  eine 
völkerrechtswidrige  Begünstigung  zu  erachten  sei.  "Wir  glauben, 
diese  Frage  verneinen  zu  sollen,  und  zwar  ohne  die  Einschränkung, 
dass  die  Zuflucht,  nach  Analogie  der  bezüglichen  Bogel  des  all- 
gemeinen Kriegsrechts,  nur  mit  der  Maassgabe  zu  gewahren  sei, 
dass  das  dieselbe  in  Anspruch  nehmende  Schiff  abrüstet  und  bis 
zm'  Beendigung  des  Krieges  in  dem  neutralen  Hafen  zu  bleiben 
sich  verpiliehtet  und  dass  die  Besatzung  sich  verbindlich  macht, 
nicht  ferner  an  dem  Kriege  theilzunelunen  ^^).  Eine  derartige 
Einschränkung  würde  selbst  in  dem  Falle  nicht  als  gerechtfertigt 
zu  erachten  sein,  dass  den  Schiflen  der  Kriegfahrenden  das  Ein- 
laufen in  die  Gewässer  des  neutralen  Staates  oder  in  den  be- 
treffenden Hafen  verboten  war,  weil  ein  solches  Verbot  sich  im 
Zweifel  füghch  nur  auf  das  ungezwungene  Einlaufeu  bezieht. 


^)  Pebels  a.  a.  0. 

*')  Währeud  in  der  lle^ol  eino  Zoitbesohninkniig  niclit  fortgesetzt  ist, 
wird  nach  cinzcltien  neueren  Neutralitätserklärungen  (aassor  für  den  Fall  der 
Seenoth)  nur  ein  24stündiger  Aufenthalt  gcstittet. 

•*)  S.  auch  Gessnkb  a.  a.  O.  S.  78;  von  Kaltenbobn,  Grunds;it/e  des 
praktischen  europäischen  Scereclits,  II,  S.  34,  35;  WOOLSSY,  lutroductiou  in  tho 
stud/  of  intoruatiuiiai  Uw,  4.  Aufl.,  §  158. 
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III.  Verhalten  im  neutralen  (xebiet. 

1.  Xhe  Nonnen,  welche  die  in  neutrale  Glewässer  zugelasse- 
nen Kriegsschiffe  der  Kriegführenden  zu  beobachten  haben, 
gründen  sich  auf  die  allgemeine  Begel,  dass  das  neutrale  Gebiet 

der  kriegerischen  Aktion  verschlossen  ist,  und  auch  nicht  ein 
Ausgangspunkt  für  kriegensche  Untemehmuni^en  sein  soll"*). 
Auch  soweit  die  von  den  einzelnen  Älächten  erlassenen  Neutra- 
litätserklärungen nicht  bestimmte  Verl)ote  tind  Einschrii'ilnmjren 
dieser  Art  enthalten,  bildet  die  vorgedachte  Begel  die  G-nmdlage 
für  das  Verhalten  der  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  beaw. 
für  ein  Einschreiten  der  neutralen  Begierungen  gegen  Missbrauch 
des  Asylrechts. 

2.  Im  allgemeinen  werden  als  zulässig  zu  erachten  sein  V  o  r- 
nahmen,  welche  die  Seelahrt  als  solche,  nicht  die 
eigentliche  kriegerische  Aktion  betreffen,  insbesondere 
also:  nothvendige  Reparaturen  des  Scliiffes^  Einnahme  von  Kohlen, 
Proviant  und  Wasser.  Aber  auch  nach  dieser  Sichtung  hin  ent- 
halten einzelne  Neutralitätserklfirungen  Einschränkungen*^). 

**)  In  di«8em  Sinne  heiast  es  in  der  britisobm  NoatralitatftproUamaüoii 
vom  19.  Juli  1870:  »Daring  the  continaanoe  of  the  pr^wnt  stato  of  wsr,  all 
ships  of  war  of  either  bdUgerent  are  prohibited  from  making  nse  of  aoj  port 

or  roaJäteail  in  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  aml  Ireland«  or  in  the 
Channel  Islands,  or  in  any  of  Her  Majcsty's  colonies  or  foreign  posses:jions  or 
(lependt  Meies,  or  of  any  wate»  snbject  to  the  territorial  jorisdiction  of  the 
Britisli  Crown,  as  a  Station,  or  place  of  resort,  for  any  warlike  purpose,  or  for 
the  purpose  of  obtaining  any  facilities  of  warHke  equipiuent."  Entsprochen«! 
auch  die  Proklamation  des  Prääidtiüten  der  vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika vom  ^.  Oktober  1870. 

In  dem  britischen  Erlass  vom  19.  Juli  1870  werden  uothwfndi^o 
Hepaiatureu  und  die  Einnahme  des  für  die  Erhaltung  der  Besatzung  orford^T- 
liclien  Proviants  auüdrücklich  gestattet,  ini^lcioiioii  <lio  lioscliaffang  vou  KmIiKm 
jedoch  keines  grösseren  Quantums  als  orl'orderlicli  ist,  um  mit  dein  Schill"  iku 
nächsten  heimathlichen  Hafen  la  encichcu,  ferner  keine  wiederholte  Einnahme 
von  Kohlen  in  einem  britischen  Hafen,  ohne  Specialerlaabniss,  vor  Ablauf  von 
3  Monaten  nach  der  letztm  Einnahme.  Aebnlich  die  nordamerilcanische 
Prokbunatiott  vom  8.  Oktober  and  der  spanisebe  Erlass  vom  2d.  Juli  1870 
Die  niederländische  Erklfimni?  vom  20.  Joli  1870  gestattet  die  Betdiaf- 
fang  von  Lebensmitteb  und  Kohlsn,  soweit  sokbe  zor  Beise  nach  dem  nicbst- 
belegenen  heimathlichen  Hafen  gebraucht  werden.  Die  italienische  y«f^ 
Ordnung  vom  6.  April  1864  (2&  Juli  1870)  gestattet  nnr  die  Einnahme  von 
Approvisionnements  und  von  Material  za  Reparaturen  soweit,  als  solche  zur 
Erhaltung  der  Besatxong  oder  für  die  Sicherheit  der  SdiüRahrt  durebans 
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3.  ünstatthaft  ist  die  Einnahme  von  Waffen  und  Mo- 
ni tion  aller  Art,  sowie  jede  anderweite  Vornahme,  welche  zui* 
Ergänzung  der  Kriegsausriistnnsf  dient  '•"),  ferner  die  Ergänzung 
der  Besatzung.  Die  NeutraiiUitserklärungen  enthalten  meistens 
auch  das  Verhot,  fremden  Kriegsschiffen  für  solche  Vornahmen 
behfilflich  zu  sein.  Ingldcheu  ist  eiue  Anerkennung  der  in  £ede 
stehenden  Regel  erfolgt  im  Artäkel  VI  des  zur  Eiledigung  des 
Alabama-Streites  zwischen  Grossbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  Ton  Nordamerika  zu  WaRhington  abgeschlossenen  Ver- 
trages vom  8.  Mai  1B71,  woselbst  es  lieisst:  „A  neutral  Govern- 
ment is  bound:  1^  —  — ;  2®.  not  to  permit  or  suffer  either 
belligerent  to  make  ubp  of  its  ])orts  or  waters  as  the  basc  of 
naval  Operations  against  the  other^  or  for  the  puipose  of  the 
renewal  or  augmentation  of  müitary  supplies  or  anns,  or  the 
recmitment  of  men;  3^  to  exerdse  dne  diligence  in  its  own 
ports  and  waters,  and,  as  to  all  persona  witbin  its  jurisdiction 
to  prevL'üt  any  violation  of  the  fnre^join^^  obli^^atioiis  and  duties". 
Diese  Nonnen  sollten  dor  srhiedsiicliterlichen  Entscheidung  des 
Streites  als  rechtliche  (Truadhige  dienen,  und  auch  in  Zukunft 
für  die  kontrahirenden  Theile  leitond  sein. 

4.  In  Betreff  der  Unzulässigkeit  militärischer  Aktio- 
nen gQt  im  besonderen  folgendes: 

a)  Da  die  neutralen  Gewässer  nicht  als  Ausgangspunkt  für 
die  maritimen  Operationen  wider  den  Feind  dieiuni  sollen,  so  ist 
auch  die  unmittelbare  VerfolgTin«,'  eines  das  neutrale  Seegebiet 
verlassenden  feiudlichen  Schities,  insofern  darin  der  Beginn  einer 
Aktion  gegen  den  Feind  liegt,  unzulässig.  Es  ist  in  diesem  Sinne 
vielfach  reglementarisch  Terordnet,  in  neuerer  Zeit  auch  konven- 
tionell festgesetzt  worden  und  darf  als  eine  Regel  des  intematio' 
nalen  Rechts  aufgestellt  werden:  daBs  ein  Kriegsschiff ,  welches 
sich  in  einem  neutralen  Hafen  befindet,  nicht  gleichzeitig  mit 
einem  SebitVe  des  CTCgners  in  See  gehen,  dass  es  vielmehr  diesen 
Hafen  erst  verlassen  darf,  nachdem  24  Stunden  von  jenem  Zeit- 
punkte ab  verflossen  sind,  und  nicht  früher,  als  bis  das  feindliche 
Schiff  aus  Sicht  gekommen  ist,  sowie  dass  der  neutrale  Staat  die 

oi-fonlerlich  sind,  und  i-ntlialt  forner  <\\f  Eiii'^clirünkun^.  dass  Steinkohlen  erst 
24  .Stunden  nach  der  Ankunft  vorablVilift  werden  sollen. 

AzüNT,  Sistenia  universale  dei  principii  del  dtritto  marittiuiy  dell' 
Europa.  11,  8.  290  u.  292. 
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Pflicht  haty  soweit  es  in  seiner  Macht  steht,  für  die  Beobachtong 
dieser  Regel  einzutreten.  Dem  nacbfdgenden  Auslaiifen  steht 
aber,  da  nur  die  Verfolgung  des  absegelnden  Feindes  unzn- 

liissij^  ist,  nichts  mehr  entgegen,  sobald  der  letztere,  sei  es  noch 
in  dem  neutralen  Seegebiet,  sei  es  ausserhalb  desselben  aber  noch 
in  Sicht  von  dem  neutralen  Platze,  ohne  zwingenden  Aulass  zu 
Anker  gegangen  ist;  freihch  wird  der  Neutrale  unter  Umständen 
Veranlassung  zu  nehmen  haben,  einem  solchen  Festlegen  oder 
Beidrehen  zum  Zwecke  des  weiteren  Aufenthaltes  in  seinem  Gkhiet 
entgegenzutreten. 

b)  Unstatthaft  ist  jeder  Angriff  imd  jedes  Gefecht  innerhalb 
der  neutralen  Gewässer  oder  in  solcher  ^ähe  derselben,  dass  die 
Geschosse  das  neutrale  Gebiet  erreichen  und  dadurch  die  Inte- 
grität des  letzteren  gefährdet  wird,  ingleichen  jede  Verfolgung 
eines  feindlicfaen  Schiffes  in  das  neutrale  Gebiet  hinein**). 

Der  neutrale  Staat,  dessen  Seegebiet  nicht  respektirt  wird, 
kann  einen  Anspruch  auf  Genugthunng  bezw.  EntschSdigung  er- 
heben. Ist  ein  zu  substantürender  Schaden  fiir  ihn  oder  diejeni- 
gen, deren  Interessen  zu  vertreten  er  benifen  ist,  nicht  erwachscu, 
SU  wird  es  von  den  Umständen  abhängen,  welche  (Tennuthnunp 
gefordert  wird.  Die  Vornahme  eines  Gefechts  in  einem  Hafen 
wird  jedenfedls  als  eine  gravirendere  Verletzung  der  Rechte  des 
Neutralen  erschemen,  wie  etwa  ein  Angriff  in  wenig  besuchten 
oflfenen  Küstengewlissem  '^). 

5.  Unstatthaft  ist  femer  in  neutralen  G^wSssem  jede  nn- 
niittelhare  oder  mittelbare  Ansiihnns^  dos  Pri senreclits.  Es 
erge])en  sich  aus  diesem  Grundsatz  folgende  besondere  Kon- 
sequenzcn. 

a)  In  diesem  Glebiet  darf  weder  eme  Anhaltung  und  Durcb- 

")  AzuNi  a.  a.  0.  II,  S.  291  ff.;  Calvo,  droit  intern.,  II.,  S.  40S  ff.; 
Twiss,  II.,  S.  177;  VON  Kaltknhohn  a.  a.  O.  S.  25;  Sfrland,  Grundsätxe 
des  europäisclien  Sepnvljts,  §  C75;  Marco,  1.'  L,'ii(nro  marittime  secondn  i  ].riu- 
cii»ii  ilel  codice  italiano  «Ii  i  21  i^intriio  TSt;r».  iS.  41  11.;  Russ.  Prisen- li-  j;!.  \<>n 
1801»,  §§  27  11.  28.  —  liYNKKiusiioKK  ((juae^t.  jur.  publ.,  I..  cap.  8;  .■r.uhk-i 
tiiK-  Kolcbo  Vorfolgan«?,  wenn  sie  sich  unmittelbar  an  das  Gefeclit  an-scMi» .>«*t. 
und  Utr  Fciud  ein  Asyl  im  neutralen  Gebiet  sucht,  und  alsdann  auch  <Vn- 
Nehmung  dasclbbt  lür  statthalt.  Diese  Anschauung  ist  jedoch  mit  .ioiu 
Orandaats  der  Integrität  der  neutralen  Gewässer  der  kriegerischen  Aküm 
gegentiheK  völlig  nnTereinbar. 

*0  S.  hierftber  anch  Obtolan  a.  a.  0.  IL,  S.  287  ff. 
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sachtmgy  noch  etne  Wegnahme  oder  Wiedernehmung  feindlicher 

oder  neutraler  SchiflPe  stattfinden.  Ingleichen  ist  die  Verfolgung 
Sülclier  Schiffe  in  neutrale  Gewässer  zum  Zweck  der  Ausübung 
des  Yisitationsrechts  bezw.  der  JNüluuung  unzulässig.  Erfolgt 
dieser  Regel  zuwider  eine  Wegnahme,  so  hat  der  neutrale  Staat 
das  JElecht  und  die  Pflicht  zur  Intervention,  d.  i.  je  nach  Lage 
der  VerhSltiusse  die  Freigahe  der  Prise  zu  fordern,  nnd  feUs 
diesem  Verlangen  nicht  entsprochen  wird,  die  Freigabe  mit  Ge- 
walt zu  bewerkstelligen,  oder  wenn,  sei  es  aus  Mangel  im  Macht- 
mitteln, sei  es  weil  die  Prise  bereits  aus  dem  neutralen  Gebiete 
weggebracht  worden,  ein  solch  aktuelles  Jilmgreifen  ausgeschlossen 
ist,  bei  der  betreffenden  Beglenmg  die  Herausgabe  der  Prise  an 
den  Eigenihümer  zn  beanq>nichen.  Daneben  hat  der  neutrale 
Staat  einen  Anspruch  auf  G^nugthuung.  D^^cgen  können  die 
Interessenten  an  Schiff  und  Ladung  weder  aus  der  unberechtigten 
Ausübung  des  Visitatiunsrechts ,  noch  aus  der  illegalen  Auf- 
bringung eine  Anfechtung  oder  einen  Anspruch  auf  Schudlos- 
Laltuug  herleiten,  insofeme  die  UlcgaUtät  ledighch  in  der  Vcr- 
letxung  der  Kechtsstellung  des  neutralen  Staates  beniht.  Es  kann 
demgemäss  von  einer  ^Nichtigkeitserklärung  solcher  Prisen  im 
prisengerichtlichen  Verfahren  nicht  die  Bede  sein,  vielmehr 
würde  eine  sieh  lediglich  auf  jene  Bechtsverletzung  gründende 
Reklamation  liei  interessenten  als  ein  Einspnich  de  jure  tertü 
mit  Fug  zurückgewiesen  werden 

Dem  neutralen  Staat  steht  nur  die  Anfechtung  der  üecht- 
mässigkeit  der  Aufbringung  vom  Standpunkt  der  V^letzung  seiner 
SouverSnetätsrechte  zu.  Der  Weg  der  Anfechtuug,  wenn  nicht 
die  Freigabe  direkt  erzielt  werden  kann,  ist  der  diplomatische; 
die  Rolle  eines  Reklamanten  im  prisengerichtlichen  Verfahren 
darf  ihm  nicht  zugenuithet  werden.  Auf  der  imderon  Seite  aber 
steht  ihm  in  derartigen  Fällen  weder  die  Ausübung  einer  Priseu- 

WniATOV  iL  a.  0.  II.,  8.  88,  89;  OBTOI.AH  a.  a.  0.  II,  S.  298; 
PunxDiOBB  a.  a.  0.  III.,  §  3&0;  Hautivkuillb  a.  a.  0.  IV.,  8.  265  ff.;  Gkss- 
na  a.  a.  0.,  8.  844;  BLumsom«!  a.  a.  0.  §  786,  Note  3;  Wildmau,  Insti- 
tatea  of  international  Law  IL,  8.  147 :  Hopf,  die  Wegnahme  der  «Frei*  in 
britischen  Qewinern.  —  Abweichend  vertritt  tok  BüLuniniOQ  (Comminion 
des  priMB  maritimes,  rapport,  oitrait  de  la  BoToe  de  dioit  international  et  de 
Ugifllation  coniparäe,  8.  S26,  827)  die  tfeinnng,  dass  solche  Prisen  nnll  nnd 
nichtig  seien,  nnd  dem  Eigentbümer  restitoirt  werden  aollen.  ~  So  aoch  die 
britische  Foreign  Enlistment  Act,  1870,  9  14  (.Illegal  Prise*). 
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gerichtsbarkeit  noch  das  Recht*  zu,  den  Befehlshaber  des  Kriegs- 
Schiffes,  welcher  sich  emer  solchen  ▼ölkerrechtswidrigen  Hand- 
lung schuldig  gemacht  hat,  zur  Verantwortimg  zu  ziehen.  Die 

Ausübung  einer  Prisengerichtsbarkeit  kommt  ihm  nicht  zu,  weil, 
gk'ichvii'l  ob  die  Verletzung  von  Interessen  seiner  eigenen  An- 
gcliörigcn  oder  von  Dritten  mit  in  Frage  steht,  hierfiir  im  Völker- 
recht jede  Begründung  fehlt.  Auf  welchem  AVege  er  im  übrigen 
die  thatsächUche  und  rechtliche  Grundlage  für  die  Geltend- 
machung seiner  Forderungen  gewinnen  will,  bleibt  in  jedem  Falle 
seinem  Ermessen  überlassen**).  Dass  der  neutrale  Staat  den 
Befehlshaber  des  Kriegsschiffes,  welchem  die  Reclitsverlotzunf»  zur 
T^nst  fallt,  nicht  zur  Vernntwm  tniig  ziehen  kaun,  liefet  in  dessen 
Stellung,  in  welcher  er  lediglich  seinem  SouTcrän  verantwortlich 
ist,  begründet 

b)  Ueber  die  Befugniss  der  Kriegsschiffe  zum  Einlaufen  mit 
Prisen  in  neutrale  Hafen  enthalten  sowohl  die  Beglements  der 
Sinzelstaaten  als  auch  zahlreiche  NentralitKtsorkl&iingen  positrre 

Vorschriflen,  aus  welrben  liir  die  Praxis  als  Regel  zu  entnehmen 
ist:  dass  die  Befeidshaber  der  Kriegsschiffe  nur  im  Notldalle  mit 
Prisen  neutrale  Häfen  anlaufen  sollen^  und  dass  es  unter  allen 
Umständen  von  dem  Ermessen  des  neutralen  Staates  abhängt» 
ob  und  unter  welchen  Modalitäten  er  Kriegssdiiffe  mit  Prisen  in 
seine  Häfen  zulassen  will,  mit  der  Maaasgabe,  dass  im  Falle  der 
Seenoth  ein  Asyl  nicht  versagt  wird.  Die  rechtliche  Beurtheilung 
der  Fnigo  hängt  davon  ab,  ob  die  Aul'liringung  als  eine  ci«?ent- 
liehe  kriegerische  Aktion  zu  erachten  ist.  Wir  glani>en  .  diese 
Frage  verneinen  zu  sollen,  indem  wir  die  kriegeriBcbe  Aktion  mit 
der  erfolgten  Wegnahme  fUr  abgeschlossen  erachten.  £rkennt  man 
das  an,  so  folgt ,  dass  grundsätzlich  dem  Einlaufen  der  KriegSr 

BLüNTsriTLT  a.  :i  <  )..  §  S12  und  Anmerke^.;  Stepk,  Voniuch  ühet 
Ha»d«ls-  und  Schi  ff  fahrta  vortrüge,  S.  109  if.  —  üobor  einen  Konflikt  »wisoh.n 
Preussen  nnd  GroBsbritannien  bez&glich  dieser  Frage  s.  PraiLS  n.  a.  0. 
S.  315  fr. 

^)  T>it^  nbwHchende  Meinnnp  von  IlAUTF.FKrn.LK  (a.  a.  0.  IV..  5?.  ^20) 
und  ÜK88NKR  (a.  a.  0.  8.  .'iTi)),  ist  unlKilthar.  Es  wird  l)ei  d.  in  Vorsucli  ilir.T 
Beg^riindiinp:  nann  iiUich  übersehen  ,  da^s  diT  Koinmandant  eiius  KriegsjiLliity.s 
in  dwtrti^'en  Fiinon  nirbt  als  I'rivat|H  rsi.n .  sondern  als  Repräsentant  der 
Kri<  <;s^''»»walt  seines  Stautx's  gehandelt  hat  ,  und  dass  er  in  dieser  Eif^t  iischatt 
irgend  «  Iner  Gericlitsbarkeit  eines  IVounlcn  SUatea  nicht  unterworlen  sei«  kann. 
S.  auch  Persls  a.  a.  0.,  S.  315,  Aumerkg.  5. 
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schiffe  mit  Prisen  in  neutrale  Häfen  nichts  entgegensteht,  selbst- 
TerstSodlich,  soweit  nidit  den  Kriegsschiffen  an  sich  das  ISn- 
lanfen  besEw.  mn  längerer  Aufenthalt  daselbst  Tersagt  ist. 

In  einzelnen  Staatsvcrträf^en  ist  besonders  festgesetzt,  dnss 
es  den  Kriegsschiffen  jedes  der  kontraliireiiden  Thcile  freistehen 
soll,  Prisen  nach  den  Häten  des  anderen  Theiles  zu  bringen  ^'). 
Uebemimmt  jeder  Tbeil  zugleich  die  Verpflichtung^,  eintretenden 
Falles  den  Kriegsschiffen  des  Gegners  mit  ihren  Prisen  ein  A^l 
za  versagen,  so  können  daxans,  vie  in  jedem  Falle  einer  nnvoU- 
stfindigen  Neutralität''),  Kollisionen  entstehen,  deren  Lösung  auf 
völkerrechtlicher  Basis  ausgesclilossen  ist  '^'*). 

AVenn  die  neuesten  Neutrahtätserkliu  ungen  zum  fipusbeii 
Theil  das  Einbringen  von  Prisen  überhaupt  verbieten  ^^^),  so  er- 
klärt sich  dies  ans  den  modernen  gegen  das  Seelxuiterecht  Über- 
haupt gerichteten  Tendenzen.  Einzehie  dieser  Erklärungen  '^') 
enthalten  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  der  Zulassung  för  den 
Fall  der  Seenoth  und  f&r  die  Daner  des  Nothstandes ;  mit  dieser 
Einschränkung  müssen  aber  die  Verbote,  auch  wenn  jener  Vor- 
behalt fehlt,  verstanden  werden ,  weil  nach  allgemeiner  seerecht- 
licher Kegel  in  dem  Falle  des  Nothstandes  keinem  Schiffe  ein 
Asyl  versagt  wird.  Freilich  würde  einem  neutralen  Staat  das 
Recht  nicht  versagt  werden  können,  das  Einlaufen  auch  für  den 
Fall  der  Sieenoth  nur  unter  der  Bedingung  der  Freigabe  der 
Prise  zuzulassen.  Indessen  würde  eine  solche  Modalität  schwer* 
lieh  denjenigen  Interessen,  um  deren  Wahrung  es  sich  dabei 
handelte,  entHi)rerhen ,  insofern  alsdann  dem  Befelilshaher  des 
Kriegsschiffes  (iie  Beiüguiss  zustände,  vor  dem  Einlaufen  die  Prise 
zu  vernichten 

**)  Z.  B.  ia  Art  19  4c8  FreQ&dMbaftB-  und  Handdsvertnges  swiacbea 
PrenBsen  nod  den  Tereirngten  Staaten  von  Nordamerika  vom  11.  Juli  1799, 
anf  dessen  fortdanemde  Galtigbeit  in  der  nordamerikaniacben  Neatralitits^ 
erklamng  vom  22.  Aagost  1870  besonders  hingewiesen  wird. 

S.  über  diesen  Begrifif  Psbkls  a.  a.  0.  S.  221. 
^)  Eine  solche  Stipulation  enthalt  ein  Vertrag  zwischen  Grossbritannien 
niid  den  Vei<  hn^^en  Staaten  von  Nordamerika  von  1794.  S.  hierüber  PkbkU 
a.  a.  O.  S.  235,  Anmerkg.  3. 

Von  den  aus  Veranlassung  des  deutsch  •  franzoHischen  Krieges  im 
Jahre  1870  erlasj»^ncn  NeutralitätserkUirunjTcn  enthalten  solches  Verbot  diejenigen 
von  Grossbritannien,  Itali<'n.  Spanien,  Portugal,  der  Niederlande,  Chile  und  Puril. 
Di.  jeiii-roii  Von  Italien,  Spanien,  Portugal  mi<l  der  Niederlande. 
iS.  über  diese  Befugnisa  Pebsls  a.  a.  0.  ö.  311. 
Archiv  r&r  6ir«BtUch«s  Bttcht  I.  4.  46 
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Ein  Anspruch  des  neutralen  Staates^  über  eine  Prise,  welche 
in  seine  Häfen  eingebracht  ist,  aburtheilen  zu  lassen,  ist  rechllich 
selbst  in  dem  FaUe  nicht  zn  begründen,  daas  die  Prise  oder  ein 
Thefl  derselben  Eigenthum  seiner  Angehörigen  ist  '^*). 


Vierter  Abschnitt 

Juritidiktiousverliäl  1  itihso. 

I.  Allgemeine  Gesichtspunkte. 

Ein  jedes  Seeschiff  trägt  seine  Nationalität  mit  sich  in  alle 
Me»'r<'.  Man  chaniktcrisirt  dosliall)  auch  Socsrhillr  als  wandelnde 
Gebietstheile  ihres  Hcimathbötantos,  eine  Bezeichnung,  wclclie  liir 
alle  Verhältnisse  nur  bei  Kriegsscliiffen  ak  zutreffend  erachtet 
werden  kann.  Die  letzteren,  als  ein  Theil  der  bewaffneten  Maelit 
ihres  Heimathsstaates,  reprasentiren  diesen  Staat,  wo  sie  sich  anch 
immer  befinden  mögen,  und  zwar  nicht  bloss  äusserHch  als  seine 
Organe,  sondern  als  integrirende  Theile  der  souveränen,  von  jeder 
fremden  Autorität  unabhängigen  Staatst^owalt.  Knegsschilie  sind 
deni^rniiiss  sowohl  auf  dem  freien,  keiner  Staatshoheit  unter- 
worfenen Meere  als  detachirte  Theih^  ilircs  Heimathsstaates  mit 
allen  dem  letzteren  zustehenden  Prärogativen  anzusehen,  als  auch 
grundsätzHcb  in  fremden  Hoheitsgewassem  von  jeder  Einwirkung 
der  dortigen  Territorialgewalt  eximirt. 

Die  Exterritorialität  der  Kriegsschiffe  bemht  nicht,  wie  die- 
jenige der  diplomatischen  Vertreter  einer  fremden  Nation,  auf 
einer  Rechtsfiktion,  sondern  in  dem  Wrsen  (hr  X'erhältni.Nöf, 
niimlich  auf  der  Thatsache  der  auf  lieiniathhciu?ni  i>od(iii  gegen- 
wärtigen fremden  Staatsgewalt'**^).  Die  von  einzelnen  Publizisten 
in  Bezug  auf  die  Exemtion  von  fremden  Gewalten  beliebte  Gleich- 

Das  Näle'r.'  lii.M  ül»  r  s.  bei  Tkukls  a.  a.  0.  S.  ff. 
**•)  Woi)LüKY  a.  a.  O.  §  5S  bemerkt:  , public  vessels  are  a  part  of 
the  public  organisin,  and  represcnt  tlie  national  dignity,  and  on  tbcse  accouau. 
even  in  forcign  ports,  are  oxempt  from  tbo  local  Jurisdiction.  Fkruüsov 
a.  A.  0,  I  C.  107:  ,Tfae  exemtiona,  immiinitie«  und  privilc^^es,  granted  to  the 
publie  vesseb  of  an  iodependont  State,  and  irhich  bave  been  wrongly  aacribed 
to  the  fietion  of  extta>teiTitorialitj,  are  conceded  to  public  vessela  by  virtoe  of 
tbeir  beinif,  to  a  ccrtain  extent ,  regarded  a»  representitig  the  sovereiffii  Power 
of  the  State.  In  otber  worde«  the  conceasion  is  dae  to  the  reapect  whieh  the 
wtmagatj  of  a  friendlj  State  can  cbum*. 
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Stellung  eines  Kriegsschities  mit  dem  Hotel  eines  Gesandten 
ist  daher  nicht  ganz  zutreffend.  Bas  Hans  eines  Gesandten  gilt 
im  völkerrechtlichen  Sinne  nur  soweit  als  extemtorial,  als  noth- 
wendig  ist^  um  die  Unverletzlichkeit  des  G^esandten  seihet,  seiner 

Begleitung  und  seines  Archivs  zu  gewährleisten  es  ist  kein 
unantiisthares  Asyl  lur  Infli\irlu(  11.  welche  die  persönliche  Exemtion 
von  der  t'n  mrlen  Justiz-  uiui  Pulizeigewiüt  nicht  zu  heansj)rueheri 
haben.  Für  ein  Kriegsschifi'  dagegen  ist  die  reale  fixterhtoriiüität 
unter  allen  Verhältnissen  und  hinsiclitlich  aller  an  Bord  vor- 
genommener Handlungen  auf  dem  Gebiete  des  Strafirechts  sowohl 
wie  des  Privatrechts  anzunehmen  Keine  fremde  Staatsgewalt 
darf  sich  in  dasjenige  einmischen,  was  an  Bord  eines  fremden 
Kriegsschiffes  vorgeht  oder  gar  mit  (jiewalt  den  Zutritt  zu  er- 
laugea  .suchen  "^^). 

Diese  Tnantastbarkeit,  welche  Kriegsschiffe  übeniU  zu  be- 
anspruchen haben,  macht  allerdings  deren  Befehlshaber  keineswegs 
unverantwortlich.  Sie  sind  aber  lediglich  ihrer  eigenen  Begierungs* 
gewalt  Bechenschaft  schuldig,  und  der  Weg  zur  Ausgleichung 
von  Differenzen  und  Konflikten,  deren  Erledigung  nicht  unmittel- 
bar hezieliungsweise  durch  VennittelmiL'  »les  Konsuls  mit  den 
Iiok;»lhe!i<>r<len  «i<  s  rrem(lt»n  Lamlcs  zu  St.iiitlf  gebracht  werden 
kann,  ist  <1«  1  dipiouiatiüche  zwischen  den  beiden  betbeiiigten  «Staats- 
gewalten 

Auch  wenn  der  Komman<lant  eines  Kriegsschiffes  Verletzungen 
der  Interessen  des  fremden  Staates  oder  der  Angehörigen  des- 

S.  iiaiiK'iitlich  (?ALVA.  ni.  (i.»TiTK»irr'  II.  S.  II.  Ii  uml  Droit  intern. 
I,  §i?  (511  bis  «;I7;  ferner  von  Martknh.  V..ik.rrtxlit  Ii. 

Erkenntniss  des  I^-icbKgerichta  vom  26.  Noveniker  (Eotsch.  in 
ÖtrafeaclH  i».  JM.  III.  S.  7!>. 

VON  Hak,  Ma>  inUmationale  Privat-  iiml  Strafreciit  §§  V^i  n.  115, 
Aiiiiu'rktr.  7;  rs  Ii' ib.st  Itier:  »Das  (jesan«lt-<liatt.-.liot''l  £rilt  mc]\t  uls  iremdes 
rcrritnriuni  ;  naiiientlicli  sind  Delikte,  wcli  lie  Jiu.elli»t  ?oo  nicht  exterri- 
torialen l'ersonen  betfanjjen  werden,  nach  den  Gesetzen  des  l^indes  zu  beiir- 
thelleu,  iu  welchen  das  Gcsaiidtschaftshötel  wirklich  liegt.  Aus  dem  Verhalt- 
niss  fremder  KricgwcbifTe  kun  hier  eine  Analogie  niebt  geltend  gemacht 
werden.  Daa  Kriegasehiff,  gleichsam  eine  bewegliche  Featnng,  hält  sieh  nitr 
zatweilig  in  den  Gewanem  des  Staate«  aqf ,  und  bleibt  stete  von  deeaen 
aigentlichem  Terntorinni  getrennt,  während  das  Gesandtsehaftshötel  onmittel- 
bnr  mit  dem  Grond  nnd  Boden  xosammenhängt.* 

Oalto«  Dictionnaire,  S.  12  bis  14. 
***)  Pbbbls  a.  a.  0.,  S.  102. 

46* 
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seihen  sicli  zu  Schulden  konimen  \iisai,  oder  den  Anordnungen 
der  Iremden  Kegieriuig  aktiven  oder  pussiveu  Widerstand  eat- 
gegensetzt,  ja  selbst  wenn  dius  Scliiif  gegen  den  Willen  dieser 
Beglening  jb  deren  Terhtorialgebiet  eingelaufen  ini,  wird  dasselbe 
oder  seine  Besatzung  der  Jurisdiktionsgewalt  des  fremden  Staates 
nicht  unterworfen.  Der  Kommandant  setzt  sich  und  sein  Schiff 
aber  denjenigen  Maassiialinicn  aus,  welche  die  in  ilm  ii  Gerecht- 
samen verletzte  fremde  Staiits^  widt  zur  Wahrung  hczitthung&wt^iae 
Wieder herstelln  11  ,£j  ihres  Ansehens  und  der  Integrität  ilirer  In- 
teressen für  erforderlich  crnchtot,  und  je  nach  Umständen  selbst 
der  Beschlagnahme  oder  Vernichtung  des  Schiffes.  Es  macht 
hierbei  auch  keinen  Unterschied,  ob  der  Kommandant  zu  solchen 
rechtswidrigen  Akten  von  seiner  Regierung  oder  seinem  Vor- 
gesetzten ausdrücklich  oder  stillschweigend  enuäclitii^t  w^ar  oder  ob 
er  sie  cic^onmächtig  vorgciiouimen  hat*"*).  Die  tVciiide  Ilcluiide 
ist  ja  auch  keiiiesweges  immer  von  voniehercin  in  der  Lage,  er- 
messen zu  können,  ob  der  Kommandant  autorisirt  war  oder  nicht. 
Es  liegt  aber  auch  in  der  That  ein  Bedürfniss  zu  der  Unterscheidung 
nicht  vor.  Denn  gefährdet  das  Kriegssdiiff  durch  sein  Verhalten 
die  Integrität  des  fremden  Staates,  so  befindet  -  sich  dieser  in 
einem  Nothstand^  in  welchem  ilim  kraft  des  Rechts  der  Selbst- 
vertheidigun^  und  der  gebotenen  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen 
jede  gebotene  »Siclierstellung  und  Abwehr  zusteht '"j,  völlig  un- 
abhängig von  der  Frage  über  eine  Jurisdiktionsgewalt,  mit  welcher 
die  Frage  über  das  Recht  der  Nothwehr  auf  völkerrechtlichem 
Gebiet  nicht  verquickt  werden  darf '^^). 

Wenn  zahlreiche  Staatsverträge,  in  welchen  die  BefugnisB 
der  Kriegsschiffe  des  einen  zum  Einlaufen  in  die  Häfen  des 
anderen  Theiles  festcjesetzt  ist,  in  Vi  t lumiuii:;  lUinit  die  Vorschritl 
entiiaiten,  dass  sicli  diese  SchiÜe  währrnd  iliies  Aiili  mI  lialles  ila- 
selbst  den  dort  geltenden  Gesetzen  zu  uuterwerlen  iiabcu,  so  i^it 

FiOBK  a.  a.  0.,  L.  §  537  ff.  sticht  seine  abweichende  Meincinic 
nSber  ta  begrfinden. 

"0  OAtVO,  Droit  intern.  I.,  §  620;  Dicttonnairo,  S.  18  bu  14. 

"*)  BitüMTSonLi  a.  a.  0^  §  321  int,  wenn  er  die  Eiemtion  von  der 
Erlanbniss  snm  Aufenthalt  in  den  fremden  HobeitsgcwSssern  abhängig  machen 
will;  ebenso  WmtATON  a.  a.  0.,  I.,  8.  119  und  Fvobb  a.  a.  0.,  1.,  §  TiSS  und 
539a.  l);tss  jeder  Staat  das  Recht  hat,  fremde  KriegsscbilTe,  wdche  nnbe- 
fngt4>r  Weise  in  seine  Gewüsscr  eingelaufen  sind,  snrttckzuweisen,  nötbigenfall» 
nnter  Anwendung  Ton  Gewalt,  ist  sweifelloB. 
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dies  nicht  etwa  als  ein  Vendcht  auf  die  extmitomle  Stellung, 

sondern  nur  als  eine  bereclitiglu  Maassgabu  der  Zulassunj^  zu  ver- 
stellen, wie  sie  auch  ohne  besondere  Stijndation  als  die  still- 
schweigende Voraussetzung  der  Zulassung  finzusehen  sein  würde. 

Wir  würden  nunmehr  dazu  iiber<^ehcn  kihmen,  die  besonderen 
Konsequenzen  ans  dem  Hecht  der  ExtemtoriaJität  der  Kriegs- 
schiffe zu  ziehen,  wenn  dieses  Becht  sich  der  einmüthigen  An- 
erkennung aUer  Antoritäten  zu  erfreuen  hätte.  Das  ist  jedoch 
niclit  der  Fall,  und  zwar  haben  nicht  nur  einzelne  namhafte 
l*iiltlizisten  die  Exemtion  der  Kriegsschiffe  in  fremden  Gewässern 
von  der  dortigen  Jurisdiktiunshoheit  negirt,  beziehungsweise  nur 
mit  Beschränkung  ancrl<annt,  sondern  auch  staatlicherseits  ist 
neuerdings,  und  zwar  in  England,  das  Prinzip  in  Frage  gestellt 
worden. 

Von  Publizisten  sind  namentlich  Lahpredi^"^),  Azüni**^) 

und  Pinheiro-Ferreira*'*)  im  die  Unterstell  mm  der  in  fremden 
Hoiieit>gewässeni  befindlichen  Knecrsschiffe  unter  die  Jui'isdiktions- 
gewalt  des  fremden  Staates  emgetreten.  Beachtenswerther  als 
deren  Auslassungen,  welchen  eine  juristische  Begründung  fehlt, 
sind  die  offiziellen  Erörterungen,  die  in  England  aus  Veranlas- 
sung der  Frage  über  das  Asylrecht  von  Sklaven,  welche  sich  an 
Bord  britischer  Kriegsschilfe,  während  die  letzteren  in  den  Häfen 
von  Sklavenstiuiten  Ixigen,  geflüchtet  hatten,  gepflogen  wurden. 

Lamptikdi.  Tri^' it  1  ilol  comniercio  dei  popoli  neutrali  in  teiopo  di 
^uerra,  S.  III  ff.  Derselbe  bemerkt  zur  Begründiing  soner  Meinung:  »nel 
territorio  d'an  principe  non  bawi  n^  laogo  persona  mpia  cni  il  soviano  non 
eserciti  il  somnio  inipero.* 

AzüNi,  Sistema  universale  dei  priiicipii  del  diritto  marittiino  dell 
Europa,  1.,  S.  J)6  tf.,  woselbst  es  beisst:  ,cho  escluso  il  comaTido  luilitare,  il 
f[ual«^  rcstn  intatto  per  la  qnalitä  e  natnra  della  iiave  di  y:uena,  s'  intoiidera 
per  vLTiii  altro  rij^nnrdo  ?ottaposta  la  stessa  nave  e  rcquipaggio  alla  giuris- 
diziouc  dcl  6ovraiio  dd  in-rta." 

"*)  PiNUKiuo-FoiiEiUA.  Cours  de  droit  public.  II..  S.  18  §  5<>:  .,Aprt»s 
nvoir  a^sinül»'  rhött»!  de  IVnvnyL'  au  territoire  de  sou  pays,  ils  (l-s  jmbliciätc») 
out  cm,  vt  avec  i>lus  «le  raisou.  il  taut  Tavouer,  que  les  vaisscaux  de  sruerr«; 
devaicnt  aua.si  ctro  ooiisideres  couime  des  portions  detachees  du  territoiro  aucjuel 
\U  appartiennent,  et  quo  par  cousequent,  lorsqu'ils  sont  niouilles  dans  un  port 
etranger,  It»  malfaiteurs  du  pays  dolvent  trouvcr  a  lear  bord  nn  asile  anssi 
inviolable  qne  dans  Vhdtel  de  rambaasadeur  on  dans  le  pay^  möme  anqnel  ccs 
vaiasennx  apparfcieonent.  Cette  applicatien  de  leor  cbunlriqne  fiction  anx  vab- 
aeanz  de  gucrre  est  enoore  plns  denaee  de  raison  que  lorsqn^fl  B*agit  de  llidtel 
et  des  equipaget)  de  rambassadenr* 
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Die  dardi  Königliche  Ordre  vom  14.  Februar  1876  zur 
Prüfung  der  Angelegenheit  eingesetzte  Konunission  (Royal  com- 

mission  on  ftigitive  slaves)  stellte  das  Prinzip  von  der  Exterritoria- 
lität der  Kriegsschiff'e  in  freiudon  Holicits^awüssrni  iti  Fraffc, 
und  die  Berichte  einzelner  Mitglieder,  insbesumlure  diejeuigeu  dt> 
LordobeiTichters  Sir  Alexander  Cockburn,  setzten  sieb  mit  der 
bisherigen  Staatenpraxis  sowold  wie  mit  dem  Wesen  der  Sache 
in  vollen  Widerspruch.  Charakteristisch  genug  für  den  Stand- 
punkt  des  Lordoberrichters  ist  dessen  Meinung:  es  sei  anzuneh- 
men, dass  der  Kommandant  eines  britischen  Kriegsschifies  einen 
Mann  von  der  Besatzung  desselben,  welcher  nach  Begehuni;  einer 
stran)aren  Handlung  am  Tiande  wieder  an  Bord  tjelani^t  der 
Ortbbehörtle  ausliefern  werde '^**).  "Wir  sind  überzeugt,  dass  eben- 
sowenig der  Befehlshaber  vmes  britischen,  wie  der  Kommandant 
irgend  eines  anderen  Kriegsschiffes  einen  solchen  Mangel  an 
Yerstandniss  für  das  Ansehen  seiner  Flagge  besitzen  und  sich 
zugleich  mit  dem  in  dem  modernen  öffenthchen  Recht  der  meisten 
Stauten  anerkannten  Grundsatz ,  dass  kt^ne  Staatsgewalt  ihre 
eigenen  Angehörigen  einer  ansläTidischen  IJcliürde  zur  Sti'afver- 
foigung  aushefert,  in  AVidersprucli  yetzen  würde '*^). 

Die  Praxis,  insbesondere  auch  die  Judikatur  aller  Süiatuu 
hat  die  volle  Exterritorialität  der  Kriegsschiffe  stets  anerkannt  *^^). 


„Probably,  if  a  tocal  Bubject,  haviug  committed  an  ofieoee  againsl 
fbfl  local  law«,  were  to  find  his  way  on  to  a  British  ship  of  war,  the  Com- 
mander woald  at  onoe  give  him  np  to  th«  local  authorities.  Etoi  if  one  of  bu 
own  crew  bad  committed  an  offence  on  abore  he  wonld  probably  do  the  tame^* 

Vgl  im  übrigen  die  Berichte  der  Royal  commLnion  on  fagitive  alavee, 
namentlich  Nr.  III  (8.  28  bis  56)  und  Nr.  V  (S.  62  bis  85). 

US)  Das  osterr.  Dienst-Begl.  III  (Nr.  1007)  bestimmt:  .Unter  keiman 
Vorwamle  und  anter  keiner  Bcdiu^ung  ist  es  je  zulässig,  dass  8.  M.  Kriegs- 
schiffe dnrch  Organe  einer  fremden  Macht  durchsacht,  oder  irgend  eine  tut 
Bemannung  gehörige  oder  sonst  wie  an  Bord  aufgenommene  Person  durch 
solche  Organe  daselbst  testgenommen  werde.  Ueberhaupt  darf  nicht  geduldet 
werden,  dass  frenule  Org-ane  irgend  eine  Handlung  an  Bord  vornehmen,  die 
als  Austiuss  von  Hoheitarechten  anzusehen  wäre.  Jeder  hierbei  freindcrseits 
angewendeten  Gewalt  ist  der  finsterste  Widerstand  etitcre£3;'en  zu  setim".  — 
Ein  Circular-lu'.sknpt  dea  italienischen  Justiziniiiistcrs  vuni  21 .  Jaim;ii  1S»'*>, 
betr.  die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  SchilFo,  enthalt  tulgeuJe  Wcij;un?:  ,Ove 
si  tratti  di  navi  da  guerra,  le  quali.  in  furza  dcl  diritto  dello  genti,  soüo 
iuiuiuüi  UalL'  L^iuri^diziüue  lucale,  le  .lutuiiL.i  {^nndiziaric  del  Kcgnu  nou  (Hitr<aiDu 
iutromcttüiäi  per  la  re^ressioue  dci  reati  avvenuti  a  burdo  di  essi,  ne  prucederc 
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Aber  auch  die  neuere  Wissenschaft  ist  in  der  Anerkennung 
der  besonderen  Rechtsstellung  der  KriegübcliifTe  vollkonunen  einig. 
Von  (li'utijchen  Publizisten  consUitiren  namentlich  Klüher*'^), 
Heffter  ^^*') ,  Nizze''^^),  von  K^vltenuukn '^^) ,  VON  Nbü- 
MANM^^^),  Attlhayb  "^),  B18CHOF  ^^^)  die  fbcemtioii  von  der 
fremdoB  Jimsdiktion  und  Polizeigewalt,  ebenso  Bluntschli, 
welcher  jedoch  diese  Befreiung  an  die  Voraussetzung  knüpft,  dass 
das  betreffende  Kriegsschiff  mit  Erlaubniss  des  fremden  SUuites 
in  dessen  Gewässer  eingelaufen  ist,  und  dieselbe  auch  sonst  nicht 
uubeschränkt  anninmit *^*).  Berner  fuhrt  sehr  zutreffend  aus: 
wie  ein  fremdes  Kriegsschiff  ebenso  wie  ein  fremdes  Heer  nicht 
blos  der  Bepräsentant,  sondern  der  wirkliche  Träger  der  aus- 
wärtigen  Souveränetät,  dessen  nach  aussen  gewendete  Macht  sei, 
und  wie  es  den  grössten  Widerspruch  begehen  hiesse,  diese  einer 
fremden  SouverUnetüt  unterwerfen  zu  wollen.  ^^Wo  ein  Staat 
seine  Fahne  aufpflanzt  und  seine  Kriej^smacht  sammelt,  da  hat  er 
iibtr  iliese  nothweudig  selbst  alle  aus  der  Souveriinetät  tüesseudea 
B.echte  und  vor  Allem  die  Gerichtsbarkeit.   Die  Krieger  also 


ad  atti  di  ginriBdiiione."  —  Erwähnt  sei  aneh  ein  ErlaM  der  TtineKudaoitchai 
Regierimg,  betr.  das  Anlaafen  Tenexaelani8cfa«r  Hafen  Seitens  fremder  Kriegs* 
schiffe,  von  1882,  welcher  im  Art.  5  festsetit:  dass  im  Falle  der  Uebertretiing 
iler  LozügUchen  Yerscbrilten  die  Bdbihden  davon  absmehen  haben,  gegen  solche 

Schitro  M;uissregeln  zu  ergreifen,  da  dieselben  Extenitorialitüt  geincssc»,  und 
sich  viarauf  zu  bescUränkon  haben,  an  die  Nntional-Exckutivgewalt  an  be< 
richten,  welche  das  weitere  nach  internationalem  Brauche  veninlassen  werde.  — 
Das  prenssischc  Ohertribunal  bat  in  einem  Erkenutniss  vom  IG.  März  1854 
(ÜOLDTAMMEB,  Archiv  für  prcnss.  Ötrafrecht,  Bd.  7  S.  314/345)  au8gßsi)ro<  htii : 
Anerkannternin:vs>i  n  geiiiessen  nur  KriegHschiffe  die  Prärogative  der  Exterri- 
torialität o(U>r  il'  T  Kxcintion  von  der  fremden  Staatsgewalt,  während  anilirf 
»Schitfo  und  liTm  Boiiianiiung  in  iVciiileii  Eigonthumjjgewäs.sern  wie  sonstige 
fn'ind«?  8;aheii  uü'I  ri'rs>>iu-ti,  »1er  uusläii  iisi  hcn  Staatsgewalt  ihren  Gesetzeu, 
Anürdimni,'''!!  iiihl  ul4'.u  koiteu  unterwerfen  werden. 
Klübku.  KuropäischeB  Völkerrecht  §  öö. 

»*^)  a  a.  ().  §  79. 

»«)  a.  a.  0.  §  28  I. 

»"1  a.  a.  0.  §  215. 

lasj        Nbuhann,  Grandrisü  des  heutigen  europäischen  Vj^lkerreehts  §  23. 
***)  Attlmayb.  Die  Elemente  des  internationalen  Seerechts,  I  S.  38. 
B18GBOP,  Ornndriss  des  positiven  dffentliehen  internationalen  See- 
rechts, §  20. 

***)  a.  a.  0.  §.321.  —  Die  Charakterisirimg  entbehrt  hier  der  Klarheit 
und  Sieherbeit. 
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stellen  nicht  blos  im  feindlichen,  sondern  auch  im  befreundeten 
fremden  Gebiete  unter  den  Strafgesetzen  ihres  eigenen  Staates 
und  siud  der  Herrschaft  der  Ortsgesetze  und  Ortsgern  hte  enlzogeii. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  Theile  einer  fremden  KriegsÜoita» 
also  Schiffe,  nicht  anders  gestellt  sein  können^  '^^).  Ebenso  VOM 
Bar:  Kriegsschiffe  reprfisentireti  unmittelbar  die  Militärhoheit  dee 
Staats;  sie  sind  daher,  da  sie  auch  rfimnlioh  mit  Beetimmtheit 
von  dem  Territorium  des  Staats,  in  dessen  Hafen  sie  sich  befinden, 
unterschieden  werden,  als  Gebietstheile  ilires  Staats  und  gleich- 
sam als  bewegUche  Festungen  desselben  anzubehen  Ferner 
König:  „Die  Kriegsschiffe  bewahren  auch  in  fremden  Hoheits- 
gewässem  ihre  Eigenschaft  als  „wandelnde  Gebietstheile'^  des 
Angehörigkeitsstaats.  Sie  süid  exterritorial  und  der  Staatsgewalt 
des  Aufenthaltshafens  nicht  unterworfen.  Daher  dürfen  PoUxei-, 
Justiz-  und  andere  Behörden  des  Orts  Handhmgen,  welche  als 
Ausfluss  von  Hoheitsrechten  anzusehen  sind,  an  Bord  eines  fremden 
KriegsschiÜcs  mcht  ohne  Genehmigung  des  Kommandauteu  vor- 
nehmen. Differenzen,  welche  zwischen  letzterem  und  den  Lokal- 
behörden  in  dieser  Beziehung  entstehen  sollten,  bedürfen  zu  ihrer 
Beseitigung  des  diplomatischen  Weges.  Vereinzelt  ist  Seitens  der 
Theoretiker  rersncht  worden,  die  durch  lange  Uebung  gesicherte 
exterritoriale  Stellung  der  in  fremden  Hoheitsgewässern  bcHndHchen 
KriegsscliilVe  anzufechten;  die  8tn:itenpraxis  ist  diesem  \'rivuche 
nicht  gefolgt.  Die  Exten  itoriaUtät  cutbindet  aber  die  Kiiegs- 
schiffe  nicht  davon,  in  Achtung  der  fremden  Souverinetät  alle 
diejenigen  Bestimmungen  zu  befolgen,  welche  im  Interesse  der 
öffentlichen  Ordnung  gegeben  sind**"*).  Schliesslich  mag  noch 
auf  eine  Abhandlung  ^lieber  die  Bestrafung  strafbarer  Hand- 
lungen, welche  aufpreussischen  Seeschiffen  be^anj^en  werden"^,  in 
Goi.DiAM.MKKö  Archiv  für  preussisches  Straliecht  hinge wiet>en 
werden  '^"). 

^)  BvBNEB,  Wirkongskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Raum  und  Ter* 
sonen,  §§  39  and  53. 

***)  a.  a.  0.  §  145;  8.  anch  die  oben  mitgeCheilte  Aamerkg.  7  m  §  115. 
'•^  a.  a.  0.  §  68. 

^)  Bd.  8,  S.  650  ff.,  namentliöh  8.  654/655;  es  beiast  hier:  ,8o  tmI 
bleibt  gewiss,  dass  Kriegsschiffe  wie  wandelnde  bewcgUcfae  Festongen  ihres 
Heimathslandes  ta  betraehtea  smd,  in  denea  die  Autorität  des  SonTWuns  disMS 
Landes  anl  der  See,  wie  in  den  Festungen  ün  Lande  selbitt  nicht  ent  flsgirt 
ta  werden  braucht,  soodeni  in  der  WirUichIceit  durch  die  Befeiilihaber  und 


Digitized  by  Google 


—   693  — 


Von  Engländern  erklärt  Phillihobb:  »Long  usage  and 
murersal  cnstom  entitle  every  such  ship  to  be  considered  as  a 
pari  of  the  State  to  whieh  ahe  belongs,  and  to  be  exempt  firom 
aay  other  Jurisdiction;  whetJier  tbis  pririlege  be  fonnded  upon 

strict  International  Riglit,  or  upon  an  oiigmal  concesbiuii  of  Oo- 
niity,  witii  rttspect  to  the  State  in  its  aggrcgate  capacity,  wlüch, 
iuveterate  practice,  lias  assumed  the  positiou  of  a  Bight,  is  a 
eonsideration  of  not  mucb  practical  importance.  But  it  is  of 
8ome  importance^  for,  if  the  better  opinion  be,  as  it  wonld  seem 
to  be,  tbat  the  priYilege  in  question  was  originally  a  concession 
of  Oomity,  it  may,  on  due  notice  being  given,  be  revoked  by  a 
State,  so  ill  iulvised  as  to  adopt  such  a  course,  wlnch  could  not 
happen  if  it  were  a  matter  of  Natural  Kight.  But,  uncjuestio- 
nably,  in  the  case  of  the  Foreign  Ship  of  War,  as  of  the  Foreign 
Sorereign  and  Ambassador,  every  State  which  has  not  fonuallj 
notified  its  departure  from  this  nsage  of  the  civilized  world,  is 
ander  a  tacid  Convention  to  accord  thIs  privUege  to  the  Foreign 
Ship  of  War  lying  in  its  harbours.  The  privilego  is  extended, 
by  the  reason  of  the  thin^,  to  boats,  tenders,  and  all  appartenan- 
ces  of  a  ship  of  war"  *^^).  Twiss  begründet  die  volle  Exemtion  der 
Kriegsscliiffe  (total  exemtion  firom  the  law  of  the  terntoiy)  dahin: 
public  vessel  of  war  represents  tbe  Sovereign  Power  of  the 
Nation,  nnderwhose  conunission  and  Dag  it  saOs.  If  it  leaves  tbe 
High  Seas  tbe  common  bighway  of  Nations,  and  enters  witbin  the 
niaiitijiii  l(  I  I  itoi-y  of  a  Fnendly  State,  it  is  entitled  to  tho  same 
Privileges  wIirIi  would  be  extended  to  the  i)erson  of  tlie  Soven  ign. 
A  ship  of  war  has  been  tenned  an  extension  of  the  tcrritoiy  of  the 
Nation  to  which  it  belongs,  not  only  whcn  it  is  on  the  wide  ocean, 
bnt  when  it  is  in  a  foreign  port.  In  tbis  respect  a  ship  of  war 
resembles  an  azmy  marohing  by  consent  tbrangh  a  neutral  terri- 
tory. Neither  ships  of  war  nor  army  so  licensed  fall  under  tbe 
juris(hction  of  a  Foreign  State  »32^."  Harcourt  (Historicus)  fertigt 
in  einem  Briefe  an  die  Times  vom  4.  November  1875  che  gegen  die 
Exemtion  der  Kriegsschiffe  von  der  fremden  Jurisdiktionsgewalt 

die  bewaffnete  Macht  thatsachlich  überall  dargestellt  wird.  In  Betreff 

dcT  crgtcrcn  (Kriegs-  oder  StaatsschiiTo)  ist  olino  orlu^blichen  Widerspruch  ihre 
vollständige  Extenitorialit  U  aiuli  ii\  fremden  SigeatbumsgewasserQ  anerkaunt.* 
a.  a.  0.  T..  §§  M4,  346. 
»")  a.  »,  0.  I.,  g  165, 
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erhobeuen  Zweifel  tlaliiu  ab :  „I  had  certamly  supposed  that  in  the 
wbole  ränge  of  public  law  tbere  was  no  podtion  more  iimily  establi»- 
hed  by  aathorify,  more  imiTeraally  admitted  by  GoTemmentSy  or 
ane  which  had  been  more  completely  accepted  in  the  interconrse 
of  States,  as  unqnestioned  and  imqtiestionable.  —  Tbat  a  pnbHc 
sliip  of  war  is  just  MS  imich  exein])t  tVoiii  the  opcnition  of  toroigu 
law,  witliiii  the  puitö  of  auotliur  State  by  uhuui  it  is  reci'ivcd, 
as  it  is  on  the  high  seas,  is^  I  bclieve,  u  thing  wluch  no  States- 
man  now  qnestioos  and  no  Jurist  doubts.  Tbe  precedenta,  the 
practioe,  the  authorithies,  the  reasoningy  are  all  one  way.'' 
Eingehend  behandelte  auch  Hall  die  fVage,  indem  er  zur 
gleich  die  Voten  der  Mtgorität  der  Fugitive  Slave  Commission 
einer  Kritik  unterzieht;  er  gelan^xt  zu  folgendem  Schluss:  ^It  is 
clear  that  there  is  now  a  great  prci)underance  of  authority  in 
£äVoar  of  the  view  tiiat  a  vessel  of  w.ir  in  foreign  waters  is  to 
be  regarded  as  not  subject  to  the  territorial  Jurisdiction weiter 
fiihit  er  zutreffend  aus,  dass  die  Besatzung  ausserhalb  der  Sphäre 
des  Schifies  die  Gesetze  des  fremden  Staates  zu  respektiien 
habe         S.  ferner  Fikli>»^*). 

Von  Fnnizosfn  treten  namentlich  Ortolan  und  CArciiY  für 
die  Unabhängigkeit  der  jviiegsschiffe  von  fremden  Gewalten  em. 
Ersterer  hebt  hervor:  „oes  batiments  doivent  pai*tici{)er  pleine- 
ment  k  Tindependance  et  &  la  souverainet^  de  la  puissance  qui 
les  arme,''  nnd  Tertheidigt  die  traditionelle  Ansehung  eines  Kriogs- 
Schiffes  als  eines  Gebietstheiles  seines  Heimathsstaates,  als  durch 
duij  Wesen  der  Verhaltiiibbe  begründet,  nut  .:4t  osser  Wärme  '^■•). 
OArcnv  erklärt  :  ^Tl  n'est  besoin  d'ancune  liction  pour  justifier, 
k  bord  des  bätimeuts  de  1  Ktat,  Texercise  de  la  Jurisdiction  du 
souverain,  qui  les  commande  par  Tentremise  de  ses  deleguds. 
Une  escadre  militaire  c'est  un  corps  d'arm^e,  c'est-i-dire  la  re- 
presentation  directe  et  vivante  de  la  souverainetS  pour  ce  qui 
conceme  la  guerre.  Ce  caractöre  la  suit  en  tous  lieux:  partout 
ou  stiitiomiu  un  batimeut  de  giien*e,  le  souvcrain  est  present  p;ir 
ses  deiügues.  II  y  a  lä  (juelque  chose  qui  resbeiuble  a  l  inviola- 
bilite  des  amhassadeurs,  dont  hi  principe  ne  derive  pas  assure- 
ment  de  la  Jurisdiction  territoriale,  mais  d'un  pacte  sacre,  taci- 

A  treatise  on  itittiruatioual  law,      54,  55. 

a.  a.  0.  §  'MÜ. 

**)  Obtolan  a,  a.  Ü.  1.  S.  178  ff.,  aamcutUch  6.  192,  lUo  uuU  26h  ff. 
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tement  conclu  entre  tous  les  peuples  dviliB^s  du  monde  ^*®).^ 
8.  ferner  Foelix"^  imd  Bbmault»»«). 

Von  Italienern  behandelt  Fiobb  den  Gegenstand  besonders 

eingehend.  Indem  er  ein  Kriegsschiff  einer  sch^vimmenden  Festnng 

i,'l('ich  erachtet,  bi'^irüiiclet  er  (Icsbun  ausschliessliche  Unterste  Uuiig 
luiter  die  souvcriiiic  Stantsj^cwalt  des  Heimathsstaates,  uiitl  erkliii't  es 
als  eine  eigentliche  intcniationale  RochtspHicht,  die  ausschliessliche 
Jurisdiktionsgewalt  des  Beimathsstaates  über  seine  Kriegsschiffe 
zu  respektiren  Ebenso  tritt  Schiatabella  für  die  absolute 
Exemtion  der  Sriegssdbiffe  Ton  jeder  fremden  Jurisdiktionsgewalt 
ein,  und  begründet  dieselbe  durch  das  Recht  der  Unabhängigkeit 
souveräner  Staaten,  sowie  mit  der  ünmöf^lichkeit  dor  Vermitteluag 
der  internationalen  iieziehunmn  diiich  Kriegsst  liitVo  ohne  deren 
Exemtion   von    fremden    Autoritäten  Auch  Piekantoni 

bezeichnet  die  Kriegssciiifie  als  Kepräsentanten  der  Staats- 
gewalt"*). 

Der  russische  Völkerrechtslebrer  Ffi.  vom  Mautens  erkennt 
ebenfalls  an,  dass  die  prinripielle  Exterritorialität  der  Kriegs- 

Hcliifte  in  der  Praxis  koiibcquujito  Anerkennung  tindet,  meint  aber, 
thuss  eiue  ganz  unhegrenzte  Exterritorialität  mit  der  eigenen 
Siclierheit  der  Schiffe  selbst  kaum,  mit  den  Rechten  und  der 
Würde  des  Uferstaates  aber  keinenfalls  vereinbar  sei  "^). 

Der  holländische  Publizist  Fbbgdson  erachtet  die  volle  Exem- 
tion der  Kriegsschiffe  und  ihrer  Besatzungen  von  jeder  fremden 
Jurisdiktionsgewalt  als  eine  Konzession  „by  virtue  of  their  being, 
to  a  certain  cxtent,  regarded  as  ropresenting  the  sovereign  Power 
of  the  State  ^'^). 

Auch  die  hervorragendsten  amci'ikauischen  PubHzisten  ver- 
treten denselben  Standpunkt,  namenthch  Wheaton  Ksmt  ^^^) 
und  Oalvo;  der  letztere  begründet  die  exunirte  fiechtsstellung 

^)  Cauobt,  Le  droit  maritinie  inteniatioiial  II,  8,  157. 

Fosiiix,  Tnut6  da  dioit  international  privö,  %  544. 

S.  do88en  Abbandlong  in  der  Bevae  de  droit  international,  Bd*  14t  ^-^S* 

a.  a.  0.  I.  §§  532  ff^  nameotlicb  §  585. 

ScniAmvKLLA,  Del  Tenitorio,  8.  22  ff.  und  S.  35. 
>^')  PnuukNTOXI»  Thittato  di  dirittu  internazionale,  I,  S.  8. 

Pk.  von  ILkBTKNs  a.  a.  0.  II,  S.  235,  236. 

Febousok  a.  a.  0.  §§  105  und  107. 

a.  a.  0.  1,  S.  119. 

JÜDIT,  Commentaries  on  American  Law,  I,  S.  27. 
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der  Knegsschiffe  durch  den  Charakter  derselben  &Lb  Theüe  der 
Staatsgewalt,  welche  an  deren  ünabhilngigkeit  zu  partizipiren 
haben,  und  weist  namentlidi  auf  die  wesentlichen  Unterschiede  in 
dem  Charakter  der  Kriegs-  und  Handelsschiffe  hin 

n.  üeale  Exterritorialität. 

1.  Das  Kriegsschiff  als  solches  mit  seinen  gesammten  Per- 

tinenzicii  ist  von  der  fremden  Jiiiisdiktion<^gcwalt  cxiniirt.  D;u>- 
selbe  ist  keiner  Arrcstaidegung  oder  bunbtigon  die  Freiheit  der 
Dispositioncu  seines  Konuuandanten  beeinträchtigenden  Maiisregel 
unterworfen  ^^^).  Kein  IVenidcs  Gericht  darf  einer  Klage  oder 
einem  Arrestgesuch  aus  Rechtsansprüchen,  welche  sich  auf  das 
Verhalten  des  Schiffes  oder  auf  Leistungen  für  dasselbe  gründen, 
z.  B.  aus  Veranlassung  einer  Kollision,  wegen  Schlepp-,  Hfilfs- 
oder  Bergelohii,  .tus  Lieferungsverträgeu  etc.,  Folge  geben.  Wird 
bei  Holcheii  streitigen  Ansprüchen  eine  gütliche  Einigung,  auch 
durch  die  konsularische  Yermittelung,  ukht  erzielt,  so  köinien 
dieselben  nur  verfolgt  werden  entweder  auf  diplomatischem  Wege 
oder  durch  Erhebung  einer  Klage  bei  dem  zustandigen  Gericht 
des  Heimathsstaates  ^^^). 

2.  Alle  strafbaren  Handlungen,  welche  an  Bord  eines  Kriegs- 
schirtes  oder  in  einem  der  zu  einem  sok'hen  gehtirigen  Boote  be- 
gangen werden,  fiüJeu  unter  (he  Jurisdiktion  und  die  Gesel/o  *h^s 
Landes,  dessen  Flagge  das  Schift'  führt.  Auch  wenn  der  Thäter 
nicht  zur  Schiffsbesatzung  gehört,  selbst  wenn  er  ein  Augehöriger 
des  Staates  ist,  in  dessen  Seegebiet  sich  das  Schiff  auf  halt,  welcher 
sich  nur  vorübergehend  an  Bord  befindet,  ist  er  jener  Gerichts- 
barkeit und  jenen  Gesetzen  unterworfen;  es  bleibt  aber  in  solehen 
Fällen  dem  Befehlshaber  des  Kriogsseliitles  unheuonnneH,  ihn  der 
fremden  Justiz-  oder  Polizeibehörde  zur  Stral'verfolgung  zu  über- 
weisen.  Jedenfalls  wird  sich  für  die  meisten  Fälle  schon  aus 


Droit  intern.,  U,  §§  614  ff.;  Dict  II,  8.  11  ff. 
^0  PHiLLnroBi  a.  a.  0.  I,  §  348. 

FSBOUSON  a.  a.  0.  I,  §  109  bemerkt:    J'ubtic  vcssela  ara,  bj  virta« 
of  their  cbaracter,  excmpt  (xom  all  local  jnritdiction,  abo  with  tegtad  to  actioni 

brougbt  rejjarding  collision  and  salvagc  daims.  Äny  srii-h  chitn  inost  be 
cxamined  and  dccidcd  by  thc  roprescntativc  of  tho  forcign  8tato  to  whicb  the 
Public  vesst  1  Im  1oii!^<^.''  ton  Bar  a.  a,  0.  §  130:  .»Fremde  Kriegwchiffe  köDii«Q 
nie  mit  Arrest  belogt  werden,* 
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Opportunitätsrücksichtcn  eine  solche  Ueberweisang  exnpfelileu, 
oameiilUch  wenn  zu  der  Besorgniss,  dass  eine  entsprechende  Sühne 
nicht  erfolgen  werde,  kein  Anlass  vorliegt. 

Hier  tritt  der  Charakter  der  vollen  Exterritorialität  der 

Kric'f^sscliitle  der  bi'scliriiiikteii  ExtuiTitoriiilität  der  Wohnuni^ 
eii!*^  ( i('sanflt<m  gegenüber  besonder«  scharf  liervor.  Diese  Wolinung 
ist  iiiliuiil  und  eine  in  (lerhclhcn  bi'i^iin^'one  Stnil'that  gilt  als  im 
Inland  vci  libt  und  unterliegt  der  inliindischen  Jurisdiktion,  fielbst 
wenn  der  Thater  Ausländer  ist)  ÜBdls  er  nicht  etwa  zu  den  per- 
sönlich Eximirten  gehört'^'). 

3.  Die  Anerkennung  eines  Asyl  rechts  an  Bord  der  Kriegs- 
scliiÜ(!  ist  eine  uiiinittolbare  und  nothwendicje  Konsequenz  ihres 
exterritorialen  Charaktürs.  Hat  ein  Verbreciier,  gleichviel  welcher 
Nationalität,  sich  an  Bord  eines  Kriegsschiffes  geflüchtet,  so  be- 
findet er  sich  auf  dem  Boden  des  Staates,  dessen  Flagge  dieses 
Schiff  führt  und  auf  welchem  eine  externe  Behörde  einen  aus  der 
Staatshoheit  emanirenden  Akt,  insbesondere  eine  Polizei-  oder 
Jurisdiktionsgewalt  niclit  ausüben  darf.  Die  Verfolgung  eines 
Flüchtigen  bis  iiui  das  Schifl  würde  <  l)i  iiso  vülkeiTechtswidrig  sein, 
wie  eine  solclie  Verfolgung  in  fremtlos  Landgebiet  hinein.  Wird 
in  ein^  derartigen  Falle  ein  Anspruch  auf  Auslieferung  erhoben, 
80  kommt  es  zunächst  darauf  an,  ob  zwischen  dem  Heimathsstaate 
des  Kriegsschiffes  und  dem  Staate,  der  die  Auslieferung  fordert, 
ein  AuslieferunjB^yertrag  besteht.  Ist  das  der  Fall,  so  wird  dem 
Ersuchen  um  Auslieferung  luicb  Mnassgabe  des  Vertrages  Folge 
zu  i^i'beu  St  ill.  Jedoch  ist  es  dem  ivommandanten  des  ivriegs- 
schitles  uubeuonuueu,  aucli  in  Fiülen,  welche  nicht  durdi  iStaats- 
vertrag  vorgesehen  sind,  den  Flüchtling  von  Bord  zu  weisen  und 
der  Verfügung  der  Landesbehörde  zu  überlassen.  Ebenso  hängt 
die  Gewährung  des  Asyls,  falls  ein  Auslieferungsvertrag  zwischen 
den  betheiligten  Nationen  nicht  besteht,  lediglich  von  dem  Er- 
messen des  Komiiiiuitbmten  bezieliunj^sweise  den  deiusellien  etwa 
eitbuüten  Instruktionen  ah.  Die  Auslieferung  eii^ener  Stafits- 
angehöriger  an  eine  ausländische  Behörde  zur  tSti*aiVerfolguug 
wird  stets  abzulehnen  sein.  Im  übrigen  aber  wird  es  keinem 
Kommandanten,  der  für  das  Wesen  der  internationalen  Beziehungen 
Verstanduiss  hat,  einfallen,  Verbrecher  fremder  Nationalität  unter 


^)  Pkbkls  a.  a.  O.  S.  111»  112. 
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den  »Scliutz  seiner  Flagge  zu  uelimeu;  es  würde  dies  einen  Miss- 
brauch der  dem  Kriegsseliifl'o  erwiesenen  Gastfreundschaft  invol- 
viren  und  die  Verweisung  desselben  aus  den  Hoheitsgewasaem 
Seitens  der  Tenitoriahnacht  voUkonunen  rechtfertigen'^). 

Die  Territorialbehörde  darf  aber,  wenn  ihrem  Ersuchen  um 
Auslicferuug  nicht  entsproclien  \\ir<\.  die  letztere  nicht  niii  Ge- 
walt durchzuset/en  sialien '••').  Anders  freilicli  hegt  ilas  Ver- 
hältnisse wenn  etwa  in  dem  Falle  einer  Kovoluüon  der  Kommandant 
eines  fremden  KriegsschiiTes  das  letztere  zu  einem  SchlupfwinJtd 
für  die  Aufstandischen  beigeben  wollte.  Es  wird  alsdann  der  in 
ihrer  Integrität  bedrohten  Regicrungsgewalt  die  Befugniss  einer 
Zwan{]fsaktion  cro!B;(»n  ein  derartiges  völkerrechtswidriges  Verhalten 
nicht  versagt  werden  könneu.    Das  ist  aber,  wie  bereits  oben  (I) 

••'")  VON  Bäk  a.  a.  O.  §  151;  Outolan,  a.  a.  0.  I.  S.  ÜH  un.l  2!t::  ü.  - 
Dio  Qiin  ns  K(^gulations  setzen  im  Art.  422  fest:  „1.  Sliips  in  tlin  jiorts  of  a 
foreign  «•Muitry  aro  not  to  receivc  oii  lioard  persons,  altlioujLj'h  tliey  niaj  be 
British  subject^,  sf.'Vinir  rcfu^r»  for  the  poiui>n<?o  of  t  vatling^  the  iaws  .»f  the 
foreigu  tonntry  tu  uhidi  Wwy  inay  have  becoiin^  anif^iiablc.  2,  Daring  i>olitical 
(listurbanccs  or  populär  tnmnlts  rofujjo  nmy  he  allbrdod  to  persons  flyin? 
from  inimincut  per^sonal  tlaü^'i  i.  lu  such  casos  care  mui»t  bc  taki  i»  th:it  thi* 
rcfugecs  do  not  carry  oii,  froni  Her  Majesty's  Shij«  corres]>on«lenc<?  with  their 
Partisans,  and  the  carliest  opportunity  luust  be  taken  to  transfer  them  to  mme 
place  of  «ifety.  Z  Bxeept  in  flxtremd  cases,  passages  shoald  not  be  f^iTen  U> 
tbe  subjeetB  of  foreign  Qo^eniinonta.  4.  Whenever  cimnnstaneas  waj  [»«mit, 
Naval  Offioen  ehonld  comnranicate  with  Her  Majesty's  Diplomatie  or  Coiua- 
lar  Seryants  on  the  gpoti  before  taking  steps  for  tbe  leoeption  of  refogeei  oa 
boaid  their  Shipe."  Fast  genau  dieselben  Vonchriften  enthalt  das  ital.  fiegL 
im  Anl.  29,  mit  dem  Znsatx :  «ma  nna  voita  ranlo  conoesso  esso  h  invioUbii« 
e  va  difeso  oome  Tonore  detla  bandiera  nazionale* ;  im  Anl.  454  ist  ansserdem 
verordnet,  dan  politische  Flflchtltnge,  denen  eine  Znflucht  beiriOigt  ist,  keinecld 
Kommonikation  mit  dem  Lande  haben  sollen,  damit  das  SebSfiT  nicht  kompr»- 
mittirt  werde. 

***)  GaLTO,  droit  intern.  I,  §  617  bt  nu  rkt:  ^Du  principe  qui  en  tont«« 
rirronstance  exemptc  les  navires  de  gaerre  de  Taction  des  aatorit^  ainsi  qiie  de 
ia  Jurisdiction  civilc  et  criminelle  des  tribunaux  du  pays  ^tranger  ou  ils 
mouillent,  il  resultc  quo  pcnetrer  a  Icnr  bord  par  f«iro<^  est  nnc  viol.it ion  de 
pavillon,  qui  peut  entrainrr  Ks  plii>  i,'r:ives  consf'quences  et  justitior  un«*  ruptare 
de  relations  ontro  (]*'i]x  Etats."  Fikld.  a.  a.  ().  §  2^5  (Ainn.  2)  li.4it  hm-^r: 
^le  droit  trasiK*  d'une  nation  iie  sV-tiMnl  pas  seulenient  ä  >oii  terriloire  niai> 
ä  touH  U's  autics  lieux  places  sous  smi  ciiipiro  cxclusif"  und  kuinmt  hiernach 
7.U  dem  Scliliiss:  ,(>u  ne  pourrait  l'or(  or  im  naviie  »1»'  i;ii<"rre  a  livrer  un  fo^itif.* 
!S.  auch  VON  Bau  a.  a.  O.  §  l^J  .  w;ilir<'iul  Fr.  von  Martkns  a.  a.  0.  S.  23ö 
ein  unbegrenztes  Asylrecht  uiclit  anerkennt. 
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dargelegt  ist,  nicht  die  Ausübung  einer  Jurisdiktionsgewalt,  sondern 
des  Notbrechts  der  SelbstvertheidiguDg^^'). 

Zu  sehr  eingehenden  ErJirteningen  führte  in  neuerer  Zeit  die 
Fra*,'e  über  die  Verpflichtung  zur  Auslieferung  von  Sklaven^  welche  * 

sich  an  Bord  ])ritischer  Khegssclüffe  e^eflüchtet  haben,  wähn  ml  des 
Aufenthaltes  der  letzteren  in  Häfen  solcher  Staaten,  in  welclieii 
der  Zustand  der  Sklaverei  zu  Becht  besteht.  Die  Lösung  der  Fr.i  u^e 
ist  völlig  unabhängig  von  einer  etwa  bestehenden  Vereinbarung  über 
die  Auslieferung  von  Verbrecheni.   Es  ist  dabei  namentlich  zu  be- 
rücksichtigen, einerseits,  dass  die  personliche  Bechisstellung  eines 
Verbrechers  dadurch,  dass  es  ihm  gelungen  ist,  an  Bord  eines  frem- 
den Kriegsschiffes  zu  gelanf,'en,  in  keiner   Weise   alterirt  wird, 
während  nach  en^lisciieni  Jieclit  iSklaven  mit  dem  Augeubhck,  in 
welchem  sie  britischen  Boden  betreten,  frei  werden,  und  anderer- 
seits, dass  die  AusUeferung  einer  freien  Person,  gleichviel  welcher 
Nationaiitilt  sie  angehört^  zu  dem  Zweck  der  Wiederherstellung 
seines  früheren  Zustandes  als  Sklaven  dem  Rechtsbewusstsein  der 
Heueren  Zeit  völlig  zuwider  ist.    Dieser  Anschauung  hatte  auch 
ehedem  tUe  britische  Regierung  Rechnung  getragen.    „Tt  should 
he  born  in  mind  that  if  a  slave  were  to  take  reüige  on  boai  d  a 
Britisli  ship  of  war,  it  will  still,  as  heretofore,  he  tlu^  diity  of 
the  captain  to  refuse  to  surrender  such  slave  ,^  schrieb  Lord 
Clabendoii  in  einer  Kote  vom  19.  Juni  1870  an  den  britischen 
Gesandten  in  Rio  de  Janeiro.   Seit  1870  begann  indessen  eine 
ahweicheiide  Auffassung  sich  Balm  zu  brucheii.  In  einem  Sclireiheii 
vom  fi.  Januar  jenes  «Jahres  an  die  A dmirfilität  iKi^-InlUut  «las 
Auswärtige  Amt,  dass  die  Kommandanteu  britischei  K i uigüschilie 
die  Territoriaigewässer  von  Madagaskar  unter  Mitnahme  von 
Sklaven,  welche  dort  eine  Zuflucht  an  Bord  gesucht  hatten,  ver- 
lassen hatten;  die  Begründung  der  Erinnerung  kommt  darauf 
hinaus,  dass  die  Bewohner  von  Madagaskar  ihres  legalen  Eigen- 
thumes  niclil  Ix  iauht  werden  dürften.    Ks  nuiss  hierbei  hemerki 
Werden,  dass  Ailikel  9  des  Vertiages  von  iHHä  zwischen  (4rühS- 
hritannien  und  Madaijaskar  bestimmt:  „No  suhject  of  the  (^ueen 
of  Madagaskar  shall  be  permitted  to  embark  on  any  British 
ship,  except  such  as  shall  have  received  a  passport  from  the  Ma- 
lagasy  authorities.^    Hiemach  durften  die  Sklaven  allerdings 


ö.  auch  FlOEE  a.  a.  ü.  1.  §§  537,  538. 
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nicht  an  Bord  zugelassen  werden.    In  den  Art.  147  und  148  der 
Befehle  der  oatindischen  Station  von  1871  wird  auf  Grund  der 
Entscheidung  des  answfirtigen  Amtes  den  Kommandanten  die 
'  Auslieferung  der  an  Bord  ihrer  Schiffe  geflüchteten  SMaTen  an 

die  Eigenthüiuer  anbefohlen.  Abweichend  Juvon  erkläit  zwar 
die  Regierung  vod  Boiiiljay  in  einem  Erlass  vom  29.  Noverolier 
1871:  7,The  couunauders  of  British  lueu-of-war  would  not  oniy 
be  authonsed  in  refiising  to  surrender  a  slave  who  has  fonnd 
refage  on  board  bis  Tessel,  bnt  would  incur  Yerj  serioos  legal 
responsibüity  if  he  in  any  way  attempted  to  ooerce  that  slave  to 
retum  to  bis  master;^  aber  in  einem  späteren  firlass  yom  7. 
Januar  1874  spricht  auch  die  indische  Regierung  die  Verplüch- 
tung  zur  Auslieferung^  auf  desfallsiges  Ansuchen  aus.  tSchUesshch 
heliandelte  die  Admirahtat  die  Angelegenheit  in  zwei  eingehenden 
Cirkularverfiigungen  vom  31.  Juli  und  vom  6.  December  187.5, 
nach  welcher  flüchtige  Sklaven  nur  unter  ganz  besonderen  Um- 
ständen an  Bord  britischer  Kriegsschiffe  zugelassen  werden  soUeOi 
und  in  welchen  gleichzeitig  die  AusHefemng  auf  Ansuchen  oder 
die  Ausweisunt^  ohne  ein  solches  nach  Maassgabe  der  Umstände 
angeordnet  wnd  '"^j. 

Wir  sehen  hier  von  einem  nälicren  Eingehen  aui  die  Üenchte 
und  Vorschläge  der  bereits  erwähnten,  im  Jahre  1876  eingesetzten 
Royal  commission  on  fiigitive  slaves  ab  und  weisen  nur  auf  die 
in  demselben  Jahre,  unter  Aufhebung  aller  fri'iheren  Instruktionen 
erlassene  Anweisung  f&r  die  Befehlshaber  der  britischen  Ifarine 
lün,  welche  denselben  einen  gewissen  Spielraum  lässt**^). 

«")  Pkrkls  a.  a.  0.  S.  117  ff. 

Dieidbe  laotet  nach  der  Fassung  in  deo  Queens  RegulatioBs  §  428: 

1.  In  any  case  in  which  a  fn^ntive  slave  has  been  recieved  on  hoard  a 
British  Man-of-War  and  taken  under  the  protection  of  the  British  fia^.  wethef 
within  or  beyond  the  territorial  waten  of  any  State,  no  dcmand  inade  for  hii 
surrender  on  the    round  of  slavery  is  to  be  adniitted  or  entertained. 

2,  It  is  not  inti'uded,  nor  is  it  possible.  to  iay  down  any  pu'oi.so  or 
^ctieral  rule  as  to  the  cases  in  which  a  fnintivf  slave  is  to  b»'  so  r»vi»  Vf-J. 
Coinmanding  Officers  will  be  ^'uided  by  consiil»,"iations  of  huuianity.  and  ihest 
coüM  lcrations  mu^i  )u\ve  fuU  otfect  »iven  to  thcm  whether  the  ship  is 
on  the  bif^h  seas  vi  witliin  the  territorial  waters  of  a  State  iu  which  slavery 
eiiütü;  but  iu  the  latter  case  the  Captain  onght,  at  Uic  sauie  time,  to  avoid 
conduct  which  niay  appear  to  be  a  breach  of  international  comity  and  good  fMth. 

A.  If  any  penon,  witbiu  tflrritoriiil  waten,  elslns  j4Hir  pioteetion  on  the 
giwuid  that  he  ie  kept  io  ek? erj  oontraiy  to  Tnattoe  with  Qicat  Britta, 
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.  in*  Persönliche  Exemtionen. 

Es  bandelt  sicli  tun  die  Befiigiu8s  zur  Ausübung  einer  Juris- 

(liktioiibgewiiit  über  sok-hr  zur  litsat/uuf^  eines  in  einem  fi*emden 
Hafen  befindlichen  Krif^^schilVts  ^^L'hürigen  Personen,  welche  sich 
wälirend  ihres  Aufenthaltes  am  Lande  gegen  die  dort  geltenden 
Gesetze  vergehen,  seitens  der  Territorialbehördei  in  erster  Linie 
inn  die  Zulassung  ihrer  Verhaftung.  Dass  eine  Festnahme  nicht 
statthaft  ist^  sobald  es  dem  Betreffenden  gelungen  ist,  an  Bord 
oder  in  ein  Boot  des  Kriegsschiffes,  welchem  er  angehört,  oder 
eines  underen  Kriegsscliiilt  ä  ilerselben  Flagge  zu  pjolanf^en,  kann 
mit  Riieksicht  auf  die  reale  Exterritorialität  des  Krief^sschiiies 
und  der  /.n  demselben  ^eliörigen  Boote  nicht  zweifelhaft  sein. 
Aber  auch  während  der  Zeit,  in  welcher  sich  ein  solches  Indi*. 
▼idttum  am  Lande  befindet,  erscheint  Festnahme  durch  die  Lan- 
des- oder  Ortsbehörde'  nicht  unter  allen  Umständen  zulässig,  son- 
dern man  wird  unterscheiden  müssen,  ob  der  Betreffende  sich 
dieusthch  oder  ausserdienstlich  am  L:uide  befindet  '^^). 


be  Bbonld  b«  reoeived  ontil  tbe  tnith  of  bifi  atatemeot  is  examioed  into^  This 
«xamination  should  be  made.  if  possible,  after  coinmunication  witb  nearest 
Briti.ob  Oonsular  autoritj.  and  he  shoald  be  goided  in  bia  sabseqaent  prooee- 
dings  by  the  resuU. 

4.  A  special  rt'port  is  to  be  made  of  evcry  caae  of  a  fugitive  slave  received 
un  board  Hhip. 

Auf  diese  Unterscbeiduni,'  wird  von  den  lueistcu  i'ublizi.st' n  Iv'm 
G*^ wicht  gelegt,  sorulfm  iVw  /ul;i^^c^lglv»_'it  der  Verhattuiij^  und  Straf\ rrtuiguug 
ali>  (jirimdsatz  ftnf«»^«Ätellt.  .So  liei  Outolan  :i.  ;i.  O.  1,  S.  2t>8  iV.,  tuniientlicli 
g.  390,  PiiiLLiMoRK  a.  a.  ü.  I,  §  :>M».  Kokni«  a.  a.  ().  §  iy'A  oraiht^'t  die 
Berechtiifung  der  IJnterschoiduii^'  tiir  zweifelhalt,  üakhurükr  (Dur  strafrecht- 
liche Bcgriir  „  Inland "  und  seine  Beziehungen  zum  Völkerrecht  und  Staatsrecht 
S.  125)  luUt  zwar  den  dienstlichen  und  nichtdienstlicben  Anfentbalt  am  Lande 
aueiiiaBdar,  rieht  aber  daiaas  lr«iiM  gant  luMfendcii  Folgemngen.  S.  famer 
HB  NiOBm,  Tratado  elemeutal  de  defecbo  interaadonal  maritimo,  §  III* 
BmaULT  (ReToe  de  droit  inteni.  Bd.  14,  S.  78)  bemerkt  mit  Besag  auf  die 
EiteiTitorialitat  fiemder  Kriegsaebiffii  in  firauflaisehen  Gewiasern:  »eette  ei- 
territorialite  affrasehit  de  la  jariadidion  locale  le  naviie  lui-m^  et  lea  faita 
qai  a*y  paaaent,  nen  lea  penonnea  attach^ea  a  oe  navire  et  qai  poomdent  com- 
metre  dea  tnfnetiona  an  dehora,  C*eat  oe  qo*a  }ng6  la  oonr  de  canation  le 
84.  f4vrier  18d8,  en  caaaant  one  d^ion  dn  tribomd  aapfrienr  de  Saigon  qai 
a*4tait  dMar4  incorap^tent  ponr  connaltre  dn  ddlit  de  rebellion  iinput^  a  an 
marin  angbda,  ap|iaiteiiant  a  nne  oonrette  mouill^e  dans  le  {»ort  de  Saigon  et 
deacenda  a  terre.  L*an6t  ae  borne  a  rappeler  le  prindpe  de  Tart  3  da  Code 
AnUr  Ar  tfimUkhM  Baekt  t.  4.  47 
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h  Personen  Ton  der  Besatzung,  welche  sich  in 
dienstlichen  Funktionen  am  Lande  befinden,  bleiben 
für  die  Dauer  ihres  dienstlichen  Aufenthaltes  das^bst,  sofern  ein 

solcher  nicht  etwa  von  d  r  Iremden  Staatsgewalt  übeiliaiij  t  unter- 
sagt worden  wai*,  der  Jimscliktiün  und  den  Gesetzen  liu-es  Hei- 
mathsstaates  unterworien.  Denn  die  ihnen,  sei  es  ausdrücklich 
sei  es  stillschweigend,  crtheiltc  Bewilligung  zum  Aufenthalt  in 
dienstlicher  Funktion  am  Lande  gilt  nach  aUgemeiner  völkerrecht- 
licher Regel  als  gegeben  unter  dem  Verzicht  auf  die  Ausübung 
einer  Jurisdiktions-  oder  Polizeigewalt  Es  gilt  dieser  Grund- 
satz für  einzelne  Individuen  ebensowohl  wie  füi*  ganze  Ab- 
tlioilungen.  Die  Voraussetzung  der  Exemtion  ist  aber,  dass 
solche  Personen  oder  Abtheüungen  sich  nach  Maassgabe  der 
zugestandenen  Bewilligung  verhalten,  also  namentlich  nicht 
etwa  solche  Theile  des  fremden  Staatsgebietes  betreten^  die 
ihnen  ausdrücklich  untersagt  worden  sind;  femer  hört  die  Exem- 
tion auf  für  Individuen,  welche  von  ihrer  Abtliiilung  abgekommen 
sind.  Als  abgekommen  in  dioRom  Sinne  sind  aber  nur  solche  zu 
betrachteu,  die  der  thatsäclihchen  Autorität  ihrer  Vorgesetzt^'u 
entzogen  sind.  Im  übrigen  kann  die  Regel  kraft  des  Rechts  der 
Selbsthülfe  eine  Ausnahme  erleiden,  wie  dies  ja  auch  hinsichtlich 
des  Grundsatzes  von  der  Exemtion  der  Kriegsschiffe  selbst  der 
PaU  ist 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  solclie  Leute  nicht  der 
Strafverfolgung  überhaupt  entzogeu  werden  sollen.  Vielmehr  wird 
diese  nach  Maassgabe  der  Gesetze  ^  unter  weichen  das  Kriegs- 


eivU  et  c*^tait  suffkant."  Art.  3  cit.  bestimmt:  ^Les  lois  de  police  et  de  86iet6 
obligont  tons  ceux  qui  habitont  le  tcrritoirc." 

iB«)  FoKLix  a.  a.  0.,  §  547  konstatirt  als  einen  Grandsoti  des  V5lker- 
rechts:  ,Le  militaire  eons  les  drapeanx  ob  en  activite  de  service«  qni  se  trouve 
daiM  nn  pays  dtranger,  est  considdre  commc  ^tont  dans  n  pstrie;  par  suite, 
möme  lorsqu'il  est  dans  nn  pays  ami  ou  neutre,  Ics  crimcs  on  delits  dont  il 
s'est  rcndu  conpable  seront  pnnis  commc  s'il  les  avait  coramis  dans  patrie." 
—  Von  Bar  a.  a.  0.,  §  145  crkemil  diese  Regel  nur  unbedingt  an.  »ofern 
c;^  sif)i  nifi  s'tr:tfh;in'  Uaii*lhmi,'t'n  f,'<.'^'<'n  Kameraden  oder  Vorgeset/.ti\  ^rfirnt 
du:  lii*<'ic.s(»i<lnun^  Ulier  geilen  (U-n  ♦•i>(i'ueii  i^taat  bandelt;  soweit  das  ni<  lit  »ler 
¥a\[  sei,  müsse  in  Ermangelung  eines  besonderen  Vertrages  Prn?cntioii  .  ut- 
Rcbeiden.  —  S.  auch  Fioes  a.  a.  0.,  I.,  §  g.  in  Verbindung  mit  ^  öla 
und  617. 
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schiff  steht,  herheiznftüiren  sein  '^^),  und  es  wird  von  dem  Ergeb- 
niss  der  Untersuchiuig  der  fremden  Behörde,  Ikils  von  derselben 
das  Ersuchen  um  Strafverfolgung  gestellt  ist,  auf  einem  den 
Verhältnissen  entsprechenden  Wege  Kenntniss  za  geben  sein. 

2.  üeber  Personen  von  der  Besatzung,  welche  sich  ausser- 
dienstlicb  am  Lande  befinden,  ist  die  fremde  Staatsgewalt  berech- 
tigt, die  Jurisdiktions-  und  Polizt  igt  wak  in  volloin  Umfange  aus- 
zuüben, gerade  wie  iibor  andere  Ausländer,  welche  nicht  nacli  all- 
gemeinou  völkeiTechthciicn  Grundsätzen  die  Befreiung  von  der- 
selben zu  beanspruchen  haben.  Die  Praxis,  beruhend  theils  auf 
Opportunitatsrücksichten,  theils  auf  Konnivenz,  steUt  sich  aber 
so»  dass  vielfach  von  jener  an  und  für  sich  völlig  unbestreitbaren 
Befugniss  kein  Gebrauch  gemacht  wird;  namentlich  pflegen  solche 
Personen,  wenn  sie  -sich  einer  Strafthat  gerin i;fii^Mf^er  Art  ^ogen 
die  Ocsetze  des  fremden  Landes  haben  Scliulden  kommen 
lassen,  nur  vorläutig  festgenommen  und  unter  Mittlieilung  des 
Sachverhaltes  ihrem  Kommandanten  zur  Strafverfolgung  übergeben 
zu  werden,  und  es  wird  in  derartigen  Fällen  die  Pflicht  des  letz- 
teren sein,  soweit  die  Gesetze  seines  Landes  es  zulassen,  die 
Strafverfolgung  in  die  Wege  zu  leiten  und  von  dem  Ausgange 
derselben  der  fremden  Behörde  Kenntniss  zu  geben.  Hat  die 
fremde  Staalsi^cwalt  nicht  etwa  ausdrücklich  oder  durch  kon- 
kludente Handlungen  auf  die  Ötrafverfolguni:  ihi  i  rseits  verzichtet, 
so  würde  sie  auch  befugt  sein,  ein  solches  Individuum,  welches 
sich  einer  strafbaren  Handlung  gegen  die  Gesetze  des  Landes 
schuldig  gemacht  hat  und  welchem  es  gelungen  ist,  an  Bord  des 
Kriegsschiffes  zu  entkommen,  zu  dessen  Besatzung  es  gehört, 
sobald  es  wieder  an  T^and  betroffen  wird,  festnehmen  und  von 
dem  zuständigen  (Jericht  des  Landes  aburtlieilen  zu  lassen  ^^•*). 

In  allen  Fällen  ist  es  die  Pflicht  der  Behörde,  welche  eine 
Person  von  der  Besatzung  eines  fremden  Kriegsschiffes  hat  fest- 


Fkrkls  a.  a.  0.,  S.  114. 

Dns  Deutsche  Militarstrafgeset/buch  giebt  eine  Garantie  dafür  dareh 
die  Vorschrift  d»?«  §  7  in  Verhinilnny-  mit  den  §§  U>2  und  163,  wonach  von 
den  zur  .Besatzuiitr  M.  Schill'.'  ^'.  liltriiTcn  Personfn  im  Auslände  brirancfene 
strafbare  Haiulluiigeu  ebenso  bestraft  w.  r>lt'n  sollen,  als  wenn  diese  llauUlungen 
von  ihnen  im  lUindesgebiete  be^aii;,'en  waren. 
•••)  Perkls  a.  a.  0.,  S.  114,  115, 

47* 
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nehmen  lassen  und  die  SirafVerfolgong  gegen  flie  einleitet,  hier- 
Ton  baldthnnlichst  auf  geeignetem  Wege  den  Konunandanteo 

dieses  Schifies^  unter  Mittheilung  des  Gegenstandes  der  Ansehul- 
»li^nnig,  in  Kenntuiss  zu  setzen,  und  letzterer  wird  wiederum  ent- 
weder direkt  oder  durch  Vermitteluu^  des  Koubuls  bezw.  des 
diplomatischea  V^ertreters  seines  Souveräns  dahin  zu  wirken  haben, 
dass  dem  Angeschuldigten  eine  angemessene  Behandlung  zu  Theil 
werde  und  dessen  Interessen  nach  allen  Bichtungen  hin,  nament- 
lich auch  durch  Zuordnung  eines  Vertheidigers,  wahrgenommen 
werden  **°). 


)  PuLUMOWi  a.  a.  0.,  1.,  §  346;  PsBSLB  a.  a.  0.,  S.  112,  Asmcrkg.  1. 


cd  by  Google 


Quellen  uud  Eutscheidimgeu. 


Aus  der  Spruchpraxis  des  Bundesamts  für  das 

Heimathwesen. 

Mitgetheilt  von  doDi 
Geb.  Regieruiigsiiith  Dr.  Krech, 

Mitglied  des  BuodeSiimtü  für  üas  Hoimathwesen. 

1.  Zur  AniUgnng  der  §g  U  und  88  Aba.  8  U.  W.G. 
Die  §g  11  tind  S3  stellen  in  dem  ontopreolienden  Abtatz  9  eine  prae- 
Bumtio  juris  et  de  jure  auf,  iiulcm  sie  bestimmen: 

Wo  für  ländliches  oder  städtisches  Gesinde,  Arbeitsleute, 
WirthHcliaftRheamte,  Pächter  oder  andere  iMicthsleute  der  Wechsel 
des  Wohnorts  zu  bestimmten,  durch  (besetz  odi  r  nrt8Ül)liche8  Hef- 
kommen festgesetzten  Terminen  stattfindet,  gilt  der  übliche  TJm- 
zugstermin  als  Anfang  des  Aufenthalts  (bezw.  der  Abwesenheit) 
sofern  nicht  zwischen  diesen  Terminen  und  dem  Tage,  an  welchem 
der  Aufenthalt  (bezw.  die  Abwesenheit)  wirklich  beginnt,  ein  mehr 
als  siebentägiger  Zeitraum  gt  letrt  ii  hat. 
Es  i5«t  streitig,  ob  diese  Vorschrift  auch  dann  Anwendung  findet,  wenn 
vcrtraLfsniässig  ein  anderer,  als  der  gesetzliclie  oder  ortsübliche  Um- 
zugstcriniu  fiir  das  Anziehen  des  (ies^iiules  vereinbart  ist.    Das  Euiulesamt 
hat  diese  Frage  in  bejalieiidom  Sinne  euthchieden,  indem  es  in  dem  Urtlieil 
vom  31.  Oetober  1885  (in  Sachen  Rotzog  contra  Pollmnv)  avisführt  : 

„Die  trwähüteii  gesetzlichcu  V'urbchriilcu  cuthaltcn  scliüii  auch  ihrem 
Wortlaute  eine  allgemein  gültige  Regel,  von  welcher  eine  Ausnahme  für  den 
Fall,  dass  ein  anderer,  als  der  übliche  Ununigstermin  vertragsmSssig  fest- 
gesetat  worden,  nicht  gemadit  ist.  „Wo ...  der  Weebeel  des  Wohnortes 
au  beatimmtan,  dnroh  Oesets  oder  ortsttbüches  Herkommen  festgeeetsten 
Terminen  stattfindet,*  eoll  der  übliche  Umangstermin  entscheiden;  davon 
lässt  das  Geseta  nnr  Eine  Ausnahme  an,  sofern  nSmlich  zwischen  dem  üb- 
Uchen  und  dem  thatsachlichen  Umzugstennine  ein  mehr  als  siebentägiger 
Zeitraum  liegt.  Andere,  mit  kein^  Worte  angedeutete  Ausnahmen  in  das 
Geseta  hineinantragen,  erscheint  von  vom  herein  unstatthaft.  Insbesondere 
aber  kann  es  nicht  ab  eine  stillschweigende  Yoraussetaung  angesehen  werden, 
dass  die  Bestimmung  nicht  sur  Anwendung  kommen  solle,  wenn  ein  von  dem 
üblichen  ah\vc  ic]i  ender  Umzugstermin  zwischen  den  Parteien  verabredet  ist. 
Wtire  dies  die  Absicht  des  Cresetzgebers  gewesen,  so  hätte  es  nahe  gelegen, 
die  Fassung  der  Schleswig-Holsteiu'schen  Armenordnung,  aus  welcher  die 
VorschriH  herübeigenommen  ist,  beizubehalten.  Hier  heisst  es:  »warn  der 
Miethskontrakt  von  einem  Dienstwechsel  zum  anderen  geschlossen  war;** 
dadurch  war  die  Anwendung  von  dem  Umstände  abhängig  gemacht,  dass 
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der  Vertraff  selbst  dm  üblichtju  UIllzu^^^^tormiu  festhielt.  lu)  G<_gen^t*e 
dazu  stellt  das  Reichs^cscU  als  Vorbt-diii^niiij;  lediglich  die  vüu  dem  Willea 
der  Betheiligten  gauz  uuabhäugige  Thatsache  liiu,  dass  der  Wechsel  sn  be- 
stunmteii,  durch  Gesets  oder  Herkommen  festgeaetsten  Termineii  «etattiiiidei*. 
Nor  attf  diese  Weise  fconnte  «ich  der  beabsichtigle  Zweok  emndit  weiden; 
es  soUte  eine  pmesumptio  juris  et  de  jure  ao^estdlt  werden»  wonach  der 
Umzug  ohne  Zolassong  des  Gegenbeweises  als  am  üblichen  Termine  geschehen 
SU  betrachten  ist,  es  sei  denn,  dass  die  Gegenpartei  beweisen  kann,  es  habe 
ein  grosserer,'  als  ein  siebentägiger  Zwisohenramn  iwiadien  dem  gesetsfidben 
Termine  and  dem  wirklichen  Umzüge  gelegen  (Rede  des  Bondeakommisaan 
in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  16.  Mai  1870;  stenogr.  Bericht  iS. 
Liesse  man  aber  eine  Ausnahme  für  den  Fall  ku,  dass  kontraktlich  ein  ab* 
weichender,  innerhalb  des  siebentägigen  Zcitratmies  liegender  Termin  aas- 
gemacht ist,  so  würde  man  wieder  in  Streitigkeiten  und  imifangrcichc  Be- 
weisverhaudhinircn  geratheo,  welche  der  Gbseisgeber  auigesproohcnermsssen 
hat  ab«5chncidcu  wollen." 

Aus  gleichen  (Tiüuden  ist  von  dem  Bundesamtc  die  Vorschriit  der 
§§11  und  23  Abs.  '6  auch  in  solchen  P'älleu  angewendet  worden^  in  denen 
der  Clesindevcrtrag  erst  nach  dem  Tii^e  de«  frefetzlichen  oder  ortsüblichen 
Umzugstentnn  abgeschlossen,  in  denen  also  das  Anzielit  n  z\i  diesem  Termine 
anmöglich  war,  vorausgesetzt  natürlich,  du&s  der  IhutiüichHchc  Zuzog  inner- 
halb des  siebentägigen  Zeitraumes  erfolgt  ist  (Urtheil  v.  8.  Mii*  1884  in 
Sachen  Stralsund  contra  Garz). 

S.  Die  Selbständigkeit  der  b5slich  ▼erlassenen  Ehefrau  nach  §  17 
U.W.G.  ist  unabhingig  von  der  Fähigkeit  derselben,  selbstSndig 
einen  Unters tütznngawohnsits  zu  erwerben  oder  zn  Terlieren. 
Die  Bedentwngderflelbstiindig^eit  einerBhefran  in  annenrechtliclMm  Sinns 
ist  in  der  in  diesem  Archiv  S.  209.  910  mitgetheilten  Entscheidung  des  Boadoi- 
amts  entwickelt  Sie  wird  begrBndet  in  den  FdUen  des  g  16  U.  W.  G.  durch 
die  rechtliche  Auflösung  der  Ehe,  unter  den  VoraussetzungNi  des  §  17 
durch  die  thatsäch liehe  Aufhebung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft. 
Mit  diesem  Zeityninkt  hört  der  Ehemann  auf,  im  armenrechtlichen  Sinne 
Familienoberhaupt  zu  sein;  die  durch  §  15  begründete  Theilaahme  der  Ehe* 
frau  an  den  1 'nterstütznngswohnsitzverhältnissen  des  Ehemanns  ccsfirt.  Die 
Ehefrnu  behalt  den  in  jenem  Zeitpunkt  für  sie  begründeten  Unterstütziniff»- 
wohnsitz  als  ihren  eigenen  bei.  Hf  r  Verlust  flf^^selben  und  der  Erwerb 
eines  andern  kanu  in  der  Folgezeit  nur  aus  ihrer  Person  bcunheilt  werdeu- 
Ol)  ?i<!  nach  §^  10  ff.  22  ff.  zum  Erwerb  eines  andern  Unterstützua«rswohn- 
8it2(>s  oder  zum  Verlust  des  in  dem  Zeitpunkt  der  Trennung  von  üirem 
Ehemann  begründeten  Untcrstützungswühusitzes  befähigt  ist,  hat  mit  der 
nach  §  17  begründeten  Selbständigkeit  uichtn  zu  thun.  Letztere  tritt  von 
selbst  c»n  mit  dem  Fortfall  der  Eigenschaft  des  Ehemannes  als  Farailien- 
haupt.  Das  Alter  der  böslich  verhsseneu  u.  s.  w.  Ehefrau  ist  dabei  ebenso 
gleichgültig,  wie  bei  unter  94  Jahre  alten  Kindern,  welche  durch  den  Wegfidl 
des  parens  in  armenreohtlichem  Sinne  ebenfiüls  selbetandig  (soi  juris)  werden. 

Das  Bundesamt  hat  demgemSsa  in  dem  Urtheil  vom  17.  Oetober 
1686  (in  Sachen  Labben  contra  Hannover)  die  AuslBhrung  des  Berufiiqgs- 
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klägers,  dass  §  17  nur  zur  Anwcndnrifr  g^elanpeu  könne,  wenn  die  Ehpfrau 
zum  selbständiVen  Erwerbe  und  V'erliiste  eines  Unterstützun^swohiisitzes 
Taing,  also  über  li4  .lalue  alt  sei,  für  uidjegründet  erklärt.  „Der  Umstand, 
das»  die  selbstüudig,  d,  h.  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Uuter- 
stützuDgswohnsitzos  von  ihrom  Ehcmanu  uuabliängig  gewordene  Ehefirau  noch 
n^t  dftBjemge  Alter  enetebt  hAt>  welches  fiir  den  Bcgiun  det  Brwerbes 
des  Untentütsnngiwohiintses  dureh  Aufenthalt,  beiw.  de»  Yerltutes  dendben 
diiroh  Abwesenheit  nach  §§  10  und  S9  «.  a.  O.  erforderlieh  ist,  hat  nur  die 
Folge»  dass  bis  so  diesem  Zeitpnakl  der  Beginn  der  sweqKhngen  Erwerbs- 
besw.  Verlnstfrist  eosgesohlossen  ist.** 

3k  Unter  welchen  Voranssetsungen  ist  ein  Ansprach  anf  Brsats 
Yon  Transportkosten  begründet,  wenn  ein  vorheriges  Ein- 
▼  erständniss  bezüglich  der  Uebernahme  eines Hülfsbedurftigen 

nicht  stattgefunden  hat? 

Der  Ortsarmenverband  Gnttstadt  hatte  dem  Arbeiter  M.,  dessen  Unter- 
stützungswohnsitz in  Modtken  war,  Krankonpflege  angcdeihen  lassen.  Als  M. 
soweit  wieder  hergestellt  war,  da^s'er  weiterer  ärztlicher  Behandlung  nicht  mehr 
bedurfte,  wurde  der  O.-A.-V.  Modtken  aufgefordert,  den  M.,  der  den  weiten 
Weg  zu  Fusü  zurückzulegen  noch  uiclit  im  Staude  war,  per  Wagen  abholen 
zu  lassen.  Modtken  lehnte  dies  ab.  Das  I^audrathsamt  zu  Neidenburg  gab 
dem  O.-A.-V.  GuttstadL  auheim,  seinerseits  den  M.  nach  Modtken  transpor- 
liren  zu  lassen  und  die  Konten  htiia  letzteren  Arnicuverbaudc  zu  liquidiren. 
Dies  geschali.  —  Yoin  cvaUiu  Richter  wurde  der  Erstattungsanspruch  ab- 
gewiesen, weü  nicht  dargethan  sei,  dass  ModtJcen  die  Ueberfiihrung  des  M. 
beantragt  habe,  ohne  einem  aolchen  Antrag  der  Kläger  (Ghittstadt)  aber 
nicht  bereehtigt  gewesen  sei,  den  Transport  des  H.  fSr  Bechniiag  des  Be- 
klagten  an  bewirken.  Das  Bandesamt  reprobirte  in  dem  Urtbeil  vom 
81.  October  1866  diesen  Entsoheidangsgrond* 

»Wenn  anch  mit  Hficksiciht  aof  die  Bestimmung  im  §  6  Abs.  S  des 
iVeisägigkeitagesetces  davon  aossugehen  ist»  dass  ein  vorfiinfig  unterstntoen« 
der  AnnenTerband  eigenmScbtig  — '  und  sogar  gegen  den  Wülen  des  end- 
galt^  ftrsoigepfliobtigen  Armenverbandes  —  dem  Letateren  eine  von  ihm 
unterstatzte  Person  nicht  zufuhren  soll,  so  ist  doch,  nachdem  die  lieber' 
fuhrung  ihatsächUch  zur  Ausführung  gelangt  ist,  und  es  sich  lediglich  um 
die  Frage  handelt,  welchem  ArmenverlMUide  die  Kosten  zur  Last  fallen, 
nicht  sowohl  die  den  Schutz  der  auszuweisenden  Person  betreffende  Vor- 
schrift des  §  6  des  Freizügigkeitsgesetzes  entscheidend,  uls  vielmehr  die  für 
das  Verhältnis»  drr  Annenverbände  massgebenden  §15  dl.  32.  58  des 
UntcrstützuugswohusitzgesetÄCS.  Liegen  danach  die  Voraussetzungen  vor, 
imter  denen  der  endgültig  furaoi^epflichti</e  Arnicnvcrband  zur  Uebernahme 
des  Hiilfsbedürftigen  verpflichtet  war,  so  kann  er  sich  auch  der  Erstattung 
der  DO th wendigen  Ueberfühnmgskostou  nicht  entziehen.  Denn  diese 
Kosten  würden  ihm  selbst  eiiLsUuiden  sein,  wenn  er  seiner  UeberuahmepÜicht 
genügt  hätte  (vgl.  Entscheidungen  Xll  S.  101.  102).*' 
4,  Oer  Armenverband  des  Aufenthaltsorts  kann  die  Uebernahme 
eines  Familienbauptes  auch  dann  verlangen,  wenn  bisher 
nicht  er  selbst,  sondern  ein  anderer  Armenverband  sieb 
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der  riiterstützung  unterzojaren  hat,  möge  diese  UiiterBtU t  zung 
dem  Auszuweisenden  auch  nur  in  der  Person  seiner  Kinder 
gewährt  sein. 

Daa  Bundesamt  hat  diesen  in  feststehender  Praxis  befolgten  Grund- 
satz in  dem  Urtheil  vom  24.  October  1886  in  Sachen  de«  Landarmen- 
▼wbandt  der  Frovins  SoUiMieiit  Bddagten  und  Bernfungsklägera,  ivider  den 
Ortaemenverbend  Berlin,  KUIger  und  Bemfungibeklagten»  gegenüber  den 
Aorfährungcn  dee  Beklagten  aufreobt  erhalten  und  begründet 

Der  mutieitig  landarme  Vachtmeieter  &  verstarb  im  Mara  1884  wa 
Striegau.  Dort  wurden  seitdem  swet  Toohter  desselben  (9  und  7  Jafare  alt) 
aof  Kosten  des  Beklagten  nntexbalten.  Die  Matter  derselben,  Wittwe  8^ 
lebt  in  Berlin,  und  ernährt  sich  dort  als  Näherin.  Nur  einmal  hat  sie  vom 
Kliger  bei  seitago:  Arbeitslosigkeit  unterstetzt  werden  müssen.  Der  Kläger 
hat  von  dem  Beklagten  die  Uebemahme  der  Wittwe  S.  verlangt»  weil  dieselbe 
bei  der  ihren  Töchtern  gewährten  und  noch  auf  lange  Zeit  zu  gewährenden 
Unterstützuug  dauernd  hülfsbcdürftig  sei.   In  dem  Urtheile  wird  ausgeführt : 

„Wenn  der  Beklagte  davon  ausgeht,  da^s  nach  den  Vorschriften  dos  Frei- 
xügigkeitsgesetzesNirmand  nnr  deswejren  ausgewiesen  werden  könne,  weil  seine 
Angehöriprn  an  d  e  r \v ii r  ts  tler  Anncnpflofjc  anheimjrcfallen  soicn;  und  dass 
der  §  5  a.  a.  U.  der  (»cmeindo  nur  daim  ein  ]{e(  ht  der  Ausweisung  pobo. 
wenn  der  Angezogeue  sell»si  oder  seine  gleiclilalls  „angezogenen'*,  »spiiu  u 
Aufi-nlliiilt  t  hiMlendeu",  Familieumilfrliider  in  einen  Zustand  daueindrr 
Hiiir?<l>ediii-rtii,'ki'iL  verfallen  seien,  welche  ihatsächlicli  zu  einer  öfl'eni lichten 
Unterst iii/.un;jj  geführt  habe,  —  so  tiügt  er  in  die  \ Ui.Heln  itteri  der    5j>;  4 
und      a.  a.  O.  eine  l^esohriinkun«^  hinein,  welche  »liesi  lhen  luclit  enlhahen. 
Der  §  4  spricht  vuu  dcu  ,.uichL  arbeitsfnfii«reu  An^'eliörigcn"  eines  «neu  An- 
ziehenden"* (Familienhauptes)  schlecht  luit,  uhne  zu  unterscheiden,  ol»  sie  luit 
angezogen  sind  oder  lüelit.       Lud  mit  liccht.    l>eim  die  Familie  gehört 
susammeu,  die  FamihengUeder  dürfen  vom  Familicnhaupt  nicht  getrennt 
werden,  das  Familienhanpt  sieht  die  Familien^eder  nach  sich ;  und  die  Ge- 
meinde, welefae  dem  FamiUenhaapt  den  Anfianthalt  gewäkrt,  kann  dassdbe 
nicht  verhindern,  seine  Angehörigen  bei  sich  anfrimehmen,  sofern  letsteren 
nicht  etwa  naeh  §  8  a.  a.  0.  der  Aufenthalt  versagt  werden  kann.  Der  An- 
Eugsgemeinde  muss  dsher  das  Reeht  sustehen,  das  Familienhaopt  absoweisea, 
wenn  es  nicht  im  Stande  ist»  die  ihm  angehörigen,  nicht  aibeitsfiiliigeD  Fwr 
milienglieder  zu  erhalten,  mSgmi  letstere  sieh  aufhalten,  wo  sie  wollen.  — 
Das  Becht  der  FreisSgigkeit  ist  für  das  Fsmilienhanpt  moht  vorfasudeo, 
wem  es  nicht  auch  seinen  Angehörigen  den  nothdürftagen  Lebensunterhalt  so 
beschaffen  vermag,  insbesondere  wenn  letztere  von  irgend  einem  ArmcnveT' 
bände  unterstütEt  werden  müssen  (§  1  Abs.  2,  §  4  a.  a.  0.).  —  Beruht  dieses 
Unvermögen  ^  wie  im  vorliegenden  Falle,  —  auf  anderen  Clründen,  als 
emer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit  des  Familienhauptes,  so  ist 
sowohl  das  Recht  der  Aufenthaltsgemeinde,  dem  Familienhau])te  die 
Fortsetzung  des  Aufenthalts  zu  versagen,  begründet,  als  auch  die  Uebemaljrao- 
pflichtdes  zur  endgültigen  Tminmg  der  Armenlast  gesetzlich  verpflichteten  Ort 
oder  Landarmeuverbandcs  (§ö  Frei/. -des.  §5530.  31  l^ntcrKtütrim^r^wohnsir/ire.'^.) 

DwM  Seitens  dos  Laudarmcnverbandcs  der  l'rovinz  iScblesieo,  in  deaeo 
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Bezirk  die  Nothwendigkeit  der  öfi'eutlichen  Fürsorge  für  die  Kinder  der 
Wittwe  S.  und  mittelbar  die  Hülfshedfn-ftigkoit  der  letzteren  selbst  hervor- 
getreten ist,  die  nach  Lage  der  Sache  crforderHchc  Hülft;  durch  Unterbringung 
der  Kinder  gewährt  worden  ist^  hebt  die  Hülfebedürfligkeit  der  Wittwe  S. 
im  arfoenrechtlichdn  Sinne  nioht  auf.  Eine  von  einem  Armenverbande  ge- 
wiluieUnteretfit«img)cann  diesen  Erfolg  nie  liaben,  weü  vielmehr  umgekdhrt 
das  Fortbestehen  der  Hülisbedfirfligkeit  die  yonnMetnu^  der  Forl||ew8h' 
mag  der  Untentiitsong  bfldet  — >  Es  steht  daher  dem  Klageanträge  der  Um- 
stand, dasB  —  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten  einen  Falle  ~  der  WittweS. 
für  ihre  Person  in  Bertin  öffentliche  Untentütsong  bisher  nidit  gewährt 
so  werden  brauchte,  ebensowenig  en^egen,  als  dass  Klüger,  so  lange  die 
Kinder  fli  r  "Wittwe  S.  vom  Bekln^cn  unterstützt  werden,  nicht  zu  befurchten 
braucht,  dass  die  Wittwe  S.  in  Berlin  den  Untcrstützungswohusitz  erwerben 
werde.    Der  Kläger  kann  derselben  ihrer  dauernden  Hülfsbedürftig- 

keit  den  ferneren  Aufenthalt  in  Berlin  versagen,  die  Wittwe  S.  mnss  nch 
ihre  Ausweisnnw  gefallen  lassen,  der  Beklagte  iiiuss  dieselbe  iibpnitlnnen. 
Dieser  l'obcrnaiiTiiri>lliclit  wird  auch  keiin  swf  trs  durch  die  Abnahme  der 
KuHteulasl  allt  in  genügt  ;  der  Beklagte  niuss  vielmehr,  wenn  Kläger  die  Aus- 
weisung der  \S  iitwe  S.  voraimnit,  die  Letztere  auch  fiir  ihre  IVrsuu  uber- 
nehmen (Entsch.  Xli,  8.  97).  In  welcher  Weise  der  Beklajrtc  ilieser  Pflicht 
genügen,  iubbesondere  ob  er  die  Gemeiude  Striegau  auf  Gruud  des  §  34 
des  preussischen  Ausführung.sgesetzcs  dazu  auhaltcii  kaiiu,  der  Wittwe  fcJ. 
den  Aufenthalt  daselbst  zu  gestatten,  üiud  Fragen,  welche  den  Anspruch  des 
Klägers  dem  Beklagten  gegenüber  nicht  berühren.'* 

6.  Anmeldung deeErstattungsanspruehs  bei  dervorges.  Behörde. 

Von  dem  0.>A.'V.  Stassfurt  war  dem  Landannen  M.  in  der  Zeit 
vom  S8.  Mai  bis  4L  Jxud  1884  wegen  wunder  Fnsse  Krankenpflege  gewShrt. 
Der  Erstattungsanspruch  wutde  am  80.  Hai  1884  bei  der  voigesetsten  Be- 
hörde, bei  dem  beklagten  Landarmenverbande  der  Ftovina  Sachsen  aber  mt 
am  17.  Januar  1886  angemeldet»  Der  Beklagte  mdnt,  dass  die  Anmeldung 
bei  der  vorgesetzten  Behörde  nicht  genüge,  weil  sie  erfolgt  sei,  ehe  irgend 
welche  Ermitteloi^pen  bestfglieh  des  definitiv  verpflichteten  Annenverbandes 
angestellt  waren.  Der  erste  Richter  hat  den  Beklagten  verurtheilt.  Die 
Eingangsworte  im  Abs.  2  der  §34  U.-W.-G.:  „Ist  der  verpflichtete  Armen- 
verband  nicht  zu  ermitteln''  seien  als  Konditionalsatz  zu  verstehen.  Die  An- 
iiieldunjr  bei  der  vorgesetzten  Behörde  genüge,  auch  wenn  sie  vor  Anstellung 
von  Ertiiittolunfren  erfolcft  sei,  sofern  sich  nur  nachtraVlich  herausstelle,  dass 
der  verpdichtete  Armen  verband  in  der  Thal  nicht  zu  ermitteln  sei.  Das 
treffe  aber  im  vorliof^oiulen  Falle  zu. 

Das  Bundesamt  hat  diese  Entscheidung  bestätigt,  und  in  dem  Urtheil 
vom  7.  November  1885  ausgcliilirt : 

„Es  lasst  sich  zwar  nicht  verkeimen,  dass  der  Wortlaut  des  Abs. 2 §34  a.a.O. 

„lat  nicht  zu  ermitteln,  so  hat  zu  erfolgen** 

die  Auffassung  des  Beklagten :  „der  §  34  Absatz  2  a.  a.  0.  knüpfe  die  nur 
subsidiäre  Anmeldung''  bei  der  vorgesetzten  BehSrde  an  die  Voraussetzung, 
dass  resnltatlose  anderweite  Ermittelungen  vorangegangen  seien*  ~, 
einigerniassen  unterstutst.  Aber  auch  bei  dieser  AuflBwsung  erseheint  ea 
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durchaus  urcht  ausgeschlossen,  die  im  §  34  Abs.  1  a.  a.  0.  angeordnete  Ver- 
nehmung des  Untorttötzten  Aber  seine  Heimathg-,  PuniUeik-  and  Anfeiithalto- 
TerUatnisse  als  eine  .Ennittelmig''  rar  FesUtellung  des  verpfficbteten  Anwn- 
verbandes  atunueben,  und  da  du  Gesets  niigend  voncbreibt,  wann  der  FUl 
der  BeaoltatloNgkeit  der  Ennittelungen  vorliegt,  die  Anrnddiiog  bei  der 
vorgesetEten  Behörde  far  snliisaig  au  eraehteni  wenn  neb  ana  oder  bei  Oe- 
legenheit  jener  Vemebmqag  Zweifel  eigeben,  ob  die  Angaben  dea  Unftar- 
stotaten  über  seine  AnfenthaltaverbMtniwe  in  der  Walirbeit  bomben.  Wenn 
inabeaondere  im  vorliegenden  Falle  der  KlSger  gegenüber  dem  wegen 
nwnnder  FSsae*  die  Aufiiahmo  in  das  Krankenliaus  nachsucbcuden  angeb» 
liehen  M.  trut/  der  sehr  bestimmten  Angaben  über  Herkunft  und  bisherigai 
Aufenthalt  derartige  Zweifel  hegte,  so  sind  diese  dnrob  die  spateren 
Ermittelungen  als  durchaus  gerechtfertigt  erwiesen  worden. 

Es  ist  aber  überhaupt  nach  dem  Zusammenhange  der  beiden  ersten 
Absätze  lies  §  34  a.  a.  0.  dor  Aiisirlit  des  ersten  Richters  darin  boi/u- 
stimmen,  daas  durch  die  Eingangsworte  des  zweiten  Absatz«^«  uur  die 
snbfjidiäro  Natui*  der  Aumelduno:  )ici  der  vorgesetztea  Behurdt ,  die  be- 
f<(>iulere  Bedingung,  unter  welcher  sie  genügt,  zum  Ausdruck  gebracht  ist. 
Dafür  spricht,  abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten  Momente,  dass  im 
Gesetz  nicht  vorgeschricbcu  ist,  wann  ein©  Resultat losigkeit  der  Ermit- 
telungen anzunehmen  sei,  der  Umstand,  dass  in  beiden  Absätzen  eine  ein- 
hcitliclie  vom  Heginn  der  Unterstützung  laufende  Frist  angeordnet  ist.  Sechs 
Monate  nach  begunucncr  Unterstützung  hat  die  Auineldung  bei  Vermeidung 
des  Verlustes  des  Erstattungsanspruchs  entweder  bei  dem  verpflichteten 
Armenverbande  selbst  (Abs.  1)  oder  bd  der  vorgcsotifen  BehSrde  (Abs^  S) 
an  erfolgen.  Die  Anmeldung  bei  dem  verpflidbteten  Annoiverbande  gilt 
als  Regel  ;  kann  sie  innerbalb  der  secbamonatlichm  Frist  geseheben,  so 
ist  nur  sie  geeignet,  den  Erstattongsanspruob  an  wahren.  Ist  dagegen  der 
verpflichtete  Armenverband  recbtaeitig  nioht  an  ennitteln,  so  genügt  aar 
Wahmng  des  Entattungsanspmeba  eine  innerbalb  dea  seehsmonatlicben  Zeit* 
rauma  —  sei  es  am  ersten  oder  am  letaten  Tage  desselben  ^  erfolgte  An- 
meldung bei  der  voigesetaten  Behörde.  Es  ersoheiat  daher  dorehans  tor 
läseig,  dass  der  vorttofig  oaterstütaende  Annenverband,  nm  sieh  seinen 
Anspruch  für  den  FaU  an  sichern,  dass  es  ihm  nicht  mdglidi  sein  werde, 
innerbalb  der  seehsmonatlicben  Frist  den  endgültig  verpflichteten  Armen' 
verband  zu  ermitteln,  sofort  nach  Gewährung  der  Unterstütanng  imd  der 
Vernehmung  des  Unterstützten ,  welche  nach  Absata  1  der  Anmeldiu^ 
stets  vwanzugehen  hat,  den  Erstattungsanspruch  anr  Wahrung  desselben  bei 
der  vorgesetzten  Beliördo  anmeldet.  Nur  darf  er  sich  dabei  nicht  genügen 
lassen,  muss  vielmehr  die  Vcrt?nche,  den  endgültig  verpflichteten  Armenver- 
band  m  ermitteln,  ohne  Säumen  beginnen  und  fortsetzen,  und  sofern  diese 
innerhalb  d<  r  Frist  zum  Ziele  fiihreu,  die  Anmt  ldung  des  rtlegefalls  bei 
demselben  nachholen.  Denn  es  hängt  nicht  von  seinem  Belieben  nb.  ob 
er  die  Anniehlung  b<>i  tlom  verpflichteten  Ai'menverl)ande  oder  l)ei  der  vor- 
gesetzten Beli<>rde  bewirken  will,  und  die  Anmehlmig  bei  der  letzteren  wahrt  den 
Erstattungsanspruch  nicht,  wenn  die  ersterc  iniierh;illj  i-eelis  Monaten  möglich 
war  (vgl.  Entscb.  XTV',  S.  lU,  Wohlkrs  III.  Auli.  S.  12a  Nr.  16). 
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BosiU;  H*f  das  Recht  der  öffentlichen  (ieuossenschaft.  Freiburg 
i.  B.  1886  (J.  C.  B.  Mohr).  210  S. 

Die  sozialpolitisch*'  Heichsfjf^setzcrpbtintr  biotH  die  r?f.stalt  dor  (IlTi'nt- 
lichon  Gcno88<*nsch:it't  in  o  ^rro^sartiirci-  Vcrwi'uduiig,  dass  dieselbe  eine  neue 
Anziehungskraft  gewinnt  für  wiutienschaft liehe  Bcliandlung.  Der  Verfasser 
Int  69  unternommen,  die  Theorie  des  OenmmtbegriffeB  damutellen,  der 
fiber  all  den  BinzeleTacheinungen  des  Reichsreditei  wie  des  Partikularreclites 
steht-,  was  das  letztere  anlangt,  so  fasst  er  vor  Allem  das  preussische  und 
das  badische  Landesrecht  in*s  Auge.  Er  will  nicht  eingehen  auf  den  wirtli- 
schaftf-  und  sozialpolitischen  Inhalt  der  Institute;  dio  reine  Roditfiforin 
allein  i»t  sein  Gegenstand,  ein  Stüok  verwaltungsrecbtlicher  Doginatik,  — 
auch  w^eun  die  Vorrede  es  nicht  ankündigte,  würde  der  Name  des  Veriaaaera 
am  sehen  dime  Bichtung  des  Bnch^  TObtbrgt  haben. 

Er  beginnt  mit  einer  Kritik  der  bisherigen  Ansichten  von  dem  Begriffe 
der  öffentlichen  Genossenschaft,  namentlich  auch  der  Versuche  einer  Grens- 
ziehung  zwischen  dieser  inid  den  Privatkorimrationen,  und  stellt  dann  seiner 
Seits  als  wesentliches  Untersulieidunfrsmaterial  fest,  dass  die  Erstere  in  einem 
besonderen  über  das  Privat  recht  hinausreicliendeii  Verhältnisse  zum 
Staate  steht.  Dieses  Verhültuiss  bestimmt  aich  genauer,  als  eine  ihr  ob- 
liegende öffentliche  Pflicht  dem  Staate  gegenüber  und  xwar  als  eine 
Pflicht,  nicht  etwa  bloss  an  einselnen  Leistungen,  sondern  welche  die  ganse 
Pewönlichkeit  der  Genossenschaft  selbst  erfasst:  öffentliche  Genossenschaft 
ist  diejenige,  welche  kraft  öffentlichen  Bechtes  dem  Staate  aar  £MuUang 
ihres  Zweckes  verpflichtet  ist  (R  1H). 

Von  dem  ho  gewouuoücn  Staudpunkte  aus  werden  dann  die  Eiuzelheiten 
der  Ltjhre  entwickelt. 

Das  Merkmal  des  um&ssenden  öffentlichen  Pflichtverhälinisses  erprobt 
sunachst  seine  Brauchbariceit  bei  Bestimmung  der  einzelnen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften des  Reichs*  und  Landesrechtes,  welchen  die  Eigenschaft  der 
Oeffentlicfakeit  zukommt;  es  eigibt  sich  daraus  ein  fest  und  sieher  be- 
gren/tor  Kreh  von  Erscheinungen,  deren  ZusamrooigehÖrigkeit  unverkenn* 
bar  ist  i  S.  5H— 91). 

Da»  dritte  Kapitel  handelt  von  der  Persönlichkeit  der  öffentlichen 
Genossenschafl :  Zweck,  Einwirkung  des  Staates  bei  Verfolgung  desselben 
und  Organisation  des  eignen  Willens.  Ans  dem  PflicfatverhSltniss  zum  Staate 
folget  eine  besondere  Besehrinktheit  der  Genossenschaft  in  der  Wahl  der 
Angelegenheiten,  die  sie  als  die  ibrigm  behandeln  will*  Ausser  den  vom 
Gesetze  schon  bezeichneten  Zwecken  können  solche  nur  soweit  aufgenommen 
werden,  als  das  Gesetz  dem  das  Statut  vcb  ifTeuden  Willen  hiefür  freien 
Hpielrnnm  gewährt.  Mangels  solcher  Einri  iiMuiitr  ist  eine  Erweitenin;^  tiiT 
Zwet^ki;  unzulässig;  die  Kräfte  sollen  uichi  von  den  eis^entliclien  Zwecken 
abgelenkt  und  xerspltttert  werden  können.  Danach  gibt  es  dreierlei  Zwecke 
fiir  die  Genossenschaft:  begriffswesentliche,  sulassige  und  verbotene  (S.  94  ff.) 
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Die  Ein\^^rkung  des  Staates,  mit  welcheii  er  jenen  PflicbtverhaltDissen 
entsprechend  seine  Interessen  an  der  Lebensthätigkeit  der  Genossensc  hüft 
geltend  macht,  zerfallt  in  Gesetzgebung,  Aufsicht  und  Genehuiiguog  (8.  102  S.). 

Die  Bedeatung  der  Gesetzgebung  ist,  daie  der  SUat  säbtt  ^indeni  er 
als  reohtsetsende  Poteiu:  (Gewalt?)  auftritt,  die  AbgraiuEUBg  der  Sfihire 
seint^  ( i^enen  Willens  und  des  auch  von  ihm  zu  respekÜrend^  freien 
Wirkuno^skriM^«  s  der  genossttuchaftlichen  Selbstbestimmung  in  souveräner 
Weise  voniiiniiit.'' 

Das  Aufsichts-  und  Genehmiguugsrccht  hat  sich  dann  innfrliall»  der 
also  gezogenen  Schranken  zu  bewegen;  die  unter  dem  Gesetze  stehenden 
Behörden  sind  au  derartigen  Eingriffen  nur  befugt  „aof  Grund  und  im  "R^**»*»^ 
des  Bechtes.*  Unter  sieh  sind  Aufsicht  und  Genehmigung  wieder  geschieden 
nach  dem  Merkmal,  dass  bei  der  Letzteren  den  staatlichen  Behörden  «  ine 
Einwirkung  nach  ZwockmässiVkeitsrücksichten  ziistt  ht,  Erstere  sich  besclu^kt 
auf  die  Wahrung  dos  für  die  Willeusbethatigung  der  Genos'ifTisrhafl  he 
«tohf»nden  Rechts  (S.  IIH).  Der  Verfasser  erkennt  selbst  au,  (Ul-^h  in  dt*r 
üblichen  Hechtssprache  die  Uutcrächeiduug  nicht  ho  festgehalten  wird.  Der 
bedeutungsvolle  Zweck,  den  er  mit  seinen  Vorschlügen  verfolgt,  ist  der,  die 
Akte  deutlich  von  einander  zu  halten,  welche  ibram  ganaen  Inhalte  nsdi 
der  Anfechtung  mit  der  Yerwallun^'^^klage  unteriiegen,  und  die,  in  welchen 
ein  freies  Ermessen  der  Behörden  für  das  Ven*'altungsgcricht  nur  die  Prüfung 
der  eingehaltenen  äusserlichen  Grenzen  offen  lässt.  Dieser  Gegensatz  i-^t 
allerdings  ein  dureliireliender  und  würde  ])esser  durch  überall  passende  Ii»- 
Zeichnungen  gewahrt  j  die  Begriffe  Aufsicht  und  (Genehmigung  la^e^  sich 
fiberdieas  nur  sdbwer  ffir  diesen  Zweck  lureefatbi^gen. 

Es  folgt  in  Kap.  4  die  Lehre  von  der  Begründung  und  Beendijjtung 
der  Genossenschafl. 

Die  Entstehung  derselben  kann  auf  dreierlei  Weise  stattfinden  je  nach 
dem  Faktor,  welebem  der  entsclu-idfiule  Antheil  dabei  zulallt.  Hei  Be- 
gründung^ durch  Beschlush  eines  blaatiichen  Verwaltungaorganes  kann  dersi-ll't' 
mehr  oder  weniger  au  die  Mitwirkung  der  Betheiligten  gebunden  sein,  voo 
welcher  die  Rechtmttssigkelt  seines  AJctes  abhängt  Die  Begründung  dardi 
Bescbluss  der  Betheitigten  umgdcehrt  kann  eines  Aktes  der  Behörde  be* 
dürfen,  um  reebtswirksam  zu  werden.  Dabei  kommt  wieder  das  Bestrebai 
des  Verfassers  zur  Geltung,  mit  Rücksicht  auf  die  Zulässigkeit  der  Ver- 
waltunf;'?k1nL''f'  nns/usclieiden :  l)esehränkt  sich  der  Akt  auf  die  Prüfunir  der 
Gesetzmiissi^keit,  so  be/eichnet  er  ihn  als  Bestätigung;  soll  er  auch  die 
Frage  erwägen,  ob  die  Gründung  den  Staatsintcresseu  entspricht,  so  heisst 
er  Genehmigung  (S.  138,  139).  Die  dritte  Art  ist  die  Begründung  durch 
Willensaitscfaluss  einer  dritten  Persdnlichkeit;  als  Beikel  dient  die  Schöpfung 
einer  Ortskrankenkasse  durch  die  Gemeinde. 

Die  Beendigung  der  Genossenschaft  ist  A  uflösung,  wenn  sie  mit  dem 
Willen  derselben,  Seliliessunjor,  wenn  sie  durch  Willensentsehluss  der  Be- 
hörden ^reHchielit.  In  beiden  Hc/ieliungen  wird  das  Pflichtverliiiltuiss  /um 
Staate  \nn  Hedeutun*^.  Es  ])eselir'Hiikt  die  Auflösung,  indem  solche  nur  ge- 
schehen kann,  wo  der  »Slaat  die  Erniiicbtigung  dazu  al^emein  ertheilt  hat 
durch  Rechtssati,  oder  die  besondere  Genehmigung  der  Staatsgewalt  im 
Einzelfalle  dasukommt.  Andererseits  gibt  es  den  wichtigsten  Stiliessaqgs* 
grund,  den  wegen  Nichterfüllung  des  Zweckes:  die  LcistungsuniahigkMt  gegen- 
über ihrer  Pflicht  entzieht  der  Genossenschaft  die  Ejustenaberecbtigung  gegen- 
über dem  Stimte        160,  S.  24). 

Das  5.  Kapitel  handelt  von  den  Kecht^verhältnisseu  der  üöeutlichen 
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GenoBsenschad  zu  ihren  Mitgliedern  und  zu  dritten  Personen;  das  6.  von 
Becht  und  Gericht  der  öffentlichen  Gesellschaft.  Aus  dem  letzteren  soll  nur 
noch  besonders  aufinerksam  gemacht  werden  auf  die  trefflichen  Auseinander- 
setzungen über  die  Autonomie  der  Genossenschaft  und  die  ilir  (eingeräumte 
Bedeutung  für  die  Ausübung  der  staatlichen  Gesetzgebung  (8.  181  ii'.).  — 

Der  anfertige  Zmrtand  luumr  y«rwaltuig8reditowistepieliaft  bereitet 
einer  Monographie,  die  ihren  Stoff  so  ernst  und  tief  erfamt  ^e  die  vor- 
tiegeade,  eigeuthfimliehe  Schwierigkeiten:  es  muss  imm  i  Nviidcr  begonnen 
werden  mit  einer  „Revision  der  Grundbegriffe.'*  Auch  der  Vt-rfusser  widmet 
einen  längeren  Abschnitt  der  Auslösung  seines  Rechts  Institutes  aus  einem 
grösseren  Ganzen  (S.  24 — 65).  Er  selbst  hat  ja  in  seinem  Aufsatz  ül)er 
„Souveräuetät,  Staat,  Gemeinde.  Selbstverwaltung"  in  Hirih's  und  Seydel'a 
Annalen  1883  schon  vorgearbeitet.  Die  Gnindanschauungenf  von  wdchen 
er  ausgeht,  werden  aber  nicht  anf  den  Namen  Bobin  sondm  auf  den  Kamen 
GsRKs  gehen  münen.  Danach  stehen  aieh  innerhalb  des  Kähmens  der 
juristischen  Person  zunächst  zwei  grosse  Gegensätze  gegenüber:  die  Körper- 
schaft und  die  Anstalt.  Die  öffentliche  Anstalt  ist  vom  Staate  abgezweigt 
und  verselbständigt,  Zweck  und  Wille  ist  ihr  von  diesem  gesetzt.  Ihr 
Wilie  ist  transcendeut ;  der  der  öffentlichen  Körperschait  ist  der  Ge- 
meinwiUe  der  darin  verbundenen  Personeumehrheit  ist  immanent.  —  Ea 
wire  ala  ein  grosser  Gewinn  an  betrachten,  weui  wir  das  Wort  »offent» 
liehe  Anstalt**  am  dem  Verzeichniss  der  juristischen  Personen  ver> 
bannen  könnten.  Ln  gewöhnlichen  Spracl^braneh  versteht  man  dai^ 
unter  in  en«ter  T.inif^  eine  Verbindnnj^  von  ausserlichen  Mitteln,  — 
persöulicheu  und  sächlichen,  —  welche  vom  Staate,  von  der  Gemeinde,  oder 
einer  sonstigen  juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechtes  einem  bestimmten 
öffentlichen  Zwecke  gewidmet  sind:  Schule,  Post,  Telegraph,  Kanäle  sind 
Anstalten  in  diesem  Sinne.  Nim  behalten  wir  den  Ausdrack  bei,  wenn  diese 
Mittel  und  die  Verwaltung  deradben  einer  besonderen  juristischen  Person 
dea  öffentlichen  Rechtes  zugehören,  und  begreifen  dann  diese  selbst  mit 
unter  dem  Worte  öffentliche  Anstalt;  Krankenhäuser,  Versnrgijnfr'^häuser, 
l^ni\  (  rsitateu,  Akademien  gel)en  Beispiele.  Die  entsprechende  K/  <  Sieinuug 
aui  dem  Gebiete  des  Privatrechta  nennen  wir  Stiftung;  wäre  nicht  der  Name 
öffentlichrechtliche  Stiftung  zu  empfehlen?  EinenBeweis,  wie  verwirrend 
die  Zwiefiiltigkeit  des  Wortes  öffentfiehe  Anstalt  wiritt,  finden  wir  gerade  in  den 
Ausfiibmngen  dea  Verbssera  Aber  die  Reiehsbaidc  (8.  60  ff.).  Dieselbe  könne, 
sagt  er,  keine  Aktiengesellschaft  sein,  denn  sie  ist  eine  Anstalt,  vertritt  also 
die  entgegengesetzte  Form  der  juristischen  Persönüchkeit;  LabanD  selVtst, 
der  jene  Meinung  vertrete,  nenne  sie  dan*'])OT!  cinf  StRatsanstalt  und  ötTeut- 
Uche  Anstalt.  Bei  Tjaband  wird  aber  dieser  Ausdruck  i  lufsich  in  jenem  all- 
gemeineren, gewÖhulichereu  Sinne  gebraucht-,  über  die  xSatur  der  dahinter 
•tobenden  jaristisefaen  Persönlichkeit  will  damit  nichts  gesagt  sein.  In  Wahr- 
heit ist  anoh  die  Beiehsbank  nichts  anderes  als  eine  Staatsanstalt,  welche 
einer  besonders  gestalteten,  aber  immer  noch  dem  Privatrecht  angehörigen 
Aktiengesellschaft  zur  Ausbeutung  überlassen  ist  unter  starker  Beeinflussung 
des  Betriebes  durch  den  Staat.  Wenn  ^int'  öffentliche  Brücke  einer  Aktien- 
gesellschaft, die  das  Geld  für  den  Bau  hergt  geben  hat,  ülu  i  laasen  wird  zur 
Erhebung  des  Brückenzolles,  und  der  Staat  sich  die  Anstellung  und  Leitung 
der  Aufieher  und  Einnehmer  TorbehlUt,  wird  ein  8hnliches  VerhlUtniss  ent- 
stehen. Die  MtkB  bleibt  eine  öffentliche  Anstalt,  die  Aktiengesellschaft 
eine  joristisebe  Person  des  Privatrechts  und  das  Ganze  gibt  keine  öffentliche 
Anstalt  im  Sinne  einer  juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechtes. 
Aisklv  fte  MSntttokM  Bsekt.  Li.  4g 
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Diese  Veimengung  scheiut  aucli  niclit  ohne  Einfluss  zu  ?5oin  bei  der 
B<'toiinT!«r  (1fr  Trauscendenz  f^*»»  AVill.ns  tl.i  öfTentJichtai  Anstalt.  Dit* 
Anstalt  im  eigeulliclipii  Sinue  als  blosses  Weikaseug  des  Staates  hat  aller- 
dings keiueu  anderen  WiUeQ,  als  den  dieser  ilir  setzl.  Aber  bei  der  odent- 
Hchen  Stiftung  muss  dock  noch  ein  besonderer  Wille  in  Betracht  kommen, 
und  väre  es  nur,  um  das  Vermögen  aelbstSndig  abgesondert  so  haken. 
Ohne  einen  solchen  bekämen  wir  mir  getrennte  Kassen  des  Staate.  Die 
Stifter,  die  geu' üwärtigen  und  zukünfligen  Spender  freigebiger  Zuwendungeo 
sind  es,  die  anoh  hier  einen  „inimanentcn'^  AVillcn  liefern,  ihren  Zweck  durt^h 
dieses  Vermögen  gesichert  vcrlolgen  düi-feu.  Wenn  ihnen,  wie  ja  thatsächüch 
manchnml  gescliieht,  ein  EinÜuss  auf  die  Verwaltung  selbst  statutenmassig 
eingeräumt  wird,  wird  dieser  Wille  noch  sichtbarer.  Andererseits  ist  die 
Trräscendenz  des  maassgebenden  Willens  auch  bd  der  Körperschaft  niebt 
ausgeschlossen.  Das  französische  Departement  wird  als  Körperschaft  ww 
treten  durch  die  Präfi  ktcn;  in  gewissen  Dingen  hat  der  Geueralrath  mit- 
zureden, wok'lien  Ijis  IB.'J.H  das  Staatsoberhaupt  frei  ernannte;  der  Wille  der 
Departeiiu'iit.sgenossen,  der  iniinaucute  also,  Vilieb  so  latent  wie  bei  der 
Stillung.  Auch  der  preussische  Kreis  hat  iu  dem  Landrath  einen  Vertreter 
von  stark  trauscendcntem  Willen.  Der  Verfasser  erkennt  mit  Gobrke  Misch- 
formen  an  (S.  49)*  Richtiger  ist  es  wohl  au  sagen,  daas  Tranaoendens  und 
Immanena  in  Tersohiedenem  Mischungsverhältniss  auf  beiden  Seiten  vor 
kommen  und  mitliin  als  Maassstab  der  Sonderung  von  Körperschaft  und 
Anstalt  als  juristischer  Person  nicht  dienen  können.  Ein  solcher  \^^rd  %\ch  nur 
firulHTi  lassen  iu  der  verschiedenartigen  Bestiii>mnng  der  natürlichen  IN  rsanen, 
welclic  liier  und  dort  den  immanenten  Willen  liefern:  bei  den  Körperächafteu 
bilden  sie  einen  nach  festen  Merkmalen  umschriebenen  Kreis ,  bei  den 
Stiftungen  eine  Ungewisse  Vielheit. 

Innerhalb  des  Begriffes  der  öffentlichen  Körperschaft  sollen  nun  wieder 
die  beiden  G^;ensStze  liegen :  Gemeinde  und  öffontliche  Genossenaduili 
Was  die  Erstere  auszeiclnit  t,  mcM  der  Vei  fasser  nach  seiner  Weise  in  einem 
einzigen  Pniikti!  fest  ziisannncnzufassen:  es  ist  die  (Tcbietshoheit,  di^'  sie 
mit  dein  Staate  geineiu  hat  (8.  42  tX.)  Audi  die  Cicuobäeuäcliaii  kann  nach 
räumlicher  Rücksicht  begrenzt  sein,  aber  sie  herrscht  nicht  in  dem  ihr 
aogewi^Msaea  Besirk,  deuhalb  ist  dieser  far  sie  kein  Gebiet;  ein  solches  bat 
nur  Staat  und  Gemeinde  —  demnach  kommt  es  also  doch  nicht  sowoihl  auf 
die  rSumliche  Bcgron/nno,  auf  das  Gebiet  im  Kusserlichen  Sinne  an,  als  anf 
das,  was  innerhalb  desselben  gethan  werden  soll,  und  die  neue  Fonnulinmg 
gil><  nur  etwas  schärfer  zugespitzt,  was  (ukrke  sagt  mit  dem  inr  staatliche 
Zwicke  anf  einem  Theile  des  Staatsgebietes  bestehenden  Zwangs  verband. 
Denn  nach  der  gegebenen  liegriß'sbestimmung  des  Gebietes  ist  mit  der  Zu- 
weisung eines  solchen  die  staatliche  Natur  der  Tbütig^eit  der  Gemeinde 
aneikannt,  oder  doch  die  staatsühnliche,  ataatsgleiGhe;  es  wird  anf  das  Kim- 
liehe herauskomm  II. 

Darin  und  nicht  in  einer  äusserlichen,  mehr  formellen  Eigenschaft  dt  r  Ge- 
meinde liegt  auch  der  wahre  Korn  dos  Gpfjtmsat/t  ';  /ur  öfTcutliehen  (t»  nosseu- 
sehaft.  Diese  hat,  um  mit  dem  Verfasser  /n  r'-den,  kein  Gel)it't,  sir*  wn'kt  nur 
für  ihi'e  Mitglieder;  das»  ihre  Gewalt  einmal  aui  Nichtmitglieder  sich  erstreckt, 
ist  eine  besondere  Ausnahme  (S.  47. 48).  Ihrer  Thitigkeit  ist  also  eine  solch* 
staatliehe  Natur  nicht  anerkannt;  es  bleiben  gemeinsame  Zwecke  und 
Interessen  ihrer  Mitglieder,  die  da  yerfolgt  werden.  Man  bmod^ 
sich  nur  die  Zwecke  der  verschiedenen  Genossenschaften  und  Kassen  rn  ver- 
gegenwärtigen, nm  zu  sehen,  daas  es  auch  in  der  Art  derselben  wohl  be- 
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grttndet  isi,  weim  ihnen  dieser  Ohorakter  gehsaen  wird.  Uebenül  stdit  du 

persSnIidie  Iiiterewe  der  Mitglieder  im  Vordergrund.  Selbst  die  Berufs- 
genospenseliafteu,  bei  welchen  das  vielleicht  niclit  sofort  einleuchtet,  sind 
nnch  (Ins  VorfnKsprs  troftenrlpr  Erkläninor  nichts  als  Voreine  zur  Erfüllung 
und  Ausi:l(  i(  )iutig  der  di  ii  einzelnen  Mitgliedern  staatiiclicrseitä  bereits  auf- 
erlegtt'u  Pllichteu  (S.  ^)). 

Der  Gegensatz  zwischen  Gemeinde  und  öflSantlicher  Genossenschaft  ist 
hienach  innerlich  viel  tiefer  und  bedentsamer  als  der  zwischen  Gemeinde 
und  ötleutHcher  Anstalt  (Stiftung).  Ber  Verfiwser  verweist  (S.  15  Aum.  50) 
auf  die  französische  Lehre  von  den  etablisseuients  publica  und  d'utilit^  pu- 
liquf:  or^tpro,  die  ninrntlichon  juristisrhon  Persnnrn  dos  öffentlichen  Rechts, 
Kör]icisi  li:itleu  und  »Stift iiiic^eii  iiinfiissHnd,  stehen  dort  zusammen  den  letz- 
tereu,  den  Genossenschaftt  ii,  ^^fgenüber,  als  welche  nur  ähnlich  behandelt 
werden.  Diew  Gruppiruut;  liegt  in  der  Natur  der  Sache;  sie  gilt  auch  far 
unser  Becht.  Nur  die  Thätigkeit  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Stiftungen 
nimmt  der  Staat  als  ihm  zugehörig  in  Anspruch:  die  Gemeinden  sind  — 
wie  die  Stiftungen  —  ^Theile  seines  Orgsinisnius"  (S.  41).  Dn5?8  sie  so  an- 
gesehen werden,  als  hätten  «:ie  „eine  T^ebertragung  eines  Theiles  de«»  alluni- 
fasseutleu  8taat»zw  eckes  zur  V  erwirklichung  in  engerem  Kreise  mitteU  der 
MAchtmittel,  welche  gleichiklls  als  vom  Staate  abgeleitet  erscheinen",  ist 
nicht  eine  Anifitssung  des  missliehigen  Poliaeistaates  allein,  wie  derVer- 
£uier  annimmt  (S.  30).  Und  dasa  der  Staat  mit  ITeberwachnng  und  Beein- 
flussung au  ihrer  Thätigfcdt  Antheil  behält,  das  ergibt  sich  mit  Nothwendig^ 
Iteit  aus  ihrer  Xuttir. 

Anders  die  ötVentiiche  (ie^nossensehalt :  sie  könnte  ihrem  Zwecke  nach 
auch  für  sich  bestehen.  Dass  der  Staat  diesen  Verein  nicht  bloss  privat- 
rechtlich ordnet,  sondern  mit  Verwaltuiigsge.-<etzea  und  Verwaltungsakteu  als 
Selbstinieressent  an  ihrer  Grfindnng  und  Leitung  theilnimmt,  in  ühnUcher 
Weise  wie  bei  jenen,  ist  eine  auszeichnende  Zuthat.  Dir-  lu  sonderc  Herr- 
schaft, unter  welche  er  sie  nimmt,  ist  ein  hoheitlicher  EinirrifF  in  die  Be- 
M'etninir  der  PrivatthHtijrkrit,  eine  Besehränknnfy  des  an  sich  hier  wirklich 
sellistäudigen  immanfMiten  Willen««  der  V'en  insmitgliedfT.  Tlir  Verhältniss 
zum  Staate  lässt  sich  denn  auch  in  der  That  anschaulich  )>ezeichnen  als  eine 
öffentliche  Fflichti  die  ihnoi  von  aossen  her  auferlegt  wird;  aber  nur  bei 
ihnen  ist  diese  Auffassung  am  Platse. 

Daa  Ergebniss  i  '  also:  selbst  wenn  man  die  Grundanschauimgen 
welche  der  Verfasser  sich  angeeignet  hat,  in  Manchem  nicht  theilen  mochte, 
so  ist  detch  jedenfalls  fjerade  derjenige  Begriff  daraus,  der  nllein  maa'??»2'ebcnd 
wird  für  seine  weiteren  Krnrfemngen,  mit  <r1ücklicher  Hand  erfasst  und  da- 
mit auch  die  so  überaus  schwierige  Einleituugsauseinandei'setzung  thatsächlich 
zu  gutem  Ende  gekommen.  — 

Die  Proben,  weldie  wir  oben  anl&hrten  aus  der  B^andlnng  des  Stoffes 
im  Ei  II /einen,  mögen  dazu  dienen,  erkennen  zu  lassen,  mit  welchem  Scharf* 
sinn  der  Verfasser  aneh  in  dieser  Arbeit  wieder  z\i  Werke  i^eht,  wie  er 
innner  wieder  zerle^rt  und  ausscheidet  und  das  ganze  (febiet  auflöst  in  streng 
abgegrenzte  juristische  Begrifle.  Das  Buch  erhält  aber  noch  einen  beson- 
deren Heiz,  der  sich  nicht  schildern  lässt,  durch  den  wunderbar  klaren  be- 
stimmten Styl,  in  welchem  es  gesofariehen  ist;  darin  kommt  dem  Ver- 
fasser unter  den  gegenwürügen  Schriftstelleni  des  Verwaltungsrechtea  wohl 
keiner  gleich. 

Strassburg.  Otto  Mayer. 
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Dr*  SiMUid  Benuhtilkf  Reohtsprechang  und  xnftierielle  Beehtv- 
kraft,    yerwaltungtrechtliche  Studien.   Wien  1886  (MmX 

Der  Verfasser  l)ca}>8!chti}?t,  die  Lehre  vou  der  Rechtskraft  iu  der  Ver- 
waltung, seinen  eigentlichen  Oe^eustaod,  in  der  Weise  dai-zustellen,  dass  sie 
in  den  Rahmen  eines  noch  zu  schreibenden  ganzen  Verwaltungsrechtssystenies 
hiueinpasst.  Er  schickt  desshalb  eine  erste  Abtheilung  vorautt,  welche  vou 
der  Bechtsprüchung  in  der  Verwaltung  handelt  und  die  n5thigen  Anknüpfung^ 
an  das  küniftjge  Syitem,  an  den  allgemeinen  Theil  denelben,  wie  er  es  nennt, 
gewähren  soll.  Das  österreichische  Beeht  ist  zur  Grundlage  genommen,  aber 
die  GeBetzgebuDßfen  anderer  Länder,  naTneutlichI)etttSchUuids  undFrankreiehs 
werden  in  iiTnfa!^«;pndrr  Weise  heriicksiehtigt. 

Mau  wirxi  dem  Verlrtssrr  die  Auerkennuii^  nicht  verisaj^eu  köniipn.  da«;«» 
er  seine  Aufgabe  iu  echt  wisaeusuhaftlichcm  Siuue  uud  mit  gruudiicheiu 
Fleisse  und  grosser  SelbetBndigkeit  des  Denkens  durchgeführt  hat»  In  der 
Form  der  Darstellung  ist  vielleicht  der  übenreiöhe  Fkemdwortersohmuflk  und  die 
Vorliebe  für  Ausdrücke  von  starker  Farbe  (so  gleich  von  Anfang:  ^daa  Rechts- 
lehen ist  zweidimensional'*)  nicht  nach  Jedermanns  Geschmack.  G^enüber  der 
im  Allgemeinen  reclit  rrfreulichen  Schneidipkeit  der  Kritik  des  Verfassern  hat 
man  oll  das  Iretnhl,  dass  etwas  mehr  Fähigkeit,  den  (iegner  uubefaogen  zu 
verstehen,  manches  gemildert  haben  würde.  Einen  besonderen  Vorbehalt 
möchte  ich  noch  machen  gegen  die  Angaben  des  Veriassers  über  das  frin- 
sSsische  Verwaltungsreoht,  die  in  Vielem  unrichtig  sind;  auch  der  Drudi« 
fehler,  der  aus  dem  französischen  Rechnungshofe  eine  cour  d'escomptes  ge- 
macht hat  (S.  26)f  hätte  beseitigt  werden  sollen.  Was  die  Arbeit  sachlich 
bringt,  ist  immer  höchst  snregend,  wenn  auch  ihre  £igebnisse  nicht  immer 
be&iedigen. 

Es  werden  zunächst  die  verschiedenen  Thätigkeitäformen  der  Ver- 
waltung durchgegangen,  um  ans  denselben  den  grundlegenden  Begiiff  der 
Entscheidung  henkussoheben.   Darunter  sind  su  vergehen  die  Schlüsse, 

mit  welchen  die  Behörde  ausspricht,  dass  ein  konkreter  Thatbestand  den 
Anwendungsfall  einer  abstrakten  Rechtsnorm  bildet  (S.  8).  Dieselben  sind 
RechtsprecbüTi'j  so  prut  wne  die  Urtheile  der  bün^erlichen  Gerichte. 

Für  diesen  Begriff  der  Entscheidung  beansprucht  der  Verfasser  aber 
ein  umüassenderes  Anwendungsgebiet,  als  mau  ihm  gewöhnlich  zuerkennt.  Er 
bestreiteft)  dass  In  der  Verwattnng  im  Gegensaiie  m  der  bürgerlichen  Beebts> 
pflege  ein  Gebiet  des  freien  Ermessens  soisuseheiden  sei  Denn  gana  dis 
nSnUiche  freie  Ermessen  finde  steh  auch  bei  den  Gerichten ;  wenn  das  Gericht 
ausspricht,  dass  eine  Summe  von  so  und  so  viel  eine  ^entsprechende  Ent- 
schädigung" und  (lr^s'}mU>  7.u  liezablen  sei,  so  ist  das  ganz  dn«f«!f»1be,  wie 
wenn  die  V^erwaltungsbehörde  das  „lirtheil"*  erlässt,  dasi  das  Eit^t  nthums- 
recht  des  X  am  Gute  A  mit  den  öäeutlichen  Interessen  unvereinbar  und 
desihalb  zu  expropriiren  sei  (S.  37).  —  Zwischen  diesen  beiden  Dii^en 
scheint  mir  aber  nun  doch  die  herrsohende  Lehre  mit  gutem  Beehte  eine 
grosse  Verschiedenheit  wahraunehmen.  Das  Civilgeeets  ssgt,  dass  der  Ycr- 
letzte  von  dem  Thäter  eine  entsprechende  Bntschidlgung  erhalten  soU;  wenn 
das  Gerieht  die«p  EntschädignnL'  f»'«*tMtellt  und  zuspricht,  ''O  ^u'jt  e*»  «einer- 
seits nur,  was  das  Gesetz  für  diesen  Fall  gewollt  hat.  Das  Enteignung»- 
gesetz  verfügt,  dass  die  Verwaltung  die  Grundstücke  nehmen  darf,  die  sie 
für  das  öffentliche  Interesse  nöthig  glaubt;  wenn  die  Behörde  danach  die 
Enteignung  ausspricht,  so  sagt  sie,  wis  sie  will,  sie  macht  von  der  ihr 
ertheilten  Eimichtigung  Qe^uch.    Ihre  Ansicht  von  dem  SIEmtliclien 
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Ihteresae  Iii  nor  der  Beweggrund,  wetahilb  sie  will;  des  Entseheideiide  iat 
ihr  Wille.  Sie  kann  trots  des  dringendsiNi  oflieiitlidien  Interesse«  «neh  nicht 

wollen,  z.  B.  weil  kein  Qeld  da  ist,  um  die  EntfichSdigiilig  m  zahlen.  Sie 
macht  kein  T'rtheil,  sondern  sie  handelt  innerhalb  der  Schranken  der 
gesetzlichen  Ennächtifrun;?.  Aehnlich  verhalt  es  sich  in  den  anderen  Bei- 
spielen, welche  der  Verfasser  aulührt:  Auflösunf^  eines  Vereines,  weil  die 
Behörde  ihn  für  staatsgefährlich  hält  (S.  '68),  Schliessung  einer  Anlage,  weil 
sie  gesundheitsscUkllieh  sei  (S.  48).  Man  w&rde  hier  vieOeichi  richtiger 
epredien  von  Entseheidioigen  mit  freiem  Entsddnsse,  eis  von  Entscheidungen 
mit  freiem  Enneesen,  auf  keinen  Fall  aber  darf  man  diese  AJtte  olme  Weiteres 
7Ti5;amTnenwcrfen  mit  den  einfaclien  Erklän^n^Toa  des  GesetzeswUlaiSy  als  welche 
der  Verfasser  seine  Entscheidungen  bestimmt. 

Der  Verfasser  hat  allerdings  noch  ein  Mittel,  um  seine  B^rifTs- 
bestimmung  für  den  ganzen  beanspruchten  UmitEuig  aufrecht  zu  erhalten. 
Die  Verwaltungsbehörde,  sagt  er,  sei  immer,  auch  wo  sie  am  freiesten 
scheint,  durch  eine  grosse  aUgemeine  Rechtsnorm  gebunden,  die  da  lautet: 
«Thue  was  du  glaubst,  dass  es  durch  das  öffentliche  Wohl  bedingt  sei**; 
es  lässf  sich  „nicht  absehen,  wanim  die  Anwendung  dieser  allgemeinen 
Kechtsnorm  keine  Rechtsprechung  sollte  sein  können"  (S,  46).  —  Auf  solche 
Weise  würde  es  ja  gestattet  sein,  auch  die  Gewaltmaassregelu,  zu  welchen 
der  dsass-lothringische  Diktatorparagraph  den  Statthalter  ermächtigt,  im 
mildm  Lidite  von  Rechtspredrangsakten  ersdielnm  za  lassen;  es  wiid  so- 
gar nicht  viele  Fälle  geben,  in  welchen  ein  Gesetz  die  Rechtsnorm:  »Thue 
was  du  glaubst,  dass  es  für  die  öffentliche  Sicherheit  erforderlich  sei"  so  un- 
mittelbar  ausspricht.  Und  doch  beklagen  sich  die  Elsässor  darüber,  dass 
durch  diesen  Paragraph  die  ganze  Rechtsordnung  verneint  seil  Freilich 
ist  auch  dem  Verfasser  diese  Rechtsnorm  nicht  gan7.  wie  eine  andere:  die 
Terielinng  derselben  fiilirt  nur  su  diseiplinarischer  oder  stxafreohtlicher 
Veriblgang  des  Beamten  persönlich,  eine  Beehtskontrole  fiber  die  richtige 
Anwendung  der  Rechtsnonn  ist  nidit  denkbar  (S.  45,46).  Sagen  wir  also 
doch  lieber  gerade  heraus:  diese  vermeintliche  Rechtsnorm  r^elt  üV)erhaupt 
nicht  dip  Befugnisse  des  Beaintr-n,  den  Staat  doTi  Einzelnen  gegenüber  zu 
vertreten,  sondern  bezieht  sich  aui  die  innere  iSeiie  des  Auftragsverhältnisscs; 
sie  ist  nur  das  Ergebniss  einer  Auslegung  der  Absicht  der  Pai'teieu  bei  Be- 
gründung der  Dienstpfticht  des  Beamten.  Bei  ErfnDnng  seiner  Dienstpflicht 
l»nn  der  Beamte  möglicherweiee  Weise  Reehtsnonnwn  aof  die  Büi^ger  war 
Anwendung  zu  bringen  haben;  das  ist  eine  Sache  für  sich.  Die  Erfüllung 
der  Dienstpflicht  selbst  ist  keine  Recht sanwendung.  Auch  für  die  Handlungs- 
gehiilfen  besteht  dv-  irnnz  entsprechende  „Rechtsnorm'*:  Thue  was  du  glaubst» 
dass  es  durch  das  Interesse  des  Geschäftes  bedingt  sei.  Wenn  der  Beamte 
seine  Schuldigkeit  thut,  so  wäre  das,  fUr  sich  betrachtet,  wie  beim  Handlungs- 
gebuUen  höchstens  eine  Beohtsaawendung  auf  sich  selbst»  was  mit  dem  ein- 
fiMhoi  Sinne  des  Wortes  im  inneren  Widerq»mch  steht.  — 

Nun  fuhrt  der  Verfasser  weiter  aus,  was  alles  zum  B^riflf  der  Recbtr 
«jprpfhnnf;  nicht  nothwendig  gehört:  keine  besondere  Unabhängigkeit  der 
entscheidenden  Behörde,  kein  Streit,  keine  vorausgegangene  Rechtsverletzung. 
Das  ErgebnisB  ist  das  negative,  dass  es  eiuiäch  bei  dem  verbleibt,  was  von 
Anfing  in  angedeutet  worden  war:  die  Entscheidung  ist.  Rechtsprechung^ ; 
denn  «Recht  sprechen**  heint  aussprechen,  was  im  konkreten  Falle  «Rechtens" 
ist  (S.  63).  Ist  die  Entscheidung  aber  Recht spredmng,  so  erfordert  die 
Rechtssicherheit,  dass  sie  auch  unanfechtbar  bleibe,  Rechtskraft  habe;  die 
Bechtskrafi  ist  ihr  Zweck;  sie  mnss  also  solche  haben  «nach  dm  Oesetse  der 
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Kausalität"  (S.  114).  Irgend  welchen  Boden  im  geschriebenen  Rechte  bat 
dieae  Anffummg  iiieht$  ebemoweiug  geb«a  ihr  die  in  der  Liientitr  ver- 
tretenen Meinungen,  mit  welehen  der  VerfaMer  scharf  in's  C^icbi  geht,  eine 
Anlehnung.  Auch  auf  die  Aii5:9prttcheder  ÖBterreichiscben  Vert^altung^^rii^te 

und  Behördf.'U  kaon  der  V^  rfasper  sifh  nu-lit  ln  mfpn;  or  woist  «^ellist  nRfh, 
wie  planlos  die  Praxis  das  Wort  Rechtskraft  i^elirauclit ;  liie  Wortcheu  toriin  !1 
und  materiell  bewähren  (»ich  gerade  auf  diesem  Gebiet o  als  Mittel,  keinen 
klaren  Gedanken  auazudrücken,  und  wenn  z.  B.  gesprochen  wird  von  den 
redbtBkrSfiigen  BeschluBs  einer  Oemeindevertretong,  eine  Schule  m  hauen 
(CL  141),  BO  iat  der  Zusammenhang  mit  dem  BegrifT  d.  r  res  judicatn  kann 
mehr  m  erkennen.  Wa?  soll  uns  aber  unter  diesen  UiuRtänden  beatimmen, 
dan  wir  (\a^  j^fistn  iche  Spiel  abstrakter  Begriffe,  da«  der  VeriifMser  nna  vor- 
luhrt,  als  Wirklichkeit  hinndmien? 

Der  Verfasser  hat  »ich  den  Weg  zur  Erfassung  des  Wesens  der  Rechts- 
kraft seibat  abgeaehnittcn,  iod^  er  ganz  nebenbei  (S.  115  Anm.  2)  die 
Begründung,  welebe  dieselbe  im  Civilprozesse  hat>  für  das  VerwaHongsrecht 
zurückwies:  denn  die  Rechtskraft  ist  nun  einmal  von  Haus  ans  ein  In(;titut 
des  Civil  Prozesses.  Sic  soll  auch  im  Verwaltungsrecht^  wie  der  Verfasser  richtig 
bemerkt  (8.  110),  ein  neues  Rechts verhältni^s  nelK  ii  da«  in  der  Ent'^e^fpi(^^ns^ 
fe«t|restellte  setzen.    Der  CivilprozesR  besrründet  das  auf  die  Mitwirkung  der 
in  dem  Rechtsverhältnisse  Betheiligtcu  an  der  Entscheidung,  —  das  konkrete 
Recht  wild,  nach  Bfilow*a  anschauÜohem  Afudraeke,  durch  die  Bemühungen 
der  Parteien  heransgearbeitet.  Auf  was  sonst  soll  es  sich  denn  im  Ver- 
waltongsrechte  prründen?  Wenn  hier  etwas  Anderes  solche  Wirkung  lu^r^•or- 
brächte,  so  würden  wir  ein  n  nielit  von  Rechtskraft  sprechen.  Rechtskraft 
setzt  a!?o  ihrem  Wesen  nach  auch  in  der  Verwaltung  eine  Partbei  voran^, 
welche  der  eutsclteidrndeu  Behörde  gegenüber  stellt.   Der  VerfHSfä.  r  selbst  Imt 
das  gefühlt,   danuu   konmien   auch  bei   ihm   auf  eimnai  l'artheien  oder 
mindestens  «Ein  rechtlicher  Literestent,  der  der  Verwaltung  gegenübersteht,* 
herein  als  nothwendige  Bestandtfaeile  der  rechtskraftfihigen  Enteeheidmig 
(S.  t>4),  allerdings  nicht  so,  dass  ihre  Mitwirkung  die  Ursache  der  besonderen 
Kraft  der  Entscheidung  wäre,  sondeni  bloss  als  Gültigkciisbcdingung  der 
h^tzteren  sell'st,  weil  die   Vnrstelhtnir**  eines  die  Einzelnen  «<  liiit/enden  Ver- 
fahrens mit  der  Entscheidung  „untrennbar  verbunden  ist.**    Dass  den  Be- 
theiligten ein  solcher  bestimmender  Eintluss  auf  die  Erzeugung  und  die  Kraft, 
des  behördlichen  Aktes  eingerihimt  ist,  darin  und  in  nichts  anderem  liegt 
aber  das  Eigentfaümliche  der  Yerwaltungsreohtspflege;  die  daraus  erwachsende 
Rechtskraft  ist  ihi-  Hauptkennzeichen.    Eine  derartige  Einräumung  kann  nur 
geschehen  durch   das  (it^setz.    Wenn   die  Behörde  aus  freien  Stücken  den 
Betheilijrten   vur  dei"  Kiitschcidun<f  (Jchör  M-lu-iikt.  ?:o   ent«t«»ht   keine  Vcr- 
waltmigsrechtsptlege  und  keine  Rechtskraft;  ebensowenig  wenn  das  Gesetz 
nur  ein&ch  die  Anhörung  derselben  vorschreibt;  dies  würde  eine  blosse 
Formbedingung  der  Oült%keit  bedeutoa.  Es  muss  den  Betheiligten  ans- 
drÜoUich  gerade  die  besondere  Art  von  bestimmender  Mitwirkung  zxxf^c- 
wiesen  sein,  welche  der  Civil-  und  Strafpnjzess  durch  den  Xnnien  Partbei 
bezeichnet.    Wenn  das  Gesetz  in  der  ViTwallung  einen  solrlu  n  Antb«^il  ttt^- 
wälircn  will,  dann   sa^   es,  eine  Saehe  sei  zu  entscheiden  im  Verwaitimg«- 
streitvcrfahren,  au  couteutieux,  durch  ein  Verwaltungsgericht,  durch  eine 
Behörde  als  Yerwaltungsrichter,  oder  bedient  sich  sonst  eines  Ausdrueke», 
welcher  eine  Veigleichung  mit  der  Civihrechtspflege  entiuQt.    Das  haben 
unsere  Schriftsteller  im  Auge,   wenn   sie   betonen.   1<r  i   der  Frage  naeb 
Verwaltungsreofatspilege  und  Rechtskraft  komme  es  darauf  an,  ob  eine  Be- 
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lififde  ab  Richter  entadieide,  —  eine  Ansdnicksweiie,  g^n  welche  der 

Verf.  sich  mit  Unrecht  ereifert.   Das  sohweht  aneh  dem  österreichischen 

Verwalttingn^pT^richtshofe  vor,  wenn  er  zum  <n*f>s?en  Missfallen  des  Verfasser 
wiederholt  die  Ansicht  ausspricht,  eine  Kcchtskrait  gebe  es  nur  in  Parthei- 
Sachen  (S.  119). 

Daraus  folgt,  dass  Verwaliiiiigsrechtepflegc  und  Rechtskraft  ein  Weiteres 
TorsteUen,  weichet  xn  dem  behordHohen  Akte  hinzutritt  Es  kann  sich  mit 
dem  gesetsanwcndenden  Akte  vorbinden,  den  der  Ver&saer  Entsoheidimgnenni, 

und  CS  geschieht  das  nach  den  bestehenden  Gesetzgebungen  vorzugsweise,  am 
deutlichsten  und  allgemeinsten  in  der  franrösi^chrn ;  aber  es  ist  nicht  noth- 
wendig,  dass  das  frcschehe.  Es  kann  «ich  nach  dem  Willen  des  Gef?etzos  auch 
mit  anderen  behördlichen  Akten  verbiuden,  welche  die  Interessen  der  Ein- 
zelnen berühren,  ohne  Gesetzesanwendungen  za  sein;  die  Yofüguugen,  dass 
eine  polizeiwidrige  Anlimpe  zu  beseitigen  sei,  die  Verleihung  einer  Trieb- 
kraft an  einem  Flusse  und  andere  Dinge,  welche  der  Verfasser  als  eiufaclie  Ver- 
fügungen bezeichnet  (8.  12),  können  bekanntlich  nach  manchen  Gcsoizgcbungen 
in  der  Fonn  der  Venvaltiingp^rcchtspflege  ergehen.  Der  Verfasser  findet  es 
„bezeichnend",  da»»«  Stenükl  in  derartigen  Fällen  des  prtussischen  Kechtes 
die  Rechtskrait  auch  der  verwaltungsge  richtlicheu  Entscheidung  nicht 
aufrechterhält,  weil  es  sich  um  einm  reinen  Verwaltungsaht  liandelt  (8. 144). 
Das  darf  nidit  irre  machen.  Wo  das  ganze  Kechtsverhältaiss  der  freien 
Verfügung  der  Behörde  untersteht,  kann  sie  mit  Einwilligung  d.  h,  axif 
Gesuch  des  Betheiligten  auch  auf  die  RechUskrall  verzichten  und  das  durch 
Urthoil  rochtskräftig  Ver<?a^e  doch  noch  gewähren.  Der  Verf.  nimmt  ja 
selbst  die  Möglichkeit  solcher  Verzichte  an  (S.  118).  Sie  kann  sich  also 
einem  derartigen  Gesuche  gegenüber  uiclit  hinter  die  Unmöglichkeit  wegen 
vorhandener  Rechtskraft  verschanzen.  Die  Rechtekrafl  wird  aber  sofort  auch 
in  diesen  FSlien  wieder  erkennbar,  wenn  etwa  mehrere  Partheien  betheiligt 
waren.  Es  ist  z.  fi.  die  Erlaubniss  zu  einer  gesundheiti^flihrlichen  Gewerbs- 
anlage vpnvf»igert  wnrdm  im  Ven^'altungsstreitverfalirrn  unter  Tluilnahme 
eines  Nacliliar^» ;  dann  kann  bei  gleichbleibenden  llnistiindeii  die  Saclic  neu 
autigeuuiuuieu  werden  nur,  wenn  auch  dieser  aul  die  llechtskralt  verzichtet. 

Fragen  wir  nun,  wie  es  uiit  Verwaltungsrcchtspflege  und  Kechtskraft 
behördlicher  Entscheidungen  in  Oesterreich  insbesondere  steht,  so  gibt  uns 
darauf  die  Klage  des  Verfiassers  die  Antwort,  dass  der  Mangel  an  gesetzliche 
VorschritTten  über  da-i  im  Interesse  der  Partheien  einzuhaltende  Verlaliren 
..der  %\^ind(^sf(^  Tunkt  am  österreichischen  Verwaltungsrechte"  sei  (8.  64). 
OesUtrreich  liat,  aii<j<»  rlialb  der  VerwaJtnnGr««!rerichte  keine  Kechtspllege  und 
keine  Rechiskraft  in  der  Verwaltung.  Die  Landsleute  des  Verfassers,  welche 
dieser  Meinung  sind  und  welche  er  selbst  anfährt,  dürften  damit  wc^l  das 
Richtige  getroffen  haben«  — 

Vnii  dem  einmal  eingenommeneu  Standi»inikie  ans  Ix  liandelt  der  Verf. 
eine  Reihe  von  Erscheinungen  als  Wirkungen  der  Rechtskraft,  die  auch  ohne 
diese  bestehen  können.  Dass  der  behördliche  Akt  den  Ein?:elnen  l»indet,  dass 
er  von  Behörden  „fremder  Ressorts"  als  güHij/  zu  hehaudehi  ist,  hat  bisher 
seine  ausretciieudc  Begrüudung  gefunden  iu  der  Ausübung  staulliclier  Gewalt, 
welche  der  Behörde  zu  überhssen  ist,  und  in  der  vertheilten  Zuständigkeit. 
In  letzterer  Beziehung  luUt  der  Verfasser  daran,  festzustellen,  dass  nur  eine 
znstandi^'er  "Weise  gefällte  Bntscheidunnr  diese  Art  von  Reclitskraft  besitze 
anderen  Hehönlen  gegenüber  (S.  233);  er  erkennt  nicht,  wie  viel  mehr  die 
wahre  Ktrlit skraft  der  Entscheiduntr  jri'it  als  die  einfache  Zuständigkeit: 
wenn  wukiich  Rechtakralt  sich  mit  der  Entscheidung  verbindet,  so  wird 
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dieselbe  auch  bei  mangelnder  Zuständigkeit  maassgebend  sein  müssen ;  ist 
ja  ein  neue«  ReehtsverUQtiiiM  begröndbi!  Aus  der  Lebre  Tom  Kompeteai- 
konfliki  allein  schon  dürften  sich  die  Belege  daför  leicht  eigeben.  —  Feraer 

kommt  der  Verfasser  zu  sprechen  auf  die  übemu  schwierige  Frage,  in  wieCeni 
behördliche  Akte  für  dir  Hfhördc  selbst  und  fUr  ihre  Vorgesetzten  nna>^ 
änderlich  sind,  inwiefern  sich  sogenannte  wohlerworbene  Rechte  der  Ein- 
zelnen darauf  gründen.  Die  Rechtskraft  erdrückt  aber  auch  hier  alle 
Schwierigkeit  AUe  Entscheidungen  in  dem  weiten  Sinne,  welche  derVeK. 
dem  Worte  gibt,  «Ind  ihm  tmabinderiidh  wie  Urthefle  der  b&rgerliohen  Ge* 
richte.  Die  Behörde,  wclc^lie  sie  erlassen  hat,  kann  nie  nur  abändern,  weim 
die  Voraussetzungen  des  Rechtsmittels  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
pe^^rtx  n  pind  (S.  301)  und  die  vorgesetzte  Bebrirdf  kann  nur  aufheben  nach 
dtn  Uruüdüätzcu  der  Kassation  wegen  Verlct/uiiLT  i  luer  Rechtsnorm  *i78) 
und  etwas  anderes  au  Stelle  der  ersten  iiiuischciduiig  setzen  nur  lu  der 
n&nlichen  Weise  (S.  88&).  £s  ist  wohl  nicht  an  erwarten,  da«  die  oefter- 
reichisohen  yerwaltnngsbehörden  snf  dasZureden  des  Verikssers  sich  denri  ei»- 
zwSngeu  in  die  Schranken  der  BeohtsinsUtnte  des  CSvilproaesses,  welche 

ihnen  das  Gesetz  inclit  auferU-pt. 

Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  nicht  doeh  gar  Manches  Zutreffende  in 
den  EinzelauHführungeu  den  Verfassers  zu  tinden  ist ;  die  Kritik,  welcher  i-r  die 
Rechtsprechung  den  öuttirreiuliiacheu  V^erwaltungsgericlitshofes  unterzieht,  ward 
nicht  ohne  Nuteen  sein;  auch  die  Aaseinandersetstuagea  Sber  die  Bedeutung 
des  dvrdb  Art  XV  des  österreichischen  Staategrnndgesetaes  woffibeten  Bedile' 
weges  (S.  247  ff.)  sind  sehr  ansprechend.  Untw  der  Voraussetsnig,  dass  wirklich 
Rechtskrafl  vorliegt,  liat  aucli  seine  Lehre  vom  obirkfivpn  und  ^uhjektiven 
rinfange  der  Rechtskraft  (§§  13  und  14),  die  sehr  fein  aasgearbeitet  ist,  einra 
aligemeinen  wisseuscliaft liehen  Werth.  — 

Ich  möchte  nur  uoch  eiueu  Funkt  bei-ülu-eUf  weil  er  von  grundsätzlicher 
Bedeutung  ist.  Der  Verfiu ser  findet  einen  Qegensats  nrisehen  der  oivilrsclil^ 
rechtlichen  und  der  Terwaltungsrechtliohen  EeiditdDraft  in  Bemg  aof  den 
Kreis  der  Subjekte,  dio  sie  bindet.   Von  der  letzteren  gibt  der  Sats:  res 
judicata  jus   facit  int  er  omnf«  (8.  189),  denn  nlle  öffentlichen  Rechtver- 
hältnisse t  iitlialtcn  eine  Beziehung  zur  Gesamnitheit.    Die  Gesammtheit  aber 
besteht  uur  aus  Einzelnen  (S.  170,  ähnlich  S.  12).    Alle  diese  Einzelnen  mit 
AuBnahmo  deqenigcn,  welchen  das  Gesetz  ein  eigenes  jus  agcndi  mweut, 
werden  doroh  die  entscheidende  Behörde  selbst  Tertreten  und  desshalb  durch 
die  Entscheidung  gebunden  (S.  197).   Als  Beispiele  finden  wir  angeführt: 
Entscheidungen  über  die  Oeffentlichkcit  eines  Weges,  einer  Brücke,  eines 
Gewässers,  über  die  Zncrehöripkf  it  <  in' (Grundstückes  zu  einem  Gemeindc- 
gcbiete  u.  s.  w,  r)«'r  Verfasser  In  Tnulit  sich,  diese  auffallende,  dem  Siat  asurtheüe 
vergleichbare  Wukung  der  verwaltungnrcchtlichen  Entscheidung  naher  zu 
erlautem  und  die  Aamahmen  n  eridaren,  wo  die  Menge  der  Btoaefiolens- 
senten  hinter  lokalen  Interesaen-Oentren,  autonomen  Verwa^tungdcoipern  Ter* 
schwindet,  dio  dann  das  eigentliche  Rechtssubjekt  werden.    Wie  bat  sidl 
doch  der  Verf.  die  Aufgabe  erschwert!    Für  alle  jene  öffentlichen  Intcrwsecn 
haben  wir  ja  einen  festen  Mittelpunkt  im  Staate  selbst,  in  allen  öffentlichen 
Rechtsverhältnissen  int  der  Staat  das  Rechtssubjekt,  zu  welchem   die  Be- 
ziehung btutttiudct,  nicht  die  Gesaimiiiheit  der  Eiuzelneu,  sondern  der  Staat 
ist  es,  den  die  Behörden  vertreten.  Die  Beditskraft  diesem  gegenüber  wirkt 
von  selbst  anfalle  Einseben  xurfick,  die  Interesse  an  seinen  Interessen  haben. 
Wozu  diese  ab  Rechtssubjekte  hen'orziehen  ?  Aber  bei  einem  so  g i^HWlhiftWl* 
Juristen,  wie  der  Verüsiser  wirklioh  ist,  geschieht  nichts  ohne  Beiechnnqg  und 
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Ahsicbt.  Wenn  er  den  Staat  aas  seiner  Dar^^f rllnnp^  vrrTiannt,  po  f>mt  pr  es 
aas  Besorgniss  vor  dem  Eindringen  pnvatrfcht lieber  Anschauungen  in  das 
VerwaltuB^recht.  Sciion  in  der  Vorrede  (S.  V)  verwahrt  er  sich  kraflig 
dagegen  und  Ix^agt  sidh  duwitolieB  nieder  fiber  „das  beedaiiikfte  Yonliiidr' 
UM  der  Privalreehtatheoretiker  für  alles  was  öffentliches  Recht  heiist*  (8. 190). 
Laband's  Vergleich  der  Staatsverwaltung  mit  der  Führung  von  Privatge- 
gchäften  weist  er  zurück,  da  der  Staat  nicht  verwalte,  keinen  Willen,  keine 
Mpinung  habe  (S.  40),  sondfra  nur  srino  Organe  d.  h.  die  Beamten  (S.  3 
Anm.  3);  diese  Annahme  einer  freien  (Toschäftfbesorpung  durch  die  Ver- 
waltung fuhrt  nach  ihm  geradewegs  zur  privatrechtlichen  Auffassung  der 
Staatsgewalt  (8.  49  Anm.  1).  8o  versdmdüit  er  denn  das  wollende  nnd 
haadehide  Beehtesnligektt  welohee  wir  uns  als  Ansgangspankt  aller  staatlichen 
Thätigfeeit  sa  denken  pflegen,  und  was  setzt  er  dafür?  Die  Rechtsordnung I 
Die  Rfvbfsordnunpf  schafft  »ich  ihre  Or(rnTie,  pht  ihnen  Macht,  die  Gesammt- 
heit  /II  vertreten,  beauftragt  sie  mit  der  W'alinmg  der  öfTentlicheu  Interessen 
in  Aushebung  von  Soldaten,  Ertheilnng  von  Schulunterricht,  Erhebung  von 
Steuern  u.  s.  w.  (S.  6,  44,  46,  184).  Durch  die  Entdeckung  des  allumfassenden 
BeohtMataei:  tlrae  waa  im  offentliehen  ItttereMe  ist»  wird  dann  jede  behörd- 
liche Thätagkeit  Rechteanwendimg,  —  nnd  das  Büd  iat  fisriig.  Es  wird  in 
der  Verwaltung  nicht  mehr  gehandelt  Namens  des  personlich  gedachten 
Staates,  die  Gefahr  eines  Vergleiches  mit  dem  Privatg*'"ehäfte  ist  ausge- 
schlossen; al  if'r  —  incidit  in  Scyllam  —  die  ganze  Staatstluitigkeit  in  der 
Verwaltung  erhält  die  altgewohnte  Gestalt  der  Thätigkeit,  weiclic  der  Civil- 
prozess  mit  dem  Civilrecht  dahinter  dem  C^cbte  snweisi,  mag  das  nun 
passen  oder  nicht  — 

Der  Verfasser  kommt  öfter«  anf  den  zu  schreibenden  allgemeinen  Theil  des 
Verwaltungsrechtes  zu  sprechen;  seine  Arbeit  ist  daca  aagethan,  dass  wir 
uns  freuen  könnten,  wenn  eine  so  tüchtige  Kr«f\.  wie  er,  denselben  licfrm 
wollte.  Aber  dann  wird  er  wohl  den  lebendigen  Staat  mit  seinem  eignen 
Wollen  und  Handeln  mehr  in  den  Mittelpunkt  rücken  müssen.  Einem  Ver> 
waltongsreoht  ohne  Staat  fehlt  amn  erstes  nnd  ▼omdunstes  Bechtasnbjekt; 
demi:  le  droit  adminietrafeif  a  ponr  objet  de  fixer  les  rapporta  des  oitoyena 
tvee  TMat»  tagen  die  franiSaieGhen  Juristen. 

Strassbnrg.  Otto  Mayer. 


^j^er,  Dr.  Jnr.  Regierungsrath  und  Justiziar  der  k.  Eisenbnhn- 
direction,  Privatdozent  an  der  Universitiit  Breslau:  Hand> 
bnoh  des  prentsischen  Eisenbahnrechts  (Breslan:  J.  ü.  £em*B 
Vertag)  1886. 

Die  deutsch©  Rechtswissenschaft  hat  das  moderne  Transportrecht  bis 
anhin  viel  zu  wenig  behandelt.  Die  handelsrechtliche  Theorie  begnügte  sich 
in  der  Regel  damit»  diejenigen  Rechtssätze  zu  erörtern,  welche  sich  im 
daatechen  Bbndeligeietsbaidhe  niedergelegt  finden,  allein  bekanntlich  handeln 
dieselben  nur  vom  Frachtverträge.  Auf  diesem  eingesohiliakten  Boden  war 
es  nicht  möglich  den  gprossen  Fragen  irg^d  wie  gerecht  zu  werden,  welche 
durch  die  Entstehung,  den  Betrieb  und  die  Idqnidation  von  Eisenbahnen 
hervorgerufen  werden. 

Anf  der  andern  Seite  muss  anerkannt  werden,  dass  nur  deijenige, 
walchar  die  intenmten  Studien  in  allen  mit  den  Blseobahnen  snsammen- 
hiaDgeodflii  Oebieten  gemacht  hat»  in  der  Lage  ist  fiber  das  Eiienbahnreeht 
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ernsthaft  mitzureden,  oder  darüber  zn  sehreihen.  Vor  AHera  crilt  ef>  dje 
Btaatsrechtlicbe  Stellung  der  Eiseubaliueu  scharf  im  Auge  zu  Lh^liallen 
md  ndi  volle  Klarheit  darüber  m  yerschaffea,  daas  diese  seaea  Transport' 
anstalten  niefeiti  Uioasa  oomraendelle  Untenieliiniiageii  des  gewShnliVJwn  Lebens 
(etwa  Fuhrleute  im  Grossen)  sind,  dasa  vielmehr  ihre  Bedeutung  weit  über 
die  Schratiken  gewöhnlicher  wirthschaftlicher  Benifsiirten  hiuaiisrcicht.  Au  eh 
da,  wo  der  Staat  den  Bet!-iel>  von  Kisenbahneu  an  rrivatgesellschattm  über- 
lädst, wird  in  That  und  Wahrheit  eine  öffentliche  Thätigkeit  uur  üel^rirt 
und  der  Staat  hat  das  Hecht  und  die  Pflicht  nicht  bloss  zur  Zeit  des  Baues, 
sondern  audi  wührend  des  Betriebes  eine  emsÜiafte  Controle  ansaafibeii. 
So  erklärt  es  sich  auch,  dass  das  Eiaenbalmreckt  nieht  etwa  an  der  Hand 
der  gewöhnlichen  civilistischen  Normen  erörtert  oder  verstanden  werden 
kann:  die  staatsrechtliche  Seite  i?t  oft  allein  nn  Stande,  die  Tragweite  jre- 
wisser  Sätze  zu  erkennen  und  ilic  doetrinelle  8tütze  dazu  zn  liefern.  Aln-r 
auch  die  volkswirthi«chaftliche  Disciplin  darf  beim  Studium  des  Eieenbahu- 
rechts  nicht  in  den  Hintergrund  treten  imd  zu  Air  dorn  muss  eine  eingeheude 
Kenntniss  der  auswirtigen  Literatur  insbesondere  der  franaotisohen  nnd 
en^schen  treten.  Denn  es  ist  wahr,  was  neuestens  L.  v.  Stein  (Finanz- 
wissenschafl  5.  Aufl.  U.  1.  8.  245)  gesagt  hat,  dass  speziell  die  französisdie 
Kisenbahnjurisprudenz  ent'AickeUor  ist  als  die  deutsche.  Dais  im  Uebrigen 
auch  eisenbahngeschichtliciic  KenntuisBe  nüthig  sind  und  das  Verständniss 
des  geschäflamässigen  Betriebes  im  Einzelnen  sehr  erwünscht  ist,  —  brauche 
ich  nidit  zu  sagen. 

Die  Qualification  dnes  EisenbahnschriftsteUers  ist  demnach  keine  einfache. 
Allein  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  wie  kaum  ein  Zweiter  £oer  es  ist, 
welcher  die  nöthigen  Vorstudien  gemacht  hat,  um  das  vernachlässigte  Gebiet 
des  Eisenbahnrcehts  auf  die  Höhe  deutscher  Wissenschaft  zu  erbeben.  Er-FR 
hat  schon  fiöiher  hervorragende  Sammtlwerkc  über  die  Eiscnbahnrecbts- 
disciplin  geliefert.  Ich  erinnere  an  die  DarbLoiiuug  des  Frachirechts  ^lU  Bände), 
en  den  Commentar  über  das  Haftpflichtgesets  nnd  die  Zwingsverridierang 
(jüngst  in  8.  Aufl.  erschienen),  an  die  eisenbahnreohtliehen  Enteeheidnii^ea 
(bis  jetzt  in  Bänd« ),  an  die  eingehende  Kritik  des  intemattooalen  Vertmga- 
entwurfes  über  Frachtrecht.  Allerdings  sind  die  erstgenannten  Arbeiten 
von  ganz  wesentlich  compilatorischer  Xatur  und  Bedeutung:  sie  stellen 
gewiä8eraiaassen  das  prrosse  factische  Material  vor,  welches  jetzt  juristisch 
zersetzt,  zergliedert  und  gruppirt  werden  muss.  Angesichts  dieser  Vor- 
arbeiten darf  also  Egbr  gegonfiber  sicherlich  die  exceptio  judieis  inoom> 
petentis  nicht  erhoben  werden. 

Dass  Egkr  den  ganzen  feinen  Stoff  des  Eisenbahnrechts  theoretisch 
fortentwickeln  wird,  darf  nach  d.  n  zwri  vorliegenden  Heften  des  an 
der  Spit?:e  rrwähnten  ^Handbuchs-  wolil  niil  Grund  vorhergesagt  werden. 
Aber  es  muss  dringend  betont  werden,  dass  das  Handbuch  die  Essenz  der 
juristischen  Fragen  zur  vollen  (icltung  bringen  muss:  es  soll  also  das  Eisen- 
bahnrecht theoretxseh  constmiren  und  sich  nieht  in  alle  möglichen  Details 
verlieren.  Die  theoretische  Begründung  dnes  selbständigen  Eisenbahnrechts, 
welche  der  Ver&sser  nach  dem  Vorworte  und  nach  §  4  gibt,  halte  ich  auch 
meinerseits  für  vollkommen  zutreffend.  Tii'^Viesondore  theile  ich  auch  seine 
Ansicht,  «k'^s  derjenige,  welcher  die  Staats-  und  )>rivatreehtlichen  Fragen 
des  Eisenbaiinrechts  trennt,  sicli  von  vorneherein  das  volle  Yerständnias 
dieser  Dtsciplin  verschliesst. 

Die  theoretische  Oliedenmg  des  Bisenbahnrechts  ist  ansserordentliek 
schwierig,  allein  mit  Fug  und  Recht  bat  der  Yerfiwser  die  Daretelhing  an 
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die  organischp  Entwirkohing  der  Eisenbahnen  angeknüpft.  Die  gleiche 
Methode  wende  auch  icli  Ixm'  meinen  Vorlesungen,  welche  ich  seit  einijren 
Jttbrcu  ühitr  EiseubahnrcchL  hu  der  Universität  halte,  an  und  wenn  ich  auch 
Eugebe,  dass  die  erwähnte  AnsBchddung  nicht  immer  strenger  Gedaidten* 
mÜsBigkeit  enttprieht,  so  dürfte  sie  doch  am  nohtigsten  sein.  Im  EiiH 
zelnen  ist  nun  freflicli  wieder  sehr  discutirbar,  ob  der  VerfaBser  jenen  Ein- 
thoihing5!pnind  (er  srlicidct  :  alltr(Miipiiie8  Verhältiu'ss  zur  Staats-  und  Reicliß- 
gewaJt,  iiründung,  Organisation,  I5a>u  BrtrioV»  nnd  Tr:uis]>ort,  Vcrliältniss 
zu  den  einzelnen  Zweigen  der  Staat.s-  und  lieichsverwaliuug,  V^eränderung 
und  Auflösung)  zutreffend  festgehalten  hat,  —  ein  abschliessendes  Uriheil 
rnnss  billigerweise  fUr  später  reservirt  werden.  Die  zwei  Helte  des  Hand- 
buchs behandeln  drei  Abschnitte.  Der  vierte  Absehxiitt  wird  darin  noch 
nicht  zu  Enilf*  geführt. 

Al)schnitt  T  ^riljt  ,.ine  Eink-iiunp.  eröfti.Tt  den  BepriflT  der  Eisenbalm 
und  des  Eisenbahnrcchls,  sodann  das  einzuhaltende  System  und  führt  ein 
Verzciclmiss  der  Literatur  und  t^uellen  auf.  —  Was  die  Literatur  aubctriflfl, 
so  beschrinkt  sich  der  Yerfuser  allerdings  wesentlich  auf  die  deutschen  und 
osterreiohisehen  Schriften.  Auf  Seite  6/7  erscheinen  auch  Angaben  über  aus- 
wärtige speciell  französische  und  englische  Sduriften.  Allein  dieselben  sind 
bei  weitem  nicht  erschöpfend.  Auch  gehört  Piercb  unter  die  amerikanische 
Gruppe  von  Ei«<(iibalins(hriftstrllern.  T'nter  der  Postrochtsliteratur  ist  mir 
(S.  21i  auf-fefaUen,  dass  K<;kr  als  Verfasser  einer  Abhandlung  über  die 
rechtliche  Natur  des  Postbeförderungsvertrages  Schliemann  angibt.  Der  be- 
treffende Autor  heisst  So&BiiZJCAini.  Der  gleiche  Fehler  ist  schon  mir  passirt 
in  meiner  Haftpflicht  der  Postanstalten  (8.  80.  Note  1),  welche  Schrift 
übrigens  EoXE  nicht  eu  kennen  scheint.  Weil  ich  gerade  von  mir  rede, 
bemerke  ich  auch  noch,  dass  mein  Telegraphenrecht  2.  Aufl.  nicht  1886, 
sondern  1873  erschien  und  mo'm  Telephonrecht  1885  (nicht  1884),  —  indessen 
sind  dies  alh's  ja  Jvlfinii^ki'itt'ii  von  wenig  Belang. 

Abschniit  II  erörtert  da«  Verhältniss  der  preussischen  Eisenbahnen 
zum  preussischen  Staate  und  anm  Reiche.  Die  Darstellung  dieser  Fragen 
ist  keineswegs  einfiwh,  weil  ja  überhaupt  die  definitive  Ordnung  derselben 
noch  aussteht.  Hier  hätte  ich  nun  allerdings  principielle  AusftUirnngen  cre- 
wünscht,  welche  das  Verhältniss  eines  Eisenbahnregals  et^vas  schärfer  ^^efasst 
haben  würden:  in  That  und  Wahrheit  muss  der  Ausdruck  hier  definitiv  ver- 
schwinden. Um  so  t'uergiacher  ist  der  Begrid"  der  Eisenbahnbouveräuität  zu 
betonen  uud  daran  festzustellen,  dass  der  Staat  seinerseits  einen  grossen 
Umkreis  von  Rechten  hat,  sowie,  dass  es  nicht  richtig  ist,  wenn  die  Eisen- 
bahnuntemehmungen  ihrerseits  bei  jeder  Gelegenheit  von  ihren  durch  die 
CSoncessionen  erwnrbenen  Rechten  reden.  Auch  der  Staat  hat  er- 
worbene Ri.'clite,  dir  er  niclit  verkümmern  lassen  darf.  T'^nd 
Preusst-ii  ist  iürwahr  mit  ?tintni  tüchtigen  Gesetze  von  1838  in  dieser 
Richtung  niuthig  und  grundlegend  vorangegangen. 

Abschnitt  III  erörtert  die  Gründung  der  preussischen  Staats-  und 
Privat-Eisenbahnen.  Hier  Terroisse  ich  eine  scharfe  und  principielle  Dar- 
legung der  rechtlichen  Nattir  der  Eisenbahnconcession.  Denn  was  in  §  16 
darüber  gesagt  ist,  muss  ich  als  eine  geringe  Abschlag!«zahlung  an  die  Jnris- 
pmdenz  »  rVKiren.  Dem  Verfasser  wind  hier  leider  wichtige  Materialien  und 
Recht jf^tachten  verl>orgen  geMiel»»  n.  Ich  erinnere  an  die  Sehrifl,  von 
EOttimann  (Rechtsgutachten,  in  wie  weit  durch  Eisenbahnconcessioncn 
Frivatreohte  begründet  werden,  Zürich  1870),  an  drei  Gutachten  von  A.He08LBii, 
HzLTY,  Oabraad  (1877),  an  die  sorgfältigen  Untersuchungen  von  Mobil  (in 
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Blümer's  schweizerischem  Bnndesstaatsrteht  IT.  1.  S.  71  ff.),  an  Kanda's 
Aufsatz  (Grümbut's  Z.  XII,  S.  ö95).  In  der  i^ixiruug  der  uiii  der 
Oonoeetion  latammenliftiigendeii  Rechte  liegt  der  Angelpankt 
des  gensen  Eieenbmlinreohte  und  die  Theorie  und  Fmni  leidet  ea 
nelen  Orten  (vgl.  Frankreich,  England,  Schweii)  an  der  rechtlichen  Ver> 
k lim Tnoninpf  jenes  Begriffes.  Ich  weiss  wohl,  dass  pcbwiprijr  ist  die  richtige 
Formula  fiir  die  CharactoriBirnnn;'  dor  f'oucession  za  hinlcii,  allein  die  Frajje 
ist  des  SchweiBses  nller  Eiseubahuschriftsteller  werü».  iusbesoudere  genügt 
es  nicht  über  die  in  den  Coucessioueu  und  Gesetzen  ausgesprocheneu  Kechte 
und  Fflichten  bloM  m  refiuiren. 

Ao^efidlen  ist  mir,  den  die  BescheSbng  der  für  die  Bntetefaniig  und 
den  Betrieb  der  Eisenbahn  i&ot]i^;eii  Gelder  nicht  zum  Gegenttende  sell^ 
Btiindipr  herausgehobener  ErörteniDcren  e^etnacht  \siirde.  Wanmi  würflt«  dieses 
Detail  in  die  allen  Text  überschwemmenden  Noten  S.  KK)  und  I<H  ver- 
wiesen? Der  Verfasser  hätte  übrigens  die  Fragen  der  Prioritätsactieu  etwas 
geoener  stodiren  müssen.  Es  ist  nicht  richtig  wenn  er  auf  S.  100,  Nr.  3 
■egt,  data  ea  je  fettTersinsliohe  Aotien  gegeben  hebe.  DerartigB  Dinge  aind 
anmogUGh:  dagegen  worden  Obligationen  auf  Eilenbahnen  eine  Zeit  iai^ 
Prioritätsactien  genannt,  —  ein  Terminus,  den  sogar  der  grosse  SivieiiT  (ObL 
R.  II.  S.  114/15)  aflo]>tirte.  i^t  ii}>erhauj)t  unglanblich,  wt/lche  pvnideza 
juristisch  barbarische  Auflassungen  über  die  Prioritätsactieu  zum  Besten  ge- 
geben wurden.  (Vgl.  z.  B.  ScmtKioLibR,  Theorie  und  Praxis  des  Eisenbahn- 
wesens, Beriin  1876.  S.  S2/23,  ferner  O.  Bote;  efai  Sisenbehnprogramm, 
Wien  1875.  8.  45/46).  Zorn  Theü  werden  sie  neaestena  no«h  (wie  vev 
Habere»,  dateireichisches  Eisenbahnrecht  S.  88)  wiederholt.  Dem  Vttfumtr 
aoheint  meine  Arbeit  über  die  Prioritätsactien  unbekannt  geblieben  zn  sein. 

Abschnitt  IV  behandelt  die  Orpani»<ation  der  preusRischen  Staats- 
nnd  Privat-Eisenbahnen,  allein  Heft  2  brmgt  dn^c  Materie  noch  nicht  ganz 
üum  Abschluss.  Die  weiteren  Helte  (das  Werk  wird  ,in  etwa  7  Lieferungen* 
eraeheinen)  werden  sich  mit  der  Expropriation,  dem  Eiaenibahnbane,  aodann 
mit  dem  Eiaenbahntranaperte  beachÜlUgen,  ferner  die  fieohtsverhSHniase  dar 
Eiaenbabn-Beamten,  die  Beziehungen  zu  den  einielnen  Zweigen  der  Beieht» 
Verwaltung  (Post-,  Telegraphen- Administration  u.  s.  w.)  und  zu  den  Communal- 
verbänden  behandeln.  Den  Sebbi«s  «olb^n  die  Fragen  der  Liquidation,  der 
Fusionen  und  des  Uebeigangs  der  Eisenbahnen  an  den  iJtaat  und  das  Concun- 
recht  bilden. 

Idi  boile,  daas  es  dem  Verfiwaer  gelingen  möge,  eine  treflniehe  Arbeit, 
an  der  er  den  Anfiuag  gemaoht  hat,  an  Ende  an  Hären. 

Ich  möchte  dem  Autor  zum  Schlüsse  zur  Erwägung  anheim  geben,  ob 
er  nicht  auch  noch  (vielleicht  anhangsweise)  die  Frapfen  des  interaationelen 
Eisenbahnri  chtes  in  den  Bereich  seines  Handbuches  ziehen  sollte. 

Zürich  Prof.  Meilü 


Fr,  T.  Martens.  Völkerrecht.  Das  internationale  Recht  der  civi- 
lisirten  Nationen.  Deutsche  Ausgabe  von  C.Bergbohm.  IL  Band. 
Berlin.    Weidmann  188«. 

F.  V.  Martens  hat  sein  gi'üSKan<relfgteK  Werk  mit  diesem  7,weit<:n  Baude 
zum  Abschluss  gebracht  und  man  dari  sagen,  das«  derselbe  den  ersten  mcht 
onr  an  UmÜEmg,  sondern  aneb  an  innerem  Gehalt  nbertrifil.  Der  Ycrbaser 
behemeht  ni^t  nur  den  Stoff  ▼ollkommen,  sondern  tritt  auch  mit  eigoMB 
Gedanken  hervor,  seigt  grosse  Belesenheit  in  der  einschllgigen  Literalor,  giebt 
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stete  etne  imbefiuigene  und  klare  Defstellnng  det  ^Itendeo  Rechtet  und 

trennt  von  derselben  geaan  seine  VoracUI^  fiir  Reformen  und  SrgSnzung 
noch  bestehender  Lücken  auch  int  die,  grosse  BCaMe  des  Stofles  übersichtlich 
g^pffliedert.  Der  apologetische  Standpunkt  des  russischen  Publicisten  für 
alles,  was  seine  KeffienTtifj  betrifft,  tritt  in  diesem  „besonderen  Theil**  weniger 
hervor  als  im  ersten  allgemeineni  wenngleich  wir  manche  Beispiele  dafür  anzu- 
fiÜirra  haben  werden,  dagegen  wird  iina  auch  eine  Reihe  wei^voUer  Beiträge 
ana  der  maaiaciien  C^Mehichte  gegeben,  die  wahrscheinlicb  niemand  zugKnglidi 
waren,  der  nicht  wie  Hr.  v.  Mabtr»  ana  den  Fetmlnirger  Aidiiven 
■dhopfen  konnte. 

Die  erste  Abtheilnncr  ImTideH  von  der  internationalen  Verwaltung  und 
ihren  Organen,  Der  Verlasser  zeij^t  zunächst,  das«  dieser  bisher  ungebrauch- 
liche  Ausdruck  doch  zutreffend  ist  und  Begriff  wie  Wesen  der  iutemaLio- 
nalen  Verwaltung  ans  der  Idee  dee  Völkerreehte  und  dem  eigenen  ZwedL 
des  Staates  flieasen.  Bedürfen  die  Staaten  an  ihrer  vollen  Entwickelmig 
gegenseitiger  Unterstützung  und  gemeinsamer  Thätigfceit,  so  müssen  auch 
fiir  das  Gebiet  des  internationalen  Verkehrs  Rechtsnormen  bestehen,  durch 
welche  ihre  Funktionen  fj;* n  fj-f  It  werden  und  die  den  Grundsätzen  des  VÖlker- 
i'echts  entsprechen.  Je  uuifasMender  der  Verkelir  einer  Nation  mit  dem 
Aofllande  ist,  desto  bedeutender  wird  sich  ihre  internationale  Thätigkeit  ge- 
stalten, doren  Oigan  immer  die  oentrale  Staatsgewalt  ist,  wie  entwidtelt 
auch  die  innere  Selbstverwaltung  sein  mag,  und  da  die  internationale  Ver* 
waltung  sehr  wesentlich  von  den  gegenüberstehenden  Rechten  anderer  Staaten 
abhan^jt,  so  wird  sie  eine  wcRentlicdi  verfTHfr'' massige  Basis  haben  müssen. 
Naturj^emäss  niuHste  mit  der  ungeheuercu  Entfaltung  der  wnrthsclmü liehen 
Arbeit  im  19.  Jahrhundert  diese  Basis  an  Ausdehnung  und  eiuheiliichcr  Or- 
ganisation immer  mehr  gewinnen,  während  die  eigentlich  politische  Seite 
znrftektrat;  eben  der  fliessenden  Natur  dieser  Entwi<ilung  anfolge  wird  anch 
das  internationale  Verwaltungsrecht  sich  nnablSisig  der  sweclcmMseigen  Be- 
friedigung der  internationalen  Bedürfhisse  anpassen  müssen. 

Die  Hauptbeamten  dieser  Verwaltung  sind  die  Gesandten  und  die 
Consuln,  das  9.  Capitel  belmndelt  daher  das  Gesandtschaftsrecht,  das  3.  das 
Consularrecht.  Die  Barstellung  des  ersteren  gibt  zu  keinen  besonderen  Be- 
merkungen Anlaas,  mir  durfte  besweifelt  werden,  daas  es  unhereehtigt  war, 
wenn  die  englische  Regierang  1678  die  Annahme  einer  Gesandtschaft  vom 
Emir  von  A%hanistan  forderte ;  »allerdings  besteht  fBr  uncivilisirte  Staaten 
nicht  die  Rechtapflicbt,  Gesandte  anzunehmen,  wenn  aber  die  afghanische 
Regierung,  welche  dies  bis  dahin  stets  nhorlehnt,  plötzlich  einen  russischen 
Gesandten  empfing,  der  in  notorisch  ieindseli^em  Sinne  gegen  England 
wirkte,  so  war  letzteres  wohl  berechtigt,  auch  seinerseits  die  Zulassung  eines 
diplomatischen  Agenten  au  fordern.  F0r  das  Consularrecht  darf  B^iBm 
dnreh  sein  grundlegendes  Werk  Über  das  Oonsuhurwesen  im  Orient  (Berlin 
1874)  besondere  Autorität  in  Anspruch  nehmen,  wie  denn  auch  im  vor- 
liegenden Werk  diese  Materie  mit  besonderer  Ausführlichkeit  behandelt  ist-, 
er  anerkennt,  dass  die  russischen  Gesetze  über  die  Consuln  gani£  vorzugsweise 
unzureichend  sind  und  weder  der  Bedeutsamkeit  der  Consulate,  noch  den 
Interessen  der  russischen  Staatsangehörigen  Rechnung  tragen,  wogegen  das 
deutsehe  Consnlar-Geaeta  von  1867  als  vorsQglich  aweckentsprechend  ge- 
rtthmt  wird. 

Die  zweite  Abtfaeilung  behandelt,  nachdem  so  die  Organe  der  inter- 
nationalen Verwaltung  erörtert  sind,  die  einzelnen  Zweige  derselben  nach 
ihren  G^astäoden  und  zwar  im  Gebiet  der  geistigen,  physischen  und  wirth- 
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ficliaft liehen  Interessen  der  Völker.    Dio  intcniationale  geistijje  Genirinschaft 
ist  abhängig  von  <l«>ni  (iiadc  ilci  ('ullur  der  lit'tnflTpudeu  Völker  und 
allen  wird  man  eine  i*eligiöse  luid  eine  int^'llektuelie  Seite  unterscheiden 
können.   Mit  Recht  be;^ichnet  der  Verfasser  es  als  eineo  Irrtlnim,  m  gUn- 
ben,  dasa  gegenwartii?  die  Religionsg^eiiischRft  zwischen  den  Kadonea 
keine  Rolle  mehr  apitlr   und  rügt  es,  dass  tlie  VölkeiTfchts-SchriftstoUer 
diesem  Verhältnisa  meist  keine  (rpnü<^'ende  Beachtunjj  schenken.    Er  /.eigt 
zunächst  die  ges(  ]ii<  lit]i<  he  Bedeutuutr  desselben,  wnlx  i  er  auch  de«  Friedens 
von  Xystädt  1721  {gedenkt,  der  dir  (••nifpssionellen  (TcriM-htsame  dt  r  Ont?^*»- 
proviiut'u  gewährleistete,  ohne     ahneu,  dass  dieselben  sclion  sobald  auf  da« 
nicksichtsloBeste  Tei^^waltigt  werden  sollten.  Seine  Ansichtf  dass  die  offent« 
liehe  Meinung  die  Regiemngen  nöthige,  gegen  „solche  wahrhaft  bekkgeos- 
werthc  Erscheinungen"*  (S.  111)  Schritte  zu  thnn,  hat  sich  in  diesem  Falle 
80  wenig  bewährt,  wie  l»ei   der  Unterdrückung  der  katliolisehen  Kirche  in 
Polen  und  anderen  Provinzen  Rxisshinds,  wotjeg-en  früher  die  Verlet/uiiL'  der 
Dissidenten  in  Polen  ducli  nur  den  Vurwund  ^ur  Intervention  Rutislauds  bil- 
dete.  Auch  in  neuester  Zeit  gaben  die  Verträge  von  Paris  (lÖo6)  und  von 
Berlin  (1878)  Beispiele,  dass  internationale  Bestimmungen  über  confessioneUe 
YerhSltnisse  keineswegs  «einem  überwimdenen  Standpimkt  angehören,  ab- 
gesehra   davon,    dass  zahlreiche  Vei'trä<4;e   mit   amerikanisch -spanischen 
Staaten    freie    Religionsühung   für  Protestanten  sicliern.     Die   Frage  der 
BedeutiifiLT   der   Concordate   und  ihrer  Natur   ist    etwas    summariseh  für 
ein  so  uuiiu^sendes  Werk  behandelt  (eingeheud  iht  sie  dargelegt  in  meiner 
Schrift  über  die  volkerrechtliche  Stellung  des  Papstes,  Beriin  1885),  da- 
gegen den  Beziehungen  christlicher  zu  nichtduristliehen  Völkern  besondere 
Auj&nerksauikeit  gewidmet.  Hierbei  a]>er  muss  es  entschieden  gerügt  werden* 
dass  der  Verfasser  doch  wieder  die  1853  so  bündig  widerlegte  Behauptung 
wiederholt,  als  ob  der  V^ertrag  von  Kudjuk-Kainaj*dje  Ru«t«land  ein  Protek- 
torat über  die  grieclusch-katholischen  Unterthanen  der  Türkei  einu»  räumi 
hätte,  wälireud  die  Pforte  in  demselben  doch  nur  „uua  ferma  protezioue  alla 
religione  duistiana"  verspricht  und  das  Interventionsrecht  Rnssland  sieh 
auf  die  Angelegenheiten  der  Donaufiirstenthümer  beschifinkte.  —  Auf  dem 
Qebiete  des  geistigen  Lebens  kommen  vornehmlich  das  literarische  Eigen- 
thumsrecht in    Het nicht,  Welches  von  Martkvh   mi^^führlich  und  vortreff- 
lich behandelt  ist;  im  Bereich  der  physischen   und  wirtlischalllichen  Inter- 
essen strebt  unsere  Zeit   immer    mein"    zu  einer  orgaidsirten  Weltwirth- 
Bchaft,   es  gilt  dies  sowohl  hinsichtlich  der  Personen  für  die  Auswande- 
rung, die  Naturalisation,  die  Qesnndheitsmaassregeln  u.  s.  w.,  als  der  Han- 
dels- und  Sehi^hrtsvertrSge,  der  Abkommen  über  internationale  Verkehn- 
wege  und  Anstalten,  Küstengewässer,  Flüsse,  Canäle,  Posten,  Eisenbahnen, 
Telei^raphen  u.  s.  w.    Wenn  A^r  N'^rfasscr  (S.  2Aö)  V»emerl;t,  <!ass  der  nT^s^äi^oh- 
österreiehische  Vertrug  von  ioi4U  ülter  die  DouauschitUahrt  als  da?i  Muster 
einer  folgerichtigen  und  getreuen  Anwendung  der  vom  Wiener  Congress 
proklamirten  Orundsitie  gelten  könne,  so  ist  dc^egen  zu  constatiren,  dass 
unter  diesem  Vertrage  die  untere  Donau  versumpfte  und  verüdete,  nid&t 
minder  ist  die  ganze  spatere  CTcschichte  der  Donanfrage  lediglich  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  russischen  Terntorialinteressen  betrachtet. 

Der  zweite  Abschnitt  behandelt  im  ersten  Cajdtel  „das  internatiouale 
Privatrecht":  man  kann  zweifeDiatt  sein,  oli  dasselbe  in  das  eigentliobe  \'<llker- 
recht  gehört,  und  wir  halten  es  für  einen  Vorzug  des  grossen  Holtzkndorff- 
schen  Sammelwerkes,  daas  es  diese  Materie,  f£>  die  Llveekt  8  Binde  in 
Anipmeh  genommen,  ausgeschieden  hat;  immerhin  gibt  indess  Martbmb  eine 
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aelu'  sorgaam  aiugearbdtete  Uebemcht  Auf  entschieden  völkerrechtlichem 
Boden  )if werfen  wir  uns  dagegen  im  2.  Oapitel,  dem  „internationalen  Strtf- 
recht",  wobei  die  Frago  dpr  Ausliefenmfj  in  erster  Linie  »teilt ;  die  Erörterung 
(len*elln'u  ist  i)infa»iüei)(i  im<l  «-insichtig,  nur  dagegen  musH  Vi'rwaliruug  ein- 
gelegt werden,  dass  der  vielberuicue  Vertrag  von  1885  zwischen  Russland 
und  Preittwn  dem  Staadpiiakt  entspreche,  den  die  Oxforder  Beschlüsse  des 
Tnatikute  liir  Völkerreeht  eingenommen;  letztere  Schlesien  vom  Gharakto'  des 
politischen  Verbrechens  alle  solche  aas»  welche  alle  Merkmale  gemeiner 
Verbrechen  (Mord,  ßrandstiftungi  Diebstahl)  in  sieh  scUiesseiV  der  betr. 
V(>rtrarr  erstreckt  die  Au^lieforunGr  auf  ein&cbe  Beleidigung  der  giegenseitigen 
Staatsoberhäupter  und  ilm  r  Familien. 

Das  int€rnatit»naic  Zwangs-  und  Streitverfahren  ist  vom  Verfasser  im 
Vergleicli  mit  dem  Friedeosrecht  verhältnissmassig  kurz  behandelt.  Die 
Zwangsmittel  ohne  Krieg  geben  zu  keinen  weiteren  Bemerkungen  Anläse,  als 
dass  wir  uns  freuen,  auch  MARTENS  entschieden  die  Berechtigung  der  sogen. 
Friedeusblokadc  ))•  streiten  zu  sehen:  wir  hätten  nur  gewQnwht,  dass  das 
völkerrechtswidiige  V'erfaliren  Frankreichs  gegen  Cliina  in  dem  jüngsten 
Streite  etwas  eingehender  charakterisirt  wäre,  als  dies  S.  473  geschehen, 
dagegen  ist  zu  bestreiten,  dass,  wie  S.  488  behauptet  wird,  Rir  die  Gegen- 
wart eine  fiirmliche  Kriegserkläruug  nicht  mehr  nothwendig  md,  auf  die 
Form  derselben  kommt  es  allerdings  nicht  an,  aber  der  Kriegszustand  muss 
unzweifelhaft  constatirt  sein  und  das  ist  auch  in  den  beiden  von  Martens 
angeführten  Beispielen  geschehen,  welche  die  ITeberflüssigkeit  der  förmlichen 
Kriegserklärung  beweisen  sollen.  Durch  die  Note  des  französischen  G'  »^ehäfts- 
trägerN  LR!«orRD  vom  19,  Juli  1870  v^oirde  erklärt,  dass  Frankreieii  sich 
„en  etat  de  gueiie''  mit  dem  norddeutschen  Bunde  betrachte,  und  bei  dem 
tOrkischen  Kriege  wurde  dem  türkischen  Vertreter  von  Russland  am  24.  April 
1877  erof&iet,  dass  der  Krieg  begonnen  habe  (et  Übrigens  meine  Abhandlung 
übiT  Frankreich  und  China  im  Heft  I).  Hinsichtlich  der  Nothwendig^eeit, 
das  Kriegsredit  in  bestinmiten  Theilen  zu  codifidren,  wie  dies  die  Brüsseler 
Cnnferenz  von  1874  Yer^uchto,  stimmen  wir  dem  Verfasser  vollständig  bei 
und  sind  iil;ti'zeugt,  dass,  wenn  jener  Versuch  vielleirlit  nieht  genügend  vor- 
bereitet war,  die  Ergebnisse  der  Conferenz  doch  keiueHWtgs  verloren  sind,  und 
das  Zid  über  kurz  oder  laug  erreicht  werden  wird;  die  von  Martens 
empfohlene  Beschränkung  der  Repressalien  im  Kriege  (S.  619.  80)  ist  gewiss 
durchaus  wünschenswerth.  Der  Verfosser  anerkennt  vollkommen,  dass  die 
Absohafiiing  der  Kaperei,  so  geboten  sie  auch  war,  doch  eine  unvollkommene 
Maassregel  ist,  weil  die  Kaper  leicht  dureh  besonders  beauftragte  Kreuzer 
ersetzt  werden  kiinnen  und  nur  die  Freiheit  des  Privateigenthums  zur  See 
die  richtige  Lösung  bietet,  aber  el)en  desshaib  hätte  diese  grosse  Frage  wohl 
eine  eingehendere  Behandlung  verdient.  , 

Bei  der  Blokade  hatte  die  grobe  Cbwaltthat  der  Terein.-Staaten  im 
Falle  des  Springbok,  welche  trauriger  Weise  auch  nicht  von  der  Rerisions- 
Commission  gutgemacht  ist,  wohl  etwas  eingehender  und  scharfer  beleuchtet 
werden  kr» nnen,  obwohl  der  VeiTsisser  erklärt,  die  Theorie  der  Verein. -Stauten 
halte  keiner  Kritik  Stand,  auch  die  Schrift  vim  Sir  Tr.  Twiss  „Bel!ij:rerent  right 
on  the  high  hcah  since  the  Declaration  of  Paiis",  1884  wäre  zu  erwähnen 
gewesen.  —  Das  dritte  Capitd  behandelt  das  Ncutralitätsrecht ;  dass  im 
18.  Jahrhundert  noch  die  Fratension  au%estellt  ist,  die  BetheiJigung  eines 
Staates  mit  einem  Theil  seiner  Streitkriäte  Terietie  die  NentralitSt  nioht, 
ist  richtig,  aber  doch  nicht  zu  rechtfertigen,  und  wenn  der  andere  kri^ 
führende  Theil  eine  solche  partielle  Hilfe  nioht  als  Kriegs&U  behandeltOi  so 
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geschab  dies  aus  politischen  Gfr&nden,  gerade  so,  wie  auch  Russland  1854  ei 
sich  gefallen  Hess,  dass  Ofstr^rrrich  ans  strategischon  Gründen  die  Donau- 
für^tf nthünicr  besetzte.  Die  Behauptung,  das«  es  den  Kriegführenden  nicht 
gestÄtlt't  «ici,  uut'  neutralem  Gebiet  Anlehen  ab/.uscliJiesseu,  ist  unhalt]jar,  und 
das  daiur  axigcruiirlc  Beispiel  Fraukreichs,  dem  1870 — 71  Eugland  dies  nicht 
gettattet  haben  lolli  imriobUg.  Ghonbetta  acfakae  in  Xiondon  dai  logeQ.  Hor> 
gan-Aiüeheii  and  daa  Gleiebe  tbat  der  Norddeuteche  Band,  ivibrend  det  Se- 
cessionskriegs  haben  sowohl  die  Vereinigten  wie  die  Gonföderirten  Staaten 
in  England  Anlehen  geschlossen. 

Diese  fM"n■/^^hlen  Aus!<teUungen  sind,  wie  man  sieht,  nicht  von  der  "Rr- 
heblichkeit,  dass  .sie  den  Werth  des  IMakikss  öchen  Werkes  beeinträchtigen 
könnten,  das  namentlich  für  das  V'ölkerrecht  des  Friedens  eine  hervorragende 
StdUe  in  aniorer  pnbliciBtischen  lAteratiir  einndimen  wird. 

Geffcken. 


Lvi^Tle  BiMeliet.  —  Hiitoire  de  rOrganiiation  judioiaire  en 
France.    L  Epoque  Pranque.  —  Parii  (Rousseau)  18M.  8. 

Bioe  umiassende  Geschichte  der  französischen  Gerichtsverfassung  fehlt 
noch,  die  allgemeinen  Rechtsgeschichten  geben  nur  ungenügende  und  ofl 
irrthttmliche  Uebeniehten.  Ein  jüngerer  Profeiaor  ans  Nam^  seheint  diese 
Locke  anallUlen  sa  woUen.  Der  erste  Band  einer  ansfulirlichen  Qeschiehte 

der  Gerichtsüi^auisation  in  Frankreich  ist  vor  kurzem  erschienen,  und  be- 
handelt die  fränkische  Zeit.  Zwar  ist  es  nicht  der  schwierigste  Theil  der 
Unternehmung.  Wie  der  Verfasser  seihst  in  der  Einleitung  gesteht,  sind 
die  speciellen  Untersuchungen  für  diese  Periode  ausserordentlich  zahlreich, 
um  so  mehr,  da  die  französischen  wie  die  deutscheu  Gelehrten  sich  um  die 
Wette  mit  einer  Zeit  besehlftigt  haben,  deren  Reehtamstitnte  bst  identasdi 
fiir  beide  Lbider  sind. 

Dem  Buche  selbst  geht  ein  bibliographisches  Verzeichniss  voraus,  das 
obgleich  ziemlich  reich,  doch  manche  Lücken  enthält  ')  und  die  QueUeu  mit 
den  Hülfsbüchem  dui-cheinander  alphabetisch  anfzrihlt.  Dem  Verfasser  kann 
man  übrigens  nicht  vorwerfen,  dass  er  unli»  snuurü  geuiiaiiMre.  Er  hat  die 
Vorarbeiten  ebensogut  wie  die  (Quellen  sorgiaiiig  benutzt,  er  hütet  sich  vor 
unbegründeten  VoinathuQgeD  und  ninunt  Inine  Theorie  an,  die  sidi  nidit 
auf  einen  Test  stKttt.  Desswegen  hat  er  gerade  einige  der  kühnsten  Theorien 
von  SOBK  ▼erworfeo,  nnd  stkomt  dagegen  fast  überall  mit  Waitz,  dessen 
Verfassungsgeschichte  ihm  fiir  manche  Abschnitte  ein  vortrefflicher  Leitfaden 
gewesen  ist,  and  dessen  Ansiobten  er  manfihmal  sohar&innig  ergftnat  haL 


*)  Ich  zitire  7,  B. :  Dovf,  die  Fränkischen  Sendgerichte(Zeitschr.  f.  K.-K.  IV); 
Gbobo  Miu¥£B,  Die  Gerichtsbarkeit  über  ünlreie  und  Hintersassen  (Zeitscbr. 
d.  Savigny  Stift.  II,  p.  82,  III  p.  102);  Bbünnxb,  Das  Qesichtszeagniiis  in 
der  fr&nk.  Königsurk.  (Festgabe  für  Heffter  1874);  Borxtius,  Beitrige  nr 
Capitularieacritik ;  Schröder,  die  Franken  und  ihr  Rpcbt;  Fahlbeck,  La 
royaut^  et  le  droit  royal  francs;  Conbad  Bornhak,  Wilhelm  Stckel  a.  g  w, 
Ks  sind  auch  uiciit  innner  die  letzten  Ausgabeu  benutzt  (Vgl.  LonvtL,  ScHULTü, 
Waimi),  Die  Jahrbücher  d.  deutschen  Beidies  (BoMm,  H*BV,  Bitnitt, 
OiLSNEB,  Abel,  Simson,  DOmmlbb),  wo  der  Verf.  manche  NaichwdfUlgMi  hifeto 
finden  kö&nen»  sind  ToUstfndig  nnberücksichtigt  geblieben. 
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Da  der  Verfasser  die  Creschichte  der  (TerifbtsvfrtHistsUDg  nur  in  den 
Gegenden,  welche  das  jetzige  Frankreich  bilden  (s.  Einleitung  3)  darzu- 
•tdlcn  beftbtkhtigt,  hat  er  cbw  alte  Gennanien  ToUatSodig  bei  Seite  gelassen. 
Man  empfindet  diese  Lücke  um  so  melir,  als  die  Versammlungen  der  Hunderte 
fiurt  imverSndert  ans  der  ältesten  Zeit  in  die  Epoche  der  Merovin^r  hinüber» 
gingen;  und  auch  das  absolute  Weglassen  der  Gerichtsverfassung  Galliens  in 
der  römischen  Zeit  ist  um  so  bedant'm«\verther,  da  die  fninkische  Oi^anisation, 
als  eine  Art  Combination  zwischen  dem  römischen  vmd  gennanischen  System 
£11  betrachten  ist.  Nur  auf  diese  Weise  kann  man  gut  verstehen  wie  die 
Oeriditsbarkeit  cwisehen  der  dnreh  den  Kfinig  nnd  den  Gnfen  ausgeübten 
öffentlichen  Gewalt,  und  der  durch  die  Grossen  in  den  Pkusiis  palatü,  oder 
die  Rachimburgi  in  den  Placita  comitis,  vertretenen  Gesellschaft  verthalt 
war.  Man  kann  ebenfalls  bedauern,  dass  der  Verfasser  nichts  von  der 
Gericht8verfa«»5iunj?  der  Lex  Salica  presagt  hat.  Er  begründet  dies  damit,  dass 
vortrefflichf?  Al^liandlungen  darüljer  existiren,  allein  dieses  Hotiv  hätte  ja 
vielleicht  für  das  ganze  Buch  gelten  können. 

Im  übrigen  bat  B.  du  gefShrliche  Yerfchren  mehrerer  Reehia^ 
historiker  vermeiden  wollen,  weldie  die  ganze  frSnkische  Zeit  vom  &  bis 
10.  Jahrhundert  in  einem  Zuge  darstellen  und  Capitularien  vom  9.  Jahr' 
hundert  allzugern  citiren,  um  gewisse  Theorien  der  merovingischen  Zeit  au 
>)egründen.  Er  untei-scheidct  sehr  '^cliarf  die  nierovincrischo  von  der  karo- 
lincfi^-chen  Zeit.  Für  jene  liat  er  leider  uiclit  das  neueste  Buch  von  FüSTEL 
i>E  CouLANUKs  „liecherches  sur  quelques  problemes  d  histoire.  Paris  (Hachette) 
1886",  6aa  eiaigehende  Unteraoehungen  über  die  Geriehtsverfiusung  in  dieser 
Periode  enthalt,  benutsen  können,  Trota  emer  geschickten  Aifnomentation 
kann  man  sdiwerlich  mit  B.  annehmen,  dass  die  Zahl  der  Kaclu'mburgi 
in  dem  merovingischen  mallus  unveränderHch  sieben  war  (S.  28 — 30).  B.  hat 
den  Titel  LVII  §§  1,  2  der  Lex  Salica  missverstandeTi,  sowif  auch  die  be- 
kai'ntf  Stfllr«  i]('v  SepteTn  Cnnsae  :  Si<]uis  Franco  inter  (juatudr  solia  occiserit.  . . 
Xami  muii  im  vollen  Emst  aus  dieser  Stelle  schliesseu,  dass  die  Kichter  auf 
vier  Billken  aaasen,  drei  pro  Bank,  und  noeh  hinanftigen,  dam  sieben  von 
ihnen  die  Mehnahl  bildeten?  Zu  tadeht  ist,  dass  Verfiuser  ehiige  der 
Hanptscfawierigkeiteii  ungenügend  erörtert,  oder  voUstMndig  bei  Seite  ge- 
lassen hat.  Was  ist  z.  B.  der  mero vingische  Mallus?  Ist  es  die  Versammlung 
de«?  fjanzen  Volkes,  ^iri  Volksp^ericht,  wi^  Soirt  (S.  (\^)  lK^tr»nt.  Hatte  da» 
Volk  eine  thätige  KoUe?  Ward  das  Urtheil  von  ihm  auswcJ^prochen?  Muss 
man  oime  Bedenken  als  Grundsatz  annehmen  {H.  37),  „Le  comte  pr^sidc,  il 
Juge  pas**  f  Mit  Bedit  »lentififlfft  B.  dsn  Tniq^ua  mit  dem  Centenariua^ 
der  dagegen  venehieden  ist  von  dem  Yioarius.  Ob  aber  der  Tunginus  vom 
Volke  gewählt,  ist  sehr  zweifelhaft. 

Die  karolingische  Zeit  ist  sehr  sorgfältig  behandelt.  B.  spricht  zuerst 
von  den  richterlichen  Behörden  des  q-emeinen  Rechtes  (comcs,  vicecomes, 
ceutenariuü)  dann  von  der  (^oriclitsliarkeit  derMissi  imd  des  Königs,  endlich 
von  den  geistlichen  und  inuuimiiätsgenchten.  Das  Verhältniss  der  ver- 
scMedenen  Geridite  an  einander  ist  kär  und  genau  bestimmt.  B.  hat  nach- 
anweisen  gesucht,  dass  der  karolingische  Centenariua,  den  er  ndt  dem  Tri- 
bunus  identificirt  (S.  217)  sehr  verschieden  von  dem  merovingischen  Centenar 
ist  (SS.  226,  246).  Er  bekämpft  lebhaft  die  Ansicht  von  Sohm,  der  in  dem 
Centenar  nur  einen  Diener  des  T?i<}iter9  sieht,  und  sein  Amt  ah  dasjenige 
des  Schultheissen  (exactor  ptiblicus)  betrachtet.  Aber  so  leicht  wie  der  Ver- 
fasser (S.  318)  kann  mau  an  einen  regelmässigen  lustauzeuzug  und  an  eine 
eigenülche  Appellation  von  einem  Gerichte  an  du  andere,  wohl  kaum  glauben. 
AreUr  Iftr  tfwilicbM  lUekt  I.  «.  49 
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Ob  man  gegeu  den  AoBipmeh  des  echten  Dingea  aogelien  konnte,  darüber 
schweigen  die  Quellen  gänzlich:  die  blähende  Antwort  hat  jedoch  um  ao 

weniger  für  sich  als  es  in  der  ältesten  Zeit  kein  über  demselben  stehendes 
Gericlit  gab.  Die  zwei  Capitel,  welche  rlie  peistlich»'  Gerichtsbarkeit  be- 
haiidehi  (SS.  87—120,  354  —418)  sind  vielleicht  die  besten.  B.  hatte  schou 
Vor  zwei  Jahren  eine  Abimndluug  darüber  in  der  2s'ouvelle  Kevue  historiquo 
de  Droit  (1883.  S.  401)  erscheinen  lassen.  Den  Einfluss  der  römischen 
Gesetxe  auf  die  Eniwiokelong  der  geistlidi^  Geriehtsbarkeit  hat  er  leider 
bei  Seite  gelassen.  Was  die  InunnrntStagerichtv  betrifft»  hat  B.  gegen  Sobm 
Hbusler,  Frost  zu  beweisen  gesucht,  daas  die  Yerleihnog  einer  inununität, 
eine  wirkliclie  Gerichtsbarkeit  für  den  Immnnisten  soprar  vor  dem  10.  Jahr- 
hundert enthält.  Nach  ihm  hat  die  ncfrative  Formel  ^l't  nuUns  judex 
in  has  terras  ingrediatur"  nicht  nur  den  Zweck  den  öfTentlicheu  Richt*»r  aus 
dem  privilegirteu  Bezirk  zu  weisen,  sie  überträgt  dem  Immunisteu  die  Gerichts- 
barkeit» die  sie  dem  difentUohen  Richter  wegnimmt.  Ob  B.  dagegen  den 
ursprünglichen  Charakter  der  Lnmnniiat  richtig  verstanden  hat,  ist  iweifel- 
haft;  es  ist  jedenfalls  unmöglich  au  behaapten,  dass  die  Immunitäts- 
privilegien  „dtaient  tonjoiirs  conotis  dans  Ics  memes  termes"  (S.  420 
Anm.  IV  Dieses  Capitel  ist  übrigens  nicht  frei  von  Verseben:  s;anz 
unmöglieli  kauu  ein  Diplom  von  855  von  Karl  dem  Grossen  (S.  425) 
oder  ein  Diplom  von  858  von  Ludwig  dem  Frommen  (S.  427)  herrühren. 
Was  B.  über  die  Vögte  und  ihre  Gerichtsbarkeit  sagt  (S.  452),  ist  nn> 
genügend.  Er  hÜtte  aus  den  werthvollen  Abhandlungen  von  Ducan«,  v* 
Advocatus  I,  S.  106,  Muratori,  Antiq.  Ital.  V,  273,  und  Montag,  Gesch.  d. 
staatsbürgerlichen  Freiheit  I,  S.  137.  232;  II,  8.  llt>,  welche  ihm,  wie  es 
scheint,  unbekannt  preblieben  sind,  manches  intert --sante  Resultat  ziehen  können. 

Kur/,  und  ^nit  die  Arbeit  BEAUCUEx'b  kann  als  eine  verdionstvolic  i>ar- 
steUuug  deä  älteren  fränkischen  Gerichtswesens  anerkannt  weiden.  Der  Stil 
ist  klar,  die  Aigumoitation  lebendig.  Die  Citate  sind  gut  gev^Udt  und  su* 
verUissig.  Dieser  erste  Band  regt  lebhaft  den  Wonach  an,  daaa  der  Verbsaer 
eine  cntspreciieude  Fortsetzung  für  die  folgende  Periode  der  firaoiosischen 

Verfassuugsgesohichte  bald  liefern  möge. 

Lyon.    O.  Biüudel. 


Frederic  Seebohm.  Die  cngliKche  Dorfgemeinde  in  ihren  Be- 
ziehungen zar  Gutsherrlichkeit,  zu  der  ursprünglichen 
Stammesverfassung,  sur  Flur eintheilung  nnd Feldgemein- 
schaft. Nach  der  d.  Aufl.  aus  dem  Englischen  übertragen  von 
Dr.  Theodor  von  Dunsen.  Heidelberg.  Winter  1886. 

Die  vom  Verfasser  als  „sn  essay  in  economic  histor)**'  bezeichnete 
quelleugeschichtliche  Untersuch unjir  über  die  ältesten  (.Trundlapfen  der  onsr- 
li-^fb'  u  Gemeiudeverfa«?«!iinir  beriiliit  an  so  vielen  Punkten  die  recbtlir-he 
Sfite  der  geschilderten  V'crhiiltnissc  und  brin^xt  für  dieselbe  so  reichtjN  ur- 
kundliches Material  bei,  dass  wir  sie  mit  ebeui>uviel  Berechtigung  alt»  erneu 
lehrreicl^  Beitrag  zur  Geschichte  des  Gemeindmiechts,  der  primturen  Ver- 
waltungsvcrbünde  für  unsere  Disciplin  in  Anspruch  nehmen  können.  Wem 
das  Abhandenseiii  \  erlässlicher,  auf  sicherem  Quellenmateriale  benihender 
'  geschichtlicher  Nachweise  aus  den  ältesten  Epochen  des  Venvaltungsrechts 
als  ein  empfindlicher  Mangel  fühlbar  üfcvvordcn.  wird  die  —  im  vorliegenden 
Falle  wc-rrn  der  zahlreichen,  dem  en<fliselicü  Rechts-  und  Wirlhschaftsleben 
entnonunenen  Fachausdrückc  überaus  schwierige  —  Uebcrsctzung  als  eine  walir- 
haft  verdieustvolte  Leistung  anei^ennen.  St. 
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